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II. Bekanntmachungen des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

2032 .3-K

Änderung der Bekanntmachung über  
Vergütungen für den nebenamtlichen Unterricht

Gemeinsame Bekanntmachung  
der Bayerischen Staatsministerien für  

Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst, 
der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat und 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

vom 1. September 2016, Az. II.5-BP4001.2-6b.106 631

1 . Die Gemeinsame Bekanntmachung der Bayerischen 
Staatsministerien für Bildung und Kultus, Wissen-
schaft und Kunst, der Finanzen, für Landesentwick-
lung und Heimat und für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten vom 13 . Juli 2001  (KWMBl . I S . 341, 
StAnz . Nr . 37), die zuletzt durch die Gemeinsa me Be-
kanntmachung vom 1. September 2014  (KWMBl. 2015 
S. 3, StAnz. Nr. 4/2015) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1 .1 1Im Eingangssatz wird die Angabe „1 . Januar 2014“ 
durch die Angabe „1. März 2015“ ersetzt. 2Der Klam-
merzusatz wird gestrichen und dafür wird folgen der 
Satz 2 eingefügt: „Die jeweils aktuellen Vergütungs-
sätze entsprechen den in Art . 98 des Bayerischen 
 Besoldungsgesetzes in Verbindung mit Anlage 9 
festge legten Mehrarbeitsvergütungssätzen .“

1 .2 In Nr . 1 werden die Vergütungssätze in den Buchsta-
ben a) bis e) durch folgende Beträge ersetzt:

bei a) € 30,95 
bei b)  € 26,47
bei c)  € 22,33
bei d) € 18,01
bei e) € 13,51

1.3 Im Eingangssatz wird die Angabe „1. März 2015“ 
durch die Angabe „1 . März 2016“ ersetzt .

1 .4 In Nr . 1 werden die Vergütungssätze in den Buchsta-
ben a) bis e) durch folgende Beträge ersetzt:

bei a) € 31,66
bei b)  € 27,08
bei c)  € 22,84
bei d) € 18,42
bei e) € 13,82

2 . Nrn . 1 .1 und 1 .2 dieser Bekanntmachung treten mit 
Wirkung vom 1. März 2015 und Nrn. 1.3 und 1.4 dieser 
Bekanntmachung am 1 . März 2016 in Kraft .

Bayerisches Staatsministerium für Bildung und Kultus, 
Wissenschaft und Kunst

Herbert P ü l s 
Ministerialdirektor

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen,  
für Landesentwicklung und Heimat

Wolfgang L a z i k 
Ministerialdirektor

Bayerisches Staatsministerium für Ernährung,  
Landwirtschaft und Forsten

Hubert B i t t l m a y e r 
Ministerialdirektor
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Richtlinien für die Familien- und Sexualerziehung 
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1. Grundsätze der Familien- und Sexualerziehung
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1. Grundsätze der Familien- und Sexualerziehung

1.1 Rechtliche Grundlagen
1Familien- und Sexualerziehung ist Teil der ge-
meinsamen Erziehungsaufgabe von Erziehungs-
berechtigten und Schule . 2Dabei orientiert sich die 
Familien- und Sexualerziehung an den allgemeinen 
Bildungszielen, wie sie in Art. 131 der Bayerischen 
Verfassung (BV) sowie in Art. 1 und 2 des Baye-
rischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unter-
richtswesen (BayEUG) ausgewiesen sind, ferner an 
den im Grundgesetz (GG) und in der BV festgeleg-
ten Wertentscheidungen, insbesondere der Achtung 
der persönlichen Würde des Menschen und der frei-
en Entfaltung seiner Persönlichkeit, der besonderen 
Förderung von Ehe und Familie sowie des Rechts 
auf Glaubens- und Gewissensfreiheit (Art. 100, 101, 
107, 124, 125, 126 BV und Art. 1, 2, 4, 6 GG). 3Basis 
dieser grundlegenden Rechtsnormen ist ein Men-
schenbild, das maßgeblich durch das Christentum 
und die Aufklärung geprägt ist. 4Für die Grund-, 
Mittel- und Förderschulen ist deshalb darüber 
 hinaus Art. 135 Satz 2 der BV maßgebend, wonach 
die Schülerinnen und Schüler nach den Grundsät-
zen der christlichen Bekenntnisse zu unterrichten 
und zu erziehen sind (vgl. auch Art. 7 Abs. 3 und 4, 
Art. 7a Abs. 6 und Art. 19 Abs. 4 BayEUG). 

5Ideologisierung und Indoktrinierung sind den 
Lehrkräften untersagt. 6Sie sind an die Wertent-
scheidungen und Bildungsziele gebunden, wie sie in 
der BV festgelegt sind . 7Die religiösen Empfindun-
gen (Art. 136 Abs. 1 BV) sowie das Persönlichkeits-
recht des Individuums, insbesondere der schutz-
würdige Intimbereich der einzelnen Schülerinnen 
und  Schüler, der Erziehungsberechtigten und der 
Lehrkräfte sind zu achten.

Art. 48 Abs. 1 bis 3 des BayEUG bestimmt dazu 
 Folgendes:

„(1) Unbeschadet des natürlichen Erziehungsrechts 
der Eltern gehört Familien- und Sexualerziehung zu 
den Aufgaben der Schulen gemäß Art. 1 und 2. Sie 
ist als altersgemäße Erziehung zu verantwortlichem 
geschlechtlichen Verhalten Teil der Gesamterziehung 
mit dem vorrangigen Ziel der Förderung von Ehe und 
Familie. Familien- und Sexualerziehung wird im 
 Rahmen mehrerer Fächer durchgeführt.
(2) Familien- und Sexualerziehung richtet sich nach 
den in der Verfassung, insbesondere in Art.  118 
Abs. 2, Art. 124, Art. 131 sowie Art. 135 Satz 2 fest-
gelegten Wertentscheidungen und Bildungszielen 
unter Wahrung der Toleranz für unterschiedliche 
Wertvorstellungen.
(3) Ziel, Inhalt und Form der Familien- und Sexual-
erziehung sind den Erziehungsberechtigten recht-
zeitig mitzuteilen und mit ihnen zu besprechen.“
8Aus dem Ineinandergreifen des natürlichen Erzie-
hungsrechts der Eltern, des Erziehungsrechts des 
Staates und dem Persönlichkeitsrecht der Schüle-
rinnen und Schüler ergibt sich die Notwendigkeit 
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einer engen und vertrauensvollen Bildungs- und 
Erziehungspartnerschaft zwischen Elternhaus und 
Schule . 9Das verpflichtet die Schule zu rechtzeitiger 
und ausreichender Information der Eltern und zur 
Aussprache mit ihnen über Ziele, Inhalte und Form 
der Durchführung der Familien- und Sexualerzie-
hung in der Schule .

1.2 Aufgaben und Ziele
1Sexualität ist Teil der menschlichen Existenz. 
 Familien- und Sexualerziehung in der Schule be-
gleitet den körperlichen, geistigen und seelischen 
Reifungsprozess der Kinder und Jugendlichen. 
2Damit dies gelingen kann, ist eine wertschätzende 
Atmosphäre Voraussetzung.

3Sie vermittelt wissenschaftlich gesicherte alters-
angemessene und ausgewogene Informationen 
über den eigenen Körper und über menschliche 
 Sexualität .

4Die Familien- und Sexualerziehung unterstützt 
die Schülerinnen und Schüler dabei, kognitive, 
 soziale und kommunikative Kompetenzen für ihren 
 Umgang mit Sexualität sowie für Partnerschaften 
und Familienleben zu entwickeln . 5Dabei werden 
folgende Schwerpunkte gesetzt (jeweils kursiv 
 gedruckt):

 Schülerinnen und Schüler erwerben auf alters-
angemessene Weise ein sachlich begründetes 
Wissen zu Fragen der menschlichen Sexualität 
und lernen, angeleitet durch ihr Wertempfinden 
und ihr Verständnis für andere, sich dazu an-
gemessen und wertschätzend sprachlich auszu-
drücken. 

6Familien- und Sexualerziehung trägt dazu bei, 
dass Schülerinnen und Schüler ihre eigene kör-
perliche und geistig-seelische Entwicklung nicht 
unvor bereitet erleben, ihre Geschlechtlichkeit, die 
damit verbundenen Gefühle, die gegebene ge-
schlechtliche Identität sowie sexuelle Orientierung 
wahrnehmen . 7Schülerinnen und Schüler erkennen, 
dass Sexualität unterschiedliche Aspekte umfasst 
wie Lebensfreude, Körperlichkeit, Fortpflanzung 
sowie die Fähigkeit Beziehungen zu gestalten und 
Verantwortung zu übernehmen. 8Schule beglei-
tet Schülerinnen und Schüler auf ihrem Weg zu 
 Eigenverantwortung und Selbstbestimmung sowie 
Gemeinschafts- und Dialogfähigkeit. 9Sie leistet 
einen Beitrag dazu, dass Kinder und Jugendliche 
sexuelle Identität als Teil der Persönlichkeit eines 
Menschen auffassen . 

 Schülerinnen und Schüler verstehen, dass Men-
schen ihre Geschlechtlichkeit unterschiedlich 
empfinden können und im Rahmen ihrer mora-
lisch-ethischen Vorstellungen selbstverantwortet 
ihr Leben gestalten. 

10Familien- und Sexualerziehung fördert Einstellun-
gen, die zur Entwicklung eines empathischen und 
verantwortungsbewussten Umgangs miteinander 
erforderlich sind. 11Sie stellt die besondere Bedeu-
tung von Ehe und Familie für den Fortbestand von 
persönlicher und staatlicher Gemeinschaft heraus 
und bezieht hier auch feste Lebenspartnerschaften 
mit ein .

 Schülerinnen und Schüler erfahren, dass Liebe 
und Partnerschaft zum Empfinden von Glück und 
Sinnerfüllung beitragen können und erkennen die 
mögliche Bedeutung von andauernder Partner-
schaft, Ehe und Familie für die Entfaltung der 
Persönlichkeit.

12Die gemeinsame Erziehung von Mädchen und 
Jungen in der Klassengemeinschaft und im Schul-
leben fördert gegenseitiges Verständnis, partner-
schaftliches Verhalten und Einstellungen, die zur 
Entwicklung einer gleichberechtigten, verantwort-
baren Partnerschaft erforderlich sind. 13Fragwürdige 
Rollenbilder bzw. -vorbilder sowie Identifikations-
figuren, auch durch Medien vermittelte, werden 
deutlich gemacht und hinterfragt .

 Schülerinnen und Schüler erleben Sensibilität, 
Achtung und einen wertschätzenden Umgang 
als Gewinn für das soziale Miteinander in einer 
 Gesellschaft. Sie wissen um die Schutzbedürf-
tigkeit und die Menschenwürde ungeborenen 
 Lebens. Sie verstehen, dass das sexuelle Selbst-
bestimmungsrecht Teil der Menschenrechte ist 
und der Würde des Menschen Rechnung trägt.

14Die Folgen und Risiken sexuellen Handelns 
 werden ins Bewusstsein gerückt . Schülerinnen und 
Schüler an den weiterführenden Schulen erwer-
ben biologisch-medizinisches Wissen über sexuell 
übertragbare Krankheiten (STD), Übertragungs-
wege und Verläufe, den HI-Virus und die Immun-
schwächeerkrankung AIDS1) . 

 Schülerinnen und Schüler achten auf Körper-
hygiene. Sie wissen um die Folgen und Risiken 
sexuellen Handelns. Kenntnisse über sexuell 
übertragbare Krankheiten leiten die Schülerin-
nen und Schüler zu einem reflektierten Verhal-
ten an. Sie verstehen die Notwendigkeit eines 
acht,samen Umgangs mit Infektionsrisiken für 
sich und  an dere und kennen wirksame Schutz-
möglichkeiten. Sie wissen um die Notwendigkeit 
ärztlicher  Behandlung im Falle einer Infektion.

15Die Prävention von sexueller Gewalt ist ein wichti-
ger Bestandteil der Familien- und Sexualerziehung . 
16Grundlage aller Prävention ist die Ausbildung 
und Förderung eines gesunden Körper- und Selbst-
bewusstseins bei Schülerinnen und Schülern . 

 Schülerinnen und Schüler sollen um die Gefahr 
sexueller Übergriffe wissen. Sie kennen und 
 erkennen Gefahrenquellen für sexuelle Übergriffe 
und Gewalt. 

 Schülerinnen und Schüler üben sich in Selbst-
behauptung und erlernen präventive Verhal-
tensweisen und Handlungsstrategien, um in 
 Situationen sexueller Belästigung und Aggression 
angemessen reagieren zu können.

17Ein weiterer Präventionsbaustein ist eine zeit-
gemäße Medienkompetenz.

1) Richtlinie zur AIDS Prävention, GemBek vom 15. März 1989 
(KWMBl. I S. 72), geändert durch KMBek vom 30. August 1989 
(KWMBl. I S. 265)
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 Schülerinnen und Schüler lernen frühzeitig auf 
nicht altersgemäße bzw. jugendgefährdende Bil-
der oder Texte, auch akustisch vermittelte, ange-
messen im Sinne des Selbstschutzes zu reagieren. 
Das schließt das Wissen über Datensicherheit, 
Persönlichkeitsrechte und den kritischen Umgang 
mit aktuellen Informations- und Kommunika-
tionstechniken ebenso ein, wie die Anleitung zu 
reflektiertem Verhalten.

1.3 Vermittlung

Die Vermittlung der Familien- und Sexualerzie-
hung trägt in ihren Prinzipien und den eingesetzten 
 Medien den Gedanken der BV Rechnung, die so-
wohl im GG, als auch im BayEUG ihre Verankerung 
gefunden haben . 

1.3.1 Prinzipien
1Die Inhalte der Familien- und Sexualerziehung 
werden objektiv, entwicklungs- und altersgemäß 
dargestellt und in einer angemessenen, sachlich 
 korrekten Ausdrucksweise, die niemanden her-
absetzt, vermittelt . 2Dies geschieht sensibel und 
 situationsgerecht. 
3Der Unterricht ist getragen vom Verständnis für die 
Situation des jungen Menschen und von der Ach-
tung vor seiner Person. 4Dem offenen Gespräch mit 
Schülerinnen und Schülern kommt dabei besondere 
Bedeutung zu . 5Es dominiert ein lebensbejahender, 
sexualfreundlicher Grundtenor. 6Beachtet werden 
das Informationsbedürfnis der Schülerinnen und 
Schüler sowie die besonderen Gegebenheiten in 
der Klasse und der jeweiligen Lebenswelt. 7Mög-
liche emotionale Auswirkungen rational vermittel-
ter Sachinformationen werden mit bedacht. 8Stimu-
lation wie auch Verängstigung durch Schilderungen 
oder Bilddemonstrationen und emotionalisierende 
 Methoden (u.a. durch handlungsorientierte inter-
aktive Einbeziehung der Körper) sind unzulässig. 
9Inklusive Situationen erfordern dabei in beson-
derem Maße einen klaren Blick auf die vielfältigen 
Bedürfnisse sowie einen sensiblen und rücksichts-
vollen Umgang aller Beteiligten miteinander unter 
Achtung sowohl der individuellen Situation der 
Schülerinnen und Schüler als auch der der gesam-
ten Gruppe. 

1.3.2 Aktionstag für das Leben
1Das GG verpflichtet den Staat, menschliches Leben 
zu schützen . 2Bereits dem ungeborenen mensch-
lichen Leben kommt Menschenwürde zu. 3Die-
se Schutzpflicht gründet in Art. 1 Abs. 1 GG und 
wird durch Art . 2 Abs . 2 GG näher bestimmt . 4Für 
die Schulen ergibt sich daraus die Aufgabe, die 
 Würde auch des ungeborenen Lebens herauszu-
stellen, Verantwortung gegenüber dem ungebore-
nen Kind zu wecken und den Willen zum Schutz 
des un ge borenen Lebens bei den Schülerinnen und 
Schülern zu stärken . 5In Ergänzung zur unterricht-
lichen Wissensvermittlung über den ungeborenen 
Menschen und sein Lebensrecht soll daher an den 
weiterführenden Schulen nach Möglichkeit jährlich 
ein „Aktionstag für das Leben“ unter Einbezug der 
Schülermitverantwortung und der Eltern durch-
geführt werden . 6Vor dem Hintergrund aktueller 
gesellschaftlicher Fragen soll die Einsicht in die 

Notwendigkeit von Werten den Willen der Schüle-
rinnen und Schüler festigen, im Sinne dieser Werte 
verantwortliche Entscheidungen zu treffen. 7Eine 
fächerübergreifende Zusammenarbeit hinsichtlich 
der vielfältigen rechtlichen, ethischen, sozialen, 
kulturellen und politischen Bezüge scheint ebenso 
wie eine Zusammenarbeit mit anderen Schulen und 
staatlich anerkannten oder kirchlichen Beratungs-
stellen für Schwangerschaftsfragen sinnvoll. 8Schü-
lerzentrierte Elemente, z. B. Diskussionsrunden mit 
Fachleuten oder theaterpädagogische Angebote, 
sollten im Vordergrund der Planung stehen. 9Dabei 
sind die in 3 .2 aufgeführten Rahmenbedingungen 
zu beachten . 

1.3.3 Unterrichtsmedien
1Unterrichtshilfen zur Veranschaulichung der bio-
logischen Sachverhalte der Familien- und Sexual-
erziehung dürfen nur während der unterrichtlichen 
Behandlung in der jeweiligen Klasse Verwendung 
finden. 2Aus Unterrichtsräumen, besonders solchen, 
die von verschiedenen Klassen benutzt werden, 
werden Lehrmittel zur Sexualerziehung nach Be-
endigung der jeweiligen Unterrichtsstunde wieder 
entfernt . 3Bei der Auswahl audiovisueller Medien 
werden das Interesse und die Aufnahmefähigkeit 
der jeweiligen Altersstufe berücksichtigt . 4Kein 
Medium darf ohne vorherige vollständige Sichtung 
durch die Lehrkraft und ohne Abgleich mit den 
Intentionen der Richtlinien für die Familien- und 
 Sexualerziehung im Unterricht eingesetzt werden. 
5Die Inhalte der Medien stimmen mit den in Art. 48 
BayEUG geforderten Werten und Normen – wie sie 
auch in der BV niedergelegt sind – überein. 6Audio-
visuelle Unterrichtshilfen, die für die Jahrgangsstu-
fen 1 bis 6 in Betracht kommen, werden vor ihrem 
Einsatz im Unterricht in Klassenelternversamm-
lungen vorgestellt (vgl. auch 3.4). 

2. Themenbereiche der Familien- und 
Sexualerziehung 

2.1 Fächerübergreifende Umsetzung
1Die Ziele der Familien- und Sexualerziehung 
werden nicht in einem eigenen Unterrichtsfach, 
sondern im Rahmen mehrerer Fächer verwirklicht. 
2Nicht alle Fächer tragen dabei in gleichem Maße 
zur  Familien- und Sexualerziehung bei, aber alle 
Fächer können Inhalte der Familien- und Sexualer-
ziehung aufgreifen . 3Die Vermittlung geschieht im 
Fachunterricht oder fachübergreifend – z. B. mittels 
Absprache oder Teamteaching.
4Je nach Schulart und entsprechenden Jahrgangs-
stufen dient der Klärung „humanbiologischer 
Sachverhalte“ in erster Linie der Unterricht in 
den Fächern: Heimat- und Sachunterricht (HSU), 
 Natur und Technik, Biologie, Physik/Chemie/Bio-
logie (PCB). 5Die Themen „Geschlechterrolle und 
 Geschlechtsidentität“ sowie „Selbstkonzept und 
Gesellschaft“ erschließen vor allem die gesell-
schaftswissenschaftlichen sowie musischen Fächer 
in enger Zusammenarbeit mit den Fächern Religi-
onslehre, Ethik und Deutsch. 6Die Entwicklung von 
sozialen und personalen Fähigkeiten geschieht im 
Miteinander des Schullebens und ist Aufgabe aller 
Fächer .



KWMBl. Nr. 2/2017 9

7Der zeitliche Umfang der Familien- und Sexual-
erziehung richtet sich im Fachunterricht der einzel-
nen Jahrgangsstufen nach den Unterrichtszielen 
und der jeweiligen Situation in der Klasse. 8Alle 
Schülerinnen und Schüler sollen die Gelegenheit 
erhalten, die für die Jahrgangsstufen vorgesehenen 
Kompetenzen zu erwerben. 9Situationsgerecht und 
altersgemäß kann auf Schülerfragen oder aktuelle 
Anlässe jederzeit unabhängig von der nachfolgen-
den Themen zuordnung zu einzelnen Jahrgangsstu-
fen eingegangen werden . 

2.2 Humanbiologische Sachverhalte
1Vermittelt werden die für das Verständnis der 
menschlichen Sexualität notwendigen sachlichen 
und begrifflichen Grundlagen. 2Den Schülerin-
nen und Schülern soll dabei bewusst werden, dass 
 biologische Gegebenheiten beim geschlechtlichen 
Verhalten eine wichtige Rolle spielen, körperliches 
Lustempfinden zu sexuellem Handeln motiviert 
und die Entstehung neuen menschlichen Lebens 
begünstigt . 3Sexualverhalten und Fortpflanzung 
des Menschen sowie das Empfinden der eigenen 
Geschlechtlichkeit werden als biologische Abläufe 
dargestellt, die durch Verantwortung des Menschen 
für sich selbst und seinen Nächsten zu gestalten 
sind . 4Gesundheitsvorsorge, das Wissen um Hygiene 
und Fachärzte gehören ebenso zu diesem Themen-
bereich wie das Wissen über sexuell übertragbare 
Krankheiten, Übertragungswege, Krankheitsver-
läufe, Therapiemöglichkeiten und die Vermeidung 
einer Ansteckung . 5Die Vermittlung übernehmen je 
nach Schulart und Alter der Schülerinnen und Schü-
ler die Fächer Heimat- und Sachunterricht (HSU), 
Natur und Technik, Biologie und Physik/Chemie/
Biologie (PCB) sowie Mensch und Umwelt (MU).

Jahr-
gangs-
stufen

Schülerinnen und Schüler …

1, 2 –  benennen sichtbare körperliche Gemein-
samkeiten und Unterschiede der Geschlech-
ter (ohne detaillierte anatomisch-physiolo-
gische Einzelheiten)

–  wenden selbstständig Maßnahmen der Kör-
perhygiene an; erläutern die Grundregeln 
beim Waschen (Gesundheitsförderung)

3, 4 –  benennen Geschlechtsmerkmale bei Jungen 
und Mädchen 

–  beschreiben Anzeichen von Pubertät, Rei-
fungserscheinungen

–  wenden erweiterte Regeln der Körper-
hygiene selbstständig an

–  haben eine klare Vorstellung von der Ent-
wicklung menschlichen Lebens, von der 
Zeugung bis zur Geburt

5, 6, 7 –  wissen um die entwicklungsbedingten 
strukturellen  Gemeinsamkeiten der weib-
lichen und männlichen Geschlechtsorgane 
und um deren geschlechtsspezifische Funk-
tionen (u.a. Menstruation, Ejakulation)

–  strukturieren ihr Wissen zu Geschlechtsakt, 
Befruchtung, Schwangerschaft und Geburt 

–  beachten Regeln zur Hygiene der Ge-
schlechtsorgane und wissen um deren 
 Bedeutung zur Vermeidung von Krankhei-
ten

Jahr-
gangs-
stufen

Schülerinnen und Schüler …

8 –  vertiefen ihr Wissen über die biologische 
Bedeutung der Sexualität (u. a. Fortpflan-
zung, Partnerbindung)

–  wissen um die Bedeutung der sexuellen Ori-
entierung und Geschlechtsidentität 

–  erkennen die Bedeutung der Hormone für 
die Sexualität des Menschen

–  verstehen Empfängnisregulation als Mög-
lichkeit ungewollte Schwangerschaft zu 
vermeiden und erkennen die Bedeutung von 
Kondomen auch als Infektionsschutz

–  leiten aus dem Wissen über die Wirkungs-
weise und Wirksamkeit verschiedener emp-
fängnisverhütender Methoden und Mittel 
Folgerungen für  verantwortungsbewusste 
Empfängnisregulation und Gesundheits-
vorsorge ab

–  strukturieren ihr Wissen über sexuell über-
tragbare Krankheiten: Übertragungswe-
ge, Symptome, Präventionsmöglichkeiten, 
Impfungen, Therapiemöglichkeiten (u.a. 
HI-Virus, Chlamydien)

–  achten den Schutz des ungeborenen Lebens 
(Aktionstag für das Leben) und berück-
sichtigen dabei ihr Wissen zur Entstehung 
menschlichen Lebens, Schwangerschaft 
und Mutterschutz sowie Empfängnisver-
hütung und Schwangerschaftsabbruch 

–  sind offen und aufgeschlossen für eine 
 regelmäßige Gesundheitsvorsorge und ggf. 
Beratung durch den Facharzt 

–  erfassen die Auswirkungen und Gefah-
ren von Alkohol- und Drogenkonsum im 
 Zusammenhang mit Sexualität 

9, 10 –  setzen sich mit den Themen Vererbung und 
genetisch bedingte Erkrankungsrisiken 
auseinander 

–  befürworten Gesundheitsvorsorge und eine 
gesunde Lebensführung (u.a. Verzicht auf 
Alkohol-, Tabak- und Drogenkonsum) in der 
Schwangerschaft  

–  verstehen den Fruchtbarkeitsverlauf und die 
Fertilitätsphase beim Menschen

–  vergegenwärtigen sich die Gefahren von 
 sexueller Gewalt (auch in den Medien) und 
sind motiviert, sich und andere davor zu 
schützen (siehe 4.2.3)

–  erkennen die Bedeutung der frühkindlichen 
Mutter-Kind-Beziehung/

–  Eltern-Kind-Beziehung

–  nehmen Stellung zu ethischen Konflikt-
feldern in den modernen Lebenswissen-
schaften

11, 12, 
13

–  erkennen die Bedeutung der elterlichen 
Fürsorge für ein Kind  

–  reflektieren unter Einbeziehung ethischer 
Implikationen Fertilität und Kinderwunsch 
im Spannungsfeld von Krankheiten, Er-
krankungsrisiken, genetischer Familien-
beratung sowie Pränatal- und Perinatal-
medizin, ggf. Reproduktionsmedizin
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2.3 Geschlechterrolle und Geschlechtsidentität
1Thematisiert werden die Auseinandersetzung mit 
der eigenen Geschlechtszugehörigkeit, die Begeg-
nung mit dem anderen und eigenen Geschlecht 
sowie das Verhältnis der Geschlechter zu- und mit-
einander . 
2Kinder und Jugendliche sollen ein positives Selbst-
verständnis vom eigenen Körper und der eigenen 
Sexualität entwickeln können. 3Auf der Suche nach 
der eigenen Geschlechterrolle und -identität werden 
medial inszenierte sexualisierte Bilder, Rollenbilder 
und Körpervorstellungen hinterfragt. 4Schülerin-
nen und Schüler entlarven unterschwellige sexu-
elle Botschaften in Bildern, Texten oder Musik und 
entwickeln selbstbewusst eigene Vorstellungen von 
Körperlichkeit, Sexualität und Identität. 5Sie begrei-
fen, dass freie Entfaltung und sexuelle Selbstbestim-
mung ihre natürliche Grenze im Recht anderer und 
in der verfassungsmäßigen Ordnung finden. 6Sie 
sprechen angemessen und wertschätzend über Ge-
fühle und Sexualität; einen rohen, sexualisierten 
und diskriminierenden Sprachgebrauch lehnen sie 
ab .
7Schülerinnen und Schüler verstehen, dass ein wert-
schätzender, verantwortungsbewusster  und selbst-
bestimmter Umgang mit Sexualität dazu beiträgt, 
lebenslang erfüllende Sexualität erfahren zu kön-
nen . 8In höheren Jahrgangsstufen werden vor dem 
Hintergrund der verfassungsmäßigen Bedeutung 
von Ehe und Familie unterschiedliche Lebensfor-
men und sexuelle Orientierungen (Hetero-, Homo-, 
Bisexualität) vorurteilsfrei von der Lehrkraft ange-
sprochen.
9Die Vermittlung der Inhalte zum Themenfeld „Ge-
schlechterrolle und Geschlechtsidentität“ können 
je nach Schulart und Alter der Schülerinnen und 
Schüler die Fächer Deutsch, Kunst, Musik, Religi-
onslehre und Ethik u . a . übernehmen .

Jahr-
gangs-
stufen

Schülerinnen und Schüler …

1, 2 –  bestimmen Erwartungen an die eigene Per-
son und sehen bei Rollenerwartungen und 
Rollenklischees einen Zusammenhang mit 
ihrem Geschlecht als Junge oder Mädchen

–  achten Aussehen und Empfindungen als 
Zeichen der Einzigartigkeit jedes Einzelnen 

–  schätzen das eigene Verhalten und die 
 Wirkung auf andere ab 

3, 4 –  entwerfen und reflektieren ein erstes Selbst-
bild und Zukunftsvarianten 

–  fragen nach Selbstwahrnehmung und 
Fremdwahrnehmung der eigenen Person 

5, 6 –  identifizieren sich mit dem eigenen Körper, 
fragen nach Selbstbild und Fremdwahrneh-
mung

–  ordnen unterschiedliche Qualitäten von 
Nähe ein

–  konkretisieren Werte für die eigene Person 

–  unterscheiden die Qualität von Beziehun-
gen: Bekanntschaft, Freundschaft, von 
Liebe getragene Beziehungen zu Eltern, 
Geschwistern und Partnern, virtuelle 
 Beziehungen

Jahr-
gangs-
stufen

Schülerinnen und Schüler …

7, 8 –  untersuchen anhand der Begriffe Verant-
wortung und Selbstverwirklichung unter-
schiedliche Beziehungsformen 

–  achten das Recht auf sexuelle Selbstbestim-
mung, akzeptieren unterschiedliche Emp-
findungen 

–  wägen Formen der Körpermodifikation ge-
geneinander ab und bedenken die Verant-
wortung für den eigenen Körper 

–  fragen nach Erwartungen, Bedürfnissen 
und Sehnsüchten, die ihre 

–  Selbstidentität prägen 

–  reflektieren die eigenen Kriterien bei der 
Partnersuche und -wahl

–  schlüsseln die Vielfalt der unter dem Ge-
schlechtsbegriff subsumierten Aspekte auf: 
biologisches Geschlecht, selbst empfundene 
Geschlechtsidentität und Rollenverständnis

–  erschließen und erläutern Aussagen zu 
 Liebe und Sexualität aus Sicht der Reli-
gionen 

9, 10 –  diskutieren das Zusammenwirken von bio-
logischem Geschlecht, Rollenzuschreibung 
und individuellem Rollen- und Geschlechts-
verständnis

–  lehnen klischeehafte Rollenzuweisungen 
für sich und andere ab

–  achten die eigene sexuelle Orientierung 
und die sexuelle Orientierung anderer 
(Hetero-, Homo-, Bisexualität); achten und 
wissen um Trans- und Intersexualität

–  sondieren die Einflüsse von Kultur, Medien 
und Peergroup auf Lebensgestaltung und 
-planung 

–  nehmen den eigenen Körper an und hinter-
fragen Körperideale 

–  prüfen ihre Ansprüche an zwischenmensch-
liche Beziehungen und an eine Partner-
schaft 

–  überdenken kritisch Selbstverleugnung und 
Selbstbehauptung in einer Partnerschaft 

–  erkennen Sexualität als mögliche Quelle 
von Lebensfreude

–  diskutieren Partnerschaft und Familien-
gründung während der Berufsausbildung

11, 12,

13
–  diskutieren Partnerschaft und Familien-

gründung während der Berufsausbildung

–  sehen Sexualität als Teil der Identität, auch 
in veränderten Lebenskontexten: z. B. bei 
Verlust des Partners, bei Krankheit oder im 
Alter 

–  zeigen Selbstverantwortung und Verant-
wortungsgefühl für den Partner 

–  vergleichen und bewerten Selbstbild, 
Selbstpräsentation und Fremdbild 
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2.4 Selbstkonzept und Gesellschaft
1Das Verständnis der eigenen Geschlechtlichkeit 
und die Bedeutung einer seelisch-körperlichen 
Partnerschaft zeigen den Jugendlichen die Not-
wendigkeit sittlicher Entscheidungen und verant-
wortungsbewussten Handelns auf. 2Die Bedeutung 
der menschlichen Sexualität im sozialen und staat-
lichen Bereich sowie die sozialen, sozialethischen, 
weltanschaulich religiösen und rechtlichen Aspekte 
der Geschlechtlichkeit des einzelnen Menschen und 
des Familienlebens werden dargestellt .
3Weitere Themen sind die Familie als Gemeinschaft 
von (biologischen oder sozialen) Eltern und Kindern, 
die Ehe als verfassungsrechtlich geschützte Grund-
lage der Familie, sowie die in den Normen des Ehe- 
und Familienrechts weiter aufgeführten Formen der 
Lebensgemeinschaft. 4Der Familie als Schutzraum 
zur Persönlichkeitsentfaltung und wichtige Voraus-
setzung für die Persönlichkeitsentwicklung eines 
Kindes kommt dabei besondere Bedeutung zu.
5Die Vermittlung der Inhalte zum Themenfeld 
„Selbstkonzept und Gesellschaft“ können je nach 
Schulart und Alter der Schülerinnen und Schüler 
die Fächer Religionslehre oder Ethik, Heimat- und 
Sachunterricht (HSU), Sozialkunde, Sozialwesen, 
Soziallehre, Geschichte/Sozialkunde/Erdkunde 
(GSE), Wirtschaft und Recht sowie das Fach Arbeit-
Wirtschaft-Technik (AWT) übernehmen .

Jahr-
gangs-
stufen

Schülerinnen und Schüler …

1, 2 –  fragen nach der Bedeutung von Aufgaben-
übernahme und gegenseitiger Unterstüt-
zung für das Familienleben

–  tauschen sich mit Achtung und Verständ-
nis gegenüber verschiedenen Formen des 
Zusammenlebens in unterschiedlichen 
 Familienformen aus

–  ermitteln Werte für ein harmonisches Mit-
einander in der Familiengemeinschaft

3, 4 –  diskutieren Erwerbstätigkeiten in Familien 
und mögliche Aufgabenverteilung 

–  erkunden Gleichberechtigung der Ge-
schlechter im Berufsleben 

–  fragen nach Veränderungen in einer Familie 
durch das Leben mit einem Neu geborenen

–  unterscheiden Zeichen der Zuneigung zwi-
schen Familienmitgliedern und zwischen 
Freunden

–  verhalten sich achtsam gegenüber jüngeren 
Kindern oder Geschwistern

5, 6 –  achten das menschliche Leben: nehmen 
Rücksicht auf Schwächere und übernehmen 
Verantwortung für Jüngere 

–  unterscheiden zwischen Schönheitsideal 
und Selbstwahrnehmung

–  prüfen kritisch die Auswirkungen der Aus-
drucksweise (z. B. Vulgärsprache) in Musik- 
und Filmwerken auf  das eigene Verhalten 
und das Verhalten anderer Jungen und 
Mädchen ihres Alters

–  bringen das eigene Verhalten in Verbindung 
mit der Wertekultur der Gesellschaft 

Jahr-
gangs-
stufen

Schülerinnen und Schüler …

7, 8 –  kennen Hilfsangebote der Gesellschaft in 
persönlichen Krisensituationen

–  reflektieren sexuelle Orientierung im Span-
nungsfeld gesellschaftlicher Normen, sozia-
ler Umwelt und persönlicher Freiheit

–  achten die rechtlichen Grundlagen zu sexu-
eller Selbstbestimmung, Sexualkontakten, 
sexueller Gewalt

–  kennen und vergleichen Initiationsrituale 
unterschiedlicher Kulturen mit Rechtslage 
und gesellschaftlicher Praxis in Deutsch-
land

–  diskutieren Anforderungen und Verpflich-
tungen bei früher Elternschaft und Berufs-
ausbildung

9, 10 –  vergleichen die Vorstellungen von Partner-
schaft und Sexualität im Spannungsfeld 
verschiedener Umwelten

–  setzen sich mit der Vernachlässigung und 
Misshandlung von Kindern und Jugend-
lichen auseinander

–  diskutieren die Planbarkeit eines Kinder-
wunsches und frühe Elternschaft

–  analysieren Darstellungen von Liebe und 
Sexualität in der Literatur 

–  reflektieren den Einfluss der Medien auf 
die eigene Sexualität und auf die Wertori-
entierung

–  setzen sich kritisch mit Pornographie und 
der medialen Verbreitung sexualisierter In-
halte (Musik, Video) auseinander

–  analysieren die Kommerzialisierung von 
Sexualität im Kontext von  Pornographie, 
Prostitution und Menschenhandel

–  achten soziale und rechtliche Bestim-
mungen zu Sexualität, Ehe, eingetragene 
Lebens partnerschaft, Lebensgemeinschaft, 
Schwangerschaft und Adoption

–  analysieren Wege der Partnersuche, mög-
liche Chancen und Gefahren 

–  reflektieren eigene Wünsche und Erwartun-
gen an eine Partnerschaft

–  analysieren die Darstellung von Liebe und 
Sexualität in bildender Kunst, Musik und 
Tanz

11, 12,

13

–  reflektieren über verantwortungsbewusste 
Familienplanung 

–  würdigen die Bedeutung der Sexualität im 
Lauf des Lebens und anerkennen  Bezie-
hungspflege als Lebensaufgabe

–  untersuchen mögliche Einflüsse von sozi-
aler Umwelt und Ökonomie auf eine Part-
nerschaft 

–  diskutieren Rechtslage und Ethik in der 
Frage der biologischen Manipulation am 
Menschen

–  diskutieren die Bedeutung von biologischer 
Verwandtschaft (Genealogie), Gentechnik 
und Selbstbestimmung auf der Grundlage 
aktueller wissenschaftlicher Erkenntnisse

–  hinterfragen die Vermarktung von Sexu-
alität 
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2.5 Stärkung der sozialen und personalen Kompeten-
zen
1Die Schule unterstützt die  Erziehungsberechtig-
ten – basierend auf den in der BV vorgegebenen 
Werten – beim Aufbau und der Stärkung von sozi-
alen und personalen Fähigkeiten ihrer Kinder. 2Sie 
hilft Schülerinnen und Schülern systematisch ihre 
Sprach- und Kommunikationskompetenz, ihre Fä-
higkeiten zum Umgang mit Stress und Konflikten 
sowie ihre Kenntnis von Verhaltensgrundregeln und 
Vorsichtsmaßnahmen in alltäglichen Situationen 
auszubauen . 3Dazu hilfreiche Angebote und Projekte 
sollten Lehrkräfte und Eltern gemeinsam abstimmen 
und mittragen . 4An weiterführenden Schulen ist das 
Schulforum in die Planungen einzubeziehen.
5Soziale und personale Kompetenzen stärken Kin-
der und Jugendliche darin, eigene Standpunkte 
zu  vertreten, eine eigene Identität aufzubauen und 
gegenüber anderen zu behaupten. 6Belastungssitu-
ationen und Gefährdungen durch sexuelle Gewalt 
begegnen Schülerinnen und Schüler so gefestigter. 
7Die Entwicklung der sozialen und personalen 
 Fähigkeiten geschieht im Miteinander des Schul-
lebens und ist Aufgabe aller Fächer . 

Jahr-
gangs-
stufen

Schülerinnen und Schüler …

1, 2 –  benennen eigene Gefühle

–  grenzen Grundelemente der Körpersprache 
voneinander ab

–  achten aufeinander und spüren die Bedeu-
tung von Gemeinschaft und deren Grenze

–  akzeptieren den Widerstand eines anderen 

–  unterscheiden zwischen angemessenen und 
unangemessenen Berührungen

–  lehnen unangemessene Berührungen ab

–  verstehen, dass es Situationen gibt, in denen 
man sich vorsichtig verhalten oder auch laut 
und deutlich „NEIN“ sagen/schreien muss 

3, 4 –  sind fähig eigene Gefühle verbal und non-
verbal mitzuteilen

–  meistern ihre eigene Körpersprache und 
Stimme

–  kommunizieren respektvoll und verstehen 
sprachlich Grenzen zu setzen

–  halten andere Meinungen aus, bauen Frust-
rationstoleranz und Selbstkontrolle auf 

–  nehmen Ungleichbehandlung von Einzel-
nen und von Gruppen wahr und wissen 
 angemessen darauf zu reagieren 

–  sind wachsam in unangenehmen Situatio-
nen und erkennen Situationen unangemes-
sener Nähe 

–  beherrschen einfache körperliche Abwehr-
techniken, die weder Selbstgefährdung 
noch erhebliche Verletzungen zur Folge 
haben

Jahr-
gangs-
stufen

Schülerinnen und Schüler …

5, 6 –  nehmen ihren Körper wahr und wertschät-
zen sich selbst 

–  schätzen die Wirkung ihrer eigenen Mimik 
und Gestik richtig ein und reagieren ange-
messen auf Mimik und Gestik anderer 

–  pflegen Freundschaften, respektieren Un-
terschiede und erkennen Möglichkeiten 
und Grenzen der Beeinflussung durch Ein-
zelne oder eine Gruppe

–  trainieren emotionale Perspektivübernah-
me und sind im Stande empathisch zu kom-
munizieren

–  bauen ihre Selbstkontrolle aus, sind fähig 
Konfliktsituationen zu erkennen und zu 
analysieren

–  setzen sprachlich Grenzen und fordern 
 diese ein

–  erproben und üben Strategien zum Umgang 
mit und zur Abwehr von verbalen sexuellen 
Belästigungen und aggressivem oder ein-
schüchterndem Verhalten 

7, 8 –  nehmen den Wandel des eigenen Körpers 
positiv an

–  spüren eigenen Gefühlen nach, teilen die-
se differenziert sowohl verbal, als auch 
 nonverbal mit

–  setzen ein breites Spektrum nonverbaler 
Ausdrucksmittel ein und verstehen  sie bei 
anderen

–  hinterfragen die Wechselwirkung zwischen 
positivem sowie negativem Körpergefühl 
und Verhalten

–  vertreten eigene Anschauungen und Wün-
sche klar gegenüber Einzelnen und einer 
Gruppe, respektieren Unterschiede

–  achten sich selbst und begegnen anderen 
mit Achtung 

–  wenden Entlastungsstrategien in Belas-
tungssituationen an 

–  probieren Elemente der Selbstbehauptung 
aus

–  grenzen sich bewusst vom Gebrauch einer 
sexualisierten oder abwertenden Sprache ab 
und fordern eine angemessene Ausdrucks-
weise ein

–  unterscheiden zwischen einer manipu-
lierenden und sachlichen 

–  Kommunikation 

–  nehmen frühzeitig Grenzverletzungen wahr 
und benennen sie als solche

–  nutzen Strategien zur Abwehr von verbalen 
sexuellen Belästigungen und aggressivem 
oder einschüchterndem Verhalten
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Jahr-
gangs-
stufen

Schülerinnen und Schüler …

9, 10 –  kommunizieren in einer Partnerschaft Be-
dürfnisse und Grenzen 

–  zeigen Toleranz und Respekt gegenüber 
Menschen, ungeachtet ihrer sexuellen 
Identität 

–  definieren einen wertschätzenden Sprach-
gebrauch und verhalten sich rücksichtsvoll 

–  treten Grenzverletzungen konsequent ent-
gegen

–  setzen nonverbale, verbale und deeskalie-
rende Selbstbehauptungstechniken ein

–  bedenken in Situationen mit Alkohol- und 
Drogenkonsum das besondere Gefahren-
potential hinsichtlich sexueller Gewalt und 
ungewollter Schwangerschaft

11, 12, 
13

–  üben ihre Fähigkeit, verantwortungs-
bewusst und werteorientiert zu urteilen

–  verbessern ihre Empathie- und Kommuni-
kationskompetenz, pflegen Beziehungen 

–  nutzen Sprache zur Klärung und Lösung 
von Konflikten und wenden Grundregeln 
der Mediation an

–  reflektieren angemessene Formen des sich 
Streitens und sich Trennens

3. Organisation der Familien- und Sexualerziehung 
an der Schule

3.1 Aufgaben der Schulleitung
1Die Schulleiterin oder der Schulleiter sorgt für die 
Einhaltung der Richtlinien für die Familien- und 
Sexualerziehung an der Schule . 2Befugnis und 
Aufgaben der staatlichen Schulaufsichtsbehörden, 
die Erfüllung der Unterrichtsziele und die Gestal-
tung des Unterrichts zu beaufsichtigen, bleiben un-
berührt .
3Die Schulleiterin oder der Schulleiter ernennt 
eine(n) Beauftragte(n) für Familien- und Sexual-
erziehung an der Schule und unterstützt die Arbeit 
des/der Beauftragten .
4Die Entscheidung, ob auf Grund einer spezifischen 
örtlichen Situation bzw. inhaltlichen Schwerpunkt-
setzung im Unterricht die Schülerinnen und Schü-
ler getrennt, statt im gewohnten Klassenverband 
unterrichtet werden, trifft die Schulleiterin oder der 
Schulleiter in Absprache mit dem/der Beauftragten 
für Familien- und Sexualerziehung und der die 
Inhalte vermittelnden Lehrkraft. 5Eine solche Ent-
scheidung ist gegenüber dem Elternbeirat und der 
Elternversammlung auf deren Verlangen zu begrün-
den .

3.2 Aufgaben des/der Beauftragten für Familien- und 
Sexualerziehung
1Der/Die Beauftragte ist erste(r) Ansprechpartner(in) 
für Lehrkräfte, Eltern, Schülerinnen und Schüler 
sowie externe Expert(inn)en zur Familien- und 
Sexualerziehung an der Schule . 2Er/Sie pflegt den 
Kontakt zu außerschulischen Ansprechpartner(inne)
n sowie Expert(inn)en und unterstützt die Lehrkräf-
te bei der Vorbereitung der didaktischen Umset-

zung der Familien- und Sexualerziehung . 3Ihm/Ihr 
 obliegt die Planung des nach Möglichkeit jährlich 
an den weiterführenden Schulen stattfindenden 
 Aktionstages für das Leben (siehe dazu auch 1.3.2).
4Der/Die Beauftragte für Familien- und Sexualer-
ziehung prüft alle Angebote externer Anbieter zur 
 Familien- und Sexualerziehung und stellt sicher, 
dass jede außerschulische Zusammenarbeit im 
 Einklang mit den Richtlinien für die Familien- und 
Sexualerziehung geschieht . 
5Er/Sie ist immer auch Interventionsbeauftragte(r), 
speziell für diese Tätigkeit geschult, und kennt im 
Verdachtsfall von sexueller Gewalt die notwendi-
gen Schritte, die zu informierenden Stellen und 
alle wichtigen Ansprechpartner. 6Um langfristig 
Schülerinnen und Schüler gegen sexuelle Gewalt 
zu stärken, stimmt er/sie mit den Lehrkräften der 
Schule die unterschiedlichen Angebote zum Auf- 
und Ausbau personaler sowie sozialer Kompetenzen 
und der Medienbildung aufeinander ab . 

3.3 Aufgaben der Lehrkräfte
1Die in den Klassen unterrichtenden Lehrkräfte 
vermitteln im jeweiligen Fachunterricht die The-
menbereiche der Familien- und Sexualerziehung . 
2Die dafür notwendigen Absprachen koordiniert der/
die Klassenleiter(in) bzw. Klassenlehrkraft oder bei 
Bedarf der/die Beauftragte für Familien- und Sexu-
alerziehung . 3Persönlichkeitsbezogene oder emoti-
onsbehaftete Inhalte der Familien- und Sexualerzie-
hung dürfen nicht Teil der Leistungserhebung sein. 
4Fragebogenaktionen über das sexuelle Verhalten 
der Schülerinnen und Schüler sind unzulässig .
5Der/Die Klassenleiter(in) beruft eine Klassen-
elternversammlung zur Information der Erzie-
hungsberechtigten ein (vgl. auch 3.4). 6Er/Sie kann 
diese Aufgabe auch an eine andere Lehrkraft der 
Klasse delegieren oder den/die Beauftragte(n) für 
Familien- und Sexualerziehung um Unterstützung 
bitten . 7Alle an der Familien- und Sexualerziehung 
in einer Klasse beteiligten Lehrkräfte sind zur 
 Zusammenarbeit und zur Teilnahme an den Infor-
mationsveranstaltungen verpflichtet. 8Für besonde-
re  Fragestellungen und Zielsetzungen der Familien- 
und Sexualerziehung können unter Einbeziehung 
des/der Beauftragten für Familien- und Sexualerzie-
hung außerschulische Expert(inn)en den Unterricht 
an weiterführenden Schulen ergänzen . 9Für  Inhalt, 
Qualität und Durchführung der gemeinsamen 
 Aktivität bleibt dabei die Lehrkraft verantwortlich 
(vgl. § 5 „Aufsichtspflicht“ der Dienstordnung für 
Lehrkräfte an staatlichen Schulen in Bayern).

3.4 Elterninformation
1In den Jahrgangsstufen 1 bis 6 erfolgt die Infor-
mation der Erziehungsberechtigten und die Ausspra-
che mit ihnen im Rahmen der jährlich vorge sehenen 
Klassenelternversammlungen oder in einem the-
matischen Elternabend. 2Die Eltern werden zu den 
Klassenelternversammlungen unter Hinweis auf 
die Thematik schriftlich eingeladen . 3In diesen wer-
den unter anderem die vorgesehenen audiovisuellen 
Lehr- und Lernmittel vorgestellt und erläutert, die 
entsprechend der Intention der Richtlinien für die 
Familien- und Sexualerziehung ausgewählt  wurden . 
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4Die Eltern werden im Interesse ihrer Kinder gebe-
ten, die Lehrkraft oder den/die Beauftragte(n) für 
Familien- und Sexualerziehung über Vorkommnis-
se oder Umstände besonderer Art vor Beginn der 
Unterrichtseinheiten zur Familien- und Sexualerzie-
hung in Kenntnis zu setzen . 5Damit die Erziehungs-
berechtigten Zeit finden mit ihren Kindern zuerst 
über Themen der Familien- und Sexualerziehung 
zu sprechen, beginnt der Unterricht zur Familien- 
und Sexualerziehung erst angemessene Zeit nach 
der Informationsveranstaltung, in der Grundschule 
und in den Jahrgangsstufen 5 und 6 in der Regel erst 
nach Ablauf von acht Wochen.
6Besondere Klassenelternversammlungen zur Fami-
lien- und Sexualerziehung werden für die Eingangs-
klassen an der Grundschule, der Mittelschule, der 
Förderschule, der Realschule, der Wirtschaftsschule 
und dem Gymnasium einberufen, soweit der Eltern-
beirat dies wünscht . 
7In den Jahrgangsstufen 7 bis 13 kann die Informa-
tion der Eltern entweder im Rahmen von Klassenel-
ternversammlungen oder durch Elternbrief erfolgen. 
8Hierüber entscheidet die Schule im Einvernehmen 
mit dem Elternbeirat. 

3.5 Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung
1Damit die Schule ihren gesetzlichen Auftrag zur 
Familien- und Sexualerziehung erfüllen kann, sind 
in die Vorbereitung für die verschiedenen Lehrämter 
sowie in die Lehrerfortbildung entsprechende fach- 
und erziehungswissenschaftliche, didaktische und 
unterrichtsmethodische Themenbereiche aufzuneh-
men . 2Die Beauftragten für Familien- und Sexual-
erziehung an den Schulen erhalten ein besonderes 
Fortbildungsangebot. 

4. Prävention von sexueller Gewalt

4.1 Sexuelle Gewalt
1Sexuelle Grenzverletzungen und Übergriffe sind 
Formen sexueller Gewalt. 2Unter sexueller Gewalt 
(sexuellem Missbrauch, sexueller Misshandlung) 
versteht man jede Handlung eines Mächtigeren – 
Erwachsenen oder deutlich älteren Jugendlichen –  
an Schwächeren wie z . B . Kindern, die der sexuellen 
Erregung bzw. Befriedigung des Mächtigeren dient. 
3Der Mächtigere nutzt das Machtgefälle bzw . seine 
physische und psychische Überlegenheit zur Durch-
setzung seiner Bedürfnisse aus . 4Er allein trägt die 
Verantwortung für die Handlungen. 5Ein Kind kann 
diesen Handlungen auf Grund seines Entwicklungs-
standes nicht frei und wissentlich zustimmen . 6Zu-
sätzlich werden die betroffenen Kinder meist von 
den Tätern zur Geheimhaltung verpflichtet. 7Da 
diese Kinder zusätzlich oft von den erwachsenen 
oder älteren jugendlichen Tätern abhängig sind und 
meist in einem Vertrauensverhältnis zu ihnen ste-
hen, kann es den Kindern kaum gelingen, sich den 
Handlungen durch die Erwachsenen oder älteren 
Jugendlichen zu widersetzen. 8Alle sexuellen Hand-
lungen, die an, vor oder mit einem Kind erzwungen 
werden oder mit dessen scheinbarem Einverständnis 
stattfinden, erfüllen einen Straftatbestand.
9Abzugrenzen davon sind sexuelle Grenzverletzun-
gen und Übergriffe zwischen Kindern. 10Von Kin-

dern spricht man bis zu einem Alter von vierzehn 
Jahren, ab vierzehn Jahren dann von Jugendlichen. 
11In diesen Fällen nutzt ein übergriffiges Kind ein 
Machtgefälle zum betroffenen Kind aus. 12Das über-
griffige Kind setzt das betroffene Kind dabei emotio-
nal oder durch körperliche Gewalt unter Druck und  
erzwingt in der Folge sexuelle Handlungen. 13Diese 
werden unfreiwillig vom betroffenen Kind geduldet.
14Es ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, sexu-
elle Gewalt einzudämmen . Die Schule weist Kinder 
und Eltern auf die Gefahr sexueller Übergriffe hin 
und informiert über mögliche Maßnahmen zur Ver-
meidung sexueller Grenzverletzungen . 15Schule leis-
tet so einen Beitrag zur Vorbeugung von sexueller 
Gewalt . 16Durch das Ansprechen des Problems der 
sexuellen Gewalt in der Schule sollen Kinder Schule 
als einen Ort erfahren, von dem in einer schwierigen 
Lebenslage Hilfe zu erwarten ist.

4.2 Präventionsstrategien
1Kommunikationsprobleme und Dominanzansprü-
che können bei Kindern und Jugendlichen zu Ge-
walt führen . 2Dabei verwischen und vermischen sich 
mit zunehmendem Alter oft die Grenzen und Formen 
von körperlicher, verbaler und sexueller Gewalt. 
3Schülerinnen und Schüler sollten deshalb frühzei-
tig in Elternhaus und Schule erfahren, dass die Aus-
übung jeder Art von Gewalt keine Duldung erfährt 
und gesellschaftlicher Ächtung unterliegt . 4Schüle-
rinnen und Schüler können mit sexueller Gewalt an 
den verschiedenen Orten und in unterschiedlichen 
Zusammenhängen konfrontiert werden. 5Sexuelle 
Gewalt tritt neben direkten körperlichen Übergriffen 
auch in anderen Formen auf - visuell, verbal oder 
medial vermittelt .
6Kinder und Jugendliche sollen sich Belästigungen 
und Bedrohungen nicht hilflos ausgeliefert fühlen, 
sondern um ihre Rechte, Schutz- und Hilfsange-
bote wissen und in aggressiven und bedrohlichen 
Situationen Möglichkeiten der Gegenwehr oder der 
Schutzsuche kennen . 
7Altersangemessen gilt es Sinne und Intuition der 
Schülerinnen und Schüler zu schärfen, damit sie 
möglichst früh Bedrohungen erkennen, Grenzver-
letzungen wahrnehmen und benennen können. 8Sie 
müssen mögliche Gefahrenquellen, die die Wahr-
scheinlichkeit sexueller Gewalt erhöhen, kennen. 
9Alkohol- und Drogenmissbrauch bergen ein hohes 
Risikopotential hinsichtlich sexueller Gewalt und 
gesundheitlicher Gefährdung . 10Medial vermittel-
te sexuelle Botschaften, die durch sexuelle Gewalt 
in Wort und Tat geprägt sind, können einer unter-
schwelligen Verrohung Vorschub leisten und im 
ungünstigen Fall Auswirkungen auf die sexuellen 
Vorstellungen und Handlungskonzepte Jugend-
licher haben . 11Eine weitere Gefahrenquelle kann 
sich aus dem Missbrauch sozialer Macht in Bezie-
hungen ergeben .
12Schule reagiert, indem sie als Basis schulischer 
Gewaltprävention die Ich-Stärke bei Schülerinnen 
und Schülern fördert und die Wertekultur der Ver-
fassung im Schulalltag einfordert. 13Die Vermittlung 
von Werten, die Ausbildung von Frustrationstole-
ranz, Empathiefähigkeit und Selbstbewusstsein 
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stärken die sozialen und personalen Fähigkeiten 
der Schülerinnen und Schüler in Konflikt- und 
Bedrohungssituationen. 14Selbstbewusste und zu-
gleich sozial kompetente Kinder und Jugendliche 
werden seltener Opfer und sind seltener übergriffig 
bzw. Täterinnen oder Täter. 15Die Wertschätzung von 
Mitmenschen in ihrer Eigenart und die Übernah-
me von Verantwortung für das eigene Handeln sind 
wichtige Schritte des Reifungsprozesses vom Kind 
zum sozial kompetenten Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen.

4.2.1 Persönlichkeitsstärkende Erziehungshaltung
1Die Erziehung der Kinder liegt zuallererst in der 
Verantwortung der Eltern. 2Eine Erziehungshaltung, 
die Kinder als vollwertige Personen anerkennt und 
die Entwicklung ihres Selbstwertgefühls stärkt, 
trägt wesentlich zur Vermeidung sexueller Über-
griffe bei . 3Mädchen und Jungen sollen zu selbst-
bewussten, selbstbestimmten, kritischen Menschen 
erzogen werden, die ihren Mitmenschen respekt-
voll und verantwortungsbewusst gegenüber treten.
4Ermutigen Erziehungsberechtigte ihre Kinder, auf 
ihr Körperempfinden zu achten, ihre Umgebung 
bewusst wahrzunehmen und über ihre Erlebnisse 
und Eindrücke zu sprechen, erleben diese, dass ihre 
Einschätzungen ernstgenommen werden. 5Kinder 
sollen Empfindungen – Gefallen bzw. Nichtgefal-
len – nicht vorgeschrieben bekommen, sie haben ein 
Recht auf selbst bestimmten Körperkontakt . 6So 
erfahren sie sich selbstwirksam . 7Sie lernen, dass 
sie in bestimmten Situationen „NEIN“ sagen dürfen 
und müssen . 8Von Kindern wird kein unbedingter 
Gehorsam eingefordert. 9Solch eine Erziehungshal-
tung kann es Kindern in Gefährdungssituationen 
erleichtern, sich einem fremden Willen entgegen 
zu stellen, „NEIN“ zu sagen, Hilfe zu holen oder 
einzufordern. 10Gefördert wird eine selbstbewusste 
Persönlichkeitsentwicklung durch

– Aufmerksamkeit und Zuwendung durch die Eltern

– das Erleben und Lernen von Verständnis

– die Möglichkeit für Kinder, ihre eigene Persön-
lichkeit zu entfalten

– das Ernstnehmen von Gefühlen und Intuition der 
Kinder 

– die vorgelebte Wertschätzung und Achtung ande-
rer 

– den Aufbau einer realistischen Frustrationstole-
ranz bei den Kindern

– eine Erziehung zu Achtsamkeit und Vorsicht

– das Vermeiden einengender oder klischeehafter 
Erziehung.

4.2.2 Zusammenarbeit von Elternhaus und Schule
1Eine persönlichkeitsstärkende Erziehung wird 
dann größtmögliche Wirkung entfalten, wenn sie 
von allen Bezugspersonen der Kinder und Jugend-
lichen – in Elternhaus und Schule – realisiert wird. 
2Sie beinhaltet auch die Förderung von sozialer 
Kompetenz, d. h. von Selbstwertgefühl, Selbstbe-
wusstsein sowie Empathie und wird begleitet von 
einer reflektierten Medienerziehung. 3Der Sensibi-
lisierung der Erziehungsberechtigten für einen ver-
antwortungsvollen und kritischen Medienkonsum 

des Kindes und die Beachtung von Sicherheits regeln 
bei der Mediennutzung durch das Kind kommt 
 besondere Bedeutung zu.
4Bei Elternabenden können Eltern Inhalte und 
Möglichkeiten der Präventionsarbeit in der Schu-
le und zu Hause im Bereich der Medienerziehung 
und bezüglich sozialer sowie personaler Kompeten-
zen kennenlernen sowie Fragen und Erfahrungen 
dazu einbringen . 5Zusätzliche Ansprechpartner 
werden vorgestellt wie bspw. geschulte Fach kräfte, 
Schulpsycholog(inn)en, Mitarbeiter(innen) der für 
den Bezirk zuständigen staatlichen Schulbera-
tungsstelle oder auch Fachberater(innen) der Poli-
zei .  6Eltern brauchen im Kontext der Familien- und 
Sexualerziehung

– grundlegende Informationen zu sexueller Gewalt

– Kenntnisse zur Prävention sexueller Gewalt 

– grundlegende Informationen zur Bedeutung so-
zialer sowie personaler Kompetenzen und zur 
 Medienerziehung

– Informationen zu Grundsätzen des gesetzlichen 
und pädagogischen Kinder-und Jugendschutzes 
und Möglichkeiten des technischen Jugendschut-
zes (Jugendschutzfilter für das Internet)

– Hilfen, wie Präventionsinhalte an das eigene Kind 
bzw . die eigenen Kinder vermittelt und eingeübt 
werden können.

4.2.3 Bedeutung der Medienumwelt
1Kinder und Jugendliche wachsen in einer zuneh-
mend sexualisierten Lebenswelt auf und sind beson-
ders empfänglich für Trends und Wertvorstellungen, 
die durch Medien verbreitet und verstärkt werden . 
2Schülerinnen und Schüler werden über Fernsehen, 
Internet, Musik, Computerspiele u. a. mit proble-
matischen und verstörenden Inhalten zum Thema 
Sexualität konfrontiert. 3Dabei wird oftmals der 
Zusammenhang von Achtung, Zärtlichkeit, Liebe 
und Sexualität aufgehoben und ein bedenkliches 
Männer- und Frauenbild vermittelt . 
4Im Rahmen der Medienbildung hinterfragen Schü-
lerinnen und Schüler mediale Botschaften kritisch 
und gehen in der Folge selbstbestimmter mit Medien 
um . 5Die Kenntnisse zu Jugend- und Datenschutz 
sowie zum Urheberrecht und das damit verbundene 
Wissen um die eigenen Rechte und Pflichten im Um-
gang mit digitalen Medien helfen, sich selbst besser 
zu schützen und auch anderen dabei achtungsvoll 
und wertschätzend zu begegnen . 
6Bei ungewolltem Kontakt mit problematischen und 
angstauslösenden Inhalten sollten sich die Kinder 
und Jugendlichen vertrauensvoll an Erziehungs-
berechtigte und Lehrkräfte wenden. 7Mediener-
ziehung kann nur als gemeinsames Anliegen von 
Familie und Schule gelingen . 8Medienbildung ist 
Teil des pädagogischen Auftrags jeder Lehrkraft. 
9Es empfiehlt sich, den Prozess der Medienbil-
dung an der Schule im Sinne einer fortdauernden 
Wirksamkeit zu systematisieren .2) 10Belange der 

2) dazu KMBek Medienbildung K WMBl. Nr. 22/2012 sowie KMBek EDV- und 
Internet-Nutzung KWMBl. Nr. 21/2012
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Medienbildung thematisieren unterschiedliche 
Fächer: Deutsch, Kunst und Musik, Sozialkunde, 
Sozialwesen, Soziallehre, Geschichte/Sozialkun-
de/Erdkunde, Natur und Technik, Informatik, In-
formationstechnologie (IT), Wirtschaft. 11Nachfol-
gende Tabelle zeigt die dabei für die Familien- und 
Sexualerziehung wichtigen Aspekte auf. 

Jahr-
gangs-
stufen

Schülerinnen und Schüler …

1, 2 –  achten auf die Einhaltung grundlegender 
Sicherheitsregeln und Abwehrstrategien, da 
sie sich möglicher Gefahren bewusst sind

–  finden kindgerechte und sichere Medien-
portale bzw. -angebote

–  akzeptieren Maßnahmen zum technischen 
Kinder- und Jugendschutz 

3, 4 –  wählen sichere Möglichkeiten zur Kommu-
nikation aus

–  stufen Identifikationsfiguren und Identifi-
kationsangebote aus den Medien als Teil 
einer fiktionalen Welt ein

–  identifizieren Gefahren des eigenen Me-
diengebrauchs 

5, 6 –  definieren Chancen und Risiken verschie-
dener Medienarten und -formate

–  hinterfragen Medienangebote und mediale 
Identifikationsfiguren, z. B. im Fernsehen, 
Internet und in Computerspielen

–  entwickeln Strategien zum Umgang mit di-
gitalen sexuellen Übergriffen (im Netz, per 
Handy, in der Musik)

–  gehen mit persönlichen Daten sowie Daten 
Dritter angemessen um, da sie um die Ma-
nipulationsmöglichkeiten von Daten und 
Bildern wissen  

7, 8 –  wenden einfache Sicherheitsregeln und 
Abwehrstrategien zur Sicherheit von Infor-
mationen und Daten im Netz, in sozialen 
Netzwerken sowie im Chat an

–  reagieren angemessen auf medial vermittel-
te sexuelle Belästigung und Gewalt   

–  halten grundlegende Aspekte des Urhe-
berrechts, Persönlichkeitsrechts, Jugend-
medienschutzes und Datenschutzes bei der 
Mediennutzung und -gestaltung ein

–  erkennen den Einfluss der Medien auf ge-
sellschaftliche und eigene Vorstellungen 
von Sexualität und Schönheit

–  stellen Rollen- und Körperbilder und die 
Sexualisierung von Alltagsthemen in den 
Medien in Frage und prüfen kritisch z. B. 
Musikvideos oder Computerspiele 

9, 10 –  bauen ihre Strategien zum Umgang mit se-
xuellen Übergriffen in der digitalen Kom-
munikation aus

–  schützen sich vor medialen Gefahren und 
treffen selbstständig geeignete Präventions-
maßnahmen aus der Kenntnis um Chancen 
und Risiken des Mediengebrauchs 

–  halten bei der Mediennutzung Vorschriften 
des Daten- und Jugendmedienschutzes ein

–  analysieren und bewerten mediale Vor-/
Leitbilder sowie Wirklichkeitskonstruktio-
nen in virtuellen Welten, sozialen Netzwer-
ken und in der Musik

–  hinterfragen kritisch den Einfluss der Me-
dien durch Kommerzialisierung und Sexu-
alisierung auf ihre eigene Meinungsbil-
dung, Wertorientierung und ihr Handeln

–  überdenken ihre Selbstdarstellung in sozi-
alen Netzwerken und deren Wirkung auf 
andere

11, 
12,

13

–  verwenden mediale Kommunikationsfor-
men situationsgerecht, adressatenorientiert 
sowie verantwortungsbewusst

–  hinterfragen kritisch die Rolle der Medien 
bei der Gestaltung des individuellen und 
gesellschaftlichen Lebens und ihrer Kon-
struktion von Wirklichkeit

4.2.4 Sprechen über sexuelle Gewalt
1Unaufgeklärte Kinder sind leichte Opfer. 2Ein 
aufgeklärtes, selbstbewusstes Kind hat eher die 
 Chance, eine schwierige Situation zu meistern. 
3Kindern und Jugendlichen mit besonderem För-
derbedarf stehen aufgrund ihrer größeren Abhän-
gig- und Hilfsbedürftigkeit besonderer Schutz und 
Aufmerksamkeit zu . 4Stets in dem Bewusstsein, dass 
die Vermittlung dieses Themas besonderes Fein-
gefühl erfordert und jegliche Emotionalisierung 
oder gar Dramatisierung verbietet, sollte deshalb 
nach der Vermittlung grundlegender Begriffe zur 
Sexualität (vgl. 2.2)  bereits mit Grundschülerinnen 
und Grundschülern ein  Gespräch über sexuelle 
Gewalt, im Sinne einer frühzeitigen Prävention 
von sexuellem Missbrauch, geführt werden. 5Solch 
ein  Gespräch kann unter Einbeziehung geeigneter 
 Medien geschehen oder beispielsweise anlässlich 
 einer  aktuellen  Berichterstattung . 6Aufgrund der 
Sensibilität des Themas muss sich die Lehrkraft 
hierfür in jedem Fall besonders intensiv vorbereiten. 
7Das Gespräch soll Kindern helfen,  sexuelle Grenz-
verletzungen und Übergriffe als solche benennen 
zu können. 8Kinder, die nicht angemessen sexuell 
aufgeklärt sind,  besitzen keine Sprache über sexuel-
le Vorgänge. 9Dies erschwert es ihnen, sich im  Falle 
von Bedrohungen oder Missbrauch mitzuteilen. 
10Dem Kind wird so vermittelt, dass die Bezugsper-
son (Eltern, Lehrerinnen und Lehrer) um die Realität 
sexueller Misshandlungen weiß und dass sexueller 
Missbrauch kein Tabut hema darstellt . 11Dies erleich-
tert einem Kind im Falle einer Bedrohung oder nach 
einer Grenzverletzung die Kontaktaufnahme mit 
Außenstehenden und das Sprechen darüber. 
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4.3 Die Rolle von Schule und Lehrkräften in der 
 Präventionsarbeit
1Die täglichen und intensiven Kontakte mit den 
Kindern prädestinieren vor allem die Grundschul-
lehrkräfte als Ansprechpartner und Vertrauensper-
sonen für betroffene Kinder. 2Sie können einerseits 
entsprechende Anzeichen wahrnehmen, anderer-
seits bieten sie Kindern, die von innerfamiliärem 
Missbrauch betroffen sind, vielleicht die einzige 
Möglichkeit, Außenkontakte zu knüpfen oder sich 
jemandem mitzuteilen . 3Die Lehrkraft beschränkt 
sich im Gespräch mit dem Kind oder Jugendlichen 
darauf zuzuhören, zu unterstützen und auf Wunsch 
der Schülerin oder des Schülers eine Intervention 
zu begleiten . 
4Die Abklärung eines Verdachts (Interventions-
arbeit) aus eigenem Antrieb, die Aufdeckung einer 
sexuellen Misshandlung oder die Konfrontation der 
Täterin oder des Täters gehören jedoch nicht zum 
Aufgabengebiet der Lehrkraft. 
5Zusätzlich zu ihrer Aufklärungsarbeit im Unter-
richt sind Lehrkräfte gehalten, Verhaltensände-
rungen wahrzunehmen, die Hinweissignale dafür 
sein können, dass ein Kind Opfer sexueller Gewalt 
ist . 6Die Signale müssen ernst genommen und der 
Beauftragte für Familien- und Sexualerziehung in 
seiner Funktion als Interventionsbeauftragter muss 
informiert werden. 7Zu dessen Aufgaben zählt es, 
sich über die notwendigen Schritte bei einer even-
tuellen Intervention zu informieren, sich dazu 
fortzubilden und die Ansprechpartner der Hilfsor-
ganisationen und Behörden vor Ort zu kennen, die 
im Fall eines Verdachts auf sexuellen Missbrauch 
kontaktiert werden müssen bzw. können. 8Weitere 
wichtige Ansprechpartner für Eltern und Lehrkräfte 
sind v.a. die Schulpsychologen, die Mitarbeiter der 
für den Bezirk zuständigen staatlichen Schulbera-
tungsstelle sowie der Jugendhilfe.

5.  Inkrafttreten, Außerkrafttreten
1Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 
15 . Dezember 2016 in Kraft . 2Gleichzeitig tritt 
die Bekanntmachung über die Richtlinien für die 
 Familien- und Sexualerziehung in den bayerischen 
Schulen vom 12. August 2002 (KWMBl. I S. 285) 
außer Kraft .

Herbert P ü l s 
Ministerialdirektor

2230 .7 .1-K

Durchführung der Härteregelung nach 
Art. 34a Abs. 2 BaySchFG

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 2. Januar 2017, Az. III.8-BH4700-4b.733

Präambel
1Soweit die Leistungen nach dem Bayerischen Schulfinan-
zierungsgesetz (BaySchFG) die tatsächlichen und notwen-
digen Aufwendungen für Schülerinnen und Schüler mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf oder im Sinn des § 2 
der Krankenhausschulordnung (KraSO), die schulpflich-
tig sind oder sich an weiterführenden Förderschulen bis 
einschließlich Jahrgangsstufe 12 befinden, nicht decken, 
können gemäß Art. 34a Abs. 2 Satz 1 BaySchFG nach Maß-
gabe des Staatshaushalts auf Antrag freiwillige pauschale 
Zuschüsse gewährt werden . 2Diese leisten einen Beitrag 
zur Finanzierung von Betrieb, Verwaltung und Organi-
sation der Schulen.

1. Geltungsbereich
1Diese Bekanntmachung gilt für private Förder-
schulen und private Schulen für Kranke, die an der 
 Förderung nach Art. 34a BaySchFG teilnehmen und 
die Teilnahme an der Härteregelung nach Art . 34a 
Abs . 2 BaySchFG beantragen . 2Sie gilt nicht für den 
vorschulischen Bereich.

2. Härteregelung

2 .1 Voraussetzungen für eine Leistung aus der Härte-
regelung
1Formelle Voraussetzung für die Gewährung einer 
Leistung aus der Härteregelung nach Art. 34a Abs. 2 
Satz 1 BaySchFG ist, dass die betreffende Schule am 
1. August 2015 genehmigt war oder, falls die staat-
liche Genehmigung erst später erfolgt ist, dass die 
Schule zumindest zwei Jahre ab Genehmigung ohne 
wesentliche Beanstandung bestanden hat .
2In materieller Hinsicht setzt die Gewährung einer 
Leistung aus der Härteregelung voraus, dass dem 
Schulträger notwendige Aufwendungen im Zusam-
menhang mit dem Betrieb, der Verwaltung und der 
Organisation einer konkret benannten Schule (Trä-
gerverwaltungskosten) für Schüler und Schülerin-
nen mit sonderpädagogischem Förderbedarf oder im 
Sinn des § 2 der Krankenhausschulordnung (KraSO) 
tatsächlich entstanden sind und daraus ein Defizit 
entsteht . 3Nicht berücksichtigungsfähig sind rein 
kalkulatorische Kosten.
4Der Schulträger kann neben Trägerverwaltungs-
kosten auch ein noch verbleibendes Defizit aus der 
Vergütung für den notwendigen Personalaufwand 
nach Art . 34a Abs . 1 Satz 1 Nr . 1 BaySchFG geltend 
machen . 5Hierzu hat der Schulträger die Abrechnung 
der Zahlfälle des Landesamts für Finanzen (mit Per-
sonalnummer) der entsprechenden Lohnabrechnung 
gegenüberzustellen . 6Die Aufstellung ist der Regie-
rung vorzulegen. 7Die entsprechenden Nachweise 
sind für eine Überprüfung bereitzuhalten. 8Ein mög-
licher Überschuss aus der Vergütung für den Perso-
nalaufwand ist anzurechnen .
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9Nicht berücksichtigungsfähig ist der Schulaufwand 
nach Art . 34a Abs . 1 Satz 1 Nr . 2 i .V .m . Art . 34 Satz 1 
BaySchFG .

2 .2 Antragsverfahren
1Die Leistung aus der Härteregelung erfolgt bezo-
gen auf das jeweilige Kalenderjahr vom 1. Januar bis 
31 . Dezember . 2Vorschüsse werden nicht geleistet.
3Voraussetzung für eine Leistung aus der Härtere-
gelung ist ein schriftlicher Antrag des Schulträgers, 
der bei der zuständigen Regierung für eine kon-
kret bezeichnete Schule zu stellen ist . 4Der Antrag 
muss bis zum 31 . Mai des auf das Abrechnungs-
jahr  folgenden Kalenderjahres bei der zuständigen 
 Regierung eingegangen sein und das entstandene 
Defizit betragsmäßig darlegen. 5Darüber hinaus ist 
der Schulträger verpflichtet, die zweckentsprechen-
de Verwendung der Mittel zu bestätigen (Art. 34a 
Abs. 2 Satz 3 BaySchFG).

2 .3 Abrechnungsverfahren
1Die Leistungen werden grundsätzlich in pauscha-
lierter Form proportional zur Schülerzahl an den be-
troffenen Schulen nach den folgenden Grundsätzen 
gewährt . 2Zu berücksichtigen sind nur Schülerin-
nen und Schüler mit sonderpädagogischem Förder-
bedarf und Schülerinnen und Schüler im Sinn des § 2 
 KraSO . 3Dabei werden der Zahl der Schüler und der 
 Zuordnung zu den Förderschwerpunkten jeweils die 
Verhältnisse am Stichtag der Amtlichen Schuldaten 
für das dem Abrechnungsjahr vorhergehende Jahr 
zugrunde gelegt .
4Das ausgleichsfähige Defizit wird ins Verhältnis 
zur Zahl der Schülerinnen und Schüler mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf, aufgeschlüsselt nach 
den jeweiligen Förderschwerpunkten, oder im Sinn 
des § 2 KraSO gesetzt. 5Das so ermittelte rechneri-
sche Defizit kann bis zu einem Betrag von höchstens 
40 Euro im Monat pro Schülerin bzw. Schüler mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf oder im Sinn des 
§ 2 KraSO berücksichtigt werden.
6Maßgeblich für die Berechnung der Leistung ist 
der Förderschwerpunkt der einzelnen Schülerinnen 
und Schüler . 7Dabei werden die Förderschwerpunkte 
unterschiedlich gewichtet . 8Auf die Zahl der Schüle-
rinnen und Schüler mit sonderpädagogischem För-
derbedarf sind nachfolgende Faktoren anzuwenden:

a) Schüler nach § 2 KraSO und Schüler an beruf-
lichen Schulen zur sonderpädagogischen Förde-
rung (Art. 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BayEUG): Faktor 
0,5

b) Schüler an Förderzentren (Art. 20 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1 BayEUG) sowie an sonstigen allgemein 
 bildenden Schulen zur sonderpädagogischen 
Förderung (Art. 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BayEUG) 
werden mit folgenden Faktoren berücksichtigt:

– Faktor 1,0: Schüler mit dem Förderschwerpunkt 
Sprache, Lernen, emotionale und soziale Ent-
wicklung sowie Schüler ohne zugeordneten 
Förderschwerpunkt,

– Faktor 1,3: Schüler mit dem Förderschwerpunkt 
Sehen, Hören, körperliche und motorische 
 Entwicklung sowie geistige Entwicklung.

2.4 Über den Ausgleich von besonderen systembeding-
ten und existenzbedrohenden Härten entscheidet 
das Staatsministerium im Rahmen der vorhandenen 
Mittel .

3. Übergangsregelung
1Für die Abrechnung ab 1 . August 2015 bis 31 . De-
zember 2021 gilt die nachstehend dargestellte Über-
gangsregelung . 2Diese soll den Schulen, die bisher 
Schulgeld erhoben haben, die Umstellung auf die 
neue Förderung erleichtern.
3Die Übergangsregelung wird nur solchen Schu-
len gewährt, die schon bisher Schulgeldersatz bzw. 
 einen Vorschuss auf die neue Förderung erhalten 
 haben, soweit ein entsprechendes Defizit entstanden 
ist . 4Grundlage für die Bemessung der Übergangs-
regelung sind die im Wege des Vorschusses geleis-
teten Schulgeldersatzzahlungen zum Stichtag am 
31. Januar 2016.

3 .1 Verteilung der zur Verfügung stehenden Ausgabe-
mittel während der Übergangsregelung

3 .1 .1 Abrechnung der Härteregelung im Rahmen der 
Übergangsregelung bis 31. Dezember 2021

Die nach Maßgabe des Staatshaushalts für die Härte-
regelung nach Art . 34a Abs . 2 BaySchFG zur Verfü-
gung stehenden Ausgabemittel werden im Rahmen 
der Übergangsregelung wie folgt eingesetzt:

Abrechnungs-
jahr

Anteil für die 
Übergangs- 

regelung

Anteil für die 
neue 

Härteregelung

2015 70 v .H . 30 v .H .

2016 70 v .H . 30 v .H .

2017 58 v .H . 42 v .H .

2018 46 v .H . 54 v .H .

2019 34 v .H . 66 v .H .

2020 22 v .H . 78 v .H .

2021 10 v .H . 90 v .H .

3 .1 .2 Abrechnung bis 31. Dezember 2015

Die für den Zeitraum vom 1. August bis 31. Dezem-
ber 2015 zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel 
werden auf der Basis des ausgleichsfähigen Defizits 
für diese 5 Monate anteilig entsprechend den in 
Nr . 3 .1 .1 für das Abrechnungsjahr 2015 festgesetzten 
Anteilen verteilt .

3 .2 Rückforderung
1Die Schulgeldersatzzahlungen wurden unter dem 
Vorbehalt der Rückforderung und der Verrechnung 
als Vorschuss auf die neue Förderung geleistet. 2Mit 
Inkrafttreten der Neuregelung am 1 . August 2015 
werden mögliche Überzahlungen ab diesem Zeit-
punkt festgestellt. 3Sie können mit künftigen Leis-
tungen aus der Härteregelung nach Art . 34a Abs . 2 
BaySchFG verrechnet werden .

4. Inkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 
1 . August 2015 in Kraft .

Herbert P ü l s 
Ministerialdirektor
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2230 .7-K

Änderung der Bekanntmachung 
über die beruflichen Schulen mit überregionalem 

Einzugsbereich

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 4. Januar 2017, Az. VI.7-BH9001.1-7b.147 978

1. Die Bekanntmachung über die beruflichen Schulen 
mit überregionalem Einzugsbereich vom 11. März 
2008 (KWMBl. S. 54, StAnz. Nr. 14), die zuletzt durch 
Bekanntmachung vom 4. Januar 2016 (KWMBl. S. 44, 
ber. S. 54; StAnz. Nr. 6) geändert worden ist wird wie 
folgt geändert:

1.1 Ergänzungen

Die Bekanntmachung wird um folgende Schulen ergänzt:

1 .1 .21 Berufsfachschule für kauf- 
männische Assistenten, 
Garmisch-Partenkirchen 
(1. August 2016)

Landkreis 
Garmisch- 
Partenkirchen

1 .1 .22 Berufsfachschule für  
Krankenpflegehilfe,  
Ingolstadt 
(1. August 2016)

Krankenhaus- 
zweckverband 
Ingolstadt

1 .1 .23 Berufsfachschule für 
Krankenpflegehilfe, München

(1. August 2016)

Städt . Klinikum 
München 
GmbH

3 .1 .09 Staatliche Berufsfachschule für  
Logopädie am Staatl. Beruflichen 
Schulzentrum Regensburger  
Land 
(1. August 2016)

Landkreis 
Regensburg

5 .1 .13 Berufsfachschule für 
gastgewerbliche Berufe, 
Lauf a.d. Pegnitz 
(1. August 2012)

Landkreis 
Nürnberger 
Land

1 .2 Streichungen

Folgende Schulen werden aus der Bekanntmachung gestri-
chen:

1 .1 .15 Staatliche Berufsfachschule für 
informations- und telekommu-
nikationstechnische Berufe, 
Ingolstadt

Stadt Ingolstadt

1 .1 .16 Staatliche Berufsfachschule für 
informations- und telekommu-
nikationstechnische Berufe, 
Traunstein

Landkreis 
Traunstein

1 .1 .20 Berufsfachschule für 
Altenpflege, Eichstätt

Landkreis 
Eichstätt

1 .1 .21 Berufsfachschule für 
Altenpflegehilfe, Eichstätt

Landkreis 
Eichstätt

3 .1 .09 Staatliche Berufsfachschule für 
Hauswirtschaft, Regensburg

Landkreis 
Regensburg

3 .1 .10 Staatliche Berufsfachschule für 
Kinderpflege, Regensburg

Landkreis  
Regensburg

3 .1 .11 Staatliche Berufsfachschule für 
Sozialpflege, Regensburg

Landkreis  
Regensburg

3 .1 .12 Staatliche Berufsfachschule für 
Kranken- und Kinderkranken-
pflege am Klinikum St. Marien, 
Amberg

Klinikum  
St . Marien 
Amberg

3 .1 .13 Staatliche Berufsfachschule für 
Ernährung und Versorgung, 
Sulzbach-Rosenberg

Landkreis  
Amberg- 
Sulzbach

3 .1 .14 Staatliche Berufsfachschule für 
Kinderpflege, Sulzbach- 
Rosenberg

Landkreis  
Amberg- 
Sulzbach

3 .1 .15 Staatliche Berufsfachschule für 
Sozialpflege, Sulzbach-Rosenberg

Landkreis  
Amberg- 
Sulzbach

3 .1 .16 Staatliche Berufsfachschule für 
Ernährung und Versorgung, 
Staatliches Berufliches Schul- 
zentrum Schwandorf, Außenstelle 
Oberviechtach

Landkreis 
Schwandorf

1 .3 Berichtigungen

1 .3 .02 Fachakademie für Raum- und 
Objektdesign des Bezirks Ober-
bayern, Garmisch-Partenkirchen

Bezirk  
Oberbayern

1 .3 .04 Otto-Falckenberg-Schule 
München, Städtische Fach- 
akademie für Darstellende Kunst

Landeshaupt-
stadt München

Die bisherige Nr. 1.1.17 wird neue Nummer 1.1.15, die 
bisherige Nr. 1.1.18 wird neue Nr. 1.1.16, die bisherige 
Nr. 1.1.19 wird neue Nr. 1.1.17, die bisherige Nr. 1.1.22 wird 
neue Nr. 1.1.18, die bisherige Nr. 1.1.23 wird neue Nr. 1.1.19 
und die bisherige Nr. 1.1.24 wird neue Nr. 1.1.20.

2. Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2017 
in Kraft .

Herbert P ü l s 
Ministerialdirektor
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2235 .1 .1 .5-K

Änderung der Bekanntmachung 
über die Regelungen für das Fach Musik 

in der Oberstufe 
des achtjährigen Gymnasiums 

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 16. Januar 2017, Az. XI.8-BS5402.18-6b.156 208

1 . Die Bekanntmachung über die Regelungen für das Fach 
Musik in der Oberstufe des achtjährigen  Gymnasiums 
des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und 
Kultus vom 11. September 2009 (KWMBl. S. 314) wird 
wie folgt geändert:

In Nr. 1.2.1 wird folgender Satz angefügt:

„Ab dem Oberstufenjahrgang 2017/19 ist folgendes 
 weiteres Instrument wählbar: Akkordeon M(II)“

2 . Diese Bekanntmachung tritt am 1 . Februar 2017 in 
Kraft

Herbert P ü l s 
Ministerialdirektor

2235 .4-K

Änderung der Bekanntmachung 
„Anforderungen in der 

Prüfung für den Hochschulzugang 
von besonders befähigten Berufstätigen 

(Begabtenprüfung)“

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 18. Januar 2017, Az. VI.7-BS9611-7b.137 691

1. Die Bekanntmachung „Anforderungen in der Prüfung 
für den Hochschulzugang von besonders befähigten 
Berufstätigen (Begabtenprüfung)“ vom 13. Juli 2016 
(KWMBl. S. 183) wird wie folgt geändert:

Ziffer 4.4 wird wie folgt gefasst:

„Die Begabtenprüfung im Jahr 2017, 2018 und 2019 
wird übergangsweise noch nach der Bekanntmachung 
über die Anforderungen in der Prüfung für den Hoch-
schulzugang von besonders befähigten Berufstätigen 
(Begabtenprüfung) vom 10. September 1986 (KWMBl. 
I 1986 S. 431, ber. S. 519) abgelegt.“

2 . Diese Bekanntmachung tritt am 14 . Februar 2017 in 
Kraft .

Herbert P ü l s 
Ministerialdirektor

mailto:druckerei.betrieb@jva-II.bayern.de
https://www.verkuendung.bayern.de
mailto:poststelle@stmbw.bayern.de
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I. Rechtsvorschriften 373Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 19/2016

2230-7-1-1-K

Verordnung 
zur Änderung der 

Ausführungsverordnung Schulfinanzierungsgesetz

vom 24. November 2016

Auf Grund des Art. 60 Satz 1 Nr. 6 des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 455, 
633, BayRS 2230-7-1-K), das zuletzt durch § 2 des Ge-
setzes vom 23. Juni 2016 (GVBl. S. 102) geändert wor-
den ist, verordnet das Bayerische Staatsministerium für 
Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst im Einver-
nehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium der Fi-
nanzen, für Landesentwicklung und Heimat: 

§ 1 

Die Ausführungsverordnung Schulfinanzierungsge-
setz (AVBaySchFG) vom 23. Januar 1997 (GVBl. S. 11, 
BayRS 2230-7-1-1-K), die zuletzt durch Verordnung vom 
15. Juni 2016 (GVBl. S. 121) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird in der Angabe zu § 23 das 
Wort „ , Übergangsvorschrift“ gestrichen.

2. § 7 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 wird der Satzteil nach dem Wort „erset-
zen:“ wie folgt gefasst:

„1. Grundschulen und Mittel-
schulen

1 500 €,

2. Realschulen und Abendre-
alschulen

750 €,

3. Gymnasien – einschließ-
lich Kollegs – und 
Abendgymnasien

875 €,

4. Wirtschaftsschulen 1 500 €.“

b) In Satz 4 wird die Angabe „625 €“ durch die An-
gabe „650 €“ ersetzt.

3. In § 13a Abs. 2 wird das Wort „Erdkundeunterricht“ 
durch das Wort „Geographieunterricht“ ersetzt.

4. § 23 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „ , Übergangs-
vorschrift“ gestrichen.

b) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.

c) Abs. 2 wird aufgehoben.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. 

München, den 24. November 2016

Bayerisches Staatsministerium für  
Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig  S p a e n l e,  Staatsminister

Vom 24. November 2016 (GVBl S. 373)

Bayerisches Staatsministerium  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig S p a e n l e 
Staatsminister 
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II. Bekanntmachungen des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

2232.2-K

Änderung der Bekanntmachung 
„Vollzug der Schulordnung für die Grundschulen 

in Bayern; 
hier: Zeugnismuster“

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 23. Januar 2017, Az. III.4-5S7422-4b.120 990

1. Die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministe-
riums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst 
„Vollzug der Schulordnung für die Grundschulen in 
Bayern; hier: Zeugnismuster“ vom 1. Oktober 2014 
(KWMBl. S. 221) wird wie folgt geändert:

In den Anlagen 3 bis 6 werden jeweils die Angaben 
 „gemäß § 43 Abs. 1 GrSO“ und die Wörter „gemäß § 38 
Abs. 3 Satz 1 GrSO“ gestrichen.

2. Diese Bekanntmachung tritt am 1. Februar 2017 in 
Kraft.

Herbert P ü l s 
Ministerialdirektor

2035-K

Änderung der Bekanntmachung 
zur Freistellung und Kostenübernahme 

für die Teilnahme von Personalratsmitgliedern 
an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 31. Januar 2017, Az. II.5-M1171.5/688

1. Die Bekanntmachung zur Freistellung und Kosten-
übernahme für die Teilnahme von Personalratsmit-
gliedern an Schulungs- und Bildungsveranstaltun-
gen vom 21. August 2001 (KWMBl. I S. 342, ber. 
2002 S. 402), die zuletzt durch Bekanntmachung 
vom 7. Februar 2012 (KWMBl. I 2012 S. 59) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1.1 In der Präambel wird das Wort „wird“ durch die 
 Wörter „werden die Dienststellen des Bereichs 
 Bildung und Kultus“ ersetzt.

1.2 Abschnitt A Nr. 2 wird wie folgt geändert:

1.2.1 In Abs. 2 Satz 3 werden nach dem Wort „darf“ die 
Wörter „von den Dienststellen im Bereich B“ ein-
gefügt.

1.2.2 In Abs. 3 werden die Wörter „Unterricht und Kultus“ 
durch die Wörter „Bildung und Kultus, Wissenschaft 
und Kunst“ ersetzt.

1.3 Abschnitt A Nr. 4 wird wie folgt geändert:

1.3.1 In Abs. 3 Satz 2 werden die Wörter „bis zum 
2. Januar 2012 durchgeführt werden, 105,- EUR“ 
durch die Wörter „ab 1. Januar 2017 durchgeführt 
werden, 130,- EUR“ ersetzt.

1.3.2 Abs. 3 Satz 3 wird gestrichen.

1.3.3 In Abs. 5 Satz 1 wird die Angabe „105,- EUR bzw. 
125,- EUR“ durch die Angabe„130,- EUR“ ersetzt.

1.4 In Abschnitt A Nr. 5 Satz 2 werden jeweils die Wörter 
„Unterricht und Kultus“ durch die Wörter „Bildung 
und Kultus, Wissenschaft und Kunst“ ersetzt.

1.5 Abschnitt B Buchst. a) Satz 1 wird wie folgt geändert:

1.5.1 Nach dem Klammerzusatz „(sogenannte „förder-
liche“ Personalratsschulungen)“ wird ein Komma 
eingefügt.

1.5.2 Die Wörter „am 19. Dezember 2000, GVBl S. 943“ 
werden durch die Wörter „durch § 1 der Verordnung 
vom 23. Juni 2015, GVBl. S. 211“ ersetzt.

2. Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 2017 in Kraft.

Herbert P ü l s 
Ministerialdirektor
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2220.4-K

Orden und kirchliche Vereinigungen 
mit der Eigenschaft einer Körperschaft 

des öffentlichen Rechts

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 2. Februar 2017, Az. X.6-BK5181.2-3.9 231

1Das Kloster St. Birgitta zu Altomünster, das die Eigen-
schaft einer Körperschaft des öffentlichen Rechts besaß, 
wurde nach kirchlichem Recht aufgelöst. 2Damit endete 
auch der Status des Klosters als Körperschaft des öffent-
lichen Rechts nach staatlichem Recht.

Herbert P ü l s 
Ministerialdirektor

mailto:poststelle@stmbw.bayern.de
mailto:druckerei.betrieb@jva-ll.bayern.de
www.verkuendung.bayern.de
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194 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 11/2016

b) In Abs. 1b werden die Wörter „An Mittelschu-
len in Schulverbünden nach Art. 32a Abs. 3 
und 4 BayEUG“ durch die Wörter „In Schul-
verbünden“ ersetzt.

  2. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird die Absatzbezeichnung ge-
strichen.

b) Abs. 2 wird aufgehoben.

§ 2

Änderung der Grundschulordnung

Die Grundschulordnung (GrSO) vom 11. September 
2008 (GVBl. S. 684, BayRS 2232-2-K), die zuletzt durch 
§ 7a Abs. 1 der Verordnung vom 11. September 2015 
(GVBl. S. 349) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

  1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt gefasst:

„Inhaltsübersicht

Teil 1

Allgemeines

§  1 Geltungsbereich

Teil 2

Aufnahme, Schulwechsel

§  2 Anmeldung und Aufnahme
§  3 Übertritt an eine andere Schule
§  4 Gastschulverhältnisse
§  5 Überweisung an ein Förderzentrum
§  6  Übertritt an ein Gymnasium oder an eine Real-

schule 

Teil 3

Schulbetrieb

§  7  Einrichtung von Klassen, Gruppen und Arbeits-
gemeinschaften

§  8  Unterricht für Schülerinnen und Schüler mit 
nichtdeutscher Muttersprache

§  9 Stundentafeln

Teil 4

Leistungen, Zeugnisse

§ 10 Leistungsnachweise
§ 11 Bewertung der Leistungen
§ 12 Förderplan
§ 13 Vorrücken

§ 14 Schulbesuch
§ 15 Zwischen- und Jahreszeugnisse

Teil 5

Schlussvorschrift

§ 16 Inkrafttreten

Anlage 1  Stundentafel
Anlage 2  Stundentafel für die Übergangsklassen“.

  2. In der Überschrift des § 1 wird die Angabe „(vgl. 
Art. 1 und 3 BayEUG)“ gestrichen.

  3. § 2 wird aufgehoben.

  4. Teil 2 wird aufgehoben.

  5. Der bisherige Teil 3 wird Teil 2 und die Überschrift 
wird wie folgt gefasst:

„Aufnahme, Schulwechsel“.

  6. Der bisherige § 21 wird § 2 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 7 Halbsatz 2 werden die Wörter 
„§ 24 Abs. 5 Sätze 2 bis 5 gelten“ durch 
die Wörter „§ 5 Abs. 5 Satz 2 bis 5 gilt“ 
ersetzt.

 
bb) In Satz 8 Halbsatz 2 wird die Angabe 

„§ 24 Abs. 6 Satz 3“ durch die Angabe 
„§ 5 Abs. 6 Satz 3“ ersetzt.

b)  Abs. 7 Halbsatz 2 wird aufgehoben.

  7. Die bisherigen §§ 22 und 23 werden die §§ 3 
und 4.

  8. Der bisherige § 24 wird § 5 und Abs. 3 wird wie 
folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Wörter „die öffentliche 
Förderschule“ durch die Wörter „das öffentli-
che Förderzentrum“ ersetzt.

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Soweit das nächstgelegene, dem sonder-
pädagogischen Förderbedarf der Schülerin 
oder des Schülers entsprechende Förder-
zentrum eine Schule in privater Trägerschaft 
ist, erfolgt eine Überweisung an ein Förder-
zentrum mit entsprechendem sonderpäda-
gogischen Schwerpunkt unter Hinweis auf 
das betreffende private Förderzentrum.“ 
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Verordnung  
zur Änderung von  

Schulordnungen zum Schuljahr 2016/2017

vom 1. Juli 2016

Auf Grund 

– des Art. 7 Abs. 8 Satz 1 Halbsatz 2, des Art. 7a, des 
Art. 8 Abs. 2 und 3, des Art. 9 Abs. 4 Satz 2, des 
Art. 11 Abs. 4, des Art. 25 Abs. 3 Satz 1, des Art. 30 
Abs. 1 Satz 7, des Art. 30a Abs. 5 Satz 4, des Art. 32a, 
des Art. 37 Abs. 3 Satz 3, des Art. 44 Abs. 2 Satz 1, 
des Art. 45 Abs. 2 Satz 1 und 4, des Art. 46 Abs. 4 
Satz 3, des Art. 49 Abs. 1 Satz 2 und 3, des Art. 50 
Abs. 2, des Art. 52, des Art. 53 Abs. 4 Satz 2 und 
Abs. 6 Satz 1, des Art. 54 Abs. 3, des Art. 55 Abs. 1 
Nr. 6, des Art. 56 Abs. 2 Nr. 2, des Art. 58 Abs. 1 und 
Abs. 6, des Art. 62 Abs. 9, des Art. 65 Abs. 1 Satz 4, 
des Art. 68, des Art. 69 Abs. 7, des Art. 84 Abs. 1 
Satz 2, des Art. 85, des Art. 89, des Art. 100 Abs. 2, 
des Art. 101 Abs. 2, des Art. 106, des Art. 114 Abs. 1 
Nr. 1, des Art. 116 Abs. 4 und des Art. 128 Abs. 1 
des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- 
und Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 414, 
632, BayRS  2230-1-1-K), das zuletzt durch § 1 des 
Gesetzes vom 23. Juni 2016 (GVBl. S. 102) geändert 
worden ist, 

– des Art. 2 Abs. 3 des Schulwegkostenfreiheitsgeset-
zes (SchKfrG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 452, BayRS  2230-5-1-K), 
das zuletzt durch § 1 Nr. 241 der Verordnung vom 
22. Juli 2014 (GVBl. S. 286) geändert worden ist, und 

– �������������������������������������������
	����-
zierungsgesetzes (BaySchFG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 455, 
633, BayRS 2230-7-1-K), das zuletzt durch § 2 des 
Gesetzes vom 23. Juni 2016 (GVBl. S. 102) geändert 
worden ist, 

verordnet das Bayerische Staatsministerium für Bildung 
und Kultus, Wissenschaft und Kunst im Einvernehmen 
mit dem Bayerischen Staatsministerium der Finanzen, für 
Landesentwicklung und Heimat:

Inhaltsübersicht

§  1 Änderung der Schülerbeförderungsverordnung
§  2 Änderung der Grundschulordnung
§  3 Änderung der Mittelschulordnung
§  4 Änderung der Volksschulordnung-F

§  5 Änderung der Förderberufsschulordnung
§  6 Änderung der Realschulordnung
§  7 Weitere Änderung der Realschulordnung
§  8 Änderung der Gymnasialschulordnung
§  9 Änderung der Berufsschulordnung
����� �����
����������
�������
	����
�����������
��
§ 11 Änderung der Berufsfachschulordnung Musik
§ 12  Änderung der Berufsfachschulordnung nichtärztliche Heil-

berufe
§ 13  Änderung der Berufsfachschulordnung Fremdsprachenbe-

rufe
§ 14  Änderung der Berufsfachschulordnung Technische Assis-

tenten Medizin/Pharmazie
§ 15 Änderung der Berufsfachschulordnung Podologie
§ 16 Änderung der Berufsfachschulordnung
§ 17 Änderung der Wirtschaftsschulordnung
§ 18 Änderung der Fachschulordnung
����� �����
������������
	����
������	������
��������
§ 20 Änderung der Fachober- und Berufsoberschulordnung
§ 21  Änderung der Änderung der Fachober- und Berufsober-

schulordnung
§ 22  Änderung der Fachakademieordnung Übersetzen und 

Dolmetschen
§ 23 Änderung der Fachakademieordnung Sozialpädagogik
§ 24 Änderung der Fachakademieordnung
§ 25  Änderung der Fachakademieordnung Ernährungs- und 

Versorgungsmanagement
§ 26 Inkrafttreten

§ 1

Änderung der Schülerbeförderungsverordnung

Die Schülerbeförderungsverordnung (SchBefV) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 8. September 
1994 (GVBl. S. 953, BayRS 2230-5-1-1-K), die zuletzt 
durch § 5 der Verordnung vom 17. August 2012 (GVBl. 
S. 443) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

  1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1a wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „nach 
Art. 32a Abs. 3 und 4 BayEUG“ gestri-
chen.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „Satz 2“ durch 
die Angabe „Satz 1“ ersetzt. 

cc) In Satz 3 wird die Angabe „Nr. 7“ durch 
die Angabe „Nr. 8“ ersetzt. 

I. Rechtsvorschriften

vom 1. Juli 2016 (GVBl. S. 193)
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b) In Abs. 1b werden die Wörter „An Mittelschu-
len in Schulverbünden nach Art. 32a Abs. 3 
und 4 BayEUG“ durch die Wörter „In Schul-
verbünden“ ersetzt.

  2. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird die Absatzbezeichnung ge-
strichen.

b) Abs. 2 wird aufgehoben.

§ 2

Änderung der Grundschulordnung

Die Grundschulordnung (GrSO) vom 11. September 
2008 (GVBl. S. 684, BayRS 2232-2-K), die zuletzt durch 
§ 7a Abs. 1 der Verordnung vom 11. September 2015 
(GVBl. S. 349) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

  1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt gefasst:

„Inhaltsübersicht

Teil 1

Allgemeines

§  1 Geltungsbereich

Teil 2

Aufnahme, Schulwechsel

§  2 Anmeldung und Aufnahme
§  3 Übertritt an eine andere Schule
§  4 Gastschulverhältnisse
§  5 Überweisung an ein Förderzentrum
§  6  Übertritt an ein Gymnasium oder an eine Real-

schule 

Teil 3

Schulbetrieb

§  7  Einrichtung von Klassen, Gruppen und Arbeits-
gemeinschaften

§  8  Unterricht für Schülerinnen und Schüler mit 
nichtdeutscher Muttersprache

§  9 Stundentafeln

Teil 4

Leistungen, Zeugnisse

§ 10 Leistungsnachweise
§ 11 Bewertung der Leistungen
§ 12 Förderplan
§ 13 Vorrücken

§ 14 Schulbesuch
§ 15 Zwischen- und Jahreszeugnisse

Teil 5

Schlussvorschrift

§ 16 Inkrafttreten

Anlage 1  Stundentafel
Anlage 2  Stundentafel für die Übergangsklassen“.

  2. In der Überschrift des § 1 wird die Angabe „(vgl. 
Art. 1 und 3 BayEUG)“ gestrichen.

  3. § 2 wird aufgehoben.

  4. Teil 2 wird aufgehoben.

  5. Der bisherige Teil 3 wird Teil 2 und die Überschrift 
wird wie folgt gefasst:

„Aufnahme, Schulwechsel“.

  6. Der bisherige § 21 wird § 2 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 7 Halbsatz 2 werden die Wörter 
„§ 24 Abs. 5 Sätze 2 bis 5 gelten“ durch 
die Wörter „§ 5 Abs. 5 Satz 2 bis 5 gilt“ 
ersetzt.

 
bb) In Satz 8 Halbsatz 2 wird die Angabe 

„§ 24 Abs. 6 Satz 3“ durch die Angabe 
„§ 5 Abs. 6 Satz 3“ ersetzt.

b)  Abs. 7 Halbsatz 2 wird aufgehoben.

  7. Die bisherigen §§ 22 und 23 werden die §§ 3 
und 4.

  8. Der bisherige § 24 wird § 5 und Abs. 3 wird wie 
folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Wörter „die öffentliche 
Förderschule“ durch die Wörter „das öffentli-
che Förderzentrum“ ersetzt.

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Soweit das nächstgelegene, dem sonder-
pädagogischen Förderbedarf der Schülerin 
oder des Schülers entsprechende Förder-
zentrum eine Schule in privater Trägerschaft 
ist, erfolgt eine Überweisung an ein Förder-
zentrum mit entsprechendem sonderpäda-
gogischen Schwerpunkt unter Hinweis auf 
das betreffende private Förderzentrum.“ 
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Verordnung  
zur Änderung von  

Schulordnungen zum Schuljahr 2016/2017

vom 1. Juli 2016

Auf Grund 

– des Art. 7 Abs. 8 Satz 1 Halbsatz 2, des Art. 7a, des 
Art. 8 Abs. 2 und 3, des Art. 9 Abs. 4 Satz 2, des 
Art. 11 Abs. 4, des Art. 25 Abs. 3 Satz 1, des Art. 30 
Abs. 1 Satz 7, des Art. 30a Abs. 5 Satz 4, des Art. 32a, 
des Art. 37 Abs. 3 Satz 3, des Art. 44 Abs. 2 Satz 1, 
des Art. 45 Abs. 2 Satz 1 und 4, des Art. 46 Abs. 4 
Satz 3, des Art. 49 Abs. 1 Satz 2 und 3, des Art. 50 
Abs. 2, des Art. 52, des Art. 53 Abs. 4 Satz 2 und 
Abs. 6 Satz 1, des Art. 54 Abs. 3, des Art. 55 Abs. 1 
Nr. 6, des Art. 56 Abs. 2 Nr. 2, des Art. 58 Abs. 1 und 
Abs. 6, des Art. 62 Abs. 9, des Art. 65 Abs. 1 Satz 4, 
des Art. 68, des Art. 69 Abs. 7, des Art. 84 Abs. 1 
Satz 2, des Art. 85, des Art. 89, des Art. 100 Abs. 2, 
des Art. 101 Abs. 2, des Art. 106, des Art. 114 Abs. 1 
Nr. 1, des Art. 116 Abs. 4 und des Art. 128 Abs. 1 
des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- 
und Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 414, 
632, BayRS  2230-1-1-K), das zuletzt durch § 1 des 
Gesetzes vom 23. Juni 2016 (GVBl. S. 102) geändert 
worden ist, 

– des Art. 2 Abs. 3 des Schulwegkostenfreiheitsgeset-
zes (SchKfrG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 452, BayRS  2230-5-1-K), 
das zuletzt durch § 1 Nr. 241 der Verordnung vom 
22. Juli 2014 (GVBl. S. 286) geändert worden ist, und 

– �������������������������������������������
	����-
zierungsgesetzes (BaySchFG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 455, 
633, BayRS 2230-7-1-K), das zuletzt durch § 2 des 
Gesetzes vom 23. Juni 2016 (GVBl. S. 102) geändert 
worden ist, 

verordnet das Bayerische Staatsministerium für Bildung 
und Kultus, Wissenschaft und Kunst im Einvernehmen 
mit dem Bayerischen Staatsministerium der Finanzen, für 
Landesentwicklung und Heimat:

Inhaltsübersicht

§  1 Änderung der Schülerbeförderungsverordnung
§  2 Änderung der Grundschulordnung
§  3 Änderung der Mittelschulordnung
§  4 Änderung der Volksschulordnung-F

§  5 Änderung der Förderberufsschulordnung
§  6 Änderung der Realschulordnung
§  7 Weitere Änderung der Realschulordnung
§  8 Änderung der Gymnasialschulordnung
§  9 Änderung der Berufsschulordnung
����� �����
����������
�������
	����
�����������
��
§ 11 Änderung der Berufsfachschulordnung Musik
§ 12  Änderung der Berufsfachschulordnung nichtärztliche Heil-

berufe
§ 13  Änderung der Berufsfachschulordnung Fremdsprachenbe-

rufe
§ 14  Änderung der Berufsfachschulordnung Technische Assis-

tenten Medizin/Pharmazie
§ 15 Änderung der Berufsfachschulordnung Podologie
§ 16 Änderung der Berufsfachschulordnung
§ 17 Änderung der Wirtschaftsschulordnung
§ 18 Änderung der Fachschulordnung
����� �����
������������
	����
������	������
��������
§ 20 Änderung der Fachober- und Berufsoberschulordnung
§ 21  Änderung der Änderung der Fachober- und Berufsober-

schulordnung
§ 22  Änderung der Fachakademieordnung Übersetzen und 

Dolmetschen
§ 23 Änderung der Fachakademieordnung Sozialpädagogik
§ 24 Änderung der Fachakademieordnung
§ 25  Änderung der Fachakademieordnung Ernährungs- und 

Versorgungsmanagement
§ 26 Inkrafttreten

§ 1

Änderung der Schülerbeförderungsverordnung

Die Schülerbeförderungsverordnung (SchBefV) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 8. September 
1994 (GVBl. S. 953, BayRS 2230-5-1-1-K), die zuletzt 
durch § 5 der Verordnung vom 17. August 2012 (GVBl. 
S. 443) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

  1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1a wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „nach 
Art. 32a Abs. 3 und 4 BayEUG“ gestri-
chen.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „Satz 2“ durch 
die Angabe „Satz 1“ ersetzt. 

cc) In Satz 3 wird die Angabe „Nr. 7“ durch 
die Angabe „Nr. 8“ ersetzt. 
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aa) In Satz 1 werden die Wörter „Bewertete 
Probearbeiten“ durch die Wörter „Schrift-
liche Leistungsnachweise“ ersetzt.

bb) In Satz 2 Halbsatz 1 werden die Wörter 
„Bewertete Probearbeiten“ durch das 
Wort „Sie“ ersetzt.

cc) In Satz 3 werden die Wörter „Die Probe-
arbeiten“ durch das Wort „Sie“ ersetzt.

 23. Der bisherige § 38 wird § 11 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 3 wird aufgehoben.

b) Die bisherigen Abs. 4 und 5 werden die 
Abs. 3 und 4.

c) Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 5 und die 
Wörter „eine angekündigte Probearbeit“ 
werden durch die Wörter „einen angekün-
digten Leistungsnachweis“ ersetzt.

 24. Der bisherige § 39 wird § 12 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Nachteils-
ausgleich,“ gestrichen.

b) Die Abs. 1 und 2 werden aufgehoben.

c) Im bisherigen Abs. 3 wird die Absatzbezeich-
nung gestrichen.

 25. Die Überschrift des Teils 4 Abschnitt 2 wird ge-
strichen.

 26. Der bisherige § 40 wird § 13 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „Ent-
scheidung über das“ gestrichen.

b) In Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 43 
Abs. 1 Satz 1“ durch die Angabe „§ 15 Abs. 1 
Satz 1“ ersetzt.

c) In Abs. 5 wird die Angabe „gemäß § 38 
Abs. 3“ gestrichen.

 27. Der bisherige § 41 wird § 14 und wird wie folgt 
geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Schulbesuch“.

b) Es wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) An Grundschulen, an denen die 
Jahrgangsstufen 1 und 2 nach Zustimmung 
der Schulaufsicht als Eingangsstufe auf der 
Grundlage jahrgangsgemischter Klassen 
geführt werden, können die Schülerinnen 
und Schüler die Jahrgangsstufen 1 und 2 je 
nach Entwicklungs- und Leistungsstand in 
einem, zwei oder drei Schulbesuchsjahren 
durchlaufen.“

 28. Die Überschrift des Teils 4 Abschnitt 3 wird ge-
strichen.

 29. Der bisherige § 43 wird § 15 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 4 wird in Halbsatz 1 die An-
gabe „§ 25 Abs. 2 Satz 1“ durch die Angabe 
„§ 6 Abs. 2 Satz 1“ und wird in Halbsatz 2 
die Angabe „§ 43 Abs. 8 Satz 3“ durch die 
Angabe „Abs. 4 Satz 3“ ersetzt.

b) Abs. 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1In Jahreszeugnissen werden freiwillige 
Tätigkeiten für die Schulgemeinschaft ver-
merkt.“

c) Abs. 8 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „nach § 38 
Abs. 3“ gestrichen.

bb) In Satz 3 wird die Angabe „§ 38 Abs. 2“ 
durch die Angabe „§ 11 Abs. 2“ er-
setzt.

 30. Der bisherige Teil 6 wird Teil 5 und die Überschrift 
wird wie folgt gefasst:

„Schlussvorschrift“.

 31. Der bisherige § 44 wird § 16.

 32. Anlage 1 wird aufgehoben.

 33. Die bisherige Anlage 2 wird Anlage 1 und wird 
wie folgt geändert:

a) In der Anlagenbezeichnung wird unter dem 
Wort „Anlage“ die Angabe „(zu § 9)“ einge-
fügt.

b) Die Bestimmungen zur Stundentafel werden 
wie folgt geändert:

aa) Nr. 3 wird wie folgt geändert:

aaa)  In der Überschrift werden die 
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  9. Der bisherige § 25 wird § 6 und Abs. 3 wird wie 
folgt geändert:

a) Die Wörter „ , in den Fächern Deutsch und 
Mathematik“ werden gestrichen.

b) Die Angabe „§ 43 Abs. 1 Satz 2“ wird durch 
die Angabe „§ 15 Abs. 1 Satz 2“ ersetzt.

c) Die Angabe „§ 43 Abs. 8 Satz 3“ wird durch 
die Angabe „§ 15 Abs. 4 Satz 3“ ersetzt.

 10. Der bisherige § 26 wird aufgehoben.

 11. Der bisherige Teil 4 wird Teil 3.

 12. Die Überschrift des Teils 3 Abschnitt 1 wird ge-
strichen.

 13. Der bisherige § 27 wird § 7 und die Überschrift 
wird wie folgt gefasst:

„Einrichtung von Klassen, Gruppen und Arbeits-
gemeinschaften“.

 14. Der bisherige § 29 wird § 8.

 15. Teil 3 Abschnitt 2 wird aufgehoben.

 16. Die Überschrift des Teils 3 Abschnitt 3 wird ge-
strichen.

 17. Der bisherige § 33 wird § 9 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „und 
Stundenpläne“ gestrichen.

b) In Abs. 1 wird die Absatzbezeichnung gestri-
chen und in Satz 1 werden die Wörter „Für 
die Grundschule gelten die als Anlagen“ 
durch die Wörter „Es gelten die als Anla-
gen 1 und 2“ ersetzt.

c) Die Abs. 2 und 3 werden aufgehoben.

 18. Die bisherigen §§ 34 und 35 werden aufgehoben. 

 19. Der bisherige Teil 5 wird Teil 4 und die Überschrift 
wird wie folgt gefasst: 

„Leistungen, Zeugnisse“.

 20. Die Überschrift des Teils 4 Abschnitt 1 wird ge-
strichen.

 21. Der bisherige § 36 wird aufgehoben.

 22. Der bisherige § 37 wird § 10 und wird wie folgt 

geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 Halbsatz 2 wird Satz 2 und das 
Wort „die“ wird durch das Wort „Die“ er-
setzt.

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und 
Halbsatz 2 wird aufgehoben.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Probearbeiten“ 
durch die Wörter „Schriftliche Leistungs-
nachweise“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „einer an-
gekündigten Probearbeit“ durch die 
Wörter „eines schriftlichen Leistungs-
nachweises“ ersetzt.

cc) In Satz 3 werden die Wörter „eine Pro-
bearbeit“ durch die Wörter „ein schrift-
licher Leistungsnachweis“ und das 
Wort „Probearbeiten“ durch die Wörter 
„schriftliche Leistungsnachweise“ er-
setzt.

dd) In Satz 4 werden die Wörter „von Probe-
arbeiten“ durch die Wörter „schriftlicher 
Leistungsnachweise“ ersetzt.

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1In der Jahrgangsstufe 1 und im ersten 
Halbjahr der Jahrgangsstufe 2 werden 
schriftliche Leistungsnachweise nicht 
benotet, jedoch mit Bemerkungen verse-
hen, die den Leistungsstand der Schüle-
rin oder des Schülers beschreiben.“ 

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

cc) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2, Halb-
satz 2 wird Satz 3 und das Wort „als“ 
wird durch das Wort „Als“ ersetzt.

dd) Es wird folgender Satz 4 angefügt:

„4Im Fach Deutsch und im Fach Heimat- 
und Sachunterricht kann jeweils höchs-
tens eine Probearbeit durch einen ande-
ren gleichwertigen Leistungsnachweis 
ersetzt werden.“

d) Abs. 4 wird wie folgt geändert:
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aa) In Satz 1 werden die Wörter „Bewertete 
Probearbeiten“ durch die Wörter „Schrift-
liche Leistungsnachweise“ ersetzt.

bb) In Satz 2 Halbsatz 1 werden die Wörter 
„Bewertete Probearbeiten“ durch das 
Wort „Sie“ ersetzt.

cc) In Satz 3 werden die Wörter „Die Probe-
arbeiten“ durch das Wort „Sie“ ersetzt.

 23. Der bisherige § 38 wird § 11 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 3 wird aufgehoben.

b) Die bisherigen Abs. 4 und 5 werden die 
Abs. 3 und 4.

c) Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 5 und die 
Wörter „eine angekündigte Probearbeit“ 
werden durch die Wörter „einen angekün-
digten Leistungsnachweis“ ersetzt.

 24. Der bisherige § 39 wird § 12 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Nachteils-
ausgleich,“ gestrichen.

b) Die Abs. 1 und 2 werden aufgehoben.

c) Im bisherigen Abs. 3 wird die Absatzbezeich-
nung gestrichen.

 25. Die Überschrift des Teils 4 Abschnitt 2 wird ge-
strichen.

 26. Der bisherige § 40 wird § 13 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „Ent-
scheidung über das“ gestrichen.

b) In Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 43 
Abs. 1 Satz 1“ durch die Angabe „§ 15 Abs. 1 
Satz 1“ ersetzt.

c) In Abs. 5 wird die Angabe „gemäß § 38 
Abs. 3“ gestrichen.

 27. Der bisherige § 41 wird § 14 und wird wie folgt 
geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Schulbesuch“.

b) Es wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) An Grundschulen, an denen die 
Jahrgangsstufen 1 und 2 nach Zustimmung 
der Schulaufsicht als Eingangsstufe auf der 
Grundlage jahrgangsgemischter Klassen 
geführt werden, können die Schülerinnen 
und Schüler die Jahrgangsstufen 1 und 2 je 
nach Entwicklungs- und Leistungsstand in 
einem, zwei oder drei Schulbesuchsjahren 
durchlaufen.“

 28. Die Überschrift des Teils 4 Abschnitt 3 wird ge-
strichen.

 29. Der bisherige § 43 wird § 15 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 4 wird in Halbsatz 1 die An-
gabe „§ 25 Abs. 2 Satz 1“ durch die Angabe 
„§ 6 Abs. 2 Satz 1“ und wird in Halbsatz 2 
die Angabe „§ 43 Abs. 8 Satz 3“ durch die 
Angabe „Abs. 4 Satz 3“ ersetzt.

b) Abs. 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1In Jahreszeugnissen werden freiwillige 
Tätigkeiten für die Schulgemeinschaft ver-
merkt.“

c) Abs. 8 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „nach § 38 
Abs. 3“ gestrichen.

bb) In Satz 3 wird die Angabe „§ 38 Abs. 2“ 
durch die Angabe „§ 11 Abs. 2“ er-
setzt.

 30. Der bisherige Teil 6 wird Teil 5 und die Überschrift 
wird wie folgt gefasst:

„Schlussvorschrift“.

 31. Der bisherige § 44 wird § 16.

 32. Anlage 1 wird aufgehoben.

 33. Die bisherige Anlage 2 wird Anlage 1 und wird 
wie folgt geändert:

a) In der Anlagenbezeichnung wird unter dem 
Wort „Anlage“ die Angabe „(zu § 9)“ einge-
fügt.

b) Die Bestimmungen zur Stundentafel werden 
wie folgt geändert:

aa) Nr. 3 wird wie folgt geändert:

aaa)  In der Überschrift werden die 
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  9. Der bisherige § 25 wird § 6 und Abs. 3 wird wie 
folgt geändert:

a) Die Wörter „ , in den Fächern Deutsch und 
Mathematik“ werden gestrichen.

b) Die Angabe „§ 43 Abs. 1 Satz 2“ wird durch 
die Angabe „§ 15 Abs. 1 Satz 2“ ersetzt.

c) Die Angabe „§ 43 Abs. 8 Satz 3“ wird durch 
die Angabe „§ 15 Abs. 4 Satz 3“ ersetzt.

 10. Der bisherige § 26 wird aufgehoben.

 11. Der bisherige Teil 4 wird Teil 3.

 12. Die Überschrift des Teils 3 Abschnitt 1 wird ge-
strichen.

 13. Der bisherige § 27 wird § 7 und die Überschrift 
wird wie folgt gefasst:

„Einrichtung von Klassen, Gruppen und Arbeits-
gemeinschaften“.

 14. Der bisherige § 29 wird § 8.

 15. Teil 3 Abschnitt 2 wird aufgehoben.

 16. Die Überschrift des Teils 3 Abschnitt 3 wird ge-
strichen.

 17. Der bisherige § 33 wird § 9 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „und 
Stundenpläne“ gestrichen.

b) In Abs. 1 wird die Absatzbezeichnung gestri-
chen und in Satz 1 werden die Wörter „Für 
die Grundschule gelten die als Anlagen“ 
durch die Wörter „Es gelten die als Anla-
gen 1 und 2“ ersetzt.

c) Die Abs. 2 und 3 werden aufgehoben.

 18. Die bisherigen §§ 34 und 35 werden aufgehoben. 

 19. Der bisherige Teil 5 wird Teil 4 und die Überschrift 
wird wie folgt gefasst: 

„Leistungen, Zeugnisse“.

 20. Die Überschrift des Teils 4 Abschnitt 1 wird ge-
strichen.

 21. Der bisherige § 36 wird aufgehoben.

 22. Der bisherige § 37 wird § 10 und wird wie folgt 

geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 Halbsatz 2 wird Satz 2 und das 
Wort „die“ wird durch das Wort „Die“ er-
setzt.

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und 
Halbsatz 2 wird aufgehoben.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Probearbeiten“ 
durch die Wörter „Schriftliche Leistungs-
nachweise“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „einer an-
gekündigten Probearbeit“ durch die 
Wörter „eines schriftlichen Leistungs-
nachweises“ ersetzt.

cc) In Satz 3 werden die Wörter „eine Pro-
bearbeit“ durch die Wörter „ein schrift-
licher Leistungsnachweis“ und das 
Wort „Probearbeiten“ durch die Wörter 
„schriftliche Leistungsnachweise“ er-
setzt.

dd) In Satz 4 werden die Wörter „von Probe-
arbeiten“ durch die Wörter „schriftlicher 
Leistungsnachweise“ ersetzt.

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1In der Jahrgangsstufe 1 und im ersten 
Halbjahr der Jahrgangsstufe 2 werden 
schriftliche Leistungsnachweise nicht 
benotet, jedoch mit Bemerkungen verse-
hen, die den Leistungsstand der Schüle-
rin oder des Schülers beschreiben.“ 

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

cc) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2, Halb-
satz 2 wird Satz 3 und das Wort „als“ 
wird durch das Wort „Als“ ersetzt.

dd) Es wird folgender Satz 4 angefügt:

„4Im Fach Deutsch und im Fach Heimat- 
und Sachunterricht kann jeweils höchs-
tens eine Probearbeit durch einen ande-
ren gleichwertigen Leistungsnachweis 
ersetzt werden.“

d) Abs. 4 wird wie folgt geändert:
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Anlage 1  Stundentafel
Anlage 2  Stundentafel für die Übergangsklassen
Anlage 3  Stundentafel für die Praxisklassen“.

  2. In der Überschrift des § 1 wird die Angabe „(vgl. 
Art. 1 und 3 BayEUG)“ gestrichen.

  3. § 2 wird aufgehoben.

  4. Teil 2 wird aufgehoben.

  5. Der bisherige Teil 3 wird Teil 2 und die Überschrift 
wird wie folgt gefasst:

„Aufnahme, Schulwechsel“.

  6. Der bisherige § 28 wird § 2 und Abs. 1 wird wie 
folgt geändert:

a) In Satz 2 Halbsatz 2 werden die Wörter „§ 31 
Abs. 5 Sätze 2 bis 5 gelten“ durch die Wörter 
„§ 5 Abs. 5 Satz 2 bis 5 gilt“ ersetzt.

b) In Satz 3 Halbsatz 2 wird die Angabe „§ 31 
Abs. 6 Satz 3“ durch die Angabe „§ 5 Abs. 6 
Satz 3“ ersetzt.

  7. Die bisherigen §§ 29 und 30 werden die §§ 3 
und 4.

  8. Der bisherige § 31 wird § 5 und Abs. 3 wird wie 
folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Wörter „die öffentliche 
Förderschule“ durch die Wörter „das öffentli-
che Förderzentrum“ ersetzt.

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Soweit das nächstgelegene, dem sonder-
pädagogischen Förderbedarf der Schülerin 
oder des Schülers entsprechende Förder-
zentrum eine Schule in privater Trägerschaft 
ist, erfolgt eine Überweisung an ein Förder-
zentrum mit entsprechendem sonderpäda-
gogischen Schwerpunkt unter Hinweis auf 
das betreffende private Förderzentrum.“ 

  9. Der bisherige § 32 wird § 6 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird Abs. 3 und in Satz 1 Halbsatz 2 
wird nach dem Wort „an“ das Wort „anderen“ 
eingefügt.

b) Die bisherigen Abs. 2 und 3 werden die 
Abs. 1 und 2.

 10. Der bisherige § 33 wird § 7 und wird wie folgt 

geändert:

a) In der Überschrift wird die Angabe „(vgl. 
Art. 7a Abs. 2 und 3 BayEUG)“ gestrichen.

b) In Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 32 Abs. 3“ 
durch die Angabe „§ 6 Abs. 2“ ersetzt.

c) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 Halbsatz 1 werden nach dem 
Wort „Sommerferien“ die Wörter „und in 
der Jahrgangsstufe 9 zeitnah nach dem 
������� ���� ���������������� �������-
ses der Mittelschule“ eingefügt.

bb) In Satz 4 Halbsatz 1 und Satz 5 wird 
jeweils das Wort „Zwischenzeugnis“ 
durch das Wort „Jahreszeugnis“ ersetzt.

d) Abs. 5 wird wie folgt geändert:

aa) Der Wortlaut wird Satz 1.

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Ist diese Durchschnittsnote nicht er-
reicht, entscheidet die Schulleiterin oder 
der Schulleiter unter Berücksichtigung 
des Leistungsstands der Schülerin oder 
des Schülers in Abstimmung mit dem 
Staatlichen Schulamt, ob ausnahmswei-
se eine Aufnahme möglich ist.“

 11. Der bisherige § 34 wird § 8 und wird wie folgt 
geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Wechsel an die Mittelschule“.

b) In Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „aus an-
deren Schularten“ durch die Wörter „, die 
aus anderen weiterführenden Schularten an 
die Mittelschule wechseln wollen,“ ersetzt.

c) In Abs. 2 Satz 4 wird die Angabe „§ 33 Abs. 4 
Satz 2“ durch die Angabe „§ 7 Abs. 4 Satz 2“ 
ersetzt.

 12. Der bisherige § 35 wird aufgehoben.

 13. Der bisherige Teil 4 wird Teil 3.

 14. Die Überschrift des Teils 3 Abschnitt 1 wird ge-
strichen.

 15. Der bisherige § 36 wird § 9 und wird wie folgt 
geändert:
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Wörter „Unterricht zur individu-
ellen und gemeinsamen“ durch 
das Wort „Flexible“ ersetzt.

bbb)  In Satz 1 werden die Wörter 
„Der Unterricht zur individuel-
len und gemeinsamen“ durch 
���������������������������������

ccc)  In Satz 2 wird das Wort „Er“ 
durch das Wort „Sie“ ersetzt.

bb) In Nr. 4 Satz 2 werden die Wörter „indi-
viduellen und gemeinsamen“ durch das 
�����������������������

cc) Die Nrn. 5 bis 7 werden aufgehoben.

dd) Die bisherige Nr. 8 wird Nr. 5.

 34. Die bisherige Anlage 3 wird Anlage 2 und in der 
Anlagenbezeichnung wird unter dem Wort „Anla-
ge“ die Angabe „(zu § 9)“ eingefügt. 

§ 3

Änderung der Mittelschulordnung

Die Mittelschulordnung (MSO) vom 4. März 2013 
(GVBl. S. 116, BayRS 2232-3-K), die zuletzt durch § 7a 
Abs. 2 der Verordnung vom 11. September 2015 (GVBl. 
S. 349) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

  1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt gefasst:

„Inhaltsübersicht

Teil 1

Allgemeines

§  1 Geltungsbereich

Teil 2

Aufnahme,  
Schulwechsel

§  2 Anmeldung und Aufnahme
§  3 Übertritt an eine andere Schule
§  4 Gastschulverhältnisse
§  5 Überweisung an ein Förderzentrum
§  6  Übertritt an ein Gymnasium oder an eine Real-

schule 
§  7  Aufnahme in Mittlere-Reife-Klassen und Vorbe-

reitungsklassen
§  8 Wechsel an die Mittelschule

Teil 3

Schulbetrieb

§  9  Einrichtung von Klassen, Gruppen und Arbeits-
gemeinschaften

§ 10  Unterricht für Schülerinnen und Schüler mit 
nichtdeutscher Muttersprache

§ 11 Stundentafeln

Teil 4

Leistungen, Zeugnisse

§ 12 Leistungsnachweise
§ 13 Bewertung der Leistungen
§ 14 Förderplan
§ 15 Entscheidung über das Vorrücken
§ 16 Vorrücken auf Probe
§ 17  Freiwilliges Wiederholen, Überspringen einer 

Jahrgangsstufe
§ 18 Zwischen- und Jahreszeugnisse

Teil 5

Prüfungen,  
Abschluss

Kapitel 1

Erfolgreicher Abschluss der Mittelschule

§ 19 Erfolgreicher Abschluss
§ 20 Erwerb einer entsprechenden Schulbildung
§ 21 Nachträglicher Erwerb
§ 22 Praxisklasse und Übergangsklasse

Kapitel 2

�
	�������������������
��� 
der Mittelschule

§ 23 Besondere Leistungsfeststellung  
§ 24 Feststellungskommission
§ 25 Bewertung der Leistungen
§ 26 Zeugnis
§ 27 Nachholung
§ 28  Teilnahme anderer Bewerberinnen und Bewer-

ber, Gleichwertigkeitsanerkennung

Kapitel 3

Mittlerer Schulabschluss an der Mittelschule

§ 29 Abschlussprüfung
§ 30 Prüfungsausschuss
§ 31 Bewertung der Leistungen
§ 32 Nachholung und Wiederholung
§ 33  Teilnahme anderer Bewerberinnen und Bewer-

ber

Kapitel 4

�
	��������������
�����������
���	�����
��

§ 34 Zuerkennung

Teil 6
 

Schlussvorschrift

§ 35 Inkrafttreten



KWMBl. Nr. 4/2017 31

198 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 11/2016

Anlage 1  Stundentafel
Anlage 2  Stundentafel für die Übergangsklassen
Anlage 3  Stundentafel für die Praxisklassen“.

  2. In der Überschrift des § 1 wird die Angabe „(vgl. 
Art. 1 und 3 BayEUG)“ gestrichen.

  3. § 2 wird aufgehoben.

  4. Teil 2 wird aufgehoben.

  5. Der bisherige Teil 3 wird Teil 2 und die Überschrift 
wird wie folgt gefasst:

„Aufnahme, Schulwechsel“.

  6. Der bisherige § 28 wird § 2 und Abs. 1 wird wie 
folgt geändert:

a) In Satz 2 Halbsatz 2 werden die Wörter „§ 31 
Abs. 5 Sätze 2 bis 5 gelten“ durch die Wörter 
„§ 5 Abs. 5 Satz 2 bis 5 gilt“ ersetzt.

b) In Satz 3 Halbsatz 2 wird die Angabe „§ 31 
Abs. 6 Satz 3“ durch die Angabe „§ 5 Abs. 6 
Satz 3“ ersetzt.

  7. Die bisherigen §§ 29 und 30 werden die §§ 3 
und 4.

  8. Der bisherige § 31 wird § 5 und Abs. 3 wird wie 
folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Wörter „die öffentliche 
Förderschule“ durch die Wörter „das öffentli-
che Förderzentrum“ ersetzt.

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Soweit das nächstgelegene, dem sonder-
pädagogischen Förderbedarf der Schülerin 
oder des Schülers entsprechende Förder-
zentrum eine Schule in privater Trägerschaft 
ist, erfolgt eine Überweisung an ein Förder-
zentrum mit entsprechendem sonderpäda-
gogischen Schwerpunkt unter Hinweis auf 
das betreffende private Förderzentrum.“ 

  9. Der bisherige § 32 wird § 6 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird Abs. 3 und in Satz 1 Halbsatz 2 
wird nach dem Wort „an“ das Wort „anderen“ 
eingefügt.

b) Die bisherigen Abs. 2 und 3 werden die 
Abs. 1 und 2.

 10. Der bisherige § 33 wird § 7 und wird wie folgt 

geändert:

a) In der Überschrift wird die Angabe „(vgl. 
Art. 7a Abs. 2 und 3 BayEUG)“ gestrichen.

b) In Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 32 Abs. 3“ 
durch die Angabe „§ 6 Abs. 2“ ersetzt.

c) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 Halbsatz 1 werden nach dem 
Wort „Sommerferien“ die Wörter „und in 
der Jahrgangsstufe 9 zeitnah nach dem 
������� ���� ���������������� �������-
ses der Mittelschule“ eingefügt.

bb) In Satz 4 Halbsatz 1 und Satz 5 wird 
jeweils das Wort „Zwischenzeugnis“ 
durch das Wort „Jahreszeugnis“ ersetzt.

d) Abs. 5 wird wie folgt geändert:

aa) Der Wortlaut wird Satz 1.

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Ist diese Durchschnittsnote nicht er-
reicht, entscheidet die Schulleiterin oder 
der Schulleiter unter Berücksichtigung 
des Leistungsstands der Schülerin oder 
des Schülers in Abstimmung mit dem 
Staatlichen Schulamt, ob ausnahmswei-
se eine Aufnahme möglich ist.“

 11. Der bisherige § 34 wird § 8 und wird wie folgt 
geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Wechsel an die Mittelschule“.

b) In Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „aus an-
deren Schularten“ durch die Wörter „, die 
aus anderen weiterführenden Schularten an 
die Mittelschule wechseln wollen,“ ersetzt.

c) In Abs. 2 Satz 4 wird die Angabe „§ 33 Abs. 4 
Satz 2“ durch die Angabe „§ 7 Abs. 4 Satz 2“ 
ersetzt.

 12. Der bisherige § 35 wird aufgehoben.

 13. Der bisherige Teil 4 wird Teil 3.

 14. Die Überschrift des Teils 3 Abschnitt 1 wird ge-
strichen.

 15. Der bisherige § 36 wird § 9 und wird wie folgt 
geändert:
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Wörter „Unterricht zur individu-
ellen und gemeinsamen“ durch 
das Wort „Flexible“ ersetzt.

bbb)  In Satz 1 werden die Wörter 
„Der Unterricht zur individuel-
len und gemeinsamen“ durch 
���������������������������������

ccc)  In Satz 2 wird das Wort „Er“ 
durch das Wort „Sie“ ersetzt.

bb) In Nr. 4 Satz 2 werden die Wörter „indi-
viduellen und gemeinsamen“ durch das 
�����������������������

cc) Die Nrn. 5 bis 7 werden aufgehoben.

dd) Die bisherige Nr. 8 wird Nr. 5.

 34. Die bisherige Anlage 3 wird Anlage 2 und in der 
Anlagenbezeichnung wird unter dem Wort „Anla-
ge“ die Angabe „(zu § 9)“ eingefügt. 

§ 3

Änderung der Mittelschulordnung

Die Mittelschulordnung (MSO) vom 4. März 2013 
(GVBl. S. 116, BayRS 2232-3-K), die zuletzt durch § 7a 
Abs. 2 der Verordnung vom 11. September 2015 (GVBl. 
S. 349) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

  1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt gefasst:

„Inhaltsübersicht

Teil 1

Allgemeines

§  1 Geltungsbereich

Teil 2

Aufnahme,  
Schulwechsel

§  2 Anmeldung und Aufnahme
§  3 Übertritt an eine andere Schule
§  4 Gastschulverhältnisse
§  5 Überweisung an ein Förderzentrum
§  6  Übertritt an ein Gymnasium oder an eine Real-

schule 
§  7  Aufnahme in Mittlere-Reife-Klassen und Vorbe-

reitungsklassen
§  8 Wechsel an die Mittelschule

Teil 3

Schulbetrieb

§  9  Einrichtung von Klassen, Gruppen und Arbeits-
gemeinschaften

§ 10  Unterricht für Schülerinnen und Schüler mit 
nichtdeutscher Muttersprache

§ 11 Stundentafeln

Teil 4

Leistungen, Zeugnisse

§ 12 Leistungsnachweise
§ 13 Bewertung der Leistungen
§ 14 Förderplan
§ 15 Entscheidung über das Vorrücken
§ 16 Vorrücken auf Probe
§ 17  Freiwilliges Wiederholen, Überspringen einer 

Jahrgangsstufe
§ 18 Zwischen- und Jahreszeugnisse

Teil 5

Prüfungen,  
Abschluss

Kapitel 1

Erfolgreicher Abschluss der Mittelschule

§ 19 Erfolgreicher Abschluss
§ 20 Erwerb einer entsprechenden Schulbildung
§ 21 Nachträglicher Erwerb
§ 22 Praxisklasse und Übergangsklasse

Kapitel 2

�
	�������������������
��� 
der Mittelschule

§ 23 Besondere Leistungsfeststellung  
§ 24 Feststellungskommission
§ 25 Bewertung der Leistungen
§ 26 Zeugnis
§ 27 Nachholung
§ 28  Teilnahme anderer Bewerberinnen und Bewer-

ber, Gleichwertigkeitsanerkennung

Kapitel 3

Mittlerer Schulabschluss an der Mittelschule

§ 29 Abschlussprüfung
§ 30 Prüfungsausschuss
§ 31 Bewertung der Leistungen
§ 32 Nachholung und Wiederholung
§ 33  Teilnahme anderer Bewerberinnen und Bewer-

ber

Kapitel 4

�
	��������������
�����������
���	�����
��

§ 34 Zuerkennung

Teil 6
 

Schlussvorschrift

§ 35 Inkrafttreten
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 26. Der bisherige § 48 wird § 14 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Nachteils-
ausgleich,“ gestrichen.

b) Die Abs. 1 und 2 werden aufgehoben.

c) Im bisherigen Abs. 3 wird die Absatzbezeich-
nung gestrichen.

 27. Die Überschrift des Teils 4 Abschnitt 2 wird ge-
strichen.

 28. Der bisherige § 49 wird § 15 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.“

b) In Abs. 5 wird die Angabe „gemäß § 47 
Abs. 3“ gestrichen.

 29. Der bisherige § 50 wird § 16.

 30. Der bisherige § 51 wird § 17 und dem Abs. 1 wird 
folgender Satz 3 angefügt:

„3Art. 38 BayEUG bleibt unberührt.“

 31. Die Überschrift des Teils 4 Abschnitt 3 wird ge-
strichen.

 32. Der bisherige § 53 wird § 18 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 5 wird die Angabe „(Art. 86 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 9 BayEUG)“ gestrichen.

b) In Abs. 8 Satz 2 werden die Wörter „und in 
Übertrittszeugnissen“ gestrichen.

c) In Abs. 10 Satz 3 wird die Angabe „§ 36 
Abs. 10“ durch die Angabe „§ 9 Abs. 10“ 
ersetzt.

d) Abs. 12 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „nach § 47 
Abs. 3“ gestrichen. 

bb) In Satz 3 wird die Angabe „§ 47 Abs. 2“ 
durch die Angabe „§ 13 Abs. 2“ ersetzt.

 33. Der bisherige Teil 6 wird Teil 5 und die Überschrift 
wird wie folgt gefasst:

„Prüfungen, Abschluss“.

 34. Teil 5 Abschnitt 1 wird Teil 5 Kapitel 1 und die 
Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Erfolgreicher Abschluss der Mittelschule“.

 35. Der bisherige § 54 wird § 19. 

 36. Der bisherige § 55 wird § 20 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 wird die Absatzbezeichnung gestri-
chen.

b) Abs. 2 wird aufgehoben.

 37. Der bisherige § 56 wird § 21 und in Abs. 7 Satz 1 
wird die Angabe „§ 63“ durch die Angabe „§ 28“ 
ersetzt.

 38. Der bisherige § 57 wird § 22 und wird wie folgt 
geändert:

a) Der Überschrift werden die Wörter „und 
Übergangsklasse“ angefügt.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort 
„Praxis klasse“ die Wörter „oder Über-
gangsklasse“ eingefügt.

bb) In Satz 2 werden in Halbsatz 1 nach 
dem Wort „Praxisklasse“ die Wörter 
„oder Übergangsklasse“ eingefügt und 
in Halbsatz 2 wird die Angabe „§ 56 
Abs. 5“ durch die Angabe „§ 21 Abs. 5“ 
ersetzt.

c) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)  In Nr. 1 werden nach dem Wort 
„Deutsch“ die Wörter „oder 
Deutsch als Zweitsprache“ ein-
gefügt.

bbb)  In Nr. 3 werden nach den Wör-
tern „Physik/Chemie/Biologie“ 
die Wörter „– in der Praxisklas-
se – und im Fächerverbund Ge-
schichte/Sozialkunde/Erdkun-
de und Physik/Chemie/Biologie 
– in der Übergangsklasse –“ 
eingefügt.

bb) In Satz 3 Halbsatz 1 werden nach 
dem Wort „Deutsch“ die Wörter „oder 
Deutsch als Zweitsprache je“ eingefügt.
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a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Einrichtung von Klassen, Gruppen und Ar-
beitsgemeinschaften“.

b) Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2In Schulverbünden gilt dies für die Ver-
bundkoordinatorin oder den Verbundkoordi-
nator entsprechend.“ 

c) Abs. 9 wird aufgehoben.

d) Die bisherigen Abs. 10 bis 13 werden die 
Abs. 9 bis 12.

 16. Der bisherige § 38 wird § 10. 

 17. Teil 3 Abschnitt 2 wird aufgehoben.

 18. Die Überschrift des Teils 3 Abschnitt 3 wird ge-
strichen.

 19. Der bisherige § 42 wird § 11 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „und 
Stundenpläne“ gestrichen.

b) In Abs. 1 wird die Absatzbezeichnung gestri-
chen und in Satz 1 werden die Wörter „Für 
die Mittelschule gelten die als Anlagen 2 
bis 4“ durch die Wörter „Es gelten die als 
Anlagen 1 bis 3“ ersetzt.

c) Die Abs. 2 und 3 werden aufgehoben.

 20. Die bisherigen §§ 43 und 44 werden aufgeho-
ben. 

 21. Der bisherige Teil 5 wird Teil 4 und die Überschrift 
wird wie folgt gefasst:

„Leistungen, Zeugnisse“.

 22. Die Überschrift des Teils 4 Abschnitt 1 wird ge-
strichen.

 23. Der bisherige § 45 wird aufgehoben.

 24. Der bisherige § 46 wird § 12 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Halbsatz 1 wird Satz 1.

bb) Halbsatz 2 wird Satz 2 und das Wort 
„die“ wird durch das Wort „Die“ ersetzt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 Halbsatz 1 werden die Wörter 
„Probearbeiten sind schriftliche Leis-
tungsnachweise und“ durch die Wörter 
„Schriftliche Leistungsnachweise“ er-
setzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „einer ange-
kündigten Probearbeit“ durch die Wörter 
„eines angekündigten schriftlichen Leis-
tungsnachweises“ ersetzt.

cc) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„3An einem Tag darf nur ein angekün-
digter schriftlicher Leistungsnachweis, 
in der Woche sollen nicht mehr als zwei 
angekündigte schriftliche Leistungs-
nachweise gefordert werden.“

dd) In Satz 4 wird das Wort „Probearbeiten“ 
durch die Wörter „angekündigten Leis-
tungsnachweisen“ ersetzt. 

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Bewer-
tete Probearbeiten“ durch die Wörter 
„Schriftliche Leistungsnachweise“ er-
setzt.

bb) In Satz 2 Halbsatz 1 werden die Wörter 
„Bewertete Probearbeiten“ durch das 
Wort „Sie“ ersetzt.

cc) In Satz 3 werden die Wörter „Die Pro-
bearbeiten“ durch das Wort „Sie“ er-
setzt.

 25. Der bisherige § 47 wird § 13 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 werden die Wör-
ter „Einzelfällen, z.B. bei Schülerinnen und 
Schülern mit sonderpädagogischem Förder-
bedarf oder mit nichtdeutscher Mutterspra-
che,“ durch die Wörter „begründeten Aus-
nahmefällen“ ersetzt.

b) Abs. 3 wird aufgehoben.

c) Die bisherigen Abs. 4 und 5 werden die 
Abs. 3 und 4.

d) Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 5 und die 
Wörter „eine angekündigte Probearbeit“ 
werden durch die Wörter „einen angekün-
digten Leistungsnachweis“ ersetzt. 
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 26. Der bisherige § 48 wird § 14 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Nachteils-
ausgleich,“ gestrichen.

b) Die Abs. 1 und 2 werden aufgehoben.

c) Im bisherigen Abs. 3 wird die Absatzbezeich-
nung gestrichen.

 27. Die Überschrift des Teils 4 Abschnitt 2 wird ge-
strichen.

 28. Der bisherige § 49 wird § 15 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.“

b) In Abs. 5 wird die Angabe „gemäß § 47 
Abs. 3“ gestrichen.

 29. Der bisherige § 50 wird § 16.

 30. Der bisherige § 51 wird § 17 und dem Abs. 1 wird 
folgender Satz 3 angefügt:

„3Art. 38 BayEUG bleibt unberührt.“

 31. Die Überschrift des Teils 4 Abschnitt 3 wird ge-
strichen.

 32. Der bisherige § 53 wird § 18 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 5 wird die Angabe „(Art. 86 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 9 BayEUG)“ gestrichen.

b) In Abs. 8 Satz 2 werden die Wörter „und in 
Übertrittszeugnissen“ gestrichen.

c) In Abs. 10 Satz 3 wird die Angabe „§ 36 
Abs. 10“ durch die Angabe „§ 9 Abs. 10“ 
ersetzt.

d) Abs. 12 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „nach § 47 
Abs. 3“ gestrichen. 

bb) In Satz 3 wird die Angabe „§ 47 Abs. 2“ 
durch die Angabe „§ 13 Abs. 2“ ersetzt.

 33. Der bisherige Teil 6 wird Teil 5 und die Überschrift 
wird wie folgt gefasst:

„Prüfungen, Abschluss“.

 34. Teil 5 Abschnitt 1 wird Teil 5 Kapitel 1 und die 
Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Erfolgreicher Abschluss der Mittelschule“.

 35. Der bisherige § 54 wird § 19. 

 36. Der bisherige § 55 wird § 20 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 wird die Absatzbezeichnung gestri-
chen.

b) Abs. 2 wird aufgehoben.

 37. Der bisherige § 56 wird § 21 und in Abs. 7 Satz 1 
wird die Angabe „§ 63“ durch die Angabe „§ 28“ 
ersetzt.

 38. Der bisherige § 57 wird § 22 und wird wie folgt 
geändert:

a) Der Überschrift werden die Wörter „und 
Übergangsklasse“ angefügt.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort 
„Praxis klasse“ die Wörter „oder Über-
gangsklasse“ eingefügt.

bb) In Satz 2 werden in Halbsatz 1 nach 
dem Wort „Praxisklasse“ die Wörter 
„oder Übergangsklasse“ eingefügt und 
in Halbsatz 2 wird die Angabe „§ 56 
Abs. 5“ durch die Angabe „§ 21 Abs. 5“ 
ersetzt.

c) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)  In Nr. 1 werden nach dem Wort 
„Deutsch“ die Wörter „oder 
Deutsch als Zweitsprache“ ein-
gefügt.

bbb)  In Nr. 3 werden nach den Wör-
tern „Physik/Chemie/Biologie“ 
die Wörter „– in der Praxisklas-
se – und im Fächerverbund Ge-
schichte/Sozialkunde/Erdkun-
de und Physik/Chemie/Biologie 
– in der Übergangsklasse –“ 
eingefügt.

bb) In Satz 3 Halbsatz 1 werden nach 
dem Wort „Deutsch“ die Wörter „oder 
Deutsch als Zweitsprache je“ eingefügt.
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a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Einrichtung von Klassen, Gruppen und Ar-
beitsgemeinschaften“.

b) Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2In Schulverbünden gilt dies für die Ver-
bundkoordinatorin oder den Verbundkoordi-
nator entsprechend.“ 

c) Abs. 9 wird aufgehoben.

d) Die bisherigen Abs. 10 bis 13 werden die 
Abs. 9 bis 12.

 16. Der bisherige § 38 wird § 10. 

 17. Teil 3 Abschnitt 2 wird aufgehoben.

 18. Die Überschrift des Teils 3 Abschnitt 3 wird ge-
strichen.

 19. Der bisherige § 42 wird § 11 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „und 
Stundenpläne“ gestrichen.

b) In Abs. 1 wird die Absatzbezeichnung gestri-
chen und in Satz 1 werden die Wörter „Für 
die Mittelschule gelten die als Anlagen 2 
bis 4“ durch die Wörter „Es gelten die als 
Anlagen 1 bis 3“ ersetzt.

c) Die Abs. 2 und 3 werden aufgehoben.

 20. Die bisherigen §§ 43 und 44 werden aufgeho-
ben. 

 21. Der bisherige Teil 5 wird Teil 4 und die Überschrift 
wird wie folgt gefasst:

„Leistungen, Zeugnisse“.

 22. Die Überschrift des Teils 4 Abschnitt 1 wird ge-
strichen.

 23. Der bisherige § 45 wird aufgehoben.

 24. Der bisherige § 46 wird § 12 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Halbsatz 1 wird Satz 1.

bb) Halbsatz 2 wird Satz 2 und das Wort 
„die“ wird durch das Wort „Die“ ersetzt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 Halbsatz 1 werden die Wörter 
„Probearbeiten sind schriftliche Leis-
tungsnachweise und“ durch die Wörter 
„Schriftliche Leistungsnachweise“ er-
setzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „einer ange-
kündigten Probearbeit“ durch die Wörter 
„eines angekündigten schriftlichen Leis-
tungsnachweises“ ersetzt.

cc) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„3An einem Tag darf nur ein angekün-
digter schriftlicher Leistungsnachweis, 
in der Woche sollen nicht mehr als zwei 
angekündigte schriftliche Leistungs-
nachweise gefordert werden.“

dd) In Satz 4 wird das Wort „Probearbeiten“ 
durch die Wörter „angekündigten Leis-
tungsnachweisen“ ersetzt. 

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Bewer-
tete Probearbeiten“ durch die Wörter 
„Schriftliche Leistungsnachweise“ er-
setzt.

bb) In Satz 2 Halbsatz 1 werden die Wörter 
„Bewertete Probearbeiten“ durch das 
Wort „Sie“ ersetzt.

cc) In Satz 3 werden die Wörter „Die Pro-
bearbeiten“ durch das Wort „Sie“ er-
setzt.

 25. Der bisherige § 47 wird § 13 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 werden die Wör-
ter „Einzelfällen, z.B. bei Schülerinnen und 
Schülern mit sonderpädagogischem Förder-
bedarf oder mit nichtdeutscher Mutterspra-
che,“ durch die Wörter „begründeten Aus-
nahmefällen“ ersetzt.

b) Abs. 3 wird aufgehoben.

c) Die bisherigen Abs. 4 und 5 werden die 
Abs. 3 und 4.

d) Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 5 und die 
Wörter „eine angekündigte Probearbeit“ 
werden durch die Wörter „einen angekün-
digten Leistungsnachweis“ ersetzt. 
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d) In Abs. 6 Nr. 4 Halbsatz 2 werden die Wör-
ter „die Feststellungskommission“ durch die 
Wörter „der Prüfungsausschuss“ ersetzt.

 48. Der bisherige § 65 wird § 30 und in Satz 2 wird 
die Angabe „§ 59“ durch die Angabe „§ 24“ er-
setzt.

 49. Die bisherigen §§ 66 und 67 werden die §§ 31 
und 32.

 50. Der bisherige § 68 wird § 33 und wird wie folgt 
geändert:

a) Dem Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt:

„3Für die Abschlussprüfung gelten die Be-
stimmungen für Schülerinnen und Schüler 
öffentlicher und staatlich anerkannter Mittel-
schulen entsprechend, soweit nachfolgend 
nichts anderes bestimmt ist.“

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird in Halbsatz 1 die Anga-
be „§ 64 Abs. 1“ durch die Angabe „§ 29 
Abs. 1“ und wird in Halbsatz 2 die Anga-
be „§ 64 Abs. 2“ durch die Angabe „§ 29 
Abs. 2“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 64 Abs. 1“ 
durch die Angabe „§ 29 Abs. 1“ und wer-
den die Wörter „sich nach § 64“ durch 
die Wörter „sich nach § 29“ ersetzt.

cc) In Satz 3 Halbsatz 2 wird die Angabe 
„§ 66 Abs. 5 Satz 2“ durch die Angabe 
„§ 31 Abs. 5 Satz 2“ ersetzt.

dd) Satz 4 wird aufgehoben.

ee) Die bisherigen Sätze 5 und 6 werden die 
Sätze 4 und 5.

c) In Abs. 4 wird die Angabe „§ 63 Abs. 4“ durch 
die Angabe „§ 28 Abs. 4“ ersetzt.

d) Abs. 5 Satz 3 wird aufgehoben.

 51. Teil 5 Abschnitt 4 wird Teil 5 Kapitel 4 und die 
Überschrift wird wie folgt gefasst:

������������������������������������������
	

 52. Der bisherige § 69 wird § 34 und in Abs. 2 Nr. 3 
wird die Angabe „§ 63 Abs. 6“ durch die Angabe 
„§ 28 Abs. 6“ ersetzt.

 53. Der bisherige Teil 7 wird Teil 6 und die Überschrift 

wird wie folgt gefasst:

„Schlussvorschrift.“

 54. Der bisherige § 71 wird § 35.

 55. Anlage 1 wird aufgehoben.

 56. Die bisherige Anlage 2 wird Anlage 1 und wird 
wie folgt geändert:

a) In der Anlagenbezeichnung wird die Anga-
be „(zu § 42 Abs. 1)“ durch die Angabe „(zu 
§ 11)“ ersetzt.

b) In der Stundentafel werden jeweils in Nr. 1 
������������������	�������������������������
in der Zeile „Werken/Textiles Gestalten“ die 
Wörter „Werken/Textiles Gestalten“ durch die 
Wörter „Werken und Gestalten“ ersetzt.

c) Nr. 4 der Bestimmungen zur Stundentafel 
wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 4.2 werden die Wörter „Werken/
Textiles Gestalten“ durch die Wörter 
„Werken und Gestalten“ und wird die 
Angabe „§ 36 Abs. 10“ durch die Anga-
be „§ 9 Abs. 10“ ersetzt.

bb) In Nr. 4.4 wird die Angabe „§ 36 Abs. 9“ 
durch die Angabe „§ 9 Abs. 9“ ersetzt.

 57. Die bisherige Anlage 3 wird Anlage 2 und wird 
wie folgt geändert: 

a) In der Anlagenbezeichnung wird die Anga-
be „(zu § 42 Abs. 1)“ durch die Angabe „(zu 
§ 11)“ ersetzt.

b) ����������������������� ����	���������-
fächer in Spalte 1 in der Zeile „Werken/Tex-
tiles Gestalten“ die Wörter „Werken/Textiles 
Gestalten“ durch die Wörter „Werken und 
Gestalten“ ersetzt.

c) Nr. 4 der Bestimmungen zur Stundentafel 
wird aufgehoben.

 58. Die bisherige Anlage 4 wird Anlage 3 und in der 
Anlagenbezeichnung wird die Angabe „(zu § 42 
Abs. 1)“ durch die Angabe „(zu § 11)“ ersetzt.

§ 4

Änderung der Volksschulordnung-F

Die Volksschulordnung-F (VSO-F) vom 11. Septem-
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 39. Teil 5 Abschnitt 2 wird Teil 5 Kapitel 2 und die 
Überschrift wird wie folgt gefasst:

�������������������������������������������


 40. Der bisherige § 58 wird § 23 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Nr. 3 Halbsatz 1 werden die Wörter 
„ , Werken/Textiles Gestalten“ gestrichen.

b) In Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 1 wird die Angabe 
„§§ 58 bis 62“ durch die Wörter „den §§ 23 
bis 27“ ersetzt.

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 Nr. 3 Halbsatz 1 werden die 
Wörter „ , Werken/Textiles Gestalten“ 
gestrichen.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 60 Abs. 5“ 
durch die Angabe „§ 25 Abs. 4“ und wer-
den die Wörter „in den Fächern Deutsch 
und Mathematik oder in einem von bei-
den“ durch die Wörter „im Fach Deutsch 
oder Deutsch als Zweitsprache und im 
Fach Mathematik oder in einem von bei-
den Fächern“ ersetzt.

d) In Abs. 4 Satz 1 werden die Wörter „ , Buch-
führung und Werken/Textiles Gestalten“ 
durch die Wörter „und Buchführung“ er-
setzt.

e) Abs. 7 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 Nr. 9 wird wie folgt gefasst:

„9.  im Fach Kunst 150 Minuten,“.

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort 
„Deutsch“ die Wörter „oder Deutsch als 
Zweitsprache“ eingefügt.

 41. Der bisherige § 59 wird § 24 und in Abs. 2 Satz 1 
wird die Angabe „§ 62 Abs. 1“ durch die Angabe 
„§ 27 Abs. 1“ ersetzt.

 42. Der bisherige § 60 wird § 25 und wird wie folgt 
geändert: 

a) Abs. 3 wird aufgehoben.

b) Die bisherigen Abs. 4 bis 6 werden die 
Abs. 3 bis 5. 

 43. Der bisherige § 61 wird § 26 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 60 Abs. 6 
Satz 2 Nr. 3“ durch die Angabe „§ 25 Abs. 5 
Satz 2 Nr. 3“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2 werden die Wör-
ter „/Im Bereich der Berufsorientierung“ ge-
strichen.

c) In Abs. 3 wird die Angabe „§ 58 Abs. 4“ durch 
die Angabe „§ 23 Abs. 4“ ersetzt.

 44. Der bisherige § 62 wird § 27.

 45. Der bisherige § 63 wird § 28 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 58 Abs. 2 
Satz 3“ durch die Angabe „§ 23 Abs. 2 
Satz 3“ ersetzt.

bb) Es wird folgender Satz 3 angefügt:

„3Für die besondere Leistungsfeststel-
lung gelten die Bestimmungen für Schü-
lerinnen und Schüler öffentlicher und 
staatlich anerkannter Mittelschulen ent-
sprechend, soweit nachfolgend nichts 
anderes bestimmt ist.“

b) In Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 58 Abs. 1 
Nrn. 2 und 3“ durch die Angabe „§ 23 Abs. 1 
Nr. 2 und 3“ ersetzt und werden nach dem 
Wort „haben“ die Wörter „ ; dies gilt auch 
für Anträge mit dem Ziel, das Fach Deutsch 
durch das Fach Deutsch als Zweitsprache 
oder das Fach Englisch durch das Fach Mut-
tersprache zu ersetzen“ eingefügt.

 46. Teil 5 Abschnitt 3 wird Teil 5 Kapitel 3 und die 
Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Mittlerer Schulabschluss an der Mittelschule“.

 47. Der bisherige § 64 wird § 29 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 wird die Angabe „§ 58 Abs. 1 Nr. 1“ 
durch die Angabe „§ 23 Abs. 1 Nr. 1“ ersetzt.

b) In Abs. 2 wird das Wort „wird“ durch das 
Wort „kann“ ersetzt und wird nach dem Wort 
„ersetzt“ das Wort „werden“ eingefügt.

c) Abs. 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Mündliche Prüfungen und Projektprüfun-
gen können ab Mai abgenommen werden.“
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d) In Abs. 6 Nr. 4 Halbsatz 2 werden die Wör-
ter „die Feststellungskommission“ durch die 
Wörter „der Prüfungsausschuss“ ersetzt.

 48. Der bisherige § 65 wird § 30 und in Satz 2 wird 
die Angabe „§ 59“ durch die Angabe „§ 24“ er-
setzt.

 49. Die bisherigen §§ 66 und 67 werden die §§ 31 
und 32.

 50. Der bisherige § 68 wird § 33 und wird wie folgt 
geändert:

a) Dem Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt:

„3Für die Abschlussprüfung gelten die Be-
stimmungen für Schülerinnen und Schüler 
öffentlicher und staatlich anerkannter Mittel-
schulen entsprechend, soweit nachfolgend 
nichts anderes bestimmt ist.“

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird in Halbsatz 1 die Anga-
be „§ 64 Abs. 1“ durch die Angabe „§ 29 
Abs. 1“ und wird in Halbsatz 2 die Anga-
be „§ 64 Abs. 2“ durch die Angabe „§ 29 
Abs. 2“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 64 Abs. 1“ 
durch die Angabe „§ 29 Abs. 1“ und wer-
den die Wörter „sich nach § 64“ durch 
die Wörter „sich nach § 29“ ersetzt.

cc) In Satz 3 Halbsatz 2 wird die Angabe 
„§ 66 Abs. 5 Satz 2“ durch die Angabe 
„§ 31 Abs. 5 Satz 2“ ersetzt.

dd) Satz 4 wird aufgehoben.

ee) Die bisherigen Sätze 5 und 6 werden die 
Sätze 4 und 5.

c) In Abs. 4 wird die Angabe „§ 63 Abs. 4“ durch 
die Angabe „§ 28 Abs. 4“ ersetzt.

d) Abs. 5 Satz 3 wird aufgehoben.

 51. Teil 5 Abschnitt 4 wird Teil 5 Kapitel 4 und die 
Überschrift wird wie folgt gefasst:

������������������������������������������
	

 52. Der bisherige § 69 wird § 34 und in Abs. 2 Nr. 3 
wird die Angabe „§ 63 Abs. 6“ durch die Angabe 
„§ 28 Abs. 6“ ersetzt.

 53. Der bisherige Teil 7 wird Teil 6 und die Überschrift 

wird wie folgt gefasst:

„Schlussvorschrift.“

 54. Der bisherige § 71 wird § 35.

 55. Anlage 1 wird aufgehoben.

 56. Die bisherige Anlage 2 wird Anlage 1 und wird 
wie folgt geändert:

a) In der Anlagenbezeichnung wird die Anga-
be „(zu § 42 Abs. 1)“ durch die Angabe „(zu 
§ 11)“ ersetzt.

b) In der Stundentafel werden jeweils in Nr. 1 
������������������	�������������������������
in der Zeile „Werken/Textiles Gestalten“ die 
Wörter „Werken/Textiles Gestalten“ durch die 
Wörter „Werken und Gestalten“ ersetzt.

c) Nr. 4 der Bestimmungen zur Stundentafel 
wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 4.2 werden die Wörter „Werken/
Textiles Gestalten“ durch die Wörter 
„Werken und Gestalten“ und wird die 
Angabe „§ 36 Abs. 10“ durch die Anga-
be „§ 9 Abs. 10“ ersetzt.

bb) In Nr. 4.4 wird die Angabe „§ 36 Abs. 9“ 
durch die Angabe „§ 9 Abs. 9“ ersetzt.

 57. Die bisherige Anlage 3 wird Anlage 2 und wird 
wie folgt geändert: 

a) In der Anlagenbezeichnung wird die Anga-
be „(zu § 42 Abs. 1)“ durch die Angabe „(zu 
§ 11)“ ersetzt.

b) ����������������������� ����	���������-
fächer in Spalte 1 in der Zeile „Werken/Tex-
tiles Gestalten“ die Wörter „Werken/Textiles 
Gestalten“ durch die Wörter „Werken und 
Gestalten“ ersetzt.

c) Nr. 4 der Bestimmungen zur Stundentafel 
wird aufgehoben.

 58. Die bisherige Anlage 4 wird Anlage 3 und in der 
Anlagenbezeichnung wird die Angabe „(zu § 42 
Abs. 1)“ durch die Angabe „(zu § 11)“ ersetzt.

§ 4

Änderung der Volksschulordnung-F

Die Volksschulordnung-F (VSO-F) vom 11. Septem-

201Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 11/2016

 39. Teil 5 Abschnitt 2 wird Teil 5 Kapitel 2 und die 
Überschrift wird wie folgt gefasst:

�������������������������������������������


 40. Der bisherige § 58 wird § 23 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Nr. 3 Halbsatz 1 werden die Wörter 
„ , Werken/Textiles Gestalten“ gestrichen.

b) In Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 1 wird die Angabe 
„§§ 58 bis 62“ durch die Wörter „den §§ 23 
bis 27“ ersetzt.

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 Nr. 3 Halbsatz 1 werden die 
Wörter „ , Werken/Textiles Gestalten“ 
gestrichen.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 60 Abs. 5“ 
durch die Angabe „§ 25 Abs. 4“ und wer-
den die Wörter „in den Fächern Deutsch 
und Mathematik oder in einem von bei-
den“ durch die Wörter „im Fach Deutsch 
oder Deutsch als Zweitsprache und im 
Fach Mathematik oder in einem von bei-
den Fächern“ ersetzt.

d) In Abs. 4 Satz 1 werden die Wörter „ , Buch-
führung und Werken/Textiles Gestalten“ 
durch die Wörter „und Buchführung“ er-
setzt.

e) Abs. 7 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 Nr. 9 wird wie folgt gefasst:

„9.  im Fach Kunst 150 Minuten,“.

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort 
„Deutsch“ die Wörter „oder Deutsch als 
Zweitsprache“ eingefügt.

 41. Der bisherige § 59 wird § 24 und in Abs. 2 Satz 1 
wird die Angabe „§ 62 Abs. 1“ durch die Angabe 
„§ 27 Abs. 1“ ersetzt.

 42. Der bisherige § 60 wird § 25 und wird wie folgt 
geändert: 

a) Abs. 3 wird aufgehoben.

b) Die bisherigen Abs. 4 bis 6 werden die 
Abs. 3 bis 5. 

 43. Der bisherige § 61 wird § 26 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 60 Abs. 6 
Satz 2 Nr. 3“ durch die Angabe „§ 25 Abs. 5 
Satz 2 Nr. 3“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2 werden die Wör-
ter „/Im Bereich der Berufsorientierung“ ge-
strichen.

c) In Abs. 3 wird die Angabe „§ 58 Abs. 4“ durch 
die Angabe „§ 23 Abs. 4“ ersetzt.

 44. Der bisherige § 62 wird § 27.

 45. Der bisherige § 63 wird § 28 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 58 Abs. 2 
Satz 3“ durch die Angabe „§ 23 Abs. 2 
Satz 3“ ersetzt.

bb) Es wird folgender Satz 3 angefügt:

„3Für die besondere Leistungsfeststel-
lung gelten die Bestimmungen für Schü-
lerinnen und Schüler öffentlicher und 
staatlich anerkannter Mittelschulen ent-
sprechend, soweit nachfolgend nichts 
anderes bestimmt ist.“

b) In Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 58 Abs. 1 
Nrn. 2 und 3“ durch die Angabe „§ 23 Abs. 1 
Nr. 2 und 3“ ersetzt und werden nach dem 
Wort „haben“ die Wörter „ ; dies gilt auch 
für Anträge mit dem Ziel, das Fach Deutsch 
durch das Fach Deutsch als Zweitsprache 
oder das Fach Englisch durch das Fach Mut-
tersprache zu ersetzen“ eingefügt.

 46. Teil 5 Abschnitt 3 wird Teil 5 Kapitel 3 und die 
Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Mittlerer Schulabschluss an der Mittelschule“.

 47. Der bisherige § 64 wird § 29 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 wird die Angabe „§ 58 Abs. 1 Nr. 1“ 
durch die Angabe „§ 23 Abs. 1 Nr. 1“ ersetzt.

b) In Abs. 2 wird das Wort „wird“ durch das 
Wort „kann“ ersetzt und wird nach dem Wort 
„ersetzt“ das Wort „werden“ eingefügt.

c) Abs. 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Mündliche Prüfungen und Projektprüfun-
gen können ab Mai abgenommen werden.“
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Kapitel 3

Zeugnisse

§ 31 Zwischen- und Jahreszeugnisse
§ 32  Bescheinigung über die Dauer des Schulbe-

suchs

Teil 5

Prüfungen, Abschluss

Kapitel 1

Abschlussprüfung

§ 33 Prüfungsausschuss
§ 34 Festsetzung der Jahresfortgangsnote
§ 35 Schriftliche Prüfung
§ 36 Mündliche Prüfung
§ 37 Praktische Prüfung
§ 38 Bewertung der Prüfungsleistungen
§ 39  Festsetzung des Prüfungsergebnisses und der 

Zeugnisnoten
§ 40 Notenausgleich
§ 41 Abschlusszeugnis
§ 42 Wiederholung der Abschlussprüfung
§ 43 Verhinderung an der Teilnahme
§ 44 Nachholung der Abschlussprüfung
§ 45 Unterschleif

Kapitel 2

Abschlussprüfung für andere  
Bewerberinnen und Bewerber

§ 46 Allgemeines
§ 47 Zulassung
§ 48 Prüfungsgegenstände
§ 49  Festsetzung des Prüfungsergebnisses und der 

Zeugnisnoten
§ 50  Zusätzliche Regelungen für Schülerinnen und 

Schüler staatlich genehmigter Ersatzschulen

Kapitel 3

Ergänzungsprüfung

§ 51 Ergänzungsprüfung

Teil 6

Schlussvorschrift

§ 52  Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsrege-
lungen

Anlage 1   Stundentafel für die Realschule
Anlage 2   Stundentafel für die dreijährige Abend-

realschule“.

  2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift des § 1 wird die Angabe 
„(vgl. Art. 1 bis 3 BayEUG)“ gestrichen.

b) In Satz 1 werden nach dem Wort „Realschu-

len“ die Wörter „ , die Realschulen zur son-
derpädagogischen Förderung“ eingefügt.

c) In Satz 2 werden nach dem Wort „Für“ die 
Wörter „den Realschulen entsprechende“ 
eingefügt.

  3. § 2 wird aufgehoben.

  4. Teil 2 wird aufgehoben.

  5. Der bisherige Teil 3 wird Teil 2 und in der Über-
schrift wird das Wort „und“ durch ein Komma er-
setzt und wird die Angabe „(vgl. Art. 44 BayEUG)“ 
gestrichen.

  6. Die Überschrift des Teils 2 Abschnitt 1 wird ge-
strichen.

  7. Der bisherige § 26 wird § 2 und wird wie folgt 
geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Aufnahme in die unterste Jahrgangsstufe“.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Im Satzteil vor Nr. 1 werden nach dem 
Wort „Aufnahme“ die Wörter „in die un-
terste Jahrgangsstufe“ eingefügt.

bb) Nr. 2 wird aufgehoben.

cc) Die bisherige Nr. 3 wird Nr. 2 und Halb-
satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„am 30. September des Schuljahres das 
12. Lebensjahr noch nicht vollendet hat;“.

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 1 wird das Wort „Volksschule“ 
durch das Wort „Grundschule“ und wird 
das Wort „Hauptschule“ durch das Wort 
„Mittelschule“ ersetzt.

bb) In Nr. 3 wird das Wort „Halbjahr“ durch 
die Wörter „Schulhalbjahr, d.h. zum letz-
ten Unterrichtstag der zweiten vollen 
Unterrichtswoche im Februar,“ ersetzt.

d) Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Es werden auch Schülerinnen und 
Schüler aufgenommen, die in beiden Fä-
chern nur mit der Note 4 und damit ohne Er-
folg am Probeunterricht der Realschule oder 
des Gymnasiums teilgenommen haben, de-
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ber 2008 (GVBl. S. 731, 907, BayRS 2233-2-1-K), die 
zuletzt durch § 7a Abs. 3 der Verordnung vom 11. Sep-
tember 2015 (GVBl. S. 349) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

  1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu § 6 wird wie folgt gefasst:

„§ 6  (aufgehoben)“.

b) Die Angabe zu § 52 wird wie folgt gefasst:

„§ 52  (aufgehoben)“.

  2. Die §§ 6 und 52 werden aufgehoben.

  3. § 56 Abs. 9 wird wie folgt gefasst:

„(9) Bei der Entlassung als Ordnungsmaß-
nahme (Art. 86 Abs. 2 Nr. 10 BayEUG) erhält die 
Schülerin oder der Schüler anstelle eines Zeug-
nisses eine Bescheinigung über die Dauer des 
Schulbesuchs während des laufenden Schuljah-
res.“ 

§ 5 

Änderung der Förderberufsschulordnung

Die Förderberufsschulordnung (BSO-F) vom 26. Ok-
tober 2009 (GVBl. S. 580, BayRS 2233-2-2-K), die zuletzt 
durch § 7a Abs. 4 der Verordnung vom 11. September 
2015 (GVBl. S. 349) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht wird in der Angabe zu 
§ 29 das Wort „ , Nachteilsausgleich“ gestrichen.

  2. § 29 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „ , Nach-
teilsausgleich“ gestrichen. 

b) In Abs. 1 wird die Absatzbezeichnung gestri-
chen.

c) Abs. 2 wird aufgehoben.

§ 6

Änderung der Realschulordnung

Die Realschulordnung (RSO) vom 18. Juli 2007 
(GVBl. S. 458, 585, BayRS 2234-2-K), die zuletzt durch 
§ 7a Abs. 5 der Verordnung vom 11. September 2015 
(GVBl. S. 349) geändert worden ist, wird wie folgt ge-

ändert:

  1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt gefasst:

„Inhaltsübersicht

Teil 1

Allgemeines

§  1 Geltungsbereich

Teil 2

Aufnahme, Schulwechsel

§  2 Aufnahme in die unterste Jahrgangsstufe 
§  3 Probeunterricht 
§  4 Erneuter Eintritt in die Realschule
§  5 Aufnahme in eine höhere Jahrgangsstufe
§  6 Aufnahmeprüfung
§  7 Nachholfrist, Probezeit
§  8 Gastschülerinnen und Gastschüler
§  9 Aufnahme in die Abendrealschule
����� �������������������������������������������
-

chergruppe
§ 11 Übertritt an ein Gymnasium

Teil 3

Schulbetrieb

§ 12 Einrichtung von Klassen
���	� �����������
������������ ������������������-

gen – 
����� �����������
������ �����
������ ���
��������-

terricht
§ 15 Höchstausbildungsdauer
§ 16 Stundentafeln

Teil 4

Leistungen, Zeugnisse

Kapitel 1

Leistungsnachweise

§ 17 Leistungsnachweise
§ 18 Große Leistungsnachweise
§ 19 Kleine Leistungsnachweise
§ 20 Korrektur und Besprechung
§ 21 Bewertung der Leistungen
§ 22 Nachholung von Leistungsnachweisen
§ 23 Bildung der Jahresfortgangsnote

Kapitel 2

Vorrücken und Wiederholen

§ 24 Entscheidung über das Vorrücken
§ 25 Vorrückungsfächer
§ 26 Vorrücken auf Probe
§ 27 Nachprüfung
§ 28 Überspringen einer Jahrgangsstufe
§ 29 Freiwilliges Wiederholen
§ 30 Verbot des Wiederholens
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Kapitel 3

Zeugnisse

§ 31 Zwischen- und Jahreszeugnisse
§ 32  Bescheinigung über die Dauer des Schulbe-

suchs

Teil 5

Prüfungen, Abschluss

Kapitel 1

Abschlussprüfung

§ 33 Prüfungsausschuss
§ 34 Festsetzung der Jahresfortgangsnote
§ 35 Schriftliche Prüfung
§ 36 Mündliche Prüfung
§ 37 Praktische Prüfung
§ 38 Bewertung der Prüfungsleistungen
§ 39  Festsetzung des Prüfungsergebnisses und der 

Zeugnisnoten
§ 40 Notenausgleich
§ 41 Abschlusszeugnis
§ 42 Wiederholung der Abschlussprüfung
§ 43 Verhinderung an der Teilnahme
§ 44 Nachholung der Abschlussprüfung
§ 45 Unterschleif

Kapitel 2

Abschlussprüfung für andere  
Bewerberinnen und Bewerber

§ 46 Allgemeines
§ 47 Zulassung
§ 48 Prüfungsgegenstände
§ 49  Festsetzung des Prüfungsergebnisses und der 

Zeugnisnoten
§ 50  Zusätzliche Regelungen für Schülerinnen und 

Schüler staatlich genehmigter Ersatzschulen

Kapitel 3

Ergänzungsprüfung

§ 51 Ergänzungsprüfung

Teil 6

Schlussvorschrift

§ 52  Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsrege-
lungen

Anlage 1   Stundentafel für die Realschule
Anlage 2   Stundentafel für die dreijährige Abend-

realschule“.

  2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift des § 1 wird die Angabe 
„(vgl. Art. 1 bis 3 BayEUG)“ gestrichen.

b) In Satz 1 werden nach dem Wort „Realschu-

len“ die Wörter „ , die Realschulen zur son-
derpädagogischen Förderung“ eingefügt.

c) In Satz 2 werden nach dem Wort „Für“ die 
Wörter „den Realschulen entsprechende“ 
eingefügt.

  3. § 2 wird aufgehoben.

  4. Teil 2 wird aufgehoben.

  5. Der bisherige Teil 3 wird Teil 2 und in der Über-
schrift wird das Wort „und“ durch ein Komma er-
setzt und wird die Angabe „(vgl. Art. 44 BayEUG)“ 
gestrichen.

  6. Die Überschrift des Teils 2 Abschnitt 1 wird ge-
strichen.

  7. Der bisherige § 26 wird § 2 und wird wie folgt 
geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Aufnahme in die unterste Jahrgangsstufe“.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Im Satzteil vor Nr. 1 werden nach dem 
Wort „Aufnahme“ die Wörter „in die un-
terste Jahrgangsstufe“ eingefügt.

bb) Nr. 2 wird aufgehoben.

cc) Die bisherige Nr. 3 wird Nr. 2 und Halb-
satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„am 30. September des Schuljahres das 
12. Lebensjahr noch nicht vollendet hat;“.

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 1 wird das Wort „Volksschule“ 
durch das Wort „Grundschule“ und wird 
das Wort „Hauptschule“ durch das Wort 
„Mittelschule“ ersetzt.

bb) In Nr. 3 wird das Wort „Halbjahr“ durch 
die Wörter „Schulhalbjahr, d.h. zum letz-
ten Unterrichtstag der zweiten vollen 
Unterrichtswoche im Februar,“ ersetzt.

d) Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Es werden auch Schülerinnen und 
Schüler aufgenommen, die in beiden Fä-
chern nur mit der Note 4 und damit ohne Er-
folg am Probeunterricht der Realschule oder 
des Gymnasiums teilgenommen haben, de-
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ber 2008 (GVBl. S. 731, 907, BayRS 2233-2-1-K), die 
zuletzt durch § 7a Abs. 3 der Verordnung vom 11. Sep-
tember 2015 (GVBl. S. 349) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

  1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu § 6 wird wie folgt gefasst:

„§ 6  (aufgehoben)“.

b) Die Angabe zu § 52 wird wie folgt gefasst:

„§ 52  (aufgehoben)“.

  2. Die §§ 6 und 52 werden aufgehoben.

  3. § 56 Abs. 9 wird wie folgt gefasst:

„(9) Bei der Entlassung als Ordnungsmaß-
nahme (Art. 86 Abs. 2 Nr. 10 BayEUG) erhält die 
Schülerin oder der Schüler anstelle eines Zeug-
nisses eine Bescheinigung über die Dauer des 
Schulbesuchs während des laufenden Schuljah-
res.“ 

§ 5 

Änderung der Förderberufsschulordnung

Die Förderberufsschulordnung (BSO-F) vom 26. Ok-
tober 2009 (GVBl. S. 580, BayRS 2233-2-2-K), die zuletzt 
durch § 7a Abs. 4 der Verordnung vom 11. September 
2015 (GVBl. S. 349) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht wird in der Angabe zu 
§ 29 das Wort „ , Nachteilsausgleich“ gestrichen.

  2. § 29 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „ , Nach-
teilsausgleich“ gestrichen. 

b) In Abs. 1 wird die Absatzbezeichnung gestri-
chen.

c) Abs. 2 wird aufgehoben.

§ 6

Änderung der Realschulordnung

Die Realschulordnung (RSO) vom 18. Juli 2007 
(GVBl. S. 458, 585, BayRS 2234-2-K), die zuletzt durch 
§ 7a Abs. 5 der Verordnung vom 11. September 2015 
(GVBl. S. 349) geändert worden ist, wird wie folgt ge-

ändert:

  1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt gefasst:

„Inhaltsübersicht

Teil 1

Allgemeines

§  1 Geltungsbereich

Teil 2

Aufnahme, Schulwechsel

§  2 Aufnahme in die unterste Jahrgangsstufe 
§  3 Probeunterricht 
§  4 Erneuter Eintritt in die Realschule
§  5 Aufnahme in eine höhere Jahrgangsstufe
§  6 Aufnahmeprüfung
§  7 Nachholfrist, Probezeit
§  8 Gastschülerinnen und Gastschüler
§  9 Aufnahme in die Abendrealschule
����� �������������������������������������������
-

chergruppe
§ 11 Übertritt an ein Gymnasium

Teil 3

Schulbetrieb

§ 12 Einrichtung von Klassen
���	� �����������
������������ ������������������-

gen – 
����� �����������
������ �����
������ ���
��������-

terricht
§ 15 Höchstausbildungsdauer
§ 16 Stundentafeln

Teil 4

Leistungen, Zeugnisse

Kapitel 1

Leistungsnachweise

§ 17 Leistungsnachweise
§ 18 Große Leistungsnachweise
§ 19 Kleine Leistungsnachweise
§ 20 Korrektur und Besprechung
§ 21 Bewertung der Leistungen
§ 22 Nachholung von Leistungsnachweisen
§ 23 Bildung der Jahresfortgangsnote

Kapitel 2

Vorrücken und Wiederholen

§ 24 Entscheidung über das Vorrücken
§ 25 Vorrückungsfächer
§ 26 Vorrücken auf Probe
§ 27 Nachprüfung
§ 28 Überspringen einer Jahrgangsstufe
§ 29 Freiwilliges Wiederholen
§ 30 Verbot des Wiederholens
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fügt und wird jeweils das Wort „Hauptschule“ 
durch das Wort „Mittelschule“ ersetzt.

 13. Der bisherige § 31 wird § 7 und Abs. 3 Satz 3 
wird aufgehoben.

 14. Die Überschrift des Teils 2 Abschnitt 3 wird ge-
strichen.

 15. Der bisherige § 32 wird § 8.

 16. Die Überschrift des Teils 2 Abschnitt 4 wird ge-
strichen.

 17. Der bisherige § 33 wird § 9 und wird wie folgt 
geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Aufnahme in die Abendrealschule“.

b) In Abs. 1 Nr. 3 wird das Wort „Hauptschule“ 
durch das Wort „Mittelschule“ ersetzt.

c) ������������������������������������
�	��-
wehrdienst und Wehrersatzdienst“ durch die 
Wörter „Wehrdienst und Zivildienst, Bundes-
freiwilligendienst, das freiwillige ökologische 
Jahr“ ersetzt.

d) In Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe „§§ 29 bis 
31“ durch die Angabe „§§ 5 bis 7“ ersetzt.

 18. Die Überschrift des Teils 2 Abschnitt 5 wird ge-
strichen.

 19. Der bisherige § 34 wird § 10 und wird wie folgt 
geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Wechsel der Realschule oder der Wahl-
�
�	����	�����������

b) In Abs. 1 wird die Angabe „§§ 28 bis 30“ 
durch die Angabe „§§ 4 bis 6“ ersetzt.

c) In Abs. 3 wird die Angabe „nach Art. 88 
Abs. 1 Satz 1 BayEUG“ durch die Wörter 
„auf Ausschluss von allen Schulen einer oder 
mehrerer Schularten nach Art. 86 Abs. 2 
Nr. 11 und 12 BayEUG“ ersetzt.

d) In Abs. 4 wird die Angabe „§ 31 Abs. 1“ durch 
die Angabe „§ 7 Abs. 1“ ersetzt.

 20. Der bisherige § 34a wird § 11.

 21. Der bisherige § 35 wird aufgehoben.

 22. Der bisherige Teil 4 wird Teil 3.

 23. Die Überschrift des Teils 3 Abschnitt 1 wird ge-
strichen.

 24. Der bisherige § 36 wird § 12 und wird wie folgt 
geändert:

a) Satz 2 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2.

 25. Der bisherige § 37 wird § 13 und die Überschrift 
wird wie folgt gefasst:

������
�	����	����������� �� �������������	��
tungen –“.

 26. Der bisherige § 38 wird § 14 und Abs. 4 Satz 2 
wird wie folgt gefasst: 

„2Ab der siebten Jahrgangsstufe kann insbeson-
dere in den Prüfungsfächern Förderunterricht 
eingerichtet werden.“

 27. Die Überschrift des Teils 3 Abschnitt 2 wird ge-
strichen.

 28. Die bisherigen §§ 39 bis 42 werden aufgehoben.

 29. Der bisherige § 43 wird § 15 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Für die Berechnung zählen alle an öf-
fentlichen oder staatlich anerkannten Real-
schulen, Wirtschaftsschulen, Mittlere-Reife-
Klassen der Mittelschulen oder Gymnasien 
verbrachten Schuljahre ausgenommen Fle-
xibilisierungsjahre sowie solcher, für die eine 
Beurlaubung zum Schulbesuch im Ausland 
bestand.“

b) In Abs. 3 wird die Angabe „§ 2 Abs. 2“ durch 
die Wörter „§ 44 der Bayerischen Schulord-
nung“ ersetzt.

 30. Die Überschrift des Teils 3 Abschnitt 3 wird ge-
strichen.

 31. Der bisherige § 44 wird aufgehoben.

 32. Der bisherige § 45 wird § 16 und in Abs. 1 Satz 1 
werden die Wörter „Anlagen 2 und 3“ durch die 
Wörter „den Anlagen 1 und 2“ ersetzt.

 33. Die bisherigen §§ 46 und 47 werden aufgeho-
ben.
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ren Erziehungsberechtigte aber die Aufnah-
me gleichwohl beantragen.“

  8. Der bisherige § 27 wird § 3 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „und 
Entscheidung über die Aufnahme“ gestri-
chen.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 26 Abs. 3 
Nrn. 1, 3 und 4“ durch die Angabe „§ 2 
Abs. 3 Nr. 1, 3 und 4“ und wird das Wort 
„Hauptschule“ durch das Wort „Mittel-
schule“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „des § 26 
Abs. 4 Nr. 2“ durch die Wörter „der er-
folglosen Teilnahme am Probeunterricht 
des Gymnasiums“ ersetzt.

c) Abs. 5 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „kleineren“ 
durch das Wort „kleinen“ ersetzt.

bb) In Satz 3 werden die Wörter „zuletzt be-
suchten Jahrgangsstufe“ durch die An-
gabe „Jahrgangsstufe 4“ ersetzt.

d) In Abs. 6 Satz 1 Halbsatz 1 wird das Wort 
„Fachlehrkräften“ durch die Wörter „Lehr-
kräften des Fachs“ ersetzt.

e) In Abs. 7 Satz 2 werden nach den Wörtern 
„in die“ die Wörter „unterste Jahrgangsstufe 
der“ eingefügt.

  9. Der bisherige § 28 wird § 4 und wird wie folgt 
geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Erneuter Eintritt in die Realschule“. 

b) In Satz 1 werden die Wörter „während des 
Schuljahres an die Hauptschule“ durch die 
Wörter „in der untersten Jahrgangsstufe 
während des Schuljahres an die Mittelschu-
le“ und das Wort „Halbjahres“ durch das 
Wort „Schulhalbjahres“ ersetzt.

c) In Satz 2 wird die Angabe „§ 26 Abs. 2 Nr. 3 
und § 56 Abs. 3“ durch die Angabe „§ 2 
Abs. 2 Nr. 2 und § 24 Abs. 3“ ersetzt.

 10. Die Überschrift des Teils 2 Abschnitt 2 wird ge-

strichen.

 11. Der bisherige § 29 wird § 5 und wird wie folgt 
geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Aufnahme in eine höhere Jahrgangs-
stufe“.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „und einer 
Probezeit“ durch die Wörter „gemäß § 6 
und einer Probezeit gemäß § 7 Abs. 2 
bis 5“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „§ 26 Abs. 2 
Nr. 3 sowie Abs. 5 bis 8 gelten“ durch 
die Wörter „§ 2 Abs. 2 Nr. 2 sowie Abs. 5 
bis 8 gilt“ ersetzt.

c) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Aufnahmeprüfung entfällt bei 
Schülerinnen und Schülern öffentlicher oder 
staatlich anerkannter 

1. Gymnasien, Wirtschaftsschulen und 
Mittlerer-Reife-Klassen der Mittelschu-
len, denen die Erlaubnis zum Vorrü-
cken oder zum Vorrücken auf Probe in 
die nächsthöhere Jahrgangsstufe er-
teilt wurde oder deren Jahreszeugnis in 
solchen Vorrückungsfächern, die auch 
in der entsprechenden Jahrgangsstu-
fe der Realschule unterrichtet werden, 
nicht mehr als einmal die Note 5 auf-
weist, 

2. Mittelschulen, die in die Jahrgangsstu-
fen 6 bis 9 eintreten wollen, wenn deren 
Jahreszeugnis in den Fächern Deutsch, 
Englisch und Mathematik eine Durch-
schnittsnote von mindestens 2,00 auf-
weist, die Vorrückungserlaubnis erteilt 
wurde und die Erziehungsberechtigten 
an einem Beratungsgespräch an der 
Realschule teilnehmen.“

d) Abs. 3 wird aufgehoben.

e) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3 und das 
Wort „Hauptschule“ wird durch das Wort 
„Mittelschule“ ersetzt.

  12. Der bisherige § 30 wird § 6 und in Abs. 1 Satz 4 
werden nach dem Wort „besuchten“ die Wörter 
„öffentlichen oder staatlich anerkannten“ einge-
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fügt und wird jeweils das Wort „Hauptschule“ 
durch das Wort „Mittelschule“ ersetzt.

 13. Der bisherige § 31 wird § 7 und Abs. 3 Satz 3 
wird aufgehoben.

 14. Die Überschrift des Teils 2 Abschnitt 3 wird ge-
strichen.

 15. Der bisherige § 32 wird § 8.

 16. Die Überschrift des Teils 2 Abschnitt 4 wird ge-
strichen.

 17. Der bisherige § 33 wird § 9 und wird wie folgt 
geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Aufnahme in die Abendrealschule“.

b) In Abs. 1 Nr. 3 wird das Wort „Hauptschule“ 
durch das Wort „Mittelschule“ ersetzt.

c) ������������������������������������
�	��-
wehrdienst und Wehrersatzdienst“ durch die 
Wörter „Wehrdienst und Zivildienst, Bundes-
freiwilligendienst, das freiwillige ökologische 
Jahr“ ersetzt.

d) In Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe „§§ 29 bis 
31“ durch die Angabe „§§ 5 bis 7“ ersetzt.

 18. Die Überschrift des Teils 2 Abschnitt 5 wird ge-
strichen.

 19. Der bisherige § 34 wird § 10 und wird wie folgt 
geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Wechsel der Realschule oder der Wahl-
�
�	����	�����������

b) In Abs. 1 wird die Angabe „§§ 28 bis 30“ 
durch die Angabe „§§ 4 bis 6“ ersetzt.

c) In Abs. 3 wird die Angabe „nach Art. 88 
Abs. 1 Satz 1 BayEUG“ durch die Wörter 
„auf Ausschluss von allen Schulen einer oder 
mehrerer Schularten nach Art. 86 Abs. 2 
Nr. 11 und 12 BayEUG“ ersetzt.

d) In Abs. 4 wird die Angabe „§ 31 Abs. 1“ durch 
die Angabe „§ 7 Abs. 1“ ersetzt.

 20. Der bisherige § 34a wird § 11.

 21. Der bisherige § 35 wird aufgehoben.

 22. Der bisherige Teil 4 wird Teil 3.

 23. Die Überschrift des Teils 3 Abschnitt 1 wird ge-
strichen.

 24. Der bisherige § 36 wird § 12 und wird wie folgt 
geändert:

a) Satz 2 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2.

 25. Der bisherige § 37 wird § 13 und die Überschrift 
wird wie folgt gefasst:

������
�	����	����������� �� �������������	��
tungen –“.

 26. Der bisherige § 38 wird § 14 und Abs. 4 Satz 2 
wird wie folgt gefasst: 

„2Ab der siebten Jahrgangsstufe kann insbeson-
dere in den Prüfungsfächern Förderunterricht 
eingerichtet werden.“

 27. Die Überschrift des Teils 3 Abschnitt 2 wird ge-
strichen.

 28. Die bisherigen §§ 39 bis 42 werden aufgehoben.

 29. Der bisherige § 43 wird § 15 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Für die Berechnung zählen alle an öf-
fentlichen oder staatlich anerkannten Real-
schulen, Wirtschaftsschulen, Mittlere-Reife-
Klassen der Mittelschulen oder Gymnasien 
verbrachten Schuljahre ausgenommen Fle-
xibilisierungsjahre sowie solcher, für die eine 
Beurlaubung zum Schulbesuch im Ausland 
bestand.“

b) In Abs. 3 wird die Angabe „§ 2 Abs. 2“ durch 
die Wörter „§ 44 der Bayerischen Schulord-
nung“ ersetzt.

 30. Die Überschrift des Teils 3 Abschnitt 3 wird ge-
strichen.

 31. Der bisherige § 44 wird aufgehoben.

 32. Der bisherige § 45 wird § 16 und in Abs. 1 Satz 1 
werden die Wörter „Anlagen 2 und 3“ durch die 
Wörter „den Anlagen 1 und 2“ ersetzt.

 33. Die bisherigen §§ 46 und 47 werden aufgeho-
ben.
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ren Erziehungsberechtigte aber die Aufnah-
me gleichwohl beantragen.“

  8. Der bisherige § 27 wird § 3 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „und 
Entscheidung über die Aufnahme“ gestri-
chen.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 26 Abs. 3 
Nrn. 1, 3 und 4“ durch die Angabe „§ 2 
Abs. 3 Nr. 1, 3 und 4“ und wird das Wort 
„Hauptschule“ durch das Wort „Mittel-
schule“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „des § 26 
Abs. 4 Nr. 2“ durch die Wörter „der er-
folglosen Teilnahme am Probeunterricht 
des Gymnasiums“ ersetzt.

c) Abs. 5 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „kleineren“ 
durch das Wort „kleinen“ ersetzt.

bb) In Satz 3 werden die Wörter „zuletzt be-
suchten Jahrgangsstufe“ durch die An-
gabe „Jahrgangsstufe 4“ ersetzt.

d) In Abs. 6 Satz 1 Halbsatz 1 wird das Wort 
„Fachlehrkräften“ durch die Wörter „Lehr-
kräften des Fachs“ ersetzt.

e) In Abs. 7 Satz 2 werden nach den Wörtern 
„in die“ die Wörter „unterste Jahrgangsstufe 
der“ eingefügt.

  9. Der bisherige § 28 wird § 4 und wird wie folgt 
geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Erneuter Eintritt in die Realschule“. 

b) In Satz 1 werden die Wörter „während des 
Schuljahres an die Hauptschule“ durch die 
Wörter „in der untersten Jahrgangsstufe 
während des Schuljahres an die Mittelschu-
le“ und das Wort „Halbjahres“ durch das 
Wort „Schulhalbjahres“ ersetzt.

c) In Satz 2 wird die Angabe „§ 26 Abs. 2 Nr. 3 
und § 56 Abs. 3“ durch die Angabe „§ 2 
Abs. 2 Nr. 2 und § 24 Abs. 3“ ersetzt.

 10. Die Überschrift des Teils 2 Abschnitt 2 wird ge-

strichen.

 11. Der bisherige § 29 wird § 5 und wird wie folgt 
geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Aufnahme in eine höhere Jahrgangs-
stufe“.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „und einer 
Probezeit“ durch die Wörter „gemäß § 6 
und einer Probezeit gemäß § 7 Abs. 2 
bis 5“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „§ 26 Abs. 2 
Nr. 3 sowie Abs. 5 bis 8 gelten“ durch 
die Wörter „§ 2 Abs. 2 Nr. 2 sowie Abs. 5 
bis 8 gilt“ ersetzt.

c) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Aufnahmeprüfung entfällt bei 
Schülerinnen und Schülern öffentlicher oder 
staatlich anerkannter 

1. Gymnasien, Wirtschaftsschulen und 
Mittlerer-Reife-Klassen der Mittelschu-
len, denen die Erlaubnis zum Vorrü-
cken oder zum Vorrücken auf Probe in 
die nächsthöhere Jahrgangsstufe er-
teilt wurde oder deren Jahreszeugnis in 
solchen Vorrückungsfächern, die auch 
in der entsprechenden Jahrgangsstu-
fe der Realschule unterrichtet werden, 
nicht mehr als einmal die Note 5 auf-
weist, 

2. Mittelschulen, die in die Jahrgangsstu-
fen 6 bis 9 eintreten wollen, wenn deren 
Jahreszeugnis in den Fächern Deutsch, 
Englisch und Mathematik eine Durch-
schnittsnote von mindestens 2,00 auf-
weist, die Vorrückungserlaubnis erteilt 
wurde und die Erziehungsberechtigten 
an einem Beratungsgespräch an der 
Realschule teilnehmen.“

d) Abs. 3 wird aufgehoben.

e) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3 und das 
Wort „Hauptschule“ wird durch das Wort 
„Mittelschule“ ersetzt.

  12. Der bisherige § 30 wird § 6 und in Abs. 1 Satz 4 
werden nach dem Wort „besuchten“ die Wörter 
„öffentlichen oder staatlich anerkannten“ einge-
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gabe „§ 58“ durch die Angabe „§ 26“ und 
wird die Angabe „§ 59“ durch die Anga-
be „§ 27“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird die Angabe „§ 64 Abs. 5“ 
durch die Angabe „§ 31 Abs. 5“ ersetzt.

b) In Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe „§ 65 Satz 1“ 
durch die Angabe „§ 32 Satz 1“ ersetzt.

 46. Der bisherige § 57 wird § 25 und Abs. 1 Satz 2 
wird wie folgt gefasst:

„2Ausgenommen sind Textiles Gestalten, Kunst-
erziehung, Werken, Musik und Sport, sofern die-
��� ������� ������ ����������������� ��� ���� ����-
��������������������������
	

 47. Der bisherige § 58 wird § 26 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 wird die Angabe „§ 68 Abs. 1 
Satz 1“ durch die Angabe „§ 35 Abs. 1 
Satz 1“ und werden die Wörter „zu der Auf-
fassung gelangt, dass die Schülerinnen 
und Schüler die Mängel in den Fächern, in 
denen sie keine ausreichenden Leistungen 
erzielt haben, in absehbarer Zeit beheben 
werden“ durch die Wörter „auf der Grund-
lage einer Empfehlung der Klassenkonfe-
renz zu der Auffassung gelangt, dass nach 
dem Gesamtbild aller erzielten Leistungen 
erwartet werden kann, dass sie im nächs-
ten Schuljahr das Ziel der Jahrgangsstufe 
erreichen“ ersetzt.

b) In Abs. 3 Satz 3 werden die Wörter „ , ob die 
Schülerin oder der Schüler“ durch die Wör-
ter „auf der Grundlage einer Empfehlung der 
Klassenkonferenz, ob die Schülerin oder der 
Schüler nach dem Gesamtbild aller erzielten 
Leistungen“ ersetzt.

 48. Der bisherige § 59 wird § 27 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 3 wird das Wort „Hauptschule“ durch 
das Wort „Mittelschule“ ersetzt.

b) Abs. 6 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Schülerinnen und Schüler, die sich der 
Nachprüfung erfolgreich unterzogen haben, 
erhalten ein neues Jahreszeugnis, in dem 
die in der Nachprüfung erzielten Noten an 
die Stelle der jeweiligen Jahresfortgangs-
note treten, und das einen Vermerk darüber 
enthält, welche Noten auf der Nachprüfung 
beruhen.“

 49. Der bisherige § 60 wird § 28 und in Satz 3 wird 
die Angabe „§ 31“ durch die Angabe „§ 7“ ersetzt.

 50. Der bisherige § 61 wird § 29 und in Abs. 1 Satz 1 
werden die Wörter „spätestens bis zum Ende 
des Kalenderjahres“ durch die Wörter „spätes-
tens zwei Wochen nach Ende des ersten Schul-
halbjahres“ ersetzt.

 51. Der bisherige § 62 wird § 30 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 wird die Absatzbezeichnung gestri-
chen.

b) Abs. 2 wird aufgehoben.

 52. Teil 4 Abschnitt 3 wird Teil 4 Kapitel 3.

 53. Der bisherige § 64 wird § 31 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Woche“ 
durch das Wort „Unterrichtswoche“ er-
setzt.

b) In Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 wird die Angabe 
„§ 43“ durch die Angabe „§ 15“ ersetzt.

c) In Abs. 4 Satz 2 werden die Wörter „spätes-
tens am Schuljahresende“ durch das Wort 
„zeitnah“ ersetzt.

d) In Abs. 5 wird die Angabe „§ 56 Abs. 1 Satz 3“ 
durch die Angabe „§ 24 Abs. 1 Satz 3“ er-
setzt.

e) In Abs. 6 wird die Angabe „gemäß § 39 
Abs.  3 Satz 1“ gestrichen.

f) In Abs. 9 Satz 2 werden die Wörter „§ 29 der 
Volksschulordnung entspricht, wird auf An-
trag“ durch die Wörter „§ 20 der Mittelschul-
ordnung entspricht, wird“ ersetzt und wird 
das Wort „Hauptschulabschlusses“ durch 
die Wörter „Abschlusses der Mittelschule“ 
ersetzt.

 54. Der bisherige § 65 wird § 32.

 55. Der bisherige Teil 6 wird Teil 5 und die Überschrift 
wird wie folgt gefasst:

„Prüfungen, Abschluss“.

 56. Teil 5 Abschnitt 1 wird Teil 5 Kapitel 1 und die 
Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Abschlussprüfung“.

207Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 11/2016

 34. Der bisherige Teil 5 wird Teil 4 und die Überschrift 
wird wie folgt gefasst:

„Leistungen, Zeugnisse“.

 35. Teil 4 Abschnitt 1 wird Teil 4 Kapitel 1 und die 
Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Leistungsnachweise“.

 36. Der bisherige § 48 wird aufgehoben.

 37. Der bisherige § 49 wird § 17. 

 38. Der bisherige § 50 wird § 18 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„3Im Fach Französisch kann in Jahrgangs-
stufe 9 eine Schulaufgabe durch eine 
����������������������� � ��
� 	��� ��
scolaire – oder eine Überprüfung der münd-
lichen Kommunikationsfähigkeit ersetzt wer-
den.“

b) Nach Abs. 7 wird folgender Abs. 8 eingefügt:

„(8) 1Mit Ausnahme des Fachs Deutsch 
können Schulaufgaben und Stegreifaufga-
ben im Einvernehmen mit dem Elternbeirat 
durch angesagte Tests im Turnus von sechs 
Wochen ersetzt werden. 2Die gemäß § 19 
Abs. 6 Satz 2 geforderte Mindestanzahl an 
Leistungsnachweisen reduziert sich auf ei-
nen Leistungsnachweis im Sinne des § 19 
Abs. 4.“

c) Der bisherige Abs. 8 wird Abs. 9.

 39. Der bisherige § 51 wird § 19 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 4 Halbsatz 2 wird die Angabe 
„§ 50 Abs. 3 Satz 5“ durch die Angabe „§ 18 
Abs. 3 Satz 5“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort „Un-
terrichtsstunde“ die Wörter „bzw. Doppel-
stunde“ eingefügt.

c) In Abs. 6 Satz 3 wird die Angabe „§ 45 Abs. 2“ 
durch die Angabe „§ 16 Abs. 2“ ersetzt.

d) In Abs. 7 Satz 1 wird die Angabe „§ 50 Abs. 6“ 
durch die Angabe „§ 18 Abs. 6“ ersetzt.

e) In Abs. 8 wird die Angabe „§ 50 Abs. 8“ durch 
die Angabe „§ 18 Abs. 9“ ersetzt.

 40. Der bisherige § 52 wird § 20.

 41. Der bisherige § 53 wird § 21 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 1.

c) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2 und Satz 1 
wird wie folgt gefasst:

„1§ 45 Abs. 1 gilt entsprechend.“

d) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3.

e) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 4 und in 
Satz 2 wird die Angabe „§ 76 Abs. 2“ durch 
die Angabe „§ 43 Abs. 2“ ersetzt.

f) Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 5 und die An-
gabe „§ 66 Abs. 5 Satz 1“ wird durch die An-
gabe „§ 33 Abs. 5“ ersetzt.

 42. Der bisherige § 54 wird § 22.

 43. Der bisherige § 55 wird § 23 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Satznummerierung in Satz 1 wird 
gestrichen.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird das Wort „zusätzliche“ ge-
strichen.

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„3Die Noten aus den Schulaufgaben, 
den gegebenenfalls an ihre Stelle tre-
tenden Leistungsnachweisen sowie den 
Noten aus den angesagten Tests gemäß 
§ 18 Abs. 8 haben doppeltes Gewicht.“

 44. Teil 4 Abschnitt 2 wird Teil 4 Kapitel 2 und in 
der Überschrift wird die Angabe „(vgl. Art. 53 
BayEUG)“ gestrichen.

 45. Der bisherige § 56 wird § 24 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 Satzteil nach Nr. 2 wird die An-
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gabe „§ 58“ durch die Angabe „§ 26“ und 
wird die Angabe „§ 59“ durch die Anga-
be „§ 27“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird die Angabe „§ 64 Abs. 5“ 
durch die Angabe „§ 31 Abs. 5“ ersetzt.

b) In Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe „§ 65 Satz 1“ 
durch die Angabe „§ 32 Satz 1“ ersetzt.

 46. Der bisherige § 57 wird § 25 und Abs. 1 Satz 2 
wird wie folgt gefasst:

„2Ausgenommen sind Textiles Gestalten, Kunst-
erziehung, Werken, Musik und Sport, sofern die-
��� ������� ������ ����������������� ��� ���� ����-
��������������������������
	

 47. Der bisherige § 58 wird § 26 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 wird die Angabe „§ 68 Abs. 1 
Satz 1“ durch die Angabe „§ 35 Abs. 1 
Satz 1“ und werden die Wörter „zu der Auf-
fassung gelangt, dass die Schülerinnen 
und Schüler die Mängel in den Fächern, in 
denen sie keine ausreichenden Leistungen 
erzielt haben, in absehbarer Zeit beheben 
werden“ durch die Wörter „auf der Grund-
lage einer Empfehlung der Klassenkonfe-
renz zu der Auffassung gelangt, dass nach 
dem Gesamtbild aller erzielten Leistungen 
erwartet werden kann, dass sie im nächs-
ten Schuljahr das Ziel der Jahrgangsstufe 
erreichen“ ersetzt.

b) In Abs. 3 Satz 3 werden die Wörter „ , ob die 
Schülerin oder der Schüler“ durch die Wör-
ter „auf der Grundlage einer Empfehlung der 
Klassenkonferenz, ob die Schülerin oder der 
Schüler nach dem Gesamtbild aller erzielten 
Leistungen“ ersetzt.

 48. Der bisherige § 59 wird § 27 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 3 wird das Wort „Hauptschule“ durch 
das Wort „Mittelschule“ ersetzt.

b) Abs. 6 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Schülerinnen und Schüler, die sich der 
Nachprüfung erfolgreich unterzogen haben, 
erhalten ein neues Jahreszeugnis, in dem 
die in der Nachprüfung erzielten Noten an 
die Stelle der jeweiligen Jahresfortgangs-
note treten, und das einen Vermerk darüber 
enthält, welche Noten auf der Nachprüfung 
beruhen.“

 49. Der bisherige § 60 wird § 28 und in Satz 3 wird 
die Angabe „§ 31“ durch die Angabe „§ 7“ ersetzt.

 50. Der bisherige § 61 wird § 29 und in Abs. 1 Satz 1 
werden die Wörter „spätestens bis zum Ende 
des Kalenderjahres“ durch die Wörter „spätes-
tens zwei Wochen nach Ende des ersten Schul-
halbjahres“ ersetzt.

 51. Der bisherige § 62 wird § 30 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 wird die Absatzbezeichnung gestri-
chen.

b) Abs. 2 wird aufgehoben.

 52. Teil 4 Abschnitt 3 wird Teil 4 Kapitel 3.

 53. Der bisherige § 64 wird § 31 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Woche“ 
durch das Wort „Unterrichtswoche“ er-
setzt.

b) In Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 wird die Angabe 
„§ 43“ durch die Angabe „§ 15“ ersetzt.

c) In Abs. 4 Satz 2 werden die Wörter „spätes-
tens am Schuljahresende“ durch das Wort 
„zeitnah“ ersetzt.

d) In Abs. 5 wird die Angabe „§ 56 Abs. 1 Satz 3“ 
durch die Angabe „§ 24 Abs. 1 Satz 3“ er-
setzt.

e) In Abs. 6 wird die Angabe „gemäß § 39 
Abs.  3 Satz 1“ gestrichen.

f) In Abs. 9 Satz 2 werden die Wörter „§ 29 der 
Volksschulordnung entspricht, wird auf An-
trag“ durch die Wörter „§ 20 der Mittelschul-
ordnung entspricht, wird“ ersetzt und wird 
das Wort „Hauptschulabschlusses“ durch 
die Wörter „Abschlusses der Mittelschule“ 
ersetzt.

 54. Der bisherige § 65 wird § 32.

 55. Der bisherige Teil 6 wird Teil 5 und die Überschrift 
wird wie folgt gefasst:

„Prüfungen, Abschluss“.

 56. Teil 5 Abschnitt 1 wird Teil 5 Kapitel 1 und die 
Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Abschlussprüfung“.
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 34. Der bisherige Teil 5 wird Teil 4 und die Überschrift 
wird wie folgt gefasst:

„Leistungen, Zeugnisse“.

 35. Teil 4 Abschnitt 1 wird Teil 4 Kapitel 1 und die 
Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Leistungsnachweise“.

 36. Der bisherige § 48 wird aufgehoben.

 37. Der bisherige § 49 wird § 17. 

 38. Der bisherige § 50 wird § 18 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„3Im Fach Französisch kann in Jahrgangs-
stufe 9 eine Schulaufgabe durch eine 
����������������������� � ��
� 	��� ��
scolaire – oder eine Überprüfung der münd-
lichen Kommunikationsfähigkeit ersetzt wer-
den.“

b) Nach Abs. 7 wird folgender Abs. 8 eingefügt:

„(8) 1Mit Ausnahme des Fachs Deutsch 
können Schulaufgaben und Stegreifaufga-
ben im Einvernehmen mit dem Elternbeirat 
durch angesagte Tests im Turnus von sechs 
Wochen ersetzt werden. 2Die gemäß § 19 
Abs. 6 Satz 2 geforderte Mindestanzahl an 
Leistungsnachweisen reduziert sich auf ei-
nen Leistungsnachweis im Sinne des § 19 
Abs. 4.“

c) Der bisherige Abs. 8 wird Abs. 9.

 39. Der bisherige § 51 wird § 19 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 4 Halbsatz 2 wird die Angabe 
„§ 50 Abs. 3 Satz 5“ durch die Angabe „§ 18 
Abs. 3 Satz 5“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort „Un-
terrichtsstunde“ die Wörter „bzw. Doppel-
stunde“ eingefügt.

c) In Abs. 6 Satz 3 wird die Angabe „§ 45 Abs. 2“ 
durch die Angabe „§ 16 Abs. 2“ ersetzt.

d) In Abs. 7 Satz 1 wird die Angabe „§ 50 Abs. 6“ 
durch die Angabe „§ 18 Abs. 6“ ersetzt.

e) In Abs. 8 wird die Angabe „§ 50 Abs. 8“ durch 
die Angabe „§ 18 Abs. 9“ ersetzt.

 40. Der bisherige § 52 wird § 20.

 41. Der bisherige § 53 wird § 21 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 1.

c) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2 und Satz 1 
wird wie folgt gefasst:

„1§ 45 Abs. 1 gilt entsprechend.“

d) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3.

e) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 4 und in 
Satz 2 wird die Angabe „§ 76 Abs. 2“ durch 
die Angabe „§ 43 Abs. 2“ ersetzt.

f) Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 5 und die An-
gabe „§ 66 Abs. 5 Satz 1“ wird durch die An-
gabe „§ 33 Abs. 5“ ersetzt.

 42. Der bisherige § 54 wird § 22.

 43. Der bisherige § 55 wird § 23 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Satznummerierung in Satz 1 wird 
gestrichen.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird das Wort „zusätzliche“ ge-
strichen.

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„3Die Noten aus den Schulaufgaben, 
den gegebenenfalls an ihre Stelle tre-
tenden Leistungsnachweisen sowie den 
Noten aus den angesagten Tests gemäß 
§ 18 Abs. 8 haben doppeltes Gewicht.“

 44. Teil 4 Abschnitt 2 wird Teil 4 Kapitel 2 und in 
der Überschrift wird die Angabe „(vgl. Art. 53 
BayEUG)“ gestrichen.

 45. Der bisherige § 56 wird § 24 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 Satzteil nach Nr. 2 wird die An-
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c) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3 und in Nr. 3 
wird nach dem Wort „und“ das Wort „gege-
benenfalls“ eingefügt.

d) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4 und in Nr. 4 
wird die Angabe „Abs. 2 Nr. 6“ durch die An-
gabe „Abs. 3 Nr. 6“ ersetzt.

e) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5.

 73. Die bisherigen §§ 81 und 82 werden durch fol-
genden § 48 ersetzt:

„§ 48

Prüfungsgegenstände

(1) In den Fächern 

1. Geschichte,

2. ������� ����������������������� ��� 
	���
������� ����� ������� ��������� ������������-
chergruppen II und III),

3. Religionslehre bzw. Ethik oder Biologie oder 
Sozialkunde

��	��������������	�����	��������������������
die Lernziele und -inhalte der Jahrgangsstufe 10 
statt. 

(2) Auf Antrag der Prüfungsteilnehmerin 

	��� 	��� ������������������� ��	��� ��� �����-
tens zwei von den Fächern, in denen eine münd-
liche Prüfung nach Abs. 1 abgelegt wurde, eine 
schriftliche Prüfung im Umfang einer Schulauf-
gabe statt.

� �� ��� �����������	��� �������������� �����
schriftlichen und praktischen Prüfungen erstre-
cken sich auf die vier Prüfungsfächer nach § 35 
Abs. 1. 

���� ����� �����������	�� ���	������ �������
��	����������������������������� ����������������-
lich geprüften Fach außer in den Fremdsprachen 
statt, dessen Wahl den Bewerberinnen und Be-
werbern zusteht. 

(5) 1Die Bewerberinnen und Bewerber kön-
nen in allen vier Prüfungsfächern nach Abs. 3, in 
denen nicht bereits eine mündliche Prüfung nach 
Abs. 4 abgelegt wurde, in die mündliche Prü-
fung verwiesen werden oder sich freiwillig einer 
mündlichen Prüfung unterziehen. 2Der Antrag 
zur freiwilligen mündlichen Prüfung ist spätes-
tens am Tag nach Bekanntgabe der Ergebnisse 
der schriftlichen Prüfung einzureichen.

(6) 1Die mündliche Prüfung dauert mindes-
tens 20 Minuten. 2Bei der mündlichen Prüfung 
soll auch auf Lehrplaninhalte der Jahrgangsstu-
fe 10 eingegangen werden, mit denen sich die 
Bewerberin oder der Bewerber besonders gründ-
lich beschäftigt hat. 3Mindestens die Hälfte der 
Prüfungszeit muss den anderen Lernzielen und 
-inhalten des Lehrplans vorbehalten bleiben.“ 

 74. Der bisherige § 83 wird § 49 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 5 wird die Angabe „§ 82 Abs. 1 
Satz 3“ durch die Angabe „§ 48 Abs. 2“ er-
setzt.

b) In Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „Prüfung 
im vierten Prüfungsgegenstand“ durch die 
Wörter „ersten mündlichen Prüfung nach 
§ 48 Abs. 1“ ersetzt.

c) In Abs. 4 wird die Angabe „§ 78 Abs. 3“ durch 
die Angabe „§ 45 Abs. 3“ ersetzt.

 75. Der bisherige § 84 wird § 50 und die Überschrift 
wird wie folgt gefasst:

„Zusätzliche Regelungen für Schülerinnen und 
Schüler staatlich genehmigter Ersatzschulen“.

 76. Teil 5 Abschnitt 3 wird Teil 5 Kapitel 3 und die 
Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Ergänzungsprüfung“.

 77. Der bisherige § 85 wird § 51 und wird wie folgt 
geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Ergänzungsprüfung“.

b) In Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 68 
Abs. 1 Satz 1“ durch die Angabe „§ 35 Abs. 1 
Satz 1“ und wird das Wort „Ergänzungsprü-
fungen“ durch die Wörter „eine Ergänzungs-
prüfung“ ersetzt.

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Ergän-
zungsprüfungen werden“ durch die 
Wörter „Ergänzungsprüfung wird“ er-
setzt.

bb) In Satz 3 wird die Angabe „§§ 79 bis 84“ 
durch die Angabe „§§ 46 bis 50“ ersetzt.

 78. Der bisherige Teil 7 wird Teil 6 und die Überschrift 
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 57. Der bisherige § 66 wird § 33 und Abs. 5 wird wie 
folgt geändert:

a) Satz 1 wird aufgehoben.

b) In Satz 2 wird die Satznummerierung gestri-
chen und werden die Wörter „derartiger Aus-
schluss“ durch die Wörter „Ausschluss von 
der Prüfungstätigkeit nach den Art. 20 und 
21 des Bayerischen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes“ ersetzt. 

 58. Der bisherige § 67 wird § 34.

 59. Der bisherige § 68 wird § 35 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 45 
Abs. 3“ durch die Angabe „§ 16 Abs. 3“ er-
setzt.

b) In Abs. 3 wird die Angabe „§ 50 Abs. 6“ durch 
die Angabe „§ 18 Abs. 6“ ersetzt.

 60. Der bisherige § 69 wird § 36.

 61. Der bisherige § 70 wird § 37 und Abs. 2 Satz 2 
wird wie folgt gefasst:

„2§ 35 Abs. 4 gilt entsprechend.“

 62. Der bisherige § 71 wird § 38.

 63. Der bisherige § 72 wird § 39 und wird wie folgt 
geändert: 

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird das Wort „Noten“ durch 
das Wort „Ergebnisse“ ersetzt.

bb) Es wird folgender Satz 3 angefügt:

„3In den Fächern Kunsterziehung, Wer-
ken sowie Haushalt und Ernährung 
werden die Noten der schriftlichen und 
praktischen Prüfung dabei grundsätz-
lich gleich gewichtet, wobei Tendenzen 
beider Prüfungsleistungen zu berück-
sichtigen sind; soweit nach § 36 Abs. 2 
���������������������������������������
zählt die aus den Noten der schriftlichen 
und praktischen Prüfung gebildete Note 
zweifach, die Note der mündlichen Prü-
fung einfach.“

b) In Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 und 2 wird jeweils die 
Angabe „§ 73“ durch die Angabe „§ 40“ er-
setzt.

 64. Der bisherige § 73 wird § 40.

 65. Der bisherige § 74 wird § 41 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „§ 64 
Abs. 1 Satz 2 und Abs. 8 Satz 5 gelten“ 
durch die Wörter „§ 31 Abs. 1 Satz 2 und 
Abs. 8 Satz 5 gilt“ ersetzt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird die Angabe „§ 64 Abs. 8 
Satz 3“ durch die Angabe „§ 31 Abs. 8 
Satz 3“ ersetzt.

bb) In Satz 3 werden nach dem Wort „ist,“ 
die Wörter „im Rahmen einer Bemer-
kung“ eingefügt.

 66. Der bisherige § 75 wird § 42.

 67. Der bisherige § 76 wird § 43 und in Abs. 1 Satz 2 
wird die Angabe „§ 53 Abs. 4“ durch die Angabe 
„§ 21 Abs. 3“ ersetzt.

 68. Der bisherige § 77 wird § 44.

 69. Der bisherige § 78 wird § 45 und in Abs. 1 Satz 1 
werden die Wörter „abgenommen und die Note 6 
erteilt“ durch die Wörter „mit der Note 6 bewertet“ 
ersetzt.

 70. Teil 5 Abschnitt 2 wird Teil 5 Kapitel 2.

 71. Der bisherige § 79 wird § 46 und in Satz 2 wird 
die Angabe „§§ 66 bis 78“ durch die Angabe 
„§§ 33 bis 45“ ersetzt.

 72. Der bisherige § 80 wird § 47 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Zulassung ist bis einschließ-
lich 1. Februar bei der bzw. dem zuständi-
gen Ministerialbeauftragten zu beantragen; 
sie bzw. er entscheidet über die Zulassung 
schriftlich.“

b) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefügt:

„(2) 1Die Bewerberinnen und Bewerber 
müssen ihren Hauptwohnsitz seit mindes-
tens drei Monaten vor Antragstellung in Bay-
ern haben. 2Für Schülerinnen und Schüler 
staatlich genehmigter Ersatzschulen kann 
die oder der Ministerialbeauftragte hiervon 
Ausnahmen gewähren.“
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c) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3 und in Nr. 3 
wird nach dem Wort „und“ das Wort „gege-
benenfalls“ eingefügt.

d) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4 und in Nr. 4 
wird die Angabe „Abs. 2 Nr. 6“ durch die An-
gabe „Abs. 3 Nr. 6“ ersetzt.

e) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5.

 73. Die bisherigen §§ 81 und 82 werden durch fol-
genden § 48 ersetzt:

„§ 48

Prüfungsgegenstände

(1) In den Fächern 

1. Geschichte,

2. ������� ����������������������� ��� 
	���
������� ����� ������� ��������� ������������-
chergruppen II und III),

3. Religionslehre bzw. Ethik oder Biologie oder 
Sozialkunde

��	��������������	�����	��������������������
die Lernziele und -inhalte der Jahrgangsstufe 10 
statt. 

(2) Auf Antrag der Prüfungsteilnehmerin 

	��� 	��� ������������������� ��	��� ��� �����-
tens zwei von den Fächern, in denen eine münd-
liche Prüfung nach Abs. 1 abgelegt wurde, eine 
schriftliche Prüfung im Umfang einer Schulauf-
gabe statt.

� �� ��� �����������	��� �������������� �����
schriftlichen und praktischen Prüfungen erstre-
cken sich auf die vier Prüfungsfächer nach § 35 
Abs. 1. 

���� ����� �����������	�� ���	������ �������
��	����������������������������� ����������������-
lich geprüften Fach außer in den Fremdsprachen 
statt, dessen Wahl den Bewerberinnen und Be-
werbern zusteht. 

(5) 1Die Bewerberinnen und Bewerber kön-
nen in allen vier Prüfungsfächern nach Abs. 3, in 
denen nicht bereits eine mündliche Prüfung nach 
Abs. 4 abgelegt wurde, in die mündliche Prü-
fung verwiesen werden oder sich freiwillig einer 
mündlichen Prüfung unterziehen. 2Der Antrag 
zur freiwilligen mündlichen Prüfung ist spätes-
tens am Tag nach Bekanntgabe der Ergebnisse 
der schriftlichen Prüfung einzureichen.

(6) 1Die mündliche Prüfung dauert mindes-
tens 20 Minuten. 2Bei der mündlichen Prüfung 
soll auch auf Lehrplaninhalte der Jahrgangsstu-
fe 10 eingegangen werden, mit denen sich die 
Bewerberin oder der Bewerber besonders gründ-
lich beschäftigt hat. 3Mindestens die Hälfte der 
Prüfungszeit muss den anderen Lernzielen und 
-inhalten des Lehrplans vorbehalten bleiben.“ 

 74. Der bisherige § 83 wird § 49 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 5 wird die Angabe „§ 82 Abs. 1 
Satz 3“ durch die Angabe „§ 48 Abs. 2“ er-
setzt.

b) In Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „Prüfung 
im vierten Prüfungsgegenstand“ durch die 
Wörter „ersten mündlichen Prüfung nach 
§ 48 Abs. 1“ ersetzt.

c) In Abs. 4 wird die Angabe „§ 78 Abs. 3“ durch 
die Angabe „§ 45 Abs. 3“ ersetzt.

 75. Der bisherige § 84 wird § 50 und die Überschrift 
wird wie folgt gefasst:

„Zusätzliche Regelungen für Schülerinnen und 
Schüler staatlich genehmigter Ersatzschulen“.

 76. Teil 5 Abschnitt 3 wird Teil 5 Kapitel 3 und die 
Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Ergänzungsprüfung“.

 77. Der bisherige § 85 wird § 51 und wird wie folgt 
geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Ergänzungsprüfung“.

b) In Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 68 
Abs. 1 Satz 1“ durch die Angabe „§ 35 Abs. 1 
Satz 1“ und wird das Wort „Ergänzungsprü-
fungen“ durch die Wörter „eine Ergänzungs-
prüfung“ ersetzt.

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Ergän-
zungsprüfungen werden“ durch die 
Wörter „Ergänzungsprüfung wird“ er-
setzt.

bb) In Satz 3 wird die Angabe „§§ 79 bis 84“ 
durch die Angabe „§§ 46 bis 50“ ersetzt.

 78. Der bisherige Teil 7 wird Teil 6 und die Überschrift 
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 57. Der bisherige § 66 wird § 33 und Abs. 5 wird wie 
folgt geändert:

a) Satz 1 wird aufgehoben.

b) In Satz 2 wird die Satznummerierung gestri-
chen und werden die Wörter „derartiger Aus-
schluss“ durch die Wörter „Ausschluss von 
der Prüfungstätigkeit nach den Art. 20 und 
21 des Bayerischen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes“ ersetzt. 

 58. Der bisherige § 67 wird § 34.

 59. Der bisherige § 68 wird § 35 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 45 
Abs. 3“ durch die Angabe „§ 16 Abs. 3“ er-
setzt.

b) In Abs. 3 wird die Angabe „§ 50 Abs. 6“ durch 
die Angabe „§ 18 Abs. 6“ ersetzt.

 60. Der bisherige § 69 wird § 36.

 61. Der bisherige § 70 wird § 37 und Abs. 2 Satz 2 
wird wie folgt gefasst:

„2§ 35 Abs. 4 gilt entsprechend.“

 62. Der bisherige § 71 wird § 38.

 63. Der bisherige § 72 wird § 39 und wird wie folgt 
geändert: 

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird das Wort „Noten“ durch 
das Wort „Ergebnisse“ ersetzt.

bb) Es wird folgender Satz 3 angefügt:

„3In den Fächern Kunsterziehung, Wer-
ken sowie Haushalt und Ernährung 
werden die Noten der schriftlichen und 
praktischen Prüfung dabei grundsätz-
lich gleich gewichtet, wobei Tendenzen 
beider Prüfungsleistungen zu berück-
sichtigen sind; soweit nach § 36 Abs. 2 
���������������������������������������
zählt die aus den Noten der schriftlichen 
und praktischen Prüfung gebildete Note 
zweifach, die Note der mündlichen Prü-
fung einfach.“

b) In Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 und 2 wird jeweils die 
Angabe „§ 73“ durch die Angabe „§ 40“ er-
setzt.

 64. Der bisherige § 73 wird § 40.

 65. Der bisherige § 74 wird § 41 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „§ 64 
Abs. 1 Satz 2 und Abs. 8 Satz 5 gelten“ 
durch die Wörter „§ 31 Abs. 1 Satz 2 und 
Abs. 8 Satz 5 gilt“ ersetzt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird die Angabe „§ 64 Abs. 8 
Satz 3“ durch die Angabe „§ 31 Abs. 8 
Satz 3“ ersetzt.

bb) In Satz 3 werden nach dem Wort „ist,“ 
die Wörter „im Rahmen einer Bemer-
kung“ eingefügt.

 66. Der bisherige § 75 wird § 42.

 67. Der bisherige § 76 wird § 43 und in Abs. 1 Satz 2 
wird die Angabe „§ 53 Abs. 4“ durch die Angabe 
„§ 21 Abs. 3“ ersetzt.

 68. Der bisherige § 77 wird § 44.

 69. Der bisherige § 78 wird § 45 und in Abs. 1 Satz 1 
werden die Wörter „abgenommen und die Note 6 
erteilt“ durch die Wörter „mit der Note 6 bewertet“ 
ersetzt.

 70. Teil 5 Abschnitt 2 wird Teil 5 Kapitel 2.

 71. Der bisherige § 79 wird § 46 und in Satz 2 wird 
die Angabe „§§ 66 bis 78“ durch die Angabe 
„§§ 33 bis 45“ ersetzt.

 72. Der bisherige § 80 wird § 47 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Zulassung ist bis einschließ-
lich 1. Februar bei der bzw. dem zuständi-
gen Ministerialbeauftragten zu beantragen; 
sie bzw. er entscheidet über die Zulassung 
schriftlich.“

b) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefügt:

„(2) 1Die Bewerberinnen und Bewerber 
müssen ihren Hauptwohnsitz seit mindes-
tens drei Monaten vor Antragstellung in Bay-
ern haben. 2Für Schülerinnen und Schüler 
staatlich genehmigter Ersatzschulen kann 
die oder der Ministerialbeauftragte hiervon 
Ausnahmen gewähren.“
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Teil 3

Schulbetrieb

§ 12 Gliederung
§ 13 Einrichtung von Klassen und Kursen
§ 14 Höchstausbildungsdauer
§ 15 Stundentafeln
§ 16  Unterrichtsfächer in den Jahrgangsstufen 5 bis 10
§ 17  Wahl des Kursprogramms und der Abiturprü-

fungsfächer
§ 18 Wahl der Fächer und Seminare
����� �����������������������
���		���������������-

kationsphase
§ 20 Seminare

Teil 4

Leistungen, Zeugnisse

Kapitel 1

Leistungsnachweise

§ 21 Leistungsnachweise
§ 22 Große Leistungsnachweise
§ 23 Kleine Leistungsnachweise
§ 24 Seminararbeit 
§ 25 Korrektur und Besprechung
§ 26 Bewertung der Leistungen
§ 27 Nachholung von Leistungsnachweisen
§ 28  Bildung der Jahresfortgangsnote in den Jahr-

gangsstufen 5 bis 10
§ 29  Bewertung der Leistungen in den Jahrgangsstu-

fen 11 und 12

Kapitel 2

Vorrücken und Wiederholen

§ 30 Entscheidung über das Vorrücken
§ 31 Vorrücken auf Probe 
§ 32 Notenausgleich
§ 33 Nachprüfung
§ 34 Überspringen einer Jahrgangsstufe
§ 35  Vorrücken bei Beurlaubung zum Schulbesuch im 

Ausland
§ 36 Flexibilisierungsjahr
§ 37  Wiederholen von Jahrgangsstufen und Rücktritt 

�����������������
������
§ 38  Verbot des Wiederholens

Kapitel 3

Zeugnisse

§ 39 Jahreszeugnis
§ 40  Zwischenzeugnis und Information über das No-

tenbild
§ 41 Zeugnis über den Ausbildungsabschnitt
§ 42  Bescheinigung über die Dauer des Schulbe-

suchs

Teil 5

Prüfungen, Abschluss

Kapitel 1

Abiturprüfung 

§ 43 Zeitpunkt
§ 44 Zulassung
§ 45 Prüfungsausschuss
§ 46 Fachausschüsse, Unterausschüsse
§ 47 Verfahren
§ 48 Prüfungsgegenstände
§ 49 Schriftliche Prüfung
§ 50 Mündliche Prüfung
§ 51 Bewertung der Prüfungsleistungen
§ 52 Festsetzung des Prüfungsergebnisses
����� ��������������������	�����������
�
§ 54 Zuerkennung der allgemeinen Hochschulreife
§ 55 Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife
§ 56 Verhinderung der Teilnahme
§ 57 Unterschleif
§ 58 Prüfungswiederholung

Kapitel 2

Abiturprüfung für andere  
Bewerberinnen und Bewerber

§ 59 Allgemeines
§ 60 Zulassung
§ 61 Prüfungsgegenstände und -verfahren
����� �������������������������	�����������
�
§ 63  Allgemeine Hochschulreife, Wiederholung und 

Rücktritt
§ 64  Schülerinnen und Schüler staatlich genehmigter 

Ersatzschulen

Kapitel 3

Weitere Prüfungen

§ 65  Latinum, Graecum
§ 66  Nachweis von Kenntnissen oder gesicherten 

Kenntnissen in einer Fremdsprache
§ 67 Besondere Prüfung

Teil 6

Schlussvorschrift

§ 68 Inkrafttreten

Anlage 1    Stundentafeln für die Jahrgangsstufen 5 
bis 10

Anlage 2   Stundentafel für den Vorkurs und die 
Jahrgangsstufe I (Abendgymnasium 
und Kolleg)

Anlage 3   Stundentafel für die Jahrgangsstufen 11 
������������� �������������������

���������� ������������
�������������������������
��-
��������������������������
������

���������� ���������������������� ���	�����	�
und Kolleg)

���������� ���������������������� ��������	��-
sium)

Anlage 7   Stundentafel für Einführungsklassen
Anlage 8   Aufgabenstellung für die schriftliche Abi-

turprüfung
Anlage 9   Schwerpunktbildung in der mündlichen 

Abiturprüfung
���������� ���������������������������
���������-

���������������	�����������
�����	��-
sium und Kolleg)

���������� ���������������������������
���������-
���� �����������	�����������
�� ������-
gymnasium)

Anlage 12  Berechnung des Prüfungsergebnisses 
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wird wie folgt gefasst:

„Schlussvorschrift“.

 79. Der bisherige § 86 wird aufgehoben.

 80. Der bisherige § 87 wird § 52. 

 81. Anlage 1 wird aufgehoben.

 82. Die bisherige Anlage 2 wird Anlage 1 und wird 
wie folgt geändert:

a) In der Anlagenbezeichnung wird unter dem 
Wort „Anlage“ die Angabe „(zu § 16)“ einge-
fügt.

b) ��� ���� ��������� ���� �������������������-
����
�������������������������
�����������-
������������ ����� ���� ���������������-
gruppe IIIb wird jeweils in der Zeile „Projekte 
/ Schulleben1)“ in Spalte 2 die Angabe „1“ 
durch die Angabe „-“ ersetzt.

c) Fußnote 1 wird wie folgt gefasst:

„1) Je Jahrgangsstufe dürfen 28 Wo-
chenstunden nicht unterschritten, 32 
Wochenstunden nicht überschritten 
werden. Die Stundentafeln müssen 
im Umfang von mindestens 178 Ge-
samtstunden erfüllt werden. Die Ent-
scheidung, welche Fächer in welchen 
Jahrgangsstufen gegebenenfalls ge-
kürzt werden, trifft die Schulleitung in 
Absprache mit der Lehrerkonferenz 
und dem Schulforum. Die Erteilung von 
Unterricht in den Fächern Religionsleh-
re und Sport bleibt davon unberührt. 
Näheres wird durch das Staatsministe-
rium geregelt.“

 83. Die bisherige Anlage 3 wird Anlage 2 und in der 
Anlagenbezeichnung wird unter dem Wort „Anla-
ge“ die Angabe „(zu § 16)“ eingefügt.

§ 7

Weitere Änderung der Realschulordnung

Die Realschulordnung (RSO), die zuletzt durch § 6 
dieser Verordnung geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

  1. Das Wort „Kunsterziehung“ wird jeweils durch 
das Wort „Kunst“ ersetzt in § 18 Abs. 1 Satz 1 
Tabelle Spalte 1 Zeile „Kunsterziehung, Werken, 
Haushalt und Ernährung, Sozialwesen (als Prü-

����	�����������������������������������
���	����
Satz 1, § 19 Abs. 5, § 25 Abs. 1 Satz 2, § 35 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, § 37 Abs. 1, § 39 Abs. 2 
Satz 2 und 3, § 47 Abs. 3 Nr. 6 Halbsatz 2 und 
§ 49 Abs. 1 Satz 2.

  2. Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a) ��� ���� ��������� ���������������������� �
�
���������������������� ��
� �����������-
����������� ����� ���� �������������������-
pe IIIb wird jeweils in der Zeile „Erdkunde“ 
in Spalte 1 das Wort „Erdkunde“ durch das 
Wort „Geographie“ ersetzt.

b) In Fußnote 7 Spiegelstrich 1 wird das Wort 
„Kunsterziehung“ durch das Wort „Kunst“ er-
setzt.

  3. In Anlage 2 wird jeweils in den Tabellen Wahl-
�������������������
�������������������������
�
����������������������������������������������-
de“ in Spalte 1 und in der Fußnote 2 das Wort 
„Erdkunde“ durch das Wort „Geographie“ ersetzt.

§ 8

Änderung der Gymnasialschulordnung

Die Gymnasialschulordnung (GSO) vom 23. Janu-
ar 2007 (GVBl. S. 68, BayRS 2235-1-1-1-K), die zuletzt 
durch § 7a Abs. 6 der Verordnung vom 11. September 
2015 (GVBl. S. 349) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

  1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt gefasst:

„Inhaltsübersicht

Teil 1

Allgemeines

§  1 Geltungsbereich

Teil 2

Aufnahme, Schulwechsel

§  2 Aufnahme in die unterste Jahrgangsstufe
§  3 Probeunterricht 
§  4 Erneuter Eintritt in das Gymnasium
§  5 Aufnahme in eine höhere Jahrgangsstufe
§  6 Aufnahmeprüfung, Probezeit
§  7 Aufnahme in die Jahrgangsstufe 10 oder 11
§  8 Gastschülerinnen und Gastschüler
§  9  Aufnahme in das Abendgymnasium und das 

 Kolleg
§ 10  Wechsel des Gymnasiums oder der Ausbil-

dungsrichtung in den Jahrgangsstufen 5 bis 10
����� ��������������������������� �	���	�
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Teil 3

Schulbetrieb

§ 12 Gliederung
§ 13 Einrichtung von Klassen und Kursen
§ 14 Höchstausbildungsdauer
§ 15 Stundentafeln
§ 16  Unterrichtsfächer in den Jahrgangsstufen 5 bis 10
§ 17  Wahl des Kursprogramms und der Abiturprü-

fungsfächer
§ 18 Wahl der Fächer und Seminare
����� �����������������������
���		���������������-

kationsphase
§ 20 Seminare

Teil 4

Leistungen, Zeugnisse

Kapitel 1

Leistungsnachweise

§ 21 Leistungsnachweise
§ 22 Große Leistungsnachweise
§ 23 Kleine Leistungsnachweise
§ 24 Seminararbeit 
§ 25 Korrektur und Besprechung
§ 26 Bewertung der Leistungen
§ 27 Nachholung von Leistungsnachweisen
§ 28  Bildung der Jahresfortgangsnote in den Jahr-

gangsstufen 5 bis 10
§ 29  Bewertung der Leistungen in den Jahrgangsstu-

fen 11 und 12

Kapitel 2

Vorrücken und Wiederholen

§ 30 Entscheidung über das Vorrücken
§ 31 Vorrücken auf Probe 
§ 32 Notenausgleich
§ 33 Nachprüfung
§ 34 Überspringen einer Jahrgangsstufe
§ 35  Vorrücken bei Beurlaubung zum Schulbesuch im 

Ausland
§ 36 Flexibilisierungsjahr
§ 37  Wiederholen von Jahrgangsstufen und Rücktritt 

�����������������
������
§ 38  Verbot des Wiederholens

Kapitel 3

Zeugnisse

§ 39 Jahreszeugnis
§ 40  Zwischenzeugnis und Information über das No-

tenbild
§ 41 Zeugnis über den Ausbildungsabschnitt
§ 42  Bescheinigung über die Dauer des Schulbe-

suchs

Teil 5

Prüfungen, Abschluss

Kapitel 1

Abiturprüfung 

§ 43 Zeitpunkt
§ 44 Zulassung
§ 45 Prüfungsausschuss
§ 46 Fachausschüsse, Unterausschüsse
§ 47 Verfahren
§ 48 Prüfungsgegenstände
§ 49 Schriftliche Prüfung
§ 50 Mündliche Prüfung
§ 51 Bewertung der Prüfungsleistungen
§ 52 Festsetzung des Prüfungsergebnisses
����� ��������������������	�����������
�
§ 54 Zuerkennung der allgemeinen Hochschulreife
§ 55 Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife
§ 56 Verhinderung der Teilnahme
§ 57 Unterschleif
§ 58 Prüfungswiederholung

Kapitel 2

Abiturprüfung für andere  
Bewerberinnen und Bewerber

§ 59 Allgemeines
§ 60 Zulassung
§ 61 Prüfungsgegenstände und -verfahren
����� �������������������������	�����������
�
§ 63  Allgemeine Hochschulreife, Wiederholung und 

Rücktritt
§ 64  Schülerinnen und Schüler staatlich genehmigter 

Ersatzschulen

Kapitel 3

Weitere Prüfungen

§ 65  Latinum, Graecum
§ 66  Nachweis von Kenntnissen oder gesicherten 

Kenntnissen in einer Fremdsprache
§ 67 Besondere Prüfung

Teil 6

Schlussvorschrift

§ 68 Inkrafttreten

Anlage 1    Stundentafeln für die Jahrgangsstufen 5 
bis 10

Anlage 2   Stundentafel für den Vorkurs und die 
Jahrgangsstufe I (Abendgymnasium 
und Kolleg)

Anlage 3   Stundentafel für die Jahrgangsstufen 11 
������������� �������������������

���������� ������������
�������������������������
��-
��������������������������
������

���������� ���������������������� ���	�����	�
und Kolleg)

���������� ���������������������� ��������	��-
sium)

Anlage 7   Stundentafel für Einführungsklassen
Anlage 8   Aufgabenstellung für die schriftliche Abi-

turprüfung
Anlage 9   Schwerpunktbildung in der mündlichen 

Abiturprüfung
���������� ���������������������������
���������-

���������������	�����������
�����	��-
sium und Kolleg)

���������� ���������������������������
���������-
���� �����������	�����������
�� ������-
gymnasium)
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wird wie folgt gefasst:

„Schlussvorschrift“.

 79. Der bisherige § 86 wird aufgehoben.

 80. Der bisherige § 87 wird § 52. 

 81. Anlage 1 wird aufgehoben.

 82. Die bisherige Anlage 2 wird Anlage 1 und wird 
wie folgt geändert:

a) In der Anlagenbezeichnung wird unter dem 
Wort „Anlage“ die Angabe „(zu § 16)“ einge-
fügt.

b) ��� ���� ��������� ���� �������������������-
����
�������������������������
�����������-
������������ ����� ���� ���������������-
gruppe IIIb wird jeweils in der Zeile „Projekte 
/ Schulleben1)“ in Spalte 2 die Angabe „1“ 
durch die Angabe „-“ ersetzt.

c) Fußnote 1 wird wie folgt gefasst:

„1) Je Jahrgangsstufe dürfen 28 Wo-
chenstunden nicht unterschritten, 32 
Wochenstunden nicht überschritten 
werden. Die Stundentafeln müssen 
im Umfang von mindestens 178 Ge-
samtstunden erfüllt werden. Die Ent-
scheidung, welche Fächer in welchen 
Jahrgangsstufen gegebenenfalls ge-
kürzt werden, trifft die Schulleitung in 
Absprache mit der Lehrerkonferenz 
und dem Schulforum. Die Erteilung von 
Unterricht in den Fächern Religionsleh-
re und Sport bleibt davon unberührt. 
Näheres wird durch das Staatsministe-
rium geregelt.“

 83. Die bisherige Anlage 3 wird Anlage 2 und in der 
Anlagenbezeichnung wird unter dem Wort „Anla-
ge“ die Angabe „(zu § 16)“ eingefügt.

§ 7

Weitere Änderung der Realschulordnung

Die Realschulordnung (RSO), die zuletzt durch § 6 
dieser Verordnung geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

  1. Das Wort „Kunsterziehung“ wird jeweils durch 
das Wort „Kunst“ ersetzt in § 18 Abs. 1 Satz 1 
Tabelle Spalte 1 Zeile „Kunsterziehung, Werken, 
Haushalt und Ernährung, Sozialwesen (als Prü-

����	�����������������������������������
���	����
Satz 1, § 19 Abs. 5, § 25 Abs. 1 Satz 2, § 35 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, § 37 Abs. 1, § 39 Abs. 2 
Satz 2 und 3, § 47 Abs. 3 Nr. 6 Halbsatz 2 und 
§ 49 Abs. 1 Satz 2.

  2. Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a) ��� ���� ��������� ���������������������� �
�
���������������������� ��
� �����������-
����������� ����� ���� �������������������-
pe IIIb wird jeweils in der Zeile „Erdkunde“ 
in Spalte 1 das Wort „Erdkunde“ durch das 
Wort „Geographie“ ersetzt.

b) In Fußnote 7 Spiegelstrich 1 wird das Wort 
„Kunsterziehung“ durch das Wort „Kunst“ er-
setzt.

  3. In Anlage 2 wird jeweils in den Tabellen Wahl-
�������������������
�������������������������
�
����������������������������������������������-
de“ in Spalte 1 und in der Fußnote 2 das Wort 
„Erdkunde“ durch das Wort „Geographie“ ersetzt.

§ 8

Änderung der Gymnasialschulordnung

Die Gymnasialschulordnung (GSO) vom 23. Janu-
ar 2007 (GVBl. S. 68, BayRS 2235-1-1-1-K), die zuletzt 
durch § 7a Abs. 6 der Verordnung vom 11. September 
2015 (GVBl. S. 349) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

  1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt gefasst:

„Inhaltsübersicht

Teil 1

Allgemeines

§  1 Geltungsbereich

Teil 2

Aufnahme, Schulwechsel

§  2 Aufnahme in die unterste Jahrgangsstufe
§  3 Probeunterricht 
§  4 Erneuter Eintritt in das Gymnasium
§  5 Aufnahme in eine höhere Jahrgangsstufe
§  6 Aufnahmeprüfung, Probezeit
§  7 Aufnahme in die Jahrgangsstufe 10 oder 11
§  8 Gastschülerinnen und Gastschüler
§  9  Aufnahme in das Abendgymnasium und das 

 Kolleg
§ 10  Wechsel des Gymnasiums oder der Ausbil-

dungsrichtung in den Jahrgangsstufen 5 bis 10
����� ��������������������������� �	���	�
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aus schriftlicher Prüfung und mündlicher 
Zusatzprüfung

Anlage 13  Umrechnungstabelle (Punkte in Noten)
Anlage 14  Übersicht über die im Zeugnis der allge-

meinen Hochschulreife für andere Be-
werberinnen und Bewerber erreichbare 
Höchstzahl von Punkten

Anlage 15  Übersicht über die im Zeugnis der all-
gemeinen Hochschulreife für ande-
re Bewerberinnen und Bewerber für 
Schülerinnen und Schüler staatlich ge-
nehmigter Ersatzschulen erreichbare 
Höchstzahl von Punkten“.

  2. In der Überschrift des § 1 wird die Angabe  
„(vgl. Art. 1 und 3 BayEUG)“ gestrichen.

  3. § 2 wird aufgehoben.

  4. Teil 2 wird aufgehoben.

  5. Der bisherige Teil 3 wird Teil 2 und in der Über-
schrift wird das Wort „und“ durch ein Komma er-
setzt und wird die Angabe „(vgl. Art. 44 BayEUG)“ 
gestrichen.

  6. Die Überschrift des Teils 2 Abschnitt 1 wird ge-
strichen.

  7. Der bisherige § 26 wird § 2 und die Überschrift 
wird wie folgt gefasst:

„Aufnahme in die unterste Jahrgangsstufe“.

  8. Der bisherige § 27 wird § 3 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 26 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 oder 3“ durch die An-
gabe „§ 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 oder 3“ er-
setzt. 

b) In Abs. 3 Satz 3 werden die Wörter „zuletzt 
besuchten Jahrgangsstufe“ durch die Anga-
be „Jahrgangsstufe 4“ ersetzt.

  9. Der bisherige § 28 wird § 4 und wird wie folgt 
geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Erneuter Eintritt in das Gymnasium“.

b) in Satz 2 wird die Angabe „§ 62 Abs. 4“ durch 
die Angabe „§ 30 Abs. 4“ ersetzt.

 10. Die Überschrift des Teils 2 Abschnitt 2 wird ge-
strichen.

 11. Der bisherige § 29 wird § 5 und wird wie folgt 
geändert:

 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Aufnahme in eine höhere Jahrgangsstufe“.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden die Wörter „§ 26 Abs. 2 
Nrn. 1 und 3 sowie Abs. 5 bis 8 gelten“ 
durch die Wörter „§ 2 Abs. 2 Nr. 1 und 3 
sowie Abs. 5 bis 8 gilt“ ersetzt.

bb) In Satz 3 wird die Angabe „§ 30 Abs. 7“ 
durch die Angabe „§ 6 Abs. 7“ ersetzt.

c) In Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 wird die Angabe „min-
destens 2,00“ durch die Wörter „2,00 oder 
besser“ ersetzt.

 12. Der bisherige § 30 wird § 6 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „Ent-
scheidung über die Aufnahme,“ gestrichen.

b) In Abs. 2 werden die Wörter „sechste oder 
eine höhere Jahrgangsstufe“ durch die Wör-
ter „Jahrgangsstufe 6 oder höher“ ersetzt.

c) In Abs. 5 Satz 1 werden die Wörter „Anlage 6 
bzw. Anlage 6b“ durch die Wörter „Anlage 5 
bzw. Anlage 6“ ersetzt.

 13. Der bisherige § 31 wird § 7 und wird wie folgt 
geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Aufnahme in die Jahrgangsstufe 10 
oder 11“.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „(vgl. § 35 
Abs. 1 Satz 2)“ gestrichen.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 30“ durch 
die Angabe „§ 6“ ersetzt.

c) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird die Angabe „§ 66a Abs. 3“ 
durch die Angabe „§ 36 Abs. 3“ ersetzt.

bb) In Satz 6 wird die Angabe „§ 26 Abs. 2 
Nr. 3“ durch die Angabe „§ 2 Abs. 2 
Nr. 3“ ersetzt.

d) In Abs. 3 Satz 4 wird die Angabe „§ 33 Abs. 2“ 
durch die Angabe „§ 10 Abs. 2“ ersetzt.
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e) In Abs. 4 Satz 1 wird die Angabe „(vgl. § 35 
Abs. 1 Satz 3)“ gestrichen.

 14. Die Überschrift des Teils 2 Abschnitt 3 wird ge-
strichen.

 15. Der bisherige § 32 wird § 8.

 16. Die Überschrift des Teils 2 Abschnitt 4 wird ge-
strichen.

 17. Der bisherige § 32a wird § 9 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „Vor-
aussetzungen für die“ gestrichen und wird 
die Angabe „(vgl. Art. 10 BayEUG)“ gestri-
chen.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 3 wird die Angabe „§ 30 Abs. 1“ 
durch die Angabe „§ 6 Abs. 1“ ersetzt.

bb) In Nr. 4 Satz 1 Halbsatz 2 wird die Anga-
be „§ 30 Abs. 3 und 4“ durch die Angabe 
„§ 6 Abs. 3 und 4“ ersetzt.

c) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird die Angabe „§ 30“ durch 
die Angabe „§ 6“ ersetzt.

bb) Es wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Am Abendgymnasium und am Kolleg 
erfolgt die Wiederaufnahme auf Probe, 
wenn der Zeitraum zwischen einem 
Austritt und einem erneuten Besuch 
größer als zwei Kalenderjahre ist.“

d) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „(vgl. § 35 
Abs. 2 Satz 2)“ gestrichen.

bb) In Satz 2 Halbsatz 2 wird die Angabe 
„§ 30“ durch die Angabe „§ 6“ ersetzt.

e) Nach Abs. 3 wird folgender Abs. 4 eingefügt: 

„(4) 1Der Besuch des zweiten Halbjah-
res im geteilten Vorkurs setzt das Beste-
hen des ersten Halbjahres voraus. 2Im ers-
ten Vorkurshalbjahr sollen in den Fächern 
Deutsch, Mathematik und Englisch bzw. 
Latein mindestens sechs, in den übrigen 
Fächern mindestens zwei kleine Leistungs-
nachweise gefordert werden. 3Am Ende des 

ersten Halbjahres wird eine Prüfung über 
den gesamten Stoff gehalten. 4Die Gesamt-
note dieser Prüfung und die Gesamtnote 
der kleinen Leistungsnachweise stehen im 
Verhältnis 1:1. 5Leistungen im ersten Vor-
kurshalbjahr bleiben im zweiten Halbjahr 
unberücksichtigt. 6Bewerber mit mittlerem 
Schulabschluss können unmittelbar in das 
zweite Vorkurshalbjahr eintreten. 7Die Pro-
bezeit des geteilten Vorkurses endet mit Ab-
lauf des ersten Freitags im Dezember bzw. 
mit Ablauf des ersten Freitags im Mai.“

f) Die bisherigen Abs. 4 bis 7 werden die 
Abs. 5 bis 8.

g) Der bisherige Abs. 8 wird Abs. 9 und Satz 1 
Halbsatz 2 wird aufgehoben.

 18. Die Überschrift des Teils 2 Abschnitt 5 wird ge-
strichen.

 19. Der bisherige § 33 wird § 10 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „Über-
tritt an ein anderes Gymnasium oder in eine 
andere Ausbildungsrichtung des Gymnasi-
ums“ durch die Wörter „Wechsel des Gym-
nasiums oder der Ausbildungsrichtung“ er-
setzt.

b) In Abs. 3 wird die Angabe „§§ 29 und 30“ 
durch die Angabe „§§ 5 und 6“ ersetzt.

c) In Abs. 5 wird die Angabe „nach Art. 88 Abs. 1 
Satz 1 BayEUG“ durch die Wörter „auf Aus-
schluss von allen Schulen einer oder mehre-
rer Schularten nach Art. 86 Abs. 2 Nr. 11 und 
12 BayEUG“ ersetzt.

 20. Der bisherige § 34 wird § 11.

 21. Der bisherige Teil 4 wird Teil 3.

 22. Die Überschrift des Teils 3 Abschnitt 1 wird ge-
strichen.

 23. Der bisherige § 35 wird § 12 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 31 Abs. 
2“ durch die Angabe „§ 7 Abs. 2“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 werden nach 
dem Wort „werden“ die Wörter „ , der in zwei 
halbjährige Kurse geteilt werden kann“ ein-
gefügt.
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aus schriftlicher Prüfung und mündlicher 
Zusatzprüfung

Anlage 13  Umrechnungstabelle (Punkte in Noten)
Anlage 14  Übersicht über die im Zeugnis der allge-

meinen Hochschulreife für andere Be-
werberinnen und Bewerber erreichbare 
Höchstzahl von Punkten

Anlage 15  Übersicht über die im Zeugnis der all-
gemeinen Hochschulreife für ande-
re Bewerberinnen und Bewerber für 
Schülerinnen und Schüler staatlich ge-
nehmigter Ersatzschulen erreichbare 
Höchstzahl von Punkten“.

  2. In der Überschrift des § 1 wird die Angabe  
„(vgl. Art. 1 und 3 BayEUG)“ gestrichen.

  3. § 2 wird aufgehoben.

  4. Teil 2 wird aufgehoben.

  5. Der bisherige Teil 3 wird Teil 2 und in der Über-
schrift wird das Wort „und“ durch ein Komma er-
setzt und wird die Angabe „(vgl. Art. 44 BayEUG)“ 
gestrichen.

  6. Die Überschrift des Teils 2 Abschnitt 1 wird ge-
strichen.

  7. Der bisherige § 26 wird § 2 und die Überschrift 
wird wie folgt gefasst:

„Aufnahme in die unterste Jahrgangsstufe“.

  8. Der bisherige § 27 wird § 3 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 26 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 oder 3“ durch die An-
gabe „§ 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 oder 3“ er-
setzt. 

b) In Abs. 3 Satz 3 werden die Wörter „zuletzt 
besuchten Jahrgangsstufe“ durch die Anga-
be „Jahrgangsstufe 4“ ersetzt.

  9. Der bisherige § 28 wird § 4 und wird wie folgt 
geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Erneuter Eintritt in das Gymnasium“.

b) in Satz 2 wird die Angabe „§ 62 Abs. 4“ durch 
die Angabe „§ 30 Abs. 4“ ersetzt.

 10. Die Überschrift des Teils 2 Abschnitt 2 wird ge-
strichen.

 11. Der bisherige § 29 wird § 5 und wird wie folgt 
geändert:

 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Aufnahme in eine höhere Jahrgangsstufe“.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden die Wörter „§ 26 Abs. 2 
Nrn. 1 und 3 sowie Abs. 5 bis 8 gelten“ 
durch die Wörter „§ 2 Abs. 2 Nr. 1 und 3 
sowie Abs. 5 bis 8 gilt“ ersetzt.

bb) In Satz 3 wird die Angabe „§ 30 Abs. 7“ 
durch die Angabe „§ 6 Abs. 7“ ersetzt.

c) In Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 wird die Angabe „min-
destens 2,00“ durch die Wörter „2,00 oder 
besser“ ersetzt.

 12. Der bisherige § 30 wird § 6 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „Ent-
scheidung über die Aufnahme,“ gestrichen.

b) In Abs. 2 werden die Wörter „sechste oder 
eine höhere Jahrgangsstufe“ durch die Wör-
ter „Jahrgangsstufe 6 oder höher“ ersetzt.

c) In Abs. 5 Satz 1 werden die Wörter „Anlage 6 
bzw. Anlage 6b“ durch die Wörter „Anlage 5 
bzw. Anlage 6“ ersetzt.

 13. Der bisherige § 31 wird § 7 und wird wie folgt 
geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Aufnahme in die Jahrgangsstufe 10 
oder 11“.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „(vgl. § 35 
Abs. 1 Satz 2)“ gestrichen.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 30“ durch 
die Angabe „§ 6“ ersetzt.

c) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird die Angabe „§ 66a Abs. 3“ 
durch die Angabe „§ 36 Abs. 3“ ersetzt.

bb) In Satz 6 wird die Angabe „§ 26 Abs. 2 
Nr. 3“ durch die Angabe „§ 2 Abs. 2 
Nr. 3“ ersetzt.

d) In Abs. 3 Satz 4 wird die Angabe „§ 33 Abs. 2“ 
durch die Angabe „§ 10 Abs. 2“ ersetzt.
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e) In Abs. 4 Satz 1 wird die Angabe „(vgl. § 35 
Abs. 1 Satz 3)“ gestrichen.

 14. Die Überschrift des Teils 2 Abschnitt 3 wird ge-
strichen.

 15. Der bisherige § 32 wird § 8.

 16. Die Überschrift des Teils 2 Abschnitt 4 wird ge-
strichen.

 17. Der bisherige § 32a wird § 9 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „Vor-
aussetzungen für die“ gestrichen und wird 
die Angabe „(vgl. Art. 10 BayEUG)“ gestri-
chen.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 3 wird die Angabe „§ 30 Abs. 1“ 
durch die Angabe „§ 6 Abs. 1“ ersetzt.

bb) In Nr. 4 Satz 1 Halbsatz 2 wird die Anga-
be „§ 30 Abs. 3 und 4“ durch die Angabe 
„§ 6 Abs. 3 und 4“ ersetzt.

c) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird die Angabe „§ 30“ durch 
die Angabe „§ 6“ ersetzt.

bb) Es wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Am Abendgymnasium und am Kolleg 
erfolgt die Wiederaufnahme auf Probe, 
wenn der Zeitraum zwischen einem 
Austritt und einem erneuten Besuch 
größer als zwei Kalenderjahre ist.“

d) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „(vgl. § 35 
Abs. 2 Satz 2)“ gestrichen.

bb) In Satz 2 Halbsatz 2 wird die Angabe 
„§ 30“ durch die Angabe „§ 6“ ersetzt.

e) Nach Abs. 3 wird folgender Abs. 4 eingefügt: 

„(4) 1Der Besuch des zweiten Halbjah-
res im geteilten Vorkurs setzt das Beste-
hen des ersten Halbjahres voraus. 2Im ers-
ten Vorkurshalbjahr sollen in den Fächern 
Deutsch, Mathematik und Englisch bzw. 
Latein mindestens sechs, in den übrigen 
Fächern mindestens zwei kleine Leistungs-
nachweise gefordert werden. 3Am Ende des 

ersten Halbjahres wird eine Prüfung über 
den gesamten Stoff gehalten. 4Die Gesamt-
note dieser Prüfung und die Gesamtnote 
der kleinen Leistungsnachweise stehen im 
Verhältnis 1:1. 5Leistungen im ersten Vor-
kurshalbjahr bleiben im zweiten Halbjahr 
unberücksichtigt. 6Bewerber mit mittlerem 
Schulabschluss können unmittelbar in das 
zweite Vorkurshalbjahr eintreten. 7Die Pro-
bezeit des geteilten Vorkurses endet mit Ab-
lauf des ersten Freitags im Dezember bzw. 
mit Ablauf des ersten Freitags im Mai.“

f) Die bisherigen Abs. 4 bis 7 werden die 
Abs. 5 bis 8.

g) Der bisherige Abs. 8 wird Abs. 9 und Satz 1 
Halbsatz 2 wird aufgehoben.

 18. Die Überschrift des Teils 2 Abschnitt 5 wird ge-
strichen.

 19. Der bisherige § 33 wird § 10 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „Über-
tritt an ein anderes Gymnasium oder in eine 
andere Ausbildungsrichtung des Gymnasi-
ums“ durch die Wörter „Wechsel des Gym-
nasiums oder der Ausbildungsrichtung“ er-
setzt.

b) In Abs. 3 wird die Angabe „§§ 29 und 30“ 
durch die Angabe „§§ 5 und 6“ ersetzt.

c) In Abs. 5 wird die Angabe „nach Art. 88 Abs. 1 
Satz 1 BayEUG“ durch die Wörter „auf Aus-
schluss von allen Schulen einer oder mehre-
rer Schularten nach Art. 86 Abs. 2 Nr. 11 und 
12 BayEUG“ ersetzt.

 20. Der bisherige § 34 wird § 11.

 21. Der bisherige Teil 4 wird Teil 3.

 22. Die Überschrift des Teils 3 Abschnitt 1 wird ge-
strichen.

 23. Der bisherige § 35 wird § 12 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 31 Abs. 
2“ durch die Angabe „§ 7 Abs. 2“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 werden nach 
dem Wort „werden“ die Wörter „ , der in zwei 
halbjährige Kurse geteilt werden kann“ ein-
gefügt.
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 24. Der bisherige § 36 wird § 13.

 25. Die Überschrift des Teils 3 Abschnitt 2 wird ge-
strichen.

 26. Die bisherigen §§ 37 bis 40 werden aufgehoben.

 27. Der bisherige § 41 wird § 14 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 werden die Wörter „(Kurzform: 
acht)“ durch die Wörter „ , in der Kurzform 
acht“ ersetzt.

b) Abs. 2 Satz 2 wird durch die folgenden Sät-
ze 2 und 3 ersetzt: 

„2Die Zeit einer Beurlaubung zum Schulbe-
such im Ausland und Flexibilisierungsjahre 
werden nicht auf die Höchstausbildungs-
dauer angerechnet. 3§ 37 Abs. 3 bleibt un-
berührt.“

c) Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa) Die Sätze 1 und 2 werden wie folgt ge-
fasst: 

„1Die Höchstausbildungsdauer beträgt 
in den Jahrgangsstufen 10 bis 12 vier 
Schuljahre. 2Soweit die Voraussetzun-
gen des § 54 Abs. 1 Nr. 1 und 2 vor-
liegen, ist eine Überschreitung zur 
Wiederholung einer nicht bestandenen 
Abiturprüfung bis zu einem Jahr zuläs-
sig.“

bb) In Satz 3 werden nach der Angabe 
„Halbsatz 1“ die Wörter „und Satz 3“ 
eingefügt.

d) In Abs. 6 wird die Angabe „§ 2 Abs. 2“ durch 
die Angabe „§ 44 der Bayerischen Schulord-
nung (BaySchO)“ ersetzt.

 28. Die Überschrift des Teils 3 Abschnitt 3 wird ge-
strichen.

 29. Der bisherige § 42 wird aufgehoben.

 30. Der bisherige § 43 wird § 15 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „Anlage 2“ 
durch die Angabe „Anlage 1“ ersetzt.

b) In Abs. 2 wird die Angabe „Anlagen 4, 5 
und 6“ durch die Angabe „Anlagen 3, 4 und 
5“ ersetzt.

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird die Angabe „Anlage 4“ 
durch die Angabe „Anlage 3“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird die Angabe „§ 31 Abs. 3 
Satz 3“ durch die Angabe „§ 7 Abs. 3 
Satz 3“ ersetzt.

d) In Abs. 4 wird die Angabe „Anlage 3“ durch 
die Angabe „Anlage 2“ und die Angabe „An-
lagen 4 und 5“ durch die Angabe „Anlagen 3 
und 4“ ersetzt.

 31. Der bisherige § 44 wird § 16.

 32. Die bisherigen §§ 45 und 46 werden aufgeho-
ben.

 33. Der bisherige § 47 wird § 17 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „in den 
Jahrgangsstufen 11 und 12“ gestrichen.

b) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Halbsatz 1 werden die Wörter „An-
lagen 4 und 5“ durch die Wörter „An-
lagen 3 und 4“ sowie die Angabe „An-
lage 6“ durch die Angabe „Anlage 5“ 
ersetzt und die Wörter „sowie unter 
Berücksichtigung der §§ 49, 50 und 51“ 
gestrichen.

bb) In Halbsatz 2 wird die Angabe „Anlage 
6b“ durch die Angabe „Anlage 6“ ersetzt.

c) In Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe „Anlage 6“ 
durch die Angabe „Anlage 5“ ersetzt.

d) In Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe „vgl. Anla-
gen 4 und 6“ durch die Angabe „Anlagen 3 
und 5“ ersetzt.

e) Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) 1Die Wahl der Abiturprüfungsfä-
cher ist so zu treffen, dass die Zahl der 
����� ������� ��� ����� �� ��� ���
	�������
einzubringenden Halbjahresleistungen die 
Zahl 40 nicht übersteigt. 2Am Abendgym-
nasium ist insoweit Anlage 11 maßge-
bend.“

 34. Der bisherige § 49 wird § 18 und Abs. 1 wird wie 
folgt geändert:

a) In Satz 1 Halbsatz 2 wird die Angabe „An-
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lagen 4, 5 und 6“ durch die Angabe „Anla-
gen 3, 4 und 5“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Angabe „Anlage 6b“ durch 
die Angabe „Anlage 6“ ersetzt.

 35. Der bisherige § 50 wird § 19 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 3 wird die Angabe „vgl. Anlage 4“ 
durch die Angabe „Anlage 3“ ersetzt. 

bb) In Satz 4 wird die Angabe „Anlage 6“ 
durch die Angabe „Anlage 5“ ersetzt.

cc) In Satz 5 wird die Angabe „Anlage 6b“ 
durch die Angabe „Anlage 6“ ersetzt.

b) In Abs. 3 Satz 1 wird in Halbsatz 1 die An-
gabe „Anlage 2“ durch die Angabe „Anla-
ge 1“ und in Halbsatz 2 die Angabe „§ 41 
Abs. 6“ durch die Angabe „§ 14 Abs. 6“ 
ersetzt.

c) In Abs. 10 wird die Angabe „§ 50 Abs. 1 
Satz 3“ durch die Angabe „Abs. 1 Satz 3“ er-
setzt. 

 36. Der bisherige § 51 wird § 20 und wird wie folgt 
geändert: 

a) Satz 4 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Satz 5 wird Satz 4. 

 37. Der bisherige Teil 5 wird Teil 4 und in der Über-
schrift werden die Wörter „Hausaufgaben, Leis-
tungsnachweise, Vorrücken und Wiederholen“ 
durch das Wort „Leistungen“ ersetzt.

 38. Teil 4 Abschnitt 1 wird Teil 4 Kapitel 1 und in der 
Überschrift werden die Wörter „Hausaufgaben 
und“ sowie die Angabe „(vgl. Art. 52 BayEUG)“ 
gestrichen. 

 39. Der bisherige § 52 wird aufgehoben.

 40. Der bisherige § 53 wird § 21 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 55“ durch 
die Angabe „§ 23“ ersetzt. 

b) Die Abs. 4 und 5 werden aufgehoben.

 41. Der bisherige § 54 wird § 22 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) 1In den Fächern Deutsch und Ma-
thematik sowie in den Fremdsprachen sind 
je Schuljahr mindestens drei, bei vier und 
mehr Wochenstunden mindestens vier 
schriftliche Schulaufgaben zu halten. 2Die 
Anzahl nach Satz 1 kann in Ausnahmefällen 
um eine unterschritten werden. 3In moder-
nen Fremdsprachen wird in mindestens ei-
ner Jahrgangsstufe eine Schulaufgabe oder 
ein Teil davon in Form einer mündlichen 
Prüfung abgehalten. 4Im Fach Deutsch sind 
Diktate oder grammatische Übungen als 
Schulaufgaben nicht zulässig. 5In den übri-
gen Kernfächern sind je Schuljahr mindes-
tens zwei Schulaufgaben zu halten.“

b) In Abs. 3 Nr. 3 Buchst. a Satz 3 wird die 
Angabe „Anlage 6“ durch die Angabe „Anla-
ge 5“ ersetzt.

c) In Abs. 4 Satz 3 wird die Angabe „§ 53 Abs. 2“ 
durch die Angabe „§ 21 Abs. 2“ ersetzt.

 42. Der bisherige § 55 wird § 23 und in Abs. 2 Satz 2 
wird die Angabe „§ 54 Abs. 6 bis 8“ durch die 
Angabe „§ 22 Abs. 6 bis 8“ ersetzt.

 43. Der bisherige § 56 wird § 24 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„3Auch bei Arbeiten, an denen mehrere 
Schülerinnen und Schüler beteiligt waren, 
wird die individuelle Schülerleistung bewer-
tet.“

b) In Abs. 3 wird das Wort „demselben“ durch 
die Wörter „dem jeweiligen“ ersetzt.

 44. Der bisherige § 57 wird § 25 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 wird aufgehoben.

b) In Abs. 2 wird das Komma durch das Wort 
„und“ ersetzt.

 45. Der bisherige § 58 wird § 26 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) § 57 Abs. 1 gilt entsprechend.“

b) In Abs. 4 Satz 2 wird die Angabe „§ 87 Abs. 2“ 
durch die Angabe „§ 56 Abs. 2“ ersetzt.
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 24. Der bisherige § 36 wird § 13.

 25. Die Überschrift des Teils 3 Abschnitt 2 wird ge-
strichen.

 26. Die bisherigen §§ 37 bis 40 werden aufgehoben.

 27. Der bisherige § 41 wird § 14 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 werden die Wörter „(Kurzform: 
acht)“ durch die Wörter „ , in der Kurzform 
acht“ ersetzt.

b) Abs. 2 Satz 2 wird durch die folgenden Sät-
ze 2 und 3 ersetzt: 

„2Die Zeit einer Beurlaubung zum Schulbe-
such im Ausland und Flexibilisierungsjahre 
werden nicht auf die Höchstausbildungs-
dauer angerechnet. 3§ 37 Abs. 3 bleibt un-
berührt.“

c) Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa) Die Sätze 1 und 2 werden wie folgt ge-
fasst: 

„1Die Höchstausbildungsdauer beträgt 
in den Jahrgangsstufen 10 bis 12 vier 
Schuljahre. 2Soweit die Voraussetzun-
gen des § 54 Abs. 1 Nr. 1 und 2 vor-
liegen, ist eine Überschreitung zur 
Wiederholung einer nicht bestandenen 
Abiturprüfung bis zu einem Jahr zuläs-
sig.“

bb) In Satz 3 werden nach der Angabe 
„Halbsatz 1“ die Wörter „und Satz 3“ 
eingefügt.

d) In Abs. 6 wird die Angabe „§ 2 Abs. 2“ durch 
die Angabe „§ 44 der Bayerischen Schulord-
nung (BaySchO)“ ersetzt.

 28. Die Überschrift des Teils 3 Abschnitt 3 wird ge-
strichen.

 29. Der bisherige § 42 wird aufgehoben.

 30. Der bisherige § 43 wird § 15 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „Anlage 2“ 
durch die Angabe „Anlage 1“ ersetzt.

b) In Abs. 2 wird die Angabe „Anlagen 4, 5 
und 6“ durch die Angabe „Anlagen 3, 4 und 
5“ ersetzt.

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird die Angabe „Anlage 4“ 
durch die Angabe „Anlage 3“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird die Angabe „§ 31 Abs. 3 
Satz 3“ durch die Angabe „§ 7 Abs. 3 
Satz 3“ ersetzt.

d) In Abs. 4 wird die Angabe „Anlage 3“ durch 
die Angabe „Anlage 2“ und die Angabe „An-
lagen 4 und 5“ durch die Angabe „Anlagen 3 
und 4“ ersetzt.

 31. Der bisherige § 44 wird § 16.

 32. Die bisherigen §§ 45 und 46 werden aufgeho-
ben.

 33. Der bisherige § 47 wird § 17 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „in den 
Jahrgangsstufen 11 und 12“ gestrichen.

b) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Halbsatz 1 werden die Wörter „An-
lagen 4 und 5“ durch die Wörter „An-
lagen 3 und 4“ sowie die Angabe „An-
lage 6“ durch die Angabe „Anlage 5“ 
ersetzt und die Wörter „sowie unter 
Berücksichtigung der §§ 49, 50 und 51“ 
gestrichen.

bb) In Halbsatz 2 wird die Angabe „Anlage 
6b“ durch die Angabe „Anlage 6“ ersetzt.

c) In Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe „Anlage 6“ 
durch die Angabe „Anlage 5“ ersetzt.

d) In Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe „vgl. Anla-
gen 4 und 6“ durch die Angabe „Anlagen 3 
und 5“ ersetzt.

e) Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) 1Die Wahl der Abiturprüfungsfä-
cher ist so zu treffen, dass die Zahl der 
����� ������� ��� ����� �� ��� ���
	�������
einzubringenden Halbjahresleistungen die 
Zahl 40 nicht übersteigt. 2Am Abendgym-
nasium ist insoweit Anlage 11 maßge-
bend.“

 34. Der bisherige § 49 wird § 18 und Abs. 1 wird wie 
folgt geändert:

a) In Satz 1 Halbsatz 2 wird die Angabe „An-
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lagen 4, 5 und 6“ durch die Angabe „Anla-
gen 3, 4 und 5“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Angabe „Anlage 6b“ durch 
die Angabe „Anlage 6“ ersetzt.

 35. Der bisherige § 50 wird § 19 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 3 wird die Angabe „vgl. Anlage 4“ 
durch die Angabe „Anlage 3“ ersetzt. 

bb) In Satz 4 wird die Angabe „Anlage 6“ 
durch die Angabe „Anlage 5“ ersetzt.

cc) In Satz 5 wird die Angabe „Anlage 6b“ 
durch die Angabe „Anlage 6“ ersetzt.

b) In Abs. 3 Satz 1 wird in Halbsatz 1 die An-
gabe „Anlage 2“ durch die Angabe „Anla-
ge 1“ und in Halbsatz 2 die Angabe „§ 41 
Abs. 6“ durch die Angabe „§ 14 Abs. 6“ 
ersetzt.

c) In Abs. 10 wird die Angabe „§ 50 Abs. 1 
Satz 3“ durch die Angabe „Abs. 1 Satz 3“ er-
setzt. 

 36. Der bisherige § 51 wird § 20 und wird wie folgt 
geändert: 

a) Satz 4 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Satz 5 wird Satz 4. 

 37. Der bisherige Teil 5 wird Teil 4 und in der Über-
schrift werden die Wörter „Hausaufgaben, Leis-
tungsnachweise, Vorrücken und Wiederholen“ 
durch das Wort „Leistungen“ ersetzt.

 38. Teil 4 Abschnitt 1 wird Teil 4 Kapitel 1 und in der 
Überschrift werden die Wörter „Hausaufgaben 
und“ sowie die Angabe „(vgl. Art. 52 BayEUG)“ 
gestrichen. 

 39. Der bisherige § 52 wird aufgehoben.

 40. Der bisherige § 53 wird § 21 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 55“ durch 
die Angabe „§ 23“ ersetzt. 

b) Die Abs. 4 und 5 werden aufgehoben.

 41. Der bisherige § 54 wird § 22 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) 1In den Fächern Deutsch und Ma-
thematik sowie in den Fremdsprachen sind 
je Schuljahr mindestens drei, bei vier und 
mehr Wochenstunden mindestens vier 
schriftliche Schulaufgaben zu halten. 2Die 
Anzahl nach Satz 1 kann in Ausnahmefällen 
um eine unterschritten werden. 3In moder-
nen Fremdsprachen wird in mindestens ei-
ner Jahrgangsstufe eine Schulaufgabe oder 
ein Teil davon in Form einer mündlichen 
Prüfung abgehalten. 4Im Fach Deutsch sind 
Diktate oder grammatische Übungen als 
Schulaufgaben nicht zulässig. 5In den übri-
gen Kernfächern sind je Schuljahr mindes-
tens zwei Schulaufgaben zu halten.“

b) In Abs. 3 Nr. 3 Buchst. a Satz 3 wird die 
Angabe „Anlage 6“ durch die Angabe „Anla-
ge 5“ ersetzt.

c) In Abs. 4 Satz 3 wird die Angabe „§ 53 Abs. 2“ 
durch die Angabe „§ 21 Abs. 2“ ersetzt.

 42. Der bisherige § 55 wird § 23 und in Abs. 2 Satz 2 
wird die Angabe „§ 54 Abs. 6 bis 8“ durch die 
Angabe „§ 22 Abs. 6 bis 8“ ersetzt.

 43. Der bisherige § 56 wird § 24 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„3Auch bei Arbeiten, an denen mehrere 
Schülerinnen und Schüler beteiligt waren, 
wird die individuelle Schülerleistung bewer-
tet.“

b) In Abs. 3 wird das Wort „demselben“ durch 
die Wörter „dem jeweiligen“ ersetzt.

 44. Der bisherige § 57 wird § 25 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 wird aufgehoben.

b) In Abs. 2 wird das Komma durch das Wort 
„und“ ersetzt.

 45. Der bisherige § 58 wird § 26 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) § 57 Abs. 1 gilt entsprechend.“

b) In Abs. 4 Satz 2 wird die Angabe „§ 87 Abs. 2“ 
durch die Angabe „§ 56 Abs. 2“ ersetzt.
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die Angabe „§ 39“ ersetzt.

b) Der bisherige Abs. 1a wird Abs. 2 und die 
Angabe „§ 66a Abs. 2“ wird durch die Anga-
be „§ 36 Abs. 2“ ersetzt.

c) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3.

d) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4 und in 
Satz 2 wird die Angabe „§ 41“ durch die An-
gabe „§ 14“ ersetzt.

 62. Der bisherige § 72 wird § 41 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Satznummerierung 
gestrichen und die Wörter „gemäß § 84 
einzubringenden 40“ werden durch das 
Wort „einzubringenden“ ersetzt.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 50 Abs. 9“ 
durch die Angabe „§ 19 Abs. 9“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 70 Abs. 7 
Satz 1“ durch die Angabe „§ 39 Abs. 8 
Satz 1“ ersetzt.

 63. Der bisherige § 73 wird § 42 und in Satz 1 Halb-
satz 2 wird die Angabe „§ 62 Abs. 4“ durch die 
Angabe „§ 30 Abs. 4“ ersetzt.

 64. Der bisherige Teil 6 wird Teil 5 und der Über-
schrift wird das Wort „ , Abschluss“ angefügt.

 65. Teil 5 Abschnitt 1 wird Teil 5 Kapitel 1 und die 
Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Abiturprüfung“.

 66. Der bisherige § 74 wird § 43.

 67. Der bisherige § 75 wird § 44 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 1 wird die Angabe „§ 49 Abs. 1“ 
durch die Angabe „§ 18 Abs. 1“ ersetzt.

bb) In Nr. 6 wird die Angabe „Anlage 6“ 
durch die Angabe „Anlage 5“ ersetzt.

cc) In Nr. 7 wird die Angabe „§ 56 Abs. 2“ 

durch die Angabe „§ 24 Abs. 2“ ersetzt.

dd) In Nr. 8 wird die Angabe „§ 50 Abs. 4“ 
durch die Angabe „§ 19 Abs. 4“ ersetzt.

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nr. 1 wird die Angabe „§ 49 Abs. 1“ 
durch die Angabe „§ 18 Abs. 1“ ersetzt.

bb) In Nr. 5 wird die Angabe „Anlage 6b“ 
durch die Angabe „Anlage 6“ ersetzt.

 68. Der bisherige § 76 wird § 45 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 4 wird die Angabe „(vgl. § 81)“ ge-
strichen.

bb) In Nr. 5 wird die Angabe „§ 88“ durch die 
Angabe „§ 57“ ersetzt. 

b) In Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe „§ 78 
Abs. 3“ durch die Angabe „§ 47 Abs. 3“ er-
setzt.

 69. Der bisherige § 77 wird § 46.

 70. Der bisherige § 78 wird § 47 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Der Wortlaut wird Satz 1.

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

„2Er oder sie kann an der Beschlussfas-
sung von Fach- und Unterausschüssen 
ohne Stimmrecht teilnehmen.“

b) In Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe „§ 8“ durch 
die Angabe „§ 6 BaySchO“ ersetzt.

c) Abs. 4 wird aufgehoben. 

 71. Der bisherige § 79 wird § 48 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden die Wörter „eins und 
zwei“ durch die Angabe „1 und 2“ er-
setzt.

bb) In Satz 3 werden die Wörter „Anlage 4 
und Anlage 5 Nr. 1“ durch die Wörter 
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c) In Abs. 5 wird die Angabe „§ 78 Abs. 3“ durch 
die Angabe „§ 47 Abs. 3“ ersetzt.

 46. Der bisherige § 59 wird § 27.

 47. Der bisherige § 60 wird § 28 und in Abs. 5 Halb-
satz 1 wird die Angabe „§ 66a Abs. 2“ durch die 
Angabe „§ 36 Abs. 2“ ersetzt.

 48. Der bisherige § 61 wird § 29 und in Abs. 2 Satz 5 
wird die Angabe „§ 60 Abs. 4“ durch die Wörter 
„§ 28 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 4“ ersetzt.

 49. Teil 4 Abschnitt 2 wird Teil 4 Kapitel 2 und in 
der Überschrift wird die Angabe „(vgl. Art. 53 
BayEUG)“ gestrichen.

 50. Der bisherige § 62 wird § 30 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe „§ 70 Abs. 6“ 
durch die Angabe „§ 39 Abs. 7“ ersetzt.

b) In Abs. 4 Satz 3 wird die Angabe „§ 73“ durch 
die Angabe „§ 42“ ersetzt. 

 51. Der bisherige § 63 wird § 31 und in Abs. 4 wird 
die Angabe „§ 30 Abs. 5“ durch die Angabe „§ 6 
Abs. 5“ ersetzt.

 52. Der bisherige § 63a wird § 32 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Satz 1 Satzteil vor Nr. 1 wird die Angabe 
„§ 62 Abs. 1 Satz 2“ durch die Angabe „§ 30 
Abs. 1 Satz 2“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Angabe „§ 63 Abs. 1 
Satz 2 Halbsatz 2 und Satz 3 gelten“ durch 
die Angabe „§ 31 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 
und Satz 3 gilt“ ersetzt.

 53. Der bisherige § 64 wird § 33.

 54. Der bisherige § 65 wird § 34 und in Satz 4 wird in 
Halbsatz 1 die Angabe „§ 30“ durch die Angabe 
„§ 6“ und in Halbsatz 2 die Angabe „§ 63 Abs. 4“ 
durch die Angabe „§ 31 Abs. 4“ ersetzt.

 55. Der bisherige § 66 wird § 35 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „§ 63 
Abs. 3 und 4 gelten“ durch die Wörter „§ 31 
Abs. 3 und 4 gilt“ ersetzt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)  In Satz 2 wird die Angabe „§ 64“ durch 

die Angabe „§ 33“ ersetzt.

bb) In Satz 3 wird die Angabe „§ 64 Abs. 1 
Satz 1“ durch die Angabe „§ 33 Abs. 1 
Satz 1“ ersetzt.

 56. Der bisherige § 66a wird § 36 und in Abs. 1 
Satz 2 wird die Angabe „§ 67“ durch die Angabe 
„§ 37“ ersetzt.

 57. Der bisherige § 67 wird § 37 und in der Über-
schrift werden die Wörter „Freiwilliges Wiederho-
len, Wiederholen bei unverschuldeten Leistungs-
minderungen,“ durch die Wörter „Wiederholen 
von Jahrgangsstufen und“ ersetzt.

 58. Der bisherige § 68 wird § 38 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 wird die Angabe „§ 41“ durch die 
Angabe „§ 14“ ersetzt.

b) Abs. 3 wird aufgehoben.

 59. Teil 4 Abschnitt 3 wird Teil 4 Kapitel 3.

 60. Der bisherige § 70 wird § 39 und wird wie folgt 
geändert:

a) Der bisherige Abs. 1a wird Abs. 2 und wird 
wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 Halbsatz 1 wird die Angabe 
„§ 66a Abs. 2“ durch die Angabe „§ 36 
Abs. 2“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 66a Abs. 3“ 
durch die Angabe „§ 36 Abs. 3“ ersetzt.

b) Die bisherigen Abs. 2 bis 5 werden die 
Abs. 3 bis 6.

c) Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 7 und die An-
gabe „§ 62 Abs. 1 Satz 3“ wird durch die An-
gabe „§ 30 Abs. 1 Satz 3“ ersetzt.

d) Der bisherige Abs. 7 wird Abs. 8.

e) Der bisherige Abs. 8 wird Abs. 9 und die 
Wörter „§ 55 der Mittelschulordnung“ wer-
den durch die Wörter „§ 20 der Mittelschul-
ordnung“ ersetzt.

f) Der bisherige Abs. 9 wird Abs. 10.

 61. Der bisherige § 71 wird § 40 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe „§ 70“ durch 
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die Angabe „§ 39“ ersetzt.

b) Der bisherige Abs. 1a wird Abs. 2 und die 
Angabe „§ 66a Abs. 2“ wird durch die Anga-
be „§ 36 Abs. 2“ ersetzt.

c) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3.

d) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4 und in 
Satz 2 wird die Angabe „§ 41“ durch die An-
gabe „§ 14“ ersetzt.

 62. Der bisherige § 72 wird § 41 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Satznummerierung 
gestrichen und die Wörter „gemäß § 84 
einzubringenden 40“ werden durch das 
Wort „einzubringenden“ ersetzt.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 50 Abs. 9“ 
durch die Angabe „§ 19 Abs. 9“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 70 Abs. 7 
Satz 1“ durch die Angabe „§ 39 Abs. 8 
Satz 1“ ersetzt.

 63. Der bisherige § 73 wird § 42 und in Satz 1 Halb-
satz 2 wird die Angabe „§ 62 Abs. 4“ durch die 
Angabe „§ 30 Abs. 4“ ersetzt.

 64. Der bisherige Teil 6 wird Teil 5 und der Über-
schrift wird das Wort „ , Abschluss“ angefügt.

 65. Teil 5 Abschnitt 1 wird Teil 5 Kapitel 1 und die 
Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Abiturprüfung“.

 66. Der bisherige § 74 wird § 43.

 67. Der bisherige § 75 wird § 44 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 1 wird die Angabe „§ 49 Abs. 1“ 
durch die Angabe „§ 18 Abs. 1“ ersetzt.

bb) In Nr. 6 wird die Angabe „Anlage 6“ 
durch die Angabe „Anlage 5“ ersetzt.

cc) In Nr. 7 wird die Angabe „§ 56 Abs. 2“ 

durch die Angabe „§ 24 Abs. 2“ ersetzt.

dd) In Nr. 8 wird die Angabe „§ 50 Abs. 4“ 
durch die Angabe „§ 19 Abs. 4“ ersetzt.

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nr. 1 wird die Angabe „§ 49 Abs. 1“ 
durch die Angabe „§ 18 Abs. 1“ ersetzt.

bb) In Nr. 5 wird die Angabe „Anlage 6b“ 
durch die Angabe „Anlage 6“ ersetzt.

 68. Der bisherige § 76 wird § 45 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 4 wird die Angabe „(vgl. § 81)“ ge-
strichen.

bb) In Nr. 5 wird die Angabe „§ 88“ durch die 
Angabe „§ 57“ ersetzt. 

b) In Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe „§ 78 
Abs. 3“ durch die Angabe „§ 47 Abs. 3“ er-
setzt.

 69. Der bisherige § 77 wird § 46.

 70. Der bisherige § 78 wird § 47 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Der Wortlaut wird Satz 1.

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

„2Er oder sie kann an der Beschlussfas-
sung von Fach- und Unterausschüssen 
ohne Stimmrecht teilnehmen.“

b) In Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe „§ 8“ durch 
die Angabe „§ 6 BaySchO“ ersetzt.

c) Abs. 4 wird aufgehoben. 

 71. Der bisherige § 79 wird § 48 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden die Wörter „eins und 
zwei“ durch die Angabe „1 und 2“ er-
setzt.

bb) In Satz 3 werden die Wörter „Anlage 4 
und Anlage 5 Nr. 1“ durch die Wörter 
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c) In Abs. 5 wird die Angabe „§ 78 Abs. 3“ durch 
die Angabe „§ 47 Abs. 3“ ersetzt.

 46. Der bisherige § 59 wird § 27.

 47. Der bisherige § 60 wird § 28 und in Abs. 5 Halb-
satz 1 wird die Angabe „§ 66a Abs. 2“ durch die 
Angabe „§ 36 Abs. 2“ ersetzt.

 48. Der bisherige § 61 wird § 29 und in Abs. 2 Satz 5 
wird die Angabe „§ 60 Abs. 4“ durch die Wörter 
„§ 28 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 4“ ersetzt.

 49. Teil 4 Abschnitt 2 wird Teil 4 Kapitel 2 und in 
der Überschrift wird die Angabe „(vgl. Art. 53 
BayEUG)“ gestrichen.

 50. Der bisherige § 62 wird § 30 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe „§ 70 Abs. 6“ 
durch die Angabe „§ 39 Abs. 7“ ersetzt.

b) In Abs. 4 Satz 3 wird die Angabe „§ 73“ durch 
die Angabe „§ 42“ ersetzt. 

 51. Der bisherige § 63 wird § 31 und in Abs. 4 wird 
die Angabe „§ 30 Abs. 5“ durch die Angabe „§ 6 
Abs. 5“ ersetzt.

 52. Der bisherige § 63a wird § 32 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Satz 1 Satzteil vor Nr. 1 wird die Angabe 
„§ 62 Abs. 1 Satz 2“ durch die Angabe „§ 30 
Abs. 1 Satz 2“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Angabe „§ 63 Abs. 1 
Satz 2 Halbsatz 2 und Satz 3 gelten“ durch 
die Angabe „§ 31 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 
und Satz 3 gilt“ ersetzt.

 53. Der bisherige § 64 wird § 33.

 54. Der bisherige § 65 wird § 34 und in Satz 4 wird in 
Halbsatz 1 die Angabe „§ 30“ durch die Angabe 
„§ 6“ und in Halbsatz 2 die Angabe „§ 63 Abs. 4“ 
durch die Angabe „§ 31 Abs. 4“ ersetzt.

 55. Der bisherige § 66 wird § 35 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „§ 63 
Abs. 3 und 4 gelten“ durch die Wörter „§ 31 
Abs. 3 und 4 gilt“ ersetzt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)  In Satz 2 wird die Angabe „§ 64“ durch 

die Angabe „§ 33“ ersetzt.

bb) In Satz 3 wird die Angabe „§ 64 Abs. 1 
Satz 1“ durch die Angabe „§ 33 Abs. 1 
Satz 1“ ersetzt.

 56. Der bisherige § 66a wird § 36 und in Abs. 1 
Satz 2 wird die Angabe „§ 67“ durch die Angabe 
„§ 37“ ersetzt.

 57. Der bisherige § 67 wird § 37 und in der Über-
schrift werden die Wörter „Freiwilliges Wiederho-
len, Wiederholen bei unverschuldeten Leistungs-
minderungen,“ durch die Wörter „Wiederholen 
von Jahrgangsstufen und“ ersetzt.

 58. Der bisherige § 68 wird § 38 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 wird die Angabe „§ 41“ durch die 
Angabe „§ 14“ ersetzt.

b) Abs. 3 wird aufgehoben.

 59. Teil 4 Abschnitt 3 wird Teil 4 Kapitel 3.

 60. Der bisherige § 70 wird § 39 und wird wie folgt 
geändert:

a) Der bisherige Abs. 1a wird Abs. 2 und wird 
wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 Halbsatz 1 wird die Angabe 
„§ 66a Abs. 2“ durch die Angabe „§ 36 
Abs. 2“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 66a Abs. 3“ 
durch die Angabe „§ 36 Abs. 3“ ersetzt.

b) Die bisherigen Abs. 2 bis 5 werden die 
Abs. 3 bis 6.

c) Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 7 und die An-
gabe „§ 62 Abs. 1 Satz 3“ wird durch die An-
gabe „§ 30 Abs. 1 Satz 3“ ersetzt.

d) Der bisherige Abs. 7 wird Abs. 8.

e) Der bisherige Abs. 8 wird Abs. 9 und die 
Wörter „§ 55 der Mittelschulordnung“ wer-
den durch die Wörter „§ 20 der Mittelschul-
ordnung“ ersetzt.

f) Der bisherige Abs. 9 wird Abs. 10.

 61. Der bisherige § 71 wird § 40 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe „§ 70“ durch 
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„den Anlagen 3 und 4 Nr. 1“ ersetzt.

cc) In Satz 4 Nr. 2 wird die Angabe „Anlage 6“ 
durch die Angabe „Anlage 5“ ersetzt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Fächern 
Deutsch und Mathematik (Abiturprü-
fungsfächer 1 und 2)“ durch die Wörter 
„Abiturprüfungsfächern 1 und 2“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Abiturprü-
fungsfach 4 und 5“ durch die Wörter 
„Abiturprüfungsfächer 4 und 5“ ersetzt.

cc) Satz 3 wird aufgehoben.

dd)  Der bisherige Satz 4 wird Satz 3 und 
die Angabe „vgl. § 81 Abs. 1 und 3“ wird 
durch die Angabe „§ 50 Abs. 1 und 3“ 
ersetzt.

c) In Abs. 5 Satz 3 wird die Angabe „§ 81 Abs. 1 
und 2“ durch die Angabe „§ 50 Abs. 1 und 2“ 
ersetzt.

 72. Der bisherige § 80 wird § 49 und in Abs. 4 Satz 2 
wird die Angabe „§ 54 Abs. 6“ durch die Angabe 
„§ 22 Abs. 6“ ersetzt.

 73. Der bisherige § 81 wird § 50 und Abs. 1 wird wie 
folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Angabe „vgl.“ gestrichen.

b) In Satz 8 Halbsatz 1 wird die Angabe „§ 88“ 
durch die Angabe „§ 57“ ersetzt.

 74. Der bisherige § 82 wird § 51 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 61 Abs. 1“ 
durch die Angabe „§ 29 Abs. 1“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 58“ durch 
die Angabe „§ 26“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 76 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 2“ durch die Angabe „§ 45 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 2“ ersetzt.

 75. Der bisherige § 83 wird § 52 und Abs. 1 wird wie 
folgt geändert:

a) In Satz 2 wird die Angabe „§ 81 Abs. 1 und 3“ 
durch die Angabe „§ 50 Abs. 1 und 3“ ersetzt.

b) In Satz 3 wird die Angabe „Anlage 11“ durch 
die Angabe „Anlage 12“ ersetzt.

 76. Der bisherige § 84 wird § 53 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)  Im Satzteil vor Nr. 1 wird die An-
gabe „vgl.“ gestrichen.

bbb)  In Nr. 4 wird die Angabe „nach 
§ 61 Abs. 7“ durch die Angabe 
„§ 29 Abs. 7“ ersetzt.

ccc)  In Nr. 5 wird die Angabe „§ 61 
Abs. 8“ durch die Angabe „§ 29 
Abs. 8“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 50 Abs. 9“ 
durch die Angabe „§ 19 Abs. 9“ ersetzt.

b) In Abs. 3 Halbsatz 1 wird die Angabe „An-
lage 10b“ durch die Angabe „Anlage 11“ er-
setzt.

c) In Abs. 4 wird die Angabe „§ 83“ durch die 
Angabe „§ 52“ ersetzt.

 77. Der bisherige § 85 wird § 54 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 1 wird die Angabe „§ 75“ durch die 
Angabe „§ 44“ ersetzt.

bb) In den Nrn. 3, 4 und 5 wird jeweils die 
Angabe „§ 83“ durch die Angabe „§ 52“ 
ersetzt.

b) In Abs. 2 wird die Angabe „Anlage 12“ durch 
die Angabe „Anlage 13“ ersetzt.

 78. Der bisherige § 86 wird § 55 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 wird die Angabe „§ 85“ durch die 
Angabe „§ 54“ ersetzt.

b) In Abs. 3 wird die Angabe „§ 70 Abs. 7 Satz 1“ 
durch die Angabe „§ 39 Abs. 8 Satz 1“ ersetzt. 

c) Abs. 5 wird aufgehoben.

d) Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 5 und in 
Satz 1 wird die Angabe „§ 75 Abs. 4, § 85“ 
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durch die Angabe „§ 44 Abs. 4, § 54“ ersetzt.

 79. Der bisherige § 87 wird § 56 und wird wie folgt 
geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 58 Abs. 3“ 
durch die Angabe „§ 26 Abs. 3“ ersetzt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 85 Abs. 1 
Nr. 2“ durch die Angabe „§ 54 Abs. 1 
Nr. 2“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 81 Abs. 1 
und 3“ durch die Angabe „§ 50 Abs. 1 
und 3“ ersetzt.

c) In Abs. 3 wird die Angabe „§ 74 Abs. 2“ durch 
die Angabe „§ 43 Abs. 2“ ersetzt.

 80. Der bisherige § 88 wird § 57. 

 81. Der bisherige § 89 wird § 58 und in Abs. 3 Satz 2 
wird die Angabe „§ 67 Abs. 4 Satz 7 Halbsatz 1“ 
durch die Angabe „§ 37 Abs. 4 Satz 7 Halbsatz 1“ 
ersetzt.

 82.  Teil 5 Abschnitt 2 wird Teil 5 Kapitel 2.

 83. Die bisherigen §§ 90 und 91 werden die §§ 59 
und 60.

 84. Der bisherige § 92 wird § 61 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 49“ durch 
die Angabe „§ 18“ ersetzt. 

bb) Satz 2 Halbsatz 2 wird aufgehoben. 

b) Abs. 3 Satz 7 wird wie folgt gefasst: 

„7Sofern die Belange der prüfenden Schule 
����������������������������������������-
fung an einem Tag statt.“

c) In Abs. 4 Satz 2 wird die Angabe „§ 93 Abs. 2“ 
durch die Angabe „§ 62 Abs. 2“ ersetzt.

 85. Der bisherige § 93 wird § 62 und wird wie folgt 
geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

������
���
������ ���� 	��������������
tion“.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „Anlage 13a“ 
durch die Angabe „Anlage 14“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „Anlage 11“ 
durch die Angabe „Anlage 12“ ersetzt. 

c) In Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „Anlage 13a“ 
durch die Angabe „Anlage 14“ ersetzt.

 86. Der bisherige § 94 wird § 63 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „Zuer-
kennung der allgemeinen“ durch das Wort 
„Allgemeine“ ersetzt.

b) In Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe „§ 86 
Abs. 4“ durch die Angabe „§ 55 Abs. 4“ er-
setzt.

c) In Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „vier 
Wochen“ durch die Wörter „eine Woche“ er-
setzt.

 87. Der bisherige § 95 wird § 64 und wird wie folgt 
geändert: 

a) In der Überschrift werden die Wörter „Zu-
sätzliche Regelungen für“ gestrichen.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 92 Abs. 3“ 
durch die Angabe „§ 61 Abs. 3“ ersetzt.

bb) In Satz 4 wird die Angabe „Anlage 13b“ 
durch die Angabe „Anlage 15“ ersetzt.

 88. Teil 5 Abschnitt 3 wird Teil 5 Kapitel 3.

 89. Der bisherige § 96 wird § 65 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 1 wird die Angabe 
„§ 77“ durch die Angabe „§ 46“ ersetzt.

b) In Abs. 3 wird die Angabe „§§ 87 bis 89“ 
durch die Wörter „die §§ 56 bis 58“ ersetzt.

 90. Die bisherigen §§ 97 und 98 werden die §§ 66 
und 67.

 91. Der bisherige Teil 7 wird Teil 6 und in der Über-
schrift wird das Wort „Schlussbestimmungen“ 
durch das Wort „Schlussvorschrift“ ersetzt.

 92. Der bisherige § 99 wird § 68.
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„den Anlagen 3 und 4 Nr. 1“ ersetzt.

cc) In Satz 4 Nr. 2 wird die Angabe „Anlage 6“ 
durch die Angabe „Anlage 5“ ersetzt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Fächern 
Deutsch und Mathematik (Abiturprü-
fungsfächer 1 und 2)“ durch die Wörter 
„Abiturprüfungsfächern 1 und 2“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Abiturprü-
fungsfach 4 und 5“ durch die Wörter 
„Abiturprüfungsfächer 4 und 5“ ersetzt.

cc) Satz 3 wird aufgehoben.

dd)  Der bisherige Satz 4 wird Satz 3 und 
die Angabe „vgl. § 81 Abs. 1 und 3“ wird 
durch die Angabe „§ 50 Abs. 1 und 3“ 
ersetzt.

c) In Abs. 5 Satz 3 wird die Angabe „§ 81 Abs. 1 
und 2“ durch die Angabe „§ 50 Abs. 1 und 2“ 
ersetzt.

 72. Der bisherige § 80 wird § 49 und in Abs. 4 Satz 2 
wird die Angabe „§ 54 Abs. 6“ durch die Angabe 
„§ 22 Abs. 6“ ersetzt.

 73. Der bisherige § 81 wird § 50 und Abs. 1 wird wie 
folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Angabe „vgl.“ gestrichen.

b) In Satz 8 Halbsatz 1 wird die Angabe „§ 88“ 
durch die Angabe „§ 57“ ersetzt.

 74. Der bisherige § 82 wird § 51 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 61 Abs. 1“ 
durch die Angabe „§ 29 Abs. 1“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 58“ durch 
die Angabe „§ 26“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 76 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 2“ durch die Angabe „§ 45 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 2“ ersetzt.

 75. Der bisherige § 83 wird § 52 und Abs. 1 wird wie 
folgt geändert:

a) In Satz 2 wird die Angabe „§ 81 Abs. 1 und 3“ 
durch die Angabe „§ 50 Abs. 1 und 3“ ersetzt.

b) In Satz 3 wird die Angabe „Anlage 11“ durch 
die Angabe „Anlage 12“ ersetzt.

 76. Der bisherige § 84 wird § 53 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)  Im Satzteil vor Nr. 1 wird die An-
gabe „vgl.“ gestrichen.

bbb)  In Nr. 4 wird die Angabe „nach 
§ 61 Abs. 7“ durch die Angabe 
„§ 29 Abs. 7“ ersetzt.

ccc)  In Nr. 5 wird die Angabe „§ 61 
Abs. 8“ durch die Angabe „§ 29 
Abs. 8“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 50 Abs. 9“ 
durch die Angabe „§ 19 Abs. 9“ ersetzt.

b) In Abs. 3 Halbsatz 1 wird die Angabe „An-
lage 10b“ durch die Angabe „Anlage 11“ er-
setzt.

c) In Abs. 4 wird die Angabe „§ 83“ durch die 
Angabe „§ 52“ ersetzt.

 77. Der bisherige § 85 wird § 54 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 1 wird die Angabe „§ 75“ durch die 
Angabe „§ 44“ ersetzt.

bb) In den Nrn. 3, 4 und 5 wird jeweils die 
Angabe „§ 83“ durch die Angabe „§ 52“ 
ersetzt.

b) In Abs. 2 wird die Angabe „Anlage 12“ durch 
die Angabe „Anlage 13“ ersetzt.

 78. Der bisherige § 86 wird § 55 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 wird die Angabe „§ 85“ durch die 
Angabe „§ 54“ ersetzt.

b) In Abs. 3 wird die Angabe „§ 70 Abs. 7 Satz 1“ 
durch die Angabe „§ 39 Abs. 8 Satz 1“ ersetzt. 

c) Abs. 5 wird aufgehoben.

d) Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 5 und in 
Satz 1 wird die Angabe „§ 75 Abs. 4, § 85“ 
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durch die Angabe „§ 44 Abs. 4, § 54“ ersetzt.

 79. Der bisherige § 87 wird § 56 und wird wie folgt 
geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 58 Abs. 3“ 
durch die Angabe „§ 26 Abs. 3“ ersetzt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 85 Abs. 1 
Nr. 2“ durch die Angabe „§ 54 Abs. 1 
Nr. 2“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 81 Abs. 1 
und 3“ durch die Angabe „§ 50 Abs. 1 
und 3“ ersetzt.

c) In Abs. 3 wird die Angabe „§ 74 Abs. 2“ durch 
die Angabe „§ 43 Abs. 2“ ersetzt.

 80. Der bisherige § 88 wird § 57. 

 81. Der bisherige § 89 wird § 58 und in Abs. 3 Satz 2 
wird die Angabe „§ 67 Abs. 4 Satz 7 Halbsatz 1“ 
durch die Angabe „§ 37 Abs. 4 Satz 7 Halbsatz 1“ 
ersetzt.

 82.  Teil 5 Abschnitt 2 wird Teil 5 Kapitel 2.

 83. Die bisherigen §§ 90 und 91 werden die §§ 59 
und 60.

 84. Der bisherige § 92 wird § 61 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 49“ durch 
die Angabe „§ 18“ ersetzt. 

bb) Satz 2 Halbsatz 2 wird aufgehoben. 

b) Abs. 3 Satz 7 wird wie folgt gefasst: 

„7Sofern die Belange der prüfenden Schule 
����������������������������������������-
fung an einem Tag statt.“

c) In Abs. 4 Satz 2 wird die Angabe „§ 93 Abs. 2“ 
durch die Angabe „§ 62 Abs. 2“ ersetzt.

 85. Der bisherige § 93 wird § 62 und wird wie folgt 
geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

������
���
������ ���� 	��������������
tion“.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „Anlage 13a“ 
durch die Angabe „Anlage 14“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „Anlage 11“ 
durch die Angabe „Anlage 12“ ersetzt. 

c) In Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „Anlage 13a“ 
durch die Angabe „Anlage 14“ ersetzt.

 86. Der bisherige § 94 wird § 63 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „Zuer-
kennung der allgemeinen“ durch das Wort 
„Allgemeine“ ersetzt.

b) In Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe „§ 86 
Abs. 4“ durch die Angabe „§ 55 Abs. 4“ er-
setzt.

c) In Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „vier 
Wochen“ durch die Wörter „eine Woche“ er-
setzt.

 87. Der bisherige § 95 wird § 64 und wird wie folgt 
geändert: 

a) In der Überschrift werden die Wörter „Zu-
sätzliche Regelungen für“ gestrichen.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 92 Abs. 3“ 
durch die Angabe „§ 61 Abs. 3“ ersetzt.

bb) In Satz 4 wird die Angabe „Anlage 13b“ 
durch die Angabe „Anlage 15“ ersetzt.

 88. Teil 5 Abschnitt 3 wird Teil 5 Kapitel 3.

 89. Der bisherige § 96 wird § 65 und wird wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 1 wird die Angabe 
„§ 77“ durch die Angabe „§ 46“ ersetzt.

b) In Abs. 3 wird die Angabe „§§ 87 bis 89“ 
durch die Wörter „die §§ 56 bis 58“ ersetzt.

 90. Die bisherigen §§ 97 und 98 werden die §§ 66 
und 67.

 91. Der bisherige Teil 7 wird Teil 6 und in der Über-
schrift wird das Wort „Schlussbestimmungen“ 
durch das Wort „Schlussvorschrift“ ersetzt.

 92. Der bisherige § 99 wird § 68.
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unter dem Wort „Anlage“ die Angabe „(zu § 7 
Abs. 2)“ eingefügt.

101. In Anlage 8 wird in der Anlagenbezeichnung 
unter dem Wort „Anlage“ die Angabe „(zu 
§ 49 Abs. 4)“ eingefügt und in Nr. 15 wird die 
Angabe „Nr. 15“ durch die Angabe „Nr. 14“ 
ersetzt.

102. Anlage 9 wird wie folgt geändert:

a) In der Anlagenbezeichnung wird unter dem 
Wort „Anlage“ die Angabe „(zu § 48 Abs. 3)“ 
eingefügt.

b) Nr. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Im Satzteil vor Buchst. a wird die Anga-
be „§ 81 Abs. 2“ durch die Angabe „§ 50 
Abs. 2“ ersetzt.

bb) In Buchst. c Doppelbuchst. bb Sätze vor 
Spiegelstrich 1 wird in Satz 1 die Anga-
be „§ 81 Abs. 2 Satz 1“ durch die An-
gabe „§ 50 Abs. 2 Satz 1“ ersetzt und 
wird in Satz 2 die Angabe „§ 61 Abs. 3 
Satz 1“ durch die Angabe „§ 29 Abs. 3 
Satz 1“ ersetzt.

c) Nr. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Im Satzteil vor Buchst. a wird die Anga-
be „§ 81 Abs. 3“ durch die Angabe „§ 50 
Abs. 3“ ersetzt.

bb) Buchst. b wird wie folgt geändert:

aaa)  In Doppelbuchst. aa Sätze vor 
Nr. 1 wird in Satz 3 die Angabe 
„§ 81 Abs. 3 Satz 5“ durch die 
Angabe „§ 50 Abs. 3 Satz 5“ er-
setzt.

bbb)  In Doppelbuchst. bb Spiegel-
strich 2 Satz 1 wird die Angabe 
„§ 81 Abs. 3 Satz 5“ durch die 
Angabe „§ 50 Abs. 3 Satz 5“ er-
setzt.

103. Anlage 10 wird wie folgt geändert:

a) In der Anlagenbezeichnung wird unter dem 
Wort „Anlage“ die Angabe „(zu § 17 Abs. 4)“ 
eingefügt.

b) Fußnote 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 Halbsatz 1 wird die Angabe 
„§ 84 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a“ 

durch die Angabe „§ 53 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 Buchst. a“ und wird die Angabe 
„§ 72 Abs. 2“ durch die Angabe „§ 41 
Abs. 2“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 50 Abs. 3 
Satz 1“ durch die Angabe „§ 19 Abs. 3 
Satz 1“ und wird die Angabe „§ 47 
Abs. 4“ durch die Angabe „§ 17 Abs. 4“ 
ersetzt.

cc) In Satz 3 wird die Angabe „§ 84 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1“ durch die Angabe „§ 53 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1“ ersetzt.

c) In Fußnote 2 Satz 1 wird die Angabe „Anla-
ge 6“ durch die Angabe „Anlage 5“ ersetzt.

d) In Fußnote 3 wird die Angabe „§ 61 Abs. 3“ 
durch die Angabe „§ 29 Abs. 3“ ersetzt.

e) In Fußnote 5 wird in Satz 1 die Angabe 
„Anlage 4“ durch die Angabe „Anlage 3“ er-
setzt und in Satz 2 wird die Angabe „§ 50 
Abs. 3 bzw. 4“ durch die Angabe „§ 19 Abs. 3 
bzw. 4“ ersetzt.

f) In Fußnote 7 wird die Angabe „§ 61 Abs. 8“ 
durch die Angabe „§ 29 Abs. 8“ ersetzt.

104. Anlage 10b wird Anlage 11 und wird wie folgt ge-
ändert:

a) In der Anlagenbezeichnung wird unter dem 
Wort „Anlage“ die Angabe „(zu § 17 Abs. 4)“ 
eingefügt.

b) In Fußnote 1 wird die Angabe „§ 61 Abs. 3“ 
durch die Angabe „§ 29 Abs. 3“ ersetzt.

105. Die bisherige Anlage 11 wird Anlage 12 und in 
der Anlagenbezeichnung wird unter dem Wort 
„Anlage“ die Angabe „(zu § 52 Abs. 1)“ einge-
fügt.

106. Die bisherige Anlage 12 wird Anlage 13 und in 
der Anlagenbezeichnung wird unter dem Wort 
„Anlage“ die Angabe „(zu § 54 Abs. 2)“ einge-
fügt.

107. Die bisherige Anlage 13a wird Anlage 14 und in 
der Anlagenbezeichnung wird unter dem Wort 
„Anlage“ die Angabe „(zu § 62 Abs. 1)“ einge-
fügt.

108. Die bisherige Anlage 13b wird Anlage 15 und in 
der Anlagenbezeichnung wird unter dem Wort 
„Anlage“ die Angabe „(zu § 64 Abs. 2)“ einge-
fügt.
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 93. Anlage 1 wird aufgehoben.

 94. Die bisherige Anlage 2 wird Anlage 1 und wird 
wie folgt geändert:

a) In der Anlagenbezeichnung wird unter dem 
Wort „Anlage“ die Angabe „(zu § 15 Abs. 1)“ 
eingefügt.

b) In Fußnote 5 wird die Angabe „vgl.“ gestri-
chen.

c) In Fußnote 12 wird die Angabe „vgl. auch 
§ 62 Abs. 2“ durch die Angabe „§ 30 Abs. 2“ 
ersetzt.

d) In Fußnote 15 wird die Angabe „vgl. § 44 
Abs. 2“ durch die Angabe „§ 16 Abs. 2“ er-
setzt.

 95. Die bisherige Anlage 3 wird Anlage 2 und wird 
wie folgt geändert:

a) In der Anlagenbezeichnung wird unter dem 
Wort „Anlage“ die Angabe „(zu § 15 Abs. 4)“ 
eingefügt.

b) Es wird folgende Tabelle C angefügt:

„C. Kolleg bei geteiltem Vorkurs

������������
Vorkurs

1. Halbjahr
Vorkurs

2. Halbjahr

Deutsch 10  6

Englisch  
bzw. Latein

 8  6

Mathematik  8  6

Physik  -  3

Chemie  -  3

Biologie  2  - 

Geschichte

 2

 2

Geographie  2

Sozialkunde  
/ Wirtschaft

 2

Summe 30 30
“. 

 96. Die bisherige Anlage 4 wird Anlage 3 und wird 
wie folgt geändert:

a) In der Anlagenbezeichnung wird unter dem 
Wort „Anlage“ die Angabe „(zu § 15 Abs. 2)“ 
eingefügt.

b) In der Tabelle wird die Zeile „Portugiesisch“ 

gestrichen.

c) In Fußnote 1 wird die Angabe „§ 47 Abs. 3“ 
durch die Angabe „§ 17 Abs. 3“ ersetzt.

d) In Fußnote 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 79 
Abs. 1 Satz 3“ durch die Angabe „§ 48 Abs. 1 
Satz 3“ ersetzt.

e) In Fußnote 4 wird die Angabe „§ 47 Abs. 3“ 
durch die Angabe „§ 17 Abs. 3“ ersetzt.

f) In Fußnote 5 wird jeweils die Angabe „vgl. 
Anlage 5“ durch die Angabe „Anlage 4“ und 
die Angabe „vgl. § 51“ durch die Angabe 
„§ 20“ ersetzt.

g) In Fußnote 6 wird die Angabe „§ 79 Abs. 1 
Satz 3“ durch die Angabe „§ 48 Abs. 1 
Satz 3“ ersetzt.

 97. Die bisherige Anlage 5 wird die Anlage 4 und 
wird wie folgt geändert:

a) In der Anlagenbezeichnung wird unter dem 
Wort „Anlage“ die Angabe „(zu § 15 Abs. 2)“ 
eingefügt.

b) In Nr. 2.1 wird das Wort „Portugiesisch,“ ge-
strichen.

c) Im vorletzten Absatz Satz 2 Halbsatz 2 wird 
die Angabe „§ 54 Abs. 3“ durch die Angabe 
„§ 22 Abs. 3“ ersetzt.

 98. Die bisherige Anlage 6 wird Anlage 5 und wird 
wie folgt geändert:

a) In der Anlagenbezeichnung wird unter dem 
Wort „Anlage“ die Angabe „(zu § 15 Abs. 2)“ 
eingefügt.

b) Fußnote 7 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „Anlage 4“ 
durch die Angabe „Anlage 3“ und wird 
die Angabe „Anlage 5“ durch die Anga-
be „Anlage 4“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 50 Abs. 8 
Sätze 1 und 2“ durch die Angabe „§ 19 
Abs. 8 Satz 1 und 2“ ersetzt.

 99. Die bisherige Anlage 6b wird Anlage 6 und in der 
Anlagenbezeichnung wird unter dem Wort „Anla-
ge“ die Angabe „(zu § 19 Abs. 1 Satz 5)“ einge-
fügt.

100. In Anlage 7 wird in der Anlagenbezeichnung 



KWMBl. Nr. 4/2017 55

222 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 11/2016

unter dem Wort „Anlage“ die Angabe „(zu § 7 
Abs. 2)“ eingefügt.

101. In Anlage 8 wird in der Anlagenbezeichnung 
unter dem Wort „Anlage“ die Angabe „(zu 
§ 49 Abs. 4)“ eingefügt und in Nr. 15 wird die 
Angabe „Nr. 15“ durch die Angabe „Nr. 14“ 
ersetzt.

102. Anlage 9 wird wie folgt geändert:

a) In der Anlagenbezeichnung wird unter dem 
Wort „Anlage“ die Angabe „(zu § 48 Abs. 3)“ 
eingefügt.

b) Nr. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Im Satzteil vor Buchst. a wird die Anga-
be „§ 81 Abs. 2“ durch die Angabe „§ 50 
Abs. 2“ ersetzt.

bb) In Buchst. c Doppelbuchst. bb Sätze vor 
Spiegelstrich 1 wird in Satz 1 die Anga-
be „§ 81 Abs. 2 Satz 1“ durch die An-
gabe „§ 50 Abs. 2 Satz 1“ ersetzt und 
wird in Satz 2 die Angabe „§ 61 Abs. 3 
Satz 1“ durch die Angabe „§ 29 Abs. 3 
Satz 1“ ersetzt.

c) Nr. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Im Satzteil vor Buchst. a wird die Anga-
be „§ 81 Abs. 3“ durch die Angabe „§ 50 
Abs. 3“ ersetzt.

bb) Buchst. b wird wie folgt geändert:

aaa)  In Doppelbuchst. aa Sätze vor 
Nr. 1 wird in Satz 3 die Angabe 
„§ 81 Abs. 3 Satz 5“ durch die 
Angabe „§ 50 Abs. 3 Satz 5“ er-
setzt.

bbb)  In Doppelbuchst. bb Spiegel-
strich 2 Satz 1 wird die Angabe 
„§ 81 Abs. 3 Satz 5“ durch die 
Angabe „§ 50 Abs. 3 Satz 5“ er-
setzt.

103. Anlage 10 wird wie folgt geändert:

a) In der Anlagenbezeichnung wird unter dem 
Wort „Anlage“ die Angabe „(zu § 17 Abs. 4)“ 
eingefügt.

b) Fußnote 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 Halbsatz 1 wird die Angabe 
„§ 84 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a“ 

durch die Angabe „§ 53 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 Buchst. a“ und wird die Angabe 
„§ 72 Abs. 2“ durch die Angabe „§ 41 
Abs. 2“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 50 Abs. 3 
Satz 1“ durch die Angabe „§ 19 Abs. 3 
Satz 1“ und wird die Angabe „§ 47 
Abs. 4“ durch die Angabe „§ 17 Abs. 4“ 
ersetzt.

cc) In Satz 3 wird die Angabe „§ 84 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1“ durch die Angabe „§ 53 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1“ ersetzt.

c) In Fußnote 2 Satz 1 wird die Angabe „Anla-
ge 6“ durch die Angabe „Anlage 5“ ersetzt.

d) In Fußnote 3 wird die Angabe „§ 61 Abs. 3“ 
durch die Angabe „§ 29 Abs. 3“ ersetzt.

e) In Fußnote 5 wird in Satz 1 die Angabe 
„Anlage 4“ durch die Angabe „Anlage 3“ er-
setzt und in Satz 2 wird die Angabe „§ 50 
Abs. 3 bzw. 4“ durch die Angabe „§ 19 Abs. 3 
bzw. 4“ ersetzt.

f) In Fußnote 7 wird die Angabe „§ 61 Abs. 8“ 
durch die Angabe „§ 29 Abs. 8“ ersetzt.

104. Anlage 10b wird Anlage 11 und wird wie folgt ge-
ändert:

a) In der Anlagenbezeichnung wird unter dem 
Wort „Anlage“ die Angabe „(zu § 17 Abs. 4)“ 
eingefügt.

b) In Fußnote 1 wird die Angabe „§ 61 Abs. 3“ 
durch die Angabe „§ 29 Abs. 3“ ersetzt.

105. Die bisherige Anlage 11 wird Anlage 12 und in 
der Anlagenbezeichnung wird unter dem Wort 
„Anlage“ die Angabe „(zu § 52 Abs. 1)“ einge-
fügt.

106. Die bisherige Anlage 12 wird Anlage 13 und in 
der Anlagenbezeichnung wird unter dem Wort 
„Anlage“ die Angabe „(zu § 54 Abs. 2)“ einge-
fügt.

107. Die bisherige Anlage 13a wird Anlage 14 und in 
der Anlagenbezeichnung wird unter dem Wort 
„Anlage“ die Angabe „(zu § 62 Abs. 1)“ einge-
fügt.

108. Die bisherige Anlage 13b wird Anlage 15 und in 
der Anlagenbezeichnung wird unter dem Wort 
„Anlage“ die Angabe „(zu § 64 Abs. 2)“ einge-
fügt.
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 93. Anlage 1 wird aufgehoben.

 94. Die bisherige Anlage 2 wird Anlage 1 und wird 
wie folgt geändert:

a) In der Anlagenbezeichnung wird unter dem 
Wort „Anlage“ die Angabe „(zu § 15 Abs. 1)“ 
eingefügt.

b) In Fußnote 5 wird die Angabe „vgl.“ gestri-
chen.

c) In Fußnote 12 wird die Angabe „vgl. auch 
§ 62 Abs. 2“ durch die Angabe „§ 30 Abs. 2“ 
ersetzt.

d) In Fußnote 15 wird die Angabe „vgl. § 44 
Abs. 2“ durch die Angabe „§ 16 Abs. 2“ er-
setzt.

 95. Die bisherige Anlage 3 wird Anlage 2 und wird 
wie folgt geändert:

a) In der Anlagenbezeichnung wird unter dem 
Wort „Anlage“ die Angabe „(zu § 15 Abs. 4)“ 
eingefügt.

b) Es wird folgende Tabelle C angefügt:

„C. Kolleg bei geteiltem Vorkurs

������������
Vorkurs

1. Halbjahr
Vorkurs

2. Halbjahr

Deutsch 10  6

Englisch  
bzw. Latein

 8  6

Mathematik  8  6

Physik  -  3

Chemie  -  3

Biologie  2  - 

Geschichte

 2

 2

Geographie  2

Sozialkunde  
/ Wirtschaft

 2

Summe 30 30
“. 

 96. Die bisherige Anlage 4 wird Anlage 3 und wird 
wie folgt geändert:

a) In der Anlagenbezeichnung wird unter dem 
Wort „Anlage“ die Angabe „(zu § 15 Abs. 2)“ 
eingefügt.

b) In der Tabelle wird die Zeile „Portugiesisch“ 

gestrichen.

c) In Fußnote 1 wird die Angabe „§ 47 Abs. 3“ 
durch die Angabe „§ 17 Abs. 3“ ersetzt.

d) In Fußnote 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 79 
Abs. 1 Satz 3“ durch die Angabe „§ 48 Abs. 1 
Satz 3“ ersetzt.

e) In Fußnote 4 wird die Angabe „§ 47 Abs. 3“ 
durch die Angabe „§ 17 Abs. 3“ ersetzt.

f) In Fußnote 5 wird jeweils die Angabe „vgl. 
Anlage 5“ durch die Angabe „Anlage 4“ und 
die Angabe „vgl. § 51“ durch die Angabe 
„§ 20“ ersetzt.

g) In Fußnote 6 wird die Angabe „§ 79 Abs. 1 
Satz 3“ durch die Angabe „§ 48 Abs. 1 
Satz 3“ ersetzt.

 97. Die bisherige Anlage 5 wird die Anlage 4 und 
wird wie folgt geändert:

a) In der Anlagenbezeichnung wird unter dem 
Wort „Anlage“ die Angabe „(zu § 15 Abs. 2)“ 
eingefügt.

b) In Nr. 2.1 wird das Wort „Portugiesisch,“ ge-
strichen.

c) Im vorletzten Absatz Satz 2 Halbsatz 2 wird 
die Angabe „§ 54 Abs. 3“ durch die Angabe 
„§ 22 Abs. 3“ ersetzt.

 98. Die bisherige Anlage 6 wird Anlage 5 und wird 
wie folgt geändert:

a) In der Anlagenbezeichnung wird unter dem 
Wort „Anlage“ die Angabe „(zu § 15 Abs. 2)“ 
eingefügt.

b) Fußnote 7 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „Anlage 4“ 
durch die Angabe „Anlage 3“ und wird 
die Angabe „Anlage 5“ durch die Anga-
be „Anlage 4“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 50 Abs. 8 
Sätze 1 und 2“ durch die Angabe „§ 19 
Abs. 8 Satz 1 und 2“ ersetzt.

 99. Die bisherige Anlage 6b wird Anlage 6 und in der 
Anlagenbezeichnung wird unter dem Wort „Anla-
ge“ die Angabe „(zu § 19 Abs. 1 Satz 5)“ einge-
fügt.

100. In Anlage 7 wird in der Anlagenbezeichnung 
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ausbildung und Fachhochschulreife, 
wer die Anforderungen nach Nr. 3 erfüllt 
und eine Zusatzvereinbarung über die 
���������� ��� ����������������������
Bildungsgang Duale Berufsausbildung 
und Fachhochschulreife im Ausbil-
dungsvertrag nachweist,

5. ������������������������������������-
renden Bildungsgangs Berufsschule 
Plus, wer die Anforderungen nach Nr. 3 
erfüllt und sich im ersten oder zweiten 

��	������������	��������������������-
destens zweijährige Berufsfachschule 
besucht.“

b) Abs. 4 Satz 3 wird aufgehoben.

  7. Der bisherige § 25 wird § 3 und wird wie folgt 
geändert:

a) Der Überschrift wird das Wort „ , Schulwech-
sel“ angefügt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „schriftlich 
oder persönlich“ gestrichen.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Fotokopie 
oder Abschrift“ durch das Wort „Kopie“ 
ersetzt.

c) Der Wortlaut des bisherigen § 26 wird Abs. 3.

  8. Die Überschrift des bisherigen § 26 wird gestri-
chen.

  9. Der bisherige Vierte Teil wird Teil 3.

 10. Die Überschrift des Teils 3 Abschnitt 1 wird ge-
strichen. 

 11. Nach der Überschrift von Teil 3 wird folgender 
§ 4 eingefügt:

„§ 4

Berufsschulberechtigte

(1) Berufsschulberechtigten kann die wei-
tere Teilnahme am Unterricht des laufenden 
Schuljahres trotz des Verlustes des Ausbildungs-
platzes gestattet werden, wenn sie zur Berufsab-
schlussprüfung zugelassen werden, es sei denn, 
sie haben den Verlust des Ausbildungsplatzes zu 
vertreten.

(2) 1Berufsschulberechtigte, für die weder 

���������������������������������������������
Bildungsgang Berufsschule Plus eingerichtet 
werden und die einen mittleren Schulabschluss 
nachweisen können, werden auf Antrag von 
den Fächern Religion, Ethik und Deutsch be-
freit. 2Über die Befreiung entscheidet die Schul-
��������� ����� ���� ����������� ��� �������������
Ermessen. 3Entsprechendes gilt für das Fach 
Sozialkunde, wenn die für die Berufsausbildung 
zuständige Stelle auf die erneute Ablegung des 
Prüfungsteils Wirtschafts- und Sozialkunde ver-
zichtet.“

 12. Der bisherige § 27 wird § 5 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 ein-
gefügt:

„2Wird er an einzelnen Wochentagen 
erteilt, ist die Bescheinigung nach § 20 
Abs. 1 der Bayerischen Schulordnung 
(BaySchO) am nächsten Schultag vor-
zulegen.“

bb) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die 
Sätze 3 und 4.

b) Dem Abs. 3 wird folgender Satz 4 angefügt:

„4Es kann für Schülerinnen und Schüler, die 
entweder über keine oder nicht ausreichen-
de Deutschkenntnisse verfügen, im Rahmen 
der Beschulung in Berufsintegrationsklas-
sen um eine Vorklasse erweitert werden.“ 

 13. Der bisherige § 28 wird § 6 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 6 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Halbsatz 1 wird Satz 2.

bb) Der bisherige Halbsatz 2 wird Satz 3 
und die Angabe „§ 29“ wird durch die 
Angabe „§ 7“ ersetzt.

b) Abs. 7 wird wie folgt gefasst: 

„(7) 1Der Unterricht in Religionsleh-
re und Ethik kann klassenübergreifend, in 
Sport sowie in Wahlfächern klassen- und 
jahrgangsübergreifend erteilt werden. 2Kann 
an einer Schule der katholische oder der 
evangelische Religionsunterricht nicht an-
geboten werden, kann den Schülerinnen 
und Schülern der jeweiligen anderen Kon-
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§ 9

Änderung der Berufsschulordnung

Die Berufsschulordnung (BSO) vom 30. August 2008 
(GVBl. S. 631, BayRS 2236-2-1-K), die zuletzt durch § 7a 
Abs. 7 der Verordnung vom 11. September 2015 (GVBl. 
S. 349) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

  1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt gefasst:

„Inhaltsübersicht

Teil 1

Allgemeines

§  1 Geltungsbereich

Teil 2

Aufnahme, Schulwechsel

§  2 Aufnahme in die Berufsschule
§  3 Anmeldung, Schulwechsel

Teil 3

Schulbetrieb

§  4  Berufsschulberechtigte
§  5  Organisationsformen des Unterrichts 
§  6 Klassenbildung
§  7  Klassenstärken und Gruppenbildung an staat-

lichen Berufsschulen
§  8 Unterricht in Wahlfächern, Förderunterricht
§  9 Stundentafeln
§ 10 Unterrichtszeit
§ 11 Beurlaubung

Teil 4

Leistungsnachweise, Zeugnisse

§ 12  Leistungsnachweise
§ 13 Zeugnisse
§ 14 Abschluss des Berufsgrundschuljahres
§ 15 Abschluss des Berufsvorbereitungsjahres

Teil 5

Prüfung, Abschlüsse

§ 16  Durchführung der Abschlussprüfung
§ 17  Abschlusszeugnis, Entlassungszeugnis, erfolg-

reicher Berufsschulabschluss
§ 18  Durchschnittsnote, erfolgreicher Abschluss der 

Mittelschule, mittlerer Schulabschluss

Teil 6

Berufsschulbeirat,  
Zusammenarbeit mit  

außerschulischen Stellen

§ 19 Zusammensetzung
§ 20  Wahl und Bestellung der Vertreter im Berufs-

schulbeirat
§ 21 Amtszeiten und Mitgliedschaft
§ 22 Geschäftsgang
§ 23 Gemeinsamer Berufsschulbeirat
§ 24 Zusammenarbeit mit außerschulischen Stellen
§ 25  Weitergabe von Informationen 

Teil 7

Schlussvorschrift

§ 26  Inkrafttreten

Anlage 1    Stundentafeln für die Berufsschulen in 
Bayern

���������� ����������������������� ������������
Berufsschule Plus“.

  2. Der Erste Teil wird Teil 1 und in der Überschrift 
wird die Angabe „(vgl. Art. 1 bis 3 BayEUG)“ ge-
strichen.

  3. § 2 wird aufgehoben.

  4. Der bisherige Zweite Teil wird aufgehoben.

  5. Der bisherige Dritte Teil wird Teil 2 und in der 
Überschrift wird die Angabe „(vgl. Art. 39, 40 
BayEUG)“ gestrichen.

  6. Der bisherige § 24 wird § 2 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Es wird aufgenommen:

1. in das Berufsgrundschuljahr, wer be-
�����
	�����
	���� ���� ����� ��
	�� ��	��
�������
	�����
	�����������
	����������-
������������������������������
	����-
rechtigte),

2. in das Berufsvorbereitungsjahr (§ 5 
��������������������
	�����
	��������

3. ��� ���� ������	������ ������������������-
den Bildungsgänge Duale Berufsaus-
bildung und Fachhochschulreife sowie 
Berufsschule Plus, wer über einen No-
tendurchschnitt von mindestens 3,5 in 
den Fächern Deutsch, Englisch und Ma-
thematik im Zeugnis über den mittleren 
Schulabschluss oder über die Erlaubnis 
zum Vorrücken in die Jahrgangsstufe 11 
des Gymnasiums verfügt,

4. ���������
	��������������������������-
renden Bildungsgangs Duale Berufs-
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ausbildung und Fachhochschulreife, 
wer die Anforderungen nach Nr. 3 erfüllt 
und eine Zusatzvereinbarung über die 
���������� ��� ����������������������
Bildungsgang Duale Berufsausbildung 
und Fachhochschulreife im Ausbil-
dungsvertrag nachweist,

5. ������������������������������������-
renden Bildungsgangs Berufsschule 
Plus, wer die Anforderungen nach Nr. 3 
erfüllt und sich im ersten oder zweiten 

��	������������	��������������������-
destens zweijährige Berufsfachschule 
besucht.“

b) Abs. 4 Satz 3 wird aufgehoben.

  7. Der bisherige § 25 wird § 3 und wird wie folgt 
geändert:

a) Der Überschrift wird das Wort „ , Schulwech-
sel“ angefügt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „schriftlich 
oder persönlich“ gestrichen.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Fotokopie 
oder Abschrift“ durch das Wort „Kopie“ 
ersetzt.

c) Der Wortlaut des bisherigen § 26 wird Abs. 3.

  8. Die Überschrift des bisherigen § 26 wird gestri-
chen.

  9. Der bisherige Vierte Teil wird Teil 3.

 10. Die Überschrift des Teils 3 Abschnitt 1 wird ge-
strichen. 

 11. Nach der Überschrift von Teil 3 wird folgender 
§ 4 eingefügt:

„§ 4

Berufsschulberechtigte

(1) Berufsschulberechtigten kann die wei-
tere Teilnahme am Unterricht des laufenden 
Schuljahres trotz des Verlustes des Ausbildungs-
platzes gestattet werden, wenn sie zur Berufsab-
schlussprüfung zugelassen werden, es sei denn, 
sie haben den Verlust des Ausbildungsplatzes zu 
vertreten.

(2) 1Berufsschulberechtigte, für die weder 

���������������������������������������������
Bildungsgang Berufsschule Plus eingerichtet 
werden und die einen mittleren Schulabschluss 
nachweisen können, werden auf Antrag von 
den Fächern Religion, Ethik und Deutsch be-
freit. 2Über die Befreiung entscheidet die Schul-
��������� ����� ���� ����������� ��� �������������
Ermessen. 3Entsprechendes gilt für das Fach 
Sozialkunde, wenn die für die Berufsausbildung 
zuständige Stelle auf die erneute Ablegung des 
Prüfungsteils Wirtschafts- und Sozialkunde ver-
zichtet.“

 12. Der bisherige § 27 wird § 5 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 ein-
gefügt:

„2Wird er an einzelnen Wochentagen 
erteilt, ist die Bescheinigung nach § 20 
Abs. 1 der Bayerischen Schulordnung 
(BaySchO) am nächsten Schultag vor-
zulegen.“

bb) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die 
Sätze 3 und 4.

b) Dem Abs. 3 wird folgender Satz 4 angefügt:

„4Es kann für Schülerinnen und Schüler, die 
entweder über keine oder nicht ausreichen-
de Deutschkenntnisse verfügen, im Rahmen 
der Beschulung in Berufsintegrationsklas-
sen um eine Vorklasse erweitert werden.“ 

 13. Der bisherige § 28 wird § 6 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 6 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Halbsatz 1 wird Satz 2.

bb) Der bisherige Halbsatz 2 wird Satz 3 
und die Angabe „§ 29“ wird durch die 
Angabe „§ 7“ ersetzt.

b) Abs. 7 wird wie folgt gefasst: 

„(7) 1Der Unterricht in Religionsleh-
re und Ethik kann klassenübergreifend, in 
Sport sowie in Wahlfächern klassen- und 
jahrgangsübergreifend erteilt werden. 2Kann 
an einer Schule der katholische oder der 
evangelische Religionsunterricht nicht an-
geboten werden, kann den Schülerinnen 
und Schülern der jeweiligen anderen Kon-
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§ 9

Änderung der Berufsschulordnung

Die Berufsschulordnung (BSO) vom 30. August 2008 
(GVBl. S. 631, BayRS 2236-2-1-K), die zuletzt durch § 7a 
Abs. 7 der Verordnung vom 11. September 2015 (GVBl. 
S. 349) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

  1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt gefasst:

„Inhaltsübersicht

Teil 1

Allgemeines

§  1 Geltungsbereich

Teil 2

Aufnahme, Schulwechsel

§  2 Aufnahme in die Berufsschule
§  3 Anmeldung, Schulwechsel

Teil 3

Schulbetrieb

§  4  Berufsschulberechtigte
§  5  Organisationsformen des Unterrichts 
§  6 Klassenbildung
§  7  Klassenstärken und Gruppenbildung an staat-

lichen Berufsschulen
§  8 Unterricht in Wahlfächern, Förderunterricht
§  9 Stundentafeln
§ 10 Unterrichtszeit
§ 11 Beurlaubung

Teil 4

Leistungsnachweise, Zeugnisse

§ 12  Leistungsnachweise
§ 13 Zeugnisse
§ 14 Abschluss des Berufsgrundschuljahres
§ 15 Abschluss des Berufsvorbereitungsjahres

Teil 5

Prüfung, Abschlüsse

§ 16  Durchführung der Abschlussprüfung
§ 17  Abschlusszeugnis, Entlassungszeugnis, erfolg-

reicher Berufsschulabschluss
§ 18  Durchschnittsnote, erfolgreicher Abschluss der 

Mittelschule, mittlerer Schulabschluss

Teil 6

Berufsschulbeirat,  
Zusammenarbeit mit  

außerschulischen Stellen

§ 19 Zusammensetzung
§ 20  Wahl und Bestellung der Vertreter im Berufs-

schulbeirat
§ 21 Amtszeiten und Mitgliedschaft
§ 22 Geschäftsgang
§ 23 Gemeinsamer Berufsschulbeirat
§ 24 Zusammenarbeit mit außerschulischen Stellen
§ 25  Weitergabe von Informationen 

Teil 7

Schlussvorschrift

§ 26  Inkrafttreten

Anlage 1    Stundentafeln für die Berufsschulen in 
Bayern

���������� ����������������������� ������������
Berufsschule Plus“.

  2. Der Erste Teil wird Teil 1 und in der Überschrift 
wird die Angabe „(vgl. Art. 1 bis 3 BayEUG)“ ge-
strichen.

  3. § 2 wird aufgehoben.

  4. Der bisherige Zweite Teil wird aufgehoben.

  5. Der bisherige Dritte Teil wird Teil 2 und in der 
Überschrift wird die Angabe „(vgl. Art. 39, 40 
BayEUG)“ gestrichen.

  6. Der bisherige § 24 wird § 2 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Es wird aufgenommen:

1. in das Berufsgrundschuljahr, wer be-
�����
	�����
	���� ���� ����� ��
	�� ��	��
�������
	�����
	�����������
	����������-
������������������������������
	����-
rechtigte),

2. in das Berufsvorbereitungsjahr (§ 5 
��������������������
	�����
	��������

3. ��� ���� ������	������ ������������������-
den Bildungsgänge Duale Berufsaus-
bildung und Fachhochschulreife sowie 
Berufsschule Plus, wer über einen No-
tendurchschnitt von mindestens 3,5 in 
den Fächern Deutsch, Englisch und Ma-
thematik im Zeugnis über den mittleren 
Schulabschluss oder über die Erlaubnis 
zum Vorrücken in die Jahrgangsstufe 11 
des Gymnasiums verfügt,

4. ���������
	��������������������������-
renden Bildungsgangs Duale Berufs-
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dungsbetriebe abgehalten werden. 2Er kann 
ebenso wie Wahlunterricht nach § 8 Abs. 1 
am Samstag angeboten werden.“

f) Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 5.

 21. Nach § 10 wird folgender § 11 eingefügt:

„§ 11

Beurlaubung

(1) 1Schülerinnen und Schüler sind unbe-
schadet des § 20 Abs. 3 BaySchO auf ihren 
oder auf schriftlichen Antrag der Ausbildenden, 
der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber oder der 
Träger der betreffenden Maßnahmen zu beur-
lauben

1. zu gesetzlich geregelten Anlässen, insbe-
sondere zur Teilnahme

a) an Prüfungen nach dem Berufsbildungs-
gesetz und der Handwerksordnung,

b) an Schulungs- und Bildungsveranstal-
tungen für Mitglieder des Betriebsrates 
oder der Jugendvertretung nach § 37 
Abs. 6 und 7 des Betriebsverfassungs-
gesetzes, soweit diese Veranstaltungen 
Kenntnisse vermitteln, die für die Tätig-
keit im Betriebsrat bzw. in der Jugend-
vertretung erforderlich sind,

c) an den Sitzungen des Gesamtbe-
triebsrates bzw. Betriebsrates oder 
der Gesamtjugendvertretung bzw. Ju-
gendvertretung sowie der Betriebsju-
gendversammlung nach dem Betriebs-
verfassungsgesetz oder

d) an den entsprechenden Veranstaltun-
gen, Sitzungen und Versammlungen 
nach dem Bundespersonalvertretungs-
gesetz und dem Bayerischen Personal-
vertretungsgesetz;

2. zur Teilnahme an überbetrieblichen oder 
besonderen betrieblichen Ausbildungsmaß-
nahmen außerhalb der Ausbildungsstätte, 
wenn

a) durch die Ausbildungsordnung festge-
legt oder durch die zuständige Stelle 
angeordnet oder für einzelbetriebliche 
Maßnahmen genehmigt wird, dass die 
Berufsausbildung in geeigneten Einrich-
tungen außerhalb der Ausbildungsstätte 
durchgeführt wird (§ 5 Abs. 2 Nr. 6, §§ 9, 

27 des Berufsbildungsgesetzes – BBiG; 
§ 21 Abs. 2, § 26 Abs. 2 Nr. 6, § 41 der 
Handwerksordnung), 

b) keine geeigneten Maßnahmen zur Ver-
meidung von zeitlichen Überschneidun-
gen von Berufsschulunterricht und Aus-
bildungsmaßnahme getroffen werden 
können und

c) die Beurlaubung spätestens einen Mo-
nat vor Beginn beantragt wird;

3. zur Teilnahme an sonstigen von Ausbil-
dungsbetrieben und Fachverbänden durch-
geführten oder veranlassten Bildungsmaß-
nahmen bis zu einer Höchstgesamtdauer 
von zwei Wochen während der Dauer des 
Berufsschulbesuchs, wenn

a) die Maßnahmen grundsätzlich mindes-
tens vier Tage dauern und ihnen auf 
Grund einer gutachtlichen Stellung-
nahme der zuständigen Stelle von der 
Schulaufsichtsbehörde ein besonderer 
Wert für die Ausbildung oder Erziehung 
zuerkannt wird, 

b) keine geeigneten Maßnahmen zur Ver-
meidung von zeitlichen Überschneidun-
gen von Berufsschulunterricht und den 
Bildungsmaßnahmen getroffen werden 
können und

c) die Beurlaubung spätestens einen Mo-
nat vor Beginn beantragt wird;

4. zur Teilnahme an Bildungsmaßnahmen 
und ähnlichen Veranstaltungen nach Art. 1 
Abs. 2 des Gesetzes zur Freistellung von 
Arbeitnehmern für Zwecke der Jugendarbeit 
bis zu einer Gesamtdauer von einer Woche 
im Schuljahr;

5. um die Durchführung von Teilen der Be-
rufsausbildung im Ausland zu ermöglichen, 
wenn dies dem Ausbildungsziel dient (§ 2 
Abs. 3 BBiG); oder

6. für Auslandspraktika.

2Beurlaubungen nach Satz 1 Nr. 2 und 3 dürfen 
eine Gesamtdauer von vier Wochen im Schul-
jahr nicht überschreiten. 3Eine Beurlaubung nach 
Satz 1 Nr. 2 bis 4 vom Blockunterricht kann nicht 
gewährt werden. 4Beurlaubungen nach Satz 1 
Nr. 5 sollen ein Viertel der in der Ausbildungs-
ordnung festgelegten Ausbildungsdauer nicht 
überschreiten.
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fession der Besuch des angebotenen Re-
ligionsunterrichts ermöglicht werden; § 27 
Abs. 3 Satz 2 BaySchO gilt entsprechend. 
3Zur Gruppenbildung im Fach Ethik können 
Schulen zusammenwirken.“

c) Abs. 8 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
„1Geht eine Schülerin oder ein Schüler ohne 
Ausbildungsverhältnis ein Ausbildungsver-
hältnis ein oder wechselt eine Schülerin 
oder ein Schüler den Ausbildungsberuf, ist 
sie oder er in die entsprechende Fachklasse 
einzuweisen.“

 14. Der bisherige § 29 wird § 7 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „mit einem 
Ausbildungsverhältnis“ gestrichen.

bb) In Satz 2 werden die Wörter ‚nicht mehr 
���� ���� ��� �������������������� ���-
dungsgang „Duale Berufsausbildung 
und Fachhochschulreife“‘ durch die 
�
�	��� ��� ��� ��������������������
Bildungsgängen“ ersetzt.

cc) In Satz 3 wird das Wort „Hauptschulab-
schluss“ durch die Wörter „Abschluss 
der Mittelschule“ ersetzt.

b) Abs. 3 wird aufgehoben.

 15. Der bisherige § 30 wird § 8 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Absatzbezeichnung wird gestrichen.

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 ein-
gefügt:

„2Der Besuch eines Wahlfachs darf 
während des Schuljahres nur mit Ge-
nehmigung begonnen oder abgebro-
chen werden.“

cc) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die 
Sätze 3 und 4.

b) Abs. 2 wird aufgehoben.

 16. Teil 3 Abschnitt 2 wird aufgehoben.

 17. Die Überschrift des Teils 3 Abschnitt 3 wird ge-

strichen.

 18. Der bisherige § 36 wird § 9 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „und 
Stundenplan“ und wird die Angabe „(vgl. 
Art. 45 BayEUG)“ gestrichen.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „nach der 
Anlage“ durch die Wörter „in Anlage 1“ 
ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „ , denen die 
Inhalte und die Zeitrichtwerte der Rah-
menlehrpläne der Kultusministerkonfe-
renz zugrunde gelegt werden (Art. 45 
Abs. 3 Satz 3 BayEUG)“ gestrichen.

c) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Halbsatz 1 wird Satz 1.

bb) Der bisherige Halbsatz 2 wird Satz 2 
und das Wort „soweit“ wird durch das 
Wort „Soweit“ ersetzt.

 19. Die bisherigen §§ 37 und 38 werden aufgeho-
ben.

 20. Der bisherige § 39 wird § 10 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift wird die Angabe „(vgl. 
Art. 5 BayEUG)“ gestrichen.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben.

bb) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 1 Satz 2 
bis 4.

c) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2 und die An-
gabe „§ 34 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 2 bis 4“ wird 
durch die Angabe „§ 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
bis 4“ ersetzt.

d) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3.

e) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 4 und wird 
wie folgt gefasst:

„(4) 1����	��	������	� ��� ������������-
zierenden Bildungsgang Berufsschule Plus 
muss außerhalb des regulären Berufsschul-
unterrichts und der Arbeitszeit der Ausbil-
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dungsbetriebe abgehalten werden. 2Er kann 
ebenso wie Wahlunterricht nach § 8 Abs. 1 
am Samstag angeboten werden.“

f) Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 5.

 21. Nach § 10 wird folgender § 11 eingefügt:

„§ 11

Beurlaubung

(1) 1Schülerinnen und Schüler sind unbe-
schadet des § 20 Abs. 3 BaySchO auf ihren 
oder auf schriftlichen Antrag der Ausbildenden, 
der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber oder der 
Träger der betreffenden Maßnahmen zu beur-
lauben

1. zu gesetzlich geregelten Anlässen, insbe-
sondere zur Teilnahme

a) an Prüfungen nach dem Berufsbildungs-
gesetz und der Handwerksordnung,

b) an Schulungs- und Bildungsveranstal-
tungen für Mitglieder des Betriebsrates 
oder der Jugendvertretung nach § 37 
Abs. 6 und 7 des Betriebsverfassungs-
gesetzes, soweit diese Veranstaltungen 
Kenntnisse vermitteln, die für die Tätig-
keit im Betriebsrat bzw. in der Jugend-
vertretung erforderlich sind,

c) an den Sitzungen des Gesamtbe-
triebsrates bzw. Betriebsrates oder 
der Gesamtjugendvertretung bzw. Ju-
gendvertretung sowie der Betriebsju-
gendversammlung nach dem Betriebs-
verfassungsgesetz oder

d) an den entsprechenden Veranstaltun-
gen, Sitzungen und Versammlungen 
nach dem Bundespersonalvertretungs-
gesetz und dem Bayerischen Personal-
vertretungsgesetz;

2. zur Teilnahme an überbetrieblichen oder 
besonderen betrieblichen Ausbildungsmaß-
nahmen außerhalb der Ausbildungsstätte, 
wenn

a) durch die Ausbildungsordnung festge-
legt oder durch die zuständige Stelle 
angeordnet oder für einzelbetriebliche 
Maßnahmen genehmigt wird, dass die 
Berufsausbildung in geeigneten Einrich-
tungen außerhalb der Ausbildungsstätte 
durchgeführt wird (§ 5 Abs. 2 Nr. 6, §§ 9, 

27 des Berufsbildungsgesetzes – BBiG; 
§ 21 Abs. 2, § 26 Abs. 2 Nr. 6, § 41 der 
Handwerksordnung), 

b) keine geeigneten Maßnahmen zur Ver-
meidung von zeitlichen Überschneidun-
gen von Berufsschulunterricht und Aus-
bildungsmaßnahme getroffen werden 
können und

c) die Beurlaubung spätestens einen Mo-
nat vor Beginn beantragt wird;

3. zur Teilnahme an sonstigen von Ausbil-
dungsbetrieben und Fachverbänden durch-
geführten oder veranlassten Bildungsmaß-
nahmen bis zu einer Höchstgesamtdauer 
von zwei Wochen während der Dauer des 
Berufsschulbesuchs, wenn

a) die Maßnahmen grundsätzlich mindes-
tens vier Tage dauern und ihnen auf 
Grund einer gutachtlichen Stellung-
nahme der zuständigen Stelle von der 
Schulaufsichtsbehörde ein besonderer 
Wert für die Ausbildung oder Erziehung 
zuerkannt wird, 

b) keine geeigneten Maßnahmen zur Ver-
meidung von zeitlichen Überschneidun-
gen von Berufsschulunterricht und den 
Bildungsmaßnahmen getroffen werden 
können und

c) die Beurlaubung spätestens einen Mo-
nat vor Beginn beantragt wird;

4. zur Teilnahme an Bildungsmaßnahmen 
und ähnlichen Veranstaltungen nach Art. 1 
Abs. 2 des Gesetzes zur Freistellung von 
Arbeitnehmern für Zwecke der Jugendarbeit 
bis zu einer Gesamtdauer von einer Woche 
im Schuljahr;

5. um die Durchführung von Teilen der Be-
rufsausbildung im Ausland zu ermöglichen, 
wenn dies dem Ausbildungsziel dient (§ 2 
Abs. 3 BBiG); oder

6. für Auslandspraktika.

2Beurlaubungen nach Satz 1 Nr. 2 und 3 dürfen 
eine Gesamtdauer von vier Wochen im Schul-
jahr nicht überschreiten. 3Eine Beurlaubung nach 
Satz 1 Nr. 2 bis 4 vom Blockunterricht kann nicht 
gewährt werden. 4Beurlaubungen nach Satz 1 
Nr. 5 sollen ein Viertel der in der Ausbildungs-
ordnung festgelegten Ausbildungsdauer nicht 
überschreiten.
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fession der Besuch des angebotenen Re-
ligionsunterrichts ermöglicht werden; § 27 
Abs. 3 Satz 2 BaySchO gilt entsprechend. 
3Zur Gruppenbildung im Fach Ethik können 
Schulen zusammenwirken.“

c) Abs. 8 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
„1Geht eine Schülerin oder ein Schüler ohne 
Ausbildungsverhältnis ein Ausbildungsver-
hältnis ein oder wechselt eine Schülerin 
oder ein Schüler den Ausbildungsberuf, ist 
sie oder er in die entsprechende Fachklasse 
einzuweisen.“

 14. Der bisherige § 29 wird § 7 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „mit einem 
Ausbildungsverhältnis“ gestrichen.

bb) In Satz 2 werden die Wörter ‚nicht mehr 
���� ���� ��� �������������������� ���-
dungsgang „Duale Berufsausbildung 
und Fachhochschulreife“‘ durch die 
�
�	��� ��� ��� ��������������������
Bildungsgängen“ ersetzt.

cc) In Satz 3 wird das Wort „Hauptschulab-
schluss“ durch die Wörter „Abschluss 
der Mittelschule“ ersetzt.

b) Abs. 3 wird aufgehoben.

 15. Der bisherige § 30 wird § 8 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Absatzbezeichnung wird gestrichen.

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 ein-
gefügt:

„2Der Besuch eines Wahlfachs darf 
während des Schuljahres nur mit Ge-
nehmigung begonnen oder abgebro-
chen werden.“

cc) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die 
Sätze 3 und 4.

b) Abs. 2 wird aufgehoben.

 16. Teil 3 Abschnitt 2 wird aufgehoben.

 17. Die Überschrift des Teils 3 Abschnitt 3 wird ge-

strichen.

 18. Der bisherige § 36 wird § 9 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „und 
Stundenplan“ und wird die Angabe „(vgl. 
Art. 45 BayEUG)“ gestrichen.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „nach der 
Anlage“ durch die Wörter „in Anlage 1“ 
ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „ , denen die 
Inhalte und die Zeitrichtwerte der Rah-
menlehrpläne der Kultusministerkonfe-
renz zugrunde gelegt werden (Art. 45 
Abs. 3 Satz 3 BayEUG)“ gestrichen.

c) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Halbsatz 1 wird Satz 1.

bb) Der bisherige Halbsatz 2 wird Satz 2 
und das Wort „soweit“ wird durch das 
Wort „Soweit“ ersetzt.

 19. Die bisherigen §§ 37 und 38 werden aufgeho-
ben.

 20. Der bisherige § 39 wird § 10 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift wird die Angabe „(vgl. 
Art. 5 BayEUG)“ gestrichen.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben.

bb) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 1 Satz 2 
bis 4.

c) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2 und die An-
gabe „§ 34 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 2 bis 4“ wird 
durch die Angabe „§ 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
bis 4“ ersetzt.

d) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3.

e) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 4 und wird 
wie folgt gefasst:

„(4) 1����	��	������	� ��� ������������-
zierenden Bildungsgang Berufsschule Plus 
muss außerhalb des regulären Berufsschul-
unterrichts und der Arbeitszeit der Ausbil-
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(2) 1Bei einer Beurlaubung ist gleichzeitig zu 
entscheiden, in welcher Form versäumter Un-
terrichtsstoff nachzuholen ist. 2�����������������
eine Beurlaubung nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 und 6 
keine Anwendung.

(3) Schülerinnen und Schüler, die bei Wie-
derholung der Berufsabschlussprüfung vom the-
oretischen Teil der Prüfung befreit sind, können 
vom gesamten Unterricht befreit werden.

(4) 1Im Fall der Schwangerschaft oder der 
Mutterschaft können Schülerinnen auf Antrag vo-
rübergehend beurlaubt werden, solange dies im 
Hinblick auf die Gesundheit der Mutter oder die 
Versorgung des Kindes erforderlich ist. 2Eine Be-
urlaubung soll sich mindestens auf die Zeit der 
Beschäftigungsverbote nach dem Mutterschutz-
gesetz erstrecken. 

(5) 1Bei Auszubildenden, die ihre Ausbildung 
aus berechtigtem Interesse in einer Teilzeitform 
absolvieren, kann in Abstimmung mit dem Aus-
bildungsbetrieb von § 19 BaySchO abgewichen 
werden, sofern dafür die schulorganisatorischen 
Voraussetzungen gegeben sind. 2Soweit die 
Auszubildenden von der Teilnahme am Unter-
richt befreit oder beurlaubt werden, darf dies 
das Erreichen des angestrebten schulischen Ab-
schlusses nicht gefährden.

(6) 1Zuständig für die Entscheidung über 
Beurlaubungen ist die Schulleiterin oder der 
Schulleiter. 2Sollen Schülerinnen und Schüler 
mehrerer Berufsschulen zur Teilnahme an au-
ßerschulischen Veranstaltungen, ausgenommen 
überbetriebliche Ausbildungsmaßnahmen, beur-
laubt werden und sind gleichzeitig Berufsschu-
len mehrerer Aufsichtsbezirke oder auch noch 
Schulen anderer Schularten betroffen, trifft die 
Regierung die Entscheidung für ihren Zuständig-
keitsbereich im Einvernehmen mit den anderen 
jeweils zuständigen Schulaufsichtsbehörden; 
bei überbetrieblichen Ausbildungsmaßnahmen 
entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter. 
3Das Staatsministerium kann für einzelne Veran-
staltungen die Beurlaubung landesweit genehmi-
gen.“

 22. Nach § 11 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Teil 4

Leistungsnachweise, Zeugnisse“.

 23. Der bisherige § 40 wird § 12 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift wird die Angabe „(vgl. 

Art. 52 BayEUG)“ gestrichen.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird aufgehoben.

bb) Im bisherigen Satz 2 wird die Satznum-
merierung gestrichen.

c) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 ein-
gefügt:

„3������������������ ��� �
���������
Englisch werden auf Antrag nicht beno-
tet, wenn eine Schülerin oder ein Schü-
ler berufsschulberechtigt ist oder vor 
Besuch der Berufsschule weniger als 
drei Jahre regulär den Englischunter-
richt an einer Schule der Sekundarstu-
fe I besucht hat.“

bb) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden die 
Sätze 4 und 5.

cc) Es wird folgender Satz 6 angefügt:

„6	�� ���������������������� ��������-
gang Berufsschule Plus werden in jedem 
nach der Stundentafel nach Anlage 2 
unterrichteten Fach des Zusatzunter-
richts in jedem Schuljahr mindestens 
zwei Schulaufgaben geschrieben und 
zwei mündliche Leistungsnachweise er-
hoben; ein mündlicher Leistungsnach-
weis kann durch eine Stegreifaufgabe 
ersetzt werden.“

d) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) Halbsatz 1 wird Satz 1 und die Wörter 
„Die Termine der“ werden gestrichen.

bb) Der bisherige Halbsatz 2 wird Satz 2.

e) Die Abs. 7 und 8 werden wie folgt gefasst:

„(7) 1Neben der Bewertung der erbrach-
ten Leistungen nach Notenstufen können 
Erläuterungen und Schlussbemerkungen 
angebracht werden. 2Zwischennoten wer-
den nicht erteilt.

(8) Für Schülerinnen und Schüler, die bei 
Aufnahme in die Fachklasse oder bei Eintritt 
in das Berufsgrundschuljahr nicht länger als 
48 Monate ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
erstmals in einem Gebiet der Europäischen 
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Union, des Europäischen Wirtschaftsraums 
oder der Schweiz begründet haben, in dem 
Deutsch Amtssprache ist, kann das Staats-
ministerium die Form der Leistungserhebun-
gen und der Leistungsbewertungen abwei-
chend von den Abs. 1 bis 7 regeln.“

 24. Der bisherige § 41 wird aufgehoben.

 25. Die Überschrift des Teils 3 Abschnitt 4 wird ge-
strichen.

 26. Der bisherige § 43 wird § 13 und wird wie folgt 
geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Zeugnisse“.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 ein-
gefügt:

„2Auch bei Blockbeschulung wird es am 
letzten Unterrichtstag des Schuljahres 
ausgestellt und an diesem Tag ausge-
händigt.“

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

cc) Der bisherige Satz 3 Halbsatz 1 wird 
Satz 4 und das Wort „Woche“ wird 
durch das Wort „Unterrichtswoche“ er-
setzt.

dd) Der bisherige Satz 3 Halbsatz 2 wird 
Satz 5 und das Wort „an“ wird durch das 
Wort „An“ ersetzt.

ee) Der bisherige Satz 4 wird Satz 6 und es 
werden die Anführungszeichen gestri-
chen.

c) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefügt:

„(2) 1Schülerinnen und Schüler, die die 
Berufsschule mit Erfolg abgeschlossen ha-
ben, erhalten ein Abschlusszeugnis, wer die 
Berufsschule ohne Erfolg abgeschlossen 
hat, erhält ein Entlassungszeugnis. 2Die 
Zeugnisse werden am letzten Unterrichtstag 
des Schuljahres ausgestellt und an diesem 
Tag ausgehändigt.“

d) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3 und wird 
wie folgt gefasst:

„(3) Schülerinnen und Schüler, die

1. vor Erreichen der letzten Jahrgangs-
stufe zum Schuljahresende austreten, 
erhalten ein Jahreszeugnis, in dem der 
rechtliche Grund des Austritts vermerkt 
ist;

2. während des Schuljahres austreten, 
ohne in eine andere Schule überzutre-
ten, erhalten auf Antrag eine Bescheini-
gung über den bisherigen Schulbesuch 
und über die bis zum Austritt erzielten 
Leistungen; die Bescheinigung stellt fer-
ner den rechtlichen Grund des Austritts 
fest;

3. während des Schuljahres an eine au-
ßerbayerische Schule übertreten, er-
halten auf Antrag eine Bescheinigung 
über den bisherigen Schulbesuch und 
über die bis zum Austritt erzielten Leis-
tungen;

4. vorzeitig zur Prüfung im Berufsaus-
bildungsverhältnis zugelassen wer-
den wollen, erhalten auf Antrag eine 
Bescheinigung über die im laufenden 
Schuljahr erzielten Leistungen.“

e) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4 und wird 
wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden vor dem Wort „Zwi-
schenzeugnisse“ die Wörter „Ab-
schlusszeugnisse, Entlassungszeugnis-
se sowie“ eingefügt. 

bb) In Satz 3 werden nach dem Wort „er-
wähnt“ die Wörter „ ; in Abschlusszeug-
nissen unterbleibt die Erwähnung“ ein-
gefügt.

f) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5 und wird 
wie folgt geändert:

aa) In Satz 5 wird die Angabe „40“ durch die 
Angabe „12“ ersetzt.

bb) Es wird folgender Satz 6 angefügt:

„6Bei Schülerinnen und Schülern mit 
anerkanntem sonderpädagogischen 
Förderbedarf kann bei entsprechender 
Empfehlung durch den Mobilen Son-
derpädagogischen Dienst insbesondere 
im Berufsvorbereitungsjahr die Festset-
zung von Noten durch eine verbale Be-
schreibung ersetzt werden.“

g) Der bisherige Abs. 5 wird aufgehoben.



KWMBl. Nr. 4/2017 61

227Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 11/2016

(2) 1Bei einer Beurlaubung ist gleichzeitig zu 
entscheiden, in welcher Form versäumter Un-
terrichtsstoff nachzuholen ist. 2�����������������
eine Beurlaubung nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 und 6 
keine Anwendung.

(3) Schülerinnen und Schüler, die bei Wie-
derholung der Berufsabschlussprüfung vom the-
oretischen Teil der Prüfung befreit sind, können 
vom gesamten Unterricht befreit werden.

(4) 1Im Fall der Schwangerschaft oder der 
Mutterschaft können Schülerinnen auf Antrag vo-
rübergehend beurlaubt werden, solange dies im 
Hinblick auf die Gesundheit der Mutter oder die 
Versorgung des Kindes erforderlich ist. 2Eine Be-
urlaubung soll sich mindestens auf die Zeit der 
Beschäftigungsverbote nach dem Mutterschutz-
gesetz erstrecken. 

(5) 1Bei Auszubildenden, die ihre Ausbildung 
aus berechtigtem Interesse in einer Teilzeitform 
absolvieren, kann in Abstimmung mit dem Aus-
bildungsbetrieb von § 19 BaySchO abgewichen 
werden, sofern dafür die schulorganisatorischen 
Voraussetzungen gegeben sind. 2Soweit die 
Auszubildenden von der Teilnahme am Unter-
richt befreit oder beurlaubt werden, darf dies 
das Erreichen des angestrebten schulischen Ab-
schlusses nicht gefährden.

(6) 1Zuständig für die Entscheidung über 
Beurlaubungen ist die Schulleiterin oder der 
Schulleiter. 2Sollen Schülerinnen und Schüler 
mehrerer Berufsschulen zur Teilnahme an au-
ßerschulischen Veranstaltungen, ausgenommen 
überbetriebliche Ausbildungsmaßnahmen, beur-
laubt werden und sind gleichzeitig Berufsschu-
len mehrerer Aufsichtsbezirke oder auch noch 
Schulen anderer Schularten betroffen, trifft die 
Regierung die Entscheidung für ihren Zuständig-
keitsbereich im Einvernehmen mit den anderen 
jeweils zuständigen Schulaufsichtsbehörden; 
bei überbetrieblichen Ausbildungsmaßnahmen 
entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter. 
3Das Staatsministerium kann für einzelne Veran-
staltungen die Beurlaubung landesweit genehmi-
gen.“

 22. Nach § 11 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Teil 4

Leistungsnachweise, Zeugnisse“.

 23. Der bisherige § 40 wird § 12 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift wird die Angabe „(vgl. 

Art. 52 BayEUG)“ gestrichen.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird aufgehoben.

bb) Im bisherigen Satz 2 wird die Satznum-
merierung gestrichen.

c) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 ein-
gefügt:

„3������������������ ��� �
���������
Englisch werden auf Antrag nicht beno-
tet, wenn eine Schülerin oder ein Schü-
ler berufsschulberechtigt ist oder vor 
Besuch der Berufsschule weniger als 
drei Jahre regulär den Englischunter-
richt an einer Schule der Sekundarstu-
fe I besucht hat.“

bb) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden die 
Sätze 4 und 5.

cc) Es wird folgender Satz 6 angefügt:

„6	�� ���������������������� ��������-
gang Berufsschule Plus werden in jedem 
nach der Stundentafel nach Anlage 2 
unterrichteten Fach des Zusatzunter-
richts in jedem Schuljahr mindestens 
zwei Schulaufgaben geschrieben und 
zwei mündliche Leistungsnachweise er-
hoben; ein mündlicher Leistungsnach-
weis kann durch eine Stegreifaufgabe 
ersetzt werden.“

d) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) Halbsatz 1 wird Satz 1 und die Wörter 
„Die Termine der“ werden gestrichen.

bb) Der bisherige Halbsatz 2 wird Satz 2.

e) Die Abs. 7 und 8 werden wie folgt gefasst:

„(7) 1Neben der Bewertung der erbrach-
ten Leistungen nach Notenstufen können 
Erläuterungen und Schlussbemerkungen 
angebracht werden. 2Zwischennoten wer-
den nicht erteilt.

(8) Für Schülerinnen und Schüler, die bei 
Aufnahme in die Fachklasse oder bei Eintritt 
in das Berufsgrundschuljahr nicht länger als 
48 Monate ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
erstmals in einem Gebiet der Europäischen 
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Union, des Europäischen Wirtschaftsraums 
oder der Schweiz begründet haben, in dem 
Deutsch Amtssprache ist, kann das Staats-
ministerium die Form der Leistungserhebun-
gen und der Leistungsbewertungen abwei-
chend von den Abs. 1 bis 7 regeln.“

 24. Der bisherige § 41 wird aufgehoben.

 25. Die Überschrift des Teils 3 Abschnitt 4 wird ge-
strichen.

 26. Der bisherige § 43 wird § 13 und wird wie folgt 
geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Zeugnisse“.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 ein-
gefügt:

„2Auch bei Blockbeschulung wird es am 
letzten Unterrichtstag des Schuljahres 
ausgestellt und an diesem Tag ausge-
händigt.“

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

cc) Der bisherige Satz 3 Halbsatz 1 wird 
Satz 4 und das Wort „Woche“ wird 
durch das Wort „Unterrichtswoche“ er-
setzt.

dd) Der bisherige Satz 3 Halbsatz 2 wird 
Satz 5 und das Wort „an“ wird durch das 
Wort „An“ ersetzt.

ee) Der bisherige Satz 4 wird Satz 6 und es 
werden die Anführungszeichen gestri-
chen.

c) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefügt:

„(2) 1Schülerinnen und Schüler, die die 
Berufsschule mit Erfolg abgeschlossen ha-
ben, erhalten ein Abschlusszeugnis, wer die 
Berufsschule ohne Erfolg abgeschlossen 
hat, erhält ein Entlassungszeugnis. 2Die 
Zeugnisse werden am letzten Unterrichtstag 
des Schuljahres ausgestellt und an diesem 
Tag ausgehändigt.“

d) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3 und wird 
wie folgt gefasst:

„(3) Schülerinnen und Schüler, die

1. vor Erreichen der letzten Jahrgangs-
stufe zum Schuljahresende austreten, 
erhalten ein Jahreszeugnis, in dem der 
rechtliche Grund des Austritts vermerkt 
ist;

2. während des Schuljahres austreten, 
ohne in eine andere Schule überzutre-
ten, erhalten auf Antrag eine Bescheini-
gung über den bisherigen Schulbesuch 
und über die bis zum Austritt erzielten 
Leistungen; die Bescheinigung stellt fer-
ner den rechtlichen Grund des Austritts 
fest;

3. während des Schuljahres an eine au-
ßerbayerische Schule übertreten, er-
halten auf Antrag eine Bescheinigung 
über den bisherigen Schulbesuch und 
über die bis zum Austritt erzielten Leis-
tungen;

4. vorzeitig zur Prüfung im Berufsaus-
bildungsverhältnis zugelassen wer-
den wollen, erhalten auf Antrag eine 
Bescheinigung über die im laufenden 
Schuljahr erzielten Leistungen.“

e) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4 und wird 
wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden vor dem Wort „Zwi-
schenzeugnisse“ die Wörter „Ab-
schlusszeugnisse, Entlassungszeugnis-
se sowie“ eingefügt. 

bb) In Satz 3 werden nach dem Wort „er-
wähnt“ die Wörter „ ; in Abschlusszeug-
nissen unterbleibt die Erwähnung“ ein-
gefügt.

f) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5 und wird 
wie folgt geändert:

aa) In Satz 5 wird die Angabe „40“ durch die 
Angabe „12“ ersetzt.

bb) Es wird folgender Satz 6 angefügt:

„6Bei Schülerinnen und Schülern mit 
anerkanntem sonderpädagogischen 
Förderbedarf kann bei entsprechender 
Empfehlung durch den Mobilen Son-
derpädagogischen Dienst insbesondere 
im Berufsvorbereitungsjahr die Festset-
zung von Noten durch eine verbale Be-
schreibung ersetzt werden.“

g) Der bisherige Abs. 5 wird aufgehoben.
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des Zusatzunterrichts und aus der Note im 
Fach Sozialkunde aus dem Abschlusszeug-
nis der Berufsschule gebildet, wobei beide 
Noten gleichwertig sind. 4Das Zeugnis der 
Fachhochschulreife ist an den erfolgreichen 
Berufsabschluss gebunden.“

 32. Der bisherige § 48 wird § 18 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Hauptschul-
abschluss“ durch die Wörter „Abschluss der 
Mittelschule“ ersetzt.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird durch die folgenden Sätze 1 
bis 3 ersetzt:

„1���� ���� ������ ��� ���� ��������������
mit Ausnahme des Fachs Sport wird 
eine Durchschnittsnote – auf eine De-
zimalstelle – gebildet; es wird nicht 
gerundet. 2Fächer, die vor der letzten 
Jahrgangsstufe abgeschlossen wurden, 
werden mitgerechnet. 3Eine Bemerkung 
gemäß § 13 Abs. 5 Satz 3 bleibt unbe-
rücksichtigt.“

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 4.

cc) Der bisherige Satz 3 wird Satz 5 und das 
Wort „Hauptschulabschluss“ wird durch 
die Wörter „Abschluss der Mittelschule“ 
und das Wort „Hauptschulabschlusses“ 
wird durch die Wörter „Abschlusses der 
Mittelschule“ ersetzt.

c) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 Halbsatz 1 wird das Wort „be-
friedigende“ durch das Wort „ausrei-
chende“ ersetzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt geändert:

aaa)  Im Satzteil vor Nr. 1 wird das 
Wort ‚„befriedigend“‘ durch das 
Wort ‚„ausreichend“‘ ersetzt.

bbb)  In Nr. 1 wird das Wort „Haupt-
schule“ durch das Wort „Mit-
telschule“ und wird das Wort 
„Hauptschulabschluss“ durch 
die Wörter „Abschluss der Mit-
telschule“ ersetzt.

ccc)  In Nr. 2 werden die Wörter 
„Jahreszeugnis der Jahrgangs-

stufe 9 oder 10 eines Gymnasi-
ums (Englisch als erste Fremd-
sprache),“ durch die Wörter „im 
Jahreszeugnis der Jahrgangs-
stufe 9 oder 10 eines Gymna-
siums mit Englisch als erster 
Fremdsprache, Jahreszeugnis 
der Jahrgangsstufe 10 eines 
Gymnasiums mit Englisch als 
zweiter Fremdsprache,“ er-
setzt.

ddd)  In Nr. 3 werden die Wörter 
„(§ 57 Abs. 4 der Volksschul-
ordnung)“ durch die Wörter 
„(§ 28 Abs. 6 der Mittelschul-
ordnung)“ ersetzt.

cc) In Satz 3 werden die Wörter „oder im 
������
��� 
���	
������ ��������������-
kat“ durch die Wörter „anerkanntes Zer-
���	
�����������

dd) Satz 4 wird wie folgt gefasst:

„4Einzelfallentscheidungen nach 
Satz 3 obliegen den Regierungen; sie 
können in Fällen besonderer Härte 
den Nachweis ausreichender Kennt-
nisse einer anderen modernen Fremd-
sprache als Ersatz für Englisch geneh-
migen.“

 33. Der bisherige § 49 wird aufgehoben.

 34. Nach § 18 wird folgender Teil 6 eingefügt:

„Teil 6

Berufsschulbeirat, Zusammenarbeit  
mit außerschulischen Stellen

§ 19

Zusammensetzung

(1) 1Dem Berufsschulbeirat gehören an:

1. die Schulleiterin oder der Schulleiter,

2. drei Lehrkräfte, die hauptamtlich oder nicht 
unterhälftig beschäftigt sind,

3. je ein Vertreter

a) des Aufwandsträgers,

b) der Schülerinnen und Schüler,
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h) Abs. 6 wird wie folgt gefasst:

„(6) 1Die Zeugnisse müssen den vom 
Staatsministerium herausgegebenen Mus-
tern entsprechen und den Ausweis der Zu-
ordnung des Abschlusses zu einer Niveau-
stufe des Deutschen und Europäischen 
��������������������� ����������� 2Über 
besondere Leistungen in Schule und Aus-
����������������
���������	���������������-
len.“

 27. Der bisherige § 44 wird § 14 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 1 und wird 
wie folgt geändert:

aa) Satz 3 wird aufgehoben.

bb) Die bisherigen Sätze 4 und 5 werden die 
Sätze 3 und 4.

c) Die bisherigen Abs. 3 und 4 werden aufge-
hoben.

d) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 2.

 28. Der bisherige § 45 wird § 15 und Abs. 3 wird wie 
folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

‚1Wenn in allen Fächern mindestens die 
Note 4 erzielt wurde oder wenn Notenaus-
gleich gewährt wird, ist auf Antrag folgender 
Vermerk in das Jahreszeugnis einzutragen: 
„Die mit diesem Zeugnis nachgewiesene 
Schulbildung schließt die Berechtigung des 
erfolgreichen Abschlusses der Mittelschule 
ein.“‘

b) Satz 3 wird aufgehoben.

 29. Der bisherige Fünfte Teil wird Teil 5 und die Über-
schrift wird wie folgt gefasst:

„Prüfung, Abschlüsse“.

 30. Der bisherige § 46 wird § 16 und wird wie folgt 
gefasst:

„§ 16

Durchführung der Abschlussprüfung

���� ��� ��� �������
����� ����� ������ ��-

schlussprüfung statt.

(2) 1Die Schülerinnen und Schüler des dop-
������������������ ������������� �������
��-
le Plus legen am Ende des 3. Schuljahres die 
Ergänzungsprüfung zum Erwerb der Fachhoch-
schulreife in den Fächern Deutsch, Englisch 
und Mathematik ab. 2Für die Zusatzprüfung 
gilt die Prüfungsordnung für die Ergänzungs-
prüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife 
( ErgPOFHR).“

 31. Der bisherige § 47 wird § 17 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 1.

c) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2 und wird 
wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird aufgehoben.

bb) Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden die 
Sätze 1 bis 3.

cc) Der bisherige Satz 5 wird Satz 4 und 
wird wie folgt gefasst:

„4§ 13 Abs. 5 gilt entsprechend.“

d) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3 und Satz 5 
wird wie folgt gefasst:

„5§ 13 Abs. 5 Satz 3 gilt entsprechend.“

e) Der bisherige Abs. 5 wird aufgehoben.

f) Die bisherigen Abs. 6 und 7 werden durch 
folgenden Abs. 4 ersetzt:

„(4) 1���� ��� ��������������������
Bildungsgang Berufsschule Plus die Be-
rufsschule erfolgreich besucht und die 
Berufsabschlussprüfung sowie die Ergän-
zungsprüfung zum Erwerb der Fachhoch-
schulreife erfolgreich abgelegt hat, erhält ein 
Zeugnis, das die Berechtigung zum Studium 
an Fachhochschulen bescheinigt (Zeugnis 
der Fachhochschulreife). 2Das Zeugnis weist 
die Gesamtnoten in den vier Fächern gemäß 
§ 9 Abs. 1 ErgPOFHR, die Jahresfortgangs-
note des naturwissenschaftlichen Fachs des 
dritten Jahres des Zusatzunterrichts sowie 
die Prüfungsgesamtnote aus. 3Im gesell-
schaftswissenschaftlichen Fach wird die 
Gesamtnote aus der Jahresfortgangsnote 
im gesellschaftswissenschaftlichen Fach 
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des Zusatzunterrichts und aus der Note im 
Fach Sozialkunde aus dem Abschlusszeug-
nis der Berufsschule gebildet, wobei beide 
Noten gleichwertig sind. 4Das Zeugnis der 
Fachhochschulreife ist an den erfolgreichen 
Berufsabschluss gebunden.“

 32. Der bisherige § 48 wird § 18 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Hauptschul-
abschluss“ durch die Wörter „Abschluss der 
Mittelschule“ ersetzt.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird durch die folgenden Sätze 1 
bis 3 ersetzt:

„1���� ���� ������ ��� ���� ��������������
mit Ausnahme des Fachs Sport wird 
eine Durchschnittsnote – auf eine De-
zimalstelle – gebildet; es wird nicht 
gerundet. 2Fächer, die vor der letzten 
Jahrgangsstufe abgeschlossen wurden, 
werden mitgerechnet. 3Eine Bemerkung 
gemäß § 13 Abs. 5 Satz 3 bleibt unbe-
rücksichtigt.“

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 4.

cc) Der bisherige Satz 3 wird Satz 5 und das 
Wort „Hauptschulabschluss“ wird durch 
die Wörter „Abschluss der Mittelschule“ 
und das Wort „Hauptschulabschlusses“ 
wird durch die Wörter „Abschlusses der 
Mittelschule“ ersetzt.

c) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 Halbsatz 1 wird das Wort „be-
friedigende“ durch das Wort „ausrei-
chende“ ersetzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt geändert:

aaa)  Im Satzteil vor Nr. 1 wird das 
Wort ‚„befriedigend“‘ durch das 
Wort ‚„ausreichend“‘ ersetzt.

bbb)  In Nr. 1 wird das Wort „Haupt-
schule“ durch das Wort „Mit-
telschule“ und wird das Wort 
„Hauptschulabschluss“ durch 
die Wörter „Abschluss der Mit-
telschule“ ersetzt.

ccc)  In Nr. 2 werden die Wörter 
„Jahreszeugnis der Jahrgangs-

stufe 9 oder 10 eines Gymnasi-
ums (Englisch als erste Fremd-
sprache),“ durch die Wörter „im 
Jahreszeugnis der Jahrgangs-
stufe 9 oder 10 eines Gymna-
siums mit Englisch als erster 
Fremdsprache, Jahreszeugnis 
der Jahrgangsstufe 10 eines 
Gymnasiums mit Englisch als 
zweiter Fremdsprache,“ er-
setzt.

ddd)  In Nr. 3 werden die Wörter 
„(§ 57 Abs. 4 der Volksschul-
ordnung)“ durch die Wörter 
„(§ 28 Abs. 6 der Mittelschul-
ordnung)“ ersetzt.

cc) In Satz 3 werden die Wörter „oder im 
������
��� 
���	
������ ��������������-
kat“ durch die Wörter „anerkanntes Zer-
���	
�����������

dd) Satz 4 wird wie folgt gefasst:

„4Einzelfallentscheidungen nach 
Satz 3 obliegen den Regierungen; sie 
können in Fällen besonderer Härte 
den Nachweis ausreichender Kennt-
nisse einer anderen modernen Fremd-
sprache als Ersatz für Englisch geneh-
migen.“

 33. Der bisherige § 49 wird aufgehoben.

 34. Nach § 18 wird folgender Teil 6 eingefügt:

„Teil 6

Berufsschulbeirat, Zusammenarbeit  
mit außerschulischen Stellen

§ 19

Zusammensetzung

(1) 1Dem Berufsschulbeirat gehören an:

1. die Schulleiterin oder der Schulleiter,

2. drei Lehrkräfte, die hauptamtlich oder nicht 
unterhälftig beschäftigt sind,

3. je ein Vertreter

a) des Aufwandsträgers,

b) der Schülerinnen und Schüler,
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h) Abs. 6 wird wie folgt gefasst:

„(6) 1Die Zeugnisse müssen den vom 
Staatsministerium herausgegebenen Mus-
tern entsprechen und den Ausweis der Zu-
ordnung des Abschlusses zu einer Niveau-
stufe des Deutschen und Europäischen 
��������������������� ����������� 2Über 
besondere Leistungen in Schule und Aus-
����������������
���������	���������������-
len.“

 27. Der bisherige § 44 wird § 14 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 1 und wird 
wie folgt geändert:

aa) Satz 3 wird aufgehoben.

bb) Die bisherigen Sätze 4 und 5 werden die 
Sätze 3 und 4.

c) Die bisherigen Abs. 3 und 4 werden aufge-
hoben.

d) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 2.

 28. Der bisherige § 45 wird § 15 und Abs. 3 wird wie 
folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

‚1Wenn in allen Fächern mindestens die 
Note 4 erzielt wurde oder wenn Notenaus-
gleich gewährt wird, ist auf Antrag folgender 
Vermerk in das Jahreszeugnis einzutragen: 
„Die mit diesem Zeugnis nachgewiesene 
Schulbildung schließt die Berechtigung des 
erfolgreichen Abschlusses der Mittelschule 
ein.“‘

b) Satz 3 wird aufgehoben.

 29. Der bisherige Fünfte Teil wird Teil 5 und die Über-
schrift wird wie folgt gefasst:

„Prüfung, Abschlüsse“.

 30. Der bisherige § 46 wird § 16 und wird wie folgt 
gefasst:

„§ 16

Durchführung der Abschlussprüfung

���� ��� ��� �������
����� ����� ������ ��-

schlussprüfung statt.

(2) 1Die Schülerinnen und Schüler des dop-
������������������ ������������� �������
��-
le Plus legen am Ende des 3. Schuljahres die 
Ergänzungsprüfung zum Erwerb der Fachhoch-
schulreife in den Fächern Deutsch, Englisch 
und Mathematik ab. 2Für die Zusatzprüfung 
gilt die Prüfungsordnung für die Ergänzungs-
prüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife 
( ErgPOFHR).“

 31. Der bisherige § 47 wird § 17 und wird wie folgt 
geändert:

a) Abs. 1 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 1.

c) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2 und wird 
wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird aufgehoben.

bb) Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden die 
Sätze 1 bis 3.

cc) Der bisherige Satz 5 wird Satz 4 und 
wird wie folgt gefasst:

„4§ 13 Abs. 5 gilt entsprechend.“

d) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3 und Satz 5 
wird wie folgt gefasst:

„5§ 13 Abs. 5 Satz 3 gilt entsprechend.“

e) Der bisherige Abs. 5 wird aufgehoben.

f) Die bisherigen Abs. 6 und 7 werden durch 
folgenden Abs. 4 ersetzt:

„(4) 1���� ��� ��������������������
Bildungsgang Berufsschule Plus die Be-
rufsschule erfolgreich besucht und die 
Berufsabschlussprüfung sowie die Ergän-
zungsprüfung zum Erwerb der Fachhoch-
schulreife erfolgreich abgelegt hat, erhält ein 
Zeugnis, das die Berechtigung zum Studium 
an Fachhochschulen bescheinigt (Zeugnis 
der Fachhochschulreife). 2Das Zeugnis weist 
die Gesamtnoten in den vier Fächern gemäß 
§ 9 Abs. 1 ErgPOFHR, die Jahresfortgangs-
note des naturwissenschaftlichen Fachs des 
dritten Jahres des Zusatzunterrichts sowie 
die Prüfungsgesamtnote aus. 3Im gesell-
schaftswissenschaftlichen Fach wird die 
Gesamtnote aus der Jahresfortgangsnote 
im gesellschaftswissenschaftlichen Fach 
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alle zwei Jahre gewählt. 2Ihre Amtszeit beginnt 
mit dem ersten Zusammentritt des Berufs-
schulbeirats nach der Wahl und endet mit dem 
ersten Zusammentritt des Berufsschulbeirats 
nach der darauf folgenden Wahl. 3Die Mitglied-
schaft endet vorzeitig bei den Vertretern der 
Lehrkräfte und der Schülerinnen und Schüler 
mit dem Ausscheiden aus der Schule, bei den 
Erziehungsberechtigten mit dem Ausscheiden 
des Kindes aus der Berufsschule; die Mitglied-
schaft endet ferner vorzeitig mit der Amtsnie-
derlegung sowie bei Verlust der Wählbarkeit. 
4Beim Ausscheiden während der Amtszeit wird 
die Person mit der nächsthöheren Stimmen-
zahl Mitglied.

(2) Die Amtszeit der bestellten Mitglieder 
endet mit der Bestellung eines neuen Mit-
glieds.

(3) 1§ 16 Abs. 4 BaySchO gilt entspre-
chend. 2Notwendige Fahrtkosten und Ver-
dienstausfälle werden auf Antrag vom Auf-
wandsträger erstattet.

§ 22

Geschäftsgang

(1) 1Die Schulleiterin oder der Schulleiter 
beruft im Einvernehmen mit dem Vertreter des 
Aufwandsträgers den Berufsschulbeirat nach 
Bedarf zu den Sitzungen ein, mindestens je-
doch einmal im Jahr. 2Der Berufsschulbeirat 
ist einzuberufen, wenn ein Mitglied nach § 19 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Buchst. a oder Nr. 4 oder 
ein Drittel der Mitglieder es beantragt.

(2) 1Die Tagesordnung setzt die Schullei-
terin oder der Schulleiter fest; sie ist mit der 
Einladung allen Mitgliedern und den Teilnah-
meberechtigten rechtzeitig zu übermitteln. 
2Anträge von Mitgliedern und Teilnahmebe-
rechtigten sind nachträglich auf die Tages-
ordnung zu setzen, wenn sie spätestens drei 
Tage vor der Sitzung der Schulleitung zuge-
gangen sind.

(3) 1§ 17 Abs. 1 und 2 Satz 4 bis 7 Bay-
SchO gilt entsprechend. 2Bei Abstimmungen 
sind neben den Mitgliedern die Teilnahmebe-
rechtigten nach § 19 Abs. 2 in den jeweils sie 
betreffenden Angelegenheiten stimmberech-
tigt; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der 
oder des Vorsitzenden den Ausschlag.

(4) Der Berufsschulbeirat kann sich eine 
Geschäftsordnung geben.

§ 23

Gemeinsamer Berufsschulbeirat

(1) 1Dem gemeinsamen Berufsschulbeirat 
gehören an:

1. ein Vertreter des Schulträgers,

2. je zwei Vertreter der in § 19 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1, 2, 3 Buchst. b und c und Nr. 4 genann-
ten Gruppen.

2Den Vorsitz führt der Vertreter des Schulträgers.

(2) Die Vertreter der Schulleiter werden von 
ihnen, die übrigen Vertreter nach Abs. 1 Nr. 2 
von den jeweiligen Gruppenvertretern in den 
Berufsschulbeiräten jeweils aus ihrer Mitte ge-
wählt.

(3) Die §§ 21 und 22 gelten entsprechend.

§ 24

Zusammenarbeit mit  
außerschulischen Stellen

(1) 1Die Berufsschulen wirken im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit mit den Ausbildenden, den 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern und den 
Arbeitnehmervertreterinnen und Arbeitnehmer-
vertretern der jeweiligen Ausbildungsbetriebe 
vertrauensvoll zusammen. 2Mindestens für jedes 
Schulhalbjahr werden den Ausbildungsbetrieben 
auf Antrag über die Schülerinnen oder Schüler 
die Themenbereiche für die einzelnen Fächer 
übermittelt. 3Auf Einladung soll die Berufsschule 
Vertreter zu Versammlungen der örtlichen oder 
regionalen Gremien der Ausbildungsbetriebe 
entsenden. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten für die Zu-
sammenarbeit mit den zuständigen Stellen und 
mit den Trägern überbetrieblicher Ausbildung 
entsprechend.

(2) Zuständige Stellen im Sinn dieser Schul-
ordnung sind die nach Teil 3 Kapitel 1 BBiG zu-
ständigen Stellen.

§ 25

Weitergabe von Informationen

(1) Es werden hinsichtlich ihrer Schülerinnen 
und Schüler jeweils baldmöglichst unterrichtet:

1. die Ausbildungsbetriebe über
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c) der Erziehungsberechtigten,

4. je zwei Vertreter

a) der Arbeitgeber,

b) der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer,

c) der zuständigen Stellen (§ 24 Abs. 2).

2Den Vorsitz führt, soweit er als Vertreter des 
Aufwandsträgers an der Sitzung teilnimmt, der 
Landrat oder Oberbürgermeister bzw. sein ge-
setzlicher Vertreter, im Übrigen die Schulleiterin 
oder der Schulleiter.

(2) An den Sitzungen können beratend teil-
nehmen

1. Vertreter der Schulaufsichtsbehörden,

2. je ein Vertreter

a) der beteiligten Religionsgemeinschaften,

b) der Berufsberatung der Agentur für Arbeit,

3. die Schulärztin, der Schularzt oder ein ande-
rer Vertreter des öffentlichen Gesundheits-
dienstes,

4. wenn an der Schule landwirtschaftliche 
Fachklassen bestehen, je ein Vertreter

a) des örtlich zuständigen Amts für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten,

b) des Bayerischen Bauernverbands,

5. wenn die Schule von Auszubildenden für die 
öffentliche Verwaltung besucht wird, ein Ver-
treter der Behörden,

6. wenn die Schule von Auszubildenden des 
Handwerks besucht wird, ein Vertreter der 
Gesellenausschüsse,

7. wenn an der Schule Jugendsozialarbeit ein-
gerichtet ist, ein Vertreter der öffentlichen 
und freien Jugendhilfe.

§ 20

Wahl und Bestellung der  
Vertreter im Berufsschulbeirat

(1) Unter Vorsitz der Schulleiterin oder des 

Schulleiters wählt mit einfacher Mehrheit

1. die Lehrerkonferenz die Vertreter nach 
§ 19 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2,

2. die Tagessprecher-
ausschüsse

die Vertreter nach 
§ 19 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 Buchst. b,

3. die Erziehungsbe-
rechtigten

die Vertreter nach 
§ 19 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 Buchst. c.

(2) 1Es entsenden:

1. das zuständige 
Organ des Auf-
wandsträgers

die Vertreter nach 
§ 19 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 Buchst. a,

2. die örtlich zuständi-
gen Gliederungen 
der Arbeitgeberor-
ganisationen

die Vertreter nach 
§ 19 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 4 Buchst. a,

3. der Deutsche Ge-
werkschaftsbund

die Vertreter nach 
§ 19 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 4 Buchst. b,

4. die zuständigen 
Stellen

die Vertreter nach 
§ 19 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 4 Buchst. c,

5. die örtlich zustän-
digen kirchlichen 
Oberbehörden

die Vertreter nach 
§ 19 Abs. 2 Nr. 2 
Buchst. a,

6. der Behördenvor-
stand

die Vertreter nach 
§ 19 Abs. 2 Nr. 5,

7. der Bayerische 
Bauernverband

die Vertreter nach 
§ 19 Abs. 2 Nr. 4 
Buchst. b,

8. die örtlich zuständi-
ge Handwerkskam-
mer

die Vertreter nach 
§ 19 Abs. 2 Nr. 6,

9. die Träger der 
öffentlichen Jugend-
hilfe

die Vertreter nach 
§ 19 Abs. 2 Nr. 7.

2Die Mitglieder nach Satz 1 Nr. 2 und 3 müssen 
im Schulsprengel, die Mitglieder nach Satz 1 
Nr. 4 im Bezirk ihrer für die Berufsschule zustän-
digen Stelle ihren Wohnsitz oder Arbeitsplatz 
haben.

§ 21

Amtszeiten  
und Mitgliedschaft

(1) 1Die Mitglieder nach § 20 Abs. 1 werden 
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alle zwei Jahre gewählt. 2Ihre Amtszeit beginnt 
mit dem ersten Zusammentritt des Berufs-
schulbeirats nach der Wahl und endet mit dem 
ersten Zusammentritt des Berufsschulbeirats 
nach der darauf folgenden Wahl. 3Die Mitglied-
schaft endet vorzeitig bei den Vertretern der 
Lehrkräfte und der Schülerinnen und Schüler 
mit dem Ausscheiden aus der Schule, bei den 
Erziehungsberechtigten mit dem Ausscheiden 
des Kindes aus der Berufsschule; die Mitglied-
schaft endet ferner vorzeitig mit der Amtsnie-
derlegung sowie bei Verlust der Wählbarkeit. 
4Beim Ausscheiden während der Amtszeit wird 
die Person mit der nächsthöheren Stimmen-
zahl Mitglied.

(2) Die Amtszeit der bestellten Mitglieder 
endet mit der Bestellung eines neuen Mit-
glieds.

(3) 1§ 16 Abs. 4 BaySchO gilt entspre-
chend. 2Notwendige Fahrtkosten und Ver-
dienstausfälle werden auf Antrag vom Auf-
wandsträger erstattet.

§ 22

Geschäftsgang

(1) 1Die Schulleiterin oder der Schulleiter 
beruft im Einvernehmen mit dem Vertreter des 
Aufwandsträgers den Berufsschulbeirat nach 
Bedarf zu den Sitzungen ein, mindestens je-
doch einmal im Jahr. 2Der Berufsschulbeirat 
ist einzuberufen, wenn ein Mitglied nach § 19 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Buchst. a oder Nr. 4 oder 
ein Drittel der Mitglieder es beantragt.

(2) 1Die Tagesordnung setzt die Schullei-
terin oder der Schulleiter fest; sie ist mit der 
Einladung allen Mitgliedern und den Teilnah-
meberechtigten rechtzeitig zu übermitteln. 
2Anträge von Mitgliedern und Teilnahmebe-
rechtigten sind nachträglich auf die Tages-
ordnung zu setzen, wenn sie spätestens drei 
Tage vor der Sitzung der Schulleitung zuge-
gangen sind.

(3) 1§ 17 Abs. 1 und 2 Satz 4 bis 7 Bay-
SchO gilt entsprechend. 2Bei Abstimmungen 
sind neben den Mitgliedern die Teilnahmebe-
rechtigten nach § 19 Abs. 2 in den jeweils sie 
betreffenden Angelegenheiten stimmberech-
tigt; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der 
oder des Vorsitzenden den Ausschlag.

(4) Der Berufsschulbeirat kann sich eine 
Geschäftsordnung geben.

§ 23

Gemeinsamer Berufsschulbeirat

(1) 1Dem gemeinsamen Berufsschulbeirat 
gehören an:

1. ein Vertreter des Schulträgers,

2. je zwei Vertreter der in § 19 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1, 2, 3 Buchst. b und c und Nr. 4 genann-
ten Gruppen.

2Den Vorsitz führt der Vertreter des Schulträgers.

(2) Die Vertreter der Schulleiter werden von 
ihnen, die übrigen Vertreter nach Abs. 1 Nr. 2 
von den jeweiligen Gruppenvertretern in den 
Berufsschulbeiräten jeweils aus ihrer Mitte ge-
wählt.

(3) Die §§ 21 und 22 gelten entsprechend.

§ 24

Zusammenarbeit mit  
außerschulischen Stellen

(1) 1Die Berufsschulen wirken im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit mit den Ausbildenden, den 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern und den 
Arbeitnehmervertreterinnen und Arbeitnehmer-
vertretern der jeweiligen Ausbildungsbetriebe 
vertrauensvoll zusammen. 2Mindestens für jedes 
Schulhalbjahr werden den Ausbildungsbetrieben 
auf Antrag über die Schülerinnen oder Schüler 
die Themenbereiche für die einzelnen Fächer 
übermittelt. 3Auf Einladung soll die Berufsschule 
Vertreter zu Versammlungen der örtlichen oder 
regionalen Gremien der Ausbildungsbetriebe 
entsenden. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten für die Zu-
sammenarbeit mit den zuständigen Stellen und 
mit den Trägern überbetrieblicher Ausbildung 
entsprechend.

(2) Zuständige Stellen im Sinn dieser Schul-
ordnung sind die nach Teil 3 Kapitel 1 BBiG zu-
ständigen Stellen.

§ 25

Weitergabe von Informationen

(1) Es werden hinsichtlich ihrer Schülerinnen 
und Schüler jeweils baldmöglichst unterrichtet:

1. die Ausbildungsbetriebe über
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c) der Erziehungsberechtigten,

4. je zwei Vertreter

a) der Arbeitgeber,

b) der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer,

c) der zuständigen Stellen (§ 24 Abs. 2).

2Den Vorsitz führt, soweit er als Vertreter des 
Aufwandsträgers an der Sitzung teilnimmt, der 
Landrat oder Oberbürgermeister bzw. sein ge-
setzlicher Vertreter, im Übrigen die Schulleiterin 
oder der Schulleiter.

(2) An den Sitzungen können beratend teil-
nehmen

1. Vertreter der Schulaufsichtsbehörden,

2. je ein Vertreter

a) der beteiligten Religionsgemeinschaften,

b) der Berufsberatung der Agentur für Arbeit,

3. die Schulärztin, der Schularzt oder ein ande-
rer Vertreter des öffentlichen Gesundheits-
dienstes,

4. wenn an der Schule landwirtschaftliche 
Fachklassen bestehen, je ein Vertreter

a) des örtlich zuständigen Amts für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten,

b) des Bayerischen Bauernverbands,

5. wenn die Schule von Auszubildenden für die 
öffentliche Verwaltung besucht wird, ein Ver-
treter der Behörden,

6. wenn die Schule von Auszubildenden des 
Handwerks besucht wird, ein Vertreter der 
Gesellenausschüsse,

7. wenn an der Schule Jugendsozialarbeit ein-
gerichtet ist, ein Vertreter der öffentlichen 
und freien Jugendhilfe.

§ 20

Wahl und Bestellung der  
Vertreter im Berufsschulbeirat

(1) Unter Vorsitz der Schulleiterin oder des 

Schulleiters wählt mit einfacher Mehrheit

1. die Lehrerkonferenz die Vertreter nach 
§ 19 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2,

2. die Tagessprecher-
ausschüsse

die Vertreter nach 
§ 19 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 Buchst. b,

3. die Erziehungsbe-
rechtigten

die Vertreter nach 
§ 19 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 Buchst. c.

(2) 1Es entsenden:

1. das zuständige 
Organ des Auf-
wandsträgers

die Vertreter nach 
§ 19 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 Buchst. a,

2. die örtlich zuständi-
gen Gliederungen 
der Arbeitgeberor-
ganisationen

die Vertreter nach 
§ 19 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 4 Buchst. a,

3. der Deutsche Ge-
werkschaftsbund

die Vertreter nach 
§ 19 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 4 Buchst. b,

4. die zuständigen 
Stellen

die Vertreter nach 
§ 19 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 4 Buchst. c,

5. die örtlich zustän-
digen kirchlichen 
Oberbehörden

die Vertreter nach 
§ 19 Abs. 2 Nr. 2 
Buchst. a,

6. der Behördenvor-
stand

die Vertreter nach 
§ 19 Abs. 2 Nr. 5,

7. der Bayerische 
Bauernverband

die Vertreter nach 
§ 19 Abs. 2 Nr. 4 
Buchst. b,

8. die örtlich zuständi-
ge Handwerkskam-
mer

die Vertreter nach 
§ 19 Abs. 2 Nr. 6,

9. die Träger der 
öffentlichen Jugend-
hilfe

die Vertreter nach 
§ 19 Abs. 2 Nr. 7.

2Die Mitglieder nach Satz 1 Nr. 2 und 3 müssen 
im Schulsprengel, die Mitglieder nach Satz 1 
Nr. 4 im Bezirk ihrer für die Berufsschule zustän-
digen Stelle ihren Wohnsitz oder Arbeitsplatz 
haben.

§ 21

Amtszeiten  
und Mitgliedschaft

(1) 1Die Mitglieder nach § 20 Abs. 1 werden 
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  3. In § 67 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „Art. 69 
Abs. 6 BayEUG“ durch die Wörter „§ 17 Abs. 2 
Satz 1 der Bayerischen Schulordnung“ ersetzt.

  4. In der Überschrift zum Neunten Teil wird die An-
gabe „(vgl. Art. 86 bis 88a BayEUG)“ gestrichen.

  5. § 74 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Verfehlungen in der praktischen Ausbil-
dung“.

b) Die Abs. 1 bis 8 werden aufgehoben.

c) Im bisherigen Abs. 9 wird die Absatzbe-
zeichnung gestrichen und in Satz 2 werden 
nach dem Wort „Ordnungsmaßnahmen“ die 
Wörter „und Sicherungsmaßnahmen gemäß 
den Art. 86 und 87 BayEUG“ eingefügt.

  6. § 75 wird aufgehoben.

§ 11

Änderung der  
Berufsfachschulordnung Musik

Die Berufsfachschulordnung Musik (BFSO Mu-
sik) vom 30. September 2008 (GVBl. S. 806, BayRS 
 2236-4-1-3-K), die zuletzt durch § 7a Abs. 9 der Verord-
nung vom 11. September 2015 (GVBl. S. 349) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zum Elf-
ten Teil wie folgt gefasst:

„Elfter Teil

(aufgehoben)

§ 61 (aufgehoben)
§ 62 (aufgehoben)“.

  2. In § 56 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „Art. 69 
Abs. 6 BayEUG“ durch die Wörter „§ 17 Abs. 2 
Satz 1 der Bayerischen Schulordnung“ ersetzt. 

  3. Der Elfte Teil wird aufgehoben.

§ 12

Änderung der Berufsfachschulordnung  
nichtärztliche Heilberufe

Die Berufsfachschulordnung nichtärztliche Heilbe-

rufe (BFSO HeilB) vom 18. Januar 1993 (GVBl. S. 35, 
BayRS 2236-4-1-4-K), die zuletzt durch § 7a Abs. 10 der 
Verordnung vom 11. September 2015 (GVBl. S. 349) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zu 
den §§ 62 und 63 wie folgt gefasst:

„§ 62  Verfehlungen während der fachprakti-
schen Ausbildung

  § 63 (aufgehoben)“.

  2. § 15 Abs. 3 Satz 3 wird aufgehoben.

  3. In der Überschrift zum Neunten Teil wird die An-
gabe „(vgl. Art. 86 bis 88a BayEUG)“ gestrichen. 

  4. § 62 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Verfehlungen während der fachpraktischen 
Ausbildung“.

b) Die Abs. 1 bis 7 werden aufgehoben.

c) Im bisherigen Abs. 8 wird die Absatzbe-
zeichnung gestrichen und in Satz 2 werden 
die Wörter „kann eine Ordnungsmaßnahme“ 
durch die Wörter „können Ordnungsmaß-
nahmen und Sicherungsmaßnahmen ge-
mäß den Art. 86 und 87 BayEUG“ ersetzt.

  5. § 63 wird aufgehoben.

§ 13

Änderung der  
Berufsfachschulordnung  

Fremdsprachenberufe

Die Berufsfachschulordnung Fremdsprachenberu-
fe (BFSO Sprachen) vom 21. Mai 1993 (GVBl. S. 419, 
BayRS 2236-4-1-6-K), die zuletzt durch § 7a Abs. 11 der 
Verordnung vom 11. September 2015 (GVBl. S. 349) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

  1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angaben zum Zehnten Teil werden wie 
folgt gefasst:

„Zehnter Teil 

 (aufgehoben)

§ 65 (aufgehoben)
§ 66 (aufgehoben)“.
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a) alle ausbildungsbedeutsamen Angele-
genheiten,

b) Fehltage und Beurlaubungen, für die 
der Schule keine Ablichtung der dem 
Ausbildungsbetrieb vorgelegten Arbeits-
unfähigkeitsbescheinigung übermittelt 
wurde,

c) Erziehungs-, Ordnungs- und Siche-
rungsmaßnahmen,

d) einen deutlichen Abfall der schulischen 
Leistungen,

2. die Erziehungsberechtigten über Fehltage 
und Beurlaubungen,

3. die zuständigen Stellen über die Durch-
schnittsnote nach § 18 Abs. 1, wenn die 
Schülerin oder der Schüler die Aufnahme 
dieser Note in das Berufsabschlusszeugnis 
beantragt.

(2) Zur Vermeidung von zeitlichen Über-
schneidungen des Berufsschulunterrichts mit 
Maßnahmen nach § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 
3 stellen, soweit erforderlich, die Berufsschulen 
den Maßnahmeträgern auf Anforderung Listen 
zur Verfügung, in denen die Namen der betrof-
fenen Schülerinnen und Schüler, die besuchten 
Fachklassen und ihre Ausbildungsbetriebe ent-
halten sind.“

 35. Der bisherige Sechste Teil wird Teil 7 und die 
Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Schlussvorschrift“.

 36. Die bisherigen §§ 50 und 51 werden aufgeho-
ben.

 37. Der bisherige § 52 wird § 26 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „ , Außer-
krafttreten“ gestrichen.

b) In Abs. 1 wird die Absatzbezeichnung gestri-
chen.

c) Abs. 2 wird aufgehoben.

 38. Die Anlage wird Anlage 1 und wird wie folgt ge-
ändert:

a) In der Anlagenbezeichnung wird unter dem 
Wort „Anlage“ die Angabe „(zu § 9 Abs. 1)“ 
eingefügt.

b) Im Absatz vor Nr. 1 wird nach Satz 3 folgen-
der Satz 4 eingefügt:

„4Der für die Ausbildung im Berufsgrund-
schuljahr und im Berufsvorbereitungsjahr 
�������������� ������� ��� ����������������
ist in der jeweils gültigen Stundentafel fest-
gelegt.“

c) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5.

 39. Es wird folgende Anlage 2 angefügt:

„Anlage 2
(zu § 12 Abs. 2 Satz 6)

����������������������������������� 
Berufsschule Plus

Fächer Wochenstunden

1. 
Schul-

jahr

2. 
Schul-

jahr

3. 
Schul-

jahr

Deutsch 2 1 2

Englisch 1 2 2

Mathematik 2 2 21

Naturwissen-
schaftlicher
Unterricht

-- 1 1

Gesellschaftswis-
senschaftlicher
Unterricht

1 -- --

Insgesamt 6 6 7

1  Je nach Schwerpunkt werden zwei Gruppen 
gebildet: Technik, Nichttechnik.“

§ 10

Änderung der  
���������������������
	��������


��� ���	���������	�����	��� �������	��� ������
������� ���� ���� ���� ����� �� ���� ��� ���� ������ ����
4-1-2-K), die zuletzt durch Verordnung vom 13. Juni 2016 
(GVBl. S. 117) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zu 
den §§ 74 und 75 wie folgt gefasst:

„§ 74   Verfehlungen in der praktischen Ausbil-
dung

  § 75 (aufgehoben)“.

  2. § 20 Abs. 5 wird aufgehoben.
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  3. In § 67 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „Art. 69 
Abs. 6 BayEUG“ durch die Wörter „§ 17 Abs. 2 
Satz 1 der Bayerischen Schulordnung“ ersetzt.

  4. In der Überschrift zum Neunten Teil wird die An-
gabe „(vgl. Art. 86 bis 88a BayEUG)“ gestrichen.

  5. § 74 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Verfehlungen in der praktischen Ausbil-
dung“.

b) Die Abs. 1 bis 8 werden aufgehoben.

c) Im bisherigen Abs. 9 wird die Absatzbe-
zeichnung gestrichen und in Satz 2 werden 
nach dem Wort „Ordnungsmaßnahmen“ die 
Wörter „und Sicherungsmaßnahmen gemäß 
den Art. 86 und 87 BayEUG“ eingefügt.

  6. § 75 wird aufgehoben.

§ 11

Änderung der  
Berufsfachschulordnung Musik

Die Berufsfachschulordnung Musik (BFSO Mu-
sik) vom 30. September 2008 (GVBl. S. 806, BayRS 
 2236-4-1-3-K), die zuletzt durch § 7a Abs. 9 der Verord-
nung vom 11. September 2015 (GVBl. S. 349) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zum Elf-
ten Teil wie folgt gefasst:

„Elfter Teil

(aufgehoben)

§ 61 (aufgehoben)
§ 62 (aufgehoben)“.

  2. In § 56 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „Art. 69 
Abs. 6 BayEUG“ durch die Wörter „§ 17 Abs. 2 
Satz 1 der Bayerischen Schulordnung“ ersetzt. 

  3. Der Elfte Teil wird aufgehoben.

§ 12

Änderung der Berufsfachschulordnung  
nichtärztliche Heilberufe

Die Berufsfachschulordnung nichtärztliche Heilbe-

rufe (BFSO HeilB) vom 18. Januar 1993 (GVBl. S. 35, 
BayRS 2236-4-1-4-K), die zuletzt durch § 7a Abs. 10 der 
Verordnung vom 11. September 2015 (GVBl. S. 349) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zu 
den §§ 62 und 63 wie folgt gefasst:

„§ 62  Verfehlungen während der fachprakti-
schen Ausbildung

  § 63 (aufgehoben)“.

  2. § 15 Abs. 3 Satz 3 wird aufgehoben.

  3. In der Überschrift zum Neunten Teil wird die An-
gabe „(vgl. Art. 86 bis 88a BayEUG)“ gestrichen. 

  4. § 62 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Verfehlungen während der fachpraktischen 
Ausbildung“.

b) Die Abs. 1 bis 7 werden aufgehoben.

c) Im bisherigen Abs. 8 wird die Absatzbe-
zeichnung gestrichen und in Satz 2 werden 
die Wörter „kann eine Ordnungsmaßnahme“ 
durch die Wörter „können Ordnungsmaß-
nahmen und Sicherungsmaßnahmen ge-
mäß den Art. 86 und 87 BayEUG“ ersetzt.

  5. § 63 wird aufgehoben.

§ 13

Änderung der  
Berufsfachschulordnung  

Fremdsprachenberufe

Die Berufsfachschulordnung Fremdsprachenberu-
fe (BFSO Sprachen) vom 21. Mai 1993 (GVBl. S. 419, 
BayRS 2236-4-1-6-K), die zuletzt durch § 7a Abs. 11 der 
Verordnung vom 11. September 2015 (GVBl. S. 349) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

  1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angaben zum Zehnten Teil werden wie 
folgt gefasst:

„Zehnter Teil 

 (aufgehoben)

§ 65 (aufgehoben)
§ 66 (aufgehoben)“.
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a) alle ausbildungsbedeutsamen Angele-
genheiten,

b) Fehltage und Beurlaubungen, für die 
der Schule keine Ablichtung der dem 
Ausbildungsbetrieb vorgelegten Arbeits-
unfähigkeitsbescheinigung übermittelt 
wurde,

c) Erziehungs-, Ordnungs- und Siche-
rungsmaßnahmen,

d) einen deutlichen Abfall der schulischen 
Leistungen,

2. die Erziehungsberechtigten über Fehltage 
und Beurlaubungen,

3. die zuständigen Stellen über die Durch-
schnittsnote nach § 18 Abs. 1, wenn die 
Schülerin oder der Schüler die Aufnahme 
dieser Note in das Berufsabschlusszeugnis 
beantragt.

(2) Zur Vermeidung von zeitlichen Über-
schneidungen des Berufsschulunterrichts mit 
Maßnahmen nach § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 
3 stellen, soweit erforderlich, die Berufsschulen 
den Maßnahmeträgern auf Anforderung Listen 
zur Verfügung, in denen die Namen der betrof-
fenen Schülerinnen und Schüler, die besuchten 
Fachklassen und ihre Ausbildungsbetriebe ent-
halten sind.“

 35. Der bisherige Sechste Teil wird Teil 7 und die 
Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Schlussvorschrift“.

 36. Die bisherigen §§ 50 und 51 werden aufgeho-
ben.

 37. Der bisherige § 52 wird § 26 und wird wie folgt 
geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „ , Außer-
krafttreten“ gestrichen.

b) In Abs. 1 wird die Absatzbezeichnung gestri-
chen.

c) Abs. 2 wird aufgehoben.

 38. Die Anlage wird Anlage 1 und wird wie folgt ge-
ändert:

a) In der Anlagenbezeichnung wird unter dem 
Wort „Anlage“ die Angabe „(zu § 9 Abs. 1)“ 
eingefügt.

b) Im Absatz vor Nr. 1 wird nach Satz 3 folgen-
der Satz 4 eingefügt:

„4Der für die Ausbildung im Berufsgrund-
schuljahr und im Berufsvorbereitungsjahr 
�������������� ������� ��� ����������������
ist in der jeweils gültigen Stundentafel fest-
gelegt.“

c) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5.

 39. Es wird folgende Anlage 2 angefügt:

„Anlage 2
(zu § 12 Abs. 2 Satz 6)

����������������������������������� 
Berufsschule Plus

Fächer Wochenstunden

1. 
Schul-

jahr

2. 
Schul-

jahr

3. 
Schul-

jahr

Deutsch 2 1 2

Englisch 1 2 2

Mathematik 2 2 21

Naturwissen-
schaftlicher
Unterricht

-- 1 1

Gesellschaftswis-
senschaftlicher
Unterricht

1 -- --

Insgesamt 6 6 7

1  Je nach Schwerpunkt werden zwei Gruppen 
gebildet: Technik, Nichttechnik.“

§ 10

Änderung der  
���������������������
	��������


��� ���	���������	�����	��� �������	��� ������
������� ���� ���� ���� ����� �� ���� ��� ���� ������ ����
4-1-2-K), die zuletzt durch Verordnung vom 13. Juni 2016 
(GVBl. S. 117) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zu 
den §§ 74 und 75 wie folgt gefasst:

„§ 74   Verfehlungen in der praktischen Ausbil-
dung

  § 75 (aufgehoben)“.

  2. § 20 Abs. 5 wird aufgehoben.
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  4. § 72 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Verfehlungen während der fachpraktischen 
Ausbildung“.

b) Die Abs. 1 bis 6 werden aufgehoben.

c) Im bisherigen Abs. 7 wird die Absatzbe-
zeichnung gestrichen und in Satz 2 werden 
die Wörter „kann eine Ordnungsmaßnah-
me“ durch die Wörter „können Ordnungs-
maßnahmen und Sicherungsmaßnahmen 
gemäß den Art. 86 und 87 BayEUG“ er-
setzt.

  5. § 73 wird aufgehoben.

§ 15

Änderung der Berufsfachschulordnung Podologie

Die Berufsfachschulordnung Podologie (BFSO Po-
dologie) vom 23. April 1993 (GVBl. S. 317, 854, BayRS 
2236-4-1-8-K), die zuletzt durch § 7a Abs. 13 der Verord-
nung vom 11. September 2015 (GVBl. S. 349) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zu 
den §§ 71 und 72 wie folgt gefasst:

„§ 71  Verfehlungen während der fachprakti-
schen Ausbildung

  § 72 (aufgehoben)“.

  2. § 14 Abs. 3 Satz 3 wird aufgehoben.

  3. § 62 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Das Schulforum ist über § 17 Abs. 2 
Satz 1 der Bayerischen Schulordnung hinaus 
auf Verlangen von mindestens vier Mitgliedern 
einzuberufen.“

  4. § 71 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Verfehlungen während der fachpraktischen 
Ausbildung“.

b) Die Abs. 1 bis 6 werden aufgehoben.

c) Im bisherigen Abs. 7 wird die Absatzbe-
zeichnung gestrichen und in Satz 2 werden 
die Wörter „kann eine Ordnungsmaßnahme“ 
durch die Wörter „können Ordnungsmaß-

nahmen und Sicherungsmaßnahmen ge-
mäß den Art. 86 und 87 BayEUG“ ersetzt.

  5. § 72 wird aufgehoben.

§ 16

Änderung der Berufsfachschulordnung 

Die Berufsfachschulordnung (BFSO) vom 11. März 
2015 (GVBl. S. 30, BayRS 2236-4-1-9-K), die zuletzt 
durch § 7a Abs. 14 der Verordnung vom 11. September 
2015 (GVBl. S. 349) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zu 
den §§ 16 und 17 wie folgt gefasst:

„§ 16  Verfehlungen während der fachprakti-
schen Ausbildung

  § 17 (aufgehoben)“.

  2. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Verfehlungen während der fachpraktischen 
Ausbildung“.

b) Die Abs. 1 bis 6 werden aufgehoben.

c) Im bisherigen Abs. 7 wird die Absatzbe-
zeichnung gestrichen und in Satz 3 werden 
die Wörter „kann eine Ordnungsmaßnahme“ 
durch die Wörter „können Ordnungsmaß-
nahmen und Sicherungsmaßnahmen ge-
mäß den Art. 86 und 87 BayEUG“ ersetzt.

  3. § 17 wird aufgehoben.

  4. In § 22 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „Art. 69 
Abs. 7 BayEUG“ durch die Wörter „§ 17 Abs. 2 
Satz 1 der Bayerischen Schulordnung“ ersetzt.

  5.  § 40 Abs. 4 wird aufgehoben.

§ 17

Änderung der Wirtschaftsschulordnung

Die Wirtschaftsschulordnung (WSO) vom 30. 
Dezember 2009 (GVBl. 2010 S.17, 227, BayRS 
 2236-5-1-K), die zuletzt durch Verordnung vom 28. No-
vember 2015 (GVBl. S. 449) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zu 
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b) Nach der Angabe zu § 67 wird folgende An-
gabe eingefügt:

„§ 67a Übergangsregelung“.

c) In der Angabe zu § 68 werden die Wörter 
„ , Außerkrafttreten, Übergangsregelung“ ge-
strichen.

  2. In § 18 Abs. 3, § 31a Satz 1 Nr. 2 und § 41 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 4 wird jeweils das Wort „Textverarbei-
tung“ durch das Wort „Informationsverarbeitung“ 
ersetzt.

  3. § 42 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)  Im Satzteil vor Nr. 1 wird das 
Wort „Textverarbeitung“ durch 
das Wort „Informationsverar-
beitung“ ersetzt.

bbb)  In Nr. 2 wird die Angabe „30“ 
durch die Angabe „40“ ersetzt.

ccc)  In Nr. 3 wird das Wort „Textor-
ganisation“ durch das Wort „Ta-
bellenkalkulation“ und wird die 
Angabe „30“ durch die Angabe 
„20“ ersetzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

 „2Die Prüfung in Informationsverarbei-
tung erfolgt nach den Bestimmungen 
des Staatsministeriums.“

cc) In Satz 3 wird das Wort „Textverarbei-
tung“ durch das Wort „Informationsver-
arbeitung“ ersetzt.

b) In Abs. 4 Satz 2 und 3 wird jeweils das Wort 
„Textverarbeitung“ durch das Wort „Informa-
tionsverarbeitung“ ersetzt.

  4. Der Zehnte Teil wird aufgehoben. 

  5. Nach § 67 wird folgender § 67a eingefügt:

„§ 67a

Übergangsregelung

Diese Verordnung ist in der bis zum 31. Juli 
2014 geltenden Fassung längstens bis zum 
31. Juli 2016 weiter anzuwenden

1. für die Schülerinnen und Schüler, die ihre 
Ausbildung vor dem 1. August 2014 begon-
nen haben, und 

2. für andere Bewerber, die die Abschlussprü-
fung

a) im Schuljahr 2014/2015 abgelegt oder 
wiederholt haben oder 

b) im Schuljahr 2015/2016 wiederholen.“

  6. § 68 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „ , Au-
ßerkrafttreten, Übergangsregelung“ gestri-
chen.

b) In Abs. 1 wird die Absatzbezeichnung gestri-
chen.

c) Die Abs. 2 und 3 werden aufgehoben.

  7. Die Anlage wird wie folgt geändert:

a) In der Anlagenbezeichnung wird unter dem 
Wort „Anlage“ die Angabe „(zu § 7 Abs. 1)“ 
eingefügt.

b) In der Tabelle Spalte 1 wird in der Zeile „F) 
11. Textverarbeitung9)“ das Wort „Textverar-
beitung“ durch das Wort „Informationsverar-
beitung“ ersetzt.

§ 14

Änderung der Berufsfachschulordnung  
Technische Assistenten Medizin/Pharmazie

Die Berufsfachschulordnung Technische Assistenten 
Medizin/Pharmazie (BFSO MTA PTA) vom 3. September 
1987 (GVBl. S. 325, BayRS 2236-4-1-7-K), die zuletzt 
durch § 7a Abs. 12 der Verordnung vom 11. September 
2015 (GVBl. S. 349) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zu 
den §§ 72 und 73 wie folgt gefasst:

„§ 72  Verfehlungen während der fachprakti-
schen Ausbildung

  § 73 (aufgehoben)“.

  2. § 14 Abs. 3 Satz 3 wird aufgehoben.

  3. In der Überschrift zum Neunten Teil wird die 
Angabe „(vgl. Art. 86 bis 88a BayEUG)“ gestri-
chen.
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  4. § 72 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Verfehlungen während der fachpraktischen 
Ausbildung“.

b) Die Abs. 1 bis 6 werden aufgehoben.

c) Im bisherigen Abs. 7 wird die Absatzbe-
zeichnung gestrichen und in Satz 2 werden 
die Wörter „kann eine Ordnungsmaßnah-
me“ durch die Wörter „können Ordnungs-
maßnahmen und Sicherungsmaßnahmen 
gemäß den Art. 86 und 87 BayEUG“ er-
setzt.

  5. § 73 wird aufgehoben.

§ 15

Änderung der Berufsfachschulordnung Podologie

Die Berufsfachschulordnung Podologie (BFSO Po-
dologie) vom 23. April 1993 (GVBl. S. 317, 854, BayRS 
2236-4-1-8-K), die zuletzt durch § 7a Abs. 13 der Verord-
nung vom 11. September 2015 (GVBl. S. 349) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zu 
den §§ 71 und 72 wie folgt gefasst:

„§ 71  Verfehlungen während der fachprakti-
schen Ausbildung

  § 72 (aufgehoben)“.

  2. § 14 Abs. 3 Satz 3 wird aufgehoben.

  3. § 62 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Das Schulforum ist über § 17 Abs. 2 
Satz 1 der Bayerischen Schulordnung hinaus 
auf Verlangen von mindestens vier Mitgliedern 
einzuberufen.“

  4. § 71 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Verfehlungen während der fachpraktischen 
Ausbildung“.

b) Die Abs. 1 bis 6 werden aufgehoben.

c) Im bisherigen Abs. 7 wird die Absatzbe-
zeichnung gestrichen und in Satz 2 werden 
die Wörter „kann eine Ordnungsmaßnahme“ 
durch die Wörter „können Ordnungsmaß-

nahmen und Sicherungsmaßnahmen ge-
mäß den Art. 86 und 87 BayEUG“ ersetzt.

  5. § 72 wird aufgehoben.

§ 16

Änderung der Berufsfachschulordnung 

Die Berufsfachschulordnung (BFSO) vom 11. März 
2015 (GVBl. S. 30, BayRS 2236-4-1-9-K), die zuletzt 
durch § 7a Abs. 14 der Verordnung vom 11. September 
2015 (GVBl. S. 349) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zu 
den §§ 16 und 17 wie folgt gefasst:

„§ 16  Verfehlungen während der fachprakti-
schen Ausbildung

  § 17 (aufgehoben)“.

  2. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Verfehlungen während der fachpraktischen 
Ausbildung“.

b) Die Abs. 1 bis 6 werden aufgehoben.

c) Im bisherigen Abs. 7 wird die Absatzbe-
zeichnung gestrichen und in Satz 3 werden 
die Wörter „kann eine Ordnungsmaßnahme“ 
durch die Wörter „können Ordnungsmaß-
nahmen und Sicherungsmaßnahmen ge-
mäß den Art. 86 und 87 BayEUG“ ersetzt.

  3. § 17 wird aufgehoben.

  4. In § 22 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „Art. 69 
Abs. 7 BayEUG“ durch die Wörter „§ 17 Abs. 2 
Satz 1 der Bayerischen Schulordnung“ ersetzt.

  5.  § 40 Abs. 4 wird aufgehoben.

§ 17

Änderung der Wirtschaftsschulordnung

Die Wirtschaftsschulordnung (WSO) vom 30. 
Dezember 2009 (GVBl. 2010 S.17, 227, BayRS 
 2236-5-1-K), die zuletzt durch Verordnung vom 28. No-
vember 2015 (GVBl. S. 449) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zu 
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b) Nach der Angabe zu § 67 wird folgende An-
gabe eingefügt:

„§ 67a Übergangsregelung“.

c) In der Angabe zu § 68 werden die Wörter 
„ , Außerkrafttreten, Übergangsregelung“ ge-
strichen.

  2. In § 18 Abs. 3, § 31a Satz 1 Nr. 2 und § 41 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 4 wird jeweils das Wort „Textverarbei-
tung“ durch das Wort „Informationsverarbeitung“ 
ersetzt.

  3. § 42 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)  Im Satzteil vor Nr. 1 wird das 
Wort „Textverarbeitung“ durch 
das Wort „Informationsverar-
beitung“ ersetzt.

bbb)  In Nr. 2 wird die Angabe „30“ 
durch die Angabe „40“ ersetzt.

ccc)  In Nr. 3 wird das Wort „Textor-
ganisation“ durch das Wort „Ta-
bellenkalkulation“ und wird die 
Angabe „30“ durch die Angabe 
„20“ ersetzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

 „2Die Prüfung in Informationsverarbei-
tung erfolgt nach den Bestimmungen 
des Staatsministeriums.“

cc) In Satz 3 wird das Wort „Textverarbei-
tung“ durch das Wort „Informationsver-
arbeitung“ ersetzt.

b) In Abs. 4 Satz 2 und 3 wird jeweils das Wort 
„Textverarbeitung“ durch das Wort „Informa-
tionsverarbeitung“ ersetzt.

  4. Der Zehnte Teil wird aufgehoben. 

  5. Nach § 67 wird folgender § 67a eingefügt:

„§ 67a

Übergangsregelung

Diese Verordnung ist in der bis zum 31. Juli 
2014 geltenden Fassung längstens bis zum 
31. Juli 2016 weiter anzuwenden

1. für die Schülerinnen und Schüler, die ihre 
Ausbildung vor dem 1. August 2014 begon-
nen haben, und 

2. für andere Bewerber, die die Abschlussprü-
fung

a) im Schuljahr 2014/2015 abgelegt oder 
wiederholt haben oder 

b) im Schuljahr 2015/2016 wiederholen.“

  6. § 68 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „ , Au-
ßerkrafttreten, Übergangsregelung“ gestri-
chen.

b) In Abs. 1 wird die Absatzbezeichnung gestri-
chen.

c) Die Abs. 2 und 3 werden aufgehoben.

  7. Die Anlage wird wie folgt geändert:

a) In der Anlagenbezeichnung wird unter dem 
Wort „Anlage“ die Angabe „(zu § 7 Abs. 1)“ 
eingefügt.

b) In der Tabelle Spalte 1 wird in der Zeile „F) 
11. Textverarbeitung9)“ das Wort „Textverar-
beitung“ durch das Wort „Informationsverar-
beitung“ ersetzt.

§ 14

Änderung der Berufsfachschulordnung  
Technische Assistenten Medizin/Pharmazie

Die Berufsfachschulordnung Technische Assistenten 
Medizin/Pharmazie (BFSO MTA PTA) vom 3. September 
1987 (GVBl. S. 325, BayRS 2236-4-1-7-K), die zuletzt 
durch § 7a Abs. 12 der Verordnung vom 11. September 
2015 (GVBl. S. 349) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zu 
den §§ 72 und 73 wie folgt gefasst:

„§ 72  Verfehlungen während der fachprakti-
schen Ausbildung

  § 73 (aufgehoben)“.

  2. § 14 Abs. 3 Satz 3 wird aufgehoben.

  3. In der Überschrift zum Neunten Teil wird die 
Angabe „(vgl. Art. 86 bis 88a BayEUG)“ gestri-
chen.
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  3. In § 27 Abs. 6 Satz 1 Halbsatz 1 wird die Angabe 
„2,8“ durch die Angabe „3,0“ ersetzt.

  4. § 44 Abs. 5 und § 62 Abs. 4 werden jeweils auf-
gehoben.

  5. In § 52 Abs. 1 Satz 4 und § 74 Abs. 3 Satz 3 wird 
die Angabe „2,8“ durch die Angabe „3,0“ ersetzt.

§ 21

Änderung der Verordnung zur Änderung der  
Fachober- und Berufsoberschulordnung

Die Verordnung zur Änderung der Fachober- und 
Berufsoberschulordnung (FOBOSO) vom 15. November 
2013 (GVBl. S. 658, BayRS 2236-7-1-K) wird wie folgt 
geändert:

  1. In § 1 Nr. 27 Buchst. a und b wird jeweils in den 
Überschriften der Anlagen 1a und 2a die Angabe 
„2016/2017“ durch die Angabe „2017/2018“ er-
setzt.

  2. In § 3 Satz 2 Nr. 2 wird die Angabe „2016“ durch 
die Angabe „2017“ ersetzt.

§ 22

Änderung der Fachakademieordnung  
Übersetzen und Dolmetschen

Die Fachakademieordnung Übersetzen und Dolmet-
schen (FakOÜDol) vom 10. August 1987 (GVBl. S. 278, 
BayRS 2236-9-1-2-K), die zuletzt durch § 7a Abs. 20 der 
Verordnung vom 11. September 2015 (GVBl. S. 349) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zum 
Zehnten Teil wie folgt gefasst:

„Zehnter Teil

(aufgehoben)

§ 66 (aufgehoben)
§ 67 (aufgehoben)“.

  2. Der Zehnte Teil wird aufgehoben. 

§ 23

Änderung der Fachakademieordnung  
Sozialpädagogik

Die Fachakademieordnung Sozialpädagogik 

( FakOSozPäd) vom 4. September 1985 (GVBl. S. 534, 
662, BayRS 2236-9-1-3-K), die zuletzt durch § 7a Abs. 21 
der Verordnung vom 11. September 2015 (GVBl. S. 349) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zum 
Elften Teil wie folgt gefasst:

„Elfter Teil

(aufgehoben)

§ 67 (aufgehoben)
§ 68 (aufgehoben)“.

  2. § 11 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) Die Satznummerierung in Satz 1 wird gestri-
chen.

b) Satz 2 wird aufgehoben.

  3. In § 54a Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe 
„Art. 69 Abs. 6 BayEUG“ durch die Wörter 
„§ 17 Abs. 2 Satz 1 der Bayerischen Schul-
ordnung“ ersetzt. 

  4. Der Elfte Teil wird aufgehoben. 

§ 24

Änderung der  
Fachakademieordnung

Die Fachakademieordnung (FakO) vom 31. August 
1984 (GVBl. S. 339, BayRS 2236-9-1-4-K), die zuletzt 
durch § 7a Abs. 22 der Verordnung vom 11. September 
2015 (GVBl. S. 349) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zum 
Ersten Teil Abschnitt X wie folgt gefasst:

„Abschnitt X

(aufgehoben)

§ 61 (aufgehoben)
§ 62 (aufgehoben)“.

  2. § 18 Abs. 6 wird aufgehoben.

  3. In § 50a Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „Art. 69 
Abs. 6 BayEUG“ durch die Wörter „§ 17 Abs. 2 
Satz 1 der Bayerischen Schulordnung“ ersetzt. 

  4. Der Erste Teil Abschnitt X und § 65 Abs. 4 Satz 5 
werden jeweils aufgehoben.
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den §§ 15 und 16 wie folgt gefasst:

„§ 15 (aufgehoben)
  § 16 (aufgehoben)“.

  2. In § 23 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „Art. 69 
Abs. 7 BayEUG“ durch die Wörter „§ 17 
Abs. 2 Satz 1 der Bayerischen Schulordnung“ 
ersetzt.

  3. Die §§ 15, 16, 50 Abs. 5 und § 64 Abs. 7 werden 
jeweils aufgehoben.

  4. § 65 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 wird das Wort 
„Gesamtnoten“ durch das Wort „Noten“ er-
setzt.

b) Abs. 7 wird aufgehoben.

  5. In § 66 Abs. 2 werden die Wörter „§ 50 Abs. 5 
und § 64 Abs. 4 und 5 gelten“ durch die Wörter 
„§ 64 Abs. 4 und 5 gilt“ ersetzt.

§ 18

Änderung der Fachschulordnung

Die Fachschulordnung (FSO) vom 6. September 
1985 (GVBl. S. 555, 662, BayRS 2236-6-1-1-K), die zu-
letzt durch § 7a Abs. 16 der Verordnung vom 11. Septem-
ber 2015 (GVBl. S. 349) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zum 
Zehnten Teil wie folgt gefasst:

„Zehnter Teil 

(aufgehoben)

§ 73 (aufgehoben)
§ 74 (aufgehoben)“. 

  2. § 6 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 einge-
fügt:

„²Die Aufnahmeprüfung ist nicht erforderlich, 
wenn der Bewerber mindestens 70 ECTS-
Punkte in einem fachlich verwandten Studi-
engang nachweisen kann.“

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

  3. Der Zehnte Teil wird aufgehoben. 

§ 19

Änderung der  
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(FSO HeilE) vom 1. Juli 1985 (GVBl. S. 271, BayRS 
 2236-6-1-4-K), die zuletzt durch § 7a Abs. 17 der Verord-
nung vom 11. September 2015 (GVBl. S. 349) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zum 
Achten Teil wie folgt gefasst:

„Achter Teil

(aufgehoben)

§ 63 (aufgehoben)
§ 64 (aufgehoben)“.

  2. Der Achte Teil wird aufgehoben. 

§ 20

Änderung der  
Fach- und Berufsoberschulordnung

Die Fachober- und Berufsoberschulordnung 
( FOBOSO) vom 28. August 2008 (GVBl. S. 590, 906, 
BayRS 2236-7-1-K), die zuletzt durch § 7a Abs. 18 der 
Verordnung vom 11. September 2015 (GVBl. S. 349) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zu 
den §§ 16 und 17 wie folgt gefasst:

„§ 16  Verfehlungen während der fachprakti-
schen Ausbildung

   § 17 (aufgehoben)“.

  2. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Verfehlungen während der fachpraktischen 
Ausbildung“.

b) Die Abs. 1 bis 7 werden aufgehoben.

c) Im bisherigen Abs. 8 wird die Absatzbe-
zeichnung gestrichen und Satz 3 wird wie 
folgt gefasst: 

„3Unabhängig davon können Ordnungsmaß-
nahmen und Sicherungsmaßnahmen ge-
mäß den Art. 86 und 87 BayEUG getroffen 
werden.“ 
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  3. In § 27 Abs. 6 Satz 1 Halbsatz 1 wird die Angabe 
„2,8“ durch die Angabe „3,0“ ersetzt.

  4. § 44 Abs. 5 und § 62 Abs. 4 werden jeweils auf-
gehoben.

  5. In § 52 Abs. 1 Satz 4 und § 74 Abs. 3 Satz 3 wird 
die Angabe „2,8“ durch die Angabe „3,0“ ersetzt.

§ 21

Änderung der Verordnung zur Änderung der  
Fachober- und Berufsoberschulordnung

Die Verordnung zur Änderung der Fachober- und 
Berufsoberschulordnung (FOBOSO) vom 15. November 
2013 (GVBl. S. 658, BayRS 2236-7-1-K) wird wie folgt 
geändert:

  1. In § 1 Nr. 27 Buchst. a und b wird jeweils in den 
Überschriften der Anlagen 1a und 2a die Angabe 
„2016/2017“ durch die Angabe „2017/2018“ er-
setzt.

  2. In § 3 Satz 2 Nr. 2 wird die Angabe „2016“ durch 
die Angabe „2017“ ersetzt.

§ 22

Änderung der Fachakademieordnung  
Übersetzen und Dolmetschen

Die Fachakademieordnung Übersetzen und Dolmet-
schen (FakOÜDol) vom 10. August 1987 (GVBl. S. 278, 
BayRS 2236-9-1-2-K), die zuletzt durch § 7a Abs. 20 der 
Verordnung vom 11. September 2015 (GVBl. S. 349) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zum 
Zehnten Teil wie folgt gefasst:

„Zehnter Teil

(aufgehoben)

§ 66 (aufgehoben)
§ 67 (aufgehoben)“.

  2. Der Zehnte Teil wird aufgehoben. 

§ 23

Änderung der Fachakademieordnung  
Sozialpädagogik

Die Fachakademieordnung Sozialpädagogik 

( FakOSozPäd) vom 4. September 1985 (GVBl. S. 534, 
662, BayRS 2236-9-1-3-K), die zuletzt durch § 7a Abs. 21 
der Verordnung vom 11. September 2015 (GVBl. S. 349) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zum 
Elften Teil wie folgt gefasst:

„Elfter Teil

(aufgehoben)

§ 67 (aufgehoben)
§ 68 (aufgehoben)“.

  2. § 11 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) Die Satznummerierung in Satz 1 wird gestri-
chen.

b) Satz 2 wird aufgehoben.

  3. In § 54a Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe 
„Art. 69 Abs. 6 BayEUG“ durch die Wörter 
„§ 17 Abs. 2 Satz 1 der Bayerischen Schul-
ordnung“ ersetzt. 

  4. Der Elfte Teil wird aufgehoben. 

§ 24

Änderung der  
Fachakademieordnung

Die Fachakademieordnung (FakO) vom 31. August 
1984 (GVBl. S. 339, BayRS 2236-9-1-4-K), die zuletzt 
durch § 7a Abs. 22 der Verordnung vom 11. September 
2015 (GVBl. S. 349) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zum 
Ersten Teil Abschnitt X wie folgt gefasst:

„Abschnitt X

(aufgehoben)

§ 61 (aufgehoben)
§ 62 (aufgehoben)“.

  2. § 18 Abs. 6 wird aufgehoben.

  3. In § 50a Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „Art. 69 
Abs. 6 BayEUG“ durch die Wörter „§ 17 Abs. 2 
Satz 1 der Bayerischen Schulordnung“ ersetzt. 

  4. Der Erste Teil Abschnitt X und § 65 Abs. 4 Satz 5 
werden jeweils aufgehoben.
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den §§ 15 und 16 wie folgt gefasst:

„§ 15 (aufgehoben)
  § 16 (aufgehoben)“.

  2. In § 23 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „Art. 69 
Abs. 7 BayEUG“ durch die Wörter „§ 17 
Abs. 2 Satz 1 der Bayerischen Schulordnung“ 
ersetzt.

  3. Die §§ 15, 16, 50 Abs. 5 und § 64 Abs. 7 werden 
jeweils aufgehoben.

  4. § 65 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 wird das Wort 
„Gesamtnoten“ durch das Wort „Noten“ er-
setzt.

b) Abs. 7 wird aufgehoben.

  5. In § 66 Abs. 2 werden die Wörter „§ 50 Abs. 5 
und § 64 Abs. 4 und 5 gelten“ durch die Wörter 
„§ 64 Abs. 4 und 5 gilt“ ersetzt.

§ 18

Änderung der Fachschulordnung

Die Fachschulordnung (FSO) vom 6. September 
1985 (GVBl. S. 555, 662, BayRS 2236-6-1-1-K), die zu-
letzt durch § 7a Abs. 16 der Verordnung vom 11. Septem-
ber 2015 (GVBl. S. 349) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zum 
Zehnten Teil wie folgt gefasst:

„Zehnter Teil 

(aufgehoben)

§ 73 (aufgehoben)
§ 74 (aufgehoben)“. 

  2. § 6 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 einge-
fügt:

„²Die Aufnahmeprüfung ist nicht erforderlich, 
wenn der Bewerber mindestens 70 ECTS-
Punkte in einem fachlich verwandten Studi-
engang nachweisen kann.“

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

  3. Der Zehnte Teil wird aufgehoben. 

§ 19

Änderung der  
�����������������������������������

���� ����������������� �������������������
(FSO HeilE) vom 1. Juli 1985 (GVBl. S. 271, BayRS 
 2236-6-1-4-K), die zuletzt durch § 7a Abs. 17 der Verord-
nung vom 11. September 2015 (GVBl. S. 349) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zum 
Achten Teil wie folgt gefasst:

„Achter Teil

(aufgehoben)

§ 63 (aufgehoben)
§ 64 (aufgehoben)“.

  2. Der Achte Teil wird aufgehoben. 

§ 20

Änderung der  
Fach- und Berufsoberschulordnung

Die Fachober- und Berufsoberschulordnung 
( FOBOSO) vom 28. August 2008 (GVBl. S. 590, 906, 
BayRS 2236-7-1-K), die zuletzt durch § 7a Abs. 18 der 
Verordnung vom 11. September 2015 (GVBl. S. 349) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

  1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zu 
den §§ 16 und 17 wie folgt gefasst:

„§ 16  Verfehlungen während der fachprakti-
schen Ausbildung

   § 17 (aufgehoben)“.

  2. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Verfehlungen während der fachpraktischen 
Ausbildung“.

b) Die Abs. 1 bis 7 werden aufgehoben.

c) Im bisherigen Abs. 8 wird die Absatzbe-
zeichnung gestrichen und Satz 3 wird wie 
folgt gefasst: 

„3Unabhängig davon können Ordnungsmaß-
nahmen und Sicherungsmaßnahmen ge-
mäß den Art. 86 und 87 BayEUG getroffen 
werden.“ 
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§ 25

Änderung der Fachakademieordnung  
Ernährungs- und Versorgungsmanagement

Die Fachakademieordnung Ernährungs- und Ver-
sorgungsmanagement (FakOErVers) vom 18. Juni 1998 
(GVBl. S. 361, BayRS 2236-9-1-5-K), die zuletzt durch 
§ 7a Abs. 23 der Verordnung vom 11. September 2015 
(GVBl. S. 349) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

  1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 45 
wie folgt gefasst:

„§ 45  (aufgehoben)“.

  2. § 14 Abs. 5 und § 45 werden jeweils aufgehoben.

§ 26

Inkrafttreten

1Diese Verordnung tritt am 1. August 2016 in Kraft. 
2Abweichend von Satz 1 treten in Kraft:

  1. § 13 Nr. 2, 3 und 5 mit Wirkung vom 1. August 
2014,

  2. § 21 am 30. Juli 2016,

  3. § 7 am 1. August 2017.

München, den 1. Juli 2016

Bayerisches Staatsministerium 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig  S p a e n l e ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig Spaen le 
Staatsminister 
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2230-1-1-1-K

Berichtigung

2230-1-1-K

Berichtigung

Die Bayerische Schulordnung (BaySchO) vom 1. Juli 
2016 (GVBl. S. 164, BayRS 2230-1-1-1-K) wird wie folgt 
berichtigt:

1. In § 34 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „Abs. 3 bis 7“ 
durch die Angabe „Abs. 2 bis 7“ ersetzt.

2. In § 35 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „Schuleiterinnen“ 
durch das Wort „Schulleiterinnen“ ersetzt.

München, den 15. Juli 2016

Bayerisches Staatsministerium 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Herbert  P ü l s ,  Ministerialdirektor

§ 1 Nr. 30 Buchst. b Doppelbuchst. bb des Geset-
zes zur Änderung des Bayerischen Gesetzes über das 
Erziehungs- und Unterrichtswesen und des Bayerischen 
�������������������������� ��� ��
� 	���� ����� �����
�
S. 102) wird hinsichtlich der in § 1 erfolgten Änderung 
des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Un-
terrichtswesens wie folgt berichtigt:

1. In Dreifachbuchst. bbb werden vor der Angabe 
„Abs. 4“ die Wörter „Der bisherige“ eingefügt.

2. Dreifachbuchst. ccc wird gestrichen.

München, den 21. Juli 2016

������������������������������������������

Karolina  G e r n b a u e r ,  Staatsrätin
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2230-1-1-1-K

Berichtigung

2230-1-1-K

Berichtigung

Die Bayerische Schulordnung (BaySchO) vom 1. Juli 
2016 (GVBl. S. 164, BayRS 2230-1-1-1-K) wird wie folgt 
berichtigt:

1. In § 34 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „Abs. 3 bis 7“ 
durch die Angabe „Abs. 2 bis 7“ ersetzt.

2. In § 35 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „Schuleiterinnen“ 
durch das Wort „Schulleiterinnen“ ersetzt.

München, den 15. Juli 2016

Bayerisches Staatsministerium 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Herbert  P ü l s ,  Ministerialdirektor

§ 1 Nr. 30 Buchst. b Doppelbuchst. bb des Geset-
zes zur Änderung des Bayerischen Gesetzes über das 
Erziehungs- und Unterrichtswesen und des Bayerischen 
�������������������������� ��� ��
� 	���� ����� �����
�
S. 102) wird hinsichtlich der in § 1 erfolgten Änderung 
des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Un-
terrichtswesens wie folgt berichtigt:

1. In Dreifachbuchst. bbb werden vor der Angabe 
„Abs. 4“ die Wörter „Der bisherige“ eingefügt.

2. Dreifachbuchst. ccc wird gestrichen.

München, den 21. Juli 2016

������������������������������������������

Karolina  G e r n b a u e r ,  Staatsrätin
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§ 25

Änderung der Fachakademieordnung  
Ernährungs- und Versorgungsmanagement

Die Fachakademieordnung Ernährungs- und Ver-
sorgungsmanagement (FakOErVers) vom 18. Juni 1998 
(GVBl. S. 361, BayRS 2236-9-1-5-K), die zuletzt durch 
§ 7a Abs. 23 der Verordnung vom 11. September 2015 
(GVBl. S. 349) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

  1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 45 
wie folgt gefasst:

„§ 45  (aufgehoben)“.

  2. § 14 Abs. 5 und § 45 werden jeweils aufgehoben.

§ 26

Inkrafttreten

1Diese Verordnung tritt am 1. August 2016 in Kraft. 
2Abweichend von Satz 1 treten in Kraft:

  1. § 13 Nr. 2, 3 und 5 mit Wirkung vom 1. August 
2014,

  2. § 21 am 30. Juli 2016,

  3. § 7 am 1. August 2017.

München, den 1. Juli 2016

Bayerisches Staatsministerium 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig  S p a e n l e ,  Staatsminister

241Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 11/2016

2230-1-1-1-K

Berichtigung

2230-1-1-K

Berichtigung

Die Bayerische Schulordnung (BaySchO) vom 1. Juli 
2016 (GVBl. S. 164, BayRS 2230-1-1-1-K) wird wie folgt 
berichtigt:

1. In § 34 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „Abs. 3 bis 7“ 
durch die Angabe „Abs. 2 bis 7“ ersetzt.

2. In § 35 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „Schuleiterinnen“ 
durch das Wort „Schulleiterinnen“ ersetzt.

München, den 15. Juli 2016

Bayerisches Staatsministerium 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Herbert  P ü l s ,  Ministerialdirektor

§ 1 Nr. 30 Buchst. b Doppelbuchst. bb des Geset-
zes zur Änderung des Bayerischen Gesetzes über das 
Erziehungs- und Unterrichtswesen und des Bayerischen 
�������������������������� ��� ��
� 	���� ����� �����
�
S. 102) wird hinsichtlich der in § 1 erfolgten Änderung 
des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Un-
terrichtswesens wie folgt berichtigt:

1. In Dreifachbuchst. bbb werden vor der Angabe 
„Abs. 4“ die Wörter „Der bisherige“ eingefügt.

2. Dreifachbuchst. ccc wird gestrichen.

München, den 21. Juli 2016

������������������������������������������

Karolina  G e r n b a u e r ,  Staatsrätin

Bayerisches Staatsministerium  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Herbert Pü l s 
Ministerialdirektor 

(GVBl. S. 241)
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2230-1-1-1-K

Berichtigung

2230-1-1-K

Berichtigung

Die Bayerische Schulordnung (BaySchO) vom 1. Juli 
2016 (GVBl. S. 164, BayRS 2230-1-1-1-K) wird wie folgt 
berichtigt:

1. In § 34 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „Abs. 3 bis 7“ 
durch die Angabe „Abs. 2 bis 7“ ersetzt.

2. In § 35 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „Schuleiterinnen“ 
durch das Wort „Schulleiterinnen“ ersetzt.

München, den 15. Juli 2016

Bayerisches Staatsministerium 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Herbert  P ü l s ,  Ministerialdirektor

§ 1 Nr. 30 Buchst. b Doppelbuchst. bb des Geset-
zes zur Änderung des Bayerischen Gesetzes über das 
Erziehungs- und Unterrichtswesen und des Bayerischen 
�������������������������� ��� ��
� 	���� ����� �����
�
S. 102) wird hinsichtlich der in § 1 erfolgten Änderung 
des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Un-
terrichtswesens wie folgt berichtigt:

1. In Dreifachbuchst. bbb werden vor der Angabe 
„Abs. 4“ die Wörter „Der bisherige“ eingefügt.

2. Dreifachbuchst. ccc wird gestrichen.

München, den 21. Juli 2016

������������������������������������������

Karolina  G e r n b a u e r ,  Staatsrätin
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2038-3-4-8-11-K

Verordnung  
zur Änderung der  

Lehramtsprüfungsordnung II

vom 8. August 2016

Auf Grund des Art. 22 Abs. 6 Halbsatz 2 des Leis-
tungslaufbahngesetzes (LlbG) vom 5. August 2010 
(GVBl. S. 410, 571, BayRS 2030-1-4-F), das zuletzt 
durch § 2 des Gesetzes vom 22. Dezember 2015 (GVBl. 
S. 497) geändert worden ist, und des Art. 28 Abs. 2 des 
Bayerischen Lehrerbildungsgesetzes (BayLBG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 12. Dezember 1995 
(GVBl. 1996 S. 16, 40, BayRS 2238-1-K), das zuletzt 
durch Gesetz vom 26. April 2016 (GVBl. S. 74) geändert 
worden ist, verordnet das Bayerische Staatsministerium 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst:

§ 1

Die Lehramtsprüfungsordnung II (LPO II) vom 28. Ok-
tober 2004 (GVBl. S. 428, BayRS  2038-3-4-8-11-K), die 
zuletzt durch § 1 Nr. 127 der Verordnung vom 22. Juli 
2014 (GVBl. S. 286) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) In der Angabe zu § 15 werden nach dem Wort 
„Prüfungstermine“ ein Komma und das Wort 
„Meldefristen“ eingefügt.

b) In der Angabe zu § 41 wird das Wort „Außer-
Kraft-Treten,“ gestrichen.

2. In § 1 Satz 1 wird das Wort „Staatsprüfung“ durch das 
Wort „Lehramtsprüfung“ ersetzt.

3. § 2 Abs. 6 wird wie folgt geändert:

a) Der Wortlaut wird Satz 1.

b) Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Abweichend vom in Satz 1 genannten Zeit-
punkt wird Personen, die eine Prüfungslehrpro-
be nach § 21 abgelegt haben, zur Erhebung von 
Einwendungen gemäß § 14 zeitnah Einsicht in 
die entsprechende Niederschrift gewährt.“

4. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 2 wird das Wort „Hauptschulen“ durch 
das Wort „Mittelschulen“ und die Angabe 
„HS“ durch die Angabe „M“ ersetzt.

bb) In Nr. 6 werden die Wörter „an Sonderschu-
len“ durch die Wörter „für Sonderpädagogik“ 
ersetzt.

b) In Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe „HS“ durch die 
Angabe „M“ ersetzt.

c) In Abs. 4 Satz 1 wird nach dem Wort „müssen“ 
das Wort „grundsätzlich“ eingefügt. 

5. In § 4 Abs. 2 Nr. 1 werden nach dem Wort „Behörde“ 
die Wörter „oder der örtlichen Prüfungsleitung“ einge-
fügt.

6. In § 5 Abs. 2 Nr. 2 werden die Wörter „Hauptschulen, 
����������� �������� ���� ��������������� ������ ����
������ ������������
� ����������� �������� ���� 	���
das Lehramt für Sonderpädagogik“ ersetzt.

7. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Der Wortlaut wird Satz 1.

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Für das Lehramt an Realschulen über-
nimmt der Leiter oder die Leiterin, für die 
��������� ��� ���������� ���� �����������
Schulen jeweils der Vorstand des Studiense-
minars die Aufgaben der örtlichen Prüfungs-
leitung.“

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Dem Satz 1 wird folgender Satz 1 vorange-
stellt:

„1Bei den Lehrämtern an Realschulen, Gym-
������� ���� ����������� �������� �������
die örtliche Prüfungsleitung im Einverneh-
men mit dem Staatsministerium bzw. beim 
������� ��� ����������� �������� ��� ����
Leiter oder der Leiterin des Staatlichen Stu-
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dienseminars die prüfungsberechtigten Per-
sonen für die Bewertung der schriftlichen 
Hausarbeit, die Abnahme des Kolloquiums 
und der mündlichen Prüfung sowie die Mit-
glieder der Prüfungskommissionen für die 
Abnahme der Lehrproben.“

bb) Die bisherigen Sätze 1 bis 3 werden die Sät-
ze 2 bis 4.

8. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 werden die Wörter „haupt-
amtliche Lehrkräfte“ durch die Wörter „im bay-
erischen Staatsdienst stehende beamtete oder 
hauptamtlich unbefristet beschäftigte Lehrkräfte“ 
ersetzt. 

b) In Abs. 2 werden die Wörter „Hauptschule für die 
Lehrämter an Grundschulen, an Hauptschulen 
und an Sonderschulen“ durch die Wörter „Mit-
telschule für die Lehrämter an Grundschulen, an 
Mittelschulen und für das Lehramt für Sonder-
pädagogik“ ersetzt.

9. § 8 wird wie folgt gefasst:

„§ 8

Notenskala und Notenbildung

Die Notenskala und die Notenbildung richten 
sich für die Erteilung von Einzelnoten nach § 12 der 
Lehramtsprüfungsordnung I (LPO I), für die Bildung 
der Gesamtnoten und der Gesamtprüfungsnote nach 
§ 4 Abs. 6 LPO I.“

10. In § 9 wird die Angabe „11“ durch die Angabe „13“ 
ersetzt.

11. In § 12 Abs. 2 Satz 4 werden die Wörter „Das Prü-
fungsamt“ durch die Wörter „Die örtliche Prüfungslei-
tung“ ersetzt.

12. In § 14 wird die Angabe „16“ durch die Angabe „19“ 
ersetzt.

13. § 15 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden nach dem Wort „Prü-
fungstermine“ ein Komma und das Wort „Melde-
fristen“ eingefügt.

b) In Abs. 1 Satz 2 werden nach den Wörtern „Per-
sonen, die“ die Wörter „die Zweite Staatsprüfung 
in einem Erweiterungsfach ablegen oder“ einge-
fügt.

14. In § 16 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Staats-

prüfung“ die Wörter „oder eine mit der Zweiten 
Staatsprüfung im Sinn dieser Verordnung gleichwer-
tige Staatsprüfung“ eingefügt.

15. § 18 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Hauptschule“ 
durch das Wort „Mittelschule“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 3 wird nach den Wörtern „Beschaf-
fung der“ das Wort „zulässigen“ eingefügt.

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden die Wörter „oder Diplomar-
beit“ durch ein Komma und die Wörter „Dip-
lom-, Master- oder Bachelorarbeit“ ersetzt.

bb) Es werden die folgenden Sätze 3 bis 5 ange-
fügt:

„3Abweichend von Satz 2 kann das Prü-
fungsamt die Anfertigung der schriftlichen 
Hausarbeit im Rahmen einer wissenschaft-
lichen Arbeit zur Erlangung eines Master-
grads genehmigen. 4Dabei kann von den 
Regelungen in den Abs. 4 und 5 abgewichen 
werden. 5Zur Beurteilung des Teils, der als 
schriftliche Hausarbeit im Rahmen der Zwei-
ten Staatsprüfung gelten soll, gelten die Be-
stimmungen in den Abs. 6 und 7 in gleicher 
Weise.“

d) Abs. 6 wird wie folgt gefasst:

„(6) 1Am Schluss der schriftlichen Hausar-
beit hat der Prüfungsteilnehmer oder die Prü-
fungsteilnehmerin zu versichern, dass er oder 
sie die Hausarbeit selbstständig verfasst und 
keine anderen Hilfsmittel als die angegebenen 
benutzt hat. 2Die Stellen der Hausarbeit, die 
anderen Werken dem Wortlaut oder dem Sinn 
nach entnommen sind, müssen in jedem einzel-
nen Fall unter Angabe der Quelle als Entlehnung 
kenntlich gemacht werden. 3Die Versicherung 
selbstständiger Anfertigung ist auch für gelie-
ferte Zeichnungen, Kartenskizzen und bildliche 
Darstellungen abzugeben. 4Erweist sich diese 
������������� ���� �������� ������ ���� ��������-
sungsversuch im Sinne des § 9 vor.“

e) In Abs. 7 Satz 9 wird jeweils die Angabe „9“ durch 
die Angabe „12“ ersetzt.

16. § 19 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „an Sonder-
schulen auch“ durch die Wörter „für Sonderpäd-
agogik auch auf Gebiete“ ersetzt.

vom 8. August 2016 (GVBl. S. 268)
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2038-3-4-8-11-K

Verordnung  
zur Änderung der  

Lehramtsprüfungsordnung II

vom 8. August 2016

Auf Grund des Art. 22 Abs. 6 Halbsatz 2 des Leis-
tungslaufbahngesetzes (LlbG) vom 5. August 2010 
(GVBl. S. 410, 571, BayRS 2030-1-4-F), das zuletzt 
durch § 2 des Gesetzes vom 22. Dezember 2015 (GVBl. 
S. 497) geändert worden ist, und des Art. 28 Abs. 2 des 
Bayerischen Lehrerbildungsgesetzes (BayLBG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 12. Dezember 1995 
(GVBl. 1996 S. 16, 40, BayRS 2238-1-K), das zuletzt 
durch Gesetz vom 26. April 2016 (GVBl. S. 74) geändert 
worden ist, verordnet das Bayerische Staatsministerium 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst:

§ 1

Die Lehramtsprüfungsordnung II (LPO II) vom 28. Ok-
tober 2004 (GVBl. S. 428, BayRS  2038-3-4-8-11-K), die 
zuletzt durch § 1 Nr. 127 der Verordnung vom 22. Juli 
2014 (GVBl. S. 286) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) In der Angabe zu § 15 werden nach dem Wort 
„Prüfungstermine“ ein Komma und das Wort 
„Meldefristen“ eingefügt.

b) In der Angabe zu § 41 wird das Wort „Außer-
Kraft-Treten,“ gestrichen.

2. In § 1 Satz 1 wird das Wort „Staatsprüfung“ durch das 
Wort „Lehramtsprüfung“ ersetzt.

3. § 2 Abs. 6 wird wie folgt geändert:

a) Der Wortlaut wird Satz 1.

b) Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Abweichend vom in Satz 1 genannten Zeit-
punkt wird Personen, die eine Prüfungslehrpro-
be nach § 21 abgelegt haben, zur Erhebung von 
Einwendungen gemäß § 14 zeitnah Einsicht in 
die entsprechende Niederschrift gewährt.“

4. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 2 wird das Wort „Hauptschulen“ durch 
das Wort „Mittelschulen“ und die Angabe 
„HS“ durch die Angabe „M“ ersetzt.

bb) In Nr. 6 werden die Wörter „an Sonderschu-
len“ durch die Wörter „für Sonderpädagogik“ 
ersetzt.

b) In Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe „HS“ durch die 
Angabe „M“ ersetzt.

c) In Abs. 4 Satz 1 wird nach dem Wort „müssen“ 
das Wort „grundsätzlich“ eingefügt. 

5. In § 4 Abs. 2 Nr. 1 werden nach dem Wort „Behörde“ 
die Wörter „oder der örtlichen Prüfungsleitung“ einge-
fügt.

6. In § 5 Abs. 2 Nr. 2 werden die Wörter „Hauptschulen, 
����������� �������� ���� ��������������� ������ ����
������ ������������
� ����������� �������� ���� 	���
das Lehramt für Sonderpädagogik“ ersetzt.

7. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Der Wortlaut wird Satz 1.

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Für das Lehramt an Realschulen über-
nimmt der Leiter oder die Leiterin, für die 
��������� ��� ���������� ���� �����������
Schulen jeweils der Vorstand des Studiense-
minars die Aufgaben der örtlichen Prüfungs-
leitung.“

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Dem Satz 1 wird folgender Satz 1 vorange-
stellt:

„1Bei den Lehrämtern an Realschulen, Gym-
������� ���� ����������� �������� �������
die örtliche Prüfungsleitung im Einverneh-
men mit dem Staatsministerium bzw. beim 
������� ��� ����������� �������� ��� ����
Leiter oder der Leiterin des Staatlichen Stu-
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dienseminars die prüfungsberechtigten Per-
sonen für die Bewertung der schriftlichen 
Hausarbeit, die Abnahme des Kolloquiums 
und der mündlichen Prüfung sowie die Mit-
glieder der Prüfungskommissionen für die 
Abnahme der Lehrproben.“

bb) Die bisherigen Sätze 1 bis 3 werden die Sät-
ze 2 bis 4.

8. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 werden die Wörter „haupt-
amtliche Lehrkräfte“ durch die Wörter „im bay-
erischen Staatsdienst stehende beamtete oder 
hauptamtlich unbefristet beschäftigte Lehrkräfte“ 
ersetzt. 

b) In Abs. 2 werden die Wörter „Hauptschule für die 
Lehrämter an Grundschulen, an Hauptschulen 
und an Sonderschulen“ durch die Wörter „Mit-
telschule für die Lehrämter an Grundschulen, an 
Mittelschulen und für das Lehramt für Sonder-
pädagogik“ ersetzt.

9. § 8 wird wie folgt gefasst:

„§ 8

Notenskala und Notenbildung

Die Notenskala und die Notenbildung richten 
sich für die Erteilung von Einzelnoten nach § 12 der 
Lehramtsprüfungsordnung I (LPO I), für die Bildung 
der Gesamtnoten und der Gesamtprüfungsnote nach 
§ 4 Abs. 6 LPO I.“

10. In § 9 wird die Angabe „11“ durch die Angabe „13“ 
ersetzt.

11. In § 12 Abs. 2 Satz 4 werden die Wörter „Das Prü-
fungsamt“ durch die Wörter „Die örtliche Prüfungslei-
tung“ ersetzt.

12. In § 14 wird die Angabe „16“ durch die Angabe „19“ 
ersetzt.

13. § 15 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden nach dem Wort „Prü-
fungstermine“ ein Komma und das Wort „Melde-
fristen“ eingefügt.

b) In Abs. 1 Satz 2 werden nach den Wörtern „Per-
sonen, die“ die Wörter „die Zweite Staatsprüfung 
in einem Erweiterungsfach ablegen oder“ einge-
fügt.

14. In § 16 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Staats-

prüfung“ die Wörter „oder eine mit der Zweiten 
Staatsprüfung im Sinn dieser Verordnung gleichwer-
tige Staatsprüfung“ eingefügt.

15. § 18 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Hauptschule“ 
durch das Wort „Mittelschule“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 3 wird nach den Wörtern „Beschaf-
fung der“ das Wort „zulässigen“ eingefügt.

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden die Wörter „oder Diplomar-
beit“ durch ein Komma und die Wörter „Dip-
lom-, Master- oder Bachelorarbeit“ ersetzt.

bb) Es werden die folgenden Sätze 3 bis 5 ange-
fügt:

„3Abweichend von Satz 2 kann das Prü-
fungsamt die Anfertigung der schriftlichen 
Hausarbeit im Rahmen einer wissenschaft-
lichen Arbeit zur Erlangung eines Master-
grads genehmigen. 4Dabei kann von den 
Regelungen in den Abs. 4 und 5 abgewichen 
werden. 5Zur Beurteilung des Teils, der als 
schriftliche Hausarbeit im Rahmen der Zwei-
ten Staatsprüfung gelten soll, gelten die Be-
stimmungen in den Abs. 6 und 7 in gleicher 
Weise.“

d) Abs. 6 wird wie folgt gefasst:

„(6) 1Am Schluss der schriftlichen Hausar-
beit hat der Prüfungsteilnehmer oder die Prü-
fungsteilnehmerin zu versichern, dass er oder 
sie die Hausarbeit selbstständig verfasst und 
keine anderen Hilfsmittel als die angegebenen 
benutzt hat. 2Die Stellen der Hausarbeit, die 
anderen Werken dem Wortlaut oder dem Sinn 
nach entnommen sind, müssen in jedem einzel-
nen Fall unter Angabe der Quelle als Entlehnung 
kenntlich gemacht werden. 3Die Versicherung 
selbstständiger Anfertigung ist auch für gelie-
ferte Zeichnungen, Kartenskizzen und bildliche 
Darstellungen abzugeben. 4Erweist sich diese 
������������� ���� �������� ������ ���� ��������-
sungsversuch im Sinne des § 9 vor.“

e) In Abs. 7 Satz 9 wird jeweils die Angabe „9“ durch 
die Angabe „12“ ersetzt.

16. § 19 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „an Sonder-
schulen auch“ durch die Wörter „für Sonderpäd-
agogik auch auf Gebiete“ ersetzt.
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a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „oder einer“ 
durch die Wörter „und einer“ und wird die 
Angabe „9“ durch die Angabe „12“ ersetzt.

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„2Beobachtungen hinsichtlich der Tätigkeit in 
einem Erweiterungsfach nach dem Zweiten 
Teil dieser Prüfungsordnung bleiben dabei 
unberücksichtigt.“

cc) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

b) In Abs. 3 Halbsatz 1 wird das Wort „Hauptschu-
len“ durch das Wort „Mittelschulen“ ersetzt.

20. In § 22a Satz 1, § 22b Satz 1 und § 23 Satz 3 wird 
jeweils die Angabe „9“ durch die Angabe „12“ ersetzt.

21. § 25 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Ersten und“ 
durch die Wörter „Ersten Lehramtsprüfung 
und der“ ersetzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„2Dabei werden die Gesamtnoten der Ersten 
Lehramtsprüfung und der Zweiten Staats-
prüfung gleich gewichtet.“

b) In Abs. 2 wird das Wort „Staatsprüfung“ durch 
das Wort „Lehramtsprüfung“ ersetzt.

22. § 26 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden die Wörter „an Sonderschulen“ 
durch die Wörter „für Sonderpädagogik“ und das 
Wort „Hauptschulen“ durch das Wort „Mittelschu-
len“ ersetzt.

b) In Satz 3 werden nach dem Wort „Diplomhan-
delslehrerinnen“ die Wörter „sowie Wirtschafts- 
oder Berufspädagogen und Wirtschafts- oder 
Berufspädagoginnen“ eingefügt.

23. § 27 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach den Wörtern „die Erste“ wird das Wort 
„Lehramtsprüfung“ eingefügt.

bb) Die Wörter „Ersten Staatsprüfung (§ 10 
Abs. 2 LPO I)“ werden durch die Wörter 

„Erste Lehramtsprüfung (§ 5 Abs. 2 LPO I)“ 
ersetzt.

cc) Die Angabe „§ 9 Abs. 3“ wird durch die Anga-
be „§ 4 Abs. 6“ ersetzt.

b) Satz 2 wird aufgehoben.

c) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2; die Wörter  
„Erste Staatsprüfung“ werden durch die Wörter 
„Erste Lehramtsprüfung“ ersetzt.

24. In § 28 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „Erste 
Staatsprüfung“ durch die Wörter „Erste Lehramtsprü-
fung“ ersetzt und nach dem Wort „haben“ werden die 
Wörter „und sich bis zu dem in der Bekanntmachung 
gemäß § 15 Abs. 1 genannten Termin angemeldet 
haben“ eingefügt.

25. § 29 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden die Wörter „an Sonderschulen“ 
durch die Wörter „das Lehramt für Sonderpäda-
gogik“ ersetzt und wird jeweils nach dem Wort 
„Hauptschule“ die Angabe „bzw. Mittelschule“ 
eingefügt.

b) In Satz 4 werden die Wörter „Hauptschulen bzw. 
an Sonderschulen“ durch die Wörter „Mittelschu-
len bzw. das Lehramt für Sonderpädagogik“ er-
setzt.

26. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „Ersten Staatsprü-
fung“ durch die Wörter „Ersten Lehramtsprüfung“ 
ersetzt.

b) In Satz 2 wird nach dem Wort „Ersten“ das Wort 
„Lehramtsprüfung“ eingefügt.

27. § 34 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird nach dem Wort „Erste“ das Wort 
„Lehramtsprüfung“ eingefügt.

b) In Satz 2 werden die Wörter „Ersten Staatsprü-
fung“ durch die Wörter „Ersten Lehramtsprüfung“ 
und die Angabe „§ 9 Abs. 3“ durch die Angabe 
„§ 4 Abs. 6“ ersetzt.

c) Satz 3 wird aufgehoben.

d) Der bisherige Satz 4 wird Satz 3.

e) Es wird folgender Satz 4 angefügt:

„4Ist die Zweite Staatsprüfung für ein Lehramt 
endgültig nicht bestanden, die Zweite Staatsprü-
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b) In Abs. 4 Satz 4 wird das Wort „prüfungsberech-
tigten“ durch das Wort „prüfungsberechtigte“ er-
setzt.

c) In Abs. 5 Satz 2 wird jeweils die Angabe „9“ durch 
die Angabe „12“ ersetzt.

17. § 20 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Nr. 2 wird der Schlusspunkt durch die 
Wörter „(Prüfungszeit etwa 20 Minuten). Dies 
gilt nicht für Prüfungsteilnehmer und Prüfungs-
teilnehmerinnen an der Zweiten Staatsprüfung 
für die Lehrämter an Grund- und Mittelschulen 
sowie für das Lehramt für Sonderpädagogik, die 
das Fach Sozialkunde im Rahmen der Didaktik 
der Grundschule bzw. der Didaktiken einer Fä-
chergruppe der Hauptschule bzw. Mittelschule 
gewählt haben.“ ersetzt.

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) Nr. 2 wird wie folgt geändert:

aaa)  Das Wort „Hauptschulen“ wird 
durch das Wort „Mittelschulen“ er-
setzt.

bbb)  Nach dem Wort „Hauptschule“ wird 
die Angabe „bzw. Mittelschule“ ein-
gefügt.

bb) Nr. 3 wird wie folgt geändert:

aaa)  In Halbsatz 1 werden die Wörter „an 
Sonderschulen“ durch die Wörter 
„für Sonderpädagogik“ ersetzt.

bbb)  In Halbsatz 2 wird nach dem Wort 
„Hauptschule“ die Angabe „bzw. 
Mittelschule“ eingefügt.

c) In Abs. 4 Satz 3 wird das Wort „prüfungsberech-
tigten“ durch das Wort „prüfungsberechtigte“ er-
setzt.

d) In Abs. 5 Satz 2 wird jeweils die Angabe „9“ 
durch die Angabe „12“ ersetzt und werden nach 
dem Wort „beiden“ die Wörter „gleich gewichte-
ten“ eingefügt.

e) In Abs. 6 Halbsatz 1 wird die Angabe „9“ durch 
die Angabe „12“ ersetzt.

18. § 21 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 2 wird das Wort „Hauptschulen“ durch 
das Wort „Mittelschulen“ ersetzt und nach 
dem Wort „Hauptschule“ wird die Angabe 
„bzw. Mittelschule“ eingefügt.

bb) In Nr. 6 werden die Wörter „an Sonderschu-
len“ durch die Wörter „für Sonderpädagogik“ 
ersetzt.

b) Abs. 6 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 4 wird nach dem Wort „Hauptschule“ 
die Angabe „bzw. Mittelschule“ eingefügt.

bb) In Satz 5 wird das Wort „Hauptschulen“ 
durch das Wort „Mittelschulen“ ersetzt.

cc) In Satz 7 werden die Wörter „an Sonder-
schulen“ durch die Wörter „für Sonderpäda-
gogik“ ersetzt.

c) Abs. 7 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Satz 1 werden die folgenden Sätze 2 
bis 4 eingefügt:

‚2Am Schluss des Entwurfs hat der Prü-
fungsteilnehmer oder die Prüfungsteilneh-
merin eine Versicherung entsprechend zu 
§ 18 Abs. 6 abzugeben. 3Erweist sich die-
se Versicherung als unwahr, liegt ein Be-
������������������� ��� ������ ���� �� �� ����
4Wird dieser Entwurf aus einem von dem 
Prüfungsteilnehmer oder der Prüfungsteil-
nehmerin zu vertretenden Grund nicht vor-
������
� 	����� ���� ���������� ������ ������ ����
gilt als mit der Note „ungenügend“ abgelegt.‘

bb) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die 
Sätze 5 und 6.

d) Nach Abs. 8 wird folgender Abs. 9 eingefügt:

„(9) 1Jede Lehrprobe ist noch am gleichen 
Tag zu benoten. 2Die Prüfungskommission be-
wertet die in der Lehrprobe gezeigte Leistung mit 
einer Note nach § 8 dieser Prüfungsordnung in 
Verbindung mit § 12 Abs. 1 LPO I. 3Eine Einigung 
der prüfungsberechtigten Personen über die zu 
erteilende Note ist anzustreben. 4Kann eine Eini-
gung nicht erzielt werden, gilt § 20 Abs. 5 Satz 2 
entsprechend. 5Die Note wird dem Prüfungsteil-
nehmer bzw. der Prüfungsteilnehmerin unmittel-
bar nach ihrer Festlegung bekannt gegeben.“

e) Der bisherige Abs. 9 wird Abs. 10 und die Anga-
be „9“ wird durch die Angabe „12“ ersetzt.

19. § 22 wird wie folgt geändert:
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a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „oder einer“ 
durch die Wörter „und einer“ und wird die 
Angabe „9“ durch die Angabe „12“ ersetzt.

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„2Beobachtungen hinsichtlich der Tätigkeit in 
einem Erweiterungsfach nach dem Zweiten 
Teil dieser Prüfungsordnung bleiben dabei 
unberücksichtigt.“

cc) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

b) In Abs. 3 Halbsatz 1 wird das Wort „Hauptschu-
len“ durch das Wort „Mittelschulen“ ersetzt.

20. In § 22a Satz 1, § 22b Satz 1 und § 23 Satz 3 wird 
jeweils die Angabe „9“ durch die Angabe „12“ ersetzt.

21. § 25 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Ersten und“ 
durch die Wörter „Ersten Lehramtsprüfung 
und der“ ersetzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„2Dabei werden die Gesamtnoten der Ersten 
Lehramtsprüfung und der Zweiten Staats-
prüfung gleich gewichtet.“

b) In Abs. 2 wird das Wort „Staatsprüfung“ durch 
das Wort „Lehramtsprüfung“ ersetzt.

22. § 26 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden die Wörter „an Sonderschulen“ 
durch die Wörter „für Sonderpädagogik“ und das 
Wort „Hauptschulen“ durch das Wort „Mittelschu-
len“ ersetzt.

b) In Satz 3 werden nach dem Wort „Diplomhan-
delslehrerinnen“ die Wörter „sowie Wirtschafts- 
oder Berufspädagogen und Wirtschafts- oder 
Berufspädagoginnen“ eingefügt.

23. § 27 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach den Wörtern „die Erste“ wird das Wort 
„Lehramtsprüfung“ eingefügt.

bb) Die Wörter „Ersten Staatsprüfung (§ 10 
Abs. 2 LPO I)“ werden durch die Wörter 

„Erste Lehramtsprüfung (§ 5 Abs. 2 LPO I)“ 
ersetzt.

cc) Die Angabe „§ 9 Abs. 3“ wird durch die Anga-
be „§ 4 Abs. 6“ ersetzt.

b) Satz 2 wird aufgehoben.

c) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2; die Wörter  
„Erste Staatsprüfung“ werden durch die Wörter 
„Erste Lehramtsprüfung“ ersetzt.

24. In § 28 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „Erste 
Staatsprüfung“ durch die Wörter „Erste Lehramtsprü-
fung“ ersetzt und nach dem Wort „haben“ werden die 
Wörter „und sich bis zu dem in der Bekanntmachung 
gemäß § 15 Abs. 1 genannten Termin angemeldet 
haben“ eingefügt.

25. § 29 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden die Wörter „an Sonderschulen“ 
durch die Wörter „das Lehramt für Sonderpäda-
gogik“ ersetzt und wird jeweils nach dem Wort 
„Hauptschule“ die Angabe „bzw. Mittelschule“ 
eingefügt.

b) In Satz 4 werden die Wörter „Hauptschulen bzw. 
an Sonderschulen“ durch die Wörter „Mittelschu-
len bzw. das Lehramt für Sonderpädagogik“ er-
setzt.

26. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „Ersten Staatsprü-
fung“ durch die Wörter „Ersten Lehramtsprüfung“ 
ersetzt.

b) In Satz 2 wird nach dem Wort „Ersten“ das Wort 
„Lehramtsprüfung“ eingefügt.

27. § 34 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird nach dem Wort „Erste“ das Wort 
„Lehramtsprüfung“ eingefügt.

b) In Satz 2 werden die Wörter „Ersten Staatsprü-
fung“ durch die Wörter „Ersten Lehramtsprüfung“ 
und die Angabe „§ 9 Abs. 3“ durch die Angabe 
„§ 4 Abs. 6“ ersetzt.

c) Satz 3 wird aufgehoben.

d) Der bisherige Satz 4 wird Satz 3.

e) Es wird folgender Satz 4 angefügt:

„4Ist die Zweite Staatsprüfung für ein Lehramt 
endgültig nicht bestanden, die Zweite Staatsprü-
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b) In Abs. 4 Satz 4 wird das Wort „prüfungsberech-
tigten“ durch das Wort „prüfungsberechtigte“ er-
setzt.

c) In Abs. 5 Satz 2 wird jeweils die Angabe „9“ durch 
die Angabe „12“ ersetzt.

17. § 20 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Nr. 2 wird der Schlusspunkt durch die 
Wörter „(Prüfungszeit etwa 20 Minuten). Dies 
gilt nicht für Prüfungsteilnehmer und Prüfungs-
teilnehmerinnen an der Zweiten Staatsprüfung 
für die Lehrämter an Grund- und Mittelschulen 
sowie für das Lehramt für Sonderpädagogik, die 
das Fach Sozialkunde im Rahmen der Didaktik 
der Grundschule bzw. der Didaktiken einer Fä-
chergruppe der Hauptschule bzw. Mittelschule 
gewählt haben.“ ersetzt.

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) Nr. 2 wird wie folgt geändert:

aaa)  Das Wort „Hauptschulen“ wird 
durch das Wort „Mittelschulen“ er-
setzt.

bbb)  Nach dem Wort „Hauptschule“ wird 
die Angabe „bzw. Mittelschule“ ein-
gefügt.

bb) Nr. 3 wird wie folgt geändert:

aaa)  In Halbsatz 1 werden die Wörter „an 
Sonderschulen“ durch die Wörter 
„für Sonderpädagogik“ ersetzt.

bbb)  In Halbsatz 2 wird nach dem Wort 
„Hauptschule“ die Angabe „bzw. 
Mittelschule“ eingefügt.

c) In Abs. 4 Satz 3 wird das Wort „prüfungsberech-
tigten“ durch das Wort „prüfungsberechtigte“ er-
setzt.

d) In Abs. 5 Satz 2 wird jeweils die Angabe „9“ 
durch die Angabe „12“ ersetzt und werden nach 
dem Wort „beiden“ die Wörter „gleich gewichte-
ten“ eingefügt.

e) In Abs. 6 Halbsatz 1 wird die Angabe „9“ durch 
die Angabe „12“ ersetzt.

18. § 21 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 2 wird das Wort „Hauptschulen“ durch 
das Wort „Mittelschulen“ ersetzt und nach 
dem Wort „Hauptschule“ wird die Angabe 
„bzw. Mittelschule“ eingefügt.

bb) In Nr. 6 werden die Wörter „an Sonderschu-
len“ durch die Wörter „für Sonderpädagogik“ 
ersetzt.

b) Abs. 6 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 4 wird nach dem Wort „Hauptschule“ 
die Angabe „bzw. Mittelschule“ eingefügt.

bb) In Satz 5 wird das Wort „Hauptschulen“ 
durch das Wort „Mittelschulen“ ersetzt.

cc) In Satz 7 werden die Wörter „an Sonder-
schulen“ durch die Wörter „für Sonderpäda-
gogik“ ersetzt.

c) Abs. 7 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Satz 1 werden die folgenden Sätze 2 
bis 4 eingefügt:

‚2Am Schluss des Entwurfs hat der Prü-
fungsteilnehmer oder die Prüfungsteilneh-
merin eine Versicherung entsprechend zu 
§ 18 Abs. 6 abzugeben. 3Erweist sich die-
se Versicherung als unwahr, liegt ein Be-
������������������� ��� ������ ���� �� �� ����
4Wird dieser Entwurf aus einem von dem 
Prüfungsteilnehmer oder der Prüfungsteil-
nehmerin zu vertretenden Grund nicht vor-
������
� 	����� ���� ���������� ������ ������ ����
gilt als mit der Note „ungenügend“ abgelegt.‘

bb) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die 
Sätze 5 und 6.

d) Nach Abs. 8 wird folgender Abs. 9 eingefügt:

„(9) 1Jede Lehrprobe ist noch am gleichen 
Tag zu benoten. 2Die Prüfungskommission be-
wertet die in der Lehrprobe gezeigte Leistung mit 
einer Note nach § 8 dieser Prüfungsordnung in 
Verbindung mit § 12 Abs. 1 LPO I. 3Eine Einigung 
der prüfungsberechtigten Personen über die zu 
erteilende Note ist anzustreben. 4Kann eine Eini-
gung nicht erzielt werden, gilt § 20 Abs. 5 Satz 2 
entsprechend. 5Die Note wird dem Prüfungsteil-
nehmer bzw. der Prüfungsteilnehmerin unmittel-
bar nach ihrer Festlegung bekannt gegeben.“

e) Der bisherige Abs. 9 wird Abs. 10 und die Anga-
be „9“ wird durch die Angabe „12“ ersetzt.

19. § 22 wird wie folgt geändert:
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fung in einem Erweiterungsfach aber bestanden, 
erhält der Prüfungsteilnehmer oder die Prüfungs-
teilnehmerin eine Bescheinigung über die erfolg-
reiche Teilnahme an dieser Prüfung ohne Anga-
be von Noten.“

28. In § 35 Abs. 1 Satz 4 werden nach dem Wort „Diplom-
handelslehrerinnen“ die Wörter „sowie Wirtschafts- 
oder Berufspädagogen und Wirtschafts- oder Berufs-
pädagoginnen“ eingefügt.

29. In § 36 Satz 1 Nr. 1 wird das Wort „Hauptschulen“ 
durch das Wort „Mittelschulen“ ersetzt.

30. § 37 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Satznummerierung in Satz 1 wird gestri-
chen.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 1 werden die Wörter „Erste und die 
Zweite Staatsprüfung“ durch die Wörter 
„Erste Lehramtsprüfung oder eine nach 
Art. 6 Abs. 4 BayLBG als gleichwertig aner-
kannte Prüfung und die Zweite Staatsprü-
fung oder eine der Zweiten Staatsprüfung 
im Sinn dieser Verordnung entsprechende 
Staatsprüfung“ ersetzt.

bb) In Nr. 2 werden die Wörter „Erste und die 
Zweite Staatsprüfung“ durch die Wörter „in 
Nr. 1 genannten Prüfungen“ ersetzt.

c) Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) 1Für die Anerkennung von Befähigun-
gen für den Lehrerberuf, die in einem anderen 
Mitgliedsstaat der Europäischen Union er-
worben wurden, gelten Art. 7 Abs. 4 BayLBG 
und die hierzu erlassenen Vollzugsregelun-
gen. 2Entsprechendes gilt für Drittstaaten und 
Drittstaatsangehörige, soweit sich hinsicht-
lich der Diplomanerkennung nach dem Recht 
der Europäischen Union eine Gleichstellung 
ergibt.“

31. § 38 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Der Wortlaut wird Satz 1 und in Nr. 1 wird das 
Wort „Staatsprüfung“ durch das Wort „Lehramts-
prüfung“ und wird die Angabe „111 bis 113“ durch 
die Angabe „117 bis 119“ ersetzt.

b) Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Außerhalb des Geltungsbereichs des Bayerischen 
Lehrerbildungsgesetzes 

1. ������������������������������������������-
se, die dort den Zugang zum entsprechenden 
Vorbereitungsdienst ermöglichen, entsprechen 
der Ersten Lehramtsprüfung,

2. den Vorbereitungsdienst abschließende Staats-
prüfungen entsprechen einer Zweiten Staatsprü-
fung im Sinn dieser Verordnung.“

32. § 39 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach dem Wort „Staatsprüfung“ werden die 
Wörter „oder eine der Zweiten Staatsprüfung 
im Sinn dieser Verordnung entsprechende 
Staatsprüfung“ eingefügt.

bb) Das Wort „entsprechen“ wird durch die Wör-
ter „gleichwertig sind“ ersetzt.

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„2Wurde die Staatsprüfung nach Satz 1 in einem 
anderen Land abgelegt, ist die Gleichwertigkeit 
dieser Prüfung im Sinn des Satzes 1 dann gege-
ben, wenn die einschlägigen Vorgaben der Kul-
tusministerkonferenz erfüllt sind.“

c) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und die Wörter 
„Ist dies der Fall, so“ werden durch die Wörter „In 
diesem Fall“ ersetzt.

33. § 41 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Außer-Kraft-
Treten,“ gestrichen.

b) Satz 2 wird durch die folgenden Sätze 2 und 3 
ersetzt:

‚2Die Lehramtsprüfungsordnung II (LPO II) 
vom 28. Oktober 2004 (GVBl. S. 428, BayRS 
2038-3-4-8-11-K) in der bis zum Ablauf des 
29. Februar 2016 geltenden Fassung wird 
noch angewandt für Prüfungsteilnehmerinnen 
und Prüfungsteilnehmer, die die Zweite Staats-
prüfung bis zum 1. August 2016 ablegen. 3In 
Abweichung von Satz 2 legen Prüfungsteil-
nehmerinnen und Prüfungsteilnehmer mit ei-
ner Ersten Staatsprüfung oder einer Ersten 
Lehramtsprüfung für das Lehramt an Haupt-
schulen, die die Zweite Staatsprüfung vor dem 
1. August 2016 ablegen, diese Prüfung bereits 
mit der Bezeichnung „Zweite Staatsprüfung für 
das Lehramt an Mittelschulen“ ab.‘
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fung in einem Erweiterungsfach aber bestanden, 
erhält der Prüfungsteilnehmer oder die Prüfungs-
teilnehmerin eine Bescheinigung über die erfolg-
reiche Teilnahme an dieser Prüfung ohne Anga-
be von Noten.“

28. In § 35 Abs. 1 Satz 4 werden nach dem Wort „Diplom-
handelslehrerinnen“ die Wörter „sowie Wirtschafts- 
oder Berufspädagogen und Wirtschafts- oder Berufs-
pädagoginnen“ eingefügt.

29. In § 36 Satz 1 Nr. 1 wird das Wort „Hauptschulen“ 
durch das Wort „Mittelschulen“ ersetzt.

30. § 37 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Satznummerierung in Satz 1 wird gestri-
chen.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 1 werden die Wörter „Erste und die 
Zweite Staatsprüfung“ durch die Wörter 
„Erste Lehramtsprüfung oder eine nach 
Art. 6 Abs. 4 BayLBG als gleichwertig aner-
kannte Prüfung und die Zweite Staatsprü-
fung oder eine der Zweiten Staatsprüfung 
im Sinn dieser Verordnung entsprechende 
Staatsprüfung“ ersetzt.

bb) In Nr. 2 werden die Wörter „Erste und die 
Zweite Staatsprüfung“ durch die Wörter „in 
Nr. 1 genannten Prüfungen“ ersetzt.

c) Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) 1Für die Anerkennung von Befähigun-
gen für den Lehrerberuf, die in einem anderen 
Mitgliedsstaat der Europäischen Union er-
worben wurden, gelten Art. 7 Abs. 4 BayLBG 
und die hierzu erlassenen Vollzugsregelun-
gen. 2Entsprechendes gilt für Drittstaaten und 
Drittstaatsangehörige, soweit sich hinsicht-
lich der Diplomanerkennung nach dem Recht 
der Europäischen Union eine Gleichstellung 
ergibt.“

31. § 38 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Der Wortlaut wird Satz 1 und in Nr. 1 wird das 
Wort „Staatsprüfung“ durch das Wort „Lehramts-
prüfung“ und wird die Angabe „111 bis 113“ durch 
die Angabe „117 bis 119“ ersetzt.

b) Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Außerhalb des Geltungsbereichs des Bayerischen 
Lehrerbildungsgesetzes 

1. ������������������������������������������-
se, die dort den Zugang zum entsprechenden 
Vorbereitungsdienst ermöglichen, entsprechen 
der Ersten Lehramtsprüfung,

2. den Vorbereitungsdienst abschließende Staats-
prüfungen entsprechen einer Zweiten Staatsprü-
fung im Sinn dieser Verordnung.“

32. § 39 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach dem Wort „Staatsprüfung“ werden die 
Wörter „oder eine der Zweiten Staatsprüfung 
im Sinn dieser Verordnung entsprechende 
Staatsprüfung“ eingefügt.

bb) Das Wort „entsprechen“ wird durch die Wör-
ter „gleichwertig sind“ ersetzt.

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„2Wurde die Staatsprüfung nach Satz 1 in einem 
anderen Land abgelegt, ist die Gleichwertigkeit 
dieser Prüfung im Sinn des Satzes 1 dann gege-
ben, wenn die einschlägigen Vorgaben der Kul-
tusministerkonferenz erfüllt sind.“

c) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und die Wörter 
„Ist dies der Fall, so“ werden durch die Wörter „In 
diesem Fall“ ersetzt.

33. § 41 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Außer-Kraft-
Treten,“ gestrichen.

b) Satz 2 wird durch die folgenden Sätze 2 und 3 
ersetzt:

‚2Die Lehramtsprüfungsordnung II (LPO II) 
vom 28. Oktober 2004 (GVBl. S. 428, BayRS 
2038-3-4-8-11-K) in der bis zum Ablauf des 
29. Februar 2016 geltenden Fassung wird 
noch angewandt für Prüfungsteilnehmerinnen 
und Prüfungsteilnehmer, die die Zweite Staats-
prüfung bis zum 1. August 2016 ablegen. 3In 
Abweichung von Satz 2 legen Prüfungsteil-
nehmerinnen und Prüfungsteilnehmer mit ei-
ner Ersten Staatsprüfung oder einer Ersten 
Lehramtsprüfung für das Lehramt an Haupt-
schulen, die die Zweite Staatsprüfung vor dem 
1. August 2016 ablegen, diese Prüfung bereits 
mit der Bezeichnung „Zweite Staatsprüfung für 
das Lehramt an Mittelschulen“ ab.‘
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§ 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. März 2016 
in Kraft. 

München, den 8. August 2016

Bayerisches Staatsministerium  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig  S p a e n l e ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig Spaen le 
Staatsminister 
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I. Rechtsvorschriften
371Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 19/2016

2230-1-1-K

Gesetz   
zur Errichtung des   

Bayerischen Landesamts für Schule

vom 13. Dezember 2016

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende 
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Das Bayerische Gesetz über das Erziehungs- und 
Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 414, 632, BayRS 
2230-1-1-K), das zuletzt durch Art. 17a Abs. 5 des Ge-
setzes vom 13. Dezember 2016 (GVBl. S. 335 geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Der Angabe zum Fünften Teil wird das Wort 
„ , Schulverwaltung“ angefügt.

b) Die Angabe zu Art. 117 wird wie folgt gefasst: 

„Art. 117   Bayerisches Landesamt für Schule“.

2. In Art. 32 Abs. 4 Satz 2 wird das Wort „Schulaufwand-
trägers“ durch das Wort „Schulaufwandsträgers“ er-
setzt.

3. In Art. 88 Abs. 3 Satz 4 wird die Angabe „Satz 2“ 
durch die Wörter „den Sätzen 2 und 3“ ersetzt.

4. Der Überschrift des Fünften Teils wird das Wort 
„ , Schulverwaltung“ angefügt.

5. Dem Art. 114 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) 1Die beteiligten Staatsministerien können 
durch Rechtsverordnung Zuständigkeiten auf nach-
geordnete Behörden übertragen, wenn dies zur An-
passung an geänderte Verhältnisse oder zum Zweck 
der Verwaltungsvereinfachung geboten ist. 2Aus den 
gleichen Gründen kann die Übertragung im Einzelfall 
erfolgen; dies gilt für die Regierungen entsprechend.“

6. Art. 117 wird wie folgt gefasst:

„Art. 117 
Bayerisches Landesamt für Schule

(1) 1Es besteht ein Bayerisches Landesamt für 
Schule mit Sitz in Gunzenhausen. 2Es ist dem Staats-
ministerium unmittelbar nachgeordnet.

(2) Nach Maßgabe gesonderter Vorschriften 
erfüllt es landesweit insbesondere Aufgaben der 
�������������������������������������������������

����������	�����������������������������������-
sports.“

§ 2

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. 

München, den 13. Dezember 2016

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst  S e e h o f e r

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst  Seeho fe r

vom 13. Dezember 2016 (GVBl. S. 371)
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II. Bekanntmachungen des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

2245-K

Richtlinien für die Förderung der Jugendarbeit  
im Bayerischen Trachtenverband e. V.

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 15. März 2017, Az. K5251/9/69

1Das Bayerische Staatsministerium für Bildung und  Kultus, 
Wissenschaft und Kunst gewährt nach Maßgabe dieser 
Richtlinien und der allgemeinen haushaltsrechtlichen 
Bestimmungen (insbesondere Art. 23 und 44 der Baye-
rischen Haushaltsordnung (BayHO) einschließlich der 
Verwaltungsvorschriften (VV) zu Art. 23 und 44 BayHO, 
Art. 43, 48, 49 und 49a BayVwVfG und die Allgemeinen 
Nebenbestimmungen zur Projektförderung (ANBest-P)) 
Zuwendungen für Aktivitäten der Jugendarbeit im Baye-
rischen Trachtenverband e. V. 2Die Förderung erfolgt ohne 
Rechtsanspruch im Rahmen der verfügbaren Haushalts-
mittel. 3Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf 
die gleichzeitige Verwendung männlicher und weiblicher 
Sprachformen verzichtet. 4Sämtliche Personenbezeichnun-
gen gelten gleichermaßen für beiderlei Geschlechter.

1. Zweck der Zuwendung
1Die Trachtenvereine sowie Gau- und Trachtenver-
bände im Bayerischen Trachtenverband e. V. sowie 
die mit dem Bayerischen Trachtenverband e. V. 
 kooperierenden Gauverbände widmen sich vor-
nehmlich der Heimat-, Brauch- und  Trachtenpflege. 
2Die staatliche Förderung soll die Trachtenvereine 
sowie Gau- und Trachtenverbände in die Lage ver-
setzen, ihre Aktivitäten im Bereich der Heimat-, 
Brauch- und Trachtenpflege durchzuführen und 
besonders die brauchbezogene Jugendarbeit zu ver-
stärken. 3Mit der Zuwendung wird die überregionale 
Bedeutung der Arbeit der bayerischen Trachtenver-
eine anerkannt.

2. Gegenstand der Förderung

Gegenstand der Förderung ist:

2.1 die laufende, brauchbezogene Jugendarbeit in den 
Vereinen (Pro-Kopf-Förderung); 

2.2 Maßnahmen und Aktivitäten mit Kindern und 
 Jugendlichen sowie die Ausbildung und Arbeit von 
qualifizierten Jugendleitern und Mitarbeitern in der 
Vereinsjugendarbeit (Ausbildungs- und Qualifizier-
tenförderung);

2.3 besondere Maßnahmen der Heimat-, Brauch- und 
Trachtenpflege auf Landesebene, soweit Mittel für 
eine solche Verwendung eingeplant werden können 
(Maßnahmenförderung);

2.4 Brauchveranstaltungen sowie die Instandhaltung 
und Pflege brauchspezifischer Gerätschaften der 
Weihnachtsschützen.

3. Zuwendungsempfänger
1Die Förderung wird dem Bayerischen Trachten-
verband e. V. gewährt. 2Der Bayerische Trachtenver-

band e. V. kann die Mittel, soweit sie nicht für die 
eigenen Verwaltungs- und Organisationsaus gaben 
im Sinne der Richtlinie eingesetzt werden, für Maß-
nahmen nach Maßgabe dieser Förderrichtlinien an 
seine Untergliederungen (Gauverbände, Vereine) 
sowie an kooperierende Gauverbände (sonstige 
Gauverbände) weiterbewilligen. 3Antragsberech-
tigt für die Maßnahmen unter Nr. 2 sind Gau- und 
Trachtenverbände, die im Bayerischen Trachten-
verband e. V. Mitglied sind. 4Sonstige Gauverbände 
im  Bayerischen Trachtenwesen, die mit dem Baye-
rischen Trachtenverband e. V. kooperieren, können 
nur für Maßnahmen unter Nr. 2.2 und Nr. 2.3 eine 
Förderung beantragen.

4. Zuwendungsvoraussetzungen
1Gefördert werden können nur Maßnahmen mit 
überörtlicher Bedeutung. 2Eine Förderung setzt wei-
ter voraus, dass eigene Einnahmen (z. B. Beiträge, 
Spenden, Veranstaltungseinnahmen) und sonstige 
Finanzierungsmöglichkeiten (z. B. Zuwendungen 
der Gemeinden, Landkreise und Bezirke) nicht 
 ausreichend zur Verfügung stehen.

5. Art und Umfang der Zuwendung 

5.1 Art der Zuwendung

Die Zuwendung wird als Projektförderung im Wege 
der Festbetragsfinanzierung gewährt. 

5.2 Zuwendungsfähige Ausgaben

5.2.1 Pro-Kopf-Förderung
1Für jede der Bayerischen Trachtenjugend gemel-
dete Person bis zum vollendeten 27. Lebensjahr kann 
der Vereinsjugend, bei der diese Person geführt 
wird, eine jährliche Pauschalzuwendung gewährt 
werden. 2Diese Pauschalzuwendung kann nur für 
die Personen gewährt werden, die regelmäßig an 
 Jugendveranstaltungen des Antragstellers teilneh-
men oder die sich selbst regelmäßig in die Jugend-
arbeit einbringen. 3Von der gewährten gesamten 
Staatszuwendung kann bis zu maximal 50 v. H. jähr-
lich für die Pro-Kopf-Förderung eingesetzt werden.

5.2.2 Förderung von Maßnahmen und Aktivitäten mit 
Kindern und Jugendlichen
1Jugendmaßnahmen sind förderfähig, wenn sich die 
Inhalte der betroffenen Maßnahmen und Aktivitäten 
ausschließlich auf den Bereich der Heimat-, Brauch- 
und Trachtenpflege erstrecken. 2Zuwendungsfähig 
sind Fahrtkosten, Verpflegungs- und Übernach-
tungskosten, Raummieten, Honorare und Referen-
tenkosten, notwendige Arbeits- und Sachkosten, die 
im unmittelbaren inhaltlichen Zusammenhang mit 
der Maßnahme beim Träger oder bei Mitarbeitern 
entstehen, sowie Organisationskosten.

5.2.3 Ausbildungs- und Qualifiziertenförderung
1Bei den Ausbildungsmaßnahmen muss es sich 
um die Durchführung von anerkannten Schu-
lungsmaßnahmen im Rahmen der Jugendlei-
ter-Grundausbildung gemäß dem Bildungspro-
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gramm der  Bayerischen Trachtenjugend – Jugend 
im  Bayerischen Trachtenverband e. V. handeln. 
2Zusätzlich müssen die Inhalte der betroffenen, 
förder fähigen Bildungsaufgaben einen verbands-
spezifischen Hintergrund haben und sich damit 
ausschließlich auf den Bereich der Heimat-, Brauch- 
und Trachtenpflege erstrecken. 3Qualifizierte 
 Jugendleiter und Mitarbeiter in der Vereinsjugend-
arbeit können gefördert werden, wenn diese eine 
 abgeschlossene Jugendleiter-Grundschulung gemäß 
dem Bildungsprogramm der Bayerischen Trachten-
jugend – Jugend im Bayerischen Trachtenverband 
e. V. und eine gültige Jugendleiterkarte vorweisen 
können. 4Für jeweils zehn gemeldete Personen bis 
zum vollendeten 27. Lebensjahr kann je Verein ein 
Jugendleiter oder Mitarbeiter gefördert werden. 
5Zuwendungsfähig sind Referenten- und Organi-
sationskosten, die nicht über das Kontingentselbst-
verwaltungsverfahren oder Mittel des Bayerischen 
Jugendrings für Mitarbeiter bildungsmaßnahmen 
abgerechnet werden.

5.2.4 Förderung der Weihnachtsschützen
1Zuwendungsfähig sind Fahrtkosten, Verpflegungs- 
und Übernachtungskosten, Raummieten, Hono rare 
und Referentenkosten, notwendige Arbeits- und 
Sachkosten, die im unmittelbaren inhaltlichen 
Zusammenhang mit Brauchveranstaltungen der 
Weihnachtsschützen entstehen. 2Ausgaben für Ver-
anstaltungen, die überwiegend geselligen Charakter 
haben, sind nicht zuwendungsfähig. 3Daneben sind 
zuwendungsfähig die Ausgaben für die Instandhal-
tung der brauchspezifischen Handböller und Pisto-
len (Gerätschaften) der Weihnachtsschützen.

5.2.5 Verwaltungs- und Organisationskosten
1Der Bayerische Trachtenverband e. V. kann für 
den Verwaltungsaufwand, der ihm im Rahmen der 
 Umsetzung dieser Richtlinien entsteht, insgesamt 
bis zu 15 v. H. der jährlichen Zuwendung einset-
zen. 2Dabei wird vorausgesetzt, dass mindestens  
50 v. H. der anfallenden Ausgaben als Eigenleistun-
gen  erbracht werden.

5.3 Höhe der Förderung
1Die Zuwendung kann bis zu 50 v. H. der zuwen-
dungsfähigen Ausgaben betragen, darf jedoch die 
Höhe des tatsächlichen Finanzierungsbedarfes nicht 
überschreiten. 2Bagatellförderungen, bei denen die 
zuwendungsfähigen Ausgaben einen Betrag in Höhe 
von 200,00 € unterschreiten, unterbleiben.

6. Verbot der Doppelförderung
1Eine Zuwendung darf nicht ausgereicht wer-
den, soweit bereits für Maßnahmen oder Projekte 
 Zuwendungen des Freistaats Bayern auf Grund an-
derer Rechtsvorschriften ausgereicht werden. 2Ins-
besondere ist eine Förderung der gleichen Maßnah-
me aus Mitteln des Bayerischen Staatsministeriums 
für Arbeit und Soziales, Familie und Integration zur 
Umsetzung des Kinder- und Jugendprogramms der 
Bayerischen Staatsregierung verboten. 

7. Verfahren

7.1 Antrag
1Der Bayerische Trachtenverband e. V. legt dem 
 Bayerischen Staatsministerium für Bildung und 

Kultus, Wissenschaft und Kunst einen Gesamtan-
trag bis zum 31. Dezember des Vorjahres vor. 2Zur 
Weiter bewilligung an Untergliederungen und 
 kooperierende Gauverbände ist ein schriftlicher 
Antrag erforderlich.  

7.2 Bewilligung

7.2.1 1Bewilligungszeitraum ist das jeweilige Haushalts-
jahr (1. Januar bis 31. Dezember). 2Die Zustimmung 
zum vorzeitigen Maßnahmebeginn wird erteilt. 3Es 
besteht damit Einverständnis, dass die Weiterbe-
willigung der Zuwendung durch den Bayerischen 
Trachtenverband e. V. erst bei Vorlage des Verwen-
dungsnachweises seiner Untergliederungen (Gau-
verbände, Vereine) bzw. kooperierenden Gauver-
bände vorgenommen wird. 

7.2.2 1Der Bayerische Trachtenverband e. V. hat bei der 
Weitergabe der staatlichen Mittel darauf hinzuwei-
sen, dass diese Mittel vom Bayerischen Staatsmi-
nisterium für Bildung und Kultus, Wissenschaft und 
Kunst zur Verfügung gestellt werden. 2Die Weiter-
gabe der staatlichen Mittel hat nach den Vorgaben 
der VV Nr. 12 zu Art. 44 BayHO zu erfolgen. 

7.2.3 Eine Bewilligung ist ausgeschlossen, soweit eine 
Förderung der beantragten Maßnahme nach den 
Richtlinien zur Förderung von Jugendbildungs-
maßnahmen mit größerem Teilnehmendenkreis zur 
Umsetzung des Kinder- und Jugendprogramms der 
Bayerischen Staatsregierung, nach den Richtlinien 
zur Förderung von Jugendbildungsmaßnahmen in 
der Jugendarbeit zur Umsetzung des Kinder- und 
Jugendprogramms der Bayerischen Staatsregie-
rung oder nach den Richtlinien zur Förderung der 
Aus- und Fortbildung von ehrenamtlichen Jugend-
leiterinnen und Jugendleitern (AEJ) zur Umsetzung 
des Kinder- und Jugendprogramms der Bayerischen 
Staatsregierung stattfindet.

7.3 Verwendungsnachweis

7.3.1 1Die Frist zur Vorlage des Verwendungsnachweises 
wird im Bewilligungsbescheid bestimmt. 2Der Inhalt 
des Verwendungsnachweises muss den Vorgaben 
der Nrn. 6.1.1 bis 6.1.3 in Verbindung mit Nr. 6.1.5 
ANBest-P entsprechen. 3Die Mitgliedsvereine, an 
die staatliche Fördermittel weiterbewilligt werden, 
haben gegenüber dem Bayerischen Trachtenverband 
e. V. einen Nachweis über die ordnungsgemäße Ver-
wendung zu erbringen. 4Ferner ist zu bestätigen, 
dass eine Förderung nach den Richtlinien zur Förde-
rung von Jugendbildungsmaßnahmen mit größerem 
Teilnehmendenkreis zur Umsetzung des  Kinder- 
und Jugendprogramms der Bayerischen Staats-
regierung, nach den Richtlinien zur Förderung von 
Jugendbildungsmaßnahmen in der Jugendarbeit zur 
Umsetzung des Kinder- und Jugendprogramms der 
Bayerischen Staatsregierung oder nach den Richt-
linien zur Förderung der Aus- und Fortbildung von 
ehrenamtlichen Jugendleiterinnen und Jugendlei-
tern (AEJ) zur Umsetzung des Kinder- und Jugend-
programms der Bayerischen Staatsregierung nicht 
stattgefunden hat. 

7.3.2 Antrags- und Bewilligungsunterlagen sowie Belege 
sind fünf Jahre aufzubewahren.

7.3.3 Das Staatsministerium für Bildung und Kul-
tus,  Wissenschaft und Kunst sowie der Bayeri-
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sche Oberste Rechnungshof sind berechtigt, die 
 bestimmungsgemäße Verwendung der Mittel durch 
 Einsicht in die Bücher und Belege unmittelbar bei 
den Zuwendungsempfängern zu prüfen.

7.3.4 1Die Fördermittel sind zurückzuzahlen, soweit ein 
Zuwendungsbescheid nach Verwaltungsverfahrens-
recht (Art. 43, 48, 49, 49a des Bayerischen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) veröffent-
licht in der Bayerischen Rechtssammlung (BayRS 
 2010-1-I), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 
22. Mai 2015 (GVBl. S. 154) geändert worden ist), 
oder anderen Rechtsvorschriften unwirksam oder 
mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenom-
men oder widerrufen wird. 2Dies gilt insbesondere 
bei gleichzeitiger Förderung der gleichen Maß-
nahme im Sinne dieser Richtlinien und nach den 
Richtlinien zur Förderung von Jugendbildungs-
maßnahmen mit größerem Teilnehmendenkreis zur 
Umsetzung des Kinder- und Jugendprogramms der 
Bayerischen Staatsregierung, nach den Richtlinien 
zur Förderung von Jugendbildungsmaßnahmen in 
der Jugendarbeit zur Umsetzung des Kinder- und 
Jugendprogramms der Bayerischen Staatsregie-
rung oder nach den Richtlinien zur Förderung der 
Aus- und Fortbildung von ehrenamtlichen Jugend-
leiterinnen und Jugendleitern (AEJ) zur Umsetzung 
des Kinder- und Jugendprogramms der Bayerischen 
Staatsregierung.

8. Ausführungsbestimmungen

8.1 Der Bayerische Trachtenverband ist berechtigt, im 
Rahmen dieser Richtlinien verbandsspezifische 
 Regelungen zu treffen.

8.2 In begründeten Einzelfällen können nach vorheriger 
Zustimmung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst 
Ausnahmen zugelassen werden.

9. Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 2017 in Kraft und mit Ablauf des 
31. Dezember 2020 außer Kraft. 

Dr. Peter Mü l le r  
Ministerialdirektor

2230.7-K

Änderung der Richtlinie für die Förderung  
von Projekten zur Aktivierung  

des Bildungs- und Ausbildungspotentials  
aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) 

im Förderzeitraum 2014 bis 2020

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 23. März 2017, Az. X.8-BL0122.182/60/90

1. Die Bekanntmachung „Richtlinie für die Förderung 
von Projekten zur Aktivierung des Bildungs- und 
Ausbildungspotentials aus Mitteln des Europäischen 
Sozialfonds (ESF) im Förderzeitraum 2014 bis 2020“ 
vom 13. September 2016 (KWMBl. S. 211) wird wie 
folgt geändert:

1.1 Abschnitt II Nr. 10 wird wie folgt gefasst:

„10. Verwendungsnachweise 
Verwendungsnachweise sind bis zum 31. Januar des 
Jahres vorzulegen, das auf den Bewilligungszeitraum 
folgt.“

1.2 In Abschnitt III wird folgender neuer Absatz angefügt:

„Die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministe-
riums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst 
„Richtlinie für die Förderung von Projekten zur Akti-
vierung des Bildungs- und Ausbildungspotentials aus 
Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) im För-
derzeitraum 2014 bis 2020“ vom 28. Juli 2015 (KWMBl. 
S. 158) tritt mit Ablauf des 31. August 2016 außer Kraft; 
sie bleibt jedoch für alle vor dem 1. September 2016 
begonnenen Maßnahmen anwendbar.“

1.3 Anlage 1 wird wie folgt geändert:

Unter der Zwischenüberschrift Zuwendungsvoraus-
setzungen wird bei Nr. 4 Spiegelstrich 1 die Angabe 
„Anlage 4“ durch die Angabe „Anlage 3“ ersetzt.

2. Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1. Sep-
tember 2016 in Kraft.

Herbert P ü l s  
Ministerialdirektor 
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2220.4-K

Orden und kirchliche Vereinigungen 
mit der Eigenschaft einer 

Körperschaft des öffentlichen Rechts

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für  Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 31. März 2017, Az. X.6-BK5181.2-3.25 404

1Das Kloster der Magdalenerinnen von Lauban, früher mit 
Sitz in Seyboldsdorf, besaß die Eigenschaft einer Körper-
schaft des öffentlichen Rechts. 2Die klösterliche Gemein-
schaft besteht nicht mehr. 3Damit endete auch der Status 
des Klosters als Körperschaft des öffentlichen Rechts nach 
staatlichem Recht.

Herbert P ü l s  
Ministerialdirektor
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1.5 § 14 wird wie folgt geändert:

1.5.1 In Abs. 2 werden nach dem Wort „von“ die Wörter 
„ihr oder“ eingefügt.

1.5.2 In Abs. 4 Satz 4 wird die Angabe „88a“ durch die 
Angabe „88 Abs. 4 Satz 1 Ziff. 3“ ersetzt.

1.6 In § 26 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 werden jeweils 
die Wörter „Fachoberschulen, Berufsoberschu-
len“ durch die Wörter „Beruflichen Oberschulen“ 
 ersetzt.

1.7 In § 33 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „kann 
bei Fachoberschulen und Berufsoberschulen der    
Zusatz „Berufliche Oberschule“ verwendet wer-
den.“ durch die Wörter „führen Fachoberschulen 
und Berufsoberschulen den ZuSatz „Berufliche 
Oberschulen“.“ ersetzt.

1.8 In § 35 Satz 3 werden die Wörter „Fachoberschulen, 
Berufsoberschulen“ durch die Wörter „Beruflichen 
Oberschulen“ ersetzt.

1.9 In § 37 Abs. 1 Satz 1 Buchst. b Spiegelstrich 1  sowie 
in Satz 2 werden die Wörter „Fachoberschulen, 
 Berufsoberschulen“ und in Satz 1 Buchst. c die 
Wörter „Fachoberschulen und Berufsoberschulen“ 
jeweils durch die Wörter „Beruflichen Oberschu-
len“ ersetzt.

2. Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 
1. April 2017 in Kraft.

Dr. Ludwig Spaen le  
Staatsminister

2230.1.3-K

Änderung der Bekanntmachung  
über den Schulversuch  

„Teilzeitausbildung in der Kinderpflege“

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 24. April 2017, Az. VI.5-BS9202-3-7a.36 484

Die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst über den 
Schulversuch „Teilzeitausbildung in der Kinderpflege“ vom 
27. Juli 2016 (KWMBl. S. 194) wird wie folgt geändert:

1. In Anlage 1 werden nach Spiegelstrich 8 folgende Spie-
gelstriche 9 und 10 eingefügt: 

„–  Klara-Oppenheimer-Schule, Städtische Berufsfach-
schule für Kinderpflege Würzburg

 –  Berufliche Schulen Wittelsbacher Land, Staatliche 
Berufsfachschule für Kinderpflege Friedberg“

2. Diese Bekanntmachung tritt am 1. August 2017 in Kraft.

Elfriede Oh r nb er ger  
Ministerialdirigentin

2030.3-K

Änderung der Dienstordnung für Lehrkräfte an 
staatlichen Schulen in Bayern  
(Lehrerdienstordnung – LDO)

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 30. März 2017, Az. II.5-BP4011.1/1

1. Die Bekanntmachung über die Dienstordnung 
für Lehrkräfte an staatlichen Schulen in Bayern 
(Lehrerdienstordnung – LDO) vom 5. Juli 2014 
(KWMBl. S. 112) wird wie folgt geändert:

1.1 In § 3 Abs. 6 Satz 2 werden die Wörter „oder ver-
gleichbare Unterlagen“ gestrichen und die Wörter 
„zwei Jahre“ werden durch die Wörter „ein Jahr“ 
ersetzt.

1.2 § 6 wird wie folgt geändert:

1.2.1 In Abs. 2 Satz 6 werden die Wörter „oder in ver-
gleichbaren Unterlagen“ gestrichen.

1.2.2 In Abs. 4 Satz 2 werden die Wörter „den Schüler-
bogen und“ gestrichen.

1.3 § 12 wird wie folgt geändert:

1.3.1 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

1.3.1.1 Der erste Halbsatz wird zum Satz 1 und die Satz-
nummerierung wird eingefügt. 

1.3.1.2 Der zweite Halbsatz wird zum Satz 2.

1.3.1.3 Es wird folgender Satz 3 angefügt:

„3§ 3 Abs. 5 UrlV gilt für Lehrkräfte als Arbeit-
nehmer, soweit deren tariflicher Urlaubsanspruch 
reicht, entsprechend.“

1.3.2 In Abs. 3 Nr. 1 Buchst. c werden die Wörter 
 „Berufsoberschulen sowie Fachoberschulen“ durch 
die Wörter „Beruflichen Oberschulen (Berufsober-
schulen und Fachoberschulen)“ ersetzt.

1.3.3 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

1.3.3.1 Es wird folgender Satz 3 eingefügt: 

„3Im Fall des § 16 Abs. 4 UrlV dürfen bis zu zehn 
Arbeitstage im Jahr gewährt werden.“

1.3.3.2 Der bisherige Satz 3 wird Satz 4 und die Angabe 
„und 2“ wird durch die Angabe „bis 3“ ersetzt und 
nach der Angabe „(§ 29 TV-L)“ werden die Wörter 
„bzw. die kurzzeitige Arbeitsverhinderung im Sin-
ne des § 2 Pflegezeitgesetzes“ eingefügt.

1.4 § 13 wird wie folgt geändert:

1.4.1 In Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe „1848,– EUR 
(brutto)“ durch die Wörter „den in § 7 Abs. 1 Satz 1 
der Bayerischen Nebentätigkeitsverordnung in 
der jeweils aktuellen Fassung genannten Betrag“ 
 ersetzt.

1.4.2 In Abs. 4 Satz 1 werden die Wörter „Fachoberschu-
len, Berufsoberschulen“ durch die Wörter „Beruf-
lichen Oberschulen“ ersetzt.

II. Bekanntmachungen des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst
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2230.1.3-K

Zuständigkeit für das Vergabeverfahren bei 
 Kooperationsverträgen im Bereich der  

staatlichen beruflichen Schulen

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 24. April 2017, Az. VI.7-M8000.0/1/5

1. Zweck von Kooperationen im Bereich der staatlichen 
beruflichen Schulen; Zuständigkeit für das Vergabe-
verfahren von Kooperationen
1Für die Beschulung von berufsschulpflichtigen 
Asylbewerbern und Flüchtlingen und ergänzend 
anderen Berufsschulpflichtigen, die einen vergleich-
baren Sprachförderbedarf haben (z. B. neu zugezo-
gene  EU-Ausländer) wurde das berufsvorbereitende 
 Modell der Berufsintegrationsklassen etabliert. 2In 
den  kooperativen Berufsintegrationsklassen über-
nimmt ein externer Kooperationspartner die so-
zialpädagogische Betreuung und einen Teil des Un-
terrichts. 3Wegen der Ausweitung der kooperativen 
Berufsintegrationsklassen wurde das Vergabeverfah-
ren (Ausschreibung, Vergabe und Abwicklung) für 
den Bereich der staatlichen beruflichen Schulen als 
staatliche Aufgabe koordiniert. 4Diese wird seit 26. Juli 
2016 von der Regierung von Mittelfranken bayern-
weit wahrgenommen. 5Das zentrale Verfahren soll 
die Schulaufwandsträger der staatlichen beruflichen 
Schulen entlasten. 6Die zuständigen Schulaufwands-
träger können jedoch weiterhin die erforderlichen Ver-
gabeverfahren selbst durchführen. 7Die bislang bei der 
Regierung von Mittelfranken angesiedelte Aufgabe, 
Vergaben von  Kooperationsverträgen für kooperative 
Berufsintegrationsklassen durchzuführen, geht auf das 
Bayerische Landesamt für Schule über.

2. Zuständigkeiten

2.1 Grundsätzliche Zuständigkeit des Schulaufwands-
trägers staatlicher beruflicher Schulen

Der für die jeweilige staatliche berufliche Schule 
zuständige Schulaufwandsträger kann das Vergabe-
verfahren für Kooperationsverträge für kooperative 
Berufsintegrationsklassen in eigener Zuständigkeit 
durchführen.

2.2 Ergänzende zentrale Zuständigkeit des Landesamtes 
für Schule

Wenn der für die jeweilige staatliche berufliche Schule 
zuständige Schulaufwandsträger das Vergabeverfah-
ren nicht durchführt, ist das Bayerische Landesamt für 
Schule für die Durchführung der Vergabeverfahren 
für Kooperationsverträge im Bereich der staatlichen 
beruflichen Schulen sachlich und örtlich zuständig.

2.3 Abstimmung der Zuständigkeit für das Vergabeverfah-
ren

Das Landesamt fragt vor Beginn der Vergabeverfahren 
für die Kooperationsverträge an beruflichen Schulen 
bei den betroffenen Schulaufwandsträgern ab, ob sie 
die Vergabeverfahren in eigener Zuständigkeit durch-
führen.

3. Inkrafttreten; Außerkrafttreten
1Diese Bekanntmachung tritt am 1. September 2017 in 
Kraft. 2Die Bekanntmachung des Bayerischen Staats-
ministeriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft 
und Kunst „Zuständigkeit für das Vergabeverfahren 
bei Kooperationsverträgen im Bereich der staatlichen 
beruflichen Schulen“ vom 15. Juni 2016 (KWMBl. 
S. 143) tritt mit Ablauf des 31. August 2017 außer Kraft.

Elfriede Oh r nb er ger  
Ministerialdirigentin

2245-K

Änderung der Richtlinien für  
die Gewährung von Zuwendungen für  

Sing- und Musikschulen

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

 vom 25. April 2017, Az. XI.6-K1633.6/16/82

1. Die Bekanntmachung „Richtlinien für die Gewäh-
rung von Zuwendungen für Sing- und Musikschu-
len“ vom 10. November 2015 (KWMBl. S. 239), 
die durch die Bekanntmachung vom 24. Mai 2016 
(KWMBl. S. 114) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1.1 In Nr. 5.3.1 Satz 2 wird die Angabe „310.000 €“ durch 
die Angabe „320.000 €“ ersetzt.

1.2 Nr. 5.3.2 wird wie folgt geändert: 

1.2.1 In Satz 6 wird die Angabe „310.000 €“ durch die An-
gabe „320.000 €“ ersetzt.

1.2.2 In Satz 7 wird die Angabe „310.000 €“ durch die An-
gabe „320.000 €“ ersetzt.

2. Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom  
1. Januar 2017 in Kraft.

Dr. Peter Mü l le r  
Ministerialdirektor

2240-K

Änderung der Amtlichen Leihverkehrsliste über 
die Zulassung zum Deutschen Leihverkehr

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 27. April 2017, Az. XI.1-K3135.3/7/13

1. Gemäß Nr. 2 der Ordnung des Leihverkehrs in der Bun-
desrepublik Deutschland (Leihverkehrsordnung, LVO), 
Bekanntmachung  des Bayerischen Staatsministeriums 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst vom 1. Dezem-
ber 2003 (KWMBl. I S. 538), werden die nachstehenden 
Bibliotheken in die Liste der zum Deutschen Leihver-
kehr zugelassenen Bibliotheken und Büchereien in 
 Bayern aufgenommen:
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in Bayern  
Bibliothek Fachbereich 
Polizei  
Fürstenfeld 5  
82256 Fürstenfeldbruck

1841
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82362 Weilheim/ 
Oberbayern
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 Neufahrn  
Marktplatz 21  
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2. Die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministe-
riums für Wissenschaft, Forschung und Kunst über die 
Amtliche Leihverkehrsliste über die Zulassung zum 
Deutschen Leihverkehr vom 16. April 2007 (KWMBl. I 
S. 162, ber. S. 222), die zuletzt durch Bekanntmachung 
vom 29. September 2016 (KWMBl. S. 225) geändert wor-
den ist, wird mit Wirkung vom 1. Mai 2017 entsprechend 
geändert.

3. Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1. Mai 
2017 in Kraft.

Dr. Peter Mü l le r  
Ministerialdirektor
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§ 2

Diese Verordnung tritt am 17. Mai 2017 in Kraft.

München, den 27. April 2017

Bayerisches Staatsministerium 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

����£����������������
�������������������

2210-8-2-1-1-K

Verordnung 
zur Änderung der 

Hochschulzulassungsverordnung

vom 27. April 2017

I. Rechtsvorschriften

Vom 27. April 2017 (GVBl S. 96)

Bayerisches Staatsministerium  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig Spaen le 
Staatsminister 



KWMBl. Nr. 7/2017 95
97�����������������������������������
����	���������

���� ������ ���� ����� ��� ����� ��� ���� ����� ��� ����� ��
����� �� ���� ��������� �������� �� ����� �� 	��� �� ���� ����-
�������� ���������  ���� ���� ����������� ���� �����-
������������ �������� ��� ���� �������� ���� �������-
�������� ��� ���� ���� ����� ����
�� ��� ����� ����� 
������ ������������� ���� ��
����� ������ ������� ��� ����
������������������
���������������������������������-
���������������������������������������� ����
���������
��
����������������������������

§ 1

���� ��������������
������� ������������ ������
���������������������������
���������������������
���������� ���� ��
����� ������ �� ��� ���� ���������� ��� 
�����
�����������
���������������������������������������
�
������������

��� ���������������������	�������������������	���������������
������������
��������������������������������������-
�������� �������������������� ����� ��� ���� ��� �
��-
���������������������
���������
����� �����������-
strichen.

��� ���������������	�����������������������������������
���������������������������������������

��� ��¡¡�����������������������

��� ��¡������������
������������

��� �����������������
������������

���� ������������������������������������������-
chen.

���� ����������������������

��� ��������������¢�
������������������������

¡�� ��
����������������
������������

��� ������
������������������
������������������£��
��
���� ���� ���������������
���� ���� ���� ������-
���������������� ��� �¤�
��� �� ����� ���� ����
�����������������������������¥������������
�1�������� ���

��� ��������
��������¥����������� ���

�1� ����¥�����������������������¢�������-
����������¢������

�����������������������
�������������
������¤����������������
������
���������������������������������¥���
�-
�����������������������������������
����
��¥����
�������
����������������������������
Dauer von 480 Stunden der praktischen Aus-
��
��������� ���������������¢������������
������¢����������
���������������������
�������� ���� �������� ���� ��� ���� ������-
������ �������� ���� �����
����� �����������
������ ���� ��������� ���� �����
��������
��
�����������������¥�������������������¢����
������������������������

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2017 in Kraft.

München, den 27. April 2017

Bayerisches Staatsministerium
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

����¦��������¤�������
�������������������

2236-4-1-2-K

Verordnung  
zur Änderung der  

����������������������������������

vom 27.  April 2017Vom 27. April 2017 (GVBl S. 97)

Bayerisches Staatsministerium  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig Spaen le 
Staatsminister 
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Auf Grund 

-  des Art. 15 Abs. 1 des Dolmetschergesetzes 
(DolmG) in der in der Bayerischen Rechtssammlung  
(BayRS 300-12-1-J) veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, das zuletzt durch § 1 Nr. 320 der Verordnung 
vom 22. Juli 2014 (GVBl. S. 286) geändert worden 
ist, und

-  des Art. 18 Abs. 2 Satz 3, Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 2, 
Satz 3 Halbsatz 2, Abs. 4 Satz 1, des Art. 44 Abs. 
2 Satz 1, des Art. 45 Abs. 2 Satz 1 und 4, des Art. 
46 Abs. 4 Satz 3, des Art. 49 Abs. 1 Satz 2 und 3, 
des Art. 50 Abs. 4, des Art. 52 Abs. 4, des Art. 53  
Abs. 4 Satz 2, Abs. 6 Satz 1, des Art. 54 Abs. 3 Satz 
1, des Art. 55 Abs. 1 Nr. 6, des Art. 56 Abs. 2 Nr. 2, 
des Art. 89, des Art. 100 Abs. 2 und des Art. 122 Abs. 
1 des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- 
und Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 414, 
632, BayRS 2230-1-1-K), das zuletzt durch Gesetz 
vom 13. Dezember 2016 (GVBl. S. 371) geändert 
worden ist, 

verordnet das Bayerische Staatsministerium für Bildung 
und Kultus, Wissenschaft und Kunst:

Inhaltsübersicht

Teil 1

Allgemeines

§ 1  Geltungsbereich
§ 2  Ausbildungsziele und Berufsbezeichnungen
§ 3  Ausbildungsdauer

Teil 2

Aufnahme

§ 4  Allgemeines
§ 5  Zweijährige Fachakademien
§ 6  Fachakademie für Sozialpädagogik
§ 7  Fachakademie für Übersetzen und Dolmetschen
§ 8   Fachakademie für Ernährungs- und Versorgungsmanage-

ment
§ 9  Probezeit

Teil 3

Schulbetrieb 

§ 10   Einrichtung von Klassen und anderen Unterrichtsgruppen
§ 11  Ferien
§ 12  Höchstausbildungsdauer
§ 13  Stundentafeln
§ 14   Einrichtung und Besuch bestimmter Unterrichtsfächer
§ 15  Fachpraktische Ausbildung, Ferienpraktikum
§ 16  Berufspraktikum

Teil 4

Leistungen, Zeugnisse

Kapitel 1

Leistungsnachweise

§ 17  Leistungsnachweise
§ 18  Klausuren und Kurzarbeiten
§ 19  Korrektur und Besprechung
§ 20  Bewertung der Leistungen
§ 21  Nachholung von Leistungsnachweisen
§ 22   Bildung der Jahresfortgangsnoten sowie der Noten des 

Zwischenzeugnisses

Kapitel 2

Vorrücken, Notenausgleich und Wiederholen

§ 23  Zweijährige Fachakademie 
§ 24  Fachakademie für Sozialpädagogik
§ 25  Fachakademie für Übersetzen und Dolmetschen
§ 26   Fachakademie für Ernährungs- und Versorgungsmanage-

ment
§ 27  Verbot des Wiederholens

Kapitel 3

Zeugnisse

§ 28  Zwischen- und Jahreszeugnisse
§ 29   Bescheinigung über die Dauer des Schulbesuchs 

Teil 5

Prüfungen, Abschlüsse

Kapitel 1

Prüfungsausschuss

§ 30 Besetzung

2236-9-1-4-K

Schulordnung für die Fachakademien

(Fachakademieordnung – FakO)

vom 9. Mai 2017
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§ 31 Verfahrensregelungen

Kapitel 2

Allgemeine Verfahrensregelungen

§ 32  Hilfsmittel
§ 33  Unterschleif
§ 34  Verhinderung der Teilnahme
§ 35  Zurückbehaltungsrecht
§ 36 Nachholung der Abschlussprüfung
§ 37   Zusätzliche Regelungen für Studierende staatlich geneh-

migter Ersatzschulen

Kapitel 3

Zweijährige Fachakademien 

Abschnitt 1

Abschlussprüfung für Studierende öffentlicher und  
staatlich anerkannter Fachakademien

§ 38 Allgemeines
§ 39   Festsetzung der Jahresfortgangsnoten, Ausschluss von 

der Prüfung
§ 40  Schriftliche Prüfung
§ 41  Praktische Prüfung
§ 42  Mündliche Prüfung
§ 43  Bewertung der Prüfungsleistungen
§ 44  Festsetzung des Prüfungsergebnisses
§ 45  Abschlusszeugnis
§ 46  Nachprüfung
§ 47   Besonderheiten der Ausbildungsrichtung Brau- und Ge-

tränketechnologie
§ 48   Besonderheiten der Ausbildungsrichtung Heilpädagogik
§ 49   Besonderheiten der Ausbildungsrichtung Medizintechnik
§ 50   Besonderheiten der Ausbildungsrichtung Raum- und Ob-

jektdesign
§ 51   Besonderheiten der Ausbildungsrichtung Wirtschaft

Abschnitt 2

Abschlussprüfung für andere Bewerberinnen  
und Bewerber

§ 52  Allgemeines
§ 53  Zulassung
§ 54  Festsetzung des Prüfungsergebnisses

Kapitel 4

Fachakademie für Sozialpädagogik 

Abschnitt 1

Abschlussprüfung für Studierende öffentlicher und  
staatlich anerkannter Fachakademien

§ 55  Gliederung der Prüfung
§ 56   Festsetzung der Jahresfortgangsnoten, Ausschluss von 

der Prüfung
§ 57  Erster Prüfungsabschnitt
§ 58  Berufspraktikum

§ 59 Zweiter Prüfungsabschnitt
§ 60  Festsetzung des Prüfungsergebnisses
§ 61  Abschlusszeugnis
§ 62   Nachprüfung im ersten Prüfungsabschnitt, Wiederholen 

der praktischen Prüfung und des Colloquiums

Abschnitt 2

Abschlussprüfung für andere Bewerberinnen  
und Bewerber

§ 63  Allgemeines
§ 64  Zulassung
§ 65  Festsetzung des Prüfungsergebnisses

Kapitel 5 

Fachakademie für Übersetzen und Dolmetschen 

Abschnitt 1

Abschlussprüfung für Studierende öffentlicher und  
staatlich anerkannter Fachakademien 

§ 66   Festsetzung der Jahresfortgangsnoten, Ausschluss von 
der Prüfung

§ 67  Schriftliche Übersetzerprüfung
§ 68  Mündliche Übersetzerprüfung
§ 69  Dolmetscherprüfung
§ 70  Bestehen der Abschlussprüfung
§ 71  Abschlusszeugnis
§ 72  Wiederholen der Prüfung

Abschnitt 2

Abschlussprüfung für andere Bewerberinnen  
und Bewerber

§ 73  Allgemeines
§ 74  Zulassung
§ 75   Mündliche Übersetzerprüfung und Dolmetscherprüfung
§ 76  Festsetzung des Prüfungsergebnisses

Kapitel 6

Fachakademie für Ernährungs- und  
Versorgungsmanagement 

Abschnitt 1

Abschlussprüfung für Studierende öffentlicher und  
staatlich anerkannter Fachakademien

§ 77  Gliederung der Prüfung
§ 78   Festsetzung der Jahresfortgangsnoten, Ausschluss von 

der Prüfung
§ 79  Erster Prüfungsabschnitt – schriftliche Prüfung
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Auf Grund 

-  des Art. 15 Abs. 1 des Dolmetschergesetzes 
(DolmG) in der in der Bayerischen Rechtssammlung  
(BayRS 300-12-1-J) veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, das zuletzt durch § 1 Nr. 320 der Verordnung 
vom 22. Juli 2014 (GVBl. S. 286) geändert worden 
ist, und

-  des Art. 18 Abs. 2 Satz 3, Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 2, 
Satz 3 Halbsatz 2, Abs. 4 Satz 1, des Art. 44 Abs. 
2 Satz 1, des Art. 45 Abs. 2 Satz 1 und 4, des Art. 
46 Abs. 4 Satz 3, des Art. 49 Abs. 1 Satz 2 und 3, 
des Art. 50 Abs. 4, des Art. 52 Abs. 4, des Art. 53  
Abs. 4 Satz 2, Abs. 6 Satz 1, des Art. 54 Abs. 3 Satz 
1, des Art. 55 Abs. 1 Nr. 6, des Art. 56 Abs. 2 Nr. 2, 
des Art. 89, des Art. 100 Abs. 2 und des Art. 122 Abs. 
1 des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- 
und Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 414, 
632, BayRS 2230-1-1-K), das zuletzt durch Gesetz 
vom 13. Dezember 2016 (GVBl. S. 371) geändert 
worden ist, 

verordnet das Bayerische Staatsministerium für Bildung 
und Kultus, Wissenschaft und Kunst:
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Teil 1

Allgemeines

§ 1 

Geltungsbereich

1Diese Schulordnung gilt für öffentliche Fachakade-
mien der folgenden Ausbildungsrichtungen:

1. Brau- und Getränketechnologie,

2. Heilpädagogik,

3. Medizintechnik,

4. Raum- und Objektdesign,

5. Wirtschaft,

6. Sozialpädagogik,

7. Übersetzen und Dolmetschen und

8. Ernährungs- und Versorgungsmanagement.

2Für staatlich genehmigte und staatlich anerkannte Er-
satzschulen gilt diese Schulordnung im Rahmen der 
Art. 90, 92 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 5 und Art. 93 des Baye-
rischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichts-
wesen (BayEUG), für letztere darüber hinaus im Rahmen 
des Art. 100 Abs. 2 BayEUG.

§ 2 

Ausbildungsziele und Berufsbezeichnungen

(1) Die Ausbildung in den Fachakademien soll die 
Studierenden zu Folgendem befähigen: 

1. Brau- und Getränketechnologie: Überwachungs- und 
Führungsaufgaben in der Produktion von Bier und al-
koholfreien Getränken zu übernehmen;

2. Heilpädagogik: selbstständig die Teilhabe und Inklu-
sion von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen 
mit Beeinträchtigungen durch Erziehung, Bildung, 
Förderung und Begleitung zu stärken; 

3. Medizintechnik: medizinisch-technische Anlagen um-
fassend zu betreuen und an ihrem Einsatz mitzuwir-
ken;

4. Raum- und Objektdesign: Räume zu gestalten, Mö-
bel zu entwerfen und Entwürfe konstruktiv durchzu-
arbeiten, aktuelle Fertigungsmethoden und -techno-
logien einzusetzen;

5. Wirtschaft: Aufgaben in Wirtschaft und Verwaltung in 
Tätigkeitsbereichen mit gehobenen Anforderungen 
zu übernehmen;

6. Sozialpädagogik: in Tageseinrichtungen für Kinder, 
Heimen, Einrichtungen der Jugendarbeit sowie in an-
deren sozialpädagogischen Bereichen als Erzieherin 
oder Erzieher selbstständig tätig zu sein;

7. Übersetzen und Dolmetschen: anspruchsvolle Über-
setzungs- und Dolmetschleistungen, insbesondere 
bei den Gerichten, vorzunehmen durch die Ausbil-
dung in einer Ersten Fremdsprache mit einem Fach-
gebiet und in einer Zweiten Fremdsprache oder in 
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einer Ersten Fremdsprache mit zwei Fachgebieten 
oder in zwei Ersten Fremdsprachen mit demselben 
Fachgebiet;

8. Ernährungs- und Versorgungsmanagement: Füh-
rungsaufgaben in einschlägigen Funktionsbereichen 
von Unternehmen sowie für die unternehmerische 
Selbstständigkeit zu übernehmen.

(2) Bei erfolgreichem Abschluss verleihen die Fach-
akademien folgende Berufsbezeichnungen: 

1. Brau- und Getränketechnologie: „Staatliche geprüfte 
Brau- und Getränketechnologin“ oder „Staatlich ge-
prüfter Brau- und Getränketechnologe“;

2. Heilpädagogik: „Staatlich anerkannte Heilpädagogin“ 
oder „Staatlich anerkannter Heilpädagoge“;

3. Medizintechnik: „Staatlich geprüfte Medizintechnike-
rin“ oder „Staatlich geprüfter Medizintechniker“;

4. Raum- und Objektdesign: „Staatlich geprüfte Raum- 
und Objektdesignerin“ oder „Staatlich geprüfter 
Raum- und Objektdesigner“;

5. Wirtschaft: „Staatlich geprüfte Betriebswirtin“ oder 
„Staatlich geprüfter Betriebswirt“;

6. Sozialpädagogik: „Staatlich anerkannte Erzieherin“ 
oder „Staatlich anerkannter Erzieher“;

7. Übersetzen und Dolmetschen: „Staatlich geprüfte 
Übersetzerin“ oder „Staatlich geprüfter Übersetzer“, 
„Staatlich geprüfte Übersetzerin und Dolmetscherin“ 
oder „Staatlich geprüfter Übersetzer und Dolmet-
scher“;

8. Ernährungs- und Versorgungsmanagement: „Staat-
lich geprüfte Betriebswirtin für Ernährungs- und 
Versorgungsmanagement“ oder „Staatlich geprüfter 
Betriebswirt für Ernährungs- und Versorgungsma-
nagement“; der erfolgreiche Abschluss ist eine Ab-
schlussprüfung nach § 30 Abs. 2 Nr. 2 des Berufsbil-
dungsgesetzes (BBiG).

§ 3 

Ausbildungsdauer

(1) Die Ausbildung an den Fachakademien gemäß  
§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 5 dauert in Vollzeitform zwei 
Jahre (zweijährige Fachakademien).

(2) 1Die Ausbildung an der Fachakademie für Sozial-
pädagogik dauert in Vollzeitform drei Jahre. 2Sie gliedert 
sich in zwei Ausbildungsabschnitte: 

1. einen überwiegend theoretischen Ausbildungsab-
schnitt von zwei Studienjahren an der Fachakademie 
und

2. einen daran anschließenden Ausbildungsabschnitt in 
Form eines von der Fachakademie begleiteten Be-
rufspraktikums (§§ 16, 58, Anlage 1) von zwölf Mo-
naten.

3Das Berufspraktikum wird auf Antrag der Praktikan-
tinnen und Praktikanten auf die Hälfte verkürzt, so-
weit diese nach Abschluss einer sozialpädagogischen 
oder pädagogischen Ausbildung mindestens drei Jahre 
�������������� ��� ���� ������������������� ����������
von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
in einer der in Anlage 1 Nr. 2 genannten Einrichtungen  
tätig waren; das Berufspraktikum ist in der Regel in einem 
anderen Tätigkeitsfeld als dem der Berufstätigkeit nach  
Halb satz 1 abzuleisten.

(3) 1Die Ausbildung an der Fachakademie für Über-
setzen und Dolmetschen dauert drei Jahre. 2Ein Aufbau-
studium von höchstens einem Studienjahr kann sich an 
die abgeschlossene Ausbildung anschließen. 3Das Auf-
baustudium dient dem Erwerb eines der folgenden wei-
teren Abschlüsse:

1. „Staatlich geprüfte Übersetzerin“ oder „Staatlich ge-
prüfter Übersetzer“,

2. „Staatlich geprüfte Dolmetscherin“ oder „Staatlich ge-
prüfter Dolmetscher“ sowie

3. „Staatlich geprüfte Übersetzerin und Dolmetscherin“ 
oder „Staatlich geprüfter Übersetzer und Dolmet-
scher“.

(4) 1Die Ausbildung an der Fachakademie für Ernäh-
rungs- und Versorgungsmanagement dauert in Vollzeit-
form drei Jahre. 2Sie gliedert sich in zwei Ausbildungs-
abschnitte:

1. einen theoretischen und praktischen Ausbildungsab-
schnitt von zwei Studienjahren an der Fachakademie 
und

2. einen daran anschließenden Ausbildungsabschnitt in 
Form eines von der Fachakademie begleiteten Be-
rufspraktikums (§§ 16, 81, Anlage 2) von zwölf Mo-
naten.

(5) 1Außer an der Fachakademie für Übersetzen 
und Dolmetschen kann die Ausbildung in hälftiger Teil-
zeit durchlaufen werden. 2In diesem Fall verdoppeln sich 
die jeweiligen Ausbildungszeiten. 3Mit Zustimmung der 
Schulaufsichtsbehörde kann die Ausbildung nach den 
Abs. 1, 2 Satz 2 Nr. 1 und Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 ausnahms-
weise auch in Zwei-Drittel-Teilzeit durchlaufen werden, 
wenn daneben kein Beschäftigungsverhältnis mit mehr 
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lich geprüften Betriebswirtin für Ernährungs- und 
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prüften Betriebswirt für Ernährungs- und Versor-
gungsmanagement
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zen und Dolmetschen
Anlage 11 Stundentafel für die Fachakademie für Ernäh-

rungs- und Versorgungsmanagement

Teil 1

Allgemeines

§ 1 

Geltungsbereich

1Diese Schulordnung gilt für öffentliche Fachakade-
mien der folgenden Ausbildungsrichtungen:

1. Brau- und Getränketechnologie,

2. Heilpädagogik,

3. Medizintechnik,

4. Raum- und Objektdesign,

5. Wirtschaft,

6. Sozialpädagogik,

7. Übersetzen und Dolmetschen und

8. Ernährungs- und Versorgungsmanagement.

2Für staatlich genehmigte und staatlich anerkannte Er-
satzschulen gilt diese Schulordnung im Rahmen der 
Art. 90, 92 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 5 und Art. 93 des Baye-
rischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichts-
wesen (BayEUG), für letztere darüber hinaus im Rahmen 
des Art. 100 Abs. 2 BayEUG.

§ 2 

Ausbildungsziele und Berufsbezeichnungen

(1) Die Ausbildung in den Fachakademien soll die 
Studierenden zu Folgendem befähigen: 

1. Brau- und Getränketechnologie: Überwachungs- und 
Führungsaufgaben in der Produktion von Bier und al-
koholfreien Getränken zu übernehmen;

2. Heilpädagogik: selbstständig die Teilhabe und Inklu-
sion von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen 
mit Beeinträchtigungen durch Erziehung, Bildung, 
Förderung und Begleitung zu stärken; 

3. Medizintechnik: medizinisch-technische Anlagen um-
fassend zu betreuen und an ihrem Einsatz mitzuwir-
ken;

4. Raum- und Objektdesign: Räume zu gestalten, Mö-
bel zu entwerfen und Entwürfe konstruktiv durchzu-
arbeiten, aktuelle Fertigungsmethoden und -techno-
logien einzusetzen;

5. Wirtschaft: Aufgaben in Wirtschaft und Verwaltung in 
Tätigkeitsbereichen mit gehobenen Anforderungen 
zu übernehmen;

6. Sozialpädagogik: in Tageseinrichtungen für Kinder, 
Heimen, Einrichtungen der Jugendarbeit sowie in an-
deren sozialpädagogischen Bereichen als Erzieherin 
oder Erzieher selbstständig tätig zu sein;

7. Übersetzen und Dolmetschen: anspruchsvolle Über-
setzungs- und Dolmetschleistungen, insbesondere 
bei den Gerichten, vorzunehmen durch die Ausbil-
dung in einer Ersten Fremdsprache mit einem Fach-
gebiet und in einer Zweiten Fremdsprache oder in 
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einer Ersten Fremdsprache mit zwei Fachgebieten 
oder in zwei Ersten Fremdsprachen mit demselben 
Fachgebiet;

8. Ernährungs- und Versorgungsmanagement: Füh-
rungsaufgaben in einschlägigen Funktionsbereichen 
von Unternehmen sowie für die unternehmerische 
Selbstständigkeit zu übernehmen.

(2) Bei erfolgreichem Abschluss verleihen die Fach-
akademien folgende Berufsbezeichnungen: 

1. Brau- und Getränketechnologie: „Staatliche geprüfte 
Brau- und Getränketechnologin“ oder „Staatlich ge-
prüfter Brau- und Getränketechnologe“;

2. Heilpädagogik: „Staatlich anerkannte Heilpädagogin“ 
oder „Staatlich anerkannter Heilpädagoge“;

3. Medizintechnik: „Staatlich geprüfte Medizintechnike-
rin“ oder „Staatlich geprüfter Medizintechniker“;

4. Raum- und Objektdesign: „Staatlich geprüfte Raum- 
und Objektdesignerin“ oder „Staatlich geprüfter 
Raum- und Objektdesigner“;

5. Wirtschaft: „Staatlich geprüfte Betriebswirtin“ oder 
„Staatlich geprüfter Betriebswirt“;

6. Sozialpädagogik: „Staatlich anerkannte Erzieherin“ 
oder „Staatlich anerkannter Erzieher“;

7. Übersetzen und Dolmetschen: „Staatlich geprüfte 
Übersetzerin“ oder „Staatlich geprüfter Übersetzer“, 
„Staatlich geprüfte Übersetzerin und Dolmetscherin“ 
oder „Staatlich geprüfter Übersetzer und Dolmet-
scher“;

8. Ernährungs- und Versorgungsmanagement: „Staat-
lich geprüfte Betriebswirtin für Ernährungs- und 
Versorgungsmanagement“ oder „Staatlich geprüfter 
Betriebswirt für Ernährungs- und Versorgungsma-
nagement“; der erfolgreiche Abschluss ist eine Ab-
schlussprüfung nach § 30 Abs. 2 Nr. 2 des Berufsbil-
dungsgesetzes (BBiG).

§ 3 

Ausbildungsdauer

(1) Die Ausbildung an den Fachakademien gemäß  
§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 5 dauert in Vollzeitform zwei 
Jahre (zweijährige Fachakademien).

(2) 1Die Ausbildung an der Fachakademie für Sozial-
pädagogik dauert in Vollzeitform drei Jahre. 2Sie gliedert 
sich in zwei Ausbildungsabschnitte: 

1. einen überwiegend theoretischen Ausbildungsab-
schnitt von zwei Studienjahren an der Fachakademie 
und

2. einen daran anschließenden Ausbildungsabschnitt in 
Form eines von der Fachakademie begleiteten Be-
rufspraktikums (§§ 16, 58, Anlage 1) von zwölf Mo-
naten.

3Das Berufspraktikum wird auf Antrag der Praktikan-
tinnen und Praktikanten auf die Hälfte verkürzt, so-
weit diese nach Abschluss einer sozialpädagogischen 
oder pädagogischen Ausbildung mindestens drei Jahre 
�������������� ��� ���� ������������������� ����������
von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
in einer der in Anlage 1 Nr. 2 genannten Einrichtungen  
tätig waren; das Berufspraktikum ist in der Regel in einem 
anderen Tätigkeitsfeld als dem der Berufstätigkeit nach  
Halb satz 1 abzuleisten.

(3) 1Die Ausbildung an der Fachakademie für Über-
setzen und Dolmetschen dauert drei Jahre. 2Ein Aufbau-
studium von höchstens einem Studienjahr kann sich an 
die abgeschlossene Ausbildung anschließen. 3Das Auf-
baustudium dient dem Erwerb eines der folgenden wei-
teren Abschlüsse:

1. „Staatlich geprüfte Übersetzerin“ oder „Staatlich ge-
prüfter Übersetzer“,

2. „Staatlich geprüfte Dolmetscherin“ oder „Staatlich ge-
prüfter Dolmetscher“ sowie

3. „Staatlich geprüfte Übersetzerin und Dolmetscherin“ 
oder „Staatlich geprüfter Übersetzer und Dolmet-
scher“.

(4) 1Die Ausbildung an der Fachakademie für Ernäh-
rungs- und Versorgungsmanagement dauert in Vollzeit-
form drei Jahre. 2Sie gliedert sich in zwei Ausbildungs-
abschnitte:

1. einen theoretischen und praktischen Ausbildungsab-
schnitt von zwei Studienjahren an der Fachakademie 
und

2. einen daran anschließenden Ausbildungsabschnitt in 
Form eines von der Fachakademie begleiteten Be-
rufspraktikums (§§ 16, 81, Anlage 2) von zwölf Mo-
naten.

(5) 1Außer an der Fachakademie für Übersetzen 
und Dolmetschen kann die Ausbildung in hälftiger Teil-
zeit durchlaufen werden. 2In diesem Fall verdoppeln sich 
die jeweiligen Ausbildungszeiten. 3Mit Zustimmung der 
Schulaufsichtsbehörde kann die Ausbildung nach den 
Abs. 1, 2 Satz 2 Nr. 1 und Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 ausnahms-
weise auch in Zwei-Drittel-Teilzeit durchlaufen werden, 
wenn daneben kein Beschäftigungsverhältnis mit mehr 
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��������� ������������� ��� ���������g mit einer 
��������������� �
��	����� ���� ����������� ��-
nem Jahr in sozial- oder sonderpädagogischen 
Einrichtungen,

3. die Vorlage eines amtlichen Führungszeugnisses, 
das nicht älter als drei Monate ist, und

4. das Fehlen von Anhaltspunkten, die die Bewerberin 
oder den Bewerber als ungeeignet für den Beruf der 
Heilpädagogin oder des Heilpädagogen erscheinen 
lassen.

(3) 1Die Aufnahme in die Fachakademie für Raum- 
und Objektdesign setzt voraus, dass eine der folgenden 
Prüfungen erfolgreich abgelegt wurde:

1. Meisterprüfung im Tischlerhandwerk,

2. Meisterprüfung in einem gestaltenden Handwerk,

3. staatliche Abschlussprüfung der Fachschule für Holz-
technik,

4. Industriemeisterprüfung in der Ausbildungsrichtung 
Holzverarbeitung oder

5. Gesellenprüfung im Tischlerhandwerk.

2Im Fall von Satz 1 Nr. 5 ist zusätzlich eine mindestens 
�����
���	���������
	�	������������
��	�����������������-
liegen einer allgemeinen oder fachgebundenen Hoch-
schulreife oder Fachhochschulreife eine mindestens ein-
�
���	�� �������
	�	�� ��������� �
��	����� ��������������
3Für Bewerberinnen und Bewerber nach Satz 1 Nr. 2 bis 
5 setzt die Aufnahme außerdem das Bestehen einer Auf-
nahmeprüfung gemäß den Vorgaben des Staatsministe-
riums voraus.

(4) 1Die Aufnahme erfolgt in zweijährige Fachakade-
mien nur in das erste Studienjahr. 2Abweichend von Satz 
1 können in das zweite Studienjahr der Fachakademie für 
Wirtschaft Bewerberinnen und Bewerber aufgenommen 
werden, bei denen folgende Voraussetzungen vorliegen:

1. die allgemeine oder fachgebundene Hochschulreife 
und eine mit mindestens der Note „gut“ abgeschlos-
sene einschlägige Berufsausbildung in einem staat-
lich anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Regel-
ausbildungsdauer von mindestens zwei Jahren,

��� ����� ��
����� �������
	�	�� ��������� �
��	����� ����
mindestens zwei Jahren und

3. eine erfolgreiche Aufnahmeprüfung in den Fächern 
Rechnungswesen und Recht. 

3Die Voraussetzungen nach Satz 2 Nr. 1 können ersetzt 
werden durch eine erfolgreiche Teilnahme an einer kauf-
männischen Fortbildungsprüfung, die vom Staatsministe-

rium als der Meisterprüfung gleichwertig anerkannt wird. 
4Die Aufnahmeprüfung gemäß Satz 2 Nr. 3 erstreckt sich 
auf den im ersten Studienjahr vermittelten Unterrichts-
stoff. 5Die Prüfungsaufgaben stellt die Fachakademie. 
6Die Aufnahmeprüfung ist nicht bestanden, wenn in ei-
nem Fach eine schlechtere Note als 4 erzielt wird. 7Die 
Bestimmungen über die Probezeit (§ 9) gelten entspre-
chend.

§ 6 

Fachakademie für Sozialpädagogik

(1) 1Die Aufnahme in das erste Studienjahr der Fach-
akademie für Sozialpädagogik setzt Folgendes voraus:

1. einen mittleren Schulabschluss,

2. ������������
	�	��������������������	������

a) eine abgeschlossene Berufsausbildung in einem 
sozialpädagogischen, pädagogischen, sozial-
��	������������	������������������������������
Beruf mit einer Regelausbildungsdauer von min-
destens zwei Jahren,

b) ein erfolgreich abgeschlossenes sozialpädagogi-
sches Seminar nach Anlage 3 oder

c) ����� �������
	�	�� ��������� �
��	����� ���� ���-
destens vier Jahren,

3. die Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses, das nicht äl-
ter als drei Monate ist und ausweist, dass die Bewer-
berin oder der Bewerber für den Beruf der Erzieherin 
oder des Erziehers geeignet ist,

4. die Vorlage eines amtlichen Führungszeugnisses, 
das nicht älter als drei Monate ist, und

5. das Fehlen von Anhaltspunkten, die die Bewerberin 
oder den Bewerber als ungeeignet für den Beruf der 
Erzieherin oder des Erziehers erscheinen lassen.

2Abweichend von Satz 1 Nr. 2 können mit Zustimmung 
der Schulaufsichtsbehörde ausnahmsweise auch Bewer-
berinnen und Bewerber zugelassen werden, deren bis-
����	��� ������	������� ���� ���������� �����	��	� �����
erfolgreiche Mitarbeit in der Fachakademie erwarten 
lassen. 3Bewerberinnen und Bewerber mit einer anderen 
Muttersprache als Deutsch müssen außerdem nachwei-
sen, dass sie über hinreichende Deutschkenntnisse in 
Wort und Schrift verfügen, sodass eine erfolgreiche Teil-
nahme am Unterricht gewährleistet ist. 4Als Mutterspra-
che gilt die Sprache, in der die schulische Ausbildung und 
��������������������������	����������������������������
Ausbildung der Bewerberin oder des Bewerbers überwie-
gend erfolgte.
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als zwei Drittel der im Tarifbereich des öffentlichen Diens-
tes geltenden regulären wöchentlichen Arbeitszeit ausge-
übt wird.

(6) Weitere Möglichkeiten zur Verkürzung der Aus-
bildung nach § 5 Abs. 4, § 6 Abs. 2, § 7 Abs. 2 und § 8  
Abs. 2 bleiben unberührt.

Teil 2

Aufnahme

§ 4 

Allgemeines

(1) 1Die Aufnahme erfolgt durch die Fachakademie 
jeweils zu Beginn des Studienjahres. 2Eine nachträg-
liche Aufnahme kann nur bei Vorliegen eines wichtigen 
Grundes und längstens binnen sechs Wochen nach Un-
terrichtsbeginn gewährt werden. 3Mit der Anmeldung sind 
bei der Fachakademie vorzulegen:

1. die Nachweise über die schulische Vorbildung im Ori-
ginal oder in beglaubigter Abschrift und

2. ein gültiger amtlicher Lichtbildausweis.

4Die Fachakademie kann im Einzelfall weitere Nachwei-
����������������������������������������������������
5Weitere Regelungen zum Anmelde- und Aufnahmever-
fahren trifft die Fachakademie.

(2) Die Aufnahme ist vorbehaltlich Abs. 1 Satz 2 da-
durch aufschiebend bedingt, dass die Bewerberinnen 
und Bewerber am ersten Unterrichtstag am Unterricht 
teilnehmen oder spätestens am dritten Unterrichtstag 
gegenüber der Fachakademie nachweisen, dass sie aus 
zwingenden Gründen an der Teilnahme verhindert waren.

(3) 1Die Aufnahme kann versagt werden, wenn  
Termine des Anmeldeverfahrens nicht eingehalten oder 
Unterlagen nicht termingerecht und vollständig vorgelegt 
wurden. 2Die Aufnahme ist zu versagen, wenn die Bewer-
berin oder der Bewerber

1. zweimal die Probezeit an einer Fachakademie nicht 
bestanden hat oder vor dem Ablauf der Probezeit 
ausgetreten ist oder

2. zweimal eine Jahrgangsstufe einer Fachakademie 
ohne Erfolg besucht hat oder während eines Studi-
enjahres ausgetreten ist.

3Die Lehrerkonferenz kann in begründeten Einzelfällen 
Ausnahmen von Satz 2 Nr. 2 Alternative 2 zulassen.

§ 5 

Zweijährige Fachakademien

(1) 1Die Aufnahme in die Fachakademie für Brau- und 
Getränketechnologie, die Fachakademie für Medizintech-
nik und die Fachakademie für Wirtschaft setzt Folgendes 
voraus:

1. einen mittleren Schulabschluss und eine einschlägi-
�������������
���������	

2. eine für die Ausbildungsrichtung einschlägige erfolg-
reich abgelegte staatliche Technikerprüfung oder 
eine vom Staatsministerium für Bildung und Kultus, 
Wissenschaft und Kunst (Staatsministerium) allge-
mein als dieser gleichwertig anerkannte einschlägige 
Prüfung oder

3. eine für die Ausbildungsrichtung einschlägige er-
folgreich abgelegte Meisterprüfung oder eine vom 
Staatsministerium allgemein als dieser gleichwertig 
anerkannte einschlägige erfolgreich abgelegte Prü-
fung.

2�����������������������
������������������������������
Nr. 1 ist eine für die Ausbildungsrichtung einschlägige

1. abgeschlossene Berufsausbildung in einem staatlich 
anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Regelaus-
bildungsdauer von mindestens zwei Jahren und eine 
���������������������������������������������������-
tens einem Jahr,

2. abgeschlossene Berufsausbildung zur „Staatlich ge-
prüften technischen oder kaufmännischen Assisten-
tin“ oder zum „Staatlich geprüften technischen oder 
kaufmännischen Assistenten“ und eine spätere ein-
���������������������������������������������������
Jahr oder

3. ���������������������������������������������

3In der Teilzeitform kann die spätere einschlägige beruf-
liche Tätigkeit bis zur Hälfte während des Besuchs der 
Fachakademie abgeleistet werden.

(2) Die Aufnahme in die Fachakademie für Heilpäda-
gogik setzt Folgendes voraus:

1. einen mittleren Schulabschluss,

2. ����������������������������
���������������

a) Ausbildung zur „Staatlich anerkannten Erziehe-
rin“ oder zum „Staatlich anerkannten Erzieher“ 
oder

b) eine vom Staatsministerium als gleichwertig an-
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��������� ������������� ��� ���������g mit einer 
��������������� �
��	����� ���� ����������� ��-
nem Jahr in sozial- oder sonderpädagogischen 
Einrichtungen,

3. die Vorlage eines amtlichen Führungszeugnisses, 
das nicht älter als drei Monate ist, und

4. das Fehlen von Anhaltspunkten, die die Bewerberin 
oder den Bewerber als ungeeignet für den Beruf der 
Heilpädagogin oder des Heilpädagogen erscheinen 
lassen.

(3) 1Die Aufnahme in die Fachakademie für Raum- 
und Objektdesign setzt voraus, dass eine der folgenden 
Prüfungen erfolgreich abgelegt wurde:

1. Meisterprüfung im Tischlerhandwerk,

2. Meisterprüfung in einem gestaltenden Handwerk,

3. staatliche Abschlussprüfung der Fachschule für Holz-
technik,

4. Industriemeisterprüfung in der Ausbildungsrichtung 
Holzverarbeitung oder

5. Gesellenprüfung im Tischlerhandwerk.

2Im Fall von Satz 1 Nr. 5 ist zusätzlich eine mindestens 
�����
���	���������
	�	������������
��	�����������������-
liegen einer allgemeinen oder fachgebundenen Hoch-
schulreife oder Fachhochschulreife eine mindestens ein-
�
���	�� �������
	�	�� ��������� �
��	����� ��������������
3Für Bewerberinnen und Bewerber nach Satz 1 Nr. 2 bis 
5 setzt die Aufnahme außerdem das Bestehen einer Auf-
nahmeprüfung gemäß den Vorgaben des Staatsministe-
riums voraus.

(4) 1Die Aufnahme erfolgt in zweijährige Fachakade-
mien nur in das erste Studienjahr. 2Abweichend von Satz 
1 können in das zweite Studienjahr der Fachakademie für 
Wirtschaft Bewerberinnen und Bewerber aufgenommen 
werden, bei denen folgende Voraussetzungen vorliegen:

1. die allgemeine oder fachgebundene Hochschulreife 
und eine mit mindestens der Note „gut“ abgeschlos-
sene einschlägige Berufsausbildung in einem staat-
lich anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Regel-
ausbildungsdauer von mindestens zwei Jahren,

��� ����� ��
����� �������
	�	�� ��������� �
��	����� ����
mindestens zwei Jahren und

3. eine erfolgreiche Aufnahmeprüfung in den Fächern 
Rechnungswesen und Recht. 

3Die Voraussetzungen nach Satz 2 Nr. 1 können ersetzt 
werden durch eine erfolgreiche Teilnahme an einer kauf-
männischen Fortbildungsprüfung, die vom Staatsministe-

rium als der Meisterprüfung gleichwertig anerkannt wird. 
4Die Aufnahmeprüfung gemäß Satz 2 Nr. 3 erstreckt sich 
auf den im ersten Studienjahr vermittelten Unterrichts-
stoff. 5Die Prüfungsaufgaben stellt die Fachakademie. 
6Die Aufnahmeprüfung ist nicht bestanden, wenn in ei-
nem Fach eine schlechtere Note als 4 erzielt wird. 7Die 
Bestimmungen über die Probezeit (§ 9) gelten entspre-
chend.

§ 6 

Fachakademie für Sozialpädagogik

(1) 1Die Aufnahme in das erste Studienjahr der Fach-
akademie für Sozialpädagogik setzt Folgendes voraus:

1. einen mittleren Schulabschluss,

2. ������������
	�	��������������������	������

a) eine abgeschlossene Berufsausbildung in einem 
sozialpädagogischen, pädagogischen, sozial-
��	������������	������������������������������
Beruf mit einer Regelausbildungsdauer von min-
destens zwei Jahren,

b) ein erfolgreich abgeschlossenes sozialpädagogi-
sches Seminar nach Anlage 3 oder

c) ����� �������
	�	�� ��������� �
��	����� ���� ���-
destens vier Jahren,

3. die Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses, das nicht äl-
ter als drei Monate ist und ausweist, dass die Bewer-
berin oder der Bewerber für den Beruf der Erzieherin 
oder des Erziehers geeignet ist,

4. die Vorlage eines amtlichen Führungszeugnisses, 
das nicht älter als drei Monate ist, und

5. das Fehlen von Anhaltspunkten, die die Bewerberin 
oder den Bewerber als ungeeignet für den Beruf der 
Erzieherin oder des Erziehers erscheinen lassen.

2Abweichend von Satz 1 Nr. 2 können mit Zustimmung 
der Schulaufsichtsbehörde ausnahmsweise auch Bewer-
berinnen und Bewerber zugelassen werden, deren bis-
����	��� ������	������� ���� ���������� �����	��	� �����
erfolgreiche Mitarbeit in der Fachakademie erwarten 
lassen. 3Bewerberinnen und Bewerber mit einer anderen 
Muttersprache als Deutsch müssen außerdem nachwei-
sen, dass sie über hinreichende Deutschkenntnisse in 
Wort und Schrift verfügen, sodass eine erfolgreiche Teil-
nahme am Unterricht gewährleistet ist. 4Als Mutterspra-
che gilt die Sprache, in der die schulische Ausbildung und 
��������������������������	����������������������������
Ausbildung der Bewerberin oder des Bewerbers überwie-
gend erfolgte.
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als zwei Drittel der im Tarifbereich des öffentlichen Diens-
tes geltenden regulären wöchentlichen Arbeitszeit ausge-
übt wird.

(6) Weitere Möglichkeiten zur Verkürzung der Aus-
bildung nach § 5 Abs. 4, § 6 Abs. 2, § 7 Abs. 2 und § 8  
Abs. 2 bleiben unberührt.

Teil 2

Aufnahme

§ 4 

Allgemeines

(1) 1Die Aufnahme erfolgt durch die Fachakademie 
jeweils zu Beginn des Studienjahres. 2Eine nachträg-
liche Aufnahme kann nur bei Vorliegen eines wichtigen 
Grundes und längstens binnen sechs Wochen nach Un-
terrichtsbeginn gewährt werden. 3Mit der Anmeldung sind 
bei der Fachakademie vorzulegen:

1. die Nachweise über die schulische Vorbildung im Ori-
ginal oder in beglaubigter Abschrift und

2. ein gültiger amtlicher Lichtbildausweis.

4Die Fachakademie kann im Einzelfall weitere Nachwei-
����������������������������������������������������
5Weitere Regelungen zum Anmelde- und Aufnahmever-
fahren trifft die Fachakademie.

(2) Die Aufnahme ist vorbehaltlich Abs. 1 Satz 2 da-
durch aufschiebend bedingt, dass die Bewerberinnen 
und Bewerber am ersten Unterrichtstag am Unterricht 
teilnehmen oder spätestens am dritten Unterrichtstag 
gegenüber der Fachakademie nachweisen, dass sie aus 
zwingenden Gründen an der Teilnahme verhindert waren.

(3) 1Die Aufnahme kann versagt werden, wenn  
Termine des Anmeldeverfahrens nicht eingehalten oder 
Unterlagen nicht termingerecht und vollständig vorgelegt 
wurden. 2Die Aufnahme ist zu versagen, wenn die Bewer-
berin oder der Bewerber

1. zweimal die Probezeit an einer Fachakademie nicht 
bestanden hat oder vor dem Ablauf der Probezeit 
ausgetreten ist oder

2. zweimal eine Jahrgangsstufe einer Fachakademie 
ohne Erfolg besucht hat oder während eines Studi-
enjahres ausgetreten ist.

3Die Lehrerkonferenz kann in begründeten Einzelfällen 
Ausnahmen von Satz 2 Nr. 2 Alternative 2 zulassen.

§ 5 

Zweijährige Fachakademien

(1) 1Die Aufnahme in die Fachakademie für Brau- und 
Getränketechnologie, die Fachakademie für Medizintech-
nik und die Fachakademie für Wirtschaft setzt Folgendes 
voraus:

1. einen mittleren Schulabschluss und eine einschlägi-
�������������
���������	

2. eine für die Ausbildungsrichtung einschlägige erfolg-
reich abgelegte staatliche Technikerprüfung oder 
eine vom Staatsministerium für Bildung und Kultus, 
Wissenschaft und Kunst (Staatsministerium) allge-
mein als dieser gleichwertig anerkannte einschlägige 
Prüfung oder

3. eine für die Ausbildungsrichtung einschlägige er-
folgreich abgelegte Meisterprüfung oder eine vom 
Staatsministerium allgemein als dieser gleichwertig 
anerkannte einschlägige erfolgreich abgelegte Prü-
fung.

2�����������������������
������������������������������
Nr. 1 ist eine für die Ausbildungsrichtung einschlägige

1. abgeschlossene Berufsausbildung in einem staatlich 
anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Regelaus-
bildungsdauer von mindestens zwei Jahren und eine 
���������������������������������������������������-
tens einem Jahr,

2. abgeschlossene Berufsausbildung zur „Staatlich ge-
prüften technischen oder kaufmännischen Assisten-
tin“ oder zum „Staatlich geprüften technischen oder 
kaufmännischen Assistenten“ und eine spätere ein-
���������������������������������������������������
Jahr oder

3. ���������������������������������������������

3In der Teilzeitform kann die spätere einschlägige beruf-
liche Tätigkeit bis zur Hälfte während des Besuchs der 
Fachakademie abgeleistet werden.

(2) Die Aufnahme in die Fachakademie für Heilpäda-
gogik setzt Folgendes voraus:

1. einen mittleren Schulabschluss,

2. ����������������������������
���������������

a) Ausbildung zur „Staatlich anerkannten Erziehe-
rin“ oder zum „Staatlich anerkannten Erzieher“ 
oder

b) eine vom Staatsministerium als gleichwertig an-
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(2) 1Bewerberinnen und Bewerber, die die Aufnahme-
voraussetzungen nach Abs. 1 erfüllen, können auf Antrag 
nach Bestehen einer Aufnahmeprüfung in das zweite Stu-
dienjahr aufgenommen werden. 2Sie können unter den 
gleichen Voraussetzungen auch in das zweite Studien-
halbjahr, bei Teilzeitunterricht auch in das dritte Studien-
halbjahr, aufgenommen werden, wenn es die organisa-
torischen Verhältnisse zulassen. 3Die Aufnahmeprüfung 
���������������������������������������������������������-
res. 4In fachpraktischen Fächern erfolgt die Prüfung ent-
weder praktisch und mündlich oder nur praktisch oder nur 
mündlich, in den übrigen Fächern wird schriftlich geprüft. 
5Die Prüfungsaufgaben stellt die Fachakademie. 6Die 
Aufnahmeprüfung ist nicht bestanden, wenn in einem 
Fach die Note 6 oder in zwei Fächern die Note 5 erzielt 
wird. 7Die Bestimmungen über die Probezeit (§ 9) gelten 
entsprechend.

§ 7 

Fachakademie für Übersetzen und Dolmetschen

(1) 1Die Aufnahme in das erste Studienjahr der Fach-
akademie für Übersetzen und Dolmetschen setzt Folgen-
des voraus:

1. die allgemeine oder fachgebundene Hochschulreife 
oder die Fachhochschulreife, 

2. die erfolgreiche Teilnahme an der staatlichen Ab-
schlussprüfung für Fremdsprachenkorrespondenten 
oder 

3. einen mittleren Schulabschluss und einen vom 
Staatsministerium als der staatlichen Abschlussprü-
fung für Fremdsprachenkorrespondenten gleichwer-
tig anerkannten Abschluss einer einschlägigen, min-
destens zweijährigen Berufsausbildung.

2§ 6 Abs. 1 Satz 3 und 4 gilt entsprechend mit der Maß-
gabe, dass der Nachweis von Deutschkenntnissen auf 
dem Niveau C1 des gemeinsamen europäischen Refe-
renzrahmens für Sprache zu führen ist. 3Der vorgenannte 
Nachweis ist zu führen durch:

�
� ����	�����������������������������������������

2. eine andere vom Staatsministerium allgemein oder 
im Einzelfall als gleichwertig anerkannte Prüfung 
oder

3. eine Prüfung der Fachakademie. 

(2) 1Bewerberinnen und Bewerber, die die Aufnah-
mevoraussetzungen nach Abs. 1 erfüllen, können nach 
Bestehen einer Aufnahmeprüfung in das zweite oder 

dritte Studienjahr aufgenommen werden. 2Die Aufnah-
meprüfung umfasst folgende schriftliche, dem jeweiligen 
Bildungsstand der Jahrgangsstufe entsprechende Aufga-
ben:

1. zwei allgemeinsprachliche Übersetzungen, davon 
eine vom Deutschen in die Fremdsprache und eine 
von der Fremdsprache in das Deutsche, 

2. zwei fachsprachliche Übersetzungen, davon eine 
vom Deutschen in die Fremdsprache und eine von 
der Fremdsprache in das Deutsche und

3. eine Prüfung in Grammatik der Fremdsprache. 

3Soweit eine Zweite Fremdsprache belegt werden soll, ist 
mindestens eine der Aufgaben in dieser Sprache abzu-
legen. 4Die Prüfungsaufgaben stellt die Fachakademie. 
5Die Aufnahmeprüfung ist nicht bestanden, wenn in einer 
Prüfungsaufgabe eine schlechtere Note als 4 erzielt wird. 
6Die Bestimmungen über die Probezeit (§ 9) gelten ent-
sprechend.

(3) Den gastweisen Besuch des Unterrichts in einzel-
nen Fächern kann die Schulleitung Bewerberinnen und 
Bewerbern gestatten, welche die Aufnahmevorausset-
zungen erfüllen.

§ 8 

Fachakademie  
für Ernährungs- und Versorgungsmanagement

(1) Die Aufnahme in das erste Studienjahr der Fach-
akademie für Ernährungs- und Versorgungsmanagement 
setzt Folgendes voraus:

1. einen mittleren Schulabschluss und

2. eine einschlägige abgeschlossene Berufsausbildung 
in einem staatlich anerkannten Ausbildungsberuf mit 
einer Regelausbildungsdauer von mindestens drei 
Jahren.

(2) 1Bewerberinnen und Bewerber, die die Aufnah-
mevoraussetzungen nach Abs. 1 erfüllen, können nach 
Bestehen einer Aufnahmeprüfung unmittelbar in das 
zweite Studienjahr aufgenommen werden. 2Die Aufnah-
��	�������������������������������������������������������
Studienjahres. 3In fachpraktischen Fächern wird praktisch 
geprüft, in den übrigen Fächern schriftlich. 4Die Prüfungs-
aufgaben stellt die Fachakademie. 5Die Aufnahmeprü-
fung ist nicht bestanden, wenn in einem Fach die Note 6 
oder in zwei Fächern die Note 5 erzielt wird. 6Die Bestim-
mungen über die Probezeit (§ 9) gelten entsprechend.
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§ 9 

Probezeit

(1) 1Das erste Studienhalbjahr ist Probezeit. 2Die Pro-
bezeit kann bei Vorliegen eines wichtigen Grundes um 
längstens drei Monate verlängert werden. 3Als wichtiger 
Grund gilt insbesondere der Nachweis einer längerfristi-
gen Erkrankung, die die Leistungsfähigkeit beeinträchtigt. 

(2) 1Die Probezeit ist nicht bestanden, wenn bei einer 
Gesamtwürdigung der Leistung der oder des Studieren-
den nicht damit gerechnet werden kann, dass sie oder er 
das Ziel des Studienjahres erreicht. 2Dies ist in der Regel 
der Fall, wenn 

1. die Leistungen am Ende der Probezeit in einem 
Vorrückungsfach (§ 23 Abs. 1 Satz 1, § 24 Abs. 1  
Satz 1, § 25 Abs. 1 Satz 1, § 26 Abs. 1) mit der Note 6 
oder in zwei Vorrückungsfächern mit der Note 5 oder 
schlechter zu bewerten sind und 

2. keine Umstände vorliegen, die bessere Leistungen 
wahrscheinlich machen. 

3An den zweijährigen Fachakademien, der Fachakade-
mie für Sozialpädagogik und der Fachakademie für Er-
nährungs- und Versorgungsmanagement gelten die Be-
stimmungen über den Notenausgleich (§ 23 Abs. 2, § 24 
Abs. 2, § 26 Abs. 2) entsprechend. 4Über das Bestehen 
der Probezeit und die Verlängerung der Probezeit ent-
scheidet die Schulleitung auf der Grundlage einer Emp-
fehlung der Klassenkonferenz.

(3) 1Hat eine Studierende oder ein Studierender die 
Probezeit nicht bestanden, so ist ihr oder ihm dies unver-
züglich schriftlich bekanntzugeben; dabei sind die Gründe 
darzulegen. 2Mit der Bekanntgabe endet das Schulver-
hältnis. 3Auf Antrag erhält die oder der Studierende eine 
Bescheinigung über die Dauer des Schulbesuchs und 
die erzielten Leistungen. 4Ist die Probezeit über das erste 
Studienhalbjahr hinaus verlängert worden, erhält die oder 
der Studierende im Zwischenzeugnis einen Vermerk über 
die Verlängerung.

(4) Endet nach bestandener Probezeit das Schulver-
�����������������������������������������������������
�����
3 erneut Anwendung.

Teil 3

Schulbetrieb

§ 10 

Einrichtung von Klassen  
und anderen Unterrichtsgruppen

(1) 1Die Zahl der Studierenden in einer Klasse darf zu 
Beginn des Unterrichts

1. an zweijährigen Fachakademien und an der Fach-
akademie für Ernährungs- und Versorgungsmanage-
ment nicht weniger als 16,

2. an der Fachakademie für Sozialpädagogik 

a) bei bis zu zwei parallelen Klassen im Durch-
schnitt nicht weniger als 16, 

b) bei drei parallelen Klassen im Durchschnitt nicht 
weniger als 21 und 

c) bei mehr als drei parallelen Klassen im Durch-
schnitt nicht weniger als 24,

3. an der Fachakademie für Übersetzen und Dolmet-
schen 

a) bei bis zu zwei parallelen Klassen je Erster 
Fremdsprache im Durchschnitt nicht weniger als 
16, 

b) bei drei parallelen Klassen je Erster Fremdspra-
che im Durchschnitt nicht weniger als 21 und 

c) bei mehr als drei parallelen Klassen je Erster 
Fremdsprache im Durchschnitt nicht weniger als 
24 

betragen. 2Die Zahl der Studierenden in einer Klasse soll 
nicht mehr als 32 betragen. 

(2) Nach Maßgabe näherer Bestimmungen des 
Staatsministeriums entscheidet die Fachakademie nach 
pädagogischem Ermessen und nach den personellen, 
sächlichen und organisatorischen Gegebenheiten über 
die Teilung von Klassen in Gruppen und die Einrichtung 
	����������������������������������������������������
sowie von Unterricht in Wahlfächern.

§ 11 

Ferien

(1) 1Die Gesamtdauer der Ferien während eines Stu-
dienjahres beträgt 75 Werktage. 2An der Fachakademie 
für Heilpädagogik kann der Unterricht bis zu insgesamt 
vier Wochen auch während der Ferien, an Wochenenden 
���� ����������� ������������ 3Ferienpraktika bleiben von 
Satz 1 unberührt.

(2) Der Urlaub während des Berufspraktikums richtet 
sich nach dem Praktikantenvertrag.
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(2) 1Bewerberinnen und Bewerber, die die Aufnahme-
voraussetzungen nach Abs. 1 erfüllen, können auf Antrag 
nach Bestehen einer Aufnahmeprüfung in das zweite Stu-
dienjahr aufgenommen werden. 2Sie können unter den 
gleichen Voraussetzungen auch in das zweite Studien-
halbjahr, bei Teilzeitunterricht auch in das dritte Studien-
halbjahr, aufgenommen werden, wenn es die organisa-
torischen Verhältnisse zulassen. 3Die Aufnahmeprüfung 
���������������������������������������������������������-
res. 4In fachpraktischen Fächern erfolgt die Prüfung ent-
weder praktisch und mündlich oder nur praktisch oder nur 
mündlich, in den übrigen Fächern wird schriftlich geprüft. 
5Die Prüfungsaufgaben stellt die Fachakademie. 6Die 
Aufnahmeprüfung ist nicht bestanden, wenn in einem 
Fach die Note 6 oder in zwei Fächern die Note 5 erzielt 
wird. 7Die Bestimmungen über die Probezeit (§ 9) gelten 
entsprechend.

§ 7 

Fachakademie für Übersetzen und Dolmetschen

(1) 1Die Aufnahme in das erste Studienjahr der Fach-
akademie für Übersetzen und Dolmetschen setzt Folgen-
des voraus:

1. die allgemeine oder fachgebundene Hochschulreife 
oder die Fachhochschulreife, 

2. die erfolgreiche Teilnahme an der staatlichen Ab-
schlussprüfung für Fremdsprachenkorrespondenten 
oder 

3. einen mittleren Schulabschluss und einen vom 
Staatsministerium als der staatlichen Abschlussprü-
fung für Fremdsprachenkorrespondenten gleichwer-
tig anerkannten Abschluss einer einschlägigen, min-
destens zweijährigen Berufsausbildung.

2§ 6 Abs. 1 Satz 3 und 4 gilt entsprechend mit der Maß-
gabe, dass der Nachweis von Deutschkenntnissen auf 
dem Niveau C1 des gemeinsamen europäischen Refe-
renzrahmens für Sprache zu führen ist. 3Der vorgenannte 
Nachweis ist zu führen durch:

�
� ����	�����������������������������������������

2. eine andere vom Staatsministerium allgemein oder 
im Einzelfall als gleichwertig anerkannte Prüfung 
oder

3. eine Prüfung der Fachakademie. 

(2) 1Bewerberinnen und Bewerber, die die Aufnah-
mevoraussetzungen nach Abs. 1 erfüllen, können nach 
Bestehen einer Aufnahmeprüfung in das zweite oder 

dritte Studienjahr aufgenommen werden. 2Die Aufnah-
meprüfung umfasst folgende schriftliche, dem jeweiligen 
Bildungsstand der Jahrgangsstufe entsprechende Aufga-
ben:

1. zwei allgemeinsprachliche Übersetzungen, davon 
eine vom Deutschen in die Fremdsprache und eine 
von der Fremdsprache in das Deutsche, 

2. zwei fachsprachliche Übersetzungen, davon eine 
vom Deutschen in die Fremdsprache und eine von 
der Fremdsprache in das Deutsche und

3. eine Prüfung in Grammatik der Fremdsprache. 

3Soweit eine Zweite Fremdsprache belegt werden soll, ist 
mindestens eine der Aufgaben in dieser Sprache abzu-
legen. 4Die Prüfungsaufgaben stellt die Fachakademie. 
5Die Aufnahmeprüfung ist nicht bestanden, wenn in einer 
Prüfungsaufgabe eine schlechtere Note als 4 erzielt wird. 
6Die Bestimmungen über die Probezeit (§ 9) gelten ent-
sprechend.

(3) Den gastweisen Besuch des Unterrichts in einzel-
nen Fächern kann die Schulleitung Bewerberinnen und 
Bewerbern gestatten, welche die Aufnahmevorausset-
zungen erfüllen.

§ 8 

Fachakademie  
für Ernährungs- und Versorgungsmanagement

(1) Die Aufnahme in das erste Studienjahr der Fach-
akademie für Ernährungs- und Versorgungsmanagement 
setzt Folgendes voraus:

1. einen mittleren Schulabschluss und

2. eine einschlägige abgeschlossene Berufsausbildung 
in einem staatlich anerkannten Ausbildungsberuf mit 
einer Regelausbildungsdauer von mindestens drei 
Jahren.

(2) 1Bewerberinnen und Bewerber, die die Aufnah-
mevoraussetzungen nach Abs. 1 erfüllen, können nach 
Bestehen einer Aufnahmeprüfung unmittelbar in das 
zweite Studienjahr aufgenommen werden. 2Die Aufnah-
��	�������������������������������������������������������
Studienjahres. 3In fachpraktischen Fächern wird praktisch 
geprüft, in den übrigen Fächern schriftlich. 4Die Prüfungs-
aufgaben stellt die Fachakademie. 5Die Aufnahmeprü-
fung ist nicht bestanden, wenn in einem Fach die Note 6 
oder in zwei Fächern die Note 5 erzielt wird. 6Die Bestim-
mungen über die Probezeit (§ 9) gelten entsprechend.
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§ 9 

Probezeit

(1) 1Das erste Studienhalbjahr ist Probezeit. 2Die Pro-
bezeit kann bei Vorliegen eines wichtigen Grundes um 
längstens drei Monate verlängert werden. 3Als wichtiger 
Grund gilt insbesondere der Nachweis einer längerfristi-
gen Erkrankung, die die Leistungsfähigkeit beeinträchtigt. 

(2) 1Die Probezeit ist nicht bestanden, wenn bei einer 
Gesamtwürdigung der Leistung der oder des Studieren-
den nicht damit gerechnet werden kann, dass sie oder er 
das Ziel des Studienjahres erreicht. 2Dies ist in der Regel 
der Fall, wenn 

1. die Leistungen am Ende der Probezeit in einem 
Vorrückungsfach (§ 23 Abs. 1 Satz 1, § 24 Abs. 1  
Satz 1, § 25 Abs. 1 Satz 1, § 26 Abs. 1) mit der Note 6 
oder in zwei Vorrückungsfächern mit der Note 5 oder 
schlechter zu bewerten sind und 

2. keine Umstände vorliegen, die bessere Leistungen 
wahrscheinlich machen. 

3An den zweijährigen Fachakademien, der Fachakade-
mie für Sozialpädagogik und der Fachakademie für Er-
nährungs- und Versorgungsmanagement gelten die Be-
stimmungen über den Notenausgleich (§ 23 Abs. 2, § 24 
Abs. 2, § 26 Abs. 2) entsprechend. 4Über das Bestehen 
der Probezeit und die Verlängerung der Probezeit ent-
scheidet die Schulleitung auf der Grundlage einer Emp-
fehlung der Klassenkonferenz.

(3) 1Hat eine Studierende oder ein Studierender die 
Probezeit nicht bestanden, so ist ihr oder ihm dies unver-
züglich schriftlich bekanntzugeben; dabei sind die Gründe 
darzulegen. 2Mit der Bekanntgabe endet das Schulver-
hältnis. 3Auf Antrag erhält die oder der Studierende eine 
Bescheinigung über die Dauer des Schulbesuchs und 
die erzielten Leistungen. 4Ist die Probezeit über das erste 
Studienhalbjahr hinaus verlängert worden, erhält die oder 
der Studierende im Zwischenzeugnis einen Vermerk über 
die Verlängerung.

(4) Endet nach bestandener Probezeit das Schulver-
�����������������������������������������������������
�����
3 erneut Anwendung.

Teil 3

Schulbetrieb

§ 10 

Einrichtung von Klassen  
und anderen Unterrichtsgruppen

(1) 1Die Zahl der Studierenden in einer Klasse darf zu 
Beginn des Unterrichts

1. an zweijährigen Fachakademien und an der Fach-
akademie für Ernährungs- und Versorgungsmanage-
ment nicht weniger als 16,

2. an der Fachakademie für Sozialpädagogik 

a) bei bis zu zwei parallelen Klassen im Durch-
schnitt nicht weniger als 16, 

b) bei drei parallelen Klassen im Durchschnitt nicht 
weniger als 21 und 

c) bei mehr als drei parallelen Klassen im Durch-
schnitt nicht weniger als 24,

3. an der Fachakademie für Übersetzen und Dolmet-
schen 

a) bei bis zu zwei parallelen Klassen je Erster 
Fremdsprache im Durchschnitt nicht weniger als 
16, 

b) bei drei parallelen Klassen je Erster Fremdspra-
che im Durchschnitt nicht weniger als 21 und 

c) bei mehr als drei parallelen Klassen je Erster 
Fremdsprache im Durchschnitt nicht weniger als 
24 

betragen. 2Die Zahl der Studierenden in einer Klasse soll 
nicht mehr als 32 betragen. 

(2) Nach Maßgabe näherer Bestimmungen des 
Staatsministeriums entscheidet die Fachakademie nach 
pädagogischem Ermessen und nach den personellen, 
sächlichen und organisatorischen Gegebenheiten über 
die Teilung von Klassen in Gruppen und die Einrichtung 
	����������������������������������������������������
sowie von Unterricht in Wahlfächern.

§ 11 

Ferien

(1) 1Die Gesamtdauer der Ferien während eines Stu-
dienjahres beträgt 75 Werktage. 2An der Fachakademie 
für Heilpädagogik kann der Unterricht bis zu insgesamt 
vier Wochen auch während der Ferien, an Wochenenden 
���� ����������� ������������ 3Ferienpraktika bleiben von 
Satz 1 unberührt.

(2) Der Urlaub während des Berufspraktikums richtet 
sich nach dem Praktikantenvertrag.
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§ 12 

Höchstausbildungsdauer

1Die Höchstausbildungsdauer beträgt 

1. an der Fachakademie für Übersetzen und Dolmet-
schen fünf Jahre, im Fall des Aufbaustudiums sechs 
Jahre, 

2. im Übrigen zwei Jahre mehr als die Dauer der Regel-
ausbildung in der gewählten Organisationsform. 

2Satz 1 Nr. 2 gilt entsprechend für die in § 3 Abs. 2 Satz 
2 Nr. 1 und Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 genannten Ausbildungs-
abschnitte. 3Für die Berechnung der Höchstausbildungs-
dauer zählen alle an öffentlichen oder staatlich anerkann-
ten Fachakademien der jeweiligen Ausbildungsrichtung 
verbrachten Studienjahre, auch wenn sie durch Nicht-
bestehen der Probezeit, Austritt oder Krankheit verkürzt 
waren. 4Die Höchstausbildungsdauer gilt auch dann als 
überschritten, wenn feststeht, dass der Abschluss der 
Fachakademie nicht mehr innerhalb der Höchstausbil-
dungsdauer erreicht werden kann.

§ 13 

Stundentafeln

(1) 1Dem Unterricht sind die Stundentafeln nach den 
Anlagen 4 bis 11 zugrunde zu legen. 2Das Staatsminis-
terium kann bei Vorliegen besonderer Umstände Abwei-
chungen für die Dauer eines Studienjahres genehmigen 
– bei Ersatzschulen und bei Fachakademien mit Unter-
richt in Teilzeitform über die Dauer eines Studienjahres 
hinaus. 3Keiner Genehmigung bedarf die organisato-
risch bedingte Verblockung des Unterrichts in einzelnen 
Unterrichtsfächern im Rahmen der Gesamtstunden ei-
nes Fachs im Studienjahr. 4Fächer, die Gegenstand der 
schriftlichen Prüfung sind, sowie an der Fachakademie 
für Sozialpädagogik das Fach Praxis- und Methodenlehre 
mit Gesprächsführung, müssen noch im letzten Studien-
jahr unterrichtet werden. 

(2) Mit Genehmigung der Schulaufsichtsbehörde 
������������������������������������������������������-
fächern ganz oder teilweise in ein anderes Studienjahr 
verlegt werden.

(3) 1��� ������
	������ ������� ��� ������������ ���� ���
zwei Wochenstunden Unterricht mehr als in der Stunden-
tafel festgelegt erteilt werden, ausgenommen in Fächern 
der schriftlichen Abschlussprüfung im letzten Studienjahr. 
2Satz 1 gilt entsprechend für die Ausbildungsabschnitte 
gemäß § 3 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 und Abs. 4 Satz 2 Nr. 1.

(4) 1Im Rahmen ihres Bildungsauftrags entscheidet 
die Fachakademie über die Einrichtung von Unterricht 

in Wahlfächern. 2Die erstmalige Einrichtung ist unter An-
gabe von Fachbezeichnung, Inhalt und Zeitumfang der 
Schulaufsichtsbehörde spätestens drei Monate vor Un-
terrichtsbeginn anzuzeigen.

(5) Die Summe der Unterrichtsstunden in einer Wo-
che darf folgende Grenzen nicht überschreiten:

1. ��� ���� ������������� 
��� �����	�������� ��� ��������
�������������
	����������������������������

2. an den zweijährigen Fachakademien im Übrigen in 
���������������������
	���������������������������
Stundentafeln festgelegten Unterrichtsstunden zu-
züglich drei, 

3. ��������������������
����������	�����������������-
fächern 38 Unterrichtsstunden und

4. an der Fachakademie für Übersetzen und Dolmet-
schen und an der Fachakademie für Ernährungs- 
����  ��������������������� ��� ������
	������ ����
Summe der in den Stundentafeln festgelegten Unter-
richtsstunden zuzüglich drei. 

§ 14 

Einrichtung und Besuch  
bestimmter Unterrichtsfächer

(1) Der Besuch eines Wahlfachs darf während des 
Studienjahres nur mit Genehmigung der Schulleitung be-
gonnen oder abgebrochen werden.

(2) 1An der Fachakademie für Wirtschaft hat die oder 
der Studierende den im Rahmen des Angebots der Fach-
akademie gewählten Schwerpunkt bis spätestens 1. Juni 
im ersten Studienjahr der Fachakademie schriftlich an-
zuzeigen. 2Bei Vorliegen wichtiger Gründe kann bis spä-
testens vier Wochen nach Unterrichtsbeginn im zweiten 
Studienjahr ein anderer Schwerpunkt gewählt werden.

(3) An der Fachakademie für Sozialpädagogik gilt 
Folgendes:

1. ����������������������������������������������������-
fach muss an öffentlichen Schulen für Studierende 
eingerichtet werden, wenn es mindestens acht Stu-
dierende gibt, die am Unterricht im Fach Theologie/
Religionspädagogik nicht teilnehmen, weil sie keiner 
Konfession angehören, für die Theologie/Religions-
pädagogik angeboten wird.

2. Englisch kann zur Vermeidung einer unbilligen Härte 
im Einzelfall durch eine andere Fremdsprache er-
setzt werden für Studierende, die an zuvor besuch-
ten Schulen höchstens zwei Jahre Unterricht im Fach 
Englisch hatten; die Entscheidung einschließlich der 
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näheren Festlegungen trifft das Staatsministerium 
oder eine von diesem beauftragte Stelle.

(4) 1An der Fachakademie für Übersetzen und Dol-
metschen gilt Folgendes:

1. Vom Unterricht in der Zweiten Fremdsprache können 
Studierende befreit werden, die die staatliche Prü-
fung für Übersetzer oder die staatliche Prüfung für 
Fremdsprachenkorrespondenten oder für Euro-Kor-
respondenten bereits in einer anderen Ersten Fremd-
sprache als der für die Ausbildung an der Fachakade-
mie gewählten erfolgreich abgelegt haben.

��� �������������������������
	�����������������-
rende befreit werden, die die staatliche Prüfung für 
Fremdsprachenkorrespondenten oder für Euro-Kor-
respondenten erfolgreich abgelegt und dabei in der 
Prüfungsaufgabe nach § 32 Abs. 2 Nr. 4 oder § 32a 
Abs. 2 Nr. 4 der Berufsfachschulordnung Fremdspra-
chenberufe (BFSO Sprachen) mindestens die Note 4 
erzielt haben, wenn die Ausbildung an der Fachaka-
demie in derselben Ersten Fremdsprache erfolgt wie 
an der Berufsfachschule.

��� ���� ����������� ���������� 
	� ���� 
�� ���� ���-
dierende befreit werden, die die staatliche Prüfung 
für Fremdsprachenkorrespondenten oder für Euro-
Korrespondenten erfolgreich abgelegt und dabei in 
der Prüfungsaufgabe nach § 32 Abs. 2 Nr. 4, Abs. 3 
oder § 32a Abs. 2 Nr. 4 BFSO Sprachen mindestens 
die Note 4 erzielt haben, wenn die Ausbildung an 
der Fachakademie in derselben Sprache als Zweite 
Fremdsprache erfolgt wie an der Berufsfachschule 
als Erste oder Zweite Fremdsprache.

��� �������������������������
	������	�����������-
rende befreit werden, die die staatliche Prüfung für 
Fremdsprachenkorrespondenten erfolgreich abge-
legt haben, wenn sie im Zeugnis des zweiten Schul-
jahres an der Berufsfachschule für Fremdsprachen-
berufe mindestens die Note 4 erzielt haben. 

5. Der Besuch der Unterrichtsfächer der Anlage 10  
Nr. 7.3 und 7.4 kann im Einvernehmen mit der Lehr-
kraft abgebrochen werden; die schriftliche Austrittser-
klärung muss der Schulleitung bis spätestens Freitag 
der dritten vollen Februarwoche zugehen. 

6. Im Aufbaustudium können Studierende Unterrichts-
veranstaltungen aus allen Studienjahren belegen.

2Über Befreiungen nach Satz 1 Nr. 1 bis 4 entscheidet auf 
Antrag die Schulleitung. 3Leistungsnachweise sind im Fall 
der Befreiung nicht mehr zu erbringen; in das Zeugnis ist 
eine entsprechende Bemerkung aufzunehmen.

§ 15 

Fachpraktische Ausbildung, Ferienpraktikum

(1) Während des Besuchs der Fachakademie für Me-
dizintechnik haben die Studierenden Folgendes abzuleis-
ten:

1. nach Richtlinien des Staatsministeriums ein Ferien-
praktikum von mindestens vier Wochen (200 Stun-
den) und

2. eine Strahlenschutzausbildung.

(2) 1An der Fachakademie für Sozialpädagogik soll 
der Unterricht im Fach sozialpädagogische Praxis acht 
Stunden täglich nicht überschreiten. 2Er wird an folgen-
den Einrichtungen durchgeführt:

1. in geeigneten außerschulischen Einrichtungen wie 
Tageseinrichtungen für Kinder und Heimen, die durch 
die Fachakademie bestimmt werden, 

2. im Umfang von 40 bis 60 Stunden in der Grundschu-
le; bis zu 20 Stunden können auch in der Mittelschule 
oder in einem Förderschulzentrum durchgeführt wer-
den. 

3Der Unterricht kann zum Teil auch während der Ferien, 
���������������������������������

§ 16

Berufspraktikum

(1) 1Die folgenden Ausbildungen umfassen ein Be-
rufspraktikum, das der fachgerechten Einarbeitung in die 
Berufspraxis dient:

1. Staatlich anerkannte Erzieherin und Staatlich aner-
kannter Erzieher sowie 

2. Staatlich geprüfte Betriebswirtin für Ernährungs- und 
Versorgungsmanagement und Staatlich geprüfter 
Betriebswirt für Ernährungs- und Versorgungsma-
nagement. 

2In das Berufspraktikum darf nur eintreten, wer innerhalb 
der vergangenen drei Jahre den ersten Prüfungsabschnitt 
gemäß § 55 Satz 1 Nr. 1 oder § 77 Satz 1 Nr. 1 bestan-
den hat. 3Studierende, die den ersten Prüfungsabschnitt 
nachholen, können bis zur Entscheidung des Prüfungs-
������������ ����� ���� ��������  ������� ����������
werden. 

(2) 1Das Berufspraktikum ist abzuleisten im Rahmen 
der Ausbildung nach 

1. Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 in einer sozialpädagogischen Ein-
richtung im Sinne des § 15 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1,

2. Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 in einem Mittel- oder Großbetrieb, 
der dem jeweiligen Arbeitsfeld entspricht.
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§ 12 

Höchstausbildungsdauer

1Die Höchstausbildungsdauer beträgt 

1. an der Fachakademie für Übersetzen und Dolmet-
schen fünf Jahre, im Fall des Aufbaustudiums sechs 
Jahre, 

2. im Übrigen zwei Jahre mehr als die Dauer der Regel-
ausbildung in der gewählten Organisationsform. 

2Satz 1 Nr. 2 gilt entsprechend für die in § 3 Abs. 2 Satz 
2 Nr. 1 und Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 genannten Ausbildungs-
abschnitte. 3Für die Berechnung der Höchstausbildungs-
dauer zählen alle an öffentlichen oder staatlich anerkann-
ten Fachakademien der jeweiligen Ausbildungsrichtung 
verbrachten Studienjahre, auch wenn sie durch Nicht-
bestehen der Probezeit, Austritt oder Krankheit verkürzt 
waren. 4Die Höchstausbildungsdauer gilt auch dann als 
überschritten, wenn feststeht, dass der Abschluss der 
Fachakademie nicht mehr innerhalb der Höchstausbil-
dungsdauer erreicht werden kann.

§ 13 

Stundentafeln

(1) 1Dem Unterricht sind die Stundentafeln nach den 
Anlagen 4 bis 11 zugrunde zu legen. 2Das Staatsminis-
terium kann bei Vorliegen besonderer Umstände Abwei-
chungen für die Dauer eines Studienjahres genehmigen 
– bei Ersatzschulen und bei Fachakademien mit Unter-
richt in Teilzeitform über die Dauer eines Studienjahres 
hinaus. 3Keiner Genehmigung bedarf die organisato-
risch bedingte Verblockung des Unterrichts in einzelnen 
Unterrichtsfächern im Rahmen der Gesamtstunden ei-
nes Fachs im Studienjahr. 4Fächer, die Gegenstand der 
schriftlichen Prüfung sind, sowie an der Fachakademie 
für Sozialpädagogik das Fach Praxis- und Methodenlehre 
mit Gesprächsführung, müssen noch im letzten Studien-
jahr unterrichtet werden. 

(2) Mit Genehmigung der Schulaufsichtsbehörde 
������������������������������������������������������-
fächern ganz oder teilweise in ein anderes Studienjahr 
verlegt werden.

(3) 1��� ������
	������ ������� ��� ������������ ���� ���
zwei Wochenstunden Unterricht mehr als in der Stunden-
tafel festgelegt erteilt werden, ausgenommen in Fächern 
der schriftlichen Abschlussprüfung im letzten Studienjahr. 
2Satz 1 gilt entsprechend für die Ausbildungsabschnitte 
gemäß § 3 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 und Abs. 4 Satz 2 Nr. 1.

(4) 1Im Rahmen ihres Bildungsauftrags entscheidet 
die Fachakademie über die Einrichtung von Unterricht 

in Wahlfächern. 2Die erstmalige Einrichtung ist unter An-
gabe von Fachbezeichnung, Inhalt und Zeitumfang der 
Schulaufsichtsbehörde spätestens drei Monate vor Un-
terrichtsbeginn anzuzeigen.

(5) Die Summe der Unterrichtsstunden in einer Wo-
che darf folgende Grenzen nicht überschreiten:

1. ��� ���� ������������� 
��� �����	�������� ��� ��������
�������������
	����������������������������

2. an den zweijährigen Fachakademien im Übrigen in 
���������������������
	���������������������������
Stundentafeln festgelegten Unterrichtsstunden zu-
züglich drei, 

3. ��������������������
����������	�����������������-
fächern 38 Unterrichtsstunden und

4. an der Fachakademie für Übersetzen und Dolmet-
schen und an der Fachakademie für Ernährungs- 
����  ��������������������� ��� ������
	������ ����
Summe der in den Stundentafeln festgelegten Unter-
richtsstunden zuzüglich drei. 

§ 14 

Einrichtung und Besuch  
bestimmter Unterrichtsfächer

(1) Der Besuch eines Wahlfachs darf während des 
Studienjahres nur mit Genehmigung der Schulleitung be-
gonnen oder abgebrochen werden.

(2) 1An der Fachakademie für Wirtschaft hat die oder 
der Studierende den im Rahmen des Angebots der Fach-
akademie gewählten Schwerpunkt bis spätestens 1. Juni 
im ersten Studienjahr der Fachakademie schriftlich an-
zuzeigen. 2Bei Vorliegen wichtiger Gründe kann bis spä-
testens vier Wochen nach Unterrichtsbeginn im zweiten 
Studienjahr ein anderer Schwerpunkt gewählt werden.

(3) An der Fachakademie für Sozialpädagogik gilt 
Folgendes:

1. ����������������������������������������������������-
fach muss an öffentlichen Schulen für Studierende 
eingerichtet werden, wenn es mindestens acht Stu-
dierende gibt, die am Unterricht im Fach Theologie/
Religionspädagogik nicht teilnehmen, weil sie keiner 
Konfession angehören, für die Theologie/Religions-
pädagogik angeboten wird.

2. Englisch kann zur Vermeidung einer unbilligen Härte 
im Einzelfall durch eine andere Fremdsprache er-
setzt werden für Studierende, die an zuvor besuch-
ten Schulen höchstens zwei Jahre Unterricht im Fach 
Englisch hatten; die Entscheidung einschließlich der 
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näheren Festlegungen trifft das Staatsministerium 
oder eine von diesem beauftragte Stelle.

(4) 1An der Fachakademie für Übersetzen und Dol-
metschen gilt Folgendes:

1. Vom Unterricht in der Zweiten Fremdsprache können 
Studierende befreit werden, die die staatliche Prü-
fung für Übersetzer oder die staatliche Prüfung für 
Fremdsprachenkorrespondenten oder für Euro-Kor-
respondenten bereits in einer anderen Ersten Fremd-
sprache als der für die Ausbildung an der Fachakade-
mie gewählten erfolgreich abgelegt haben.

��� �������������������������
	�����������������-
rende befreit werden, die die staatliche Prüfung für 
Fremdsprachenkorrespondenten oder für Euro-Kor-
respondenten erfolgreich abgelegt und dabei in der 
Prüfungsaufgabe nach § 32 Abs. 2 Nr. 4 oder § 32a 
Abs. 2 Nr. 4 der Berufsfachschulordnung Fremdspra-
chenberufe (BFSO Sprachen) mindestens die Note 4 
erzielt haben, wenn die Ausbildung an der Fachaka-
demie in derselben Ersten Fremdsprache erfolgt wie 
an der Berufsfachschule.

��� ���� ����������� ���������� 
	� ���� 
�� ���� ���-
dierende befreit werden, die die staatliche Prüfung 
für Fremdsprachenkorrespondenten oder für Euro-
Korrespondenten erfolgreich abgelegt und dabei in 
der Prüfungsaufgabe nach § 32 Abs. 2 Nr. 4, Abs. 3 
oder § 32a Abs. 2 Nr. 4 BFSO Sprachen mindestens 
die Note 4 erzielt haben, wenn die Ausbildung an 
der Fachakademie in derselben Sprache als Zweite 
Fremdsprache erfolgt wie an der Berufsfachschule 
als Erste oder Zweite Fremdsprache.

��� �������������������������
	������	�����������-
rende befreit werden, die die staatliche Prüfung für 
Fremdsprachenkorrespondenten erfolgreich abge-
legt haben, wenn sie im Zeugnis des zweiten Schul-
jahres an der Berufsfachschule für Fremdsprachen-
berufe mindestens die Note 4 erzielt haben. 

5. Der Besuch der Unterrichtsfächer der Anlage 10  
Nr. 7.3 und 7.4 kann im Einvernehmen mit der Lehr-
kraft abgebrochen werden; die schriftliche Austrittser-
klärung muss der Schulleitung bis spätestens Freitag 
der dritten vollen Februarwoche zugehen. 

6. Im Aufbaustudium können Studierende Unterrichts-
veranstaltungen aus allen Studienjahren belegen.

2Über Befreiungen nach Satz 1 Nr. 1 bis 4 entscheidet auf 
Antrag die Schulleitung. 3Leistungsnachweise sind im Fall 
der Befreiung nicht mehr zu erbringen; in das Zeugnis ist 
eine entsprechende Bemerkung aufzunehmen.

§ 15 

Fachpraktische Ausbildung, Ferienpraktikum

(1) Während des Besuchs der Fachakademie für Me-
dizintechnik haben die Studierenden Folgendes abzuleis-
ten:

1. nach Richtlinien des Staatsministeriums ein Ferien-
praktikum von mindestens vier Wochen (200 Stun-
den) und

2. eine Strahlenschutzausbildung.

(2) 1An der Fachakademie für Sozialpädagogik soll 
der Unterricht im Fach sozialpädagogische Praxis acht 
Stunden täglich nicht überschreiten. 2Er wird an folgen-
den Einrichtungen durchgeführt:

1. in geeigneten außerschulischen Einrichtungen wie 
Tageseinrichtungen für Kinder und Heimen, die durch 
die Fachakademie bestimmt werden, 

2. im Umfang von 40 bis 60 Stunden in der Grundschu-
le; bis zu 20 Stunden können auch in der Mittelschule 
oder in einem Förderschulzentrum durchgeführt wer-
den. 

3Der Unterricht kann zum Teil auch während der Ferien, 
���������������������������������

§ 16

Berufspraktikum

(1) 1Die folgenden Ausbildungen umfassen ein Be-
rufspraktikum, das der fachgerechten Einarbeitung in die 
Berufspraxis dient:

1. Staatlich anerkannte Erzieherin und Staatlich aner-
kannter Erzieher sowie 

2. Staatlich geprüfte Betriebswirtin für Ernährungs- und 
Versorgungsmanagement und Staatlich geprüfter 
Betriebswirt für Ernährungs- und Versorgungsma-
nagement. 

2In das Berufspraktikum darf nur eintreten, wer innerhalb 
der vergangenen drei Jahre den ersten Prüfungsabschnitt 
gemäß § 55 Satz 1 Nr. 1 oder § 77 Satz 1 Nr. 1 bestan-
den hat. 3Studierende, die den ersten Prüfungsabschnitt 
nachholen, können bis zur Entscheidung des Prüfungs-
������������ ����� ���� ��������  ������� ����������
werden. 

(2) 1Das Berufspraktikum ist abzuleisten im Rahmen 
der Ausbildung nach 

1. Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 in einer sozialpädagogischen Ein-
richtung im Sinne des § 15 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1,

2. Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 in einem Mittel- oder Großbetrieb, 
der dem jeweiligen Arbeitsfeld entspricht.
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2Bis zu einem von der Fachakademie festgesetzten Ter-
min müssen die Praktikantinnen und Praktikanten eine 
nach der personellen und sachlichen Ausstattung für die 
Durchführung der Ausbildung geeignete Praktikumsstel-
le auswählen. 3Die Durchführung des Berufspraktikums 
bedarf der vorherigen Genehmigung durch die Fachaka-
demie. 

(3) Vor Aufnahme des Berufspraktikums ist zwischen 
dem Träger der Praktikumsstelle und der Praktikantin 
oder dem Praktikanten ein schriftlicher Praktikantenver-
trag abzuschließen. 

(4) 1Praktikumsstelle und Fachakademie arbeiten 
bei der Durchführung des Berufspraktikums zur Erfüllung 
des Ausbildungsauftrags zusammen. 2Die Praktikantin-
nen und Praktikanten werden an der Praktikumsstelle 
durch geeignete Fachkräfte angeleitet (Praxisanleiter). 
3Die Praxisanleiter bewerten die Leistungen und das 
Verhalten der Praktikantinnen und Praktikanten in Form 
von zwei schriftlichen Äußerungen, die nach Abstimmung 
mit der Leiterin oder dem Leiter der Praktikumsstelle der 
Fachakademie zu der von dieser bestimmten Terminen 
übermittelt werden. 4Die fachliche Betreuung an der 
Fachakademie erfolgt durch Lehrkräfte der Fachakade-
mie (Praktikumsbetreuer), die den Ausbildungsauftrag 
der Fachakademie und der Praktikumsstelle aufeinan-
der abstimmen. 5Die Teilnahme am Begleitunterricht und 
an Seminarveranstaltungen der Fachakademie ist für 
��������������������������������������������������� 6Sie 
müssen für die Teilnahme vom Dienst freigestellt werden. 
7Der Praktikantin oder dem Praktikanten sind für die Erfül-
lung der Unterrichtsaufgaben und der Seminaraufgaben 
wöchentlich folgende Zeiten unter Anrechnung auf die Ar-
beitszeit zu gewähren:

1. eine Stunde im Rahmen der Ausbildung zur Staatlich 
geprüften Betriebswirtin für Ernährungs- und Versor-
gungsmanagement oder zum Staatlich geprüften Be-
triebswirt für Ernährungs- und Versorgungsmanage-
ment,

2. drei Stunden im Rahmen der Ausbildung zur Staat-
lich anerkannten Erzieherin oder zum Staatlich aner-
kannten Erzieher.

(5) 1Ausfallzeiten auf Grund von Urlaub, Krankheit 
und sonstigen Unterbrechungen verlängern das Berufs-
praktikum, soweit sie zehn – bei der Teilzeitform 15 –  
Wochen übersteigen. 2In den Fällen des § 3 Abs. 2 Satz 
3 halbieren sich die in Satz 1 genannten Zeiten. 3Wenn 
die Abschlussprüfung endgültig nicht bestanden ist, endet 
das Berufspraktikum.

(6) Im Übrigen gelten die Anlagen 1 und 2.

Teil 4

Leistungen, Zeugnisse

Kapitel 1

Leistungsnachweise

§ 17 

Leistungsnachweise

(1) 1Leistungsnachweise sind Klausuren, Kurzar-
beiten, mündliche und gegebenenfalls praktische Leis-
tungen. 2An der Fachakademie für Brau- und Getränke-
technologie, der Fachakademie für Medizintechnik und 
der Fachakademie für Raum- und Objektdesign kann die 
Schulleitung im Benehmen mit der Lehrerkonferenz auf 
die Erhebung von mündlichen Leistungsnachweisen ver-
zichten.

(2) Weitere Leistungsnachweise sind an der Fach-
akademie für 

1. Heilpädagogik: Facharbeiten, Berichte, Protokolle, 
Auswertungen, Entwicklungspläne sowie die schrift-
liche Äußerung der Einrichtung, in der die praktische 
Ausbildung durchgeführt wurde, über Leistung und 
Verhalten der oder des Studierenden;

2. Raum- und Objektdesign: die Projektarbeit;
 
3. Sozialpädagogik:

a) die Projektarbeit, 

b) Praktikumsberichte im Rahmen des Fachs sozi-
alpädagogische Praxis, 

c) im Berufspraktikum

aa) Berichte des Praktikumsbetreuers auf Grund 
von Besuchen an der Praktikumsstelle,

bb) der Praktikumsbericht der Praktikantin oder 
des Praktikanten zu einem ausgewählten 
Thema aus dem betrieblichen Umfeld, in 
dem das Berufspraktikum durchgeführt wird,

cc) die Facharbeit der Praktikantin oder des 
Praktikanten, die aus der praktischen Erzie-
hungsarbeit erwächst und ein pädagogisch-
methodisches Problem unter Heranziehung 
einschlägiger Literatur und unter Auswer-
tung der eigenen Erfahrungen in der Erzie-
hungsarbeit der Praktikumsstelle behandelt; 
das von der Praktikantin oder dem Prakti-
kanten gewählte Thema bedarf der Geneh-
migung der Schulleitung, die auch den Ab-
gabetermin bestimmt,

129Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

dd) eine schriftliche Zwischen- und Abschluss-
beurteilung der Praktikumsstelle gemäß  
§ 16 Abs. 4 Satz 3 über die Tätigkeiten, die 
fachlichen Leistungen und das Verhalten der 
Praktikantin oder des Praktikanten; 

4. Übersetzen und Dolmetschen: Stegreifaufgaben, 
welche in Fächern, die klassenübergreifend unter-
richtet werden, anstelle von mündlichen Leistungs-
nachweisen treten können. Stegreifaufgaben wer-
den nicht angekündigt. Sie beschränken sich auf 
den Inhalt der vorhergegangenen Unterrichtsstunde 
einschließlich der Grundkenntnisse des Fachs. Die 
Bearbeitungszeit soll nicht mehr als 20 Minuten be-
tragen. Stegreifaufgaben können in allen Fächern, in 
denen mündliche Leistungsnachweise zu erbringen 
sind, gehalten werden. Sie werden bei der Festset-
zung von Jahresfortgangsnoten zu den mündlichen 
Leistungen gezählt. § 18 Abs. 3 gilt entsprechend;

5. Ernährungs- und Versorgungsmanagement im Be-
rufspraktikum:

a) die schriftliche Ausarbeitung der Praktikantin 
oder des Praktikanten zu einem Thema aus dem 
betrieblichen Umfeld, in dem das Berufsprakti-
kum durchgeführt wird, 

b) eine schriftliche Zwischen- und Abschlussbeur-
teilung der Praktikumsstelle gemäß § 16 Abs. 4 
Satz 3 über die Tätigkeiten, die fachlichen Leis-
tungen und das Verhalten der Praktikantin oder 
des Praktikanten.

(3) 1Die Leistungsnachweise sind möglichst gleich-
mäßig über das Jahr zu verteilen. 2In zwei- und mehrstün-
�����������������������������������������
�	�����������
mindestens zwei Klausuren zu fertigen und mindestens 
ein mündlicher Leistungsnachweis zu erheben. 3In ein-
�������������������������������������������� �
�	����-
enjahr mindestens zwei Kurzarbeiten zu fertigen. 4Die 
Schulleitung kann im Benehmen mit der Lehrerkonferenz 
eine über die Mindestzahlen nach den Sätzen 2 und 3 
hinausgehende Anzahl der im Studienjahr zu fordernden 
Leistungsnachweise sowie Mindestzahlen über zu for-
dernde Kurzarbeiten festlegen; dabei ist die unterschied-
liche Bedeutung der einzelnen Fächer angemessen zu 
berücksichtigen. 

(4) An den zweijährigen Fachakademien sind in fach-
praktischen Fächern im Studienjahr mindestens zwei 
praktische Leistungsnachweise zu erheben. 

(5) 1An der Fachakademie für Heilpädagogik gelten 
folgende Regelungen:

1. Klausuren können durch Referate und Facharbeiten, 
zwei Kurzarbeiten durch eine Klausur ersetzt wer-
den.

2. Anstelle praktischer Leistungsnachweise können im 
Fach heilpädagogische Fachpraxis Berichte, Proto-
kolle, Auswertungen, Entwicklungspläne oder münd-
liche Leistungsnachweise treten.

3. Im zweiten Studienjahr ist eine praxisbezogene 
Facharbeit zu einem von der oder dem Studierenden 
gewählten und von der Schulleitung genehmigten 
Thema zu fertigen, wobei die Schulleitung den Abga-
betermin bestimmt.

4. Im Fach heilpädagogische Fachpraxis werden min-
destens zwei praktische Leistungsnachweise erho-
ben. 

2Die Entscheidungen nach Satz 1 Nr. 1 und 2 trifft jeweils 
zu Beginn des Studienjahres die Lehrerkonferenz; sie ist 
den Studierenden mitzuteilen.

(6) An der Fachakademie für Raum- und Objektde-
sign ist im letzten Studienhalbjahr in einem zeitlichen 
Rahmen von vier bis sechs Wochen eine Projektarbeit 
von der oder dem Studierenden zu fertigen.

(7) An der Fachakademie für Sozialpädagogik gelten 
folgende Regelungen:

1. Im Studienjahr sind in fachpraktischen Fächern und 
im Fach Übungen jeweils mindestens zwei Leis-
tungsnachweise, davon ein praktischer, zu erheben; 
im Fach sozialpädagogische Praxis sind außerdem 
noch Praktikumsberichte zu erheben.

2. Eine der geforderten Klausuren kann durch eine ei-
ner Klausur gleichwertige Leistung, z. B. eine Pro-
jektarbeit, ersetzt werden; Abs. 5 Satz 2 gilt entspre-
chend.

(8) An der Fachakademie für Übersetzen und Dol-
metschen gelten folgende Regelungen:

1. Abweichend von Abs. 3 Satz 2 bis 4 sind im Fach der 
Anlage 10 Nr. 6 im zweiten Studienjahr und im Fach 
der Anlage 10 Nr. 16 im dritten Studienjahr je zwei 
Klausuren zu fertigen.

2. Bei der Aufteilung eines Fachs in stundenplanmäßig 
selbstständige Unterrichtsfächer ist in jedem dieser 
Unterrichtsfächer im Studienjahr mindestens eine 
Klausur zu fertigen.

3. Im dritten Studienjahr können in jedem Fach eine der 
geforderten Klausuren, im Fach der Anlage 10 Nr. 6 
beide Klausuren im Umfang einer Prüfungsaufgabe 
der Abschlussprüfung gehalten werden.

4. Abweichend von Abs. 3 Satz 2 bis 4 sind in den Fä-
chern der Anlage 10 Nr. 3, 5, 7.2 bis 7.4 von den Stu-
dierenden je Studienhalbjahr mindestens zwei münd-
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2Bis zu einem von der Fachakademie festgesetzten Ter-
min müssen die Praktikantinnen und Praktikanten eine 
nach der personellen und sachlichen Ausstattung für die 
Durchführung der Ausbildung geeignete Praktikumsstel-
le auswählen. 3Die Durchführung des Berufspraktikums 
bedarf der vorherigen Genehmigung durch die Fachaka-
demie. 

(3) Vor Aufnahme des Berufspraktikums ist zwischen 
dem Träger der Praktikumsstelle und der Praktikantin 
oder dem Praktikanten ein schriftlicher Praktikantenver-
trag abzuschließen. 

(4) 1Praktikumsstelle und Fachakademie arbeiten 
bei der Durchführung des Berufspraktikums zur Erfüllung 
des Ausbildungsauftrags zusammen. 2Die Praktikantin-
nen und Praktikanten werden an der Praktikumsstelle 
durch geeignete Fachkräfte angeleitet (Praxisanleiter). 
3Die Praxisanleiter bewerten die Leistungen und das 
Verhalten der Praktikantinnen und Praktikanten in Form 
von zwei schriftlichen Äußerungen, die nach Abstimmung 
mit der Leiterin oder dem Leiter der Praktikumsstelle der 
Fachakademie zu der von dieser bestimmten Terminen 
übermittelt werden. 4Die fachliche Betreuung an der 
Fachakademie erfolgt durch Lehrkräfte der Fachakade-
mie (Praktikumsbetreuer), die den Ausbildungsauftrag 
der Fachakademie und der Praktikumsstelle aufeinan-
der abstimmen. 5Die Teilnahme am Begleitunterricht und 
an Seminarveranstaltungen der Fachakademie ist für 
��������������������������������������������������� 6Sie 
müssen für die Teilnahme vom Dienst freigestellt werden. 
7Der Praktikantin oder dem Praktikanten sind für die Erfül-
lung der Unterrichtsaufgaben und der Seminaraufgaben 
wöchentlich folgende Zeiten unter Anrechnung auf die Ar-
beitszeit zu gewähren:

1. eine Stunde im Rahmen der Ausbildung zur Staatlich 
geprüften Betriebswirtin für Ernährungs- und Versor-
gungsmanagement oder zum Staatlich geprüften Be-
triebswirt für Ernährungs- und Versorgungsmanage-
ment,

2. drei Stunden im Rahmen der Ausbildung zur Staat-
lich anerkannten Erzieherin oder zum Staatlich aner-
kannten Erzieher.

(5) 1Ausfallzeiten auf Grund von Urlaub, Krankheit 
und sonstigen Unterbrechungen verlängern das Berufs-
praktikum, soweit sie zehn – bei der Teilzeitform 15 –  
Wochen übersteigen. 2In den Fällen des § 3 Abs. 2 Satz 
3 halbieren sich die in Satz 1 genannten Zeiten. 3Wenn 
die Abschlussprüfung endgültig nicht bestanden ist, endet 
das Berufspraktikum.

(6) Im Übrigen gelten die Anlagen 1 und 2.

Teil 4

Leistungen, Zeugnisse

Kapitel 1

Leistungsnachweise

§ 17 

Leistungsnachweise

(1) 1Leistungsnachweise sind Klausuren, Kurzar-
beiten, mündliche und gegebenenfalls praktische Leis-
tungen. 2An der Fachakademie für Brau- und Getränke-
technologie, der Fachakademie für Medizintechnik und 
der Fachakademie für Raum- und Objektdesign kann die 
Schulleitung im Benehmen mit der Lehrerkonferenz auf 
die Erhebung von mündlichen Leistungsnachweisen ver-
zichten.

(2) Weitere Leistungsnachweise sind an der Fach-
akademie für 

1. Heilpädagogik: Facharbeiten, Berichte, Protokolle, 
Auswertungen, Entwicklungspläne sowie die schrift-
liche Äußerung der Einrichtung, in der die praktische 
Ausbildung durchgeführt wurde, über Leistung und 
Verhalten der oder des Studierenden;

2. Raum- und Objektdesign: die Projektarbeit;
 
3. Sozialpädagogik:

a) die Projektarbeit, 

b) Praktikumsberichte im Rahmen des Fachs sozi-
alpädagogische Praxis, 

c) im Berufspraktikum

aa) Berichte des Praktikumsbetreuers auf Grund 
von Besuchen an der Praktikumsstelle,

bb) der Praktikumsbericht der Praktikantin oder 
des Praktikanten zu einem ausgewählten 
Thema aus dem betrieblichen Umfeld, in 
dem das Berufspraktikum durchgeführt wird,

cc) die Facharbeit der Praktikantin oder des 
Praktikanten, die aus der praktischen Erzie-
hungsarbeit erwächst und ein pädagogisch-
methodisches Problem unter Heranziehung 
einschlägiger Literatur und unter Auswer-
tung der eigenen Erfahrungen in der Erzie-
hungsarbeit der Praktikumsstelle behandelt; 
das von der Praktikantin oder dem Prakti-
kanten gewählte Thema bedarf der Geneh-
migung der Schulleitung, die auch den Ab-
gabetermin bestimmt,
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dd) eine schriftliche Zwischen- und Abschluss-
beurteilung der Praktikumsstelle gemäß  
§ 16 Abs. 4 Satz 3 über die Tätigkeiten, die 
fachlichen Leistungen und das Verhalten der 
Praktikantin oder des Praktikanten; 

4. Übersetzen und Dolmetschen: Stegreifaufgaben, 
welche in Fächern, die klassenübergreifend unter-
richtet werden, anstelle von mündlichen Leistungs-
nachweisen treten können. Stegreifaufgaben wer-
den nicht angekündigt. Sie beschränken sich auf 
den Inhalt der vorhergegangenen Unterrichtsstunde 
einschließlich der Grundkenntnisse des Fachs. Die 
Bearbeitungszeit soll nicht mehr als 20 Minuten be-
tragen. Stegreifaufgaben können in allen Fächern, in 
denen mündliche Leistungsnachweise zu erbringen 
sind, gehalten werden. Sie werden bei der Festset-
zung von Jahresfortgangsnoten zu den mündlichen 
Leistungen gezählt. § 18 Abs. 3 gilt entsprechend;

5. Ernährungs- und Versorgungsmanagement im Be-
rufspraktikum:

a) die schriftliche Ausarbeitung der Praktikantin 
oder des Praktikanten zu einem Thema aus dem 
betrieblichen Umfeld, in dem das Berufsprakti-
kum durchgeführt wird, 

b) eine schriftliche Zwischen- und Abschlussbeur-
teilung der Praktikumsstelle gemäß § 16 Abs. 4 
Satz 3 über die Tätigkeiten, die fachlichen Leis-
tungen und das Verhalten der Praktikantin oder 
des Praktikanten.

(3) 1Die Leistungsnachweise sind möglichst gleich-
mäßig über das Jahr zu verteilen. 2In zwei- und mehrstün-
�����������������������������������������
�	�����������
mindestens zwei Klausuren zu fertigen und mindestens 
ein mündlicher Leistungsnachweis zu erheben. 3In ein-
�������������������������������������������� �
�	����-
enjahr mindestens zwei Kurzarbeiten zu fertigen. 4Die 
Schulleitung kann im Benehmen mit der Lehrerkonferenz 
eine über die Mindestzahlen nach den Sätzen 2 und 3 
hinausgehende Anzahl der im Studienjahr zu fordernden 
Leistungsnachweise sowie Mindestzahlen über zu for-
dernde Kurzarbeiten festlegen; dabei ist die unterschied-
liche Bedeutung der einzelnen Fächer angemessen zu 
berücksichtigen. 

(4) An den zweijährigen Fachakademien sind in fach-
praktischen Fächern im Studienjahr mindestens zwei 
praktische Leistungsnachweise zu erheben. 

(5) 1An der Fachakademie für Heilpädagogik gelten 
folgende Regelungen:

1. Klausuren können durch Referate und Facharbeiten, 
zwei Kurzarbeiten durch eine Klausur ersetzt wer-
den.

2. Anstelle praktischer Leistungsnachweise können im 
Fach heilpädagogische Fachpraxis Berichte, Proto-
kolle, Auswertungen, Entwicklungspläne oder münd-
liche Leistungsnachweise treten.

3. Im zweiten Studienjahr ist eine praxisbezogene 
Facharbeit zu einem von der oder dem Studierenden 
gewählten und von der Schulleitung genehmigten 
Thema zu fertigen, wobei die Schulleitung den Abga-
betermin bestimmt.

4. Im Fach heilpädagogische Fachpraxis werden min-
destens zwei praktische Leistungsnachweise erho-
ben. 

2Die Entscheidungen nach Satz 1 Nr. 1 und 2 trifft jeweils 
zu Beginn des Studienjahres die Lehrerkonferenz; sie ist 
den Studierenden mitzuteilen.

(6) An der Fachakademie für Raum- und Objektde-
sign ist im letzten Studienhalbjahr in einem zeitlichen 
Rahmen von vier bis sechs Wochen eine Projektarbeit 
von der oder dem Studierenden zu fertigen.

(7) An der Fachakademie für Sozialpädagogik gelten 
folgende Regelungen:

1. Im Studienjahr sind in fachpraktischen Fächern und 
im Fach Übungen jeweils mindestens zwei Leis-
tungsnachweise, davon ein praktischer, zu erheben; 
im Fach sozialpädagogische Praxis sind außerdem 
noch Praktikumsberichte zu erheben.

2. Eine der geforderten Klausuren kann durch eine ei-
ner Klausur gleichwertige Leistung, z. B. eine Pro-
jektarbeit, ersetzt werden; Abs. 5 Satz 2 gilt entspre-
chend.

(8) An der Fachakademie für Übersetzen und Dol-
metschen gelten folgende Regelungen:

1. Abweichend von Abs. 3 Satz 2 bis 4 sind im Fach der 
Anlage 10 Nr. 6 im zweiten Studienjahr und im Fach 
der Anlage 10 Nr. 16 im dritten Studienjahr je zwei 
Klausuren zu fertigen.

2. Bei der Aufteilung eines Fachs in stundenplanmäßig 
selbstständige Unterrichtsfächer ist in jedem dieser 
Unterrichtsfächer im Studienjahr mindestens eine 
Klausur zu fertigen.

3. Im dritten Studienjahr können in jedem Fach eine der 
geforderten Klausuren, im Fach der Anlage 10 Nr. 6 
beide Klausuren im Umfang einer Prüfungsaufgabe 
der Abschlussprüfung gehalten werden.

4. Abweichend von Abs. 3 Satz 2 bis 4 sind in den Fä-
chern der Anlage 10 Nr. 3, 5, 7.2 bis 7.4 von den Stu-
dierenden je Studienhalbjahr mindestens zwei münd-
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liche jedoch keine schriftlichen Leistungsnachweise 
zu erbringen.

5. Im Fach der Anlage 10 Nr. 11 sind mindestens zwei 
Klausuren im Studienjahr und zwei mündliche Leis-
tungsnachweise je Studienhalbjahr zu erbringen.

6. In den Fächern der Anlage 10 Nr. 6, 8 und 17 bis 20 
entfallen die mündlichen Leistungsnachweise.

7. Abweichend von Abs. 3 Satz 2 sind in zwei- und 
�������������� �������� ���� ���������
	������ ���-
destens zwei Klausuren und zwei mündliche Leis-
tungsnachweise im Studienjahr zu erheben.

(9) 1An der Fachakademie für Ernährungs- und Ver-
sorgungsmanagement gelten folgende Regelungen:

1. In Fächern mit fachpraktischen Anteilen können 
Klausuren durch praktische Leistungsnachweise er-
setzt werden.

2. In den übrigen Fächern kann jeweils eine Klausur 
durch zwei Kurzarbeiten ersetzt werden.

2Abs. 5 Satz 2 gilt entsprechend. 3Die Lehrkräfte der 
Fachakademie erheben im Berufspraktikum mindestens 
zwei praktische Leistungsnachweise.

§ 18 

Klausuren und Kurzarbeiten

(1) 1Klausuren und Kurzarbeiten werden spätestens 
eine Woche vorher angekündigt. 2An der Fachakademie 
für Übersetzen und Dolmetschen soll an einem Tag nicht 
mehr als eine Klausur gehalten werden und die Bearbei-
tungszeit einer Klausur nicht mehr als 60 Minuten betra-
gen. 

(2) 1Kurzarbeiten beziehen sich auf höchstens sechs 
unmittelbar vorhergegangene Unterrichtsstunden und er-
strecken sich auch auf Grundkenntnisse. 2Die Bearbei-
tungszeit soll nicht mehr als 30 Minuten betragen.

(3) Die Schulleitung kann nach Rücksprache mit der 
Lehrkraft einen schriftlichen Leistungsnachweis für un-
gültig erklären und die Erhebung eines neuen anordnen, 
wenn die Anforderungen nicht angemessen waren oder 
der Lehrstoff nicht genügend vorbereitet war.

§ 19 

Korrektur und Besprechung

Schriftliche und praktische Leistungsnachweise wer-
den unverzüglich bewertet und den Studierenden zur Ein-
sichtnahme zurückgegeben und besprochen.

§ 20 

Bewertung der Leistungen

(1) 1An der Fachakademie für Übersetzen und Dol-
metschen kann bei der Bewertung einer schriftlichen Ar-
beit die äußere Form mit berücksichtigt werden. 2Hat sich 
die Form auf die Benotung ausgewirkt, wird dies in einer 
Bemerkung zum Ausdruck gebracht.

(2) Erläuterungen einschließlich eventueller Noten-
tendenzen und Schlussbemerkungen können auf den 
Arbeiten angebracht werden.

(3) Die Note 6 wird erteilt, wenn eine Studierende 
oder ein Studierender 

1. ohne ausreichende Entschuldigung einen angekün-
digten Leistungsnachweis versäumt,

2. eine Leistung verweigert oder 

3. einen Praktikumsbericht nach § 17 Abs. 2 Nr. 3 
Buchst. c Doppelbuchst. bb, eine Facharbeit nach 
§ 17 Abs. 2 Nr. 3 Buchst. c Doppelbuchst. cc oder 
eine schriftliche Ausarbeitung nach § 17 Abs. 2 Nr. 5 
Buchst. a nicht termingerecht abgibt.

(4) Nach Beginn der Leistungserhebung können ge-
sundheitliche Gründe der oder des Studierenden, denen 
zufolge die Leistung nicht gewertet werden soll, in der Re-
gel nicht anerkannt werden.

(5) § 33 Abs. 1 gilt entsprechend.

(6) 1Die Leistungsbewertung darf nicht durch Lehr-
kräfte vorgenommen werden, die nach den Art. 20 und 
21 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes  
(BayVwVfG) ausgeschlossen sind. 2Die Schulaufsichts-
behörde kann eine Sonderregelung treffen.

§ 21 

Nachholung von Leistungsnachweisen

(1) 1Wer einen angekündigten Leistungsnachweis 
mit ausreichender Entschuldigung versäumt, erhält einen 
Nachtermin. 2Werden mehrere angekündigte Leistungs-
nachweise mit ausreichender Entschuldigung versäumt, 
so kann je Fach ein Nachtermin für mehrere Leistungs-
nachweise angesetzt werden.

(2) 1Wird der Nachtermin mit ausreichender Entschul-
digung versäumt, so kann eine schriftliche oder prakti-
sche Ersatzprüfung angesetzt werden, die sich über den 
gesamten bis dahin behandelten Unterrichtsstoff des Stu-
dienjahres erstrecken kann. 2Eine schriftliche, mündliche 
oder praktische Ersatzprüfung kann auch angesetzt wer-
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den, wenn in einem Fach vorgeschriebene schriftliche, 
mündliche oder praktische Leistungen wegen der Ver-
säumnisse der oder des Studierenden nicht hinreichend 
beurteilt werden können.

(3) 1Eine Ersatzprüfung kann in einem Fach nur ein-
���� ��� ���������������� ������������ 2Der Termin der Er-
satzprüfung ist der oder dem Studierenden spätestens 
eine Woche vorher mitzuteilen. 3Mit dem Termin ist der 
Prüfungsstoff bekanntzugeben.

(4) 1Nimmt die oder der Studierende an der Ersatz-
prüfung wegen Erkrankung nicht teil, so muss die Erkran-
kung durch ärztliches Zeugnis nachgewiesen werden. 
2Die Fachakademie kann die Vorlage eines schulärztli-
chen Zeugnisses verlangen.

§ 22 

Bildung der Jahresfortgangsnoten  
sowie der Noten des Zwischenzeugnisses

(1) 1Bei der Bildung der Jahresfortgangsnote werden 
vorbehaltlich der Abs. 2 bis 4 die einzelnen schriftlichen, 
mündlichen und gegebenenfalls praktischen Leistungs-
nachweise des jeweiligen Fachs entsprechend ihrem 
Umfang und Schwierigkeitsgrad gewichtet und auf Grund 
der Einzelnoten festgesetzt. 2Die Note des Zwischen-
zeugnisses bleibt außer Betracht. 

(2) 1An der Fachakademie für Heilpädagogik ist bei 
der Bildung der Jahresfortgangsnote im Fach heilpäda-
gogische Fachpraxis auch die schriftliche Äußerung der 
Einrichtung, in der die praktische Ausbildung durchge-
führt wurde, über Leistung und Verhalten der oder des 
Studierenden angemessen zu würdigen. 2Die Teilnahme 
am Unterricht in gruppen- und selbsterfahrungsbezoge-
nen Wahlfächern wird durch eine den erzielten Fortschritt 
kennzeichnende Bemerkung bestätigt.

(3) An der Fachakademie für Sozialpädagogik wird 
die Jahresfortgangsnote im Fach sozialpädagogische 
Praxis auf Grund

1. der schriftlichen Äußerung der Praktikumsstelle über 
Leistung und Verhalten der oder des Studierenden,

2. der Noten für die Praktikumsberichte und

3. der Noten für die praktischen Leistungsnachweise

festgesetzt.

(4) 1An der Fachakademie für Übersetzen und Dol-
metschen wird in Fächern mit Klausuren die Jahresfort-
gangsnote aus einer Note für die schriftlichen und einer 
Note für die mündlichen Leistungen gebildet. 2Die Note 
für die schriftlichen Leistungen zählt zweifach. 3In Fä-

chern ohne Klausuren sind der Jahresfortgangsnote die 
Einzelnoten für Kurzarbeiten oder für Stegreifaufgaben 
und mündliche Leistungen zugrunde zu legen. 

(5) Für die Bildung der Noten des Zwischenzeugnis-
ses gelten die Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 und 3 entsprechend.

Kapitel 2

Vorrücken, Notenausgleich und Wiederholen

§ 23 

Zweijährige Fachakademie 

(1) 1Die Grundlage für die Entscheidung über das 
����
	�����������������������������������
������������-
���
����
������ 2Vom Vorrücken ist ausgeschlossen, wer 
im Jahreszeugnis in einem Vorrückungsfach die Note 6 
oder in zwei Vorrückungsfächern die Note 5 aufweist. 
3Eine Bemerkung in einem Vorrückungsfach gemäß § 28 
Abs. 2 steht einer Note 6 gleich.

(2) 1Notenausgleich kann Studierenden, die nach 
Abs. 1 Satz 2 vom Vorrücken ausgeschlossen sind, ge-
währt werden, wenn folgende Voraussetzungen vorlie-
gen:

1. Sie weisen nicht in einem weiteren Vorrückungsfach 
die Note 5 oder 6 auf und

2. sie haben die Note 1 in einem, die Note 2 in zwei Vor-
rückungsfächern oder die Note 3 in drei schriftlichen 
oder praktischen Abschlussprüfungsfächern.

2Fächer, die Gegenstand der schriftlichen oder prakti-
schen Abschlussprüfung sind, können nur durch eben-
solche Fächer ausgeglichen werden. 3Satz 1 gilt nicht für 
Studierende,

1. die die Note 6 oder zweimal die Note 5 in Vorrü-
ckungsfächern erzielt haben, die im ersten Studien-
jahr abschließen,

2. die das erste Studienjahr bereits zum zweiten Mal 
gemäß Abs. 1 Satz 2 ohne Erfolg besuchen, 

3. deren schlechte Leistungen auf ungenügende Mitar-
beit zurückzuführen sind, 

4. die das Ziel der Fachakademie voraussichtlich nicht 
erreichen oder

5. die an der Fachakademie für Heilpädagogik im Fach 
heilpädagogische Fachpraxis eine schlechtere Note 
als 4 erzielt haben.
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liche jedoch keine schriftlichen Leistungsnachweise 
zu erbringen.

5. Im Fach der Anlage 10 Nr. 11 sind mindestens zwei 
Klausuren im Studienjahr und zwei mündliche Leis-
tungsnachweise je Studienhalbjahr zu erbringen.

6. In den Fächern der Anlage 10 Nr. 6, 8 und 17 bis 20 
entfallen die mündlichen Leistungsnachweise.

7. Abweichend von Abs. 3 Satz 2 sind in zwei- und 
�������������� �������� ���� ���������
	������ ���-
destens zwei Klausuren und zwei mündliche Leis-
tungsnachweise im Studienjahr zu erheben.

(9) 1An der Fachakademie für Ernährungs- und Ver-
sorgungsmanagement gelten folgende Regelungen:

1. In Fächern mit fachpraktischen Anteilen können 
Klausuren durch praktische Leistungsnachweise er-
setzt werden.

2. In den übrigen Fächern kann jeweils eine Klausur 
durch zwei Kurzarbeiten ersetzt werden.

2Abs. 5 Satz 2 gilt entsprechend. 3Die Lehrkräfte der 
Fachakademie erheben im Berufspraktikum mindestens 
zwei praktische Leistungsnachweise.

§ 18 

Klausuren und Kurzarbeiten

(1) 1Klausuren und Kurzarbeiten werden spätestens 
eine Woche vorher angekündigt. 2An der Fachakademie 
für Übersetzen und Dolmetschen soll an einem Tag nicht 
mehr als eine Klausur gehalten werden und die Bearbei-
tungszeit einer Klausur nicht mehr als 60 Minuten betra-
gen. 

(2) 1Kurzarbeiten beziehen sich auf höchstens sechs 
unmittelbar vorhergegangene Unterrichtsstunden und er-
strecken sich auch auf Grundkenntnisse. 2Die Bearbei-
tungszeit soll nicht mehr als 30 Minuten betragen.

(3) Die Schulleitung kann nach Rücksprache mit der 
Lehrkraft einen schriftlichen Leistungsnachweis für un-
gültig erklären und die Erhebung eines neuen anordnen, 
wenn die Anforderungen nicht angemessen waren oder 
der Lehrstoff nicht genügend vorbereitet war.

§ 19 

Korrektur und Besprechung

Schriftliche und praktische Leistungsnachweise wer-
den unverzüglich bewertet und den Studierenden zur Ein-
sichtnahme zurückgegeben und besprochen.

§ 20 

Bewertung der Leistungen

(1) 1An der Fachakademie für Übersetzen und Dol-
metschen kann bei der Bewertung einer schriftlichen Ar-
beit die äußere Form mit berücksichtigt werden. 2Hat sich 
die Form auf die Benotung ausgewirkt, wird dies in einer 
Bemerkung zum Ausdruck gebracht.

(2) Erläuterungen einschließlich eventueller Noten-
tendenzen und Schlussbemerkungen können auf den 
Arbeiten angebracht werden.

(3) Die Note 6 wird erteilt, wenn eine Studierende 
oder ein Studierender 

1. ohne ausreichende Entschuldigung einen angekün-
digten Leistungsnachweis versäumt,

2. eine Leistung verweigert oder 

3. einen Praktikumsbericht nach § 17 Abs. 2 Nr. 3 
Buchst. c Doppelbuchst. bb, eine Facharbeit nach 
§ 17 Abs. 2 Nr. 3 Buchst. c Doppelbuchst. cc oder 
eine schriftliche Ausarbeitung nach § 17 Abs. 2 Nr. 5 
Buchst. a nicht termingerecht abgibt.

(4) Nach Beginn der Leistungserhebung können ge-
sundheitliche Gründe der oder des Studierenden, denen 
zufolge die Leistung nicht gewertet werden soll, in der Re-
gel nicht anerkannt werden.

(5) § 33 Abs. 1 gilt entsprechend.

(6) 1Die Leistungsbewertung darf nicht durch Lehr-
kräfte vorgenommen werden, die nach den Art. 20 und 
21 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes  
(BayVwVfG) ausgeschlossen sind. 2Die Schulaufsichts-
behörde kann eine Sonderregelung treffen.

§ 21 

Nachholung von Leistungsnachweisen

(1) 1Wer einen angekündigten Leistungsnachweis 
mit ausreichender Entschuldigung versäumt, erhält einen 
Nachtermin. 2Werden mehrere angekündigte Leistungs-
nachweise mit ausreichender Entschuldigung versäumt, 
so kann je Fach ein Nachtermin für mehrere Leistungs-
nachweise angesetzt werden.

(2) 1Wird der Nachtermin mit ausreichender Entschul-
digung versäumt, so kann eine schriftliche oder prakti-
sche Ersatzprüfung angesetzt werden, die sich über den 
gesamten bis dahin behandelten Unterrichtsstoff des Stu-
dienjahres erstrecken kann. 2Eine schriftliche, mündliche 
oder praktische Ersatzprüfung kann auch angesetzt wer-
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den, wenn in einem Fach vorgeschriebene schriftliche, 
mündliche oder praktische Leistungen wegen der Ver-
säumnisse der oder des Studierenden nicht hinreichend 
beurteilt werden können.

(3) 1Eine Ersatzprüfung kann in einem Fach nur ein-
���� ��� ���������������� ������������ 2Der Termin der Er-
satzprüfung ist der oder dem Studierenden spätestens 
eine Woche vorher mitzuteilen. 3Mit dem Termin ist der 
Prüfungsstoff bekanntzugeben.

(4) 1Nimmt die oder der Studierende an der Ersatz-
prüfung wegen Erkrankung nicht teil, so muss die Erkran-
kung durch ärztliches Zeugnis nachgewiesen werden. 
2Die Fachakademie kann die Vorlage eines schulärztli-
chen Zeugnisses verlangen.

§ 22 

Bildung der Jahresfortgangsnoten  
sowie der Noten des Zwischenzeugnisses

(1) 1Bei der Bildung der Jahresfortgangsnote werden 
vorbehaltlich der Abs. 2 bis 4 die einzelnen schriftlichen, 
mündlichen und gegebenenfalls praktischen Leistungs-
nachweise des jeweiligen Fachs entsprechend ihrem 
Umfang und Schwierigkeitsgrad gewichtet und auf Grund 
der Einzelnoten festgesetzt. 2Die Note des Zwischen-
zeugnisses bleibt außer Betracht. 

(2) 1An der Fachakademie für Heilpädagogik ist bei 
der Bildung der Jahresfortgangsnote im Fach heilpäda-
gogische Fachpraxis auch die schriftliche Äußerung der 
Einrichtung, in der die praktische Ausbildung durchge-
führt wurde, über Leistung und Verhalten der oder des 
Studierenden angemessen zu würdigen. 2Die Teilnahme 
am Unterricht in gruppen- und selbsterfahrungsbezoge-
nen Wahlfächern wird durch eine den erzielten Fortschritt 
kennzeichnende Bemerkung bestätigt.

(3) An der Fachakademie für Sozialpädagogik wird 
die Jahresfortgangsnote im Fach sozialpädagogische 
Praxis auf Grund

1. der schriftlichen Äußerung der Praktikumsstelle über 
Leistung und Verhalten der oder des Studierenden,

2. der Noten für die Praktikumsberichte und

3. der Noten für die praktischen Leistungsnachweise

festgesetzt.

(4) 1An der Fachakademie für Übersetzen und Dol-
metschen wird in Fächern mit Klausuren die Jahresfort-
gangsnote aus einer Note für die schriftlichen und einer 
Note für die mündlichen Leistungen gebildet. 2Die Note 
für die schriftlichen Leistungen zählt zweifach. 3In Fä-

chern ohne Klausuren sind der Jahresfortgangsnote die 
Einzelnoten für Kurzarbeiten oder für Stegreifaufgaben 
und mündliche Leistungen zugrunde zu legen. 

(5) Für die Bildung der Noten des Zwischenzeugnis-
ses gelten die Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 und 3 entsprechend.

Kapitel 2

Vorrücken, Notenausgleich und Wiederholen

§ 23 

Zweijährige Fachakademie 

(1) 1Die Grundlage für die Entscheidung über das 
����
	�����������������������������������
������������-
���
����
������ 2Vom Vorrücken ist ausgeschlossen, wer 
im Jahreszeugnis in einem Vorrückungsfach die Note 6 
oder in zwei Vorrückungsfächern die Note 5 aufweist. 
3Eine Bemerkung in einem Vorrückungsfach gemäß § 28 
Abs. 2 steht einer Note 6 gleich.

(2) 1Notenausgleich kann Studierenden, die nach 
Abs. 1 Satz 2 vom Vorrücken ausgeschlossen sind, ge-
währt werden, wenn folgende Voraussetzungen vorlie-
gen:

1. Sie weisen nicht in einem weiteren Vorrückungsfach 
die Note 5 oder 6 auf und

2. sie haben die Note 1 in einem, die Note 2 in zwei Vor-
rückungsfächern oder die Note 3 in drei schriftlichen 
oder praktischen Abschlussprüfungsfächern.

2Fächer, die Gegenstand der schriftlichen oder prakti-
schen Abschlussprüfung sind, können nur durch eben-
solche Fächer ausgeglichen werden. 3Satz 1 gilt nicht für 
Studierende,

1. die die Note 6 oder zweimal die Note 5 in Vorrü-
ckungsfächern erzielt haben, die im ersten Studien-
jahr abschließen,

2. die das erste Studienjahr bereits zum zweiten Mal 
gemäß Abs. 1 Satz 2 ohne Erfolg besuchen, 

3. deren schlechte Leistungen auf ungenügende Mitar-
beit zurückzuführen sind, 

4. die das Ziel der Fachakademie voraussichtlich nicht 
erreichen oder

5. die an der Fachakademie für Heilpädagogik im Fach 
heilpädagogische Fachpraxis eine schlechtere Note 
als 4 erzielt haben.
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(4) Eine Studierende oder ein Studierender, die oder 
der ein Studienjahr freiwillig wiederholt, aber dabei des-
sen Ziel nicht erreicht, erhält anstelle des Jahreszeug-
nisses eine Bestätigung über das freiwillige Wiederholen 
und die dabei erzielten Leistungen mit der Bemerkung, 
dass das Vorrücken auf Grund des früheren Jahreszeug-
nisses gestattet wird.

(5) 1Eine Studierende oder ein Studierender gilt nicht 
als Wiederholerin oder Wiederholer, wenn 

1. sie oder er während des abgelaufenen Studienjahres 
längere Zeit krankheitsbedingt abwesend oder durch 
Krankheit in der Leistungsfähigkeit wesentlich beein-
trächtigt war und 

2. das Vorrücken auf Probe nicht gestattet wurde. 

2Die Beeinträchtigung muss durch ein schulärztliches 
Zeugnis nachgewiesen sein, das schon während der Zeit 
der Beeinträchtigung vorgelegen hat.

§ 26 

Fachakademie  
für Ernährungs- und Versorgungsmanagement

(1) § 23 Abs. 1 gilt entsprechend.

(2) 1Notenausgleich kann Studierenden, die gemäß 
Abs. 1 vom Vorrücken ausgeschlossen sind, unter folgen-
den Voraussetzungen gewährt werden:

1. Sie weisen in keinem weiteren Vorrückungsfach die 
Note 5 oder 6 und

2. die Note 1 in einem, die Note 2 in zwei oder die Note 
3 in drei Vorrückungsfächern auf.

2Fächer, die Gegenstand der schriftlichen Abschlussprü-
fung sind, können nur durch ebensolche Fächer ausge-
glichen werden. 3§ 23 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 gilt ent-
sprechend.

§ 27 

Verbot des Wiederholens

Ist das Wiederholen nach Art. 53 Abs. 3 BayEUG 
oder wegen Überschreitens der Höchstausbildungsdauer 
(Art. 55 Abs. 1 Nr. 6 BayEUG, § 12) nicht zulässig, so wird 
dies im Jahreszeugnis vermerkt.

Kapitel 3

Zeugnisse

§ 28 

Zwischen- und Jahreszeugnisse

(1) 1Über die erzielten Leistungen werden am letz-
ten Unterrichtstag der zweiten vollen Unterrichtswoche 
im Februar (Ende des ersten Studienhalbjahres) Zwi-
schenzeugnisse und am letzten Unterrichtstag des Stu-
dienjahres Jahreszeugnisse ausgestellt, die dem vom 
Staatsministerium herausgegebenen Muster entspre-
chen müssen. 2Bei Teilzeitunterricht werden Zwischen-
zeugnisse nur im ersten Studienjahr erteilt. 3An der Fach-
akademie für Heilpädagogik und der Fachakademie für 
Übersetzen und Dolmetschen sowie im Berufspraktikum 
werden keine Zwischenzeugnisse erteilt.

(2) 1Hat eine Studierende oder ein Studierender in 
einem Fach keine hinreichenden Leistungsnachweise 
erbracht und mit ausreichender Entschuldigung weder 
an Nachterminen noch an einer Ersatzprüfung teilge-
nommen, so wird anstelle einer Note eine entsprechende 
Bemerkung mit der Folge des § 23 Abs. 1 Satz 3, § 24 
Abs. 1 Satz 3, § 25 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 oder § 26 Abs. 1 
aufgenommen. 2Bemerkungen nach Art. 52 Abs. 3 Satz 3 
BayEUG werden in Zwischen- und Jahreszeugnisse nicht 
aufgenommen.

(3) 1Im Jahreszeugnis wird die Entscheidung über das 
Vorrücken vermerkt. 2An der Fachakademie für Sozialpä-
dagogik und an der Fachakademie für Ernährungs- und 
Versorgungsmanagement wird zusätzlich nach bestande-
nem ersten Prüfungsabschnitt das Bestehen des ersten 
Prüfungsabschnitts und die Zulassung zum Berufsprak-
tikum vermerkt; wer den ersten Prüfungsabschnitt nicht 
bestanden hat, erhält ein Jahreszeugnis, das die Jahres-
fortgangsnoten ohne Einbeziehung der Prüfungsleistun-
gen, eine Bemerkung über die erfolglose Teilnahme am 
ersten Prüfungsabschnitt und einen Hinweis enthält, ob 
der erste Prüfungsabschnitt gemäß Art. 54 Abs. 5 Satz 1 
BayEUG noch einmal wiederholt werden darf oder nicht. 
3An der Fachakademie für Übersetzen und Dolmetschen 
tritt in den Fällen des § 66 Abs. 2 Satz 2 anstelle von 
Satz 1 die Feststellung, dass eine Teilnahme an der Ab-
schlussprüfung ausgeschlossen ist.

(4) 1Die Zeugnisnoten werden von der Klassenkon-
ferenz festgesetzt; kommt eine Einigung nicht zustande, 
entscheidet die Schulleitung. 2In den Fällen des Nicht-
vorrückens oder der Gewährung von Notenausgleich 
entscheidet die Lehrerkonferenz auf Empfehlung der 
Klassenkonferenz. 3Abweichend von den Sätzen 1 und 
2 werden die Zeugnisnoten des Jahreszeugnisses an der 
Fachakademie für Sozialpädagogik und der Fachakade-
mie für Ernährungs- und Versorgungsmanagement nach 
bestandenem ersten Prüfungsabschnitt vom Prüfungs-
ausschuss festgesetzt. 
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(3) Die Entscheidung über das Vorrücken trifft unbe-
schadet § 28 Abs. 4 Satz 2 die Klassenkonferenz.

§ 24 

Fachakademie für Sozialpädagogik

(1) 1Die Grundlage für die Entscheidung über das 
���������� ������� ���� ����������� ��� ���� �����
	�������
2Vom Vorrücken ist ausgeschlossen, wer im Jahreszeug-
nis im Fach sozialpädagogische Praxis eine schlechtere 
Note als 4, in einem anderen Vorrückungsfach die Note 
6 oder in zwei anderen Vorrückungsfächern die Note 5 
aufweist. 3Eine Bemerkung in einem Vorrückungsfach ge-
mäß § 28 Abs. 2 steht einer Note 6 gleich.

(2) 1Notenausgleich kann Studierenden, die im Jah-
reszeugnis im Fach sozialpädagogische Praxis min-
destens die Note 4 erzielt haben und in zwei anderen 
Vorrückungsfächern die Note 5 oder in einem anderen 
Vorrückungsfach die Note 6 aufweisen, gewährt werden, 
wenn folgende Voraussetzungen vorliegen:

1. Sie weisen in einem anderen Vorrückungsfach die 
Note 1, 

2. in zwei anderen Vorrückungsfächern die Note 2 oder 

3. in drei anderen Vorrückungsfächern die Note 3 

auf.

2Notenausgleich kann Studierenden, die im Jahreszeug-
nis im Fach sozialpädagogische Praxis die Note 5 und in 
keinem anderen Vorrückungsfach eine schlechtere Note 
als 4 aufweisen, gewährt werden, wenn folgende Voraus-
setzungen vorliegen:

1. Sie weisen in einem weiteren Vorrückungsfach die 
Note 2 oder

2.   in zwei weiteren Vorrückungsfächern die Note 3 

auf.

3Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für Studierende, 

1. die die Note 6 oder zweimal die Note 5 in Vorrü-
ckungsfächern erzielt haben, die im ersten Studien-
jahr abschließen,

2. die die Note 6 oder zweimal die Note 5 in den Fä-
chern Pädagogik/ Psychologie/ Heilpädagogik oder 
Praxis- und Methodenlehre mit Gesprächsführung 
erzielt haben,

3. die das erste Studienjahr bereits zum zweiten Mal 
gemäß Abs. 1 Satz 2 ohne Erfolg besuchen, 

4. deren schlechte Leistungen auf ungenügende Mitar-
beit zurückzuführen sind oder

5. die das Ziel der Fachakademie voraussichtlich nicht 
erreichen.

(3) § 23 Abs. 3 gilt entsprechend.

§ 25 

Fachakademie für Übersetzen und Dolmetschen

(1) 1Die Grundlage für die Entscheidung über das 
������������������������������������������������������-
������
	������ ������������� ���� �	����� ����������� ���
Nr. 4, 7.2, 14, 15, 20 und 21. 2Vom Vorrücken ist aus-
geschlossen, wer im Jahreszeugnis folgende Noten er-
halten hat, sofern nicht unter den Voraussetzungen des  
Art. 53 Abs. 6 Satz 2 BayEUG und Abs. 2 das Vorrücken 
auf Probe gestattet wird:

1. in einem Vorrückungsfach die Note 6 oder anstelle 
einer Note eine Bemerkung gemäß § 28 Abs. 2 oder

2. in zwei Vorrückungsfächern die Note 5.

3Die Entscheidung über das Vorrücken trifft unbeschadet 
§ 28 Abs. 4 Satz 2 die Klassenkonferenz. 4Ein Notenaus-
�������������������������

(2) 1Wird einer oder einem Studierenden das Vor-
rücken auf Probe nach Art. 53 Abs. 6 Satz 2 BayEUG 
gestattet, so wird in das Jahreszeugnis folgende Bemer-
kung aufgenommen: „Die Erlaubnis zum Vorrücken in das 
zweite/ dritte Studienjahr hat sie/ er auf Probe erhalten.“ 
2Für das Vorrücken auf Probe gelten die Bestimmungen 
über die Probezeit (§ 9) entsprechend mit folgenden 
Maßgaben:

1. Über das Bestehen entscheidet die Klassenkonfe-
renz.

2. Das Vorrücken auf Probe endet mit dem letzten 
Schultag im Dezember; eine Verlängerung ist nicht 
möglich.

3. Bei Nichtbestehen wird die oder der Studierende zu-
rückverwiesen.

3Zurückverwiesene Studierende gelten nicht als Wieder-
holer.

(3) Auf Antrag kann eine Studierende oder ein Stu-
dierender, ohne als Wiederholerin oder Wiederholer zu 
gelten, einmal ein Studienjahr freiwillig wiederholen oder 
spätestens zum Ende des ersten Studienhalbjahres in 
das vorhergehende Studienjahr zurücktreten.
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(4) Eine Studierende oder ein Studierender, die oder 
der ein Studienjahr freiwillig wiederholt, aber dabei des-
sen Ziel nicht erreicht, erhält anstelle des Jahreszeug-
nisses eine Bestätigung über das freiwillige Wiederholen 
und die dabei erzielten Leistungen mit der Bemerkung, 
dass das Vorrücken auf Grund des früheren Jahreszeug-
nisses gestattet wird.

(5) 1Eine Studierende oder ein Studierender gilt nicht 
als Wiederholerin oder Wiederholer, wenn 

1. sie oder er während des abgelaufenen Studienjahres 
längere Zeit krankheitsbedingt abwesend oder durch 
Krankheit in der Leistungsfähigkeit wesentlich beein-
trächtigt war und 

2. das Vorrücken auf Probe nicht gestattet wurde. 

2Die Beeinträchtigung muss durch ein schulärztliches 
Zeugnis nachgewiesen sein, das schon während der Zeit 
der Beeinträchtigung vorgelegen hat.

§ 26 

Fachakademie  
für Ernährungs- und Versorgungsmanagement

(1) § 23 Abs. 1 gilt entsprechend.

(2) 1Notenausgleich kann Studierenden, die gemäß 
Abs. 1 vom Vorrücken ausgeschlossen sind, unter folgen-
den Voraussetzungen gewährt werden:

1. Sie weisen in keinem weiteren Vorrückungsfach die 
Note 5 oder 6 und

2. die Note 1 in einem, die Note 2 in zwei oder die Note 
3 in drei Vorrückungsfächern auf.

2Fächer, die Gegenstand der schriftlichen Abschlussprü-
fung sind, können nur durch ebensolche Fächer ausge-
glichen werden. 3§ 23 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 gilt ent-
sprechend.

§ 27 

Verbot des Wiederholens

Ist das Wiederholen nach Art. 53 Abs. 3 BayEUG 
oder wegen Überschreitens der Höchstausbildungsdauer 
(Art. 55 Abs. 1 Nr. 6 BayEUG, § 12) nicht zulässig, so wird 
dies im Jahreszeugnis vermerkt.

Kapitel 3

Zeugnisse

§ 28 

Zwischen- und Jahreszeugnisse

(1) 1Über die erzielten Leistungen werden am letz-
ten Unterrichtstag der zweiten vollen Unterrichtswoche 
im Februar (Ende des ersten Studienhalbjahres) Zwi-
schenzeugnisse und am letzten Unterrichtstag des Stu-
dienjahres Jahreszeugnisse ausgestellt, die dem vom 
Staatsministerium herausgegebenen Muster entspre-
chen müssen. 2Bei Teilzeitunterricht werden Zwischen-
zeugnisse nur im ersten Studienjahr erteilt. 3An der Fach-
akademie für Heilpädagogik und der Fachakademie für 
Übersetzen und Dolmetschen sowie im Berufspraktikum 
werden keine Zwischenzeugnisse erteilt.

(2) 1Hat eine Studierende oder ein Studierender in 
einem Fach keine hinreichenden Leistungsnachweise 
erbracht und mit ausreichender Entschuldigung weder 
an Nachterminen noch an einer Ersatzprüfung teilge-
nommen, so wird anstelle einer Note eine entsprechende 
Bemerkung mit der Folge des § 23 Abs. 1 Satz 3, § 24 
Abs. 1 Satz 3, § 25 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 oder § 26 Abs. 1 
aufgenommen. 2Bemerkungen nach Art. 52 Abs. 3 Satz 3 
BayEUG werden in Zwischen- und Jahreszeugnisse nicht 
aufgenommen.

(3) 1Im Jahreszeugnis wird die Entscheidung über das 
Vorrücken vermerkt. 2An der Fachakademie für Sozialpä-
dagogik und an der Fachakademie für Ernährungs- und 
Versorgungsmanagement wird zusätzlich nach bestande-
nem ersten Prüfungsabschnitt das Bestehen des ersten 
Prüfungsabschnitts und die Zulassung zum Berufsprak-
tikum vermerkt; wer den ersten Prüfungsabschnitt nicht 
bestanden hat, erhält ein Jahreszeugnis, das die Jahres-
fortgangsnoten ohne Einbeziehung der Prüfungsleistun-
gen, eine Bemerkung über die erfolglose Teilnahme am 
ersten Prüfungsabschnitt und einen Hinweis enthält, ob 
der erste Prüfungsabschnitt gemäß Art. 54 Abs. 5 Satz 1 
BayEUG noch einmal wiederholt werden darf oder nicht. 
3An der Fachakademie für Übersetzen und Dolmetschen 
tritt in den Fällen des § 66 Abs. 2 Satz 2 anstelle von 
Satz 1 die Feststellung, dass eine Teilnahme an der Ab-
schlussprüfung ausgeschlossen ist.

(4) 1Die Zeugnisnoten werden von der Klassenkon-
ferenz festgesetzt; kommt eine Einigung nicht zustande, 
entscheidet die Schulleitung. 2In den Fällen des Nicht-
vorrückens oder der Gewährung von Notenausgleich 
entscheidet die Lehrerkonferenz auf Empfehlung der 
Klassenkonferenz. 3Abweichend von den Sätzen 1 und 
2 werden die Zeugnisnoten des Jahreszeugnisses an der 
Fachakademie für Sozialpädagogik und der Fachakade-
mie für Ernährungs- und Versorgungsmanagement nach 
bestandenem ersten Prüfungsabschnitt vom Prüfungs-
ausschuss festgesetzt. 
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(3) Die Entscheidung über das Vorrücken trifft unbe-
schadet § 28 Abs. 4 Satz 2 die Klassenkonferenz.

§ 24 

Fachakademie für Sozialpädagogik

(1) 1Die Grundlage für die Entscheidung über das 
���������� ������� ���� ����������� ��� ���� �����
	�������
2Vom Vorrücken ist ausgeschlossen, wer im Jahreszeug-
nis im Fach sozialpädagogische Praxis eine schlechtere 
Note als 4, in einem anderen Vorrückungsfach die Note 
6 oder in zwei anderen Vorrückungsfächern die Note 5 
aufweist. 3Eine Bemerkung in einem Vorrückungsfach ge-
mäß § 28 Abs. 2 steht einer Note 6 gleich.

(2) 1Notenausgleich kann Studierenden, die im Jah-
reszeugnis im Fach sozialpädagogische Praxis min-
destens die Note 4 erzielt haben und in zwei anderen 
Vorrückungsfächern die Note 5 oder in einem anderen 
Vorrückungsfach die Note 6 aufweisen, gewährt werden, 
wenn folgende Voraussetzungen vorliegen:

1. Sie weisen in einem anderen Vorrückungsfach die 
Note 1, 

2. in zwei anderen Vorrückungsfächern die Note 2 oder 

3. in drei anderen Vorrückungsfächern die Note 3 

auf.

2Notenausgleich kann Studierenden, die im Jahreszeug-
nis im Fach sozialpädagogische Praxis die Note 5 und in 
keinem anderen Vorrückungsfach eine schlechtere Note 
als 4 aufweisen, gewährt werden, wenn folgende Voraus-
setzungen vorliegen:

1. Sie weisen in einem weiteren Vorrückungsfach die 
Note 2 oder

2.   in zwei weiteren Vorrückungsfächern die Note 3 

auf.

3Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für Studierende, 

1. die die Note 6 oder zweimal die Note 5 in Vorrü-
ckungsfächern erzielt haben, die im ersten Studien-
jahr abschließen,

2. die die Note 6 oder zweimal die Note 5 in den Fä-
chern Pädagogik/ Psychologie/ Heilpädagogik oder 
Praxis- und Methodenlehre mit Gesprächsführung 
erzielt haben,

3. die das erste Studienjahr bereits zum zweiten Mal 
gemäß Abs. 1 Satz 2 ohne Erfolg besuchen, 

4. deren schlechte Leistungen auf ungenügende Mitar-
beit zurückzuführen sind oder

5. die das Ziel der Fachakademie voraussichtlich nicht 
erreichen.

(3) § 23 Abs. 3 gilt entsprechend.

§ 25 

Fachakademie für Übersetzen und Dolmetschen

(1) 1Die Grundlage für die Entscheidung über das 
������������������������������������������������������-
������
	������ ������������� ���� �	����� ����������� ���
Nr. 4, 7.2, 14, 15, 20 und 21. 2Vom Vorrücken ist aus-
geschlossen, wer im Jahreszeugnis folgende Noten er-
halten hat, sofern nicht unter den Voraussetzungen des  
Art. 53 Abs. 6 Satz 2 BayEUG und Abs. 2 das Vorrücken 
auf Probe gestattet wird:

1. in einem Vorrückungsfach die Note 6 oder anstelle 
einer Note eine Bemerkung gemäß § 28 Abs. 2 oder

2. in zwei Vorrückungsfächern die Note 5.

3Die Entscheidung über das Vorrücken trifft unbeschadet 
§ 28 Abs. 4 Satz 2 die Klassenkonferenz. 4Ein Notenaus-
�������������������������

(2) 1Wird einer oder einem Studierenden das Vor-
rücken auf Probe nach Art. 53 Abs. 6 Satz 2 BayEUG 
gestattet, so wird in das Jahreszeugnis folgende Bemer-
kung aufgenommen: „Die Erlaubnis zum Vorrücken in das 
zweite/ dritte Studienjahr hat sie/ er auf Probe erhalten.“ 
2Für das Vorrücken auf Probe gelten die Bestimmungen 
über die Probezeit (§ 9) entsprechend mit folgenden 
Maßgaben:

1. Über das Bestehen entscheidet die Klassenkonfe-
renz.

2. Das Vorrücken auf Probe endet mit dem letzten 
Schultag im Dezember; eine Verlängerung ist nicht 
möglich.

3. Bei Nichtbestehen wird die oder der Studierende zu-
rückverwiesen.

3Zurückverwiesene Studierende gelten nicht als Wieder-
holer.

(3) Auf Antrag kann eine Studierende oder ein Stu-
dierender, ohne als Wiederholerin oder Wiederholer zu 
gelten, einmal ein Studienjahr freiwillig wiederholen oder 
spätestens zum Ende des ersten Studienhalbjahres in 
das vorhergehende Studienjahr zurücktreten.



KWMBl. Nr. 7/2017112 135Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

3Änderungen der Bewertung werden auf der Arbeit und 
in der Niederschrift über die Abschlussprüfung vermerkt.

(5) 1Über Verlauf und Ergebnis der Prüfung ist eine 
Niederschrift zu fertigen. 2Für den Prüfungsausschuss 
und die Unterausschüsse bestimmen die vorsitzenden 
Mitglieder je ein Mitglied als Schriftführerin oder Schrift-
führer. 3Die Niederschrift wird von dem vorsitzenden Mit-
glied und von der Schriftführerin oder dem Schriftführer 
unterzeichnet. 4Der Niederschrift wird ein Verzeichnis 
beigegeben, das die von jeder und jedem Studierenden 
in den einzelnen Fächern in der schriftlichen, mündlichen 
und gegebenenfalls praktischen Prüfung und im Jahres-
fortgang erzielten Noten einschließlich der Prüfungsnoten 
und Gesamtnoten enthält.

(6) 1Kommt ein Ausschluss eines Mitglieds des Prü-
fungsausschusses oder des Unterausschusses von der 
Prüfungstätigkeit nach den Art. 20 und 21 BayVwVfG in 
Betracht, so ist dies spätestens bis zum 1. Oktober des 
der Abschlussprüfung vorausgehenden Jahres der Schul-
aufsichtsbehörde zu melden, die eine Sonderregelung 
trifft.

Kapitel 2

Allgemeine Verfahrensregelugen

§ 32 

Hilfsmittel

Vom Staatsministerium für die schriftliche Prüfung 
zugelassene Hilfsmittel werden den Studierenden recht-
zeitig mitgeteilt.

§ 33 

Unterschleif

(1) 1Bedient sich eine Studierende oder ein Stu-
dierender unerlaubter Hilfe oder macht sie oder er den 
Versuch dazu (Unterschleif), so wird die Arbeit mit der 
Note 6 bewertet. 2Als Versuch gilt auch die Bereithaltung 
nichtzugelassener Hilfsmittel nach Beginn der Prüfung. 
3Ebenso kann verfahren werden, wenn die Handlungen 
zu fremdem Vorteil unternommen werden.

(2) 1In schweren Fällen ist die Prüfung als nicht be-
standen zu erklären. 2Ein bereits ausgegebenes unrichti-
ges Abschlusszeugnis ist einzuziehen.

(3) Die Entscheidung trifft der Prüfungsausschuss.

§ 34 

Verhinderung der Teilnahme

(1) 1Versäumt eine Studierende oder ein Studieren-
der eine Prüfung, so wird die Prüfung mit der Note 6 be-
wertet, es sei denn, sie oder er hat das Versäumnis nicht 
zu vertreten. 2Dies gilt auch in den Fällen der freiwilligen 
mündlichen Prüfung, es sei denn, dem vorsitzenden Mit-
glied des Prüfungsausschusses oder des zuständigen 
Unterausschusses geht vor dem angesetzten Prüfungs-
termin eine schriftliche Rücktrittserklärung zu.

(2) 1Erkrankungen, welche die Teilnahme von Stu-
dierenden an der Abschlussprüfung verhindern, sind un-
verzüglich durch ärztliches Zeugnis, auf Verlangen der 
Schulleitung durch amtsärztliches Zeugnis, nachzuwei-
sen. 2§ 20 Abs. 4 gilt entsprechend.

§ 35 

Zurückbehaltungsrecht

Die Fachakademie kann ein Abschlusszeugnis oder 
eine Bescheinigung über die Dauer des Schulbesuchs 
zurückbehalten, wenn ein zurückzugebendes Lernmittel 
trotz wiederholter Mahnung weder zurückgegeben noch 
zu seinem Zeitwert ersetzt wird.

§ 36

Nachholung der Abschlussprüfung

1Studierende, die an der Abschlussprüfung in allen 
oder einzelnen Fächern infolge eines von ihnen nicht zu 
vertretenden Grundes nicht teilnehmen konnten, können 
die Abschlussprüfung oder die nicht abgelegten Prü-
fungsteile mit Genehmigung des vorsitzenden Mitglieds 
des Prüfungsausschusses nachholen. 2Das Staatsmi-
nisterium oder eine von ihm beauftragte Stelle stellt die 
schriftlichen Aufgaben. 3Das Staatsministerium legt den 
Nachtermin und die Fachakademie fest, an der die Prü-
fung nachgeholt wird. 4Die Prüfung muss bis spätestens 
sechs Monate nach Abschluss des letzten Prüfungsteils 
nachgeholt sein.

§ 37

Zusätzliche Regelungen  
für Studierende staatlich genehmigter Ersatzschulen 

(1) Für die Abschlussprüfung von Studierenden an 
staatlich genehmigten Ersatzschulen mit Ausnahme der 
Ausbildungsrichtung Übersetzen und Dolmetschen gel-
ten ergänzend folgende Bestimmungen.

(2) Die Abschlussprüfung ist in den Räumen der 
staatlich genehmigten Ersatzschule abzunehmen, wenn 
diese dafür geeignet sind und die Belange der prüfenden 
Fachakademie oder des besonderen staatlichen Prü-
fungsausschusses es zulassen.
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§ 29 

Bescheinigung über die Dauer des Schulbesuchs 

Verlassen Studierende während des Studienjahres 
die Fachakademie oder werden sie entlassen, so erhal-
ten sie auf Antrag eine Bescheinigung über die Dauer 
des Schulbesuchs und über die während des laufenden 
Studienjahres bis zum Ausscheiden erzielten Leistungen.

Teil 5

Prüfungen, Abschlüsse

Kapitel 1

Prüfungsausschuss

§ 30 

Besetzung

(1) Mitglieder des Prüfungsausschusses sind 

1. an den zweijährigen Fachakademien die Lehrkräfte, 
����������������������������������������������������-
chern erteilt haben;

2. an der Fachakademie für Sozialpädagogik

a) für den ersten Prüfungsabschnitt die Lehrkräf-
te, die im letzten Studienjahr Unterricht in den 
������������������
����	���

b) für den zweiten Prüfungsabschnitt die Lehrkräf-
te, die das Berufspraktikum betreut haben, sowie 
vier weitere von dem vorsitzenden Mitglied des 
Prüfungsausschusses zu bestimmende Lehr-
kräfte, die in den Fächern Recht und Organisa-
tion, Praxis- und Methodenlehre mit Gesprächs-
führung, Kunst- und Werkpädagogik, Musik- und 
Bewegungspädagogik unterrichten;

3. an der Fachakademie für Übersetzen und Dolmet-
schen die Lehrkräfte, die im letzten Studienjahr Un-
terricht in den Vorrückungsfächern erteilt haben;

4. an der Fachakademie für Ernährungs- und Versor-
gungsmanagement

a) für den ersten Prüfungsabschnitt die Lehrkräf-
te, die im letzten Studienjahr Unterricht in den 
������������������
����	���

b) für den zweiten Prüfungsabschnitt die Lehrkräf-
te, die das Berufspraktikum betreut haben.

(2) Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschus-
ses kann weitere Lehrkräfte oder andere geeignete Per-
sonen in den Prüfungsausschuss berufen.

(3) 1Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschus-
ses kann für die mündliche und gegebenenfalls für die 
praktische Prüfung aus den Mitgliedern des Prüfungs-
ausschusses Unterausschüsse bilden, und jeweils eines 
der Mitglieder zum vorsitzenden Mitglied bestimmen. 2An 
der Fachakademie für Sozialpädagogik gilt Satz 1 mit der 
Maßgabe, dass für die praktische Prüfung ein Unteraus-
schuss gebildet werden und ein Vertreter der Praktikums-
stelle in den Unterausschuss berufen werden soll.

§ 31 

Verfahrensregelungen

(1) Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschus-
ses

1. kann in die Prüfungsvorgänge eingreifen und Fragen 
stellen,

2. erledigt Prüfungsangelegenheiten, soweit diese Schul-
ordnung nichts anderes bestimmt.

(2) 1Der Prüfungsausschuss entscheidet mit einfa-
cher Mehrheit und in Anwesenheit von mindestens zwei 
Dritteln der Mitglieder. 2Bei Stimmengleichheit entscheidet 
die Stimme des vorsitzenden Mitglieds. 3Stimmenthaltung 
ist nicht zulässig. 4Ist das vorsitzende Mitglied des Prü-
fungsausschusses der Auffassung, dass ein Beschluss 
gegen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften verstößt, so 
muss es den Beschluss beanstanden, den Vollzug aus-
setzen und die Entscheidung der Schulaufsichtsbehörde 
herbeiführen.

(3) 1Die Unterausschüsse entscheiden in Anwesen-
heit von mindestens zwei Mitgliedern. 2Im Übrigen gilt 
Abs. 2 entsprechend.

(4) 1Das Staatsministerium kann für jede öffentliche 
oder staatlich anerkannte Schule eine Ministerialkommis-
särin oder einen Ministerialkommissär als vorsitzendes 
Mitglied des Prüfungsausschusses bestellen. 2Dieses hat 
folgende zusätzliche Befugnisse:

1. Das vorsitzende Mitglied kann die Jahresfortgangs-
noten sowie die Bewertung der von den Studierenden 
während des Studienjahres erbrachten Leistungs-
nachweise und der schriftlichen und praktischen Prü-
fungsarbeiten überprüfen und 

2. es kann nach Anhörung des Prüfungsausschusses 
die Bewertung der schriftlichen und praktischen Prü-
fungsarbeiten ändern. 
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3Änderungen der Bewertung werden auf der Arbeit und 
in der Niederschrift über die Abschlussprüfung vermerkt.

(5) 1Über Verlauf und Ergebnis der Prüfung ist eine 
Niederschrift zu fertigen. 2Für den Prüfungsausschuss 
und die Unterausschüsse bestimmen die vorsitzenden 
Mitglieder je ein Mitglied als Schriftführerin oder Schrift-
führer. 3Die Niederschrift wird von dem vorsitzenden Mit-
glied und von der Schriftführerin oder dem Schriftführer 
unterzeichnet. 4Der Niederschrift wird ein Verzeichnis 
beigegeben, das die von jeder und jedem Studierenden 
in den einzelnen Fächern in der schriftlichen, mündlichen 
und gegebenenfalls praktischen Prüfung und im Jahres-
fortgang erzielten Noten einschließlich der Prüfungsnoten 
und Gesamtnoten enthält.

(6) 1Kommt ein Ausschluss eines Mitglieds des Prü-
fungsausschusses oder des Unterausschusses von der 
Prüfungstätigkeit nach den Art. 20 und 21 BayVwVfG in 
Betracht, so ist dies spätestens bis zum 1. Oktober des 
der Abschlussprüfung vorausgehenden Jahres der Schul-
aufsichtsbehörde zu melden, die eine Sonderregelung 
trifft.

Kapitel 2

Allgemeine Verfahrensregelugen

§ 32 

Hilfsmittel

Vom Staatsministerium für die schriftliche Prüfung 
zugelassene Hilfsmittel werden den Studierenden recht-
zeitig mitgeteilt.

§ 33 

Unterschleif

(1) 1Bedient sich eine Studierende oder ein Stu-
dierender unerlaubter Hilfe oder macht sie oder er den 
Versuch dazu (Unterschleif), so wird die Arbeit mit der 
Note 6 bewertet. 2Als Versuch gilt auch die Bereithaltung 
nichtzugelassener Hilfsmittel nach Beginn der Prüfung. 
3Ebenso kann verfahren werden, wenn die Handlungen 
zu fremdem Vorteil unternommen werden.

(2) 1In schweren Fällen ist die Prüfung als nicht be-
standen zu erklären. 2Ein bereits ausgegebenes unrichti-
ges Abschlusszeugnis ist einzuziehen.

(3) Die Entscheidung trifft der Prüfungsausschuss.

§ 34 

Verhinderung der Teilnahme

(1) 1Versäumt eine Studierende oder ein Studieren-
der eine Prüfung, so wird die Prüfung mit der Note 6 be-
wertet, es sei denn, sie oder er hat das Versäumnis nicht 
zu vertreten. 2Dies gilt auch in den Fällen der freiwilligen 
mündlichen Prüfung, es sei denn, dem vorsitzenden Mit-
glied des Prüfungsausschusses oder des zuständigen 
Unterausschusses geht vor dem angesetzten Prüfungs-
termin eine schriftliche Rücktrittserklärung zu.

(2) 1Erkrankungen, welche die Teilnahme von Stu-
dierenden an der Abschlussprüfung verhindern, sind un-
verzüglich durch ärztliches Zeugnis, auf Verlangen der 
Schulleitung durch amtsärztliches Zeugnis, nachzuwei-
sen. 2§ 20 Abs. 4 gilt entsprechend.

§ 35 

Zurückbehaltungsrecht

Die Fachakademie kann ein Abschlusszeugnis oder 
eine Bescheinigung über die Dauer des Schulbesuchs 
zurückbehalten, wenn ein zurückzugebendes Lernmittel 
trotz wiederholter Mahnung weder zurückgegeben noch 
zu seinem Zeitwert ersetzt wird.

§ 36

Nachholung der Abschlussprüfung

1Studierende, die an der Abschlussprüfung in allen 
oder einzelnen Fächern infolge eines von ihnen nicht zu 
vertretenden Grundes nicht teilnehmen konnten, können 
die Abschlussprüfung oder die nicht abgelegten Prü-
fungsteile mit Genehmigung des vorsitzenden Mitglieds 
des Prüfungsausschusses nachholen. 2Das Staatsmi-
nisterium oder eine von ihm beauftragte Stelle stellt die 
schriftlichen Aufgaben. 3Das Staatsministerium legt den 
Nachtermin und die Fachakademie fest, an der die Prü-
fung nachgeholt wird. 4Die Prüfung muss bis spätestens 
sechs Monate nach Abschluss des letzten Prüfungsteils 
nachgeholt sein.

§ 37

Zusätzliche Regelungen  
für Studierende staatlich genehmigter Ersatzschulen 

(1) Für die Abschlussprüfung von Studierenden an 
staatlich genehmigten Ersatzschulen mit Ausnahme der 
Ausbildungsrichtung Übersetzen und Dolmetschen gel-
ten ergänzend folgende Bestimmungen.

(2) Die Abschlussprüfung ist in den Räumen der 
staatlich genehmigten Ersatzschule abzunehmen, wenn 
diese dafür geeignet sind und die Belange der prüfenden 
Fachakademie oder des besonderen staatlichen Prü-
fungsausschusses es zulassen.
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§ 29 

Bescheinigung über die Dauer des Schulbesuchs 

Verlassen Studierende während des Studienjahres 
die Fachakademie oder werden sie entlassen, so erhal-
ten sie auf Antrag eine Bescheinigung über die Dauer 
des Schulbesuchs und über die während des laufenden 
Studienjahres bis zum Ausscheiden erzielten Leistungen.

Teil 5

Prüfungen, Abschlüsse

Kapitel 1

Prüfungsausschuss

§ 30 

Besetzung

(1) Mitglieder des Prüfungsausschusses sind 

1. an den zweijährigen Fachakademien die Lehrkräfte, 
����������������������������������������������������-
chern erteilt haben;

2. an der Fachakademie für Sozialpädagogik

a) für den ersten Prüfungsabschnitt die Lehrkräf-
te, die im letzten Studienjahr Unterricht in den 
������������������
����	���

b) für den zweiten Prüfungsabschnitt die Lehrkräf-
te, die das Berufspraktikum betreut haben, sowie 
vier weitere von dem vorsitzenden Mitglied des 
Prüfungsausschusses zu bestimmende Lehr-
kräfte, die in den Fächern Recht und Organisa-
tion, Praxis- und Methodenlehre mit Gesprächs-
führung, Kunst- und Werkpädagogik, Musik- und 
Bewegungspädagogik unterrichten;

3. an der Fachakademie für Übersetzen und Dolmet-
schen die Lehrkräfte, die im letzten Studienjahr Un-
terricht in den Vorrückungsfächern erteilt haben;

4. an der Fachakademie für Ernährungs- und Versor-
gungsmanagement

a) für den ersten Prüfungsabschnitt die Lehrkräf-
te, die im letzten Studienjahr Unterricht in den 
������������������
����	���

b) für den zweiten Prüfungsabschnitt die Lehrkräf-
te, die das Berufspraktikum betreut haben.

(2) Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschus-
ses kann weitere Lehrkräfte oder andere geeignete Per-
sonen in den Prüfungsausschuss berufen.

(3) 1Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschus-
ses kann für die mündliche und gegebenenfalls für die 
praktische Prüfung aus den Mitgliedern des Prüfungs-
ausschusses Unterausschüsse bilden, und jeweils eines 
der Mitglieder zum vorsitzenden Mitglied bestimmen. 2An 
der Fachakademie für Sozialpädagogik gilt Satz 1 mit der 
Maßgabe, dass für die praktische Prüfung ein Unteraus-
schuss gebildet werden und ein Vertreter der Praktikums-
stelle in den Unterausschuss berufen werden soll.

§ 31 

Verfahrensregelungen

(1) Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschus-
ses

1. kann in die Prüfungsvorgänge eingreifen und Fragen 
stellen,

2. erledigt Prüfungsangelegenheiten, soweit diese Schul-
ordnung nichts anderes bestimmt.

(2) 1Der Prüfungsausschuss entscheidet mit einfa-
cher Mehrheit und in Anwesenheit von mindestens zwei 
Dritteln der Mitglieder. 2Bei Stimmengleichheit entscheidet 
die Stimme des vorsitzenden Mitglieds. 3Stimmenthaltung 
ist nicht zulässig. 4Ist das vorsitzende Mitglied des Prü-
fungsausschusses der Auffassung, dass ein Beschluss 
gegen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften verstößt, so 
muss es den Beschluss beanstanden, den Vollzug aus-
setzen und die Entscheidung der Schulaufsichtsbehörde 
herbeiführen.

(3) 1Die Unterausschüsse entscheiden in Anwesen-
heit von mindestens zwei Mitgliedern. 2Im Übrigen gilt 
Abs. 2 entsprechend.

(4) 1Das Staatsministerium kann für jede öffentliche 
oder staatlich anerkannte Schule eine Ministerialkommis-
särin oder einen Ministerialkommissär als vorsitzendes 
Mitglied des Prüfungsausschusses bestellen. 2Dieses hat 
folgende zusätzliche Befugnisse:

1. Das vorsitzende Mitglied kann die Jahresfortgangs-
noten sowie die Bewertung der von den Studierenden 
während des Studienjahres erbrachten Leistungs-
nachweise und der schriftlichen und praktischen Prü-
fungsarbeiten überprüfen und 

2. es kann nach Anhörung des Prüfungsausschusses 
die Bewertung der schriftlichen und praktischen Prü-
fungsarbeiten ändern. 
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(4) 1Soweit Studierende zur Teilnahme an der münd-
����������������������������������������������
�����������
dies unverzüglich, spätestens zwei Kalendertage vor Be-
ginn der mündlichen Prüfung bekanntzugeben. 2Die Prü-
fung ist nach einem den Studierenden bekanntzugeben-
den Zeitplan durchzuführen.

(5) 1Die mündliche Prüfung ist eine Einzelprüfung. 
2Sie erstreckt sich auf den gesamten Unterrichtsstoff des 
Fachs. 3Die Prüfungszeit soll für ein Fach 20 Minuten 
betragen. 4Fachpraktische Fächer können nicht Gegen-
stand der mündlichen Prüfung sein.

§ 43 

Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) 1Die schriftlichen Prüfungsarbeiten werden jeweils 
von zwei Mitgliedern des Prüfungsausschusses bewertet, 
die das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses 
bestimmt. 2Kommt eine Einigung nicht zustande, wird die 
Note vom vorsitzenden Mitglied oder von einer durch ihn 
bestimmten Prüferin oder einem durch ihn bestimmten 
Prüfer festgesetzt. 3Die Bewertungen sind zu unterzeich-
nen, Abweichungen sind kurz zu begründen.

(2) Die Leistungen in der mündlichen und in der prak-
tischen Prüfung bewertet der zuständige Ausschuss.

§ 44 

Festsetzung des Prüfungsergebnisses

(1) 1Nach Abschluss der mündlichen Prüfungen setzt 
der Prüfungsausschuss die Gesamtnoten fest. 2In Fä-
chern, die Gegenstand der Abschlussprüfung waren, wird 
die Gesamtnote aus der Jahresfortgangsnote und der 
Prüfungsnote ermittelt. 3Bei der Bildung der Prüfungsno-
te zählt die Note der schriftlichen Prüfung zweifach, die 
Note der mündlichen Prüfung einfach. 4Die Jahresfort-
gangsnote und die Prüfungsnote sind gleichwertig. 5Bei 
einem Durchschnitt von n,5 gibt in der Regel in Fächern 
der schriftlichen und der praktischen Prüfung die Prü-
fungsnote, in sonstigen Fächern die Jahresfortgangsnote 
den Ausschlag. 6In Fächern, die nicht Gegenstand der 
Abschlussprüfung waren, gilt die Jahresfortgangsnote als 
Gesamtnote.

(2) 1Auf Grund der Gesamtnoten entscheidet der Prü-
fungsausschuss über das Bestehen der Abschlussprü-
fung. 2Die Abschlussprüfung ist nicht bestanden, wenn in 
einem Fach der schriftlichen oder praktischen Abschluss-
prüfung eine schlechtere Gesamtnote als 4 oder wenn in 
einem anderen Vorrückungsfach die Gesamtnote 6 oder 
in zwei anderen Vorrückungsfächern jeweils die Gesamt-
note 5 erzielt wurde. 3Vorrückungsfächer, die im ersten 
Studienjahr abgeschlossen wurden, sind mit zu berück-
sichtigen.

§ 45 

Abschlusszeugnis

(1) 1Das Abschlusszeugnis enthält 

1. die Gesamtnoten der Fächer des zweiten Studienjah-
res,

2. die Jahresfortgangsnoten der Fächer, die im ersten 
Studienjahr abgeschlossen wurden, 

3. die Prüfungsgesamtnote, 

4. die zuzuerkennende Berufsbezeichnung sowie 

5. die Zuordnung des Abschlusses zu einer Niveaustufe 
����	�����������������������������������������-
mens. 

2Das Abschlusszeugnis muss dem vom Staatsministeri-
um herausgegebenen Muster entsprechen. 3Neben dem 
Abschlusszeugnis erhalten die Prüfungsteilnehmerinnen 
und Prüfungsteilnehmer eine Urkunde über die Zuerken-
nung der Berufsbezeichnung. 4Die Urkunde muss dem 
vom Staatsministerium herausgegebenen Muster ent-
sprechen und die Zuordnung des Abschlusses zu einer 
����������������	���������������������������������-
tionsrahmens enthalten.

(2) 1Die Prüfungsgesamtnote wird aus der Summe 
�������������������������������������������������������
durch die Anzahl der eingerechneten Noten auf zwei De-
zimalstellen errechnet. 2Als Prüfungsgesamtnote erhal-
ten Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer die 
Note 

1. „sehr gut“   mit einer Prüfungsgesamtnote  
bis 1,50,

2. „gut“    mit einer Prüfungsgesamtnote von 
1,51 bis 2,50,

3. „befriedigend“  mit einer Prüfungsgesamtnote von 
2,51 bis 3,50,

4. „ausreichend“  mit einer Prüfungsgesamtnote von 
3,51 bis 4,50.

(3) Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilneh-
mer, die sich der Abschlussprüfung ohne Erfolg un-
terzogen haben, erhalten ein Jahreszeugnis, das die 
Leistungen im Studienjahr ohne Einbeziehung der Ab-
schlussprüfung, eine Bemerkung über die erfolglose 
Teilnahme an der Abschlussprüfung und einen Hinweis 
enthält, ob die Abschlussprüfung gemäß Art. 54 Abs. 5 
Satz 1 BayEUG noch einmal wiederholt werden darf oder 
nicht.
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(3) Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschus-
ses soll Lehrkräfte der Ersatzschule bei der Auswahl der 
zentral gestellten Aufgaben mitwirken lassen.

(4) 1In den Prüfungsausschuss soll für jedes Prü-
fungsfach eine Lehrkraft der Ersatzschule mit voller Lehr-
befähigung für den Unterricht an Fachakademien berufen 
werden. 2Die Lehrkraft soll, soweit Studierende der Er-
satzschule betroffen sind, bei der Korrektur der Prüfungs-
arbeiten sowie bei den mündlichen und praktischen Prü-
fungen nach Anweisung des vorsitzenden Mitglieds des 
Prüfungsausschusses mitwirken.

Kapitel 3

Zweijährige Fachakademien 

Abschnitt 1

Abschlussprüfung für Studierende  
öffentlicher und staatlich anerkannter  

Fachakademien

§ 38 

Allgemeines 

Die §§ 39 bis 46 gelten für die zweijährigen Fachaka-
demien, soweit in den §§ 47 bis 51 keine abweichenden 
Regelungen getroffen werden.

§ 39 

Festsetzung der Jahresfortgangsnoten,  
Ausschluss von der Prüfung

(1) 1Vor Beginn der Abschlussprüfung setzt der 
Prüfungsausschuss auf Vorschlag der Lehrkräfte die 
Jahresfortgangsnoten der im aktuellen Studienjahr un-
terrichteten Fächer fest. 2Diese werden der oder dem 
Studierenden vor der schriftlichen Prüfung mitgeteilt. 3Für 
Jahresfortgangsnoten aus früheren Studienjahren bleibt 
§ 28 Abs. 4 Satz 1 und 2 unberührt.

(2) Eine Teilnahme an der Abschlussprüfung ist aus-
geschlossen, 

1. solange gemäß § 28 Abs. 2 eine Jahresfortgangs-
note in einem Prüfungsfach nicht festgesetzt werden 
kann oder 

2. wenn mehr als fünf Unterrichtstage im jeweiligen 
Studienjahr ohne ausreichende Entschuldigung ver-
säumt wurden.

§ 40 

Schriftliche Prüfung

1Die Aufgaben werden vom Staatsministerium für 
jede Ausbildungsrichtung gesondert erstellt. 2Das Staats-
ministerium kann bei Bedarf in einzelnen oder allen Fä-
chern eine andere Stelle mit der Aufgabenerstellung be-
auftragen. 3Bei mehreren zur Wahl gestellten Aufgaben 
trifft das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses 
im Benehmen mit den fachlich zuständigen Lehrkräften 
des Prüfungsausschusses am Prüfungstag die Auswahl. 
4Bei Parallelklassen können für jede Klasse verschiedene 
Aufgaben gewählt werden.

§ 41 

Praktische Prüfung

Die Aufgaben für die praktische Prüfung werden vom 
Prüfungsausschuss, im Fall des § 30 Abs. 3 vom Unter-
ausschuss, gestellt.

§ 42 

Mündliche Prüfung

(1) Studierende können sich auf schriftlichen Antrag, 
der dem vorsitzenden Mitglied des Prüfungsausschusses 
bis zu einem von ihm festgelegten Termin zugehen muss, 
freiwillig der mündlichen Prüfung unterziehen

1. in einem Fach der schriftlichen Prüfung, wenn sich 
die Noten der schriftlichen Prüfung und des Jah-
resfortgangs um eine, drei oder fünf Notenstufen 
unterscheiden und nach Auffassung des Prüfungs-
ausschusses die schlechtere Note als Gesamtnote 
festzusetzen wäre,

2. in einem sonstigen Vorrückungsfach des letzten Stu-
dienjahres, wenn die Leistungen mit der Jahresfort-
gangsnote 5 oder 6 bewertet worden sind.

(2) Studierende haben sich der mündlichen Prüfung 
zu unterziehen, wenn nach den besonderen Umständen 
des Falls der Leistungsstand in einem Vorrückungsfach 
nach dem Urteil des Prüfungsausschusses durch die No-
ten des Jahresfortgangs und die Noten der schriftlichen 
Prüfung nicht geklärt erscheint, es sei denn, dass der 
Prüfungsausschuss von sich aus zwischen den Gesamt-
noten einen Ausgleich herbeiführt.

(3) 1Der Prüfungsausschuss stellt fest, ob die Voraus-
setzungen für die Teilnahme an der mündlichen Prüfung 
vorliegen. 2Steht fest, dass die Abschlussprüfung nicht 
mehr mit Erfolg abgelegt werden kann, wird von mündli-
chen Prüfungen abgesehen.
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(4) 1Soweit Studierende zur Teilnahme an der münd-
����������������������������������������������
�����������
dies unverzüglich, spätestens zwei Kalendertage vor Be-
ginn der mündlichen Prüfung bekanntzugeben. 2Die Prü-
fung ist nach einem den Studierenden bekanntzugeben-
den Zeitplan durchzuführen.

(5) 1Die mündliche Prüfung ist eine Einzelprüfung. 
2Sie erstreckt sich auf den gesamten Unterrichtsstoff des 
Fachs. 3Die Prüfungszeit soll für ein Fach 20 Minuten 
betragen. 4Fachpraktische Fächer können nicht Gegen-
stand der mündlichen Prüfung sein.

§ 43 

Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) 1Die schriftlichen Prüfungsarbeiten werden jeweils 
von zwei Mitgliedern des Prüfungsausschusses bewertet, 
die das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses 
bestimmt. 2Kommt eine Einigung nicht zustande, wird die 
Note vom vorsitzenden Mitglied oder von einer durch ihn 
bestimmten Prüferin oder einem durch ihn bestimmten 
Prüfer festgesetzt. 3Die Bewertungen sind zu unterzeich-
nen, Abweichungen sind kurz zu begründen.

(2) Die Leistungen in der mündlichen und in der prak-
tischen Prüfung bewertet der zuständige Ausschuss.

§ 44 

Festsetzung des Prüfungsergebnisses

(1) 1Nach Abschluss der mündlichen Prüfungen setzt 
der Prüfungsausschuss die Gesamtnoten fest. 2In Fä-
chern, die Gegenstand der Abschlussprüfung waren, wird 
die Gesamtnote aus der Jahresfortgangsnote und der 
Prüfungsnote ermittelt. 3Bei der Bildung der Prüfungsno-
te zählt die Note der schriftlichen Prüfung zweifach, die 
Note der mündlichen Prüfung einfach. 4Die Jahresfort-
gangsnote und die Prüfungsnote sind gleichwertig. 5Bei 
einem Durchschnitt von n,5 gibt in der Regel in Fächern 
der schriftlichen und der praktischen Prüfung die Prü-
fungsnote, in sonstigen Fächern die Jahresfortgangsnote 
den Ausschlag. 6In Fächern, die nicht Gegenstand der 
Abschlussprüfung waren, gilt die Jahresfortgangsnote als 
Gesamtnote.

(2) 1Auf Grund der Gesamtnoten entscheidet der Prü-
fungsausschuss über das Bestehen der Abschlussprü-
fung. 2Die Abschlussprüfung ist nicht bestanden, wenn in 
einem Fach der schriftlichen oder praktischen Abschluss-
prüfung eine schlechtere Gesamtnote als 4 oder wenn in 
einem anderen Vorrückungsfach die Gesamtnote 6 oder 
in zwei anderen Vorrückungsfächern jeweils die Gesamt-
note 5 erzielt wurde. 3Vorrückungsfächer, die im ersten 
Studienjahr abgeschlossen wurden, sind mit zu berück-
sichtigen.

§ 45 

Abschlusszeugnis

(1) 1Das Abschlusszeugnis enthält 

1. die Gesamtnoten der Fächer des zweiten Studienjah-
res,

2. die Jahresfortgangsnoten der Fächer, die im ersten 
Studienjahr abgeschlossen wurden, 

3. die Prüfungsgesamtnote, 

4. die zuzuerkennende Berufsbezeichnung sowie 

5. die Zuordnung des Abschlusses zu einer Niveaustufe 
����	�����������������������������������������-
mens. 

2Das Abschlusszeugnis muss dem vom Staatsministeri-
um herausgegebenen Muster entsprechen. 3Neben dem 
Abschlusszeugnis erhalten die Prüfungsteilnehmerinnen 
und Prüfungsteilnehmer eine Urkunde über die Zuerken-
nung der Berufsbezeichnung. 4Die Urkunde muss dem 
vom Staatsministerium herausgegebenen Muster ent-
sprechen und die Zuordnung des Abschlusses zu einer 
����������������	���������������������������������-
tionsrahmens enthalten.

(2) 1Die Prüfungsgesamtnote wird aus der Summe 
�������������������������������������������������������
durch die Anzahl der eingerechneten Noten auf zwei De-
zimalstellen errechnet. 2Als Prüfungsgesamtnote erhal-
ten Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer die 
Note 

1. „sehr gut“   mit einer Prüfungsgesamtnote  
bis 1,50,

2. „gut“    mit einer Prüfungsgesamtnote von 
1,51 bis 2,50,

3. „befriedigend“  mit einer Prüfungsgesamtnote von 
2,51 bis 3,50,

4. „ausreichend“  mit einer Prüfungsgesamtnote von 
3,51 bis 4,50.

(3) Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilneh-
mer, die sich der Abschlussprüfung ohne Erfolg un-
terzogen haben, erhalten ein Jahreszeugnis, das die 
Leistungen im Studienjahr ohne Einbeziehung der Ab-
schlussprüfung, eine Bemerkung über die erfolglose 
Teilnahme an der Abschlussprüfung und einen Hinweis 
enthält, ob die Abschlussprüfung gemäß Art. 54 Abs. 5 
Satz 1 BayEUG noch einmal wiederholt werden darf oder 
nicht.
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(3) Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschus-
ses soll Lehrkräfte der Ersatzschule bei der Auswahl der 
zentral gestellten Aufgaben mitwirken lassen.

(4) 1In den Prüfungsausschuss soll für jedes Prü-
fungsfach eine Lehrkraft der Ersatzschule mit voller Lehr-
befähigung für den Unterricht an Fachakademien berufen 
werden. 2Die Lehrkraft soll, soweit Studierende der Er-
satzschule betroffen sind, bei der Korrektur der Prüfungs-
arbeiten sowie bei den mündlichen und praktischen Prü-
fungen nach Anweisung des vorsitzenden Mitglieds des 
Prüfungsausschusses mitwirken.

Kapitel 3

Zweijährige Fachakademien 

Abschnitt 1

Abschlussprüfung für Studierende  
öffentlicher und staatlich anerkannter  

Fachakademien

§ 38 

Allgemeines 

Die §§ 39 bis 46 gelten für die zweijährigen Fachaka-
demien, soweit in den §§ 47 bis 51 keine abweichenden 
Regelungen getroffen werden.

§ 39 

Festsetzung der Jahresfortgangsnoten,  
Ausschluss von der Prüfung

(1) 1Vor Beginn der Abschlussprüfung setzt der 
Prüfungsausschuss auf Vorschlag der Lehrkräfte die 
Jahresfortgangsnoten der im aktuellen Studienjahr un-
terrichteten Fächer fest. 2Diese werden der oder dem 
Studierenden vor der schriftlichen Prüfung mitgeteilt. 3Für 
Jahresfortgangsnoten aus früheren Studienjahren bleibt 
§ 28 Abs. 4 Satz 1 und 2 unberührt.

(2) Eine Teilnahme an der Abschlussprüfung ist aus-
geschlossen, 

1. solange gemäß § 28 Abs. 2 eine Jahresfortgangs-
note in einem Prüfungsfach nicht festgesetzt werden 
kann oder 

2. wenn mehr als fünf Unterrichtstage im jeweiligen 
Studienjahr ohne ausreichende Entschuldigung ver-
säumt wurden.

§ 40 

Schriftliche Prüfung

1Die Aufgaben werden vom Staatsministerium für 
jede Ausbildungsrichtung gesondert erstellt. 2Das Staats-
ministerium kann bei Bedarf in einzelnen oder allen Fä-
chern eine andere Stelle mit der Aufgabenerstellung be-
auftragen. 3Bei mehreren zur Wahl gestellten Aufgaben 
trifft das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses 
im Benehmen mit den fachlich zuständigen Lehrkräften 
des Prüfungsausschusses am Prüfungstag die Auswahl. 
4Bei Parallelklassen können für jede Klasse verschiedene 
Aufgaben gewählt werden.

§ 41 

Praktische Prüfung

Die Aufgaben für die praktische Prüfung werden vom 
Prüfungsausschuss, im Fall des § 30 Abs. 3 vom Unter-
ausschuss, gestellt.

§ 42 

Mündliche Prüfung

(1) Studierende können sich auf schriftlichen Antrag, 
der dem vorsitzenden Mitglied des Prüfungsausschusses 
bis zu einem von ihm festgelegten Termin zugehen muss, 
freiwillig der mündlichen Prüfung unterziehen

1. in einem Fach der schriftlichen Prüfung, wenn sich 
die Noten der schriftlichen Prüfung und des Jah-
resfortgangs um eine, drei oder fünf Notenstufen 
unterscheiden und nach Auffassung des Prüfungs-
ausschusses die schlechtere Note als Gesamtnote 
festzusetzen wäre,

2. in einem sonstigen Vorrückungsfach des letzten Stu-
dienjahres, wenn die Leistungen mit der Jahresfort-
gangsnote 5 oder 6 bewertet worden sind.

(2) Studierende haben sich der mündlichen Prüfung 
zu unterziehen, wenn nach den besonderen Umständen 
des Falls der Leistungsstand in einem Vorrückungsfach 
nach dem Urteil des Prüfungsausschusses durch die No-
ten des Jahresfortgangs und die Noten der schriftlichen 
Prüfung nicht geklärt erscheint, es sei denn, dass der 
Prüfungsausschuss von sich aus zwischen den Gesamt-
noten einen Ausgleich herbeiführt.

(3) 1Der Prüfungsausschuss stellt fest, ob die Voraus-
setzungen für die Teilnahme an der mündlichen Prüfung 
vorliegen. 2Steht fest, dass die Abschlussprüfung nicht 
mehr mit Erfolg abgelegt werden kann, wird von mündli-
chen Prüfungen abgesehen.
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§ 49 

Besonderheiten  
der Ausbildungsrichtung Medizintechnik

(1) Ferienpraktikum und Strahlenschutzausbildung 
sind Zulassungsvoraussetzungen für die Abschlussprü-
fung.

(2) Die schriftliche Abschlussprüfung erstreckt sich 
auf den gesamten Unterrichtsstoff der Fächer

1. technische Physik: Bearbeitungszeit 120 Minuten,

2. medizinische Grundlagen: Bearbeitungszeit 120  
Minuten,

3. Medizingerätetechnik: Bearbeitungszeit 180 Minu-
ten,

4. Elektronik: Bearbeitungszeit 180 Minuten.

(3) Die praktische Abschlussprüfung erstreckt sich 
auf den gesamten Unterrichtsstoff des Fachs Gerä-
tesicherheitstechnik mit einer Bearbeitungszeit von  
180 Minuten.

§ 50 

Besonderheiten  
der Ausbildungsrichtung Raum- und Objektdesign

Die schriftliche Abschlussprüfung erstreckt sich auf 
den gesamten Unterrichtsstoff der Fächer

1. Darstellungstechniken: Bearbeitungszeit 240 Minu-
ten,

2. Interior Design: Bearbeitungszeit 360 Minuten,

3. Objektdesign: Bearbeitungszeit 360 Minuten,

4. visuelle Kommunikation: Bearbeitungszeit 240 Minu-
ten.

§ 51 

Besonderheiten der Ausbildungsrichtung Wirtschaft

Die schriftliche Abschlussprüfung erstreckt sich auf 
den gesamten Unterrichtsstoff der Fächer

1. Betriebswirtschaft: Bearbeitungszeit 180 Minuten,

2. Volkswirtschaft: Bearbeitungszeit 120 Minuten,

3. des gewählten Schwerpunkts: Bearbeitungszeit je 
150 Minuten.

Abschnitt 2

Abschlussprüfung  
für andere Bewerberinnen und Bewerber

§ 52 

Allgemeines

(1) 1Als andere Bewerberinnen und Bewerber können 
zur Abschlussprüfung an einer öffentlichen oder staatlich 
anerkannten Fachakademie zugelassen werden:

1. in der Ausbildungsrichtung Wirtschaft Bewerberinnen 
und Bewerber, die keiner Fachakademie angehören 
oder an der besuchten Fachakademie die Abschluss-
prüfung nicht ablegen können,

2. in den übrigen Ausbildungsrichtungen Bewerberin-
nen und Bewerber, die an der besuchten Fachakade-
mie die Abschlussprüfung nicht ablegen können.

2Als andere Bewerberin oder anderer Bewerber zählt 
nicht, wer in dem Studienjahr, in dem sie oder er sich der 
Abschlussprüfung unterziehen will, Studierende oder Stu-
dierender einer öffentlichen oder staatlich anerkannten 
Fachakademie der entsprechenden Ausbildungsrichtung 
in Bayern war. 3Es gelten die §§ 40 bis 51, soweit nach-
folgend nichts anderes bestimmt ist. 4Das Staatsministe-
rium oder die von ihm beauftragte Stelle kann bei Bedarf 
besondere staatliche Prüfungsausschüsse zur Abnahme 
der Prüfung einsetzen.

(2) 1Die Bewerberinnen und Bewerber haben folgen-
de Prüfungsleistungen zu erbringen:

1. dieselben schriftlichen Prüfungsleistungen wie die 
Studierenden der öffentlichen oder staatlich aner-
kannten Fachakademien,

2. in der Ausbildungsrichtung Wirtschaft weitere schrift-
liche Aufgaben 

a) in den Fächern Rechnungswesen, Recht, Wirt-
schaftsmathematik mit Statistik und Englisch: 
Bearbeitungszeit je 120 Minuten,

b) in drei von ihnen ausgewählten Ergänzungsfä-
chern: Bearbeitungszeit je 90 Minuten. 

2Die Aufgaben werden vom Prüfungsausschuss gestellt. 
3Die Bewerberinnen und Bewerber werden auf Antrag in 
je bis zu zwei Fächern nach Satz 1 Nr. 1 und in bis zu 
zwei Fächern nach Satz 1 Nr. 2 mündlich geprüft. 

§ 53 

Zulassung
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(4) Über das Abschlusszeugnis und über das Jah-
reszeugnis gemäß Abs. 3 beschließt der Prüfungsaus-
schuss.

(5) Eine allgemeine Beurteilung nach Art. 54 Abs. 4 
Satz 3 BayEUG wird nicht aufgenommen.

§ 46 

Nachprüfung

(1) 1Unbeschadet der Möglichkeit, die Abschlussprü-
fung nach Art. 54 Abs. 5 BayEUG zu wiederholen, können 
sich Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer, 
die die Prüfung nicht bestanden haben, zum nächsten 
ordentlichen Prüfungstermin als Nichtstudierende einer 
auf einzelne Fächer beschränkten schriftlichen und ge-
gebenenfalls praktischen Nachprüfung unterziehen. 2Zur 
Nachprüfung wird zugelassen, wer in höchstens zwei Fä-
chern jeweils eine schlechtere Gesamtnote als 4 erzielt 
hat, wobei nicht beide Fächer Gegenstand der schriftli-
chen oder praktischen Abschlussprüfung gewesen sein 
dürfen.

(2) 1Die Nachprüfung umfasst die Fächer mit einer 
schlechteren Gesamtnote als 4. 2Eine mündliche Prüfung 
�������������������3Die in der Nachprüfung erzielten Noten 
gelten als Gesamtnoten.

(3) 1Für die Durchführung der Nachprüfung gelten 
die §§ 40, 41 und 43 bis 45 entsprechend. 2Die Aufga-
ben für Nachprüfungsfächer, die nicht Gegenstand der 
schriftlichen Abschlussprüfung sind, stellt der Prüfungs-
ausschuss.

(4) 1Die Nachprüfung und damit die Abschlussprü-
fung ist bestanden, wenn in keinem Fach der Nachprü-
fung eine schlechtere Gesamtnote als 4 erzielt wurde. 
2In das Abschlusszeugnis werden die Noten der Nach-
prüfung, in den übrigen Fächern die Noten nach § 45  
Abs. 1 Satz 1 aufgenommen. 3Das Abschlusszeugnis und 
die Urkunde werden gegen Rückgabe des Jahreszeug-
nisses nach § 45 Abs. 3 ausgehändigt.

(5) Bei Nichtbestehen der Nachprüfung erhält die 
Prüfungsteilnehmerin oder der Prüfungsteilnehmer eine 
Bescheinigung über die erfolglose Teilnahme.

§ 47 

Besonderheiten der Ausbildungsrichtung  
Brau- und Getränketechnologie

(1) Die schriftliche Abschlussprüfung erstreckt sich 
auf den gesamten Unterrichtsstoff der Fächer

1. Technologie der Bierbereitung: Bearbeitungszeit 180 
Minuten,

2. Herstellung alkoholfreier Getränke: Bearbeitungszeit 
90 Minuten,

3. Maschinenkunde und Energietechnik: Bearbeitungs-
zeit 180 Minuten.

(2) 1Die praktische Abschlussprüfung erstreckt sich 
auf den gesamten Unterrichtsstoff der Fächer

1. Mikrobiologie und mikrobiologische Qualitätssiche-
rung: Bearbeitungszeit 35 bis 45 Minuten,

2. chemisch-technische Analyse: Bearbeitungszeit 35 
bis 45 Minuten.

2Die jeweiligen Bearbeitungszeiten in einem Fach müs-
sen für die Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteil-
nehmer gleich sein.

§ 48 

Besonderheiten  
der Ausbildungsrichtung Heilpädagogik

(1) 1Die Abschlussprüfung wird schriftlich und münd-
lich (Colloquium) durchgeführt. 2Die schriftliche Ab-
schlussprüfung erstreckt sich auf den gesamten Unter-
richtsstoff der Fächer

1. Heilpädagogik: Bearbeitungszeit 240 Minuten,

2. Psychologie: Bearbeitungszeit 180 Minuten.

3Der Termin des Colloquiums wird der oder dem Studie-
renden spätestens zwei Wochen vorher bekanntgegeben. 
4Das Colloquium hat vorwiegend methodischen Inhalt. 5In 
ihm wird die Befähigung zur praktischen heilpädagogi-
schen Arbeit geprüft. 6Es kann auch als Gruppenprüfung 
mit bis zu drei Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteil-
nehmern durchgeführt werden. 7Die Prüfungszeit beträgt 
30 Minuten je Prüfungsteilnehmerin oder Prüfungsteil-
nehmer.

(2) Die Abschlussprüfung ist unbeschadet des § 44 
Abs. 2 Satz 2 auch dann nicht bestanden, wenn im Fach 
heilpädagogische Fachpraxis eine schlechtere Gesamt-
note als 4 oder in der Facharbeit oder im Colloquium die 
Note 6 erzielt wurde.

(3) 1Das Abschlusszeugnis enthält auch das Thema 
und die Note der Facharbeit sowie die Note des Colloqui-
ums. 2Die Prüfungsgesamtnote wird aus der Summe der 
���������������������������������
����	������������-
beit und der Note für das Colloquium geteilt durch 13 auf 
zwei Dezimalstellen errechnet.
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§ 49 

Besonderheiten  
der Ausbildungsrichtung Medizintechnik

(1) Ferienpraktikum und Strahlenschutzausbildung 
sind Zulassungsvoraussetzungen für die Abschlussprü-
fung.

(2) Die schriftliche Abschlussprüfung erstreckt sich 
auf den gesamten Unterrichtsstoff der Fächer

1. technische Physik: Bearbeitungszeit 120 Minuten,

2. medizinische Grundlagen: Bearbeitungszeit 120  
Minuten,

3. Medizingerätetechnik: Bearbeitungszeit 180 Minu-
ten,

4. Elektronik: Bearbeitungszeit 180 Minuten.

(3) Die praktische Abschlussprüfung erstreckt sich 
auf den gesamten Unterrichtsstoff des Fachs Gerä-
tesicherheitstechnik mit einer Bearbeitungszeit von  
180 Minuten.

§ 50 

Besonderheiten  
der Ausbildungsrichtung Raum- und Objektdesign

Die schriftliche Abschlussprüfung erstreckt sich auf 
den gesamten Unterrichtsstoff der Fächer

1. Darstellungstechniken: Bearbeitungszeit 240 Minu-
ten,

2. Interior Design: Bearbeitungszeit 360 Minuten,

3. Objektdesign: Bearbeitungszeit 360 Minuten,

4. visuelle Kommunikation: Bearbeitungszeit 240 Minu-
ten.

§ 51 

Besonderheiten der Ausbildungsrichtung Wirtschaft

Die schriftliche Abschlussprüfung erstreckt sich auf 
den gesamten Unterrichtsstoff der Fächer

1. Betriebswirtschaft: Bearbeitungszeit 180 Minuten,

2. Volkswirtschaft: Bearbeitungszeit 120 Minuten,

3. des gewählten Schwerpunkts: Bearbeitungszeit je 
150 Minuten.

Abschnitt 2

Abschlussprüfung  
für andere Bewerberinnen und Bewerber

§ 52 

Allgemeines

(1) 1Als andere Bewerberinnen und Bewerber können 
zur Abschlussprüfung an einer öffentlichen oder staatlich 
anerkannten Fachakademie zugelassen werden:

1. in der Ausbildungsrichtung Wirtschaft Bewerberinnen 
und Bewerber, die keiner Fachakademie angehören 
oder an der besuchten Fachakademie die Abschluss-
prüfung nicht ablegen können,

2. in den übrigen Ausbildungsrichtungen Bewerberin-
nen und Bewerber, die an der besuchten Fachakade-
mie die Abschlussprüfung nicht ablegen können.

2Als andere Bewerberin oder anderer Bewerber zählt 
nicht, wer in dem Studienjahr, in dem sie oder er sich der 
Abschlussprüfung unterziehen will, Studierende oder Stu-
dierender einer öffentlichen oder staatlich anerkannten 
Fachakademie der entsprechenden Ausbildungsrichtung 
in Bayern war. 3Es gelten die §§ 40 bis 51, soweit nach-
folgend nichts anderes bestimmt ist. 4Das Staatsministe-
rium oder die von ihm beauftragte Stelle kann bei Bedarf 
besondere staatliche Prüfungsausschüsse zur Abnahme 
der Prüfung einsetzen.

(2) 1Die Bewerberinnen und Bewerber haben folgen-
de Prüfungsleistungen zu erbringen:

1. dieselben schriftlichen Prüfungsleistungen wie die 
Studierenden der öffentlichen oder staatlich aner-
kannten Fachakademien,

2. in der Ausbildungsrichtung Wirtschaft weitere schrift-
liche Aufgaben 

a) in den Fächern Rechnungswesen, Recht, Wirt-
schaftsmathematik mit Statistik und Englisch: 
Bearbeitungszeit je 120 Minuten,

b) in drei von ihnen ausgewählten Ergänzungsfä-
chern: Bearbeitungszeit je 90 Minuten. 

2Die Aufgaben werden vom Prüfungsausschuss gestellt. 
3Die Bewerberinnen und Bewerber werden auf Antrag in 
je bis zu zwei Fächern nach Satz 1 Nr. 1 und in bis zu 
zwei Fächern nach Satz 1 Nr. 2 mündlich geprüft. 

§ 53 

Zulassung
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(4) Über das Abschlusszeugnis und über das Jah-
reszeugnis gemäß Abs. 3 beschließt der Prüfungsaus-
schuss.

(5) Eine allgemeine Beurteilung nach Art. 54 Abs. 4 
Satz 3 BayEUG wird nicht aufgenommen.

§ 46 

Nachprüfung

(1) 1Unbeschadet der Möglichkeit, die Abschlussprü-
fung nach Art. 54 Abs. 5 BayEUG zu wiederholen, können 
sich Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer, 
die die Prüfung nicht bestanden haben, zum nächsten 
ordentlichen Prüfungstermin als Nichtstudierende einer 
auf einzelne Fächer beschränkten schriftlichen und ge-
gebenenfalls praktischen Nachprüfung unterziehen. 2Zur 
Nachprüfung wird zugelassen, wer in höchstens zwei Fä-
chern jeweils eine schlechtere Gesamtnote als 4 erzielt 
hat, wobei nicht beide Fächer Gegenstand der schriftli-
chen oder praktischen Abschlussprüfung gewesen sein 
dürfen.

(2) 1Die Nachprüfung umfasst die Fächer mit einer 
schlechteren Gesamtnote als 4. 2Eine mündliche Prüfung 
�������������������3Die in der Nachprüfung erzielten Noten 
gelten als Gesamtnoten.

(3) 1Für die Durchführung der Nachprüfung gelten 
die §§ 40, 41 und 43 bis 45 entsprechend. 2Die Aufga-
ben für Nachprüfungsfächer, die nicht Gegenstand der 
schriftlichen Abschlussprüfung sind, stellt der Prüfungs-
ausschuss.

(4) 1Die Nachprüfung und damit die Abschlussprü-
fung ist bestanden, wenn in keinem Fach der Nachprü-
fung eine schlechtere Gesamtnote als 4 erzielt wurde. 
2In das Abschlusszeugnis werden die Noten der Nach-
prüfung, in den übrigen Fächern die Noten nach § 45  
Abs. 1 Satz 1 aufgenommen. 3Das Abschlusszeugnis und 
die Urkunde werden gegen Rückgabe des Jahreszeug-
nisses nach § 45 Abs. 3 ausgehändigt.

(5) Bei Nichtbestehen der Nachprüfung erhält die 
Prüfungsteilnehmerin oder der Prüfungsteilnehmer eine 
Bescheinigung über die erfolglose Teilnahme.

§ 47 

Besonderheiten der Ausbildungsrichtung  
Brau- und Getränketechnologie

(1) Die schriftliche Abschlussprüfung erstreckt sich 
auf den gesamten Unterrichtsstoff der Fächer

1. Technologie der Bierbereitung: Bearbeitungszeit 180 
Minuten,

2. Herstellung alkoholfreier Getränke: Bearbeitungszeit 
90 Minuten,

3. Maschinenkunde und Energietechnik: Bearbeitungs-
zeit 180 Minuten.

(2) 1Die praktische Abschlussprüfung erstreckt sich 
auf den gesamten Unterrichtsstoff der Fächer

1. Mikrobiologie und mikrobiologische Qualitätssiche-
rung: Bearbeitungszeit 35 bis 45 Minuten,

2. chemisch-technische Analyse: Bearbeitungszeit 35 
bis 45 Minuten.

2Die jeweiligen Bearbeitungszeiten in einem Fach müs-
sen für die Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteil-
nehmer gleich sein.

§ 48 

Besonderheiten  
der Ausbildungsrichtung Heilpädagogik

(1) 1Die Abschlussprüfung wird schriftlich und münd-
lich (Colloquium) durchgeführt. 2Die schriftliche Ab-
schlussprüfung erstreckt sich auf den gesamten Unter-
richtsstoff der Fächer

1. Heilpädagogik: Bearbeitungszeit 240 Minuten,

2. Psychologie: Bearbeitungszeit 180 Minuten.

3Der Termin des Colloquiums wird der oder dem Studie-
renden spätestens zwei Wochen vorher bekanntgegeben. 
4Das Colloquium hat vorwiegend methodischen Inhalt. 5In 
ihm wird die Befähigung zur praktischen heilpädagogi-
schen Arbeit geprüft. 6Es kann auch als Gruppenprüfung 
mit bis zu drei Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteil-
nehmern durchgeführt werden. 7Die Prüfungszeit beträgt 
30 Minuten je Prüfungsteilnehmerin oder Prüfungsteil-
nehmer.

(2) Die Abschlussprüfung ist unbeschadet des § 44 
Abs. 2 Satz 2 auch dann nicht bestanden, wenn im Fach 
heilpädagogische Fachpraxis eine schlechtere Gesamt-
note als 4 oder in der Facharbeit oder im Colloquium die 
Note 6 erzielt wurde.

(3) 1Das Abschlusszeugnis enthält auch das Thema 
und die Note der Facharbeit sowie die Note des Colloqui-
ums. 2Die Prüfungsgesamtnote wird aus der Summe der 
���������������������������������
����	������������-
beit und der Note für das Colloquium geteilt durch 13 auf 
zwei Dezimalstellen errechnet.



KWMBl. Nr. 7/2017118 141Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

2. Literatur- und Medienpädagogik oder Theologie/ Re-
ligionspädagogik: Bearbeitungszeit 180 Minuten.

2Das Staatsministerium stellt die Aufgaben. 3Bei mehre-
ren für ein Fach zur Wahl gestellten Aufgaben trifft das 
vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses im Be-
nehmen mit den fachlich zuständigen Lehrkräften des 
Prüfungsausschusses am Prüfungstag die Auswahl. 4Bei 
Parallelklassen können für jede Klasse verschiedene Auf-
gaben gewählt werden. 5Die schriftlichen Prüfungsarbei-
ten werden jeweils von zwei Mitgliedern des Prüfungs-
ausschusses bewertet, die das vorsitzende Mitglied des 
Prüfungsausschusses bestimmt. 6Kommt eine Einigung 
nicht zustande, wird die Note vom vorsitzenden Mitglied 
oder von einer durch ihn bestimmten Prüferin oder von 
einem durch ihn bestimmten Prüfer festgesetzt. 7Die Be-
wertungen sind zu unterzeichnen, Abweichungen sind 
kurz zu begründen. 

(2) 1Die mündliche Abschlussprüfung erstreckt sich 
auf den gesamten Unterrichtsstoff des Fachs Praxis- und 
Methodenlehre mit Gesprächsführung; die Prüfungszeit 
beträgt 30 Minuten. 2In den Fällen der Abs. 3 und 4 soll 
die Prüfungszeit für ein Fach 15 Minuten betragen. 3Die 
mündliche Prüfung ist eine Einzelprüfung. 4Die Leistun-
gen bewertet der zuständige Ausschuss.

(3) Studierende können sich auf schriftlichen Antrag, 
der dem vorsitzenden Mitglied des Prüfungsausschusses 
bis zu einem von ihm festgelegten Termin zugehen muss, 
freiwillig der mündlichen Prüfung unterziehen

1. in einem Fach der schriftlichen Prüfung, wenn sich 
die Noten der schriftlichen Prüfung und des Jah-
resfortgangs um eine, drei oder fünf Notenstufen 
unterscheiden und nach Auffassung des Prüfungs-
ausschusses die schlechtere Note als Gesamtnote 
festzusetzen wäre,

2. in einem sonstigen Vorrückungsfach des letzten Stu-
dienjahres mit Ausnahme des Fachs sozialpädagogi-
sche Praxis, wenn die Leistungen mit der Jahresfort-
gangsnote 5 oder 6 bewertet worden sind.

(4) Studierende haben sich der mündlichen Prüfung 
zu unterziehen, wenn nach den besonderen Umständen 
���� ������ ���� ��������������� ��� ������ ��������� ����
dem Urteil des Prüfungsausschusses durch die Noten 
des Jahresfortgangs und die Noten der schriftlichen Prü-
fung nicht geklärt erscheint, es sei denn, dass der Prü-
fungsausschuss von sich aus zwischen den Gesamtno-
ten einen Ausgleich herbeiführt. 

(5) 1Der Prüfungsausschuss stellt fest, ob die Voraus-
setzungen für die Teilnahme an der mündlichen Prüfung 
nach den Abs. 3 und 4 vorliegen. 2Steht fest, dass die 
Abschlussprüfung nicht mehr mit Erfolg abgelegt werden 
kann, so wird von mündlichen Prüfungen abgesehen.

(6) 1Soweit Studierende zur Teilnahme an der münd-
lichen Prüfung nach den Abs. 3 und 4 berechtigt oder 
���
�����������	� ���� ���������������������	��
���������
zwei Kalendertage vor Beginn der mündlichen Prüfung 
bekanntzugeben. 2Die Prüfung ist nach einem den Stu-
dierenden bekanntzugebenden Zeitplan durchzuführen.

§ 58 

Berufspraktikum

Die Note für das Berufspraktikum wird auf Grund der

1. Noten der Berichte des Praktikumsbetreuers über 
Besuche an der Praktikumsstelle,

2. Note für den Praktikumsbericht der Praktikantin oder 
des Praktikanten,

3. Note für die Facharbeit der Praktikantin oder des 
Praktikanten und

4. schriftlichen Zwischen- und Abschlussbeurteilung der 
Praktikumsstelle gemäß § 16 Abs. 4 Satz 3 über die 
Tätigkeiten, die fachlichen Leistungen und das Ver-
halten der Praktikantin oder des Praktikanten,

durch den Prüfungsausschuss festgesetzt und der oder 
dem Studierenden vor dem Colloquium mitgeteilt.

§ 59 

Zweiter Prüfungsabschnitt

(1) Zum Abschluss des Berufspraktikums haben die 
Praktikantinnen und Praktikanten eine praktische Prüfung 
und ein Colloquium an einer öffentlichen oder staatlich 
anerkannten Fachakademie abzulegen. 

(2) 1Die praktische Prüfung ist eine Einzelprüfung. 
2Die Prüfungszeit beträgt 100 bis 140 Minuten. 3Die Prü-
fung ist nicht vor dem 1. April, bei verkürztem Berufsprak-
tikum nicht vor dem 1. Januar, in der Einrichtung abzu-
nehmen, in der das Berufspraktikum abgeleistet wird.

(3) 1Das Colloquium hat vorwiegend methodischen 
Inhalt. 2In ihm wird die Befähigung der Praktikantin oder 
des Praktikanten zur praktischen pädagogischen Ar-
beit und zur Anwendung der Kenntnisse aus dem Fach 
Recht und Organisation geprüft. 3Das Colloquium kann 
als Gruppenprüfung mit bis zu drei Praktikantinnen oder 
Praktikanten durchgeführt werden. 4Die Prüfungszeit be-
trägt in der Regel 30 Minuten je Prüfungsteilnehmerin 
oder Prüfungsteilnehmer. 5Der Termin des Colloquiums 
wird der Praktikantin oder dem Praktikanten spätestens 
zwei Wochen vorher bekanntgegeben. 
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(1) 1Die Bewerberinnen und Bewerber bedürfen der 
Zulassung, die bis spätestens 1. März bei der Fachaka-
demie zu beantragen ist. 2Über die Zulassung wird schrift-
lich entschieden.

(2) Dem Antrag sind beizufügen:

1. Lebenslauf, der die Daten des Schulbesuchs und der 
��������������������������������������������


2. Nachweise über die nach § 5 erforderliche schulische 
����������������������������	����������������������-
bigter Abschrift,

3. Erklärung, aus der hervorgeht, wie sich die Bewer-
berin oder der Bewerber in den einzelnen Fächern 
vorbereitet hat.

(3) 1Die Zulassung kann versagt werden, wenn die 
Bewerberin oder der Bewerber die Zulassung nicht frist-
gerecht beantragt oder die notwendigen Unterlagen und 
Erklärungen nicht rechtzeitig vorlegt. 2Die Zulassung ist 
zu versagen, wenn die Bewerberin oder der Bewerber die 
Nachweise nach Abs. 2 Nr. 2 nicht erbringt oder sich der 
Abschlussprüfung schon zweimal ohne Erfolg unterzogen 
hat. 

(4) Die Bewerberinnen und Bewerber haben beim 
Antritt zur Prüfung und auf Verlangen auch während der 
Prüfung ihren gültigen amtlichen Lichtbildausweis vorzu-
weisen.

§ 54 

Festsetzung des Prüfungsergebnisses

(1) 1Die Zeugnisnoten ergeben sich ausschließlich 
aus den in der Prüfung erbrachten Leistungen. 2Bei der 
Bildung der Zeugnisnoten zählt die Note der schriftlichen 
Prüfung zweifach, die Note der mündlichen Prüfung ein-
fach. 3Findet keine mündliche Prüfung statt, ist die Note 
der schriftlichen Prüfung die Prüfungsnote. 

(2) Bewerberinnen und Bewerber, die die Abschluss-
prüfung nicht bestanden haben, erhalten auf Antrag eine 
Bescheinigung hierüber.

(3) 1Tritt eine Bewerberin oder ein Bewerber vor der 
Prüfung im vierten Prüfungsfach zurück, so gilt die Prü-
fung als nicht abgelegt. 2Bei einem Rücktritt nach diesem 
Zeitpunkt gilt die Prüfung als nicht bestanden, es sei 
denn, der Rücktritt erfolgt aus Gründen, die die Bewerbe-
rin oder der Bewerber nicht zu vertreten hat.

Kapitel 4

Fachakademie für Sozialpädagogik 

Abschnitt 1

Abschlussprüfung für Studierende öffentlicher  
und staatlich anerkannter Fachakademien 

§ 55

Gliederung der Prüfung

1Die Abschlussprüfung gliedert sich in zwei Abschnit-
te:

1. die schriftliche und mündliche Prüfung gemäß § 57 
am Ende des Ausbildungsabschnitts gemäß § 3  
Abs. 2 Satz 2 Nr. 1,

2. das Colloquium und die praktische Prüfung gemäß  
§ 59 am Ende des Berufspraktikums gemäß § 58.

2���� ��� ����� �� ������� ����� ���� ������ ����������-
schnitt Anwendung.

§ 56 

Festsetzung der Jahresfortgangsnoten,  
Ausschluss von der Prüfung

(1) 1Vor Beginn der Abschlussprüfung setzt der 
Prüfungsausschuss auf Vorschlag der Lehrkräfte die 
Jahresfortgangsnoten der im aktuellen Studienjahr un-
terrichteten Fächer fest. 2Diese werden der oder dem 
Studierenden vor der schriftlichen Prüfung mitgeteilt. 3Für 
Jahresfortgangsnoten aus früheren Studienjahren bleibt 
§ 28 Abs. 4 Satz 1 und 2 unberührt.

(2) Eine Teilnahme an der Abschlussprüfung ist aus-
geschlossen, 

1. solange gemäß § 28 Abs. 2 eine Jahresfortgangs-
note in einem Prüfungsfach nicht festgesetzt werden 
kann oder 

2. wenn mehr als fünf Unterrichtstage im jeweiligen 
Studienjahr ohne ausreichende Entschuldigung ver-
säumt wurden.

§ 57 

Erster Prüfungsabschnitt

(1) 1Die schriftliche Abschlussprüfung erstreckt sich 
auf den gesamten Unterrichtsstoff der Fächer

1. Pädagogik/ Psychologie/ Heilpädagogik: Bearbei-
tungszeit 240 Minuten
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2. Literatur- und Medienpädagogik oder Theologie/ Re-
ligionspädagogik: Bearbeitungszeit 180 Minuten.

2Das Staatsministerium stellt die Aufgaben. 3Bei mehre-
ren für ein Fach zur Wahl gestellten Aufgaben trifft das 
vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses im Be-
nehmen mit den fachlich zuständigen Lehrkräften des 
Prüfungsausschusses am Prüfungstag die Auswahl. 4Bei 
Parallelklassen können für jede Klasse verschiedene Auf-
gaben gewählt werden. 5Die schriftlichen Prüfungsarbei-
ten werden jeweils von zwei Mitgliedern des Prüfungs-
ausschusses bewertet, die das vorsitzende Mitglied des 
Prüfungsausschusses bestimmt. 6Kommt eine Einigung 
nicht zustande, wird die Note vom vorsitzenden Mitglied 
oder von einer durch ihn bestimmten Prüferin oder von 
einem durch ihn bestimmten Prüfer festgesetzt. 7Die Be-
wertungen sind zu unterzeichnen, Abweichungen sind 
kurz zu begründen. 

(2) 1Die mündliche Abschlussprüfung erstreckt sich 
auf den gesamten Unterrichtsstoff des Fachs Praxis- und 
Methodenlehre mit Gesprächsführung; die Prüfungszeit 
beträgt 30 Minuten. 2In den Fällen der Abs. 3 und 4 soll 
die Prüfungszeit für ein Fach 15 Minuten betragen. 3Die 
mündliche Prüfung ist eine Einzelprüfung. 4Die Leistun-
gen bewertet der zuständige Ausschuss.

(3) Studierende können sich auf schriftlichen Antrag, 
der dem vorsitzenden Mitglied des Prüfungsausschusses 
bis zu einem von ihm festgelegten Termin zugehen muss, 
freiwillig der mündlichen Prüfung unterziehen

1. in einem Fach der schriftlichen Prüfung, wenn sich 
die Noten der schriftlichen Prüfung und des Jah-
resfortgangs um eine, drei oder fünf Notenstufen 
unterscheiden und nach Auffassung des Prüfungs-
ausschusses die schlechtere Note als Gesamtnote 
festzusetzen wäre,

2. in einem sonstigen Vorrückungsfach des letzten Stu-
dienjahres mit Ausnahme des Fachs sozialpädagogi-
sche Praxis, wenn die Leistungen mit der Jahresfort-
gangsnote 5 oder 6 bewertet worden sind.

(4) Studierende haben sich der mündlichen Prüfung 
zu unterziehen, wenn nach den besonderen Umständen 
���� ������ ���� ��������������� ��� ������ ��������� ����
dem Urteil des Prüfungsausschusses durch die Noten 
des Jahresfortgangs und die Noten der schriftlichen Prü-
fung nicht geklärt erscheint, es sei denn, dass der Prü-
fungsausschuss von sich aus zwischen den Gesamtno-
ten einen Ausgleich herbeiführt. 

(5) 1Der Prüfungsausschuss stellt fest, ob die Voraus-
setzungen für die Teilnahme an der mündlichen Prüfung 
nach den Abs. 3 und 4 vorliegen. 2Steht fest, dass die 
Abschlussprüfung nicht mehr mit Erfolg abgelegt werden 
kann, so wird von mündlichen Prüfungen abgesehen.

(6) 1Soweit Studierende zur Teilnahme an der münd-
lichen Prüfung nach den Abs. 3 und 4 berechtigt oder 
���
�����������	� ���� ���������������������	��
���������
zwei Kalendertage vor Beginn der mündlichen Prüfung 
bekanntzugeben. 2Die Prüfung ist nach einem den Stu-
dierenden bekanntzugebenden Zeitplan durchzuführen.

§ 58 

Berufspraktikum

Die Note für das Berufspraktikum wird auf Grund der

1. Noten der Berichte des Praktikumsbetreuers über 
Besuche an der Praktikumsstelle,

2. Note für den Praktikumsbericht der Praktikantin oder 
des Praktikanten,

3. Note für die Facharbeit der Praktikantin oder des 
Praktikanten und

4. schriftlichen Zwischen- und Abschlussbeurteilung der 
Praktikumsstelle gemäß § 16 Abs. 4 Satz 3 über die 
Tätigkeiten, die fachlichen Leistungen und das Ver-
halten der Praktikantin oder des Praktikanten,

durch den Prüfungsausschuss festgesetzt und der oder 
dem Studierenden vor dem Colloquium mitgeteilt.

§ 59 

Zweiter Prüfungsabschnitt

(1) Zum Abschluss des Berufspraktikums haben die 
Praktikantinnen und Praktikanten eine praktische Prüfung 
und ein Colloquium an einer öffentlichen oder staatlich 
anerkannten Fachakademie abzulegen. 

(2) 1Die praktische Prüfung ist eine Einzelprüfung. 
2Die Prüfungszeit beträgt 100 bis 140 Minuten. 3Die Prü-
fung ist nicht vor dem 1. April, bei verkürztem Berufsprak-
tikum nicht vor dem 1. Januar, in der Einrichtung abzu-
nehmen, in der das Berufspraktikum abgeleistet wird.

(3) 1Das Colloquium hat vorwiegend methodischen 
Inhalt. 2In ihm wird die Befähigung der Praktikantin oder 
des Praktikanten zur praktischen pädagogischen Ar-
beit und zur Anwendung der Kenntnisse aus dem Fach 
Recht und Organisation geprüft. 3Das Colloquium kann 
als Gruppenprüfung mit bis zu drei Praktikantinnen oder 
Praktikanten durchgeführt werden. 4Die Prüfungszeit be-
trägt in der Regel 30 Minuten je Prüfungsteilnehmerin 
oder Prüfungsteilnehmer. 5Der Termin des Colloquiums 
wird der Praktikantin oder dem Praktikanten spätestens 
zwei Wochen vorher bekanntgegeben. 
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(1) 1Die Bewerberinnen und Bewerber bedürfen der 
Zulassung, die bis spätestens 1. März bei der Fachaka-
demie zu beantragen ist. 2Über die Zulassung wird schrift-
lich entschieden.

(2) Dem Antrag sind beizufügen:

1. Lebenslauf, der die Daten des Schulbesuchs und der 
��������������������������������������������


2. Nachweise über die nach § 5 erforderliche schulische 
����������������������������	����������������������-
bigter Abschrift,

3. Erklärung, aus der hervorgeht, wie sich die Bewer-
berin oder der Bewerber in den einzelnen Fächern 
vorbereitet hat.

(3) 1Die Zulassung kann versagt werden, wenn die 
Bewerberin oder der Bewerber die Zulassung nicht frist-
gerecht beantragt oder die notwendigen Unterlagen und 
Erklärungen nicht rechtzeitig vorlegt. 2Die Zulassung ist 
zu versagen, wenn die Bewerberin oder der Bewerber die 
Nachweise nach Abs. 2 Nr. 2 nicht erbringt oder sich der 
Abschlussprüfung schon zweimal ohne Erfolg unterzogen 
hat. 

(4) Die Bewerberinnen und Bewerber haben beim 
Antritt zur Prüfung und auf Verlangen auch während der 
Prüfung ihren gültigen amtlichen Lichtbildausweis vorzu-
weisen.

§ 54 

Festsetzung des Prüfungsergebnisses

(1) 1Die Zeugnisnoten ergeben sich ausschließlich 
aus den in der Prüfung erbrachten Leistungen. 2Bei der 
Bildung der Zeugnisnoten zählt die Note der schriftlichen 
Prüfung zweifach, die Note der mündlichen Prüfung ein-
fach. 3Findet keine mündliche Prüfung statt, ist die Note 
der schriftlichen Prüfung die Prüfungsnote. 

(2) Bewerberinnen und Bewerber, die die Abschluss-
prüfung nicht bestanden haben, erhalten auf Antrag eine 
Bescheinigung hierüber.

(3) 1Tritt eine Bewerberin oder ein Bewerber vor der 
Prüfung im vierten Prüfungsfach zurück, so gilt die Prü-
fung als nicht abgelegt. 2Bei einem Rücktritt nach diesem 
Zeitpunkt gilt die Prüfung als nicht bestanden, es sei 
denn, der Rücktritt erfolgt aus Gründen, die die Bewerbe-
rin oder der Bewerber nicht zu vertreten hat.

Kapitel 4

Fachakademie für Sozialpädagogik 

Abschnitt 1

Abschlussprüfung für Studierende öffentlicher  
und staatlich anerkannter Fachakademien 

§ 55

Gliederung der Prüfung

1Die Abschlussprüfung gliedert sich in zwei Abschnit-
te:

1. die schriftliche und mündliche Prüfung gemäß § 57 
am Ende des Ausbildungsabschnitts gemäß § 3  
Abs. 2 Satz 2 Nr. 1,

2. das Colloquium und die praktische Prüfung gemäß  
§ 59 am Ende des Berufspraktikums gemäß § 58.

2���� ��� ����� �� ������� ����� ���� ������ ����������-
schnitt Anwendung.

§ 56 

Festsetzung der Jahresfortgangsnoten,  
Ausschluss von der Prüfung

(1) 1Vor Beginn der Abschlussprüfung setzt der 
Prüfungsausschuss auf Vorschlag der Lehrkräfte die 
Jahresfortgangsnoten der im aktuellen Studienjahr un-
terrichteten Fächer fest. 2Diese werden der oder dem 
Studierenden vor der schriftlichen Prüfung mitgeteilt. 3Für 
Jahresfortgangsnoten aus früheren Studienjahren bleibt 
§ 28 Abs. 4 Satz 1 und 2 unberührt.

(2) Eine Teilnahme an der Abschlussprüfung ist aus-
geschlossen, 

1. solange gemäß § 28 Abs. 2 eine Jahresfortgangs-
note in einem Prüfungsfach nicht festgesetzt werden 
kann oder 

2. wenn mehr als fünf Unterrichtstage im jeweiligen 
Studienjahr ohne ausreichende Entschuldigung ver-
säumt wurden.

§ 57 

Erster Prüfungsabschnitt

(1) 1Die schriftliche Abschlussprüfung erstreckt sich 
auf den gesamten Unterrichtsstoff der Fächer

1. Pädagogik/ Psychologie/ Heilpädagogik: Bearbei-
tungszeit 240 Minuten
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nung der Berufsbezeichnung. 4Die Urkunde muss dem 
vom Staatsministerium herausgegebenen Muster ent-
sprechen und die Zuordnung des Abschlusses zu einer 
���������������������������������������������
�	��-
tionsrahmens enthalten. 

(2) 1Die Prüfungsgesamtnote wird aus der Summe 
���� ������ ���� �������������� ���� ������������������ �

���
Übungen, der Note für das Berufspraktikum, des Collo-
quiums und der praktischen Prüfung geteilt durch die An-
zahl der eingerechneten Noten auf zwei Dezimalstellen 
errechnet. 2Als Prüfungsgesamtnote erhalten Prüfungs-
teilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer die Note

1. „sehr gut“   mit einer Prüfungsgesamtnote 
bis 1,50,

2. „gut“     mit einer Prüfungsgesamtnote 
von 1,51 bis 2,50,

3. „befriedigend“  mit einer Prüfungsgesamtnote 
von 2,51 bis 3,50,

4. „ausreichend“  mit einer Prüfungsgesamtnote 
von 3,51 bis 4,50.

(3) Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilneh-
mer, die sich dem zweiten Prüfungsabschnitt ohne Erfolg 
unterzogen haben, erhalten ein Zeugnis, das die Leistun-
gen im Berufspraktikum, eine Bemerkung über die erfolg-
lose Teilnahme am zweiten Prüfungsabschnitt und einen 
Hinweis enthält, ob der zweite Prüfungsabschnitt gemäß 
Art. 54 Abs. 5 Satz 1 BayEUG noch einmal wiederholt 
werden darf oder nicht.

(4) Über das Abschlusszeugnis und über das Zeug-
nis gemäß Abs. 3 beschließt der Prüfungsausschuss.

(5) Eine allgemeine Beurteilung nach Art. 54 Abs. 4 
Satz 3 BayEUG wird nicht aufgenommen.

§ 62 

Nachprüfung im ersten Prüfungsabschnitt,  
Wiederholen der praktischen Prüfung  

und des Colloquiums

(1) 1Unbeschadet der Möglichkeit, den ersten Prü-
fungsabschnitt nach Art. 54 Abs. 5 BayEUG in Verbin-
dung mit § 55 Satz 2 zu wiederholen, können sich Prü-
fungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer, die den 
Prüfungsabschnitt nicht bestanden haben, zum nächsten 
ordentlichen Prüfungstermin als Nichtstudierende einer 
auf einzelne Fächer beschränkten Nachprüfung unter-
ziehen. 2Zur Nachprüfung wird zugelassen, wer im Fach 
sozialpädagogische Praxis mindestens die Gesamtnote 4 
�������������������������������������������������
�������
schlechtere Gesamtnote als 4 erzielt hat, wobei nicht bei-

de Fächer Gegenstand der Abschlussprüfung nach § 57 
Abs. 1 und 2 Satz 1 sein dürfen. 3Die Nachprüfung erfolgt 
in allgemeinen und fachtheoretischen Fächern schriftlich, 
im Fach Praxis- und Methodenlehre mit Gesprächsfüh-
rung mündlich und in fachpraktischen Fächern praktisch, 
bei anderen Bewerberinnen und Bewerbern praktisch 
und mündlich.

(2) 1Die Nachprüfung umfasst die Fächer mit einer 
schlechteren Gesamtnote als 4. 2Eine mündliche Prüfung 
��������������� ������	������������������3Die in der Nach-
prüfung erzielten Noten gelten als Gesamtnoten.

(3) 1Für die Durchführung der Nachprüfung gelten 
die § 57 Abs. 1 Satz 2 bis 7 und Abs. 2, §§ 60 und 61 
entsprechend. 2Die Aufgaben für Nachprüfungsfächer, 
die nicht Gegenstand der schriftlichen Abschlussprüfung 
sind, stellt der Prüfungsausschuss.

(4) 1Die Nachprüfung und damit der erste Prüfungs-
abschnitt ist bestanden, wenn in keinem Fach der Nach-
prüfung eine schlechtere Gesamtnote als 4 erzielt wurde. 
2In das Zeugnis werden die Noten der Nachprüfung, in 
den übrigen Fächern die Noten nach § 60 Abs. 1 aufge-
nommen. 3Das Zeugnis wird gegen Rückgabe des Jah-
reszeugnisses nach § 28 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 2 aus-
gehändigt. 

(5) Bei Nichtbestehen der Nachprüfung erhält die 
Prüfungsteilnehmerin oder der Prüfungsteilnehmer eine 
Bescheinigung über die erfolglose Teilnahme.

(6) Colloquium und praktische Prüfung können nur 
einmal wiederholt werden.

Abschnitt 2

Abschlussprüfung  
für andere Bewerberinnen und Bewerber

§ 63 

Allgemeines

(1) 1Bewerberinnen und Bewerber, die keiner Fach-
akademie für Sozialpädagogik angehören oder an der 
besuchten Fachakademie die Abschlussprüfung nicht 
ablegen können, können als andere Bewerberinnen und 
Bewerber zum ersten Prüfungsabschnitt an einer öffent-
lichen oder staatlich anerkannten Fachakademie zuge-
lassen werden. 2Als andere Bewerberin oder anderer 
Bewerber zählt nicht, wer in dem Studienjahr, in dem sie 
oder er sich der Abschlussprüfung unterziehen will, Stu-
dierende oder Studierender einer öffentlichen oder staat-
lich anerkannten privaten Fachakademie für Sozialpäda-
gogik in Bayern war.
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(4) 1Von der Teilnahme am Colloquium ist ausge-
schlossen,

1. wer im Berufspraktikum eine schlechtere Note als 4 
erzielt hat oder für wen eine Note nicht festgesetzt 
werden kann,

2. wer ohne Berücksichtigung von Urlaub und ohne 
ausreichende Entschuldigung weniger als sieben 
Monate – bei der Teilzeitform weniger als 16 Monate 
– des Berufspraktikums abgeleistet hat, 

3. wer den Praktikumsbericht oder die Facharbeit nicht 
termingerecht abgeliefert hat,

4. wer die Seminartage ohne ausreichende Entschuldi-
gung nicht besucht hat oder

5. wessen Facharbeit mit der Note 6 bewertet wurde.

2Bei verkürztem Berufspraktikum nach § 3 Abs. 2 Satz 3 
verkürzen sich die in Satz 1 Nr. 2 genannten Zeiten je-
weils auf die Hälfte.

(5) Der Prüfungsausschuss kann Praktikanten, die 
das Colloquium oder die praktische Prüfung nicht bestan-
den haben oder deren Colloquium als nicht bestanden 
gilt, von der Wiederholung des Berufspraktikums ganz 
oder teilweise befreien, wenn die Leistungen dies recht-
fertigen und insgesamt mindestens zwölf Monate abge-
leistet werden.

§ 60 

Festsetzung des Prüfungsergebnisses

(1) 1Nach Abschluss von Colloquium und praktischer 
Prüfung setzt der Prüfungsausschuss die Gesamtnoten 
fest. 2In Fächern, die Gegenstand des ersten Prüfungs-
abschnitts nach § 57 waren, wird die Gesamtnote aus 
der Jahresfortgangsnote und der Prüfungsnote ermittelt. 
3Bei der Bildung der Prüfungsnote zählt die Note der 
schriftlichen Prüfung zweifach, die Note der mündlichen 
Prüfung einfach. 4Die Jahresfortgangsnote und die Prü-
fungsnote sind gleichwertig. 5Bei einem Durchschnitt von 
n,5 gibt in der Regel in Fächern der schriftlichen Prüfung 
und der mündlichen Prüfung nach § 57 Abs. 2 Satz 1 die 
Prüfungsnote, in sonstigen Fächern die Jahresfortgangs-
note den Ausschlag. 6In Prüfungsteilen, die Gegenstand 
des zweiten Prüfungsabschnitts nach § 59 waren, gilt die 
Prüfungsnote als Gesamtnote. 7In Fächern, die nicht Ge-
genstand der Abschlussprüfung waren, gilt die Jahresfort-
gangsnote als Gesamtnote.

(2) 1Auf Grund der Gesamtnoten entscheidet der Prü-
fungsausschuss über das Bestehen der Abschlussprü-
fung. 2Die Abschlussprüfung ist bestanden, wenn beide 
Prüfungsabschnitte bestanden sind. 3Der erste Prüfungs-
abschnitt ist nicht bestanden, wenn

1. folgende Noten erzielt wurden:

a) in einem Fach der schriftlichen Abschlussprü-
fung eine schlechtere Gesamtnote als 4,

b) im Fach Praxis- und Methodenlehre mit Ge-
sprächsführung oder im Fach sozialpädagogi-
sche Praxis jeweils eine schlechtere Gesamtno-
te als 4,

c) �������������������������������������������

d) ���������������������������������������������

2. anstelle einer Note eine Bemerkung gemäß § 28  
Abs. 2 aufgenommen wurde.

4������������
� ���� ��� ��	���� ������������ ����	����		���
wurden, sind mit zu berücksichtigen. 5Der zweite Prü-
fungsabschnitt ist nicht bestanden, wenn das Colloqui-
um als nicht bestanden gilt oder nicht bestanden wurde 
oder die praktische Prüfung nicht bestanden wurde. 6Das 
Colloquium gilt in den Fällen des § 59 Abs. 4 als nicht 
bestanden. 7Das Colloquium und die praktische Prüfung 
sind jeweils bei einer Bewertung mit einer schlechteren 
Note als 4 nicht bestanden.

§ 61 

Abschlusszeugnis

(1) 1Das Abschlusszeugnis enthält 

1. ������	����������������������������	��������������-
zelfall gewählten Wahlfächer, 

2. die Noten für 

a) die Übungen, 

b) das Berufspraktikum, 

c) das Colloquium, 

d) die praktische Prüfung,

3. die Prüfungsgesamtnote, 

4. die zuzuerkennende Berufsbezeichnung und 

5. die Zuordnung des Abschlusses zu einer Niveaustufe 
��	�����	����������������	�����������������	���-
mens.

2Das Abschlusszeugnis muss dem vom Staatsministeri-
um herausgegebenen Muster entsprechen. 3Neben dem 
Abschlusszeugnis erhalten die Prüfungsteilnehmerinnen 
und Prüfungsteilnehmer eine Urkunde über die Zuerken-
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nung der Berufsbezeichnung. 4Die Urkunde muss dem 
vom Staatsministerium herausgegebenen Muster ent-
sprechen und die Zuordnung des Abschlusses zu einer 
���������������������������������������������
�	��-
tionsrahmens enthalten. 

(2) 1Die Prüfungsgesamtnote wird aus der Summe 
���� ������ ���� �������������� ���� ������������������ �

���
Übungen, der Note für das Berufspraktikum, des Collo-
quiums und der praktischen Prüfung geteilt durch die An-
zahl der eingerechneten Noten auf zwei Dezimalstellen 
errechnet. 2Als Prüfungsgesamtnote erhalten Prüfungs-
teilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer die Note

1. „sehr gut“   mit einer Prüfungsgesamtnote 
bis 1,50,

2. „gut“     mit einer Prüfungsgesamtnote 
von 1,51 bis 2,50,

3. „befriedigend“  mit einer Prüfungsgesamtnote 
von 2,51 bis 3,50,

4. „ausreichend“  mit einer Prüfungsgesamtnote 
von 3,51 bis 4,50.

(3) Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilneh-
mer, die sich dem zweiten Prüfungsabschnitt ohne Erfolg 
unterzogen haben, erhalten ein Zeugnis, das die Leistun-
gen im Berufspraktikum, eine Bemerkung über die erfolg-
lose Teilnahme am zweiten Prüfungsabschnitt und einen 
Hinweis enthält, ob der zweite Prüfungsabschnitt gemäß 
Art. 54 Abs. 5 Satz 1 BayEUG noch einmal wiederholt 
werden darf oder nicht.

(4) Über das Abschlusszeugnis und über das Zeug-
nis gemäß Abs. 3 beschließt der Prüfungsausschuss.

(5) Eine allgemeine Beurteilung nach Art. 54 Abs. 4 
Satz 3 BayEUG wird nicht aufgenommen.

§ 62 

Nachprüfung im ersten Prüfungsabschnitt,  
Wiederholen der praktischen Prüfung  

und des Colloquiums

(1) 1Unbeschadet der Möglichkeit, den ersten Prü-
fungsabschnitt nach Art. 54 Abs. 5 BayEUG in Verbin-
dung mit § 55 Satz 2 zu wiederholen, können sich Prü-
fungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer, die den 
Prüfungsabschnitt nicht bestanden haben, zum nächsten 
ordentlichen Prüfungstermin als Nichtstudierende einer 
auf einzelne Fächer beschränkten Nachprüfung unter-
ziehen. 2Zur Nachprüfung wird zugelassen, wer im Fach 
sozialpädagogische Praxis mindestens die Gesamtnote 4 
�������������������������������������������������
�������
schlechtere Gesamtnote als 4 erzielt hat, wobei nicht bei-

de Fächer Gegenstand der Abschlussprüfung nach § 57 
Abs. 1 und 2 Satz 1 sein dürfen. 3Die Nachprüfung erfolgt 
in allgemeinen und fachtheoretischen Fächern schriftlich, 
im Fach Praxis- und Methodenlehre mit Gesprächsfüh-
rung mündlich und in fachpraktischen Fächern praktisch, 
bei anderen Bewerberinnen und Bewerbern praktisch 
und mündlich.

(2) 1Die Nachprüfung umfasst die Fächer mit einer 
schlechteren Gesamtnote als 4. 2Eine mündliche Prüfung 
��������������� ������	������������������3Die in der Nach-
prüfung erzielten Noten gelten als Gesamtnoten.

(3) 1Für die Durchführung der Nachprüfung gelten 
die § 57 Abs. 1 Satz 2 bis 7 und Abs. 2, §§ 60 und 61 
entsprechend. 2Die Aufgaben für Nachprüfungsfächer, 
die nicht Gegenstand der schriftlichen Abschlussprüfung 
sind, stellt der Prüfungsausschuss.

(4) 1Die Nachprüfung und damit der erste Prüfungs-
abschnitt ist bestanden, wenn in keinem Fach der Nach-
prüfung eine schlechtere Gesamtnote als 4 erzielt wurde. 
2In das Zeugnis werden die Noten der Nachprüfung, in 
den übrigen Fächern die Noten nach § 60 Abs. 1 aufge-
nommen. 3Das Zeugnis wird gegen Rückgabe des Jah-
reszeugnisses nach § 28 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 2 aus-
gehändigt. 

(5) Bei Nichtbestehen der Nachprüfung erhält die 
Prüfungsteilnehmerin oder der Prüfungsteilnehmer eine 
Bescheinigung über die erfolglose Teilnahme.

(6) Colloquium und praktische Prüfung können nur 
einmal wiederholt werden.

Abschnitt 2

Abschlussprüfung  
für andere Bewerberinnen und Bewerber

§ 63 

Allgemeines

(1) 1Bewerberinnen und Bewerber, die keiner Fach-
akademie für Sozialpädagogik angehören oder an der 
besuchten Fachakademie die Abschlussprüfung nicht 
ablegen können, können als andere Bewerberinnen und 
Bewerber zum ersten Prüfungsabschnitt an einer öffent-
lichen oder staatlich anerkannten Fachakademie zuge-
lassen werden. 2Als andere Bewerberin oder anderer 
Bewerber zählt nicht, wer in dem Studienjahr, in dem sie 
oder er sich der Abschlussprüfung unterziehen will, Stu-
dierende oder Studierender einer öffentlichen oder staat-
lich anerkannten privaten Fachakademie für Sozialpäda-
gogik in Bayern war.
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(4) 1Von der Teilnahme am Colloquium ist ausge-
schlossen,

1. wer im Berufspraktikum eine schlechtere Note als 4 
erzielt hat oder für wen eine Note nicht festgesetzt 
werden kann,

2. wer ohne Berücksichtigung von Urlaub und ohne 
ausreichende Entschuldigung weniger als sieben 
Monate – bei der Teilzeitform weniger als 16 Monate 
– des Berufspraktikums abgeleistet hat, 

3. wer den Praktikumsbericht oder die Facharbeit nicht 
termingerecht abgeliefert hat,

4. wer die Seminartage ohne ausreichende Entschuldi-
gung nicht besucht hat oder

5. wessen Facharbeit mit der Note 6 bewertet wurde.

2Bei verkürztem Berufspraktikum nach § 3 Abs. 2 Satz 3 
verkürzen sich die in Satz 1 Nr. 2 genannten Zeiten je-
weils auf die Hälfte.

(5) Der Prüfungsausschuss kann Praktikanten, die 
das Colloquium oder die praktische Prüfung nicht bestan-
den haben oder deren Colloquium als nicht bestanden 
gilt, von der Wiederholung des Berufspraktikums ganz 
oder teilweise befreien, wenn die Leistungen dies recht-
fertigen und insgesamt mindestens zwölf Monate abge-
leistet werden.

§ 60 

Festsetzung des Prüfungsergebnisses

(1) 1Nach Abschluss von Colloquium und praktischer 
Prüfung setzt der Prüfungsausschuss die Gesamtnoten 
fest. 2In Fächern, die Gegenstand des ersten Prüfungs-
abschnitts nach § 57 waren, wird die Gesamtnote aus 
der Jahresfortgangsnote und der Prüfungsnote ermittelt. 
3Bei der Bildung der Prüfungsnote zählt die Note der 
schriftlichen Prüfung zweifach, die Note der mündlichen 
Prüfung einfach. 4Die Jahresfortgangsnote und die Prü-
fungsnote sind gleichwertig. 5Bei einem Durchschnitt von 
n,5 gibt in der Regel in Fächern der schriftlichen Prüfung 
und der mündlichen Prüfung nach § 57 Abs. 2 Satz 1 die 
Prüfungsnote, in sonstigen Fächern die Jahresfortgangs-
note den Ausschlag. 6In Prüfungsteilen, die Gegenstand 
des zweiten Prüfungsabschnitts nach § 59 waren, gilt die 
Prüfungsnote als Gesamtnote. 7In Fächern, die nicht Ge-
genstand der Abschlussprüfung waren, gilt die Jahresfort-
gangsnote als Gesamtnote.

(2) 1Auf Grund der Gesamtnoten entscheidet der Prü-
fungsausschuss über das Bestehen der Abschlussprü-
fung. 2Die Abschlussprüfung ist bestanden, wenn beide 
Prüfungsabschnitte bestanden sind. 3Der erste Prüfungs-
abschnitt ist nicht bestanden, wenn

1. folgende Noten erzielt wurden:

a) in einem Fach der schriftlichen Abschlussprü-
fung eine schlechtere Gesamtnote als 4,

b) im Fach Praxis- und Methodenlehre mit Ge-
sprächsführung oder im Fach sozialpädagogi-
sche Praxis jeweils eine schlechtere Gesamtno-
te als 4,

c) �������������������������������������������

d) ���������������������������������������������

2. anstelle einer Note eine Bemerkung gemäß § 28  
Abs. 2 aufgenommen wurde.

4������������
� ���� ��� ��	���� ������������ ����	����		���
wurden, sind mit zu berücksichtigen. 5Der zweite Prü-
fungsabschnitt ist nicht bestanden, wenn das Colloqui-
um als nicht bestanden gilt oder nicht bestanden wurde 
oder die praktische Prüfung nicht bestanden wurde. 6Das 
Colloquium gilt in den Fällen des § 59 Abs. 4 als nicht 
bestanden. 7Das Colloquium und die praktische Prüfung 
sind jeweils bei einer Bewertung mit einer schlechteren 
Note als 4 nicht bestanden.

§ 61 

Abschlusszeugnis

(1) 1Das Abschlusszeugnis enthält 

1. ������	����������������������������	��������������-
zelfall gewählten Wahlfächer, 

2. die Noten für 

a) die Übungen, 

b) das Berufspraktikum, 

c) das Colloquium, 

d) die praktische Prüfung,

3. die Prüfungsgesamtnote, 

4. die zuzuerkennende Berufsbezeichnung und 

5. die Zuordnung des Abschlusses zu einer Niveaustufe 
��	�����	����������������	�����������������	���-
mens.

2Das Abschlusszeugnis muss dem vom Staatsministeri-
um herausgegebenen Muster entsprechen. 3Neben dem 
Abschlusszeugnis erhalten die Prüfungsteilnehmerinnen 
und Prüfungsteilnehmer eine Urkunde über die Zuerken-
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3. Erklärung, aus der hervorgeht, wie sich die Bewer-
berin oder der Bewerber in den einzelnen Fächern 
vorbereitet hat.

(4) 1Die Zulassung kann versagt werden, wenn die 
Bewerberin oder der Bewerber die Zulassung nicht frist-
gerecht beantragt oder die notwendigen Unterlagen und 
Erklärungen nicht rechtzeitig vorlegt. 2Die Zulassung ist 
zu versagen, wenn die Bewerberin oder der Bewerber die 
Nachweise nach Abs. 3 Nr. 2 nicht erbringt oder der erste 
Prüfungsabschnitt schon zweimal ohne Erfolg abgelegt 
wurde.

(5) Die Bewerberinnen und Bewerber haben beim 
Antritt zur Prüfung und auf Verlangen auch während der 
Prüfung ihren gültigen amtlichen Lichtbildausweis vorzu-
weisen.

§ 65 

Festsetzung des Prüfungsergebnisses

(1) 1Die Zeugnisnoten ergeben sich ausschließ-
lich aus den in der Prüfung erbrachten Leistungen. 2In 
Fächern, in denen nur eine schriftliche oder mündliche 
Prüfung durchgeführt wird, ist die Note dieser Prüfung 
die Gesamtnote. 3In den in § 63 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 ge-
nannten Fächern wird die Gesamtnote aus der zweifach 
gewichteten Note der praktischen Prüfung und der ein-
fach gewichteten Note der mündlichen Prüfung gebildet. 
4In den Fällen des § 63 Abs. 4 wird die Gesamtnote aus 
den gleichgewichteten Noten der schriftlichen und münd-
lichen Prüfung gebildet; im Zweifel überwiegt die Note der 
schriftlichen Prüfung.

(2) 1Bewerberinnen und Bewerber, die die Abschluss-
prüfung bestanden haben, erhalten ein Zeugnis gemäß  
§ 28 Abs. 3 Satz 2. 2Bewerberinnen und Bewerber, die 
die Abschlussprüfung nicht bestanden haben, erhalten 
auf Antrag eine Bescheinigung hierüber.

(3) 1Tritt eine Bewerberin oder ein Bewerber vor der 
Prüfung im vierten Prüfungsfach zurück, gilt die Prüfung 
als nicht abgelegt. 2Bei einem Rücktritt nach diesem Zeit-
punkt gilt die Prüfung als nicht bestanden, es sei denn, 
der Rücktritt erfolgt aus Gründen, die die Bewerberin oder 
der Bewerber nicht zu vertreten hat.

Kapitel 5

Fachakademien für Übersetzen und Dolmetschen 

Abschnitt 1

Abschlussprüfung für Studierende öffentlicher und 
staatlich anerkannter Fachakademien

§ 66 

Festsetzung der Jahresfortgangsnoten,  
Ausschluss von der Prüfung

(1) 1Vor Beginn der Abschlussprüfung setzt der 
Prüfungsausschuss auf Vorschlag der Lehrkräfte die 
Jahresfortgangsnoten der im aktuellen Studienjahr un-
terrichteten Fächer fest. 2Diese werden der oder dem 
Studierenden vor der schriftlichen Prüfung mitgeteilt. 3Für 
Jahresfortgangsnoten aus früheren Studienjahren bleibt 
§ 28 Abs. 4 Satz 1 und 2 unberührt. 

(2) 1Eine Teilnahme an der Abschlussprüfung ist aus-
geschlossen, 

1. solange gemäß § 28 Abs. 2 eine Jahresfortgangs-
note in einem Vorrückungsfach gemäß § 25 Abs. 1  
Satz 1 nicht festgesetzt werden kann oder 

2. wenn mehr als fünf Unterrichtstage im jeweiligen 
Studienjahr ohne ausreichende Entschuldigung ver-
säumt wurden.

2Darüber hinaus ist ausgeschlossen 

1. von der staatlichen Prüfung für Übersetzer, wer im 
���������������������������������������������������-
fach mit Ausnahme der Fächer der Anlage 10 Nr. 7.3, 
7.4, 14 und 15 

a) die Note 6 erzielt,

b) anstelle einer Note eine Bemerkung gemäß § 28 
Abs. 2 erhalten oder 

c) in zwei dieser Fächer die Note 5 erzielt 

hat;

2. von der staatlichen Prüfung für Dolmetscher, wer in 
den Fächern der Anlage 10 Nr. 7.2 und 7.3 im dritten 
Studienjahr nicht jeweils mindestens die Note 4 er-
zielt hat; § 14 Abs. 4 Nr. 5 bleibt unberührt.

3Satz 2 Nr. 2 gilt entsprechend für Aufbaustudiengänge. 
4Mit dem Ausschluss von der Prüfung gilt diese als abge-
legt und nicht bestanden.

§ 67 

Schriftliche Übersetzerprüfung

(1) 1Die schriftliche Übersetzerprüfung erstreckt sich 
auf

1. einen Aufsatz in der zu prüfenden Sprache über ei-
nes von mindestens drei zur Wahl gestellten Themen 
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(2) 1Es gelten die §§ 55, 57 und 60 bis 62, soweit sie 
Regelungen zum ersten Prüfungsabschnitt enthalten und 
nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 2Das Staatsmi-
nisterium oder die von ihm beauftragte Stelle kann bei 
Bedarf besondere staatliche Prüfungsausschüsse einset-
zen.

(3) 1Die Bewerberinnen und Bewerber haben folgen-
de Prüfungsleistungen zu erbringen:

1. dieselben schriftlichen Prüfungsleistungen wie die 
Studierenden der öffentlichen oder staatlich aner-
kannten Fachakademien im ersten Prüfungsab-
schnitt,

2. weitere schriftliche Aufgaben 

a) in dem Fach nach § 57 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, in 
dem keine schriftliche Prüfung gemäß Nr. 1 ab-
gelegt wurde: Bearbeitungszeit 120 Minuten,

b) in den Fächern Sozialkunde/ Soziologie, mathe-
matisch-naturwissenschaftliche Bildung, Ökolo-
gie/ Gesundheitspädagogik, Recht und Organi-
sation sowie Deutsch: Bearbeitungszeit je 120 
Minuten,

3. eine mündliche Prüfung im Fach Praxis- und Metho-
denlehre mit Gesprächsführung: Dauer in der Regel 
30 Minuten,

4. praktische und mündliche Prüfungen in den Fächern 
Kunst- und Werkpädagogik sowie Musik- und Bewe-
gungspädagogik: Dauer je Fach 45 bis 90 Minuten.

2Der Prüfungsausschuss

1. stellt die Aufgaben nach Satz 1 Nr. 2 Buchst. b und 

2. legt die Prüfungsdauer in den einzelnen Fächern 
nach Satz 1 Nr. 4 fest.

3Er kann 

1. die schriftliche Prüfung in Fächern nach Satz 1  
Nr. 2 Buchst. b durch eine mündliche Prüfung erset-
zen: Dauer je Fach 30 Minuten,

2. von der Prüfung nach Satz 1 Nr. 4 in den Fächern 
befreien, in denen die Bewerberin oder der Bewerber 
entsprechende Kenntnisse durch ein Zeugnis über 
eine staatliche Prüfung nachweist.

4Von der Prüfung gemäß Satz 1 Nr. 2 Buchst. a im Fach 
Theologie/ Religionspädagogik kann das vorsitzende 
Mitglied des Prüfungsausschusses auf Antrag Bewerbe-
rinnen und Bewerber befreien, die keiner Konfession an-
gehören, für die Theologie/ Religionspädagogik an einer 
Fachakademie angeboten wird.

(4) 1Auf schriftlichen Antrag der Bewerberin oder des 
Bewerbers, der dem vorsitzenden Mitglied des Prüfungs-
auschusses bis zu einem von ihm festgesetzten Termin 
�������� ������ ������ ��� ���������� ����� ������� �����
Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 eine zusätzliche Prüfung statt. 2Bei ei-
ner vorherigen schriftlichen Prüfung wird das Fach münd-
lich – Dauer 30 Minuten –, bei einer vorherigen mündli-
chen Prüfung schriftlich – Bearbeitungszeit 120 Minuten 
– geprüft.

§ 64 

Zulassung

(1) 1Die Bewerberinnen und Bewerber bedürfen der 
Zulassung, die bis spätestens 1. März bei der Fachaka-
demie zu beantragen ist. 2Über die Zulassung wird schrift-
lich entschieden.

(2) 1Die Bewerberinnen und Bewerber müssen fol-
gende Voraussetzungen erfüllen:

1. die Aufnahmevoraussetzungen nach § 6 Abs. 1 seit 
mindestens zwei Jahren und

2. eine erfolgreiche Tätigkeit in einer sozialpädagogi-
schen Einrichtung von weiteren sechs Monaten oder 
regelmäßige Teilnahme am Unterricht im Fach sozi-
alpädagogische Praxis als Studierende oder Studie-
render gemäß der Stundentafel. 

2Bewerberinnen und Bewerber, die den mittleren Schul-
abschluss und eine abgeschlossene Berufsausbildung in 
einem staatlich anerkannten Ausbildungsberuf nachwei-
sen, können abweichend von Satz 1 Nr. 1 in Verbindung 
mit § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b zugelassen werden, 
wenn

1. sie das 25. Lebensjahr vollendet haben,

2. ihr bisheriger Bildungsstand und Werdegang ein er-
folgreiches Ablegen der Abschlussprüfung als andere 
Bewerberin oder anderer Bewerber erwarten lassen 
und 

3. zusätzlich die Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 2 
erfüllt sind.

(3) Dem Antrag sind beizufügen:

1. Lebenslauf, der die Daten des Schulbesuchs und der 

���	���������
��������������������������������

2. Nachweise über die nach § 6 Abs. 1 erforderliche 
���������������
���	��������
������������������������
in beglaubigter Abschrift,
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3. Erklärung, aus der hervorgeht, wie sich die Bewer-
berin oder der Bewerber in den einzelnen Fächern 
vorbereitet hat.

(4) 1Die Zulassung kann versagt werden, wenn die 
Bewerberin oder der Bewerber die Zulassung nicht frist-
gerecht beantragt oder die notwendigen Unterlagen und 
Erklärungen nicht rechtzeitig vorlegt. 2Die Zulassung ist 
zu versagen, wenn die Bewerberin oder der Bewerber die 
Nachweise nach Abs. 3 Nr. 2 nicht erbringt oder der erste 
Prüfungsabschnitt schon zweimal ohne Erfolg abgelegt 
wurde.

(5) Die Bewerberinnen und Bewerber haben beim 
Antritt zur Prüfung und auf Verlangen auch während der 
Prüfung ihren gültigen amtlichen Lichtbildausweis vorzu-
weisen.

§ 65 

Festsetzung des Prüfungsergebnisses

(1) 1Die Zeugnisnoten ergeben sich ausschließ-
lich aus den in der Prüfung erbrachten Leistungen. 2In 
Fächern, in denen nur eine schriftliche oder mündliche 
Prüfung durchgeführt wird, ist die Note dieser Prüfung 
die Gesamtnote. 3In den in § 63 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 ge-
nannten Fächern wird die Gesamtnote aus der zweifach 
gewichteten Note der praktischen Prüfung und der ein-
fach gewichteten Note der mündlichen Prüfung gebildet. 
4In den Fällen des § 63 Abs. 4 wird die Gesamtnote aus 
den gleichgewichteten Noten der schriftlichen und münd-
lichen Prüfung gebildet; im Zweifel überwiegt die Note der 
schriftlichen Prüfung.

(2) 1Bewerberinnen und Bewerber, die die Abschluss-
prüfung bestanden haben, erhalten ein Zeugnis gemäß  
§ 28 Abs. 3 Satz 2. 2Bewerberinnen und Bewerber, die 
die Abschlussprüfung nicht bestanden haben, erhalten 
auf Antrag eine Bescheinigung hierüber.

(3) 1Tritt eine Bewerberin oder ein Bewerber vor der 
Prüfung im vierten Prüfungsfach zurück, gilt die Prüfung 
als nicht abgelegt. 2Bei einem Rücktritt nach diesem Zeit-
punkt gilt die Prüfung als nicht bestanden, es sei denn, 
der Rücktritt erfolgt aus Gründen, die die Bewerberin oder 
der Bewerber nicht zu vertreten hat.

Kapitel 5

Fachakademien für Übersetzen und Dolmetschen 

Abschnitt 1

Abschlussprüfung für Studierende öffentlicher und 
staatlich anerkannter Fachakademien

§ 66 

Festsetzung der Jahresfortgangsnoten,  
Ausschluss von der Prüfung

(1) 1Vor Beginn der Abschlussprüfung setzt der 
Prüfungsausschuss auf Vorschlag der Lehrkräfte die 
Jahresfortgangsnoten der im aktuellen Studienjahr un-
terrichteten Fächer fest. 2Diese werden der oder dem 
Studierenden vor der schriftlichen Prüfung mitgeteilt. 3Für 
Jahresfortgangsnoten aus früheren Studienjahren bleibt 
§ 28 Abs. 4 Satz 1 und 2 unberührt. 

(2) 1Eine Teilnahme an der Abschlussprüfung ist aus-
geschlossen, 

1. solange gemäß § 28 Abs. 2 eine Jahresfortgangs-
note in einem Vorrückungsfach gemäß § 25 Abs. 1  
Satz 1 nicht festgesetzt werden kann oder 

2. wenn mehr als fünf Unterrichtstage im jeweiligen 
Studienjahr ohne ausreichende Entschuldigung ver-
säumt wurden.

2Darüber hinaus ist ausgeschlossen 

1. von der staatlichen Prüfung für Übersetzer, wer im 
���������������������������������������������������-
fach mit Ausnahme der Fächer der Anlage 10 Nr. 7.3, 
7.4, 14 und 15 

a) die Note 6 erzielt,

b) anstelle einer Note eine Bemerkung gemäß § 28 
Abs. 2 erhalten oder 

c) in zwei dieser Fächer die Note 5 erzielt 

hat;

2. von der staatlichen Prüfung für Dolmetscher, wer in 
den Fächern der Anlage 10 Nr. 7.2 und 7.3 im dritten 
Studienjahr nicht jeweils mindestens die Note 4 er-
zielt hat; § 14 Abs. 4 Nr. 5 bleibt unberührt.

3Satz 2 Nr. 2 gilt entsprechend für Aufbaustudiengänge. 
4Mit dem Ausschluss von der Prüfung gilt diese als abge-
legt und nicht bestanden.

§ 67 

Schriftliche Übersetzerprüfung

(1) 1Die schriftliche Übersetzerprüfung erstreckt sich 
auf

1. einen Aufsatz in der zu prüfenden Sprache über ei-
nes von mindestens drei zur Wahl gestellten Themen 

144 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

(2) 1Es gelten die §§ 55, 57 und 60 bis 62, soweit sie 
Regelungen zum ersten Prüfungsabschnitt enthalten und 
nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 2Das Staatsmi-
nisterium oder die von ihm beauftragte Stelle kann bei 
Bedarf besondere staatliche Prüfungsausschüsse einset-
zen.

(3) 1Die Bewerberinnen und Bewerber haben folgen-
de Prüfungsleistungen zu erbringen:

1. dieselben schriftlichen Prüfungsleistungen wie die 
Studierenden der öffentlichen oder staatlich aner-
kannten Fachakademien im ersten Prüfungsab-
schnitt,

2. weitere schriftliche Aufgaben 

a) in dem Fach nach § 57 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, in 
dem keine schriftliche Prüfung gemäß Nr. 1 ab-
gelegt wurde: Bearbeitungszeit 120 Minuten,

b) in den Fächern Sozialkunde/ Soziologie, mathe-
matisch-naturwissenschaftliche Bildung, Ökolo-
gie/ Gesundheitspädagogik, Recht und Organi-
sation sowie Deutsch: Bearbeitungszeit je 120 
Minuten,

3. eine mündliche Prüfung im Fach Praxis- und Metho-
denlehre mit Gesprächsführung: Dauer in der Regel 
30 Minuten,

4. praktische und mündliche Prüfungen in den Fächern 
Kunst- und Werkpädagogik sowie Musik- und Bewe-
gungspädagogik: Dauer je Fach 45 bis 90 Minuten.

2Der Prüfungsausschuss

1. stellt die Aufgaben nach Satz 1 Nr. 2 Buchst. b und 

2. legt die Prüfungsdauer in den einzelnen Fächern 
nach Satz 1 Nr. 4 fest.

3Er kann 

1. die schriftliche Prüfung in Fächern nach Satz 1  
Nr. 2 Buchst. b durch eine mündliche Prüfung erset-
zen: Dauer je Fach 30 Minuten,

2. von der Prüfung nach Satz 1 Nr. 4 in den Fächern 
befreien, in denen die Bewerberin oder der Bewerber 
entsprechende Kenntnisse durch ein Zeugnis über 
eine staatliche Prüfung nachweist.

4Von der Prüfung gemäß Satz 1 Nr. 2 Buchst. a im Fach 
Theologie/ Religionspädagogik kann das vorsitzende 
Mitglied des Prüfungsausschusses auf Antrag Bewerbe-
rinnen und Bewerber befreien, die keiner Konfession an-
gehören, für die Theologie/ Religionspädagogik an einer 
Fachakademie angeboten wird.

(4) 1Auf schriftlichen Antrag der Bewerberin oder des 
Bewerbers, der dem vorsitzenden Mitglied des Prüfungs-
auschusses bis zu einem von ihm festgesetzten Termin 
�������� ������ ������ ��� ���������� ����� ������� �����
Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 eine zusätzliche Prüfung statt. 2Bei ei-
ner vorherigen schriftlichen Prüfung wird das Fach münd-
lich – Dauer 30 Minuten –, bei einer vorherigen mündli-
chen Prüfung schriftlich – Bearbeitungszeit 120 Minuten 
– geprüft.

§ 64 

Zulassung

(1) 1Die Bewerberinnen und Bewerber bedürfen der 
Zulassung, die bis spätestens 1. März bei der Fachaka-
demie zu beantragen ist. 2Über die Zulassung wird schrift-
lich entschieden.

(2) 1Die Bewerberinnen und Bewerber müssen fol-
gende Voraussetzungen erfüllen:

1. die Aufnahmevoraussetzungen nach § 6 Abs. 1 seit 
mindestens zwei Jahren und

2. eine erfolgreiche Tätigkeit in einer sozialpädagogi-
schen Einrichtung von weiteren sechs Monaten oder 
regelmäßige Teilnahme am Unterricht im Fach sozi-
alpädagogische Praxis als Studierende oder Studie-
render gemäß der Stundentafel. 

2Bewerberinnen und Bewerber, die den mittleren Schul-
abschluss und eine abgeschlossene Berufsausbildung in 
einem staatlich anerkannten Ausbildungsberuf nachwei-
sen, können abweichend von Satz 1 Nr. 1 in Verbindung 
mit § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b zugelassen werden, 
wenn

1. sie das 25. Lebensjahr vollendet haben,

2. ihr bisheriger Bildungsstand und Werdegang ein er-
folgreiches Ablegen der Abschlussprüfung als andere 
Bewerberin oder anderer Bewerber erwarten lassen 
und 

3. zusätzlich die Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 2 
erfüllt sind.

(3) Dem Antrag sind beizufügen:

1. Lebenslauf, der die Daten des Schulbesuchs und der 

���	���������
��������������������������������

2. Nachweise über die nach § 6 Abs. 1 erforderliche 
���������������
���	��������
������������������������
in beglaubigter Abschrift,
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(1) 1Die Dolmetscherprüfung kann nur nach bestan-
dener Übersetzerprüfung abgelegt werden und umfasst

1. die mündliche Übersetzerprüfung sowie

2. die folgenden drei mündlichen Aufgaben:

a) inhaltlich richtige, sprachlich einwandfreie und 
�������� ���������� ����������� ������ ��� ����
zu prüfenden Sprache gehaltenen Vortrags in 
Deutsch: Dauer des Vortrags etwa sechs Minu-
ten, Dauer von Vortrag und Wiedergabe zusam-
men höchstens 15 Minuten,

b) inhaltlich richtige, sprachlich einwandfreie und 
���������������������������������������������
gehaltenen Vortrags in der zu prüfenden Spra-
che: Dauer des Vortrags etwa sechs Minuten, 
Dauer von Vortrag und Wiedergabe zusammen 
höchstens 15 Minuten,

c) Dolmetschen einer zweisprachig geführten, 
sprachlich anspruchsvollen Verhandlung zwi-
schen zwei Gesprächspartnern in praxisnaher 
Gesprächsführung unter Berücksichtigung des 
gewählten Fachgebiets: Dauer 15 Minuten.

2Einer der Vorträge nach Satz 1 Nr. 2 Buchst. a und b 
ist dem gewählten Fachgebiet zu entnehmen. 3Von den 
Vorträgen können Notizen gemacht werden.

(2) 1Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 entfällt, wenn die Dolmetscher-
prüfung in derselben Sprache und demselben Fachgebiet 
entweder zum selben Termin wie die Übersetzerprüfung 
oder zum unmittelbar darauffolgenden Termin abgelegt 
wird. 2Die Einzelnoten für die entsprechenden Prüfungs-
aufgaben der mündlichen Übersetzerprüfung nach § 68 
Abs. 2 zählen auch für die Dolmetscherprüfung. 

(3) 1Legt die Prüfungsteilnehmerin oder der Prü-
fungsteilnehmer die Dolmetscherprüfung im selben Prü-
fungstermin oder in zwei unmittelbar aufeinanderfolgen-
den Prüfungsterminen in zwei Fachgebieten derselben 
Sprache ab, so hat sie oder er sich derjenigen Prüfungs-
aufgabe nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a und b, die 
nicht einem gewählten Fachgebiet entnommen ist, nur 
einmal zu unterziehen. 2Die Prüfungsleistungen zählen 
für beide Fachgebiete. 

(4) 1Wenn die Dolmetscherprüfung in zwei Fachge-
bieten derselben Sprache zum selben Prüfungstermin 
abgelegt wird, ohne dass diese zum selben Prüfungster-
min wie die entsprechenden Übersetzerprüfungen oder 
zum unmittelbar darauffolgenden Prüfungstermin ab-
gelegt wird, werden von den in Abs. 1 Nr. 1 genannten 
Prüfungsaufgaben die Aufgaben nach § 68 Abs. 2 Nr. 1 
und 2 oder Nr. 3 nur einmal abgelegt. 2Abs. 3 Satz 2 gilt 
entsprechend.

(5) Für die Bewertung gilt § 67 Abs. 2 Satz 2 bis 4 
entsprechend.

§ 70 

Bestehen der Abschlussprüfung

(1) Die Übersetzerprüfung hat bestanden, wer

1. nicht gemäß § 66 Abs. 2 oder § 68 Abs. 1 Satz 2 von 
der Prüfung ausgeschlossen ist und

2. in höchstens einer schriftlichen und einer mündlichen 
Prüfungsaufgabe eine schlechtere Note als 4, jedoch 
in keiner Prüfungsaufgabe eine schlechtere Note als 
5 erzielt hat.

(2) Die Dolmetscherprüfung hat bestanden, wer

1. die Übersetzerprüfung erfolgreich abgelegt hat,

2. nicht gemäß § 66 Abs. 2 von der Prüfung ausge-
schlossen ist und

3. in keiner Prüfungsaufgabe der mündlichen Prüfung 
gemäß § 69 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 eine schlechtere Prü-
fungsnote als 4 erzielt hat.

§ 71 

Abschlusszeugnis

(1) 1Das Abschlusszeugnis enthält

1. die Jahresfortgangsnoten der Fächer des dritten Stu-
dienjahres sowie der in einem früheren Studienjahr 
abgeschlossenen Fächer, 

2. die Prüfungsnoten der schriftlichen und mündlichen 
Prüfungen,

3. die jeweiligen Durchschnittsnoten, 

4. die Prüfungsgesamtnote der Übersetzerprüfung, 

5. die zuzuerkennende Berufsbezeichnung und 

6. die Zuordnung des Abschlusses zu einer Niveaustufe 
������������������
	�����������������
�����-
mens.

2Wird die Übersetzer- und Dolmetscherprüfung in ei-
nem Prüfungstermin abgelegt, enthält das Abschluss-
zeugnis zusätzlich die Prüfungsnoten der mündlichen 
Prüfung gemäß § 69 und die Prüfungsgesamtnote der 
Dolmetscherprüfung. 3Wird die Dolmetscherprüfung im 
darauffolgenden Jahr abgelegt, wird ein Zeugnis über 
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zur Landeskunde des Sprachraums dieser Sprache: 
Bearbeitungszeit 180 Minuten,

2. eine Übersetzung eines anspruchsvollen Textes all-
gemeiner Art von etwa 30 Schreibmaschinenzeilen 
Länge aus dem Deutschen in die zu prüfende Spra-
che: Bearbeitungszeit 90 Minuten,

3. eine Übersetzung eines anspruchsvollen, dem ge-
wählten Fachgebiet entnommenen Textes von etwa 
30 Schreibmaschinenzeilen Länge aus dem Deut-
schen in die zu prüfende Sprache: Bearbeitungszeit 
90 Minuten,

4. eine Übersetzung eines anspruchsvollen Textes all-
gemeiner Art von etwa 30 Schreibmaschinenzeilen 
Länge aus der zu prüfenden Sprache in das Deut-
sche: Bearbeitungszeit 90 Minuten, 

5. eine Übersetzung eines anspruchsvollen, dem ge-
wählten Fachgebiet entnommenen Textes von etwa 
30 Schreibmaschinenzeilen Länge aus der zu prü-
fenden Sprache in das Deutsche: Bearbeitungszeit 
90 Minuten.

2Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer, de-
ren Muttersprache die zu prüfende Sprache ist, haben 
statt des Aufsatzes nach Satz 1 Nr. 1 einen Aufsatz über 
eines von drei Themen zur deutschen Landeskunde in 
Deutsch zu schreiben.

(2) 1Die Aufgaben werden vom Staatsministerium ge-
stellt. 2Die schriftlichen Prüfungsarbeiten werden jeweils 
von zwei Mitgliedern des Prüfungsausschusses bewertet, 
die das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses 
bestimmt. 3Kommt eine Einigung nicht zustande, wird die 
Note vom vorsitzenden Mitglied oder von einer durch ihn 
bestimmten Prüferin oder einem durch ihn bestimmten 
Prüfer festgesetzt. 4Die Bewertungen sind zu unterzeich-
nen, Abweichungen sind kurz zu begründen.

(3) 1Legt die Prüfungsteilnehmerin oder der Prü-
fungsteilnehmer die Übersetzerprüfung zum selben Prü-
fungstermin oder in zwei unmittelbar aufeinanderfolgen-
den Prüfungsterminen in zwei Fachgebieten derselben 
Sprache ab, so hat sie oder er sich nur einmal den Prü-
fungen nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 2 und 4 zu unterziehen. 
2Die dabei erzielten Einzelnoten zählen für die Teilnote 
der schriftlichen Prüfung in beiden Fachgebieten.

§ 68 

Mündliche Übersetzerprüfung

(1) 1Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschus-
ses stellt fest, ob die Voraussetzungen für die Teilnahme 
an der mündlichen Übersetzerprüfung vorliegen. 2Vom 
mündlichen Teil der Übersetzerprüfung ist ausgeschlos-
sen, 

1. wer in einer schriftlichen Prüfungsaufgabe die Note 6 
oder

2. in zwei schriftlichen Prüfungsaufgaben die Note 5 

erzielt hat. 3Mit dem Ausschluss von der mündlichen Prü-
fung gilt die Übersetzerprüfung als abgelegt und nicht 
bestanden.

(2) 1Die mündliche Übersetzerprüfung erstreckt sich 
auf

1. ein Gespräch in der zu prüfenden Sprache und in 
Deutsch über verschiedene Gebiete der allgemei-
nen Landeskunde, bei dem die Prüfungsteilnehmerin 
oder der Prüfungsteilnehmer Kenntnisse insbeson-
dere der politischen, rechtlichen, wirtschaftlichen 
und kulturellen Verhältnisse des Sprachraums der zu 
prüfenden Sprache und Deutschlands nachzuweisen 
hat: Dauer 15 Minuten,

2. eine Stegreifübersetzung aus der zu prüfenden Spra-
che ins Deutsche anhand eines kurzen Textes aus ei-
ner Zeitung, einer Zeitschrift, einem Brief oder einem 
anderen Schriftstück: Dauer zehn Minuten,

3. eine Stegreifübersetzung aus dem Deutschen in die 
zu prüfende Sprache anhand eines kurzen Textes 
aus einer Zeitung, einer Zeitschrift, einem Brief oder 
einem anderen Schriftstück: Dauer zehn Minuten und

4. sprachliche, fachliche und fachsprachliche Erläute-
rungen in der zu prüfenden Sprache und in Deutsch, 
ausgehend von den nach den Nrn. 2 und 3 über-
setzten Texten, wobei die Prüfungsteilnehmerin oder 
der Prüfungsteilnehmer insbesondere umfassende 
Grundkenntnisse in der Terminologie und von Sach-
zusammenhängen des gewählten Fachgebiets sowie 
hinreichende Vertrautheit mit sprachlich und fachlich 
relevanten Hilfsmitteln nachzuweisen hat: Dauer 20 
Minuten.

2Das Gespräch nach Satz 1 Nr. 1 ist überwiegend in der 
zu prüfenden Sprache zu führen, es sei denn, diese Spra-
che ist die Muttersprache der Prüfungsteilnehmerin oder 
des Prüfungsteilnehmers. 3Einer der Texte nach Satz 1 
Nr. 2 und 3 ist dem gewählten Fachgebiet zu entnehmen.

(3) § 67 Abs. 3 gilt in Bezug auf Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, 2 
und 3 entsprechend. 

(4) Für die Bewertung gilt § 67 Abs. 2 Satz 2 bis 4 
entsprechend.

§ 69 

Dolmetscherprüfung
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(1) 1Die Dolmetscherprüfung kann nur nach bestan-
dener Übersetzerprüfung abgelegt werden und umfasst

1. die mündliche Übersetzerprüfung sowie

2. die folgenden drei mündlichen Aufgaben:

a) inhaltlich richtige, sprachlich einwandfreie und 
�������� ���������� ����������� ������ ��� ����
zu prüfenden Sprache gehaltenen Vortrags in 
Deutsch: Dauer des Vortrags etwa sechs Minu-
ten, Dauer von Vortrag und Wiedergabe zusam-
men höchstens 15 Minuten,

b) inhaltlich richtige, sprachlich einwandfreie und 
���������������������������������������������
gehaltenen Vortrags in der zu prüfenden Spra-
che: Dauer des Vortrags etwa sechs Minuten, 
Dauer von Vortrag und Wiedergabe zusammen 
höchstens 15 Minuten,

c) Dolmetschen einer zweisprachig geführten, 
sprachlich anspruchsvollen Verhandlung zwi-
schen zwei Gesprächspartnern in praxisnaher 
Gesprächsführung unter Berücksichtigung des 
gewählten Fachgebiets: Dauer 15 Minuten.

2Einer der Vorträge nach Satz 1 Nr. 2 Buchst. a und b 
ist dem gewählten Fachgebiet zu entnehmen. 3Von den 
Vorträgen können Notizen gemacht werden.

(2) 1Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 entfällt, wenn die Dolmetscher-
prüfung in derselben Sprache und demselben Fachgebiet 
entweder zum selben Termin wie die Übersetzerprüfung 
oder zum unmittelbar darauffolgenden Termin abgelegt 
wird. 2Die Einzelnoten für die entsprechenden Prüfungs-
aufgaben der mündlichen Übersetzerprüfung nach § 68 
Abs. 2 zählen auch für die Dolmetscherprüfung. 

(3) 1Legt die Prüfungsteilnehmerin oder der Prü-
fungsteilnehmer die Dolmetscherprüfung im selben Prü-
fungstermin oder in zwei unmittelbar aufeinanderfolgen-
den Prüfungsterminen in zwei Fachgebieten derselben 
Sprache ab, so hat sie oder er sich derjenigen Prüfungs-
aufgabe nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a und b, die 
nicht einem gewählten Fachgebiet entnommen ist, nur 
einmal zu unterziehen. 2Die Prüfungsleistungen zählen 
für beide Fachgebiete. 

(4) 1Wenn die Dolmetscherprüfung in zwei Fachge-
bieten derselben Sprache zum selben Prüfungstermin 
abgelegt wird, ohne dass diese zum selben Prüfungster-
min wie die entsprechenden Übersetzerprüfungen oder 
zum unmittelbar darauffolgenden Prüfungstermin ab-
gelegt wird, werden von den in Abs. 1 Nr. 1 genannten 
Prüfungsaufgaben die Aufgaben nach § 68 Abs. 2 Nr. 1 
und 2 oder Nr. 3 nur einmal abgelegt. 2Abs. 3 Satz 2 gilt 
entsprechend.

(5) Für die Bewertung gilt § 67 Abs. 2 Satz 2 bis 4 
entsprechend.

§ 70 

Bestehen der Abschlussprüfung

(1) Die Übersetzerprüfung hat bestanden, wer

1. nicht gemäß § 66 Abs. 2 oder § 68 Abs. 1 Satz 2 von 
der Prüfung ausgeschlossen ist und

2. in höchstens einer schriftlichen und einer mündlichen 
Prüfungsaufgabe eine schlechtere Note als 4, jedoch 
in keiner Prüfungsaufgabe eine schlechtere Note als 
5 erzielt hat.

(2) Die Dolmetscherprüfung hat bestanden, wer

1. die Übersetzerprüfung erfolgreich abgelegt hat,

2. nicht gemäß § 66 Abs. 2 von der Prüfung ausge-
schlossen ist und

3. in keiner Prüfungsaufgabe der mündlichen Prüfung 
gemäß § 69 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 eine schlechtere Prü-
fungsnote als 4 erzielt hat.

§ 71 

Abschlusszeugnis

(1) 1Das Abschlusszeugnis enthält

1. die Jahresfortgangsnoten der Fächer des dritten Stu-
dienjahres sowie der in einem früheren Studienjahr 
abgeschlossenen Fächer, 

2. die Prüfungsnoten der schriftlichen und mündlichen 
Prüfungen,

3. die jeweiligen Durchschnittsnoten, 

4. die Prüfungsgesamtnote der Übersetzerprüfung, 

5. die zuzuerkennende Berufsbezeichnung und 

6. die Zuordnung des Abschlusses zu einer Niveaustufe 
������������������
	�����������������
�����-
mens.

2Wird die Übersetzer- und Dolmetscherprüfung in ei-
nem Prüfungstermin abgelegt, enthält das Abschluss-
zeugnis zusätzlich die Prüfungsnoten der mündlichen 
Prüfung gemäß § 69 und die Prüfungsgesamtnote der 
Dolmetscherprüfung. 3Wird die Dolmetscherprüfung im 
darauffolgenden Jahr abgelegt, wird ein Zeugnis über 
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zur Landeskunde des Sprachraums dieser Sprache: 
Bearbeitungszeit 180 Minuten,

2. eine Übersetzung eines anspruchsvollen Textes all-
gemeiner Art von etwa 30 Schreibmaschinenzeilen 
Länge aus dem Deutschen in die zu prüfende Spra-
che: Bearbeitungszeit 90 Minuten,

3. eine Übersetzung eines anspruchsvollen, dem ge-
wählten Fachgebiet entnommenen Textes von etwa 
30 Schreibmaschinenzeilen Länge aus dem Deut-
schen in die zu prüfende Sprache: Bearbeitungszeit 
90 Minuten,

4. eine Übersetzung eines anspruchsvollen Textes all-
gemeiner Art von etwa 30 Schreibmaschinenzeilen 
Länge aus der zu prüfenden Sprache in das Deut-
sche: Bearbeitungszeit 90 Minuten, 

5. eine Übersetzung eines anspruchsvollen, dem ge-
wählten Fachgebiet entnommenen Textes von etwa 
30 Schreibmaschinenzeilen Länge aus der zu prü-
fenden Sprache in das Deutsche: Bearbeitungszeit 
90 Minuten.

2Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer, de-
ren Muttersprache die zu prüfende Sprache ist, haben 
statt des Aufsatzes nach Satz 1 Nr. 1 einen Aufsatz über 
eines von drei Themen zur deutschen Landeskunde in 
Deutsch zu schreiben.

(2) 1Die Aufgaben werden vom Staatsministerium ge-
stellt. 2Die schriftlichen Prüfungsarbeiten werden jeweils 
von zwei Mitgliedern des Prüfungsausschusses bewertet, 
die das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses 
bestimmt. 3Kommt eine Einigung nicht zustande, wird die 
Note vom vorsitzenden Mitglied oder von einer durch ihn 
bestimmten Prüferin oder einem durch ihn bestimmten 
Prüfer festgesetzt. 4Die Bewertungen sind zu unterzeich-
nen, Abweichungen sind kurz zu begründen.

(3) 1Legt die Prüfungsteilnehmerin oder der Prü-
fungsteilnehmer die Übersetzerprüfung zum selben Prü-
fungstermin oder in zwei unmittelbar aufeinanderfolgen-
den Prüfungsterminen in zwei Fachgebieten derselben 
Sprache ab, so hat sie oder er sich nur einmal den Prü-
fungen nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 2 und 4 zu unterziehen. 
2Die dabei erzielten Einzelnoten zählen für die Teilnote 
der schriftlichen Prüfung in beiden Fachgebieten.

§ 68 

Mündliche Übersetzerprüfung

(1) 1Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschus-
ses stellt fest, ob die Voraussetzungen für die Teilnahme 
an der mündlichen Übersetzerprüfung vorliegen. 2Vom 
mündlichen Teil der Übersetzerprüfung ist ausgeschlos-
sen, 

1. wer in einer schriftlichen Prüfungsaufgabe die Note 6 
oder

2. in zwei schriftlichen Prüfungsaufgaben die Note 5 

erzielt hat. 3Mit dem Ausschluss von der mündlichen Prü-
fung gilt die Übersetzerprüfung als abgelegt und nicht 
bestanden.

(2) 1Die mündliche Übersetzerprüfung erstreckt sich 
auf

1. ein Gespräch in der zu prüfenden Sprache und in 
Deutsch über verschiedene Gebiete der allgemei-
nen Landeskunde, bei dem die Prüfungsteilnehmerin 
oder der Prüfungsteilnehmer Kenntnisse insbeson-
dere der politischen, rechtlichen, wirtschaftlichen 
und kulturellen Verhältnisse des Sprachraums der zu 
prüfenden Sprache und Deutschlands nachzuweisen 
hat: Dauer 15 Minuten,

2. eine Stegreifübersetzung aus der zu prüfenden Spra-
che ins Deutsche anhand eines kurzen Textes aus ei-
ner Zeitung, einer Zeitschrift, einem Brief oder einem 
anderen Schriftstück: Dauer zehn Minuten,

3. eine Stegreifübersetzung aus dem Deutschen in die 
zu prüfende Sprache anhand eines kurzen Textes 
aus einer Zeitung, einer Zeitschrift, einem Brief oder 
einem anderen Schriftstück: Dauer zehn Minuten und

4. sprachliche, fachliche und fachsprachliche Erläute-
rungen in der zu prüfenden Sprache und in Deutsch, 
ausgehend von den nach den Nrn. 2 und 3 über-
setzten Texten, wobei die Prüfungsteilnehmerin oder 
der Prüfungsteilnehmer insbesondere umfassende 
Grundkenntnisse in der Terminologie und von Sach-
zusammenhängen des gewählten Fachgebiets sowie 
hinreichende Vertrautheit mit sprachlich und fachlich 
relevanten Hilfsmitteln nachzuweisen hat: Dauer 20 
Minuten.

2Das Gespräch nach Satz 1 Nr. 1 ist überwiegend in der 
zu prüfenden Sprache zu führen, es sei denn, diese Spra-
che ist die Muttersprache der Prüfungsteilnehmerin oder 
des Prüfungsteilnehmers. 3Einer der Texte nach Satz 1 
Nr. 2 und 3 ist dem gewählten Fachgebiet zu entnehmen.

(3) § 67 Abs. 3 gilt in Bezug auf Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, 2 
und 3 entsprechend. 

(4) Für die Bewertung gilt § 67 Abs. 2 Satz 2 bis 4 
entsprechend.

§ 69 

Dolmetscherprüfung
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1Bewerberinnen und Bewerber, die keiner Fachaka-
demie für Übersetzen und Dolmetschen angehören oder 
an der besuchten Fachakademie die Abschlussprüfung 
nicht ablegen können, können als andere Bewerberinnen 
und Bewerber zur Abschlussprüfung an einer öffentlichen 
oder staatlich anerkannten Fachakademie zugelassen 
werden. 2Als andere Bewerberin oder anderer Bewerber 
zählt nicht, wer in dem Studienjahr, in dem sie oder er 
sich der Übersetzer- oder Dolmetscherprüfung unterzie-
hen will, in der zu prüfenden Sprache Studierende oder 
Studierender einer öffentlichen oder staatlich anerkann-
ten Fachakademie für Übersetzen und Dolmetschen in 
Bayern war. 3Die §§ 67 bis 72 gelten entsprechend, so-
weit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist.

§ 74 

Zulassung

(1) 1Die Bewerberinnen und Bewerber bedürfen der 
Zulassung, die bis spätestens 15. Januar bei der Fach-
akademie zu beantragen ist. 2Über die Zulassung wird 
schriftlich entschieden.

(2) Andere Bewerberinnen und Bewerber müssen für 
die Prüfungszulassung zur Übersetzerprüfung in einer 
Sprache und einem Fachgebiet folgende Voraussetzun-
gen nachweisen:

1. a)   die allgemeine oder fachgebundene Hochschul-
reife oder die Fachhochschulreife,

b)  die erfolgreiche Teilnahme an der Abschlussprü-
fung einer mindestens zweijährigen öffentlichen 
oder staatlich anerkannten privaten Berufsfach-
schule für Fremdsprachenberufe in Bayern oder

c)  einen Bildungsabschluss, dessen Gleichwertig-
keit mit den Abschlüssen nach Buchst. a oder 
Buchst. b vom Staatsministerium oder einer von 
ihm beauftragten Stelle anerkannt wurde,

2. a)  ein Studium in dieser Sprache und in diesem 
Fachgebiet an einer Fachakademie für Überset-
zen und Dolmetschen in Bayern,

b)  eine dem Studium nach Buchst. a gleichwertige 
���������������������������������������������-
che und in diesem Fachgebiet oder 

c)  eine Tätigkeit als Übersetzer in dieser Sprache 
und in diesem Fachgebiet in einem Umfang von 
1 200 Stunden oder 1 200 DIN A4 Seiten und

3. bei Bewerberinnen und Bewerbern mit einer ande-
ren Muttersprache als Deutsch Deutschkenntnisse 
auf dem Niveau C2 des gemeinsamen europäischen 
Referenzrahmens für Sprache; der Nachweis kann 

������
�	��������������
�������������
����
������
Goethe-Instituts oder einer anderen vom Staatsmi-
nisterium allgemein oder im Einzelfall als gleichwertig 
anerkannten Prüfung.

(3) Andere Bewerberinnen und Bewerber müssen für 
die Prüfungszulassung zur Dolmetscherprüfung in einer 
Sprache und einem Fachgebiet folgende Voraussetzun-
gen nachweisen:

1. a)   die Übersetzerprüfung in dieser Sprache und 
diesem Fachgebiet,

b)  eine vom Staatsministerium oder der von ihm 
beauftragten Stelle als gleichwertig anerkannte 
bestandene Prüfung oder 

c)  einen Antrag auf Zulassung zur Übersetzerprü-
fung in dieser Sprache und diesem Fachgebiet 
zum selben Termin, wenn die Voraussetzungen 
nach Abs. 2 erfüllt sind, und

2. a)   ein Studium in dieser Sprache und in diesem 
Fachgebiet an einer Fachakademie für Überset-
zen und Dolmetschen in Bayern während des 
Besuchs der für Dolmetscher vorgesehenen zu-
sätzlichen Unterrichtsveranstaltungen,

b)  eine dem Studium nach Buchst. a gleichwertige 
���������������������������������������������-
che und in diesem Fachgebiet oder

c) eine Tätigkeit als Dolmetscher in dieser Sprache 
und in diesem Fachgebiet in einem Umfang von 
500 Stunden.

(4) Dem Antrag sind beizufügen:

1. Lebenslauf, der die Daten des Schulbesuchs und der 
����������������������������������
���
��������

2. Nachweise über die nach § 7 Abs. 1 erforderliche 
�������������������������������������������������-
kompetenz im Original oder in beglaubigter Abschrift,

3. Erklärung, aus der hervorgeht, wie sich die Bewerbe-
rin oder der Bewerber in den einzelnen Fächern vor-
bereitet hat und ob und gegebenenfalls mit welchem 
Ergebnis sich die Bewerberin oder der Bewerber 
schon einmal der Abschlussprüfung an einer Fach-
akademie unterzogen hat.

(5) 1Die Zulassung kann versagt werden, wenn die 
Bewerberin oder der Bewerber die Zulassung nicht frist-
gerecht beantragt oder die notwendigen Unterlagen und 
Erklärungen nicht rechtzeitig vorlegt. 2Die Zulassung ist 
zu versagen, wenn die Bewerberin oder der Bewerber die 
Nachweise nach Abs. 4 Nr. 2 nicht erbringt oder sich der Ab-
schlussprüfung schon zweimal ohne Erfolg unterzogen hat.
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die Dolmetscherprüfung ausgestellt, das die Jahresfort-
gangsnoten in den Fächern Verhandlungsdolmetschen 
und Vortragsdolmetschen, die Prüfungsnoten der münd-
lichen Prüfung gemäß § 69, die Prüfungsgesamtnote der 
Dolmetscherprüfung und die zuzuerkennende Berufsbe-
zeichnung enthält. 4Wird die Übersetzerprüfung oder die 
Übersetzer- und Dolmetscherprüfung gemäß § 3 Abs. 3 
Satz 2 abgelegt, enthält das Abschlusszeugnis die Jah-
resfortgangsnoten der besuchten Fächer des Aufbau-
studiums, die Prüfungsnoten der jeweiligen Abschluss-
prüfung sowie die Prüfungsgesamtnote der abgelegten 
Prüfung. 5Das Abschlusszeugnis und das Zeugnis über 
die Dolmetscherprüfung müssen den vom Staatsminis-
terium herausgegebenen Mustern entsprechen. 6Neben 
dem Abschlusszeugnis erhalten die Prüfungsteilneh-
merinnen und Prüfungsteilnehmer eine Urkunde über 
die Zuerkennung der Berufsbezeichnung. 7Die Urkunde 
muss dem vom Staatsministerium herausgegebenen 
Muster entsprechen und die Zuordnung des Abschlusses 
zu einer Niveaustufe des Deutschen und Europäischen 
�������������������������������

(2) 1Die Prüfungsgesamtnote der Übersetzerprü-
fung ist eine auf zwei Dezimalstellen errechnete Durch-
schnittsnote der dreifach gewichteten Durchschnittsnote 
der Jahresfortgangsnoten des dritten Studienjahres so-
wie gegebenenfalls der Jahresfortgangsnoten der in ei-
nem früheren Studienjahr abgeschlossenen Stufe 3 der 
Zweiten Fremdsprache, der zweifach gewichteten Durch-
schnittsnote der schriftlichen Prüfung und der einfach 
gewichteten Durchschnittsnote der mündlichen Prüfung. 
2Die Durchschnittsnoten werden aus der Summe der je-
weiligen Jahresfortgangsnoten und Prüfungsergebnisse 
geteilt durch die jeweilige Anzahl der Fächer und Prüfun-
gen errechnet.

(3) 1Die Prüfungsgesamtnote der Dolmetscherprü-
fung ist eine auf zwei Dezimalstellen errechnete Durch-
schnittsnote der dreifach gewichteten Durchschnittsnote 
der Jahresfortgangsnoten in den Fächern der Anlage 10 
Nr. 7.2 und 7.3, der einfach gewichteten Durchschnittsno-
te der mündlichen Übersetzerprüfung und der zweifach 
gewichteten Durchschnittsnote der mündlichen Dolmet-
scherprüfung. 2Für die Berechnung der Durchschnitts-
noten der Jahresfortgangsnoten und der mündlichen 
Übersetzerprüfung gilt Abs. 2 Satz 2 entsprechend; die 
Durchschnittsnote der mündlichen Dolmetscherprüfung 
errechnet sich aus dem jeweils einfach gewichteten Auf-
gabenteil gemäß § 69 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a und 
b sowie dem zweifach gewichteten Aufgabenteil gemäß  
§ 69 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. c.

(4) Als Prüfungsgesamtnote erhalten Prüfungsteil-
nehmerinnen und Prüfungsteilnehmer die Note

1. „mit Auszeichnung“  mit einer Prüfungsgesamtnote 
bis 1,50,

2. „gut“     mit einer Prüfungsgesamtnote 
von 1,51 bis 2,50,

3. „befriedigend“   mit einer Prüfungsgesamtnote 
von 2,51 bis 3,50,

4. „ausreichend“   mit einer Prüfungsgesamtnote 
von 3,51 bis 4,50.

(5) Studierende, die sich der Abschlussprüfung ohne 
Erfolg unterzogen haben, erhalten ein Jahreszeugnis, 
das die Leistungen im dritten Studienjahr ohne Einbezie-
hung der Abschlussprüfung, eine Bemerkung über die er-
folgslose Teilnahme an der Abschlussprüfung und einen 
Hinweis enthält, ob die Abschlussprüfung gemäß Art. 54 
Abs. 5 Satz 1 BayEUG noch einmal wiederholt werden 
darf oder nicht.

(6) Über das Abschlusszeugnis und über das Jah-
reszeugnis gemäß Abs. 5 beschließt der Prüfungsaus-
schuss.

(7) Eine allgemeine Beurteilung nach Art. 54 Abs. 4 
Satz 3 BayEUG wird nicht aufgenommen.

§ 72 

Wiederholen der Prüfung

(1) 1Eine nicht bestandene Prüfung kann in dersel-
ben Sprache und demselben Fachgebiet einmal wieder-
holt werden. 2Die Prüfung kann nur im Ganzen wiederholt 
werden. 3Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilneh-
mer, die die Übersetzerprüfung in einer Sprache und 
einem Fachgebiet zweimal nicht bestanden haben und 
die Übersetzerprüfung in derselben Sprache in einem 
anderen Fachgebiet zu einem anderen Prüfungstermin 
einmal nicht bestehen, können die Übersetzerprüfung in 
derselben Sprache nicht mehr, auch nicht in einem ande-
ren Fachgebiet, ablegen. 4Satz 3 gilt für die Dolmetscher-
prüfung entsprechend. 5Die Genehmigung nach Art. 54 
Abs. 5 Satz 2 BayEUG erteilt die Schulaufsichtsbehörde.
 

(2) 1Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilneh-
mer, die die Prüfung das erste Mal abgelegt und bestan-
den haben, können zur Verbesserung ihrer Note noch 
einmal zur Prüfung zugelassen werden. 2Sie haben die 
Wahl, welches Prüfungsergebnis sie gelten lassen wol-
len.

Abschnitt 2

Abschlussprüfung  
für andere Bewerberinnen und Bewerber

§ 73 

Allgemeines
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1Bewerberinnen und Bewerber, die keiner Fachaka-
demie für Übersetzen und Dolmetschen angehören oder 
an der besuchten Fachakademie die Abschlussprüfung 
nicht ablegen können, können als andere Bewerberinnen 
und Bewerber zur Abschlussprüfung an einer öffentlichen 
oder staatlich anerkannten Fachakademie zugelassen 
werden. 2Als andere Bewerberin oder anderer Bewerber 
zählt nicht, wer in dem Studienjahr, in dem sie oder er 
sich der Übersetzer- oder Dolmetscherprüfung unterzie-
hen will, in der zu prüfenden Sprache Studierende oder 
Studierender einer öffentlichen oder staatlich anerkann-
ten Fachakademie für Übersetzen und Dolmetschen in 
Bayern war. 3Die §§ 67 bis 72 gelten entsprechend, so-
weit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist.

§ 74 

Zulassung

(1) 1Die Bewerberinnen und Bewerber bedürfen der 
Zulassung, die bis spätestens 15. Januar bei der Fach-
akademie zu beantragen ist. 2Über die Zulassung wird 
schriftlich entschieden.

(2) Andere Bewerberinnen und Bewerber müssen für 
die Prüfungszulassung zur Übersetzerprüfung in einer 
Sprache und einem Fachgebiet folgende Voraussetzun-
gen nachweisen:

1. a)   die allgemeine oder fachgebundene Hochschul-
reife oder die Fachhochschulreife,

b)  die erfolgreiche Teilnahme an der Abschlussprü-
fung einer mindestens zweijährigen öffentlichen 
oder staatlich anerkannten privaten Berufsfach-
schule für Fremdsprachenberufe in Bayern oder

c)  einen Bildungsabschluss, dessen Gleichwertig-
keit mit den Abschlüssen nach Buchst. a oder 
Buchst. b vom Staatsministerium oder einer von 
ihm beauftragten Stelle anerkannt wurde,

2. a)  ein Studium in dieser Sprache und in diesem 
Fachgebiet an einer Fachakademie für Überset-
zen und Dolmetschen in Bayern,

b)  eine dem Studium nach Buchst. a gleichwertige 
���������������������������������������������-
che und in diesem Fachgebiet oder 

c)  eine Tätigkeit als Übersetzer in dieser Sprache 
und in diesem Fachgebiet in einem Umfang von 
1 200 Stunden oder 1 200 DIN A4 Seiten und

3. bei Bewerberinnen und Bewerbern mit einer ande-
ren Muttersprache als Deutsch Deutschkenntnisse 
auf dem Niveau C2 des gemeinsamen europäischen 
Referenzrahmens für Sprache; der Nachweis kann 

������
�	��������������
�������������
����
������
Goethe-Instituts oder einer anderen vom Staatsmi-
nisterium allgemein oder im Einzelfall als gleichwertig 
anerkannten Prüfung.

(3) Andere Bewerberinnen und Bewerber müssen für 
die Prüfungszulassung zur Dolmetscherprüfung in einer 
Sprache und einem Fachgebiet folgende Voraussetzun-
gen nachweisen:

1. a)   die Übersetzerprüfung in dieser Sprache und 
diesem Fachgebiet,

b)  eine vom Staatsministerium oder der von ihm 
beauftragten Stelle als gleichwertig anerkannte 
bestandene Prüfung oder 

c)  einen Antrag auf Zulassung zur Übersetzerprü-
fung in dieser Sprache und diesem Fachgebiet 
zum selben Termin, wenn die Voraussetzungen 
nach Abs. 2 erfüllt sind, und

2. a)   ein Studium in dieser Sprache und in diesem 
Fachgebiet an einer Fachakademie für Überset-
zen und Dolmetschen in Bayern während des 
Besuchs der für Dolmetscher vorgesehenen zu-
sätzlichen Unterrichtsveranstaltungen,

b)  eine dem Studium nach Buchst. a gleichwertige 
���������������������������������������������-
che und in diesem Fachgebiet oder

c) eine Tätigkeit als Dolmetscher in dieser Sprache 
und in diesem Fachgebiet in einem Umfang von 
500 Stunden.

(4) Dem Antrag sind beizufügen:

1. Lebenslauf, der die Daten des Schulbesuchs und der 
����������������������������������
���
��������

2. Nachweise über die nach § 7 Abs. 1 erforderliche 
�������������������������������������������������-
kompetenz im Original oder in beglaubigter Abschrift,

3. Erklärung, aus der hervorgeht, wie sich die Bewerbe-
rin oder der Bewerber in den einzelnen Fächern vor-
bereitet hat und ob und gegebenenfalls mit welchem 
Ergebnis sich die Bewerberin oder der Bewerber 
schon einmal der Abschlussprüfung an einer Fach-
akademie unterzogen hat.

(5) 1Die Zulassung kann versagt werden, wenn die 
Bewerberin oder der Bewerber die Zulassung nicht frist-
gerecht beantragt oder die notwendigen Unterlagen und 
Erklärungen nicht rechtzeitig vorlegt. 2Die Zulassung ist 
zu versagen, wenn die Bewerberin oder der Bewerber die 
Nachweise nach Abs. 4 Nr. 2 nicht erbringt oder sich der Ab-
schlussprüfung schon zweimal ohne Erfolg unterzogen hat.
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die Dolmetscherprüfung ausgestellt, das die Jahresfort-
gangsnoten in den Fächern Verhandlungsdolmetschen 
und Vortragsdolmetschen, die Prüfungsnoten der münd-
lichen Prüfung gemäß § 69, die Prüfungsgesamtnote der 
Dolmetscherprüfung und die zuzuerkennende Berufsbe-
zeichnung enthält. 4Wird die Übersetzerprüfung oder die 
Übersetzer- und Dolmetscherprüfung gemäß § 3 Abs. 3 
Satz 2 abgelegt, enthält das Abschlusszeugnis die Jah-
resfortgangsnoten der besuchten Fächer des Aufbau-
studiums, die Prüfungsnoten der jeweiligen Abschluss-
prüfung sowie die Prüfungsgesamtnote der abgelegten 
Prüfung. 5Das Abschlusszeugnis und das Zeugnis über 
die Dolmetscherprüfung müssen den vom Staatsminis-
terium herausgegebenen Mustern entsprechen. 6Neben 
dem Abschlusszeugnis erhalten die Prüfungsteilneh-
merinnen und Prüfungsteilnehmer eine Urkunde über 
die Zuerkennung der Berufsbezeichnung. 7Die Urkunde 
muss dem vom Staatsministerium herausgegebenen 
Muster entsprechen und die Zuordnung des Abschlusses 
zu einer Niveaustufe des Deutschen und Europäischen 
�������������������������������

(2) 1Die Prüfungsgesamtnote der Übersetzerprü-
fung ist eine auf zwei Dezimalstellen errechnete Durch-
schnittsnote der dreifach gewichteten Durchschnittsnote 
der Jahresfortgangsnoten des dritten Studienjahres so-
wie gegebenenfalls der Jahresfortgangsnoten der in ei-
nem früheren Studienjahr abgeschlossenen Stufe 3 der 
Zweiten Fremdsprache, der zweifach gewichteten Durch-
schnittsnote der schriftlichen Prüfung und der einfach 
gewichteten Durchschnittsnote der mündlichen Prüfung. 
2Die Durchschnittsnoten werden aus der Summe der je-
weiligen Jahresfortgangsnoten und Prüfungsergebnisse 
geteilt durch die jeweilige Anzahl der Fächer und Prüfun-
gen errechnet.

(3) 1Die Prüfungsgesamtnote der Dolmetscherprü-
fung ist eine auf zwei Dezimalstellen errechnete Durch-
schnittsnote der dreifach gewichteten Durchschnittsnote 
der Jahresfortgangsnoten in den Fächern der Anlage 10 
Nr. 7.2 und 7.3, der einfach gewichteten Durchschnittsno-
te der mündlichen Übersetzerprüfung und der zweifach 
gewichteten Durchschnittsnote der mündlichen Dolmet-
scherprüfung. 2Für die Berechnung der Durchschnitts-
noten der Jahresfortgangsnoten und der mündlichen 
Übersetzerprüfung gilt Abs. 2 Satz 2 entsprechend; die 
Durchschnittsnote der mündlichen Dolmetscherprüfung 
errechnet sich aus dem jeweils einfach gewichteten Auf-
gabenteil gemäß § 69 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a und 
b sowie dem zweifach gewichteten Aufgabenteil gemäß  
§ 69 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. c.

(4) Als Prüfungsgesamtnote erhalten Prüfungsteil-
nehmerinnen und Prüfungsteilnehmer die Note

1. „mit Auszeichnung“  mit einer Prüfungsgesamtnote 
bis 1,50,

2. „gut“     mit einer Prüfungsgesamtnote 
von 1,51 bis 2,50,

3. „befriedigend“   mit einer Prüfungsgesamtnote 
von 2,51 bis 3,50,

4. „ausreichend“   mit einer Prüfungsgesamtnote 
von 3,51 bis 4,50.

(5) Studierende, die sich der Abschlussprüfung ohne 
Erfolg unterzogen haben, erhalten ein Jahreszeugnis, 
das die Leistungen im dritten Studienjahr ohne Einbezie-
hung der Abschlussprüfung, eine Bemerkung über die er-
folgslose Teilnahme an der Abschlussprüfung und einen 
Hinweis enthält, ob die Abschlussprüfung gemäß Art. 54 
Abs. 5 Satz 1 BayEUG noch einmal wiederholt werden 
darf oder nicht.

(6) Über das Abschlusszeugnis und über das Jah-
reszeugnis gemäß Abs. 5 beschließt der Prüfungsaus-
schuss.

(7) Eine allgemeine Beurteilung nach Art. 54 Abs. 4 
Satz 3 BayEUG wird nicht aufgenommen.

§ 72 

Wiederholen der Prüfung

(1) 1Eine nicht bestandene Prüfung kann in dersel-
ben Sprache und demselben Fachgebiet einmal wieder-
holt werden. 2Die Prüfung kann nur im Ganzen wiederholt 
werden. 3Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilneh-
mer, die die Übersetzerprüfung in einer Sprache und 
einem Fachgebiet zweimal nicht bestanden haben und 
die Übersetzerprüfung in derselben Sprache in einem 
anderen Fachgebiet zu einem anderen Prüfungstermin 
einmal nicht bestehen, können die Übersetzerprüfung in 
derselben Sprache nicht mehr, auch nicht in einem ande-
ren Fachgebiet, ablegen. 4Satz 3 gilt für die Dolmetscher-
prüfung entsprechend. 5Die Genehmigung nach Art. 54 
Abs. 5 Satz 2 BayEUG erteilt die Schulaufsichtsbehörde.
 

(2) 1Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilneh-
mer, die die Prüfung das erste Mal abgelegt und bestan-
den haben, können zur Verbesserung ihrer Note noch 
einmal zur Prüfung zugelassen werden. 2Sie haben die 
Wahl, welches Prüfungsergebnis sie gelten lassen wol-
len.

Abschnitt 2

Abschlussprüfung  
für andere Bewerberinnen und Bewerber

§ 73 

Allgemeines
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(1) 1Die schriftliche Prüfung erstreckt sich auf den 
gesamten theoretischen Unterrichtsstoff der Fächer, die 
in Anlage 11 als Abschlussprüfungsfächer ausgewiesen 
sind. 2����������������������������� �������������������

�	��������������������������������������������
�	�����
90 Minuten.

(2) 1Die Fachakademie legt zum Ende des ersten 
�������
���������������	����������������������������-
fächer der Anlage 11 eine Abschlussprüfung angeboten 
wird. 2Aus diesen Fächern wählen die Studierenden 
schriftlich spätestens zum Ende des der Abschlussprü-
fung vorhergehenden Studienhalbjahres zwei schriftliche 
Prüfungsfächer aus.

(3) 1Das Staatsministerium stellt die Aufgaben für 
����������������2������������������������������������
stellt der Prüfungsausschuss. 3Bei mehreren für ein Fach 
zur Wahl gestellten Aufgaben trifft das vorsitzende Mit-
glied des Prüfungsausschusses im Benehmen mit den 
fachlich zuständigen Lehrkräften des Prüfungsausschus-
ses am Prüfungstag die Auswahl. 4Für Parallelklassen 
können verschiedene Aufgaben gewählt werden.

§ 80

Erster Prüfungsabschnitt – mündliche Prüfung

(1) Studierende können sich auf schriftlichen Antrag, 
der dem vorsitzenden Mitglied des Prüfungsausschusses 
bis zu einem von ihm festgelegten Termin zugehen muss, 
freiwillig der mündlichen Prüfung unterziehen

1. in einem Fach der schriftlichen Prüfung, wenn sich 
die Noten der schriftlichen Prüfung und des Jah-
resfortgangs um eine, drei oder fünf Notenstufen 
unterscheiden und nach Auffassung des Prüfungs-
ausschusses die schlechtere Note als Gesamtnote 
festzusetzen wäre,

 �� ��� ������ ��������� ��������� ���� �������������
des letzten Studienjahres, wenn die Leistungen mit 
der Jahresfortgangsnote 5 oder 6 bewertet worden 
sind.

(2) Studierende haben sich der mündlichen Prüfung 
zu unterziehen, wenn nach den besonderen Umständen 
���� ������ ���� ��������������� ��� ������ ��������� ����
�����������������������������������������������-
ses durch die Noten des Jahresfortgangs und die Noten 
der schriftlichen Prüfung nicht geklärt erscheint, es sei 
denn, dass der Prüfungsausschuss von sich aus zwi-
schen den Gesamtnoten einen Ausgleich herbeiführt.

(3) 1Der Prüfungsausschuss stellt fest, ob die Voraus-
setzungen für die Teilnahme an der mündlichen Prüfung 
vorliegen. 2Steht fest, dass die Abschlussprüfung nicht 
mehr mit Erfolg abgelegt werden kann, so wird von münd-
lichen Prüfungen abgesehen.

(4) 1Soweit Studierende zur Teilnahme an der münd-
�������������������������������������������������������
dies unverzüglich, spätestens zwei Kalendertage vor 
Beginn der mündlichen Prüfung bekanntzugeben. 2Die 
mündliche Prüfung ist nach einem den Studierenden be-
kanntzugebenden Zeitplan durchzuführen.

(5) 1Die mündliche Prüfung ist eine Einzelprüfung. 
2Sie erstreckt sich auf den gesamten Unterrichtsstoff des 
Fachs. 3Die Prüfungszeit soll für ein Fach 20 Minuten be-
tragen. 4Die Leistungen in der mündlichen Prüfung be-
wertet der zuständige Ausschuss.

§ 81

Berufspraktikum

Die Note für das Berufspraktikum wird auf Grund 

1. der Noten für die mindestens zwei praktischen Leis-
tungsnachweise, welche der Praktikumsbetreuer er-
hebt,

2. der Note für die schriftliche Ausarbeitung und 

3. der schriftlichen Zwischen- und Abschlussbeurteilung 
der Praktikumsstelle gemäß § 16 Abs. 4 Satz 3 über 
Tätigkeiten, die fachlichen Leistungen und das Ver-
halten der Praktikantin oder des Praktikanten 

durch den Prüfungsausschuss festgesetzt und der oder 
dem Studierenden vor der praktischen Abschlussprüfung 
mitgeteilt.

§ 82

Zweiter Prüfungsabschnitt 

(1) 1Die praktische Abschlussprüfung ist im Fach Pro-
jektmanagement abzulegen. 2Sie erstreckt sich auf den 
gesamten Unterrichtsstoff des Fachs sowie die zugehöri-
gen Ausbildungsinhalte des Berufspraktikums. 3Die Bear-
beitungszeit beträgt insgesamt 380 Minuten; die zeitliche 
Verteilung liegt im Ermessen der Fachakademie. 4Die 
Prüfung umfasst die Planung, Durchführung und Eva-
luation eines Projekts; auf die Planung und Evaluation 
dürfen zusammen nicht mehr als 120 Minuten entfallen. 
5Zur Durchführung des Projekts werden Hilfskräfte zur 
�������������������������������������������	����������
anzuleiten sind.

(2) Die Aufgaben werden vom Prüfungsausschuss, 
im Fall des § 30 Abs. 3 vom Unterausschuss gestellt.

§ 83 

Bewertung der Prüfungsleistungen
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(6) Die Bewerberinnen und Bewerber haben beim 
Antritt zur Prüfung und auf Verlangen auch während der 
Prüfung ihren gültigen amtlichen Lichtbildausweis vorzu-
weisen.

§ 75 

Mündliche Übersetzerprüfung  
und Dolmetscherprüfung

1Die Dauer der Prüfungsaufgaben nach § 68 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 beträgt 25 Minuten, die der Prüfungsaufgabe 
nach § 68 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 beträgt 30 Minuten, wenn 
die Übersetzerprüfung nicht in derselben Sprache und 
demselben Fachgebiet bereits zu einem früheren Ter-
min abgelegt wurde. 2Die Dauer der Vorträge nach § 69 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a und b beträgt jeweils etwa 
acht Minuten; Vortrag und Wiedergabe dürfen zusammen 
höchstens 20 Minuten umfassen. 3Die Dauer des Ver-
handlungsdolmetschens nach § 69 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
Buchst. c beträgt 20 Minuten.

§ 76 

Festsetzung des Prüfungsergebnisses

(1) Die Zeugnisnoten ergeben sich ausschließlich 
aus den in der Prüfung erbrachten Leistungen.

(2) 1Die Prüfungsgesamtnote der Übersetzerprü-
fung ist eine auf zwei Dezimalstellen errechnete Durch-
schnittsnote der zweifach gewichteten Durchschnittsnote 
der schriftlichen Prüfung und der einfach gewichteten 
Durchschnittsnote der mündlichen Prüfung. 2Die Durch-
schnittsnoten werden aus der Summe der jeweiligen Prü-
fungsergebnisse geteilt durch die Anzahl der Prüfungen 
errechnet.

(3) 1Die Prüfungsnote der Dolmetscherprüfung ist 
eine auf zwei Dezimalstellen errechnete Durchschnitts-
note aus der einfach gewichteten Durchschnittsnote der 
mündlichen Übersetzerprüfung und der zweifach gewich-
teten Durchschnittsnote der Dolmetscherprüfung. 2Für 
die Berechnung der Durchschnittsnote der mündlichen 
Übersetzerprüfung gilt Abs. 2 Satz 2 entsprechend; die 
Durchschnittsnote der Dolmetscherprüfung errechnet 
sich aus dem jeweils einfach gewichteten Aufgabenteil 
gemäß § 69 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a und b sowie 
dem zweifach gewichteten Aufgabenteil gemäß § 69  
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. c.

(4) 1Bewerberinnen und Bewerber, die die Abschluss-
prüfung bestanden haben, erhalten ein Abschlusszeugnis, 
gegebenenfalls ein Zeugnis über die Dolmetscherprüfung 
und eine Urkunde. 2Bewerberinnen und Bewerber, die die 
Abschlussprüfung nicht bestanden haben, erhalten auf 
Antrag eine Bescheinigung hierüber.

Kapitel 6

Fachakademie für  
Ernährungs- und Versorgungsmanagement 

Abschnitt 1

Abschlussprüfung für Studierende öffentlicher  
und staatlich anerkannter Fachakademien 

§ 77 

Gliederung der Prüfung

1Die Abschlussprüfung gliedert sich in zwei Abschnit-
te:

1. die schriftliche und mündliche Prüfung gemäß §§ 79 
und 80 am Ende des Ausbildungsabschnitts nach § 3 
Abs. 4 Satz 2 Nr. 1,

2. die praktische Abschlussprüfung gemäß § 82 Abs. 1 
am Ende des Berufspraktikums gemäß § 81.

2����� ��� ����� �� ������� ����� ���� 
��� 	���������-
schnitt Anwendung.

§ 78 

Festsetzung der Jahresfortgangsnoten,  
Ausschluss von der Prüfung

(1) 1Vor Beginn der Abschlussprüfung setzt der 
Prüfungsausschuss auf Vorschlag der Lehrkräfte die 
Jahresfortgangsnoten der im aktuellen Studienjahr un-
terrichteten Fächer fest. 2Diese werden der oder dem 
Studierenden vor der schriftlichen Prüfung mitgeteilt. 3Für 
Jahresfortgangsnoten aus früheren Studienjahren bleibt 
§ 28 Abs. 4 Satz 1 und 2 unberührt.

(2) Eine Teilnahme an der Abschlussprüfung ist aus-
geschlossen, 

1. solange eine Jahresfortgangsnote gemäß § 28  
Abs. 2 in einem Prüfungsfach oder die Note für das 
Berufspraktikum nicht festgesetzt werden kann oder

2. wenn mehr als fünf Unterrichtstage im jeweiligen 
Studienjahr ohne ausreichende Entschuldigung ver-
säumt wurden.

§ 79 

Erster Prüfungsabschnitt – schriftliche Prüfung
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(1) 1Die schriftliche Prüfung erstreckt sich auf den 
gesamten theoretischen Unterrichtsstoff der Fächer, die 
in Anlage 11 als Abschlussprüfungsfächer ausgewiesen 
sind. 2����������������������������� �������������������

�	��������������������������������������������
�	�����
90 Minuten.

(2) 1Die Fachakademie legt zum Ende des ersten 
�������
���������������	����������������������������-
fächer der Anlage 11 eine Abschlussprüfung angeboten 
wird. 2Aus diesen Fächern wählen die Studierenden 
schriftlich spätestens zum Ende des der Abschlussprü-
fung vorhergehenden Studienhalbjahres zwei schriftliche 
Prüfungsfächer aus.

(3) 1Das Staatsministerium stellt die Aufgaben für 
����������������2������������������������������������
stellt der Prüfungsausschuss. 3Bei mehreren für ein Fach 
zur Wahl gestellten Aufgaben trifft das vorsitzende Mit-
glied des Prüfungsausschusses im Benehmen mit den 
fachlich zuständigen Lehrkräften des Prüfungsausschus-
ses am Prüfungstag die Auswahl. 4Für Parallelklassen 
können verschiedene Aufgaben gewählt werden.

§ 80

Erster Prüfungsabschnitt – mündliche Prüfung

(1) Studierende können sich auf schriftlichen Antrag, 
der dem vorsitzenden Mitglied des Prüfungsausschusses 
bis zu einem von ihm festgelegten Termin zugehen muss, 
freiwillig der mündlichen Prüfung unterziehen

1. in einem Fach der schriftlichen Prüfung, wenn sich 
die Noten der schriftlichen Prüfung und des Jah-
resfortgangs um eine, drei oder fünf Notenstufen 
unterscheiden und nach Auffassung des Prüfungs-
ausschusses die schlechtere Note als Gesamtnote 
festzusetzen wäre,

 �� ��� ������ ��������� ��������� ���� �������������
des letzten Studienjahres, wenn die Leistungen mit 
der Jahresfortgangsnote 5 oder 6 bewertet worden 
sind.

(2) Studierende haben sich der mündlichen Prüfung 
zu unterziehen, wenn nach den besonderen Umständen 
���� ������ ���� ��������������� ��� ������ ��������� ����
�����������������������������������������������-
ses durch die Noten des Jahresfortgangs und die Noten 
der schriftlichen Prüfung nicht geklärt erscheint, es sei 
denn, dass der Prüfungsausschuss von sich aus zwi-
schen den Gesamtnoten einen Ausgleich herbeiführt.

(3) 1Der Prüfungsausschuss stellt fest, ob die Voraus-
setzungen für die Teilnahme an der mündlichen Prüfung 
vorliegen. 2Steht fest, dass die Abschlussprüfung nicht 
mehr mit Erfolg abgelegt werden kann, so wird von münd-
lichen Prüfungen abgesehen.

(4) 1Soweit Studierende zur Teilnahme an der münd-
�������������������������������������������������������
dies unverzüglich, spätestens zwei Kalendertage vor 
Beginn der mündlichen Prüfung bekanntzugeben. 2Die 
mündliche Prüfung ist nach einem den Studierenden be-
kanntzugebenden Zeitplan durchzuführen.

(5) 1Die mündliche Prüfung ist eine Einzelprüfung. 
2Sie erstreckt sich auf den gesamten Unterrichtsstoff des 
Fachs. 3Die Prüfungszeit soll für ein Fach 20 Minuten be-
tragen. 4Die Leistungen in der mündlichen Prüfung be-
wertet der zuständige Ausschuss.

§ 81

Berufspraktikum

Die Note für das Berufspraktikum wird auf Grund 

1. der Noten für die mindestens zwei praktischen Leis-
tungsnachweise, welche der Praktikumsbetreuer er-
hebt,

2. der Note für die schriftliche Ausarbeitung und 

3. der schriftlichen Zwischen- und Abschlussbeurteilung 
der Praktikumsstelle gemäß § 16 Abs. 4 Satz 3 über 
Tätigkeiten, die fachlichen Leistungen und das Ver-
halten der Praktikantin oder des Praktikanten 

durch den Prüfungsausschuss festgesetzt und der oder 
dem Studierenden vor der praktischen Abschlussprüfung 
mitgeteilt.

§ 82

Zweiter Prüfungsabschnitt 

(1) 1Die praktische Abschlussprüfung ist im Fach Pro-
jektmanagement abzulegen. 2Sie erstreckt sich auf den 
gesamten Unterrichtsstoff des Fachs sowie die zugehöri-
gen Ausbildungsinhalte des Berufspraktikums. 3Die Bear-
beitungszeit beträgt insgesamt 380 Minuten; die zeitliche 
Verteilung liegt im Ermessen der Fachakademie. 4Die 
Prüfung umfasst die Planung, Durchführung und Eva-
luation eines Projekts; auf die Planung und Evaluation 
dürfen zusammen nicht mehr als 120 Minuten entfallen. 
5Zur Durchführung des Projekts werden Hilfskräfte zur 
�������������������������������������������	����������
anzuleiten sind.

(2) Die Aufgaben werden vom Prüfungsausschuss, 
im Fall des § 30 Abs. 3 vom Unterausschuss gestellt.

§ 83 

Bewertung der Prüfungsleistungen

150 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

(6) Die Bewerberinnen und Bewerber haben beim 
Antritt zur Prüfung und auf Verlangen auch während der 
Prüfung ihren gültigen amtlichen Lichtbildausweis vorzu-
weisen.

§ 75 

Mündliche Übersetzerprüfung  
und Dolmetscherprüfung

1Die Dauer der Prüfungsaufgaben nach § 68 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 beträgt 25 Minuten, die der Prüfungsaufgabe 
nach § 68 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 beträgt 30 Minuten, wenn 
die Übersetzerprüfung nicht in derselben Sprache und 
demselben Fachgebiet bereits zu einem früheren Ter-
min abgelegt wurde. 2Die Dauer der Vorträge nach § 69 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a und b beträgt jeweils etwa 
acht Minuten; Vortrag und Wiedergabe dürfen zusammen 
höchstens 20 Minuten umfassen. 3Die Dauer des Ver-
handlungsdolmetschens nach § 69 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
Buchst. c beträgt 20 Minuten.

§ 76 

Festsetzung des Prüfungsergebnisses

(1) Die Zeugnisnoten ergeben sich ausschließlich 
aus den in der Prüfung erbrachten Leistungen.

(2) 1Die Prüfungsgesamtnote der Übersetzerprü-
fung ist eine auf zwei Dezimalstellen errechnete Durch-
schnittsnote der zweifach gewichteten Durchschnittsnote 
der schriftlichen Prüfung und der einfach gewichteten 
Durchschnittsnote der mündlichen Prüfung. 2Die Durch-
schnittsnoten werden aus der Summe der jeweiligen Prü-
fungsergebnisse geteilt durch die Anzahl der Prüfungen 
errechnet.

(3) 1Die Prüfungsnote der Dolmetscherprüfung ist 
eine auf zwei Dezimalstellen errechnete Durchschnitts-
note aus der einfach gewichteten Durchschnittsnote der 
mündlichen Übersetzerprüfung und der zweifach gewich-
teten Durchschnittsnote der Dolmetscherprüfung. 2Für 
die Berechnung der Durchschnittsnote der mündlichen 
Übersetzerprüfung gilt Abs. 2 Satz 2 entsprechend; die 
Durchschnittsnote der Dolmetscherprüfung errechnet 
sich aus dem jeweils einfach gewichteten Aufgabenteil 
gemäß § 69 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a und b sowie 
dem zweifach gewichteten Aufgabenteil gemäß § 69  
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. c.

(4) 1Bewerberinnen und Bewerber, die die Abschluss-
prüfung bestanden haben, erhalten ein Abschlusszeugnis, 
gegebenenfalls ein Zeugnis über die Dolmetscherprüfung 
und eine Urkunde. 2Bewerberinnen und Bewerber, die die 
Abschlussprüfung nicht bestanden haben, erhalten auf 
Antrag eine Bescheinigung hierüber.

Kapitel 6

Fachakademie für  
Ernährungs- und Versorgungsmanagement 

Abschnitt 1

Abschlussprüfung für Studierende öffentlicher  
und staatlich anerkannter Fachakademien 

§ 77 

Gliederung der Prüfung

1Die Abschlussprüfung gliedert sich in zwei Abschnit-
te:

1. die schriftliche und mündliche Prüfung gemäß §§ 79 
und 80 am Ende des Ausbildungsabschnitts nach § 3 
Abs. 4 Satz 2 Nr. 1,

2. die praktische Abschlussprüfung gemäß § 82 Abs. 1 
am Ende des Berufspraktikums gemäß § 81.

2����� ��� ����� �� ������� ����� ���� 
��� 	���������-
schnitt Anwendung.

§ 78 

Festsetzung der Jahresfortgangsnoten,  
Ausschluss von der Prüfung

(1) 1Vor Beginn der Abschlussprüfung setzt der 
Prüfungsausschuss auf Vorschlag der Lehrkräfte die 
Jahresfortgangsnoten der im aktuellen Studienjahr un-
terrichteten Fächer fest. 2Diese werden der oder dem 
Studierenden vor der schriftlichen Prüfung mitgeteilt. 3Für 
Jahresfortgangsnoten aus früheren Studienjahren bleibt 
§ 28 Abs. 4 Satz 1 und 2 unberührt.

(2) Eine Teilnahme an der Abschlussprüfung ist aus-
geschlossen, 

1. solange eine Jahresfortgangsnote gemäß § 28  
Abs. 2 in einem Prüfungsfach oder die Note für das 
Berufspraktikum nicht festgesetzt werden kann oder

2. wenn mehr als fünf Unterrichtstage im jeweiligen 
Studienjahr ohne ausreichende Entschuldigung ver-
säumt wurden.

§ 79 

Erster Prüfungsabschnitt – schriftliche Prüfung
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lose Teilnahme am zweiten Prüfungsabschnitt und einen 
Hinweis enthält, ob der zweite Prüfungsabschnitt gemäß 
Art. 54 Abs. 5 Satz 1 BayEUG noch einmal wiederholt 
werden darf oder nicht.

(4) Über das Abschlusszeugnis und über das Zeug-
nis gemäß Abs. 3 beschließt der Prüfungsausschuss.

(5) Eine allgemeine Beurteilung nach Art. 54 Abs. 4 
Satz 3 BayEUG wird nicht aufgenommen.

Abschnitt 2

Abschlussprüfung  
für andere Bewerberinnen und Bewerber

§ 86 

Allgemeines

(1) 1Bewerberinnen und Bewerber, die keiner Fach-
akademie für Ernährungs- und Versorgungsmanagement 
angehören oder an der von ihnen besuchten Fachaka-
demie die Abschlussprüfung nicht ablegen können, kön-
nen als andere Bewerberinnen und Bewerber zum ersten 
Prüfungsabschnitt an einer öffentlichen oder staatlich an-
erkannten Fachakademie zugelassen werden. 2Als ande-
re Bewerberin oder anderer Bewerber zählt nicht, wer in 
dem Studienjahr, in dem sie oder er sich der Abschluss-
prüfung unterziehen will, Studierende oder Studierender 
einer öffentlichen oder staatlich anerkannten Fachaka-
demie für Ernährungs- und Versorgungsmanagement 
in Bayern war. 3Das Staatsministerium kann bei Bedarf 
besondere staatliche Prüfungsausschüsse zur Abnahme 
der Prüfung einsetzen.

(2) Es gelten die §§ 79, 80, 83 und 84, soweit sie 
Regelungen zum ersten Prüfungsabschnitt enthalten und 
nachfolgend nichts anderes bestimmt ist.

(3) 1Die Bewerberinnen und Bewerber haben folgen-
de Prüfungsleistungen zu erbringen:

1. dieselben schriftlichen Prüfungsleistungen wie die 
Studierenden der öffentlichen oder staatlich aner-
kannten Fachakademien im ersten Prüfungsab-
schnitt,

2. weitere schriftliche Aufgaben in 

��� ������ ��������������� ��� ������ ������ ������������
Prüfung gemäß Nr. 1 abgelegt wurde: Bearbei-
tungszeit je 90 Minuten, 

��� ����
���	�����������
��������������������������
Bearbeitungszeit je 90 Minuten,

��� ������������������������������������������������
Aufgabe: Bearbeitungszeit 300 Minuten.

2Die Aufgaben werden vom Prüfungsausschuss gestellt. 
3Im Rahmen von Satz 1 Nr. 2 Buchst. b können nur Fä-
cher gewählt werden, die auch Studierende nach § 79 
Abs. 2 Satz 2 gewählt haben.

(4) Auf schriftlichen Antrag der Bewerberin oder des 
Bewerbers, der dem vorsitzenden Mitglied des Prüfungs-
ausschusses bis zu einem von ihm festgesetzten Termin 
����������������������������������������������������
statt

1. in bis zu zwei Fächern nach Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und

2. in bis zu zwei Fächern nach Abs. 3 Satz 1 Nr. 2.

§ 87 

Zulassung

(1) 1Die Bewerberinnen und Bewerber bedürfen der 
Zulassung, die bis spätestens 1. März bei der Fachaka-
demie zu beantragen ist. 2Über die Zulassung wird schrift-
lich entschieden.

(2) Dem Antrag sind beizufügen:

1. Lebenslauf, der die Daten des Schulbesuchs und der 
��������������������������������������������

2. Nachweise über die nach § 8 Abs. 1 erforderliche 
������������������������������������� �������������
in beglaubigter Abschrift,

3. Erklärung, aus der hervorgeht, wie sich die Bewerbe-
rin oder der Bewerber in den einzelnen Fächern vor-
bereitet hat und ob und gegebenenfalls mit welchem 
Ergebnis sich die Bewerberin oder der Bewerber 
schon einmal der Abschlussprüfung an einer Fach-
akademie für Ernährungs- und Versorgungsmanage-
ment unterzogen hat.

(3) 1Die Zulassung kann versagt werden, wenn die 
Bewerberin oder der Bewerber die Zulassung nicht frist-
gerecht beantragt oder die notwendigen Unterlagen und 
Erklärungen nicht rechtzeitig vorlegt. 2Die Zulassung ist 
zu versagen, wenn die Bewerberin oder der Bewerber die 
Nachweise nach Abs. 2 Nr. 2 nicht erbringt oder der erste 
Prüfungsabschnitt schon zweimal ohne Erfolg abgelegt 
wurde.

(4) Die Bewerberinnen und Bewerber haben beim 
Antritt zur Prüfung und auf Verlangen auch während der 
Prüfung ihren gültigen amtlichen Lichtbildausweis vorzu-
weisen.

152 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

(1) 1Die schriftlichen Prüfungsarbeiten werden je von 
zwei Mitgliedern des Prüfungsausschusses bewertet, die 
das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses be-
stimmt. 2Kommt eine Einigung nicht zustande, wird die 
Note vom vorsitzenden Mitglied des Prüfungsausschus-
ses oder von einer durch ihn bestimmten Prüferin oder 
von einem durch ihn bestimmten Prüfer festgesetzt. 3Die 
Bewertungen sind zu unterzeichnen, Abweichungen sind 
kurz zu begründen.

(2) Die Leistungen in der mündlichen Prüfung sowie 
die Leistungen der praktischen Abschlussprüfung bewer-
tet der zuständige Ausschuss.

§ 84 

Festsetzung des Prüfungsergebnisses

(1) 1Nach Abschluss der mündlichen Prüfungen setzt 
der Prüfungsausschuss die Gesamtnoten fest. 2In Fä-
chern, die Gegenstand der Abschlussprüfung nach den 
§§ 79 und 80 waren, wird die Gesamtnote aus der Jah-
resfortgangsnote und der Prüfungsnote ermittelt. 3Bei der 
Bildung der Prüfungsnote zählt die Note der schriftlichen 
Prüfung zweifach, die Note der mündlichen Prüfung ein-
fach. 4Die Jahresfortgangsnote und die Prüfungsnote sind 
gleichwertig. 5Bei einem Durchschnitt von n,5 gibt in der 
Regel in Fächern der schriftlichen und der praktischen 
Prüfung die Prüfungsnote, in sonstigen Fächern die Jah-
resfortgangsnote den Ausschlag. 6In Prüfungsteilen, die 
Gegenstand der Abschlussprüfung nach § 82 waren, gilt 
die Prüfungsnote als Gesamtnote. 7In Fächern, die nicht 
Gegenstand der Abschlussprüfung waren, gilt die Jahres-
fortgangsnote als Gesamtnote.

(2) 1Auf Grund der Gesamtnoten entscheidet der Prü-
fungsausschuss über das Bestehen der Abschlussprü-
fung. 2Die Abschlussprüfung ist bestanden, wenn beide 
Prüfungsabschnitte bestanden sind. 3Der erste Prüfungs-
abschnitt ist nicht bestanden, wenn

1. in einem Fach der schriftlichen Abschlussprüfung 
eine schlechtere Gesamtnote als 4,

��� ��� ������ �������� �������� ����� �������������� ����
Gesamtnote 6 oder


�� ��� 	���� ���������������� ���������������������� ��-
weils die Gesamtnote 5 

erzielt wurde. 4�����������������������������������������-
enjahr abgeschlossen wurden, sind bei der Berechnung 
gemäß Satz 3 Nr. 2 und 3 mit zu berücksichtigen. 5Der 
zweite Prüfungsabschnitt ist nicht bestanden, wenn im 
����������� ������������������ ����� ����������� ��-
samtnote als 4 erzielt wurde. 

§ 85 

Abschlusszeugnis

(1) 1Das Abschlusszeugnis enthält 

1. �������������������������������������������������-
	�������������������������������������������

2. die Note für das Berufspraktikum,

3. die Prüfungsgesamtnote,

4. die zuzuerkennende Berufsbezeichnung,

5. die Zuordnung des Abschlusses zu einer Niveaustufe 
����������������������������������� ����������-
mens sowie

6. ������������������������������������������������-
beitspädagogischen Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten im Sinne des § 30 BBiG sind nachge-
wiesen.“; der Vermerk entfällt, wenn für die Unterwei-
sung und Anleitung der Hilfskräfte nach § 82 Abs. 1 
Satz 5 nicht mindestens die Note 4 erteilt wurde.

2Das Abschlusszeugnis muss dem vom Staatsministeri-
um herausgegebenen Muster entsprechen. 3Neben dem 
Abschlusszeugnis erhalten die Prüfungsteilnehmerinnen 
und Prüfungsteilnehmer eine Urkunde über die Zuerken-
nung der Berufsbezeichnung. 4Die Urkunde muss dem 
vom Staatsministerium herausgegebenen Muster ent-
sprechen und die Zuordnung des Abschlusses zu einer 
����������������������������������������������� ��-
tionsrahmens enthalten. 

(2) 1Die Prüfungsgesamtnote wird aus der Summe 
�����������������������������������������������������-
wie der Note für das Berufspraktikum geteilt durch die An-
zahl der eingerechneten Noten auf zwei Dezimalstellen 
errechnet. 2Als Prüfungsgesamtnote erhalten Prüfungs-
teilnehmer die Note

1. „sehr gut“   mit einer Prüfungsgesamtnote  
bis 1,50,

2. „gut“    mit einer Prüfungsgesamtnote  
von 1,51 bis 2,50,

3. „befriedigend“  mit einer Prüfungsgesamtnote  
von 2,51 bis 3,50,

4. „ausreichend“  mit einer Prüfungsgesamtnote  
von 3,51 bis 4,50.

(3) Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilneh-
mer, die sich dem zweiten Prüfungsabschnitt ohne Erfolg 
unterzogen haben, erhalten ein Zeugnis, das die Leistun-
gen im Berufspraktikum, eine Bemerkung über die erfolg-
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lose Teilnahme am zweiten Prüfungsabschnitt und einen 
Hinweis enthält, ob der zweite Prüfungsabschnitt gemäß 
Art. 54 Abs. 5 Satz 1 BayEUG noch einmal wiederholt 
werden darf oder nicht.

(4) Über das Abschlusszeugnis und über das Zeug-
nis gemäß Abs. 3 beschließt der Prüfungsausschuss.

(5) Eine allgemeine Beurteilung nach Art. 54 Abs. 4 
Satz 3 BayEUG wird nicht aufgenommen.

Abschnitt 2

Abschlussprüfung  
für andere Bewerberinnen und Bewerber

§ 86 

Allgemeines

(1) 1Bewerberinnen und Bewerber, die keiner Fach-
akademie für Ernährungs- und Versorgungsmanagement 
angehören oder an der von ihnen besuchten Fachaka-
demie die Abschlussprüfung nicht ablegen können, kön-
nen als andere Bewerberinnen und Bewerber zum ersten 
Prüfungsabschnitt an einer öffentlichen oder staatlich an-
erkannten Fachakademie zugelassen werden. 2Als ande-
re Bewerberin oder anderer Bewerber zählt nicht, wer in 
dem Studienjahr, in dem sie oder er sich der Abschluss-
prüfung unterziehen will, Studierende oder Studierender 
einer öffentlichen oder staatlich anerkannten Fachaka-
demie für Ernährungs- und Versorgungsmanagement 
in Bayern war. 3Das Staatsministerium kann bei Bedarf 
besondere staatliche Prüfungsausschüsse zur Abnahme 
der Prüfung einsetzen.

(2) Es gelten die §§ 79, 80, 83 und 84, soweit sie 
Regelungen zum ersten Prüfungsabschnitt enthalten und 
nachfolgend nichts anderes bestimmt ist.

(3) 1Die Bewerberinnen und Bewerber haben folgen-
de Prüfungsleistungen zu erbringen:

1. dieselben schriftlichen Prüfungsleistungen wie die 
Studierenden der öffentlichen oder staatlich aner-
kannten Fachakademien im ersten Prüfungsab-
schnitt,

2. weitere schriftliche Aufgaben in 

��� ������ ��������������� ��� ������ ������ ������������
Prüfung gemäß Nr. 1 abgelegt wurde: Bearbei-
tungszeit je 90 Minuten, 

��� ����
���	�����������
��������������������������
Bearbeitungszeit je 90 Minuten,

��� ������������������������������������������������
Aufgabe: Bearbeitungszeit 300 Minuten.

2Die Aufgaben werden vom Prüfungsausschuss gestellt. 
3Im Rahmen von Satz 1 Nr. 2 Buchst. b können nur Fä-
cher gewählt werden, die auch Studierende nach § 79 
Abs. 2 Satz 2 gewählt haben.

(4) Auf schriftlichen Antrag der Bewerberin oder des 
Bewerbers, der dem vorsitzenden Mitglied des Prüfungs-
ausschusses bis zu einem von ihm festgesetzten Termin 
����������������������������������������������������
statt

1. in bis zu zwei Fächern nach Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und

2. in bis zu zwei Fächern nach Abs. 3 Satz 1 Nr. 2.

§ 87 

Zulassung

(1) 1Die Bewerberinnen und Bewerber bedürfen der 
Zulassung, die bis spätestens 1. März bei der Fachaka-
demie zu beantragen ist. 2Über die Zulassung wird schrift-
lich entschieden.

(2) Dem Antrag sind beizufügen:

1. Lebenslauf, der die Daten des Schulbesuchs und der 
��������������������������������������������

2. Nachweise über die nach § 8 Abs. 1 erforderliche 
������������������������������������� �������������
in beglaubigter Abschrift,

3. Erklärung, aus der hervorgeht, wie sich die Bewerbe-
rin oder der Bewerber in den einzelnen Fächern vor-
bereitet hat und ob und gegebenenfalls mit welchem 
Ergebnis sich die Bewerberin oder der Bewerber 
schon einmal der Abschlussprüfung an einer Fach-
akademie für Ernährungs- und Versorgungsmanage-
ment unterzogen hat.

(3) 1Die Zulassung kann versagt werden, wenn die 
Bewerberin oder der Bewerber die Zulassung nicht frist-
gerecht beantragt oder die notwendigen Unterlagen und 
Erklärungen nicht rechtzeitig vorlegt. 2Die Zulassung ist 
zu versagen, wenn die Bewerberin oder der Bewerber die 
Nachweise nach Abs. 2 Nr. 2 nicht erbringt oder der erste 
Prüfungsabschnitt schon zweimal ohne Erfolg abgelegt 
wurde.

(4) Die Bewerberinnen und Bewerber haben beim 
Antritt zur Prüfung und auf Verlangen auch während der 
Prüfung ihren gültigen amtlichen Lichtbildausweis vorzu-
weisen.
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(1) 1Die schriftlichen Prüfungsarbeiten werden je von 
zwei Mitgliedern des Prüfungsausschusses bewertet, die 
das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses be-
stimmt. 2Kommt eine Einigung nicht zustande, wird die 
Note vom vorsitzenden Mitglied des Prüfungsausschus-
ses oder von einer durch ihn bestimmten Prüferin oder 
von einem durch ihn bestimmten Prüfer festgesetzt. 3Die 
Bewertungen sind zu unterzeichnen, Abweichungen sind 
kurz zu begründen.

(2) Die Leistungen in der mündlichen Prüfung sowie 
die Leistungen der praktischen Abschlussprüfung bewer-
tet der zuständige Ausschuss.

§ 84 

Festsetzung des Prüfungsergebnisses

(1) 1Nach Abschluss der mündlichen Prüfungen setzt 
der Prüfungsausschuss die Gesamtnoten fest. 2In Fä-
chern, die Gegenstand der Abschlussprüfung nach den 
§§ 79 und 80 waren, wird die Gesamtnote aus der Jah-
resfortgangsnote und der Prüfungsnote ermittelt. 3Bei der 
Bildung der Prüfungsnote zählt die Note der schriftlichen 
Prüfung zweifach, die Note der mündlichen Prüfung ein-
fach. 4Die Jahresfortgangsnote und die Prüfungsnote sind 
gleichwertig. 5Bei einem Durchschnitt von n,5 gibt in der 
Regel in Fächern der schriftlichen und der praktischen 
Prüfung die Prüfungsnote, in sonstigen Fächern die Jah-
resfortgangsnote den Ausschlag. 6In Prüfungsteilen, die 
Gegenstand der Abschlussprüfung nach § 82 waren, gilt 
die Prüfungsnote als Gesamtnote. 7In Fächern, die nicht 
Gegenstand der Abschlussprüfung waren, gilt die Jahres-
fortgangsnote als Gesamtnote.

(2) 1Auf Grund der Gesamtnoten entscheidet der Prü-
fungsausschuss über das Bestehen der Abschlussprü-
fung. 2Die Abschlussprüfung ist bestanden, wenn beide 
Prüfungsabschnitte bestanden sind. 3Der erste Prüfungs-
abschnitt ist nicht bestanden, wenn

1. in einem Fach der schriftlichen Abschlussprüfung 
eine schlechtere Gesamtnote als 4,

��� ��� ������ �������� �������� ����� �������������� ����
Gesamtnote 6 oder


�� ��� 	���� ���������������� ���������������������� ��-
weils die Gesamtnote 5 

erzielt wurde. 4�����������������������������������������-
enjahr abgeschlossen wurden, sind bei der Berechnung 
gemäß Satz 3 Nr. 2 und 3 mit zu berücksichtigen. 5Der 
zweite Prüfungsabschnitt ist nicht bestanden, wenn im 
����������� ������������������ ����� ����������� ��-
samtnote als 4 erzielt wurde. 

§ 85 

Abschlusszeugnis

(1) 1Das Abschlusszeugnis enthält 

1. �������������������������������������������������-
	�������������������������������������������

2. die Note für das Berufspraktikum,

3. die Prüfungsgesamtnote,

4. die zuzuerkennende Berufsbezeichnung,

5. die Zuordnung des Abschlusses zu einer Niveaustufe 
����������������������������������� ����������-
mens sowie

6. ������������������������������������������������-
beitspädagogischen Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten im Sinne des § 30 BBiG sind nachge-
wiesen.“; der Vermerk entfällt, wenn für die Unterwei-
sung und Anleitung der Hilfskräfte nach § 82 Abs. 1 
Satz 5 nicht mindestens die Note 4 erteilt wurde.

2Das Abschlusszeugnis muss dem vom Staatsministeri-
um herausgegebenen Muster entsprechen. 3Neben dem 
Abschlusszeugnis erhalten die Prüfungsteilnehmerinnen 
und Prüfungsteilnehmer eine Urkunde über die Zuerken-
nung der Berufsbezeichnung. 4Die Urkunde muss dem 
vom Staatsministerium herausgegebenen Muster ent-
sprechen und die Zuordnung des Abschlusses zu einer 
����������������������������������������������� ��-
tionsrahmens enthalten. 

(2) 1Die Prüfungsgesamtnote wird aus der Summe 
�����������������������������������������������������-
wie der Note für das Berufspraktikum geteilt durch die An-
zahl der eingerechneten Noten auf zwei Dezimalstellen 
errechnet. 2Als Prüfungsgesamtnote erhalten Prüfungs-
teilnehmer die Note

1. „sehr gut“   mit einer Prüfungsgesamtnote  
bis 1,50,

2. „gut“    mit einer Prüfungsgesamtnote  
von 1,51 bis 2,50,

3. „befriedigend“  mit einer Prüfungsgesamtnote  
von 2,51 bis 3,50,

4. „ausreichend“  mit einer Prüfungsgesamtnote  
von 3,51 bis 4,50.

(3) Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilneh-
mer, die sich dem zweiten Prüfungsabschnitt ohne Erfolg 
unterzogen haben, erhalten ein Zeugnis, das die Leistun-
gen im Berufspraktikum, eine Bemerkung über die erfolg-
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§ 88 

Festsetzung des Prüfungsergebnisses

(1) 1Die Zeugnisnoten ergeben sich ausschließlich 
aus den in der Prüfung erbrachten Leistungen. 2Bei der 
Bildung der Zeugnisnoten zählt die Note der schriftlichen 
Prüfung zweifach, die Note der mündlichen Prüfung ein-
fach. 

(2) 1Bewerberinnen und Bewerber, die die Abschluss-
prüfung bestanden haben, erhalten ein Zeugnis gemäß  
§ 28 Abs. 3 Satz 2. 2Bewerberinnen und Bewerber, die 
die Abschlussprüfung nicht bestanden haben, erhalten 
auf Antrag eine Bescheinigung hierüber.

(3) 1Tritt eine Bewerberin oder ein Bewerber vor der 
Prüfung im dritten Fach zurück, gilt die Prüfung als nicht 
abgelegt. 2Bei einem Rücktritt nach diesem Zeitpunkt gilt 
die Prüfung als nicht bestanden, es sei denn, der Rücktritt 
erfolgt aus Gründen, die die Bewerberin oder der Bewer-
ber nicht zu vertreten hat.

Teil 6

Fachakademiebeirat

§ 89

Fachakademiebeirat

1Der Schulträger kann bei seiner Fachakademie ei-
nen Beirat einrichten und in diesen geeignete Vertreter 
aus Wirtschaft und Gesellschaft berufen. 2Der Beirat hat 
die Aufgabe, die Verbindung der Fachakademie zu Wirt-
schaft und Arbeitswelt sicherzustellen.

Teil 7

Schlussvorschriften

§ 90 

Einstufungsprüfung

1���������� ��������� ������������������ ��� ������-
�������� ���� ������
	������ ���� ������������� ��������
abgeschlossen haben und in ihrem Beruf mindestens 
sieben Jahre tätig waren, können auch ohne mittleren 
Schulabschluss in die Fachakademie für Sozialpädago-
gik aufgenommen oder zur Abschlussprüfung für andere 
Bewerberinnen und Bewerber zugelassen werden, wenn 
sie erfolgreich eine Einstufungsprüfung abgelegt haben. 
2Die Einstufungsprüfung besteht aus einer schriftlichen 
Aufgabe im Fach Deutsch – Bearbeitungszeit 180 Minu-

ten – und einer schriftlichen Aufgabe aus den Fächern So-
zialkunde und Geschichte – Bearbeitungszeit 90 Minuten. 
3Die Prüfungsaufgaben stellt die vom Staatsministerium 
beauftragte Regierung; dabei sind die Lehrpläne für die 
Vorklasse der Berufsoberschule für die Fächer Deutsch 
und Geschichte und die Wirtschaftsschule für das Fach 
Sozialkunde zugrunde zu legen. 4Die Prüfung kann nur 
an den von der Schulaufsichtsbehörde bestimmten öffent-
�����������
����
�����������������������	����������-
den. 5Die Zulassung ist schriftlich bis spätestens 1. Okto-
ber bei der Schulaufsichtsbehörde zu beantragen. 6Die 
Zulassung ist zu versagen, wenn die Bewerberin oder der 
Bewerber die nach Satz 1 erforderlichen Nachweise nicht 
erbringt oder sich der Einstufungsprüfung schon zweimal 
ohne Erfolg unterzogen hat. 7Die Einstufungsprüfung ist 
bestanden, wenn in jedem der beiden Prüfungsteile min-
destens die Note „ausreichend“ erzielt wurde. 8Für die 
Einstufungsprüfung gelten im Übrigen die für die staatli-
che Abschlussprüfung an öffentlichen Berufsfachschulen 
��������������������������������	����������������	���
geltenden Bestimmungen entsprechend.

§ 91

Übergangsvorschrift

Für Studierende an der Fachakademie für Sozial-
pädagogik, die die Ausbildung vor dem 1. August 2017 
begonnen haben, gelten die §§ 26, 29, 30 bis 32, 36 bis 
42 und die Anlage 2 der Fachakademieordnung Sozial-
pädagogik (FakOSozPäd) in der bis zum 31. Juli 2017 
geltenden Fassung bis zum Ablauf des 31. Juli 2031.

§ 92 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. August 2017 in Kraft. 

(2) Mit Ablauf des 31. Juli 2017 treten außer Kraft: 

1. die Fachakademieordnung (FakO) vom 31. August 
1984 (GVBl. S. 339, BayRS 2236-9-1-4-K), die zu-
letzt durch § 24 der Verordnung vom 1. Juli 2016 
(GVBl. S. 193) geändert worden ist,

2. die Fachakademieordnung Sozialpädagogik  
(FakOSozPäd) vom 4. September 1985 (GVBl. S. 
534, 662, BayRS 2236-9-1-3-K), die zuletzt durch § 
23 der Verordnung vom 1. Juli 2016 (GVBl. S. 193) 
geändert worden ist,

3. die Fachakademieordnung Übersetzen und Dol-
metschen (FakOÜDol) vom 10. August 1987 (GVBl.  
S. 278, BayRS 2236-9-1-2-K), die zuletzt durch § 22 
der Verordnung vom 1. Juli 2016 (GVBl. S. 193) ge-
ändert worden ist, 
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4. die Fachakademieordnung Ernährungs- und Versor-
gungsmanagement (FakOErVers) vom 18. Juni 1998 
(GVBl. S. 361, BayRS 2236-9-1-5-K), die zuletzt 
durch § 25 der Verordnung vom 1. Juli 2016 (GVBl. 
S. 193) geändert worden ist, und

5. § 2 Satz 2 der Sechsten Verordnung zur Änderung 
der Fachakademieordnung Fremdsprachenberufe 
vom 26. März 2013 (GVBl. S. 235, BayRS 2236-9-1-
2-K).

München, den 9. Mai 2017

Bayerisches Staatsministerium 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig S p a e n l e , Staatsminister
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§ 88 

Festsetzung des Prüfungsergebnisses

(1) 1Die Zeugnisnoten ergeben sich ausschließlich 
aus den in der Prüfung erbrachten Leistungen. 2Bei der 
Bildung der Zeugnisnoten zählt die Note der schriftlichen 
Prüfung zweifach, die Note der mündlichen Prüfung ein-
fach. 

(2) 1Bewerberinnen und Bewerber, die die Abschluss-
prüfung bestanden haben, erhalten ein Zeugnis gemäß  
§ 28 Abs. 3 Satz 2. 2Bewerberinnen und Bewerber, die 
die Abschlussprüfung nicht bestanden haben, erhalten 
auf Antrag eine Bescheinigung hierüber.

(3) 1Tritt eine Bewerberin oder ein Bewerber vor der 
Prüfung im dritten Fach zurück, gilt die Prüfung als nicht 
abgelegt. 2Bei einem Rücktritt nach diesem Zeitpunkt gilt 
die Prüfung als nicht bestanden, es sei denn, der Rücktritt 
erfolgt aus Gründen, die die Bewerberin oder der Bewer-
ber nicht zu vertreten hat.

Teil 6

Fachakademiebeirat

§ 89

Fachakademiebeirat

1Der Schulträger kann bei seiner Fachakademie ei-
nen Beirat einrichten und in diesen geeignete Vertreter 
aus Wirtschaft und Gesellschaft berufen. 2Der Beirat hat 
die Aufgabe, die Verbindung der Fachakademie zu Wirt-
schaft und Arbeitswelt sicherzustellen.

Teil 7

Schlussvorschriften

§ 90 

Einstufungsprüfung

1���������� ��������� ������������������ ��� ������-
�������� ���� ������
	������ ���� ������������� ��������
abgeschlossen haben und in ihrem Beruf mindestens 
sieben Jahre tätig waren, können auch ohne mittleren 
Schulabschluss in die Fachakademie für Sozialpädago-
gik aufgenommen oder zur Abschlussprüfung für andere 
Bewerberinnen und Bewerber zugelassen werden, wenn 
sie erfolgreich eine Einstufungsprüfung abgelegt haben. 
2Die Einstufungsprüfung besteht aus einer schriftlichen 
Aufgabe im Fach Deutsch – Bearbeitungszeit 180 Minu-

ten – und einer schriftlichen Aufgabe aus den Fächern So-
zialkunde und Geschichte – Bearbeitungszeit 90 Minuten. 
3Die Prüfungsaufgaben stellt die vom Staatsministerium 
beauftragte Regierung; dabei sind die Lehrpläne für die 
Vorklasse der Berufsoberschule für die Fächer Deutsch 
und Geschichte und die Wirtschaftsschule für das Fach 
Sozialkunde zugrunde zu legen. 4Die Prüfung kann nur 
an den von der Schulaufsichtsbehörde bestimmten öffent-
�����������
����
�����������������������	����������-
den. 5Die Zulassung ist schriftlich bis spätestens 1. Okto-
ber bei der Schulaufsichtsbehörde zu beantragen. 6Die 
Zulassung ist zu versagen, wenn die Bewerberin oder der 
Bewerber die nach Satz 1 erforderlichen Nachweise nicht 
erbringt oder sich der Einstufungsprüfung schon zweimal 
ohne Erfolg unterzogen hat. 7Die Einstufungsprüfung ist 
bestanden, wenn in jedem der beiden Prüfungsteile min-
destens die Note „ausreichend“ erzielt wurde. 8Für die 
Einstufungsprüfung gelten im Übrigen die für die staatli-
che Abschlussprüfung an öffentlichen Berufsfachschulen 
��������������������������������	����������������	���
geltenden Bestimmungen entsprechend.

§ 91

Übergangsvorschrift

Für Studierende an der Fachakademie für Sozial-
pädagogik, die die Ausbildung vor dem 1. August 2017 
begonnen haben, gelten die §§ 26, 29, 30 bis 32, 36 bis 
42 und die Anlage 2 der Fachakademieordnung Sozial-
pädagogik (FakOSozPäd) in der bis zum 31. Juli 2017 
geltenden Fassung bis zum Ablauf des 31. Juli 2031.

§ 92 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. August 2017 in Kraft. 

(2) Mit Ablauf des 31. Juli 2017 treten außer Kraft: 

1. die Fachakademieordnung (FakO) vom 31. August 
1984 (GVBl. S. 339, BayRS 2236-9-1-4-K), die zu-
letzt durch § 24 der Verordnung vom 1. Juli 2016 
(GVBl. S. 193) geändert worden ist,

2. die Fachakademieordnung Sozialpädagogik  
(FakOSozPäd) vom 4. September 1985 (GVBl. S. 
534, 662, BayRS 2236-9-1-3-K), die zuletzt durch § 
23 der Verordnung vom 1. Juli 2016 (GVBl. S. 193) 
geändert worden ist,

3. die Fachakademieordnung Übersetzen und Dol-
metschen (FakOÜDol) vom 10. August 1987 (GVBl.  
S. 278, BayRS 2236-9-1-2-K), die zuletzt durch § 22 
der Verordnung vom 1. Juli 2016 (GVBl. S. 193) ge-
ändert worden ist, 
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4. die Fachakademieordnung Ernährungs- und Versor-
gungsmanagement (FakOErVers) vom 18. Juni 1998 
(GVBl. S. 361, BayRS 2236-9-1-5-K), die zuletzt 
durch § 25 der Verordnung vom 1. Juli 2016 (GVBl. 
S. 193) geändert worden ist, und

5. § 2 Satz 2 der Sechsten Verordnung zur Änderung 
der Fachakademieordnung Fremdsprachenberufe 
vom 26. März 2013 (GVBl. S. 235, BayRS 2236-9-1-
2-K).

München, den 9. Mai 2017

Bayerisches Staatsministerium 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig S p a e n l e , Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig Spaen le 
Staatsminister 
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er des Praktikantenverhältnisses einem entsprechend 
geeigneten Praxisanleiter (§ 16 Abs. 4 Satz 2) zu über-
tragen. 2Als Praxisanleiter kann eingesetzt werden, wer 
entweder nach § 16 Abs. 2 und 6 der Kinderbildungs-
verordnung oder nach den Bestimmungen im Vollzug 
des SGB VIII als pädagogische Fachkraft anerkannt ist 
– insbesondere Staatlich anerkannte Erzieherinnen oder 
Staatlich anerkannte Erzieher – und über eine mehrjäh-
rige Berufserfahrung verfügt. 3Während des gesamten 
Berufspraktikums sind regelmäßig Anleitungsgespräche 
durchzuführen. 4Der Praxisanleiter erstellt in Absprache 
mit der Leitung der Praktikumsstelle zu den von der Fach-
akademie festgesetzten Terminen je eine Zwischen- und 
Abschlussbeurteilung über die Tätigkeiten, die fachlichen 
Leistungen und das Verhalten der Praktikantin oder des 
Praktikanten.

4. Fachliche Betreuung durch die Fachakademie für 
Sozialpädagogik

1Für die Organisation der Seminarveranstaltungen ist die 
Fachakademie zuständig. 2Die Praktikumsbetreuer (§ 16 
Abs. 4 Satz 4) halten regelmäßig Seminarveranstaltun-
gen an der Fachakademie ab zur Förderung, Vertiefung 
und Erweiterung der Fachkenntnisse im Umfang von ins-
gesamt 160 Unterrichtsstunden, davon 40 Stunden Recht 
und Organisation, bei verkürztem Berufspraktikum nach  
§ 3 Abs. 2 Satz 3 80 Unterrichtsstunden, davon 20 Stun-
den Recht und Organisation. 3Sie besuchen die Prakti-
kantinnen und Praktikanten in der Regel zweimal, min-
destens jedoch einmal an der Praktikumsstelle und 
erstellen darüber jeweils einen Bericht mit einer Bewer-
tung nach § 17 Abs. 2 Nr. 3 Buchst. c Doppelbuchst. aa.

5. Praktikantenvertrag

1Der Praktikantenvertrag soll Arbeitszeit – einschließlich 
Bereitschafts-, Nacht-, Sonn- und Feiertagsdienst –, Ur-

laub, Vergütung und Kündigung regeln. 2Er soll ferner die 
������������������������������������

a) die Praktikantin oder den Praktikanten entsprechend 
den geltenden Regelungen auszubilden und sie oder 
ihn insbesondere durch eine hierfür bestellte Fach-
kraft anleiten und betreuen zu lassen,

b) die Praktikantin oder den Praktikanten zu den von 
der Fachakademie festgesetzten Seminarveranstal-
tungen freizustellen – diese Zeit wird nicht als Urlaub 
angerechnet –,

c) dem von der Fachakademie bestellten Praktikums-
betreuer Zugang und Aufenthalt in der Einrichtung 
zum Zweck der vorgeschriebenen Betreuung und 
Beobachtung der Praktikantin oder des Praktikanten 
zu gestatten und

d) die Praktikantin oder den Praktikanten zu beurteilen.

3��
����	�������������������������������������������-
gen der Praktikantin oder des Praktikanten enthalten,

a) die gebotenen Ausbildungsmöglichkeiten wahrzu-
nehmen,

b) die übertragenen Aufgaben sorgfältig auszuführen,

c) den Anordnungen der Praktikumsstelle und der von 
ihr beauftragten Personen nachzukommen,

d) über interne Vorgänge Stillschweigen zu bewahren 
und

e) die für die Praktikumsstelle geltenden Ordnungen, 
insbesondere Arbeitsordnungen und Unfallverhü-
tungsvorschriften, zu beachten.
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1. Ziel des Berufspraktikums

1Das Berufspraktikum ist wesentlicher Bestandteil der 
Ausbildung zur Staatlich anerkannten Erzieherin oder 
zum Staatlich anerkannten Erzieher. 2Die Praktikantin 
oder der Praktikant soll befähigt werden

a) die theoretischen Kenntnisse und praktischen Fertig-
keiten selbstverantwortlich in der Praxis anzuwenden 
und zu erweitern,

b) Konzeptionen zu erfassen, Erziehungsarbeit zu pla-
nen und in die Erziehungspraxis umzusetzen,

c) eine Gruppe sowohl selbstständig als auch in Zu-
sammenarbeit mit einer Hilfskraft zu führen,

d) konstruktiv im Team zu arbeiten, 

��� �������������������������������������������

3Die Praktikantin oder der Praktikant ist dem Einsatzbe-
reich entsprechend unter Anleitung zunächst mit Teilauf-
gaben zu betrauen. 4Durch allmählich steigende Anfor-
derungen muss die Selbstständigkeit erreicht werden. 
5Vertiefte Kenntnisse können nur durch die Übertragung 
eines festen Aufgabenbereichs, z. B. Einsatz als Zweit-
kraft in der Gruppe, sowie beständige Anleitung gewon-
nen werden. 6Die Praktikantin oder der Praktikant ist 
��
��� ��� ���� �	������������ ���� ������������ �����
angemessen an den Verwaltungsaufgaben zu beteiligen, 
um sie oder ihn mit der Gesamtaufgabe der Einrichtung 
vertraut zu machen.

2. Praktikumsstellen

1Als Praktikumsstellen sind folgende Einrichtungen ge-
eignet, wenn die Anleitung der Praktikantin oder des 
Praktikanten durch eine Fachkraft sichergestellt ist:

a) Kindertageseinrichtungen nach Art. 2 Abs. 1 des 
Bayerischen Kinderbildungs- und -betreuungsgeset-
zes (BayKiBiG), die die Fördervoraussetzungen nach 
Art. 19 BayKiBiG erfüllen,

b) Heime, die eine Betriebserlaubnis nach § 45 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) besit-

zen oder dieser nach § 45 Abs. 1 Satz 2 SGB VIII 
nicht bedürfen; als Heime kommen für die Ableistung 
des Praktikums in Frage:

aa) Tagesstätten für Kinder mit heil- und sonderpäd-
agogischem Förderbedarf,

bb) Heime für Kinder bis zur Beendigung der Voll-
���������������

cc) Heime für schulentlassene Minderjährige und 
junge Volljährige, z. B. Jugendwohnheime,

dd) Heime bei Förderschulen,

ee) Erholungs- und Kurheime,

ff) Einrichtungen der Jugendarbeit,

gg) Schülerheime und Tagesheimschulen, die nach 
den Bestimmungen des BayEUG der Schulauf-
sicht unterliegen,

hh) Ganztagesschulen,

ii) Schulvorbereitende Einrichtungen,

jj) Einrichtungen der offenen und stationären Be-
hindertenhilfe.

2Die wöchentliche Arbeitszeit entspricht der in der Einrich-
tung für eine Vollzeitstelle üblichen Dauer. 3Eine Unter-
schreitung bedarf der ausdrücklichen Genehmigung der 
Fachakademie. 4Grundsätzlich werden keine Stellen mit 
einer wöchentlichen Arbeitszeit von weniger als 30 Stun-
den als Vollzeitstelle genehmigt. 5Das Berufspraktikum 
kann entweder zusammenhängend an einer Praktikums-
stelle oder mit einmaligem Wechsel in zwei Einrichtungen 
abgeleistet werden. 6Die Tätigkeit an einer Praktikums-
stelle soll bei Vollzeitform mindestens sechs Monate, bei 
Teilzeitform zwölf Monate betragen. 7Der Wechsel der 
Praktikumsstelle muss von der Fachakademie genehmigt 
werden.

3. Fachliche Betreuung an der Praktikumsstelle

1Die Anleitung und Betreuung der Praktikantinnen und 
Praktikanten ist von der Praktikumsstelle für die Dau-

 Anlage 1 
 (zu § 3)

Berufspraktikum bei der Ausbildung  
zur Staatlich anerkannten Erzieherin und zum  

Staatlich anerkannten Erzieher



KWMBl. Nr. 7/2017 135157Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

er des Praktikantenverhältnisses einem entsprechend 
geeigneten Praxisanleiter (§ 16 Abs. 4 Satz 2) zu über-
tragen. 2Als Praxisanleiter kann eingesetzt werden, wer 
entweder nach § 16 Abs. 2 und 6 der Kinderbildungs-
verordnung oder nach den Bestimmungen im Vollzug 
des SGB VIII als pädagogische Fachkraft anerkannt ist 
– insbesondere Staatlich anerkannte Erzieherinnen oder 
Staatlich anerkannte Erzieher – und über eine mehrjäh-
rige Berufserfahrung verfügt. 3Während des gesamten 
Berufspraktikums sind regelmäßig Anleitungsgespräche 
durchzuführen. 4Der Praxisanleiter erstellt in Absprache 
mit der Leitung der Praktikumsstelle zu den von der Fach-
akademie festgesetzten Terminen je eine Zwischen- und 
Abschlussbeurteilung über die Tätigkeiten, die fachlichen 
Leistungen und das Verhalten der Praktikantin oder des 
Praktikanten.

4. Fachliche Betreuung durch die Fachakademie für 
Sozialpädagogik

1Für die Organisation der Seminarveranstaltungen ist die 
Fachakademie zuständig. 2Die Praktikumsbetreuer (§ 16 
Abs. 4 Satz 4) halten regelmäßig Seminarveranstaltun-
gen an der Fachakademie ab zur Förderung, Vertiefung 
und Erweiterung der Fachkenntnisse im Umfang von ins-
gesamt 160 Unterrichtsstunden, davon 40 Stunden Recht 
und Organisation, bei verkürztem Berufspraktikum nach  
§ 3 Abs. 2 Satz 3 80 Unterrichtsstunden, davon 20 Stun-
den Recht und Organisation. 3Sie besuchen die Prakti-
kantinnen und Praktikanten in der Regel zweimal, min-
destens jedoch einmal an der Praktikumsstelle und 
erstellen darüber jeweils einen Bericht mit einer Bewer-
tung nach § 17 Abs. 2 Nr. 3 Buchst. c Doppelbuchst. aa.

5. Praktikantenvertrag

1Der Praktikantenvertrag soll Arbeitszeit – einschließlich 
Bereitschafts-, Nacht-, Sonn- und Feiertagsdienst –, Ur-

laub, Vergütung und Kündigung regeln. 2Er soll ferner die 
������������������������������������

a) die Praktikantin oder den Praktikanten entsprechend 
den geltenden Regelungen auszubilden und sie oder 
ihn insbesondere durch eine hierfür bestellte Fach-
kraft anleiten und betreuen zu lassen,

b) die Praktikantin oder den Praktikanten zu den von 
der Fachakademie festgesetzten Seminarveranstal-
tungen freizustellen – diese Zeit wird nicht als Urlaub 
angerechnet –,

c) dem von der Fachakademie bestellten Praktikums-
betreuer Zugang und Aufenthalt in der Einrichtung 
zum Zweck der vorgeschriebenen Betreuung und 
Beobachtung der Praktikantin oder des Praktikanten 
zu gestatten und

d) die Praktikantin oder den Praktikanten zu beurteilen.

3��
����	�������������������������������������������-
gen der Praktikantin oder des Praktikanten enthalten,

a) die gebotenen Ausbildungsmöglichkeiten wahrzu-
nehmen,

b) die übertragenen Aufgaben sorgfältig auszuführen,

c) den Anordnungen der Praktikumsstelle und der von 
ihr beauftragten Personen nachzukommen,

d) über interne Vorgänge Stillschweigen zu bewahren 
und

e) die für die Praktikumsstelle geltenden Ordnungen, 
insbesondere Arbeitsordnungen und Unfallverhü-
tungsvorschriften, zu beachten.
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1. Ziel des Berufspraktikums

1Das Berufspraktikum ist wesentlicher Bestandteil der 
Ausbildung zur Staatlich anerkannten Erzieherin oder 
zum Staatlich anerkannten Erzieher. 2Die Praktikantin 
oder der Praktikant soll befähigt werden

a) die theoretischen Kenntnisse und praktischen Fertig-
keiten selbstverantwortlich in der Praxis anzuwenden 
und zu erweitern,

b) Konzeptionen zu erfassen, Erziehungsarbeit zu pla-
nen und in die Erziehungspraxis umzusetzen,

c) eine Gruppe sowohl selbstständig als auch in Zu-
sammenarbeit mit einer Hilfskraft zu führen,

d) konstruktiv im Team zu arbeiten, 

��� �������������������������������������������

3Die Praktikantin oder der Praktikant ist dem Einsatzbe-
reich entsprechend unter Anleitung zunächst mit Teilauf-
gaben zu betrauen. 4Durch allmählich steigende Anfor-
derungen muss die Selbstständigkeit erreicht werden. 
5Vertiefte Kenntnisse können nur durch die Übertragung 
eines festen Aufgabenbereichs, z. B. Einsatz als Zweit-
kraft in der Gruppe, sowie beständige Anleitung gewon-
nen werden. 6Die Praktikantin oder der Praktikant ist 
��
��� ��� ���� �	������������ ���� ������������ �����
angemessen an den Verwaltungsaufgaben zu beteiligen, 
um sie oder ihn mit der Gesamtaufgabe der Einrichtung 
vertraut zu machen.

2. Praktikumsstellen

1Als Praktikumsstellen sind folgende Einrichtungen ge-
eignet, wenn die Anleitung der Praktikantin oder des 
Praktikanten durch eine Fachkraft sichergestellt ist:

a) Kindertageseinrichtungen nach Art. 2 Abs. 1 des 
Bayerischen Kinderbildungs- und -betreuungsgeset-
zes (BayKiBiG), die die Fördervoraussetzungen nach 
Art. 19 BayKiBiG erfüllen,

b) Heime, die eine Betriebserlaubnis nach § 45 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) besit-

zen oder dieser nach § 45 Abs. 1 Satz 2 SGB VIII 
nicht bedürfen; als Heime kommen für die Ableistung 
des Praktikums in Frage:

aa) Tagesstätten für Kinder mit heil- und sonderpäd-
agogischem Förderbedarf,

bb) Heime für Kinder bis zur Beendigung der Voll-
���������������

cc) Heime für schulentlassene Minderjährige und 
junge Volljährige, z. B. Jugendwohnheime,

dd) Heime bei Förderschulen,

ee) Erholungs- und Kurheime,

ff) Einrichtungen der Jugendarbeit,

gg) Schülerheime und Tagesheimschulen, die nach 
den Bestimmungen des BayEUG der Schulauf-
sicht unterliegen,

hh) Ganztagesschulen,

ii) Schulvorbereitende Einrichtungen,

jj) Einrichtungen der offenen und stationären Be-
hindertenhilfe.

2Die wöchentliche Arbeitszeit entspricht der in der Einrich-
tung für eine Vollzeitstelle üblichen Dauer. 3Eine Unter-
schreitung bedarf der ausdrücklichen Genehmigung der 
Fachakademie. 4Grundsätzlich werden keine Stellen mit 
einer wöchentlichen Arbeitszeit von weniger als 30 Stun-
den als Vollzeitstelle genehmigt. 5Das Berufspraktikum 
kann entweder zusammenhängend an einer Praktikums-
stelle oder mit einmaligem Wechsel in zwei Einrichtungen 
abgeleistet werden. 6Die Tätigkeit an einer Praktikums-
stelle soll bei Vollzeitform mindestens sechs Monate, bei 
Teilzeitform zwölf Monate betragen. 7Der Wechsel der 
Praktikumsstelle muss von der Fachakademie genehmigt 
werden.

3. Fachliche Betreuung an der Praktikumsstelle

1Die Anleitung und Betreuung der Praktikantinnen und 
Praktikanten ist von der Praktikumsstelle für die Dau-

 Anlage 1 
 (zu § 3)

Berufspraktikum bei der Ausbildung  
zur Staatlich anerkannten Erzieherin und zum  

Staatlich anerkannten Erzieher
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	���-
gen der Praktikantin oder des Praktikanten enthalten,

a) die gebotenen Ausbildungsmöglichkeiten wahrzu-
nehmen,

b) die übertragenen Aufgaben sorgfältig auszuführen,

c) den Anordnungen der Praktikumsstelle und der von 
ihr beauftragten Personen nachzukommen,

d) über interne Vorgänge Stillschweigen zu bewahren,

e) die für die Praktikumsstelle geltenden Ordnungen, 
insbesondere Arbeitsordnungen und Unfallverhü-
tungsvorschriften, zu beachten.
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1. Ziel des Berufspraktikums

1Das Berufspraktikum ist wesentlicher Bestandteil der 
Ausbildung zur Staatlich geprüften Betriebswirtin für 
Ernährungs- und Versorgungsmanagement und zum 
Staatlich geprüften Betriebswirt für Ernährungs- und Ver-
sorgungsmanagement. 2Es dient im Anschluss an den 
bestandenen ersten Prüfungsabschnitt der fachgerech-
ten Einarbeitung in die Berufspraxis und der Vertiefung 
der fachlichen Eignung nach § 30 BBiG. 3Die Praktikantin 
oder der Praktikant soll befähigt werden,

a) die theoretischen Kenntnisse und praktischen Fertig-
keiten selbstverantwortlich in der Praxis anzuwenden 
und zu erweitern,

b) konstruktiv im Team zu arbeiten,

c) Arbeitsabläufe zu planen und zu organisieren,

d) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter anzuleiten.

4Die Praktikantin oder der Praktikant ist dem Einsatzbe-
reich entsprechend unter Anleitung zunächst mit Teilauf-
gaben zu betrauen. 5Durch allmählich steigende Anforde-
rungen und Übertragung eines festen Aufgabenbereichs 
muss die Selbstständigkeit erreicht werden.

2. Praktikumsstellen

1Die Eignung als Praktikumsstelle ist nur dann gegeben, 
wenn die Anleitung der Praktikantin oder des Praktikanten 
durch eine Fachkraft gemäß Nr. 3 sichergestellt ist. 2Der 
Umfang der praktischen Ausbildung muss in Vollzeitform 
mindestens 32 Stunden, in der Teilzeitform mindestens 
17 Stunden wöchentlich umfassen.

3. Fachliche Betreuung an der Praktikumsstelle

1Die Anleitung und Betreuung der Praktikantinnen und 
Praktikanten ist von der Praktikumsstelle für die Dau-
er des Praktikantenverhältnisses einem entsprechend 
geeigneten Praxisanleiter (§ 16 Abs. 4 Satz 2) zu über-
tragen. 2Als Praxisanleiter kann eingesetzt werden, wer 
die Ausbildereignung nach den §§ 28 bis 30 BBiG oder 

einen einschlägigen Hochschulabschluss besitzt. 3Wäh-
rend des gesamten Berufspraktikums sind regelmäßig 
Anleitungsgespräche durchzuführen. 4Der Praxisanleiter 
erstellt in Absprache mit der Leitung der Praktikumsstelle 
zu den von der Fachakademie festgesetzten Terminen je 
eine Zwischen- und Abschlussbeurteilung über die Tätig-
keiten, die fachlichen Leistungen und das Verhalten der 
Praktikantin oder des Praktikanten.

4. Fachliche Betreuung durch die Fachakademie für  
Ernährungs- und Versorgungsmanagement

1Für die Organisation des Begleitunterrichts ist die Fach-
akademie zuständig. 2Die Praktikumsbetreuer (§ 16  
Abs. 4 Satz 4) erteilen regelmäßig Begleitunterricht an 
der Fachakademie zur Förderung, Vertiefung und Erwei-
terung der Fachkenntnisse im Umfang von insgesamt 60 
Unterrichtsstunden und erheben mindestens zwei prakti-
sche Leistungsnachweise.

5. Praktikantenvertrag

1Der Praktikantenvertrag soll Arbeitszeit – einschließlich 
Bereitschafts-, Nacht-, Sonn- und Feiertagsdienst –, Ur-
laub, Vergütung und Kündigung regeln. 2Er soll ferner die 
�������������������������������������

a) die Praktikantin oder den Praktikanten entsprechend 
den geltenden Regelungen auszubilden und sie oder 
ihn insbesondere durch eine hierfür bestellte Fach-
kraft anleiten und betreuen zu lassen,

b) die Praktikantin oder den Praktikanten zu dem von 
der Fachakademie festgesetzten Begleitunterricht 
freizustellen – diese Zeit wird nicht als Urlaub ange-
rechnet –,

c) dem von der Fachakademie bestellten Praktikums-
betreuer Zugang und Aufenthalt in der Einrichtung 
zum Zweck der vorgeschriebenen Betreuung und 
Beobachtung der Praktikantin oder des Praktikanten 
zu gestatten,

d) die Praktikantin oder den Praktikanten zu beurteilen.

 Anlage 2
 (zu § 3)

Berufspraktikum bei der Ausbildung 
zur Staatlich geprüften Betriebswirtin  

für Ernährungs- und Versorgungsmanagement  
und zum Staatlich geprüften Betriebswirt  

für Ernährungs- und Versorgungsmanagement
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gen der Praktikantin oder des Praktikanten enthalten,

a) die gebotenen Ausbildungsmöglichkeiten wahrzu-
nehmen,

b) die übertragenen Aufgaben sorgfältig auszuführen,

c) den Anordnungen der Praktikumsstelle und der von 
ihr beauftragten Personen nachzukommen,

d) über interne Vorgänge Stillschweigen zu bewahren,

e) die für die Praktikumsstelle geltenden Ordnungen, 
insbesondere Arbeitsordnungen und Unfallverhü-
tungsvorschriften, zu beachten.
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Anleitungsgespräche durchzuführen. 4Der Praxisanleiter 
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a) die Praktikantin oder den Praktikanten entsprechend 
den geltenden Regelungen auszubilden und sie oder 
ihn insbesondere durch eine hierfür bestellte Fach-
kraft anleiten und betreuen zu lassen,

b) die Praktikantin oder den Praktikanten zu dem von 
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freizustellen – diese Zeit wird nicht als Urlaub ange-
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c) dem von der Fachakademie bestellten Praktikums-
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zu gestatten,
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 (zu § 3)

Berufspraktikum bei der Ausbildung 
zur Staatlich geprüften Betriebswirtin  

für Ernährungs- und Versorgungsmanagement  
und zum Staatlich geprüften Betriebswirt  

für Ernährungs- und Versorgungsmanagement
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Wochenstunden

1. Jahr 2. Jahr

Praxis- und Methoden-
lehre mit Säuglings-
betreuung3

2 2

Summe 8,5 10,5

1 Davon je eine Stunde Musikerziehung, Kunsterziehung/Werken,  

Bewegungserziehung (Sporterziehung/Rhythmik)
2 �������������������������������������������
���	������������-

�������������������������������
���	��������������������������-

le, die sowohl inhaltlich – verschiedene Lehrplanangebote zur Aus-

wahl – als auch hinsichtlich der Zuordnung zum Seminarjahr für die 

Fachakademien frei wählbar sind. Die Wochenstundenanzahl pro 

Jahr bleibt davon unberührt.
3  �������������������������������������
���	��������

2Die Ausbildungsinhalte sollen lernfeldorientiert vermittelt 
werden. 3Zu Beginn des ersten Jahres des sozialpädago-
���������������������������������������
��������������-
tens einer Woche zur Einführung statt. 4Zu Beginn des 
zweiten Jahres des sozialpädagogischen Seminars soll 
ein Unterrichtsblock von mindestens einer Woche durch-
geführt werden. 5Im Übrigen obliegt die zeitliche Gliede-
rung des Unterrichts den Fachakademien. 6Für die Erset-
zung von Englisch durch eine andere Fremdsprache gilt 
§ 14 Abs. 3 Nr. 2 entsprechend.

5.2 Fachpraktischer Teil

1Die sozialpädagogische Praxis orientiert sich an dem 
als Anlage zum Lehrplan veröffentlichten Ausbildungs-
rahmenplan. 2Bei zweijähriger Dauer ist die sozialpä-
dagogische Praxis in mindestens zwei verschiedenen 
sozialpädagogischen Tätigkeitsfeldern abzuleisten. 3Bei 
einjähriger Dauer soll sie in zwei verschiedenen sozialpä-
dagogischen Tätigkeitsfeldern abgeleistet werden. 4Die 
Zeitabschnitte können unterschiedlich lang sein. 

6. Praktikumsstellen

Praktikumsstellen für die sozialpädagogische Praxis sind 
die in Anlage 1 Nr. 2 Satz 1 genannten Einrichtungen.

7. Fachliche Betreuung an der Praktikumsstelle

7.1 Praxisanleiter

1Die fachliche Anleitung und Betreuung der Praktikantin-
nen und Praktikanten obliegt einer vom Träger der sozi-
alpädagogischen Einrichtung benannten sozialpädagogi-
schen Fachkraft mit mehrjähriger Berufserfahrung gemäß 
Anlage 1 Nr. 3 Satz 1 und 2. 2Während des gesamten 
sozialpädagogischen Seminars sind regelmäßig Anlei-
tungsgespräche durchzuführen. 

7.2 Betreuende Lehrkraft

Für die fachliche Betreuung der Praktikantinnen und 
Praktikanten werden außerdem Lehrkräfte der Fachaka-
demie als Betreuer eingesetzt.

8. Leistungsnachweise, Bewertung

8.1 Leistungsnachweise

1Für den theoretischen Teil nach Nr. 5.1 gelten die §§ 17 
bis 22 entsprechend. 2Für die Zahl der Leistungsnachwei-
se werden Fächer mit 0,5 und 1,5 Wochenstunden wie 
einstündige Fächer behandelt.

8.2 Sozialpädagogische Praxis

1In der sozialpädagogischen Praxis fertigen die Prakti-
kantinnen und Praktikanten je Praktikumswoche einen 
Bericht. 2Im zweiten Jahr ist darüber hinaus ein prakti-
scher Leistungsnachweis zu erbringen; die §§ 20 und 21 
gelten entsprechend. 3Der Praxisanleiter, der mit der An-
leitung der Praktikantin oder des Praktikanten betraut ist, 
erstellt in Absprache mit der Leitung der Einrichtung zum 
Ende jedes Schulhalbjahres eine Beurteilung über die 
Tätigkeiten, die fachlichen Leistungen und das Verhalten 
der Praktikantin oder des Praktikanten während der sozi-
alpädagogischen Praxis. 4Endet die Probezeit am 15. De-
zember, ist die Beurteilung rechtzeitig vorher zu erstellen. 
5Die Beurteilungen sind der zuständigen Fachakademie 
zu übermitteln. 6Für die Notenbildung gilt § 22 Abs. 1 Satz 
2 und Abs. 3 entsprechend.

9. Zwischen- und Jahreszeugnisse, Entscheidung über 
das Vorrücken

9.1 Zwischenzeugnis

Ein Zwischenzeugnis wird nur im ersten Jahr des sozial-
pädagogischen Seminars ausgestellt.

9.2 Jahreszeugnis

1Nach dem ersten Jahr des zweijährigen sozialpädagogi-
schen Seminars wird ein Jahreszeugnis ausgestellt. 2In 
das zweite Jahr rückt vor, wer in der sozialpädagogischen 
Praxis mindestens die Note 4 und in den Fächern der 
Stundentafel (Nr. 5.1) höchstens einmal die Note 5, aber 
keinmal die Note 6 erhalten hat. 3Die §§ 27 und 28 Abs. 2, 
3 und 4 Satz 1 und 2 gelten entsprechend.

10. Abschlussprüfung, erfolgreicher Abschluss des sozi-
alpädagogischen Seminars

1Das sozialpädagogische Seminar endet mit einer staatli-
chen Abschlussprüfung. 2Ihr haben sich alle Praktikantin-
nen und Praktikanten zu unterziehen. 3§ 55 Abs. 2 Satz 2 
der Berufsfachschulordnung (BFSO) und § 56 gelten ent-
sprechend.

10.1 Zeitpunkt und Prüfungsort
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1. Dauer

1Das sozialpädagogische Seminar dauert zwei Jahre. 
2Bewerberinnen und Bewerber mit einer abgeschlos-
senen Berufsausbildung in einem anderen staatlich an-
erkannten Ausbildungsberuf als nach § 6 Abs. 1 Satz 1  
Nr. 2 Buchst. a treten in das zweite Jahr des sozialpäd-
agogischen Seminars ein. 3Satz 2 gilt entsprechend für 
Bewerberinnen und Bewerber, deren bisheriger Bildungs-
���������������������������������������������������-
arbeit im sozialpädagogischen Seminar erwarten lassen. 
4Die Höchstausbildungsdauer beträgt drei Jahre, bei ver-
kürztem sozialpädagogischem Seminar zwei Jahre. 5§ 12 
Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

2. Ziele des sozialpädagogischen Seminars

1���� ��
��	������������ �������� ���� ���� �����������
Vorbildungsweg für die Erzieherausbildung. 2Es soll zur 
pädagogischen Mitarbeit in verschiedenen Arbeitsfeldern 
befähigen, insbesondere bei der Betreuung, Bildung und 
Erziehung von Kindern im vorschulischen Alter oder frü-
hen Schulalter.

3. Aufnahme in das sozialpädagogische Seminar

1Die Aufnahme in das sozialpädagogische Seminar setzt 
Folgendes voraus:

a) einen mittleren Schulabschluss,

b) die Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses, das nicht äl-
ter als drei Monate ist und ausweist, dass die Bewer-
berin oder der Bewerber für den Beruf der Erzieherin 
oder des Erziehers geeignet ist,

c) das Fehlen von Anhaltspunkten, die die Bewerberin 
oder den Bewerber als ungeeignet für den Beruf der 
Erzieherin oder des Erziehers erscheinen lassen,

d) bei Minderjährigen das Einverständnis der Erzie-
hungsberechtigten.

2Bewerberinnen und Bewerber mit einer anderen Mut-
tersprache als Deutsch müssen außerdem nachweisen, 
dass sie über hinreichende Deutschkenntnisse in Wort 
und Schrift verfügen, sodass eine erfolgreiche Teilnahme 
am Unterricht gewährleistet ist. 3Die Anmeldung erfolgt an 
der Fachakademie für Sozialpädagogik, an der die Aus-
bildung zur Erzieherin oder zum Erzieher erfolgen soll. 

4Die Fachakademie genehmigt die Praktikumsstellen und 
stellt den Bewerberinnen und Bewerbern schriftlich die 
Aufnahme in die Fachakademie für den Fall des erfolg-
reichen Abschlusses des sozialpädagogischen Seminars 
und des Vorliegens der übrigen allgemeinen Aufnahme-
voraussetzungen gemäß § 6 in Aussicht.

4. Probezeit

1§ 9 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass bei Prakti-
kantinnen und Praktikanten, die unmittelbar in das zweite 
Jahr des sozialpädagogischen Seminars eintreten, die 
Probezeit am 15. Dezember endet. 2Über § 9 Abs. 2 hi-
naus ist die Probezeit auch dann nicht bestanden, wenn 
in der sozialpädagogischen Praxis die Leistungen nicht 
mindestens mit der Note 4 bewertet wurden.

5. Inhalte des sozialpädagogischen Seminars

Das sozialpädagogische Seminar gliedert sich in einen 
überwiegend theoretischen Teil – Unterricht an der Fach-
akademie – und einen fachpraktischen Teil – Tätigkeit in 
der sozialpädagogischen Einrichtung (sozialpädagogi-
sche Praxis).

5.1 Theoretischer Teil

1Dem Unterricht sind die vom Staatsministerium erlasse-
nen Lehrpläne sowie folgende Stundentafel zugrunde zu 
legen:

������������
Wochenstunden

1. Jahr 2. Jahr

Pädagogik und  
Psychologie

2 3

Deutsch und  
Kommunikation

1 1

Englisch – 1

Recht und Verwaltung 0,5 0,5

Musische Gestaltung 
und Bewegungs- 
erziehung1, 2

2 2

Naturwissenschaft und 
Gesundheit

0,5 0,5

Religionspädagogik und 
ethische Erziehung

0,5 0,5

 Anlage 3
 (zu § 6)

Sozialpädagogisches Seminar
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������������
Wochenstunden

1. Jahr 2. Jahr

Praxis- und Methoden-
lehre mit Säuglings-
betreuung3

2 2

Summe 8,5 10,5

1 Davon je eine Stunde Musikerziehung, Kunsterziehung/Werken,  

Bewegungserziehung (Sporterziehung/Rhythmik)
2 �������������������������������������������
���	������������-

�������������������������������
���	��������������������������-

le, die sowohl inhaltlich – verschiedene Lehrplanangebote zur Aus-

wahl – als auch hinsichtlich der Zuordnung zum Seminarjahr für die 

Fachakademien frei wählbar sind. Die Wochenstundenanzahl pro 

Jahr bleibt davon unberührt.
3  �������������������������������������
���	��������

2Die Ausbildungsinhalte sollen lernfeldorientiert vermittelt 
werden. 3Zu Beginn des ersten Jahres des sozialpädago-
���������������������������������������
��������������-
tens einer Woche zur Einführung statt. 4Zu Beginn des 
zweiten Jahres des sozialpädagogischen Seminars soll 
ein Unterrichtsblock von mindestens einer Woche durch-
geführt werden. 5Im Übrigen obliegt die zeitliche Gliede-
rung des Unterrichts den Fachakademien. 6Für die Erset-
zung von Englisch durch eine andere Fremdsprache gilt 
§ 14 Abs. 3 Nr. 2 entsprechend.

5.2 Fachpraktischer Teil

1Die sozialpädagogische Praxis orientiert sich an dem 
als Anlage zum Lehrplan veröffentlichten Ausbildungs-
rahmenplan. 2Bei zweijähriger Dauer ist die sozialpä-
dagogische Praxis in mindestens zwei verschiedenen 
sozialpädagogischen Tätigkeitsfeldern abzuleisten. 3Bei 
einjähriger Dauer soll sie in zwei verschiedenen sozialpä-
dagogischen Tätigkeitsfeldern abgeleistet werden. 4Die 
Zeitabschnitte können unterschiedlich lang sein. 

6. Praktikumsstellen

Praktikumsstellen für die sozialpädagogische Praxis sind 
die in Anlage 1 Nr. 2 Satz 1 genannten Einrichtungen.

7. Fachliche Betreuung an der Praktikumsstelle

7.1 Praxisanleiter

1Die fachliche Anleitung und Betreuung der Praktikantin-
nen und Praktikanten obliegt einer vom Träger der sozi-
alpädagogischen Einrichtung benannten sozialpädagogi-
schen Fachkraft mit mehrjähriger Berufserfahrung gemäß 
Anlage 1 Nr. 3 Satz 1 und 2. 2Während des gesamten 
sozialpädagogischen Seminars sind regelmäßig Anlei-
tungsgespräche durchzuführen. 

7.2 Betreuende Lehrkraft

Für die fachliche Betreuung der Praktikantinnen und 
Praktikanten werden außerdem Lehrkräfte der Fachaka-
demie als Betreuer eingesetzt.

8. Leistungsnachweise, Bewertung

8.1 Leistungsnachweise

1Für den theoretischen Teil nach Nr. 5.1 gelten die §§ 17 
bis 22 entsprechend. 2Für die Zahl der Leistungsnachwei-
se werden Fächer mit 0,5 und 1,5 Wochenstunden wie 
einstündige Fächer behandelt.

8.2 Sozialpädagogische Praxis

1In der sozialpädagogischen Praxis fertigen die Prakti-
kantinnen und Praktikanten je Praktikumswoche einen 
Bericht. 2Im zweiten Jahr ist darüber hinaus ein prakti-
scher Leistungsnachweis zu erbringen; die §§ 20 und 21 
gelten entsprechend. 3Der Praxisanleiter, der mit der An-
leitung der Praktikantin oder des Praktikanten betraut ist, 
erstellt in Absprache mit der Leitung der Einrichtung zum 
Ende jedes Schulhalbjahres eine Beurteilung über die 
Tätigkeiten, die fachlichen Leistungen und das Verhalten 
der Praktikantin oder des Praktikanten während der sozi-
alpädagogischen Praxis. 4Endet die Probezeit am 15. De-
zember, ist die Beurteilung rechtzeitig vorher zu erstellen. 
5Die Beurteilungen sind der zuständigen Fachakademie 
zu übermitteln. 6Für die Notenbildung gilt § 22 Abs. 1 Satz 
2 und Abs. 3 entsprechend.

9. Zwischen- und Jahreszeugnisse, Entscheidung über 
das Vorrücken

9.1 Zwischenzeugnis

Ein Zwischenzeugnis wird nur im ersten Jahr des sozial-
pädagogischen Seminars ausgestellt.

9.2 Jahreszeugnis

1Nach dem ersten Jahr des zweijährigen sozialpädagogi-
schen Seminars wird ein Jahreszeugnis ausgestellt. 2In 
das zweite Jahr rückt vor, wer in der sozialpädagogischen 
Praxis mindestens die Note 4 und in den Fächern der 
Stundentafel (Nr. 5.1) höchstens einmal die Note 5, aber 
keinmal die Note 6 erhalten hat. 3Die §§ 27 und 28 Abs. 2, 
3 und 4 Satz 1 und 2 gelten entsprechend.

10. Abschlussprüfung, erfolgreicher Abschluss des sozi-
alpädagogischen Seminars

1Das sozialpädagogische Seminar endet mit einer staatli-
chen Abschlussprüfung. 2Ihr haben sich alle Praktikantin-
nen und Praktikanten zu unterziehen. 3§ 55 Abs. 2 Satz 2 
der Berufsfachschulordnung (BFSO) und § 56 gelten ent-
sprechend.

10.1 Zeitpunkt und Prüfungsort
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1. Dauer

1Das sozialpädagogische Seminar dauert zwei Jahre. 
2Bewerberinnen und Bewerber mit einer abgeschlos-
senen Berufsausbildung in einem anderen staatlich an-
erkannten Ausbildungsberuf als nach § 6 Abs. 1 Satz 1  
Nr. 2 Buchst. a treten in das zweite Jahr des sozialpäd-
agogischen Seminars ein. 3Satz 2 gilt entsprechend für 
Bewerberinnen und Bewerber, deren bisheriger Bildungs-
���������������������������������������������������-
arbeit im sozialpädagogischen Seminar erwarten lassen. 
4Die Höchstausbildungsdauer beträgt drei Jahre, bei ver-
kürztem sozialpädagogischem Seminar zwei Jahre. 5§ 12 
Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

2. Ziele des sozialpädagogischen Seminars

1���� ��
��	������������ �������� ���� ���� �����������
Vorbildungsweg für die Erzieherausbildung. 2Es soll zur 
pädagogischen Mitarbeit in verschiedenen Arbeitsfeldern 
befähigen, insbesondere bei der Betreuung, Bildung und 
Erziehung von Kindern im vorschulischen Alter oder frü-
hen Schulalter.

3. Aufnahme in das sozialpädagogische Seminar

1Die Aufnahme in das sozialpädagogische Seminar setzt 
Folgendes voraus:

a) einen mittleren Schulabschluss,

b) die Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses, das nicht äl-
ter als drei Monate ist und ausweist, dass die Bewer-
berin oder der Bewerber für den Beruf der Erzieherin 
oder des Erziehers geeignet ist,

c) das Fehlen von Anhaltspunkten, die die Bewerberin 
oder den Bewerber als ungeeignet für den Beruf der 
Erzieherin oder des Erziehers erscheinen lassen,

d) bei Minderjährigen das Einverständnis der Erzie-
hungsberechtigten.

2Bewerberinnen und Bewerber mit einer anderen Mut-
tersprache als Deutsch müssen außerdem nachweisen, 
dass sie über hinreichende Deutschkenntnisse in Wort 
und Schrift verfügen, sodass eine erfolgreiche Teilnahme 
am Unterricht gewährleistet ist. 3Die Anmeldung erfolgt an 
der Fachakademie für Sozialpädagogik, an der die Aus-
bildung zur Erzieherin oder zum Erzieher erfolgen soll. 

4Die Fachakademie genehmigt die Praktikumsstellen und 
stellt den Bewerberinnen und Bewerbern schriftlich die 
Aufnahme in die Fachakademie für den Fall des erfolg-
reichen Abschlusses des sozialpädagogischen Seminars 
und des Vorliegens der übrigen allgemeinen Aufnahme-
voraussetzungen gemäß § 6 in Aussicht.

4. Probezeit

1§ 9 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass bei Prakti-
kantinnen und Praktikanten, die unmittelbar in das zweite 
Jahr des sozialpädagogischen Seminars eintreten, die 
Probezeit am 15. Dezember endet. 2Über § 9 Abs. 2 hi-
naus ist die Probezeit auch dann nicht bestanden, wenn 
in der sozialpädagogischen Praxis die Leistungen nicht 
mindestens mit der Note 4 bewertet wurden.

5. Inhalte des sozialpädagogischen Seminars

Das sozialpädagogische Seminar gliedert sich in einen 
überwiegend theoretischen Teil – Unterricht an der Fach-
akademie – und einen fachpraktischen Teil – Tätigkeit in 
der sozialpädagogischen Einrichtung (sozialpädagogi-
sche Praxis).

5.1 Theoretischer Teil

1Dem Unterricht sind die vom Staatsministerium erlasse-
nen Lehrpläne sowie folgende Stundentafel zugrunde zu 
legen:

������������
Wochenstunden

1. Jahr 2. Jahr

Pädagogik und  
Psychologie

2 3

Deutsch und  
Kommunikation

1 1

Englisch – 1

Recht und Verwaltung 0,5 0,5

Musische Gestaltung 
und Bewegungs- 
erziehung1, 2

2 2

Naturwissenschaft und 
Gesundheit

0,5 0,5

Religionspädagogik und 
ethische Erziehung

0,5 0,5

 Anlage 3
 (zu § 6)

Sozialpädagogisches Seminar
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1���� ����������������� ����� ������ ���� ��� 
	������
Jahres des sozialpädagogischen Seminars an der öffent-
lichen oder staatlich anerkannten Fachakademie statt.  
2§ 36 gilt entsprechend.

10.2 Prüfungsausschuss

1Mitglieder des Prüfungsausschusses sind alle Lehrkräf-
te, die im zweiten Studienjahr Unterricht in den Fächern 
der Stundentafel (Nr. 5.1) erteilt haben, und ein Praxis-
anleiter einer sozialpädagogischen Einrichtung, an der 
die sozialpädagogische Praxis abgeleistet wurde. 2In den 
Prüfungsausschuss kann eine Lehrkraft der Berufsfach-
������������������������������	������3Im Übrigen gel-
ten die § 30 Abs. 3 sowie § 31 entsprechend. 4Für die 
praktische Prüfung kann das vorsitzende Mitglied auch 
andere Praxisanleiter als Prüferin oder Prüfer in den Un-
terausschuss berufen; das vorsitzende Mitglied muss Mit-
glied des Prüfungsausschusses sein.

10.3 Inhalt und Verfahren der Prüfung

1Die Prüfung umfasst einen schriftlichen, einen prakti-
schen und gegebenenfalls einen mündlichen Teil. 2Die 
schriftliche Prüfung erstreckt sich auf den gesamten Un-
terrichtsstoff der Fächer

a) Deutsch und Kommunikation: Bearbeitungszeit 90 
Minuten,

b) Pädagogik und Psychologie: Bearbeitungszeit 90 Mi-
nuten.

3Die praktische Prüfung ist abzulegen in der sozialpäda-
gogischen Praxis: Bearbeitungszeit 60 Minuten. 4Voraus-
setzung für die Abnahme der praktischen Prüfung ist die 
Vorlage eines in häuslicher Arbeit erstellten schriftlichen 
Organisationsplans. 5Die praktische Prüfung beinhaltet 
die Materialvorbereitung und eine 30 bis 40 Minuten dau-
ernde praktischen Aufgabe. 6Im Fach Deutsch und Kom-
���������������������������������������������������
���� ��������������� ���� ����� ���� ������ ���������� �����
Maßgabe der Bestimmungen des Staatsministeriums 
statt. 7Die mündliche Prüfung erstreckt sich auf den ge-
samten Unterrichtsstoff des Fachs. 8Die Prüfungszeit soll 
�������������������������������������������������9Über 
Verlauf, wesentlichen Inhalt und Ergebnis der mündlichen 
Prüfung ist eine Niederschrift anzufertigen. 10§ 59 Abs. 2 
bis 8 BFSO gilt entsprechend. 11Im Fach Deutsch und 

������������������������������������������������� �
Abs. 2 bis 4 BFSO nicht statt.

10.4 Bewertung der Prüfungsleistungen

§ 64 BFSO gilt entsprechend.

10.5 Festsetzung des Prüfungsergebnisses

§ 65 BFSO gilt entsprechend.

10.6 Abschlusszeugnis

1Mit dem Abschlusszeugnis wird die Berufsbezeichnung 
���������� ��������� ��������������� ���� ���������� ��-
�������� ������������� ����������� 2Im Übrigen gilt § 66 
BFSO entsprechend.

10.7 Verhinderung an der Teilnahme

§ 68 BFSO gilt entsprechend.

10.8 Unterschleif

§ 70 BFSO gilt entsprechend.

10.9 Besondere Regelungen für staatlich genehmigte  
 Fachakademien 

1Praktikantinnen und Praktikanten, die das sozialpädago-
gische Seminar einer staatlich genehmigten Fachakade-
mie für Sozialpädagogik besuchen, legen die Abschluss-
prüfung als andere Bewerberinnen und Bewerber an 
einer öffentlichen oder staatlich anerkannten Fachakade-
mie für Sozialpädagogik ab. 2§ 63 Abs. 2 Satz 2, Nrn. 10.1 
bis 10.4 sowie die §§ 64, 66 bis 68, 70, 72 Abs. 2 Satz 2 
bis 4, §§ 73, 74 Abs. 1 BFSO gelten entsprechend.

10.10 Einjähriges sozialpädagogisches Seminar

1Für Praktikantinnen und Praktikanten, die unmittelbar in 
das zweite Jahr des sozialpädagogischen Seminars ein-
treten, gelten die Nrn. 10.1 bis 10.9 entsprechend. 

11. Praktikantenvertrag

1Für das Praktikantenverhältnis gilt § 26 BBiG. 2Im Übri-
gen gilt Anlage 1 Nr. 5 entsprechend.



KWMBl. Nr. 7/2017 141
163Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

���������
����������

�
�������������������������������������
���	������������������������

�

������
�������������

�������������� ��������������

������������ � �

����������� �� ��

�������
	������������
��� �� ��

��������
	�����
�������������� �� ��

���������������
	����������������������������������
�� �� ��

�������
������� �� ��

�������������
������ 
������ �� ��

�������������
	���������������� �� ��

����
�������	��������������
�� �� ��

���������
���������������������
��� �� ��

������
�
��
	���
	��
���������
��� �� ��

����
����������
���
	����������� �� ��

��	�����
����
	������������
�����
�� �� ��

����������������
	���������
��� �� ��

��������������
	� ����������������� �� ��

������������
������
� �� ��

������������������� �� ��

���������������������
	� ��������	������� �� ��

�������
	�� �� ��

��������
	�� �� ��

�������� �� ��

������������ ��� ���

����� ��������������������������������������� � �

�������
��

�� ��

�
������
��

�� ��

����������
����

� �� ��

�
��� ��������������
�	�������
��
�������
�������������	������������������������
�����
��
��
��� �
�	������������	��������������������
��
�������
����������
��

� �

162 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

1���� ����������������� ����� ������ ���� ��� 
	������
Jahres des sozialpädagogischen Seminars an der öffent-
lichen oder staatlich anerkannten Fachakademie statt.  
2§ 36 gilt entsprechend.

10.2 Prüfungsausschuss

1Mitglieder des Prüfungsausschusses sind alle Lehrkräf-
te, die im zweiten Studienjahr Unterricht in den Fächern 
der Stundentafel (Nr. 5.1) erteilt haben, und ein Praxis-
anleiter einer sozialpädagogischen Einrichtung, an der 
die sozialpädagogische Praxis abgeleistet wurde. 2In den 
Prüfungsausschuss kann eine Lehrkraft der Berufsfach-
������������������������������	������3Im Übrigen gel-
ten die § 30 Abs. 3 sowie § 31 entsprechend. 4Für die 
praktische Prüfung kann das vorsitzende Mitglied auch 
andere Praxisanleiter als Prüferin oder Prüfer in den Un-
terausschuss berufen; das vorsitzende Mitglied muss Mit-
glied des Prüfungsausschusses sein.

10.3 Inhalt und Verfahren der Prüfung

1Die Prüfung umfasst einen schriftlichen, einen prakti-
schen und gegebenenfalls einen mündlichen Teil. 2Die 
schriftliche Prüfung erstreckt sich auf den gesamten Un-
terrichtsstoff der Fächer

a) Deutsch und Kommunikation: Bearbeitungszeit 90 
Minuten,

b) Pädagogik und Psychologie: Bearbeitungszeit 90 Mi-
nuten.

3Die praktische Prüfung ist abzulegen in der sozialpäda-
gogischen Praxis: Bearbeitungszeit 60 Minuten. 4Voraus-
setzung für die Abnahme der praktischen Prüfung ist die 
Vorlage eines in häuslicher Arbeit erstellten schriftlichen 
Organisationsplans. 5Die praktische Prüfung beinhaltet 
die Materialvorbereitung und eine 30 bis 40 Minuten dau-
ernde praktischen Aufgabe. 6Im Fach Deutsch und Kom-
���������������������������������������������������
���� ��������������� ���� ����� ���� ������ ���������� �����
Maßgabe der Bestimmungen des Staatsministeriums 
statt. 7Die mündliche Prüfung erstreckt sich auf den ge-
samten Unterrichtsstoff des Fachs. 8Die Prüfungszeit soll 
�������������������������������������������������9Über 
Verlauf, wesentlichen Inhalt und Ergebnis der mündlichen 
Prüfung ist eine Niederschrift anzufertigen. 10§ 59 Abs. 2 
bis 8 BFSO gilt entsprechend. 11Im Fach Deutsch und 

������������������������������������������������� �
Abs. 2 bis 4 BFSO nicht statt.

10.4 Bewertung der Prüfungsleistungen

§ 64 BFSO gilt entsprechend.

10.5 Festsetzung des Prüfungsergebnisses

§ 65 BFSO gilt entsprechend.

10.6 Abschlusszeugnis

1Mit dem Abschlusszeugnis wird die Berufsbezeichnung 
���������� ��������� ��������������� ���� ���������� ��-
�������� ������������� ����������� 2Im Übrigen gilt § 66 
BFSO entsprechend.

10.7 Verhinderung an der Teilnahme

§ 68 BFSO gilt entsprechend.

10.8 Unterschleif

§ 70 BFSO gilt entsprechend.

10.9 Besondere Regelungen für staatlich genehmigte  
 Fachakademien 

1Praktikantinnen und Praktikanten, die das sozialpädago-
gische Seminar einer staatlich genehmigten Fachakade-
mie für Sozialpädagogik besuchen, legen die Abschluss-
prüfung als andere Bewerberinnen und Bewerber an 
einer öffentlichen oder staatlich anerkannten Fachakade-
mie für Sozialpädagogik ab. 2§ 63 Abs. 2 Satz 2, Nrn. 10.1 
bis 10.4 sowie die §§ 64, 66 bis 68, 70, 72 Abs. 2 Satz 2 
bis 4, §§ 73, 74 Abs. 1 BFSO gelten entsprechend.

10.10 Einjähriges sozialpädagogisches Seminar

1Für Praktikantinnen und Praktikanten, die unmittelbar in 
das zweite Jahr des sozialpädagogischen Seminars ein-
treten, gelten die Nrn. 10.1 bis 10.9 entsprechend. 

11. Praktikantenvertrag

1Für das Praktikantenverhältnis gilt § 26 BBiG. 2Im Übri-
gen gilt Anlage 1 Nr. 5 entsprechend.



KWMBl. Nr. 7/2017142
165Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

���������
����������

�
�������������������������������������
���	���������

�

������
�������������

�������������� ��������������

�������������
� �

����������
�����

� ��

����
�	�������	��� �� ��

��������
������	������
��� �� ��

�������
��� �� ��

����
����� ����
��
��������������
��� �� ��

����������
����
���������
�����������
��� �� ��

��		���
�������
	����
��� �� ��

������
�	�������
����
� �� ��

������
���������
��� �� ��

������	���������	����
��� �� ��

�� ������
��� �� ��

���
��
���	������� 	����
��� �� ��

��	���
�
�����
��� �� ��

�����	���
����������
��
��

�� ��

������ 	����	�����	������ �� ��

����	��
��

�� ��

�
��	��
��

�� ��

������������ ��� ���

�
�� ��	�������	���
��������
��
	�����
���������� �������������	������������
�� ��
�
��
��� �
�����������	������	���������������
��
	�����
�� �����
��

� �

164 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

���������
����������

�
�������������������������������������
���	���������

�

������
�������������

���������������������

������������ �

������������� ��

�
	��������� ��

�������� ��

������������ ��

�����
����� ��

������������
�������������
��
��

���

������������������������������
�

��

�����
��	�����	��	��� ��

�����
��	�����	��	���� ��

�������������	��	��
��

��

�������������	��	���
��

��

������������ ���

����������������������
��	����������������������� �

�������
��

��

�	������
��

��

�����
����
��

 �

��������	��
��

��

�
�� ��	��	������������	���������� ����	���	��
��� ����������	�����������������������	��������������������	����	��	������	�������������	��	��	�����
�������	�����
�	�����	��

������������	��
�
��	����	��	�����
����	�������	���	��	������
��� �	������
�������������������������������	��	�������	����������	���
�� ��������������	���������	��	�������	����
���������������������������������	�����	��	�������	���	��	��������������

���

������	��	����������	������������������������������	������	�������

� �



KWMBl. Nr. 7/2017 143
165Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

���������
����������

�
�������������������������������������
���	���������

�

������
�������������

�������������� ��������������

�������������
� �

����������
�����

� ��

����
�	�������	��� �� ��

��������
������	������
��� �� ��

�������
��� �� ��

����
����� ����
��
��������������
��� �� ��

����������
����
���������
�����������
��� �� ��

��		���
�������
	����
��� �� ��

������
�	�������
����
� �� ��

������
���������
��� �� ��

������	���������	����
��� �� ��

�� ������
��� �� ��

���
��
���	������� 	����
��� �� ��

��	���
�
�����
��� �� ��

�����	���
����������
��
��

�� ��

������ 	����	�����	������ �� ��

����	��
��

�� ��

�
��	��
��

�� ��

������������ ��� ���

�
�� ��	�������	���
��������
��
	�����
���������� �������������	������������
�� ��
�
��
��� �
�����������	������	���������������
��
	�����
�� �����
��

� �

164 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

���������
����������

�
�������������������������������������
���	���������

�

������
�������������

���������������������

������������ �

������������� ��

�
	��������� ��

�������� ��

������������ ��

�����
����� ��

������������
�������������
��
��

���

������������������������������
�

��

�����
��	�����	��	��� ��

�����
��	�����	��	���� ��

�������������	��	��
��

��

�������������	��	���
��

��

������������ ���

����������������������
��	����������������������� �

�������
��

��

�	������
��

��

�����
����
��

 �

��������	��
��

��

�
�� ��	��	������������	���������� ����	���	��
��� ����������	�����������������������	��������������������	����	��	������	�������������	��	��	�����
�������	�����
�	�����	��

������������	��
�
��	����	��	�����
����	�������	���	��	������
��� �	������
�������������������������������	��	�������	����������	���
�� ��������������	���������	��	�������	����
���������������������������������	�����	��	�������	���	��	��������������

���

������	��	����������	������������������������������	������	�������

� �



KWMBl. Nr. 7/2017144
167Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

���������
����������

�
�������������������������������������
���	�����

�

������

����	�������

�������������� ��������������

��� ������������� � �

� ������������������� �� ��

� ��������������� �� ��

� 
�	������������������������������	� �� ��

� ���������������������������������� �� ��

� �������	������� �� ��

� ������ �� ��

� �������
��

�� ��

� ��	�����
�����

�� ��

� ����������
�
� �� ��

� �������������� ��� ���

� �
 ���������

������������
��������������

 ����������
������������

������������������
����������������

��	�����	�
�������

� ������������ �� ��

��� ����
	�����	������� � �

����� �
������
��

� �

� ������������ �� ��

� ��������� �� ��

� �������������	������ �� ��

����� ������
�����
��

� �

������ ����������������������������� � �

� ��������������	������������	������� �� ��

�
�������������������������������������
�������	�

�� ��

������ ���������������������������� � �

�
��������������������
�����������������������

�� ��

� �����������	����������������� �� ��

������ ������������������������������� � �

�
������������������	�����
�����������������	�

�� ��

� �����������������	� �� ��

�
� �

166 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

���������
����������

�
�������������������������������������
���	������������������

�

������
�������������

�������������� ��������������

������������ � �

��������������������
�
���������� 	� 	�

�������������
�� �� ��

���������
�� �� ��

������������� �� 	�

�����
��
������������
���� �� ��

��������
�������������  �� 	� �

����������
�������������
� �� 	�

����������
����������� �� ��

���� 	� 	�

����������������������� 	� 	�

�������������������������� �
�
� 	� 	�

��������
� � 	�

�����������
������ 	� 	�

������
������ 	� ��

������������ ��� ���

 �������������������������������������������� � �

�������
��

�� 	�

��
�����
��

�� 	�

����������
���	

� �� ��

�
��� ���������������������
�����
���� ��
������������������������������� �����������
����
	�� ����������������������� ���������
�����
���� ��
�������
����

� �



KWMBl. Nr. 7/2017 145
167Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

���������
����������

�
�������������������������������������
���	�����

�

������

����	�������

�������������� ��������������

��� ������������� � �

� ������������������� �� ��

� ��������������� �� ��

� 
�	������������������������������	� �� ��

� ���������������������������������� �� ��

� �������	������� �� ��

� ������ �� ��

� �������
��

�� ��

� ��	�����
�����

�� ��

� ����������
�
� �� ��

� �������������� ��� ���

� �
 ���������

������������
��������������

 ����������
������������

������������������
����������������

��	�����	�
�������

� ������������ �� ��

��� ����
	�����	������� � �

����� �
������
��

� �

� ������������ �� ��

� ��������� �� ��

� �������������	������ �� ��

����� ������
�����
��

� �

������ ����������������������������� � �

� ��������������	������������	������� �� ��

�
�������������������������������������
�������	�

�� ��

������ ���������������������������� � �

�
��������������������
�����������������������

�� ��

� �����������	����������������� �� ��

������ ������������������������������� � �

�
������������������	�����
�����������������	�

�� ��

� �����������������	� �� ��

�
� �

166 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

���������
����������

�
�������������������������������������
���	������������������

�

������
�������������

�������������� ��������������

������������ � �

��������������������
�
���������� 	� 	�

�������������
�� �� ��

���������
�� �� ��

������������� �� 	�

�����
��
������������
���� �� ��

��������
�������������  �� 	� �

����������
�������������
� �� 	�

����������
����������� �� ��

���� 	� 	�

����������������������� 	� 	�

�������������������������� �
�
� 	� 	�

��������
� � 	�

�����������
������ 	� 	�

������
������ 	� ��

������������ ��� ���

 �������������������������������������������� � �

�������
��

�� 	�

��
�����
��

�� 	�

����������
���	

� �� ��

�
��� ���������������������
�����
���� ��
������������������������������� �����������
����
	�� ����������������������� ���������
�����
���� ��
�������
����

� �



KWMBl. Nr. 7/2017146
169Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

��������������� ���������������

���������
����������

�
��������������������������������������
	��������
����

�

������
�
�����������

���������������������

������������ �

���������������
���	��	�
���������
��

���

�����
����	������
���	
��

��

����	�����������������	�������
���	���
����� ��

 ��
���	�	�����	������������� ��

�	��������������������� ��

���	������������	��	����������� ��

���
����
��

��

�	�����
��

��

��	�
���	��	
��������������������������	�����
��

��

�������������	����	�
	��	�����	��������������
��

��

������������	�����������
��

��

������������	�	��������������
��

��

�����	�
��

��

�����
�����������	�������
��

���

������������ ���

�����	��������	�����
��

��

����������	�����������������
�

�
��� ��������	�������	������	���
�	���	���	������	��	������	������
�� ������������������	��������������������������	����	��������������
�	��	�	���������	���
��� �	��	��	���	�
����	�����	���������������������������	����	��������������
�	��	����������	�	���������	��������
���	�

����������������������
	�	���
��� ��	������������	������	�����	������	�����������������������
��� ��������	�������	�����������������������	�������	���	�������������
��� ��������	�������	������������������	��	������	���������������	�������	���	�	����������������
��� �����	����������
�����������	�����	����	
�	��������������	���
�	�������	�	���	�¡���	���	�	���	���	���	����������	��

�	��¢�
���	�������	���
���	������	�������	��������	���	�������	��	���	���	
�������	������	��������	��
�¢��	�����	������	����������	���
�	�����	����	
�	�����	��£�	
�����	��������	��
�����	��	���

��� ���	�¤��	������������	����	�����������	���
��� ������������������	��������������������������	����	��������������
�	��	�	���������	������	���	��	������������	������	�

�����	�����	��	��������	�������������
�	��	�	�����	���	��	����

��

� �

168 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

�������
��������������

�������������� ��������������

������ ����������������������
����
������� � �

� ����	�����������������
�����������	� �� ��

� �����������	�������	� �� ��

������
���������������������
���������
������
�
����

� �

� ���������
������ �� ��

� ������
�
��� �� ��

������ ���������������������
��������������
���� � �

� ���������
������ �� ��

� �����
��� �� ��

��
�� 	���������������
��

� �

� ��
�������
������ �� ��

� ����������
������ �� ��

� ���
��������
������ �� ��

� ����������
����
������ �� ��

� ���������
������ �� ��

� ����������
����
������ �� ��

�  ����
���
������������	
����
������ �� ��

� ������������ �� ��

� �����
���� �� ��

� �������
����
������ �� ��


��
���������������������	����������
�������������������

� �

� ���������
��

�� ��

� �������

��
����������� ������	��� �� ��

�
�� ��
�������
�����������	�����	
�����	�����������������������
�������������������	����
��� ������
��������
������
��������������	�����	
�����	�������	����
��� �����������������������������������������������
��� ��������������������������������������������������������
����������
���
���������������������������
���
������
��� ������������������������������	�����	
����������������������
������������������������
���������

� �



KWMBl. Nr. 7/2017 147
169Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

��������������� ���������������

���������
����������

�
��������������������������������������
	��������
����

�

������
�
�����������

���������������������

������������ �

���������������
���	��	�
���������
��

���

�����
����	������
���	
��

��

����	�����������������	�������
���	���
����� ��

 ��
���	�	�����	������������� ��

�	��������������������� ��

���	������������	��	����������� ��

���
����
��

��

�	�����
��

��

��	�
���	��	
��������������������������	�����
��

��

�������������	����	�
	��	�����	��������������
��

��

������������	�����������
��

��

������������	�	��������������
��

��

�����	�
��

��

�����
�����������	�������
��

���

������������ ���

�����	��������	�����
��

��

����������	�����������������
�

�
��� ��������	�������	������	���
�	���	���	������	��	������	������
�� ������������������	��������������������������	����	��������������
�	��	�	���������	���
��� �	��	��	���	�
����	�����	���������������������������	����	��������������
�	��	����������	�	���������	��������
���	�

����������������������
	�	���
��� ��	������������	������	�����	������	�����������������������
��� ��������	�������	�����������������������	�������	���	�������������
��� ��������	�������	������������������	��	������	���������������	�������	���	�	����������������
��� �����	����������
�����������	�����	����	
�	��������������	���
�	�������	�	���	�¡���	���	�	���	���	���	����������	��

�	��¢�
���	�������	���
���	������	�������	��������	���	�������	��	���	���	
�������	������	��������	��
�¢��	�����	������	����������	���
�	�����	����	
�	�����	��£�	
�����	��������	��
�����	��	���

��� ���	�¤��	������������	����	�����������	���
��� ������������������	��������������������������	����	��������������
�	��	�	���������	������	���	��	������������	������	�

�����	�����	��	��������	�������������
�	��	�	�����	���	��	����

��

� �

168 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

�������
��������������

�������������� ��������������

������ ����������������������
����
������� � �

� ����	�����������������
�����������	� �� ��

� �����������	�������	� �� ��

������
���������������������
���������
������
�
����

� �

� ���������
������ �� ��

� ������
�
��� �� ��

������ ���������������������
��������������
���� � �

� ���������
������ �� ��

� �����
��� �� ��

��
�� 	���������������
��

� �

� ��
�������
������ �� ��

� ����������
������ �� ��

� ���
��������
������ �� ��

� ����������
����
������ �� ��

� ���������
������ �� ��

� ����������
����
������ �� ��

�  ����
���
������������	
����
������ �� ��

� ������������ �� ��

� �����
���� �� ��

� �������
����
������ �� ��


��
���������������������	����������
�������������������

� �

� ���������
��

�� ��

� �������

��
����������� ������	��� �� ��

�
�� ��
�������
�����������	�����	
�����	�����������������������
�������������������	����
��� ������
��������
������
��������������	�����	
�����	�������	����
��� �����������������������������������������������
��� ��������������������������������������������������������
����������
���
���������������������������
���
������
��� ������������������������������	�����	
����������������������
������������������������
���������

� �



KWMBl. Nr. 7/2017148
171Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

��������������� ��������������� ���������������

�

������������������������������������������
����

	���������������������
������
���������������


��������������������������

������������������������������������������

�����

����� ��������������������������������������������

�

����������������������������������������������

�

�

�

�

�

�

�

�

��� ������������������������������
���������������������������������������
�������	���������������������������������������������������������
��������������������������������������������������������������������� ��������������������������������������
����
��������������������������������������������������
����������������������������������������������������������������
�������
�������������������������������������������������������	��������������������������������������������������
�������������������������������������������������������������������������������
����������������
����������������������
��������������������������������
������������������������������������������������������������������������������
����������������������	���������������������������������
���������������������������������������������������������
������������������������������������������
�������������������������������������������������������������������
�������������������
����������������������������������������������������������������������������������
�����������������������������������������������������������������������������������

��� ���������������������������	�����������������������������������������������������������������������������������

�������

��� �������	����������������������������������������������������������������������������������������������������
�����������������������
�������

��� ������������������������������������������������
�������
��� ���������������������������	���������������������������������������������������������������������������������

����������������������������������������������������������������������	��������������������������������������������
�����������������������������������
�������

��� ������������������������������������������������
�������
��� ���������������������������������������������
��� ����������������������������
������������������������������������������������������
��� ����������������������������������
����������������������������������������������������������������������������

�����������������������������������������������������
�����������������������
�����������������������
������������������������������
�������

���� ����������������������������������������������������������������������������������������������������������

�������

���� ������	��������������������	�������������������������������������������������������������������������
�������
���� ���������������������������������������������
�����������������������������������������������������������

������������������������������ ��
���� �������������������������������������
�������

� �

170 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

����������
����������

�
�����������������������������
�������	�����������������
������

��

�

������
�������������

��������������� ��������������� ���������������

���� ���������
���������
� � �

��� ���������������������� �
��


� 

��


� ��

����
	����������������������������������
������������

�� �� ��

����
	����������������������������������
������������


� �� ��


��
��������������������������������
	�����������������������


�  �  �

��� �������������������������
��

�
�
�  �  �

��� ������������������� �� �� ��

��� ������������������������������������������  � �
�
� �

�
�

����
���������������������������������������������
��������������������������

 � �
�
�  �

����
�������������������������������������������
����������������

 � �� �
�
�

��
�
���������������������������������������
�����������������

 �  � 

�
�

����
��������������������	�������������������������
�����������������������������

 �  � �
�
�

����
������������
�������������������������������
� � � �

��� ���������������������������������������� �
�
�  �  �

���
�������������������������������������������
�������������

�
�
� �� ��

����� ���������������������������������������  � �� ��

����� ���������������������������������������� �
�
� �� ��

	���
��������������������
�����������������������������������������
����������
�

�������� �������� ��������

���� ���������������������� �� �� 
�

����
	�������������������������������������������
����������������������

 � 
� ��

�
�� ��������������������������  �  � ��

���� ������������������������������  � �
�
�  �

���� ������������������������������  �  � �
�
�

���� ����������� ����������������
� � �

���� ������� �
��

� �
��

� �
��

�

���� ����������������������  � �
�
�  �

����
���������������������������������������
���������������������������������
���������������������������

 � �
����

� �
�
�

���� 	���������������������������������  � ��  �

���� �����������������������  � �
����


�  �

����
������������������������������������
���������������������������

 � �
�


� �
�


�

�

� �



KWMBl. Nr. 7/2017 149
171Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

��������������� ��������������� ���������������

�

������������������������������������������
����

	���������������������
������
���������������


��������������������������

������������������������������������������

�����

����� ��������������������������������������������

�

����������������������������������������������

�

�

�

�

�

�

�

�

��� ������������������������������
���������������������������������������
�������	���������������������������������������������������������
��������������������������������������������������������������������� ��������������������������������������
����
��������������������������������������������������
����������������������������������������������������������������
�������
�������������������������������������������������������	��������������������������������������������������
�������������������������������������������������������������������������������
����������������
����������������������
��������������������������������
������������������������������������������������������������������������������
����������������������	���������������������������������
���������������������������������������������������������
������������������������������������������
�������������������������������������������������������������������
�������������������
����������������������������������������������������������������������������������
�����������������������������������������������������������������������������������

��� ���������������������������	�����������������������������������������������������������������������������������

�������

��� �������	����������������������������������������������������������������������������������������������������
�����������������������
�������

��� ������������������������������������������������
�������
��� ���������������������������	���������������������������������������������������������������������������������

����������������������������������������������������������������������	��������������������������������������������
�����������������������������������
�������

��� ������������������������������������������������
�������
��� ���������������������������������������������
��� ����������������������������
������������������������������������������������������
��� ����������������������������������
����������������������������������������������������������������������������

�����������������������������������������������������
�����������������������
�����������������������
������������������������������
�������

���� ����������������������������������������������������������������������������������������������������������

�������

���� ������	��������������������	�������������������������������������������������������������������������
�������
���� ���������������������������������������������
�����������������������������������������������������������

������������������������������ ��
���� �������������������������������������
�������

� �

170 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

����������
����������

�
�����������������������������
�������	�����������������
������

��

�

������
�������������

��������������� ��������������� ���������������

���� ���������
���������
� � �

��� ���������������������� �
��


� 

��


� ��

����
	����������������������������������
������������

�� �� ��

����
	����������������������������������
������������


� �� ��


��
��������������������������������
	�����������������������


�  �  �

��� �������������������������
��

�
�
�  �  �

��� ������������������� �� �� ��

��� ������������������������������������������  � �
�
� �

�
�

����
���������������������������������������������
��������������������������

 � �
�
�  �

����
�������������������������������������������
����������������

 � �� �
�
�

��
�
���������������������������������������
�����������������

 �  � 

�
�

����
��������������������	�������������������������
�����������������������������

 �  � �
�
�

����
������������
�������������������������������
� � � �

��� ���������������������������������������� �
�
�  �  �

���
�������������������������������������������
�������������

�
�
� �� ��

����� ���������������������������������������  � �� ��

����� ���������������������������������������� �
�
� �� ��

	���
��������������������
�����������������������������������������
����������
�

�������� �������� ��������

���� ���������������������� �� �� 
�

����
	�������������������������������������������
����������������������

 � 
� ��

�
�� ��������������������������  �  � ��

���� ������������������������������  � �
�
�  �

���� ������������������������������  �  � �
�
�

���� ����������� ����������������
� � �

���� ������� �
��

� �
��

� �
��

�

���� ����������������������  � �
�
�  �

����
���������������������������������������
���������������������������������
���������������������������

 � �
����

� �
�
�

���� 	���������������������������������  � ��  �

���� �����������������������  � �
����


�  �

����
������������������������������������
���������������������������

 � �
�


� �
�


�

�

� �



KWMBl. Nr. 7/2017150
173Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

�������

�������
��������������

�������������� ��������������

���������
��

�� ��

����������������
����

�� ��

��������������������
��������������������� �� ��

	���������������� �� ��

�������������������������������������������
��	���
� �

��������
�����

�� ��

����������
��

� �

�
��� �������������������������������� ���������������������������������������������������
��� ��������������������� ������������������������������������������ �����������
�� ��������������������������������
��� ����	�������������������������������������������������������������������������������	�����������������������������

	������������������������	��������������������������������������������������������������������
��� �������������������� ��������������������������������������������� ������
��� ����������������������������������������������� ���������������

�

172 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

����������
����������

�
�������������������������������������
��	���������������������������������

�

�	����
�������������

�������������� ��������������

�������	���� � �

�������
��

�� ��

�����
�	��
��

�� ��

���������������	
���	� �� ��

������������������	������	�	������	
��

�� ��

�����	�������	����������� ��	�������������

��

�� ��

��	����	���	�����������	�
��

�� ��

��������	����������	�
��

�� ��

�����������
��

�� ��

���������	��	�
��

�� ��

�����
���	�����	�
��

�� ��

�������� ��	������	���	�����	�� �� ��

�������������� ��� ���

�
��

����������	 
���	��	����� 

������������
�
�

������������� ��� ���

��� ������	���
��

� �

������������	����	������ �� ��

�������������������� �� ��

�����	����	��	�� �� ��

���������	�����������	����������	�����	�
��

�� ��

��������������	���	�����������	�
��

�� ��

�	���
�����������������	�� �� ��

����������������	�������	�����	�
��

�� ��

����	����������������	�
������

�� ��

�����

��

�� ��

����	������	����	�����	�
�����

�� ��

�����	�
��

�� ��

��	����	�����	��
�����

�� ��

���	�����	��	��������������	�
�����

�� ��

��	��	����	�����	�
�����

�� ��

�����
���	�
�����

�� ��

���� �	���������� ��	�����	�
��

�� ��

�������	�����	�� �� ��



KWMBl. Nr. 7/2017 151
173Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

�������

�������
��������������

�������������� ��������������

���������
��

�� ��

����������������
����

�� ��

��������������������
��������������������� �� ��

	���������������� �� ��

�������������������������������������������
��	���
� �

��������
�����

�� ��

����������
��

� �

�
��� �������������������������������� ���������������������������������������������������
��� ��������������������� ������������������������������������������ �����������
�� ��������������������������������
��� ����	�������������������������������������������������������������������������������	�����������������������������

	������������������������	��������������������������������������������������������������������
��� �������������������� ��������������������������������������������� ������
��� ����������������������������������������������� ���������������

�

172 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2017

����������
����������

�
�������������������������������������
��	���������������������������������

�

�	����
�������������

�������������� ��������������

�������	���� � �

�������
��

�� ��

�����
�	��
��

�� ��

���������������	
���	� �� ��

������������������	������	�	������	
��

�� ��

�����	�������	����������� ��	�������������

��

�� ��

��	����	���	�����������	�
��

�� ��

��������	����������	�
��

�� ��

�����������
��

�� ��

���������	��	�
��

�� ��

�����
���	�����	�
��

�� ��

�������� ��	������	���	�����	�� �� ��

�������������� ��� ���

�
��

����������	 
���	��	����� 

������������
�
�

������������� ��� ���

��� ������	���
��

� �

������������	����	������ �� ��

�������������������� �� ��

�����	����	��	�� �� ��

���������	�����������	����������	�����	�
��

�� ��

��������������	���	�����������	�
��

�� ��

�	���
�����������������	�� �� ��

����������������	�������	�����	�
��

�� ��

����	����������������	�
������

�� ��

�����

��

�� ��

����	������	����	�����	�
�����

�� ��

�����	�
��

�� ��

��	����	�����	��
�����

�� ��

���	�����	��	��������������	�
�����

�� ��

��	��	����	�����	�
�����

�� ��

�����
���	�
�����

�� ��

���� �	���������� ��	�����	�
��

�� ��

�������	�����	�� �� ��



KWMBl. Nr. 7/2017152

für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst, 
80327 München, mit einem Anschreiben, aus dem 
auch die vertieft studierte berufliche Fachrichtung 
hervorgeht, zur Anerkennung zu senden.

– Der Nachweis des 48-wöchigen Berufspraktikums 
ist grundsätzlich mit der Anmeldung zum Vorberei-
tungsdienst zu erbringen. In Ausnahmefällen kann 
eine Nachmeldung bis spätestens 1. Juli (Beginn des 
Vorbereitungsdienstes September) bzw. 1. Dezember 
(Beginn des Vorbereitungsdienstes Februar des fol-
genden Jahres) erfolgen. 

– Es wird empfohlen, einen Teil des Praktikums 
 bereits vor Aufnahme des Studiums zu absolvieren.

– Mit den Zielen des Berufspraktikums nicht ver-
einbar sind Tätigkeiten, die sich ausschließlich auf 
Arbeiten, wie z. B. Kassieren und Lieferfahrten, 
 beziehen.

3. Dauer des Praktikums

Für die Dauer des Praktikums gelten folgende Bestim-
mungen:

– Das einjährige Berufspraktikum umfasst nach 
 Abzug einer Zeit von vier Wochen für Erholungs-
urlaub insgesamt 48 Wochen. Davon sind im Falle 
des Studiums einer zweiten beruflichen Fachrich-
tung in dieser Fachrichtung mindestens zwölf Prak-
tikumswochen zu absolvieren.

– Das Praktikum kann in Teilabschnitten abgeleis-
tet werden. Die Mindestdauer eines Praktikums-
abschnitts beträgt vier Wochen. Nur in Ausnah-
mefällen kann hiervon auf vorherigen Antrag hin 
abgewichen werden. 

– Das Praktikum ist grundsätzlich in Vollzeit 
 (Wochenarbeitszeit entsprechend Tarifvertrag) 
 abzuleisten.

– Ausfallzeiten durch Krankheit oder andere Gründe 
sind nachzuholen.

4. Anrechnung von Ausbildungszeiten und Zeiten der 
beruflichen Tätigkeit

– Das Praktikum kann durch eine einschlägige, ab-
geschlossene, mindestens zweijährige Berufsausbil-
dung ersetzt werden. Einschlägig ist eine Berufsaus-
bildung, wenn der Ausbildungsberuf dem Berufsfeld 
angehört, das der beruflichen Fachrichtung des bzw. 
der Studierenden entspricht. 

– Nicht einschlägige Berufsausbildungen können mit 
bis zu 24 Wochen auf das Berufspraktikum ange-
rechnet werden. 

– Die Ausbildungszeit eines einschlägigen prakti-
schen Studiensemesters einer Fachhochschule kann 
mit bis zu 24 Wochen angerechnet werden.

– Einschlägige Praktika im Ausland können mit bis 
zu 20 Wochen auf das Berufspraktikum angerechnet 
werden. 

– Einschlägige Tätigkeiten können

 im Rahmen der fachpraktischen Ausbildung in der 
11. Jahrgangsstufe der Fachoberschule mit bis zu 

2038.3.5-K

Richtlinien für das  
verpflichtende Berufspraktikum  

im Rahmen der Ausbildung für das  
Lehramt an beruflichen Schulen

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 25. April 2017, Az. VI.2-BS9025-7a.30 256 

Nach Art. 6 Abs. 1 Satz 5 des Bayerischen Lehrerbildungs-
gesetzes (BayLBG) entspricht eine im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes abgelegte Diplom- oder Masterprüfung 
für Berufs- oder Wirtschaftspädagogen der Ersten Lehr-
amtsprüfung, wenn sie den Anforderungen des Lehramts 
genügt und daneben ein mindestens einjähriges einschlä-
giges berufliches Praktikum oder eine abgeschlossene ein-
schlägige Berufsausbildung nachgewiesen wird.

1In diesem Zusammenhang erlässt das Bayerische Staats-
ministerium für Bildung und Kultus, Wissenschaft und 
Kunst folgende Richtlinien für das zwölfmonatige Berufs-
praktikum, das für alle Absolventen einer Diplom- oder 
Masterprüfung für Berufs- oder Wirtschaftspädagogen im 
Sinne des Art. 6 BayLBG Voraussetzung für die Zulassung 
zum Vorbereitungsdienst (Referendariat) für das Lehramt 
an beruflichen Schulen ist. 2Eine darüber hinausgehende 
Bestätigung über die Notwendigkeit des Berufspraktikums 
zur Vorlage für Praktikumsbetriebe ist nicht vorgesehen.

1. Aufgaben und Inhalte des Berufspraktikums

Das Berufspraktikum soll außerhalb der Schule Fol-
gendes vermitteln:

– Einblick in Strukturen, Funktionen, Arbeitsweisen 
und fachtheoretische Grundlagen der Berufsfelder 
und Berufe der jeweiligen Fachrichtungen

– Fähigkeiten in den Grundtechniken der jeweiligen 
Fachrichtung

– Einsicht in die Arbeitswelt der Auszubildenden und 
in Fragen innerbetrieblicher Kommunikation und 
Kooperation

– Verständnis für didaktisch-methodische Überlegun-
gen der Berufsausbildung

2. Allgemeine Bestimmungen

– Die Praktika sind grundsätzlich in solchen aner-
kannten Betrieben der Wirtschaft oder Einrichtun-
gen zu absolvieren, in denen eine Berufsausbildung 
nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) bzw. eine 
bundes- oder landesrechtlich geregelte Berufs-
ausbildung möglich wäre und die dem jeweiligen 
 Berufsfeld zugeordnet sind.

– Die Praktika sind von den Praktikumsstellen mit 
Angaben des genauen Zeitumfangs, der Wochen-
arbeitszeit und der Art der Tätigkeiten zu beschei-
nigen.

– Evtl. Zeugnisse über Berufsausbildungen sowie 
die Bescheinigungen der Praktika sind in Form 
von beglaubigten Kopien an das Staatsministerium 

II. Bekanntmachungen des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst
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18 Wochen, sofern sie in einem Betrieb bzw. einer 
sozialen Einrichtung erbracht wurden,

 im Rahmen einer Masterarbeit, für die in einem 
Betrieb oder einer Einrichtung die Anwesenheit 
erforderlich ist, mit bis zu vier Wochen

 im Rahmen eines Freiwilligen Sozialen Jahres mit 
bis zu 42 Wochen

angerechnet werden.

5. Ausbildungsinhalte
1Die Praktikumsstellen sind aus den nachfolgend auf-
geführten Übersichten auszuwählen. 2Es wird emp-
fohlen, die Praktika in mehreren Tätigkeitsbereichen 
zu absolvieren.

5.1 Agrarwirtschaft

Hinweis: 1Sinnvoll ist es, einen Teil des landwirt-
schaftlichen Praktikums während einer Vegetations-
periode zu absolvieren. 2Eine Schwerpunktbildung 
sollte erkennbar sein.

Tätigkeitsbereiche Praktikumsstellen

Mitarbeit in der Tier-
haltung sowie bei der 
Produktion pflanzlicher 
Erzeugnisse des Acker-
baus und Grünlands

Landwirtschaftliche 
Betriebe;  

Teilnahme an einem 
Tierhaltungslehrgang, 
einem Landmaschinen-
lehrgang und an 
 pflanzenbaulichen 
Schulungstagen

Lehranstalt;  
Amt für Ernährung, 
Landwirtschaft und 
Forsten

Mitarbeit im Garten- 
und Landschaftsbau, 
Gemüsebau, in einer 
Baumschule

Betrieb

Teilnahme am 
 Lehrgang „Technik im 
Gartenbau“

Lehranstalt

Mitarbeit in der Pflan-
zenpflege und beim 
Gestalten und Verkauf 
floristischer Werkstücke

Blumenfachgeschäft

Mitarbeit in weiteren 
Berufen des Berufs-
felds Agrarwirtschaft, 
wie z. B. Pferdewirt, 
Tierwirt, Tierpfleger, 
Winzer, Fischwirt, Fach-
kraft für Agrarservice, 
Forstwirt, Molkereifach-
mann, Milchwirtschaft-
licher Laborant

Landwirtschaft,  
Gartenbau

Mitarbeit in weiteren 
Fachrichtungen des 
Gartenbaus, wie z. B. 
Stauden- und Friedhofs-
gärtnerei, Obstbau

Gartenbau:  
Betrieb

5.2 Bautechnik

Tätigkeitsbereiche Praktikumsstellen

Mitarbeit bei der Erstel-
lung eines Rohbaus für 
ein Wohn-, Büro- oder 
Geschäftshaus

Bauunternehmen: 
Hochbau, Baustelle

Mitwirken bei Ein-
mess-, Erd-, Schal-, 
 Beton-, Abdichtungs- 
und Mauerwerks-
arbeiten

Bauunternehmen:  
Baustelle

Mitarbeit bei Herstel-
lung und Montage eines 
Dachtragwerks

Zimmerei:  
Werkstatt, Baustelle

Mitarbeit beim Bearbei-
ten und Verlegen von 
Fliesen, Natur- oder 
Kunststein als Boden- 
und Wandbelag

Fliesenleger-, 
 Steinmetzbetrieb:  
Werkstatt, Baustelle

Mitarbeit bei der hand-
werklichen Herstellung 
von Möbeln, Fenstern 
und Türen und Mitwir-
ken bei Montagearbei-
ten im Innenausbau

Schreinerei;  
Baustelle

Mitarbeit bei der Unter-
grundvorbereitung für 
Beschichtungen und 
beim Aufbringen von 
Anstrichstoffen durch 
verschiedene Techni-
ken, wie z. B. Spachteln, 
Streichen, Rollen und 
Spritzen;  
Mitwirken bei Lackier-, 
Strukturierungs- und 
Klebearbeiten

Malereibetrieb:  
Betrieb und Baustelle

Mitarbeit bei der 
Planung und Erstel-
lung von Werk- oder 
Bewehrungsplänen für 
ein Wohn-, Büro- oder 
Geschäftshaus und 
bei Vermessungs- und 
 Aufmaßarbeiten

Architektur-,  
Ingenieurbüro;  
Baustelle

Mitarbeit bei Einmes-
sung und Herstel-
lung von Gründun-
gen, Spundwänden, 
 Brücken, Kanalisation, 
 Klär anlagen

Tiefbauunternehmen; 
Baustelle
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Tätigkeitsbereiche Praktikumsstellen

Mitarbeit bei Planung, 
Erstellung, Funktions- 
und Sicherheitsprüfung, 
Wartung und Repara-
tur von elektrischen 
bzw. elektronischen 
Transformatoren (auch 
Sonderbauformen), 
 Sonder- und Gleich-
strommotoren, elek-
trischen Drehfeld-
maschinen, Bauteilen 
der Digitaltechnik und 
Antriebsanlagen

Elektromaschinenbau-
betrieb,  
elektromechanischer 
Betrieb

Mitarbeit bei Planung, 
Erstellung, Funktions- 
und Sicherheitsprüfung, 
Wartung und Reparatur 
von Bauteilen der Pro-
zesstechnik von Geräten 
zum Erfassen, Übertra-
gen und Verarbeiten von 
Daten in automatischen 
Fertigungssystemen, 
(Automatisierungs-
technik) von Bauteilen 
zum Messen von nicht 
elektrischen Größen, 
von Bauteilen der Mik-
rocomputertechnik

Industrie/ 
Industrie elektronik:  
Produktions- und 
 Gerätetechnik

5.4 Ernährungs- und Hauswirtschaftswissenschaft

Tätigkeitsbereiche Praktikumsstellen

Zubereitung von 
Speisen, Erstellen von 
Speiseplänen, Mitwir-
ken beim Einkauf und 
der Auswahl geeigneter 
Rohstoffe

Gastronomischer 
Betrieb, Großhaushalt: 
Küche

Mitarbeit bei allen 
 wesentlichen Arbeiten 
in Service und Empfang

Gastronomischer 
 Betrieb: Restaurant, 
Etage

Selbständiges Erledigen 
der Arbeiten in Wäsche- 
und Hauspflege

Hotel: Wäscherei, Etage

Herstellung von Fleisch- 
und Wurstwaren, 
Salaten und sonstigen 
Fleischereiprodukten, 
Beurteilen und Aus-
wählen unter Anlei-
tung  unterschiedlicher 
Fleischteile und Quali-
täten für die verschiede-
nen Möglichkeiten der 
Weiterverarbeitung in 
Produktion und Verkauf

Fleischerei, Wurstküche

Arbeit im Verkauf Metzgerei, Fleischerei, 
Bäckerei, Konditorei

5.3 Elektro- und Informationstechnik

Tätigkeitsbereiche Praktikumsstellen

Mitarbeit bei der 
Planung, Erstellung, 
Funktions- und Sicher-
heitsprüfung von 
elektrischen Anlagen 
zur Energieversorgung 
in Ein- und Mehr-
familienhäusern, 
Beleuchtungsanlagen, 
Blitzschutzanlagen, 
 Gebäudeleitanlagen 
und Erstellung von klei-
nen Computernetzen

Elektroinstallations-
betrieb

Mitarbeit bei Wartung,  
Funktions- und Sicher-
heitsprüfungen, bei 
Reparaturen von 
Verstärkeranlagen bzw. 
Telekommunikations-
anlagen, Signalauf-
zeichnungsanlagen 
bzw. -geräten, Anlagen 
mit digitaler Steue-
rungstechnik, Mikro-
computeranlagen

Rundfunk- und 
 fernsehtechnischer 
Betrieb

Mitarbeit bei Erstel-
lung, Funktions- und 
Sicherheitsprüfung, 
Wartung und Repara-
tur von  elektrischen 
Industrieanlagen, 
Gleichstrom- und 
Drehstrommaschinen-
antrieben, Bauteilen der 
Steuerungs- und Rege-
lungstechnik, leistungs- 
elektronischen Geräten, 
Geräten zur Gleichrich-
tung und Spannungs-
stabilisierung

Industrie:  
Anlagen- und 
 Betriebstechnik

Mitarbeit bei Erstel-
lung, Funktions- und 
Sicherheitsprüfung, 
Wartung und Repara-
tur von Geräten zum 
Erfassen, Übertragen 
und Verarbeiten von 
Daten, von Endgeräten 
der  TK-Technik, von 
Bau teilen zur Erzeu-
gung von periodischen 
Signalen, Bauteilen der 
Mikrocomputertechnik

Industrie:  
Informations- und 
Funktechnik
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Tätigkeitsbereiche Praktikumsstellen

Herstellung von Bäcke-
rei- und Konditorei pro-
dukten; 
Einkauf und Beurtei-
lung unter Anleitung 
der Qualität der Roh-
stoffe

Bäckerei, Konditorei: 
Backstube

Mitarbeit bei der indus-
triellen Herstellung von 
Lebensmitteln

Lebensmittelindustrie

Mitarbeit in allen 
 wesentlichen Abteilun-
gen von

Verbraucherzentralen, 
Haushalts- und Ener-
gieberatungsstellen 
sowie Einrichtungen 
der Lebensmittelüber-
wachung

ausschließlich in Verbindung mit dem Unter-
richtsfach Chemie kann das Praktikum bis zu 
16 Wochen im Berufsfeld Chemie absolviert 
 werden.

5.5 Gesundheits- und Pflegewissenschaft

Tätigkeitsbereiche Praktikumsstellen

Einblick und Mitarbeit 
bei Planung, Durchfüh-
rung, Dokumentation 
und  Evaluation von 
Pflege

a)  Stationäre und 
teilstationäre Ein-
richtungen der 
Gesundheits- und 
Krankenpflege 

     –  Krankenhäuser: 
Innere Medizin, 
Chirurgie, In-
tensivmedizin, 
Notaufnahme, 
Augenheilkunde, 
Akutgeriatrie, 
 Onkologie, Urolo-
gie, Gynäkologie 
und Geburtshilfe, 
HNO, Dermato-
logie, Neurologie, 
Orthopädie, Pallia-
tivmedizin, Psychi-
atrie, Psychothera-
pie, Psychosomatik, 
OP-Bereich 

     –  Vorsorge- und 
Rehabilitations-
einrichtungen, 
z. B. geriatrische 
Rehabilitation 

     –  Fachkliniken für 
Suchterkrankun-
gen

Pflegerische Versorgung 
(Kranken-, Kinderkran-
ken-, Altenpflege) in der 
stationären, teilstatio-
nären und ambulanten 
Grund- und Behand-
lungspflege

Übernahme abgegrenz-
ter Aufgaben in der pfle-
gerischen Versorgung 
(Grundpflege, Aufnah-
megespräche etc.)

Teilnahme an Dienst- 
und Teambesprechun-
gen (Einblick in die 
Arbeitsorganisation; 
Kenntnis der Rechts-
grundlagen zu Doku-
mentation, Arbeitssi-
cherheit, Hygiene etc.; 
Einblick in die Orga-
nisation stationärer, 
teilstationärer und am-
bulanter Einrichtungen 
im Gesundheitswesen; 
Einblick in die Träger-
struktur und Finanzie-
rung; Berufsverbände)

Tätigkeitsbereiche Praktikumsstellen

Einblick und Mithilfe 
bei der pflegerischen 
und medizinische Akut-
versorgung von Notfall-
patienten

oder
b)  Stationäre und 

teilstationäre Ein-
richtungen der 
 Gesundheits- und 
Kinderkranken-
pflege, z. B. Klinik 
für  Neugeborene, 
Kinder- und Jugend-
chirurgie, Kinder- 
und Jugend- 
psychiatrie, Kinder-
notfallambulanz

oder 
c)  Einrichtungen der  

Altenpflege: Alten-
wohnheime, Alten-
pflegeheime, 
betreu tes Wohnen, 
ambulante Dienste, 
Sozialstationen 

oder 
d)  Betreuungseinrich-

tungen für Menschen 
mit Behinderung, 
z. B. Wohnheime 
für Menschen mit 
 Behinderung

oder 
e)  geriatrische Rehabili-

tationseinrichtungen

oder
f)   Ambulante Einrich-

tungen: Arztpraxen, 
Zahnarztpraxen, 
Physiotherapie, 
Logopädie, Podolo-
gie, Ergotherapie, 
Diätassistenz 

oder
g)  Einrichtungen zur 

medizinischen 
 Diagnostik: Radio-
logie, Labore 

oder 
h) Orthopädietechnik

Einblick in die Bedeu-
tung der Zusammen-
arbeit in einem 
multiprofessionellen, 
interdisziplinären Team

Therapeutisch-medizi-
nische Versorgung im 
ambulanten Bereich:
Einblick und Mitarbeit 
in die Tätigkeitsfelder 
von Medizinischen und 
Zahnmedizinischen 
Fachangestellten und 
anderen Gesundheits-
berufen, wie z. B. 
Verwaltung und 
Organisation, Patienten-
betreuung und -versor-
gung,
Einführung in einfache 
Assistenztätigkeiten 
(Arzt-, Zahnarztpraxis, 
Praxen für Physiothera-
pie, Logopädie, Radio-
logie, medizinisches 
Labor)

Einblick in Lebenszeit- 
und Lebensraumgestal-
tung sowie Mitarbeit in 
der offenen Altenhilfe

Seniorenclubs,  
Begegnungsstätten

Mitarbeit in Pflege- und 
Betreuungseinrich-
tungen für Menschen 
mit Behinderung als 
Sozialbetreuer, Heil-
erziehungspfleger etc.

Wohnheime,  
Förderstätten,  
Werkstätten

Einblick in die Arbeit 
von Gesundheitsberufen 
im Bereich der (Akut)
versorgung mit Fokus 
auf die interdisziplinäre 
Zusammenarbeit

Krankenhaus: 
Labor, Radiologie,  
Physiotherapie,  
Ergotherapie
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Tätigkeitsbereiche Praktikumsstellen

Kennenlernen verschie-
dener Bereiche eines 
Handwerksbetriebs 
 (Sanitär-, Heizungs-  
oder Klima technik 
– SHK) und dabei 
Einblick in den Zusam-
menhang von der 
Auftragsannahme bis 
zur Auftragsdurchfüh-
rung und Übergabe 
(Anlageneinweisung) 
gewinnen

handwerklicher Betrieb

Mitarbeit bei der Instal-
lation unterschiedlicher 
Anlagen im Bereich 
SHK: Wärmetechnik 
(Wärmeerzeugung, 
Raumlufttechnik, 
Brennstoffversorgung), 
Wassertechnik incl. 
Regenwassernutzung, 
Hausleittechnik

handwerklicher Betrieb

Mitarbeit bei Wartungs-  
und Instandsetzungs-
maßnahmen an ver-
sorgungstechnischen 
Anlagen

handwerklicher Betrieb

5.7 Sozialpädagogik

Tätigkeitsbereiche Praktikumsstellen

Hospitation bei Klien-
tenkontakten

a)  Einrichtungen der 
Kinder- und Jugend-
hilfe:

     –  Kinderbetreuung: 
Kinderkrippe, 
Kindertagesstätte, 
Kinderhort

     –  Einrichtungen 
der Jugendarbeit, 
z. B. Jugendzent-
ren,  Jugendtreffs, 
Jugend-
bildungsstätten; 
betreute Ferienfrei-
zeiten1), Jugend-
austausch, Spiel-
mobil, Kinder- und 
Jugenderholung

     –  Einrichtungen der 
Jugendsozialarbeit: 
Jugendberufs-
hilfe, aufsuchende 
Jugendsozialarbeit, 
Jugendmigrations-
dienste, Schul-
sozialarbeit

Teilnahme an Arbeits- 
oder Dienstbesprechun-
gen und Mitwirkung im 
Team (Einblick in Ziel-
setzung und Arbeitsor-
ganisation der Prakti-
kumsstätte; Kenntnis 
der Rechtsgrundlagen 
der Arbeit, der Träger-
struktur und der 
Finanzierung; Kennt-
nis der Konzeption 
und des  methodischen 
Arbeitsansatzes der 
Einrichtung; Einblick in 
die Notwendigkeit und 
Schwierigkeit zielorien-
tierten, methodischen 
Arbeitens in der sozia-
len Arbeit)

Übernahme von abge-
grenzten Aufgaben

Einblick in die Beson-
derheiten professioneller 
Beziehungsgestaltung:

5.6 Metalltechnik

Tätigkeitsbereiche Praktikumsstellen

Nach Zeichnung ein-
fache Werkstücke anrei-
ßen, messen und prüfen, 
Spanen von Hand, wie 
Feilen, Sägen, Gewin-
deschneiden, Spanen 
mit Maschinen, wie 
Bohren, Drehen, Fräsen, 
auch mit einfachen  
Programmen an  
NC-Maschinen

industrieller 
 Fertigungsbetrieb:  
Lehrwerkstatt

Umformen von Rohren 
und Blechen, Fügen von 
lösbaren Verbindungen 
wie Schrauben und 
z-Maßmethode,  Fügen 
von nicht lösbaren 
 Verbindungen, ins-
besondere Schweißen, 
Mitarbeit im Anlagen-
bau wie Solartechnik

handwerklicher 
 Installationsbetrieb:  
Werkstatt, Baustelle

Erstellen von 
hydrau lischen und 
pneu matischen 
Steuerungen und Fehler-
analyse, Kennenlernen 
von  Wärmebehandlung, 
Oberflächentechnik, 
Werkstoffprüfung und 
Qualitätskontrolle

industrieller 
 Montagebetrieb:  
Lehrwerkstatt

Mitarbeit bei Montage 
und Instandsetzung von 
Maschinenanlagen

industrieller 
 Montagebetrieb

Mitarbeit bei Montage 
und Instandsetzung von 
Getrieben, Lenkungen, 
Bremsanlagen und 
Fahrzeugelektronik, 
Messungen an Motor 
und Fahrzeug unter 
Anleitung

handwerklicher 
 Kfz-Betrieb

Kennenlernen aller 
Abteilungen eines 
Fertigungsbetriebs und 
dabei Einblick in den 
Zusammenhang von der 
Auftragsannahme bis 
zur Produktauslieferung 
gewinnen

industrieller Betrieb

1)  Praktika, die im Rahmen der Leitung und Betreuung von 
 Ferienmaßnahmen absolviert werden, werden anerkannt, 
sofern sie mit mindestens zwei Wochen erbracht wurden. Ein 
Umrechnungsfaktor findet keine Anwendung.
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Tätigkeitsbereiche Praktikumsstellen

Kenntnis verschiedener 
Arten der Gesprächs-
führung, z. B. zur 
Motivation, Beratung, 
Informationserhe-
bung, Mediation und 
ansatz weise Einübung 
in die Techniken der 
Gesprächsführung mit 
Klienten

     –  Einrichtungen 
der Familienför-
derung: Familien-
bildungsstätten, 
Familienfreizeiten, 
Familien erholung

     –  Einrichtungen 
der Familienhilfe: 
Beratungsstellen, 
Heimerziehung, 
 betreute Wohn-
formen, sozialpäd-
agogische Fami-
lienhilfe.

oder:
b)  Einrichtungen der 

Ganztagsbetreuung 
an Schulen

oder:
c)  Einrichtungen 

der Altenhilfe: 
Altenwohnheime, 
Altenpflege heime, 
ambulante Dienste, 
Sozialstationen

oder:
d)  Einrichtungen 

der Kranken- und 
 Gesundheitspflege: 
Krankenhäuser, 
Gesundheitszen-
tren, ambulante 
Dienste, Rehabili-
tationseinrichtungen, 
Fachkliniken für 
Suchterkrankun-
gen, Sozialdiens-
te der  Kliniken,  
Kinderkur-
einrichtungen, 
Hospize

oder:
e)  Einrichtungen der 

sonderpädagogi-
schen Förderung:  
Heilpädagogische 
Tagesstätten, Werk-
stätten für Menschen 
mit Behinderungen, 
Wohnheime für 
 behinderte Men-
schen

oder:
f)    Einrichtungen der 

 Jugendgerichtshilfe 
und der Bewäh-
rungshilfe

oder:
g)  Öffentliche Sozial-

verwaltung,  
z. B. Jugendämter

Einblick in die Notwen-
digkeit und metho-
dische Gestaltung von 
Teambesprechungen 
und Supervision

Bewusstsein der Prob-
lematik einer Erfolgs-
kontrolle bzw. Evalua-
tion sozialer Arbeit

Einsicht in die Notwen-
digkeit und Formen 
der Kooperation mit 
anderen Diensten/Ein-
richtungen

Schulung der Fähig-
keit zur Beobachtung 
von Einzelnen oder 
 Gruppen

Verbesserung der eige-
nen Reflexionsfähigkeit

Erfahrungen mit der 
Interaktionsform von 
jüngeren Kindern

Sensibilität für die 
spezifische Situation der 
Jugendphase

Einblick in den Prozess 
der Informationserhe-
bung und Hilfeplanung

Überblick über die 
Aktenführung und 
Berichterstattung in der 
Einrichtung

Überblick über die 
Bandbreite sozialer Pro-
bleme und entsprechen-
de Vorgehensweisen der 
Sozialverwaltung

Einblick in die Erforder-
nisse der Sozialstatistik

Datenschutz

5.8 Wirtschaft und Verwaltung

Tätigkeitsbereiche Praktikumsstellen

Einblick in Struktur 
und Aufgaben einer 
Einkaufs abteilung, wie 
z. B. Einkaufsplanung 
und Einkaufsabwick-
lung

Industrie-, Handels- 
und Dienstleistungs-
betriebe, staatliche 
und kommunale 
 Verwaltungen

Einblick in Struktur 
und Aufgaben der 
Lagerhaltung, wie z. B. 
Waren annahme, Waren-
lagerung, Bestandsüber-
wachung

Einblick in Struktur und 
Aufgaben der Verkaufs-
abteilung, wie z. B. 
Verkaufsvorbereitung, 
Beratung und Verkauf, 
Verkaufsabrechnung

Einblick in  Struktur 
und Aufgaben der 
Produktion, wie z. B. 
Organisation der 
Produktionswirtschaft, 
Fertigungsplanung, 
Arbeitsvorbereitung

Einblick in Struktur 
und Aufgaben des 
betrieb lichen Rech-
nungswesens, wie z. B. 
Organisation des Rech-
nungswesens, Buchfüh-
rung, Zahlungsverkehr, 
Kosten-und Leistungs-
rechnung, Statistik

Einblick in Struktur 
und Aufgaben des 
Personalwesens, wie 
z. B. Organisation des 
Personalwesens, Eintritt 
und Ausscheiden von 
Arbeitnehmern, Perso-
nalverwaltung, Berufs-
ausbildung im Ausbil-
dungsbetrieb, Lohn- und 
Gehalts abrechnung

Kennenlernen der 
Struktur eines Unter-
nehmens des Dienstleis-
tungssektors, Mitarbeit 
bei typischen Aufgaben

6. Inkrafttreten, Außerkrafttreten
1Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 
2017 in Kraft. 2Mit Ablauf des 30. Juni 2017 tritt die 
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus „Richtlinien für das Berufs-
praktikum im Rahmen der Ausbildung für das Lehr-
amt an beruflichen Schulen“ vom 1. Dezember 2010 
(KWMBl. 2011, S. 8) außer Kraft.

Herbert P ü l s  
Ministerialdirektor
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1.4 In Nr. 33 Buchst. f) werden in der linken Spalte die 
Wörter „als Leiter oder Leiterin einer Einrichtung für 
die Ausbildung von Fachlehrern“ durch die Wörter 
„als ständiger Vertreter oder ständige Vertreterin 
 eines Leiters oder einer Leiterin einer selbständigen 
Abteilung des Staatsinstituts für die Ausbildung von 
Fachlehrern“ ersetzt.

2. Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1. Mai 
2017 in Kraft.

Herbert P ü l s  
Ministerialdirektor

2230.1.3-K

Änderung der Bekanntmachung  
über den Modellversuch  
„Erzieherausbildung mit  

optimierten Praxisphasen (OptiPrax)“

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 11. Mai 2017, Az. VI.5-BS9202-8-7a.36 481

1. Die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsminis-
teriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und 
Kunst Modellversuch „Erzieherausbildung mit opti-
mierten Praxisphasen (OptiPrax)” vom 28. Juni 2016 
(KWMBl. S. 144) wird wie folgt geändert:

1.1 In Nr. 4 Satz 2, Spiegelstrich 1 werden nach den 
Wörtern „wird ein Zeugnis“ die Wörter „, das dem 
vom Staatsministerium herausgegebenen Muster in 
Anlage 5 entsprechen muss,“ eingefügt.

1.2 Nr. 7 wird wie folgt geändert:

1.2.1 In der Überschrift wird das Wort „und“ durch ein 
Komma ersetzt und nach dem Wort „Vorrücken“ wer-
den die Wörter „und Zeugnisse“ eingefügt.

1.2.2 Es werden folgende Sätze 5 und 6 angefügt: 

„5Abweichend von § 25 Abs. 1 FakOSozPäd werden 
keine Zwischenzeugnisse erteilt. 6Über die erziel-
ten Leistungen werden am letzten Unterrichtstag des 
Studienjahres Jahreszeugnisse ausgestellt, die dem 
vom Staatsministerium herausgegebenen Muster in 
Anlage 5 entsprechen müssen.“

1.3 In Anlage 1 werden folgende Spiegelstriche ange-
fügt: 
– „Fachakademie für Sozialpädagogik der Gemein-

nützigen Gesellschaft für soziale Dienste Mün-
chen (Variante 2)

– Fachakademie für Sozialpädagogik des KWA Bil-
dungszentrums Pfarrkirchen (Variante 2)

– Fachakademie für Sozialpädagogik Marienheim 
Lindau des Schulwerks der Diözese Augsburg (Va-
riante 3)“

1.4 Die Anlage 5 aus dem Anhang zu dieser Bekannt-
machung wird angefügt. 

2. Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 
11. Mai 2017 in Kraft.

Herbert P ü l s  
Ministerialdirektor

2032-K

Änderung der Bekanntmachung  
über die Zuordnung von  
im Geschäftsbereich des  

Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht 
und Kultus ausgeübten Funktionen zu Ämtern  

der Bayerischen Besoldungsordnungen

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 5. Mai 2017, Az. II.5-BP4012.0/9

1. Die Bekanntmachung über die Zuordnung von im 
Geschäftsbereich des Bayerischen Staatsministeri-
ums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst  
ausgeübten Funk5tionen zu Ämtern der Bayerischen 
Besoldungsordnungen vom 10. Mai 2011 (KWMBl. 
S. 106), die zuletzt durch Bekanntmachung vom  
25. April 2016 (KWMBl. S. 111) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

Die Anlage „Zuordnung von im Geschäftsbereich 
des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht 
und Kultus ausgeübten Funktionen zu Ämtern der 
Bayerischen Besoldungsordnungen“ wird wie folgt 
geändert:

1.1 Nr. 4 wird wie folgt geändert:

1.1.1 Nach Buchst. e) linke Spalte wird folgender Buchst. f) 
eingefügt: 

„f) an Realschulen als Zentraler Fachberater oder 
Zentrale Fachberaterin für Ernährung und Gesund-
heit“

1.1.2 Die bisherigen Buchst. f) bis h) werden Buchst. g) 
bis i).

1.1.3 Auf Höhe des Buchst. a) in der linken Spalte wird in 
der rechten Spalte die Angabe „a) bis f)“ durch die 
Angabe „a) bis g)“ ersetzt.

1.1.4 Auf Höhe des neuen Buchst. h) in der linken Spalte 
wird in der rechten Spalte die Angabe „g)“ durch die 
Angabe „h)“ ersetzt.

1.1.5 Auf Höhe des neuen Buchst. i) in der linken Spalte 
wird in der rechten Spalte die Angabe „h)“ durch die 
Angabe „i)“ ersetzt.

1.2 Nr. 6 wird wie folgt geändert:

1.2.1 In der linken Spalte werden die Buchst. a) bis c) durch 
folgender Buchst. a) ersetzt:

„a) als Schulpsychologe oder Schulpsychologin an 
Grund-, Mittel- oder Grund- und Mittelschulen mit 
der Befähigung für das Lehramt an Volksschulen 
oder für das Lehramt an Grundschulen oder für das 
Lehramt an Hauptschulen oder für das Lehramt an 
Mittelschulen, auch als Koordinator oder Koordina-
torin für die Schulberatung, soweit nicht in Besol-
dungsgruppe A 14“

1.2.2 Die bisherigen Buchst. e) bis h) werden Buchst. b) 
bis e).

1.3 In Nr. 15 Buchst. d) werden in der linken Spalte die 
Wörter „und einem abgeschlossenen Zweitstudium 
der Psychologie von mindestens vier Semestern“ 
 gestrichen und die Angabe „A 13“ durch die Angabe 
„A 13 + AZ“ ersetzt.
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Anlage 5 
Zeugnismuster 

 
…………………………………………………………………………………….. 

(Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 
JAHRESZEUGNIS 

 
Herr/Frau................................................................................................................................................., 

(Vorname und Familienname) 
 
geboren am ........................................... in ................................................., besuchte im Schuljahr ……….… 
 
im Rahmen des Modellversuchs „Erzieherausbildung mit optimierten Praxisphasen” (Variante ...)  
das ….. Studienjahr1 der oben genannten Fachakademie. 
 
Die Leistungen in den einzelnen Fächern wurden wie folgt beurteilt: 
 

Leistungen in den Pflichtfächern2 
 

 

…………………………  
 

…………………………  
 

…………………………  
 

…………………………  
 

…………………………  
 

…………………………  
 

…………………………  
 

 

…………………………  
 

…………………………  
 

…………………………  
 

…………………………  
 

…………………………  
 

…………………………  
 

 

 
 
Leistungen im Zusatzfach3 
 

 

…………………………  
 

 
 
Leistungen in den Wahlfächern3 

 
 

…………………………  
 

…………………………  
 

 
 

 
 
 

Bemerkungen4 
 
……………………………………………………………………………………………………………………………………
……………………………………………………………………………………………………………………………………
……………………………………………………………………………………………………………………………………
…………………………………………………………………………………………………… 
 
Die Erlaubnis zum Vorrücken in das ….. Studienjahr hat er/sie ……….. erhalten.  
 
 

………………..…, den ………………………………….. 
 

(Siegel)   Schulleiter/Schulleiterin: 
 
…………………………………………………………….... 
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Diesem Zeugnis liegt die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst  
vom 28. Juni 2016, Az. VI.5-BS9202-8-7a.70 842 in der jeweils gültigen Fassung zugrunde.  
 
 
 
 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
 

Notenstufen: Prüfungsgesamtnote: 
sehr gut 1,00 bis 1,50 = sehr gut 
gut 1,51 bis 2,50 = gut 
befriedigend 2,51 bis 3,50 = befriedigend 
ausreichend 3,51 bis 4,50 = ausreichend 
mangelhaft  
ungenügend  

 
1 Bzw. „Sozialpädagogische Einführungsjahr“ 
2 Hier sind die Pflichtfächer in der Reihenfolge der Stundentafel aufzunehmen. 
3 Ggf. streichen. 
4 Im Fall des Sozialpädagogischen Einführungsjahrs erfolgt folgende Bemerkung: „Dieses Jahreszeugnis bescheinigt eine einschlägige 
Qualifizierung als Einstiegsvoraussetzung für die Erzieherausbildung“. 

 

 



KWMBl. Nr. 7/2017 161

2251-K

Telemedienkonzepte des Bayerischen Rundfunks

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 26. Mai 2017, Az. I.8-K2111.0/15/7

In der Anlage veröffentlicht das Staatsministerium für 
Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst gemäß § 11f 
Abs. 7 Satz 2 des Staatsvertrags für Rundfunk und Tele-
medien (Rundfunkstaatsvertrag – RStV) in der Fassung 
des Zwanzigsten Staatsvertrages zur Änderung rundfunk-
rechtlicher Staatsverträge (Zwanzigster Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag), Bekanntmachung vom 19. April 2017 
(GVBl. S. 86), das Telemedienkonzept des Bayerischen 
Rundfunks „Anpassung der Verweildauern für fiktionale 
Formatkategorien auf DasErste.de an das ARD-Verweil-
dauerkonzept“.

Adolf Sc h ic ker  
Ministerialdirigent

Diesem Zeugnis liegt die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst  
vom 28. Juni 2016, Az. VI.5-BS9202-8-7a.70 842 in der jeweils gültigen Fassung zugrunde.  
 
 
 
 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
 

Notenstufen: Prüfungsgesamtnote: 
sehr gut 1,00 bis 1,50 = sehr gut 
gut 1,51 bis 2,50 = gut 
befriedigend 2,51 bis 3,50 = befriedigend 
ausreichend 3,51 bis 4,50 = ausreichend 
mangelhaft  
ungenügend  

 
1 Bzw. „Sozialpädagogische Einführungsjahr“ 
2 Hier sind die Pflichtfächer in der Reihenfolge der Stundentafel aufzunehmen. 
3 Ggf. streichen. 
4 Im Fall des Sozialpädagogischen Einführungsjahrs erfolgt folgende Bemerkung: „Dieses Jahreszeugnis bescheinigt eine einschlägige 
Qualifizierung als Einstiegsvoraussetzung für die Erzieherausbildung“. 
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I. Vorwort 
 
Aufgrund der Übergangsbestimmung in Art. 7 Abs. 1 des 12. Rundfunkänderungsstaatsver-
trags hat der für das ARD-Gemeinschaftsangebot DasErste.de federführend zuständige 
Bayerische Rundfunk im Mai 2009 erstmals ein Telemedienkonzept zum ARD-
Gemeinschaftsangebot DasErste.de vorgelegt, das im anschließenden Drei-Stufen-Test-
Verfahren federführend vom Rundfunkrat des Bayerischen Rundfunks im Juni 2010 geneh-
migt worden ist.1  
 
Für die Telemedienangebote aller ARD-Landesrundfunkanstalten sowie die gemein-
schaftlichen ARD-Telemedienangebote wurde seinerzeit im Rahmen der Drei-Stufen-Test-
Verfahren zur Bestandsüberführung 2009/2010 ein einheitliches ARD-Verweildauerkonzept 
für sämtliche Formate und Inhalte erarbeitet.  
 
Auch DasErste.de hatte dieses ARD-Verweildauerkonzept in sein Telemedienkonzept über-
nommen. Aufgrund der damals getroffenen Entscheidung des BR-Rundfunkrats unterschei-
det sich DasErste.de jedoch bei vier fiktionalen Formatkategorien einschließlich ihrer Ver-
weildauern für die on-demand-Nutzung von dem ansonsten geltenden einheitlichen ARD-
Verweildauerkonzept. 
 
Diese Abweichungen haben in der Praxis immer wieder zu Problemen geführt, insbesondere 
beim Rechtemanagement und aufgrund der mangelnden Verlässlichkeit für die Nutzer: Wie-
derholungen in den Dritten Programmen oder Digitalkanälen können zum Teil länger in den 
Telemedienangeboten vorgehalten werden als die Erstausstrahlung im Gemeinschaftspro-
gramm auf DasErste.de.  
 
Angesichts der veränderten Nutzerbedürfnisse und -erwartungen in Form steigender Video-
on-demand-Nutzung ist eine Harmonisierung der ARD-weiten Verweildauern dringend gebo-
ten. Mit dem vorliegenden Konzept sollen die Verweildauern der in Rede stehenden fiktiona-
len Formate dauerhaft an die einheitlich geltenden ARD-Verweildauern angepasst werden.  
 
Im Übrigen bleibt DasErste.de mit seinen Inhalten und den Formatkategorien des Verweil-
dauerkonzeptes unverändert bestehen. Mit diesem Konzept werden keine neuen inhaltlichen 
Angebote oder sonstige Änderungen vorgelegt.  
 
Gemäß §§ 11e und 11f Rundfunkstaatsvertrag (RfStV) in Verbindung mit der Satzung der 
ARD-Genehmigungsverfahren für neue oder veränderte Telemedien und ausschließlich im 

                                      
 
1 Vgl. http://www.DasErste.de/unternehmen/inhalt/rundfunkrat/rundfunkrat-drei-stufen-test-das-erstede100.html  
Die Zuständigkeit für ARD-Gemeinschaftsangebote richtet sich nach dem sogenannten Federführungsprinzip, 
das heißt der Rundfunkrat derjenigen Anstalt, die das Angebot verantwortet, ist federführend für die Durchführung 
des Prüfverfahrens zuständig. Die Gremien aller anderen Landesrundfunkanstalten waren am Beratungs- und 
Entscheidungsprozess beteiligt. Der Mitberatungsprozess wurde von der ARD-Gremienvorsitzendenkonferenz 
(GVK) koordiniert. 
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Internet verbreitete digitale Angebote (ARD-Drei-Stufen-Test-Verfahren) wird dem Rundfunk-
rat das Telemedienkonzept „Angleichung der Verweildauern für fiktionale Formatkategorien 
auf DasErste.de an das ARD-Verweildauerkonzept“ zur Prüfung und Genehmigung im Wege 
eines Drei-Stufen-Test-Verfahrens vorgelegt. 
 
 
 

II. Angleichung der Verweildauern für fiktionale Formatkategorien 
auf DasErste.de an das ARD-Verweildauerkonzept 

1. Aktuelle Unterschiede zwischen ARD-Verweildauerkonzept und Verweildauer-
konzept DasErste.de 

a) Fiktionale Formate im ARD-Verweildauerkonzept 
 
Für die Telemedienangebote aller ARD-Landesrundfunkanstalten sowie die gemeinschaft-
lichen ARD-Telemedienangebote wurde im Rahmen der Drei-Stufen-Test-Verfahren seiner-
zeit ein einheitliches ARD-Verweildauerkonzept für sämtliche Formate und Inhalte erarbeitet. 
Im ARD-Verweildauerkonzept sind für fiktionale Sendungsformate folgende Kategorien fest-
gelegt:2 
 

 Mehrteiler, Fernsehfilme und Spielfilme, die nicht angekauft werden:  
 bis zu drei Monate 

 Serien mit feststehendem Ende und Reihen:  
 bis zu sechs Monate nach Ausstrahlung der letzten Folge 

 Serien ohne feststehendes Ende:  
 bis zu drei Monate nach Ausstrahlung der jeweiligen Folge 

 
b) Fiktionale Formate im Verweildauerkonzept DasErste.de 
 
DasErste.de unterscheidet sich aufgrund des Votums des BR-Rundfunkrats vom 17. Juni 
2010 bei einigen fiktionalen Formatkategorien einschließlich ihrer Verweildauer für die on-
demand-Nutzung von dem ansonsten unverändert geltenden ARD-Verweildauerkonzept.3  
Der Grund für die vom ARD-Verweildauerkonzept abweichende Kategorienbildung lag ins-
besondere darin, dass der BR-Rundfunkrat die Kategorien „Serien mit feststehendem Ende“ 
und „Serien ohne feststehendes Ende“ für nicht praktikabel und in der Abgrenzung zu un-

                                      
 
2 Vgl. http://www.DasErste.de/unternehmen/inhalt/rundfunkrat/telemedienkonzept-daserste-100.html S. 37 ff  
3 Vgl. http://www.br.de/unternehmen/inhalt/rundfunkrat/entscheidung-daserste100.html Begründete Entscheidung 
des BR-Rundfunkrats vom 17. Juni 2010, Ziffer I. 1 1. Spiegelstrich 1 bis 4 
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scharf befand. Die drei- bis sechsmonatigen Verweildauern wurden publizistisch nicht überall 
für notwendig erachtet und daher zum Teil gekürzt.4 
Das Telemedienkonzept DasErste.de differenziert für fiktionale Sendungsformate wie folgt: 
 

 Tägliche Unterhaltungsserien (Dailys/Soaps/Telenovelas/Serien der leichten Unter-
haltung, die an mehreren Wochentagen auf dem gleichen Sendeplatz ausgestrahlt 
werden):  
 bis zu sieben Tage nach Ausstrahlung der jeweiligen Folge 

 Wöchentliche Unterhaltungsserien:  
 bis zu sechs Wochen nach Ausstrahlung der jeweiligen Folge  

 Sonstige Unterhaltungsserien, die besonders geeignet sind, den politischen und ge-
sellschaftlichen Diskurs zu fördern und zur freien individuellen und öffentlichen Mei-
nungsbildung beizutragen:  
 bis zu drei Monate nach Ausstrahlung der jeweiligen Folge 

 Mehrteiler, Fernsehfilme und Spielfilme, die nicht angekauft werden, sowie Reihen:  
 bis zu drei Monate 

 

2. Angleichung der Verweildauern für fiktionale Formatkategorien auf DasErste.de 
an die ARD-Verweildauern unter Beibehaltung der für DasErste.de geltenden 
Kategorien 

Die vom BR-Rundfunkrat vorgenommene, differenzierte Kategorisierung der fiktionalen For-
mate soll beibehalten werden. Sie hat sich in der Praxis bewährt, weil hierdurch eine bessere 
Abgrenzung der verschiedenen Formate ermöglicht wird und auf diese Weise die jeweilige 
Maximalverweildauer eines Angebots jederzeit klar bestimmbar ist. 
 
Die Verweildauern für die bestehenden fiktionalen Formatkategorien auf DasErste.de sollen 
verlängert und insoweit an die genehmigten Fristen im allgemeine ARD-Verweildauerkonzept 
anglichen werden. Dabei sollen tägliche Unterhaltungsserien in Anlehnung an die ARD-
Kategorie „Serien ohne feststehendes Ende“ künftig maximal drei Monate on demand ver-
fügbar sein. Die wöchentlichen und sonstigen Unterhaltungsserien sollen einheitlich eine 
sechsmonatige Verweildauer erhalten und sich insofern an der ARD-Verweildauer für „Serien 
mit feststehendem Ende“ orientieren. Reihen des Ersten Deutschen Fernsehens sollen – wie 
im allgemeinen ARD-Verweildauerkonzept genehmigt – künftig sechs Monate on demand 
gestellt werden. 
 
Für fiktionale Formate auf DasErste.de soll zusammengefasst künftig folgendes Verweildau-
erkonzept gelten: 
 

                                      
 
4 Vgl. http://www.br.de/unternehmen/inhalt/rundfunkrat/entscheidung-daserste100.html Begründete Entscheidung 
des BR-Rundfunkrats zum Telemedienangebot DasErste.de vom 17. Juni 2010, S. 134 ff 
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 Tägliche Unterhaltungsserien (Dailys/Soaps/Telenovelas/Serien der leichten Unter-
haltung, die an mehreren Wochentagen auf dem gleichen Sendeplatz ausgestrahlt 
werden)  
 neu: bis zu drei Monate nach Ausstrahlung der jeweiligen Folge 

 Wöchentliche Unterhaltungsserien:  
 neu: bis zu sechs Monate nach Ausstrahlung der jeweiligen Folge 

 Sonstige Unterhaltungsserien, die besonders geeignet sind, den politischen und ge-
sellschaftlichen Diskurs zu fördern und zur freien individuellen und öffentlichen Mei-
nungsbildung beizutragen 
 neu: bis zu sechs Monate nach Ausstrahlung der jeweiligen Folge 

 Mehrteiler, Fernsehfilme und Spielfilme, die nicht angekauft werden:  
 bleibt gleich: bis zu drei Monate 

 Reihen:  
 neu: bis zu sechs Monate 

 
Zur besseren Veranschaulichung dient folgende Übersicht mit konkreten Verweildauern zu 
den einzelnen Formatkategorien: 
 
 
Kategorie nach Telemedien-
konzept DasErste.de 
 

 
Aktuelle Verweildauer  
 

 
Beantragte neue Verweil-
dauer 

 
Tägliche Unterhaltungsserien 
(Dailys/Soaps/Telenovelas/Serien 
der leichten Unterhaltung, die an 
mehreren Wochentagen auf dem 
gleichen Sendeplatz ausgestrahlt 
werden);  
(z. B. Rote Rosen, Sturm der 
Liebe) 
 

 
bis zu sieben Tage nach 
Ausstrahlung der jeweiligen 
Folge 

 
bis drei Monate nach Ausstrah-
lung der jeweiligen Folge 

 
Wöchentliche Unterhaltungs-
serien 
(z. B. In aller Freundschaft, 
Großstadtrevier, Um Himmels 
Willen) 
 

 
bis zu sechs Wochen nach 
Ausstrahlung der jeweiligen 
Folge 
 

 
bis sechs Monate nach Aus-
strahlung der jeweiligen Folge 

 
Sonstige Unterhaltungsserien, 
die besonders geeignet sind, 
den politischen und gesell-
schaftlichen Diskurs zu fördern 
und zur freien individuellen 
und öffentlichen Meinungsbil-
dung beizutragen  
(z. B. Weissensee, Lindenstraße) 
 

 
bis zu drei Monate nach Aus-
strahlung der jeweiligen Folge  

 
bis sechs Monate nach Aus-
strahlung der jeweiligen Folge 
 



KWMBl. Nr. 7/2017168

      
 
 

 

             
Telemedienkonzept DasErste.de 
„Angleichung der Verweildauern für fiktionale Formatkategorien auf DasErste.de an das ARD-Verweildauerkonzept“  Seite 7 
   

 

 
Mehrteiler, Fernsehfilme und 
Spielfilme, die nicht angekauft 
werden 
(z. B. Filme aus den Sendeplät-
zen FilmMittwoch im Ersten, De-
büt im Ersten) 
 
sowie  
 
Reihen (z. B. Tatort, Polizeiruf 
110) 
 

 
bis zu drei Monate 
 
 
 
 
 
 
 
 
bis zu drei Monate 
 

 
bleibt gleich: bis zu drei Mona-
te 
 
 
 
 
 
 
 
bis zu sechs Monate 
 

 
Die angepassten längeren Verweildauern für die betreffenden Formate werden in der Praxis 
nur dort angewendet, wo die Rechtesituation dies zulässt. Es werden zu diesem Zweck kei-
ne zusätzlichen oder nachträglichen on-demand-Rechte erworben. In der Regel verfügen die 
ARD Landesrundfunkanstalten als Auftrags- oder Koproduzenten über die entsprechenden 
on-demand-Rechte für eine längere Verweildauer. Bislang konnte dies wegen der derzeit 
geltenden kürzeren Verweildauer in Einzelfällen nicht voll ausgenutzt werden.  
 

III. Beitrag zur Erfüllung des öffentlichen Auftrags 
 
Im folgenden Kapitel wird dargelegt, dass das Telemedienkonzept „Angleichung der Verweil-
dauern für fiktionale Formatkategorien auf DasErste.de an das ARD-Verweildauerkonzept“ 
gemäß § 11f Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 RfStV den „demokratischen, sozialen und kulturellen Be-
dürfnissen der Gesellschaft“ (im folgenden „kommunikativen Bedürfnissen“) entspricht und 
DasErste.de damit einen Beitrag zur Erfüllung seines öffentlichen Auftrags leistet. 
 
Im Telemedienkonzept DasErste.de von 2010 wurden bereits die kommunikativen Bedürf-
nisse der Gesellschaft – gerade vor dem Hintergrund der Digitalisierung der Medien – be-
schrieben. Seitdem hat die Nachfrage deutlich zugenommen: Laut den Ergebnissen der seit 
1997 erhobenen Grundlagenuntersuchung ARD/ZDF-Onlinestudie sind im Jahr 2015 79,5 
Prozent der deutschen Bevölkerung ab 14 Jahren online.5 Im Vergleich zu 2010 bedeutet 
dies einen Zuwachs um über zehn Prozentpunkte, der vor allem in den älteren Altersgruppen 
ab 50 Jahren erfolgte. In den letzten Jahren ist zudem die Habitualisierung der Internet-
Nutzung weiter vorangeschritten. Der durchschnittliche deutsche Online-Nutzer ist an 6,0 
Tagen in der Woche im Netz unterwegs (2010: 5,7 Tage), bei einer Verweildauer von 160 
Minuten (2010: 136 Minuten).  
 
Zuwächse sind gerade beim Konsum von Videos im Internet festzustellen (vgl. Tabelle 1). 
Der Anteil der Internetnutzer, der zumindest gelegentlich auf Bewegtbild-Angebote zugreift, 

                                      
 
5 Vgl. Beate Frees/ Wolfgang Koch (2015): Zuwachs nur noch bei Älteren – Nutzungsintensität hingegen nimmt in 
allen Altersgruppen zu. Ergebnisse der ARD/DF-Onlinestudie 2015. Media Perspektiven 9/2015, S. 355-377. 
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steigt 2015 auf 82 Prozent (2010: 65%), 26 Prozent schauen sogar täglich. Bei jüngeren 
Menschen gehören Internet-Videos schon zum Alltag – beinahe jeder Unter-30-Jährige nutzt 
sie zumindest gelegentlich, 54 Prozent jeden Tag.6 
 

 
 
Allerdings nähert sich bei der Video-Nutzung im Internet die Durchdringung älterer Bevölke-
rungsgruppen immer stärker an (vgl. Tabelle 2). Dort sind auch die höchsten Zuwachsraten7 
zu verzeichnen. Neun von zehn 30- bis 49-jährigen Onlinern sowie drei Viertel der ab-50-
Jährigen sehen zumindest gelegentlich Videos über das Internet. Dabei fällt auf, dass die 
Nutzungsmuster der älteren Zielgruppen eine stärkere Bindung an Marken aus der TV-Welt 
aufweisen. Für Rundfunkunternehmen geht es bei der Bereitstellung von Videos im Internet 
nicht mehr (wie noch vor einigen Jahren) nur darum, junge Menschen für ihre Inhalte zu inte-
ressieren, sondern einen Nutzwert für alle Zielgruppen, gerade auch das bestehende Publi-
kum der linearen Programme zu bieten. Der steigende Stellenwert der (programm-) marken-
getriebenen Video-Nutzung im Internet wird daran deutlich, dass in der Entwicklung der letz-
ten fünf Jahre starke Zuwächse bei der zeitversetzten Nutzung von Fernsehsendungen bzw. 
der Mediatheken-Nutzung anfielen. Dieser Befund gilt für alle Altersgruppen, ist aber, je älter 
die Nutzer sind, umso stärker ausgeprägt.8 Wenn zudem die Nutzung originärer TV-

                                      
 
6 Vgl. Thomas Kupferschmitt (2015): Bewegtbildnutzung im Netz steigt deutlich an – Habitualisierung bei 14-29-
Jährigen. Media Perspektiven 9/2015, S. 383-391. 
7 Nicht nur steigt die Video-Nutzung im Internet bei den ab-50-Jährigen Onlinern stark von 36 Prozent 2010 auf 
75 Prozent 2015 (Basis: zumindest gelegentlich genutzt). Um die tatsächliche Wachstumsrate zu ermessen, ist 
zudem zu berücksichtigen, dass bei der Generation 50plus im gleichen Zeitraum auch die Internetdiffusion insge-
samt stark angestiegen ist, von 42,5 Prozent 2010 auf 62,3 Prozent. Quelle: ARD/ZDF-Onlinestudien 2010, 2015. 
8 So stieg der Anteil derer, die zeitversetzt Fernsehsendungen im Internet schauen, bei den ab-50-jährigen On-
linenutzern von 9 Prozent 2010 auf 24 Prozent 2015 und besitzt so eine höhere Wachstumsdynamik als die Nut-
zung von Videoportalen (2010: 25%; 2015: 35%). Quelle: ARD/ZDF-Onlinestudien 2010, 2015. 

Tabelle 1 Videonutzung im Internet 2010 bis 2015
Onlinenutzer ab 14 Jahren 

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2010 2015
65 68 70 74 75 82 11 26

58 58 59 60 64 61 9 14
23 29 30 36 35 37 1 2

* * * 28 32 36 * 2

* * * * * 30 * 9
15 21 23 26 25 30 1 1

* * * * * 23 * 6
3 4 4 7 10 15 0 3

* * * 12 13 15 * 2
 * nicht abgefragt bzw. nicht zutreffend

Fernsehsendungen zeitversetzt

zumindest gelegentlich genutzt, in % täglich genutzt in %

Video (netto) gesamt
darunter u.a.:
Videoportale

Basis seit 2010: Deutschsprachige Onlinenutzer ab 14 Jahren (2015: n=1 432; 2014: n=1 343; 2013: n=1 389, 2012: 
n=1 366, 2011: n= 1 319, 2010: n=1 252).
Quelle: ARD/ZDF-Onlinestudien 2010-2015.

Mediatheken der Fernsehsender
Videos auf Facebook
live fernsehen im Internet
Video-Kanäle
Video-Podcasts
Video-Streamingdienste



KWMBl. Nr. 7/2017170

      
 
 

 

             
Telemedienkonzept DasErste.de 
„Angleichung der Verweildauern für fiktionale Formatkategorien auf DasErste.de an das ARD-Verweildauerkonzept“  Seite 9 
   

 

Produktionen auf Drittplattformen (d. h. in Videoportalen, Streamingdiensten und sozialen 
Netzwerken) im Internet berücksichtigt wird – entweder in eigener redaktioneller Verantwor-
tung der Rundfunkanbieter oder durch Lizenzeinkauf der jeweiligen Plattformbetreiber – ist 
davon auszugehen, dass eine große Mehrheit der deutschen Onlinenutzer Fernsehinhalte im 
Internet konsumiert.  
 

 
 
Eine wesentliche Bedeutung kommt heute der orts- und zeitsouveränen Inhalte-Nutzung zu. 
Die Flexibilität, mediale Inhalte gleich welchen Genres zur jeweils persönlich „passenden“ 
Zeit und unabhängig von bestimmten Nutzungsorten oder Endgeräten konsumieren zu kön-
nen, hat sich in den letzten Jahren als das wesentliche kommunikative Bedürfnis etabliert. 
Dieses Bedürfnis wird durch die rasant anwachsende Smartphone-Nutzung geprägt. Damit 
steigt auch der Druck auf die Medienunternehmen, die Präsentation und das Vorhalten ihrer 
Inhalte für die mobile Nutzung zu optimieren. Mit diesem Wandel der Mediennutzung geht 
auch ein Wandel der Erwartungshaltung einher: Internetinhalte werden heute stärker als In-
halte wahrgenommen, die für sich stehen, sie entkoppeln sich immer mehr von ihrem Ur-
sprungsmedium, ihre Beziehung zum Ausgangspunkt der Produktion (z. B. ein Zeitungsarti-
kel, eine Radioproduktion, eine Fernsehserie) tritt dabei immer mehr in den Hintergrund. 
Dies wirkt sich auch auf die Wahrnehmung der ursprünglich für die lineare Nutzung produ-
zierten Inhalte aus: Eine von einem fixen Sendetermin ausgehende eingeschränkte Verweil-
dauer ist aus der Perspektive des klassischen Sendungs- bzw. Programmprimats her erklär-
bar, aus der Perspektive der orts- und zeitsouveränen Nutzung jedoch schwieriger verständ-
lich. Sie entspricht immer weniger der kommunikativen Anspruchshaltung einer always-on-
Gesellschaft. Dies gilt aller generationenübergreifenden Unterschiede bezüglich der Nut-
zungsintensität, präferierter Plattformen und Inhalte der Videonutzung im Internet zum Trotz 
nicht nur für junge Zielgruppen. Das kommunikative Bedürfnis nach zeitunabhängigem Zu-

Tabelle 2 Videonutzung im Internet 2015 nach Alter

Onlinenutzer nach Altersgruppen, "zumindest gelegentlich" in %

14-29 Jahre 30-49 Jahre ab 50 Jahre

98 92 75

86 69 35
49 41 24
45 39 27
57 31 10
43 33 20
46 23 8
27 15 5
28 14 7

Basis: Deutschsprachige Onlinenutzer ab 14 Jahren (n=1 432).
Quelle: ARD/ZDF-Onlinestudie 2015.

Mediatheken der Fernsehsender
Videos auf Facebook
live fernsehen im Internet
Video-Kanäle
Video-Podcasts
Video-Streamingdienste

Video (netto) gesamt
darunter u.a.:
Videoportale
Fernsehsendungen zeitversetzt
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griff auf Bewegtbild im Internet ist bei den „älteren“ Onlinenutzern ab 30 Jahren mindestens 
ebenso ausgeprägt wie bei den jüngeren Digital Natives (vgl. Tabelle 2). 
 
Auch wenn im Rahmen der zeitsouveränen Nutzung von Bewegtbildinhalten auf den eigenen 
Plattformen der Rundfunkanbieter derzeit die „Catch Up“-Funktion im näheren zeitlichen Um-
feld der linearen Ausstrahlung noch überwiegt, wächst der Anteil der Nutzung ohne direkten 
Kontext dazu stetig und erreicht genreübergreifend eine substanzielle Ausprägung (vgl. Ab-
bildung 1). Gerade im fiktionalen Bereich gewinnen neue Nutzungsmuster an Bedeutung. 
Dabei handelt es sich insbesondere um das sogenannte „binge-watching“, d. h. die Nutzung 
mehrerer Folgen eines TV-Formats am Stück, typischerweise einer Serie. Internationale 
Studien zeigen, dass sich dieses Phänomen durch die einfache Verfügbarkeit und Nut-
zungsmöglichkeiten im Internet im Zuge des allgemeinen Wandels der Mediennutzung bei 
Internetnutzern weltweit verbreitet.9 
 
 
Abbildung 1: Zeitliche Verteilung der Videoabrufe auf ARD-Plattformen bezogen auf 

den Tag der linearen Ausstrahlung (Beispielwoche: 02.02. bis 08.02.2015) 

 
 
Quelle: Programmdirektion Erstes Deutsches Fernsehen / AGF, Videostreaming Zensusmessung unter Mitarbeit 
von Nielsen, Streamviews Deutschland (ARD Mediathek, Das Erste Mediathek, daserste.de, WDR, RBB) 

                                      
 
9 So sehen laut einer Studie der Unternehmensberatung Deloitte von November 2014 42 Prozent der 14- bis 25-
jährigen US-Amerikaner und zwischen 25 Prozent und 30 Prozent der älteren Altersgruppen mindestens einmal 
wöchentlich mehrere Folgen der gleichen TV-Sendungen am Stück. Quelle: Statista 
(http://www.statista.com/statistics/431145/binge-watching-tv-shows-frequency-by-age-us/). 
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Fiktionale Genres gehören im Internet zu den gefragtesten Inhalten im Videobereich. Laut 
den Ergebnissen der ARD/ZDF-Onlinestudie 2015 sehen 28 Prozent der deutschen Online-
nutzer zumindest gelegentlich Spiel- oder Fernsehfilme im Netz, 21 Prozent Serien und 
Soaps.10 Unter den jungen Menschen unter 30 Jahren macht bereits sogar fast jeder Zweite 
von der Möglichkeit des Streamings von Filmen oder Serien Gebrauch (vgl. Tabelle 3).  
 

 
 
Trotz der mannigfaltigen Nutzungsmöglichkeiten – egal ob kostenfrei (z. B. über Videoporta-
le, soziale Netzwerke) oder kostenpflichtig (Streamingdienste mit unterschiedlichen Pay-
Modellen) – greifen die meisten Nutzer über die Sendermediatheken auf Filme oder Serien 
zu. Viele Nutzer vertrauen offensichtlich den Marken der etablierten Bewegtbildanbieter aus 
dem Fernsehbereich mit ihrem großen Angebot an heimischen fiktionalen (Eigen-) Produkti-
onen, die sie aus dem linearen Fernsehen kennen – ähnlich wie im Bereich der Nachrichten-
Videos, wo die Rundfunkmarken trotz noch zahlreicherer Konkurrenz mit Abstand erste An-
laufstelle sind. Auch die Mehrzahl der Unter-30-Jährigen suchen Filme und noch stärker Se-
rien (auch) bei den Rundfunkanbietern. In dieser für Internet-Video affinsten Bevölkerungs-
gruppe erreichen aber auch Videoportale (v. a. bei Spielfilmen) und Streamingdienste (stär-
ker bei Serien), wo das Fiction-Angebot zu einem nicht unerheblichen Teil ebenfalls von 
Fernsehproduktionen geprägt ist, ebenfalls relevante Nutzeranteile zwischen 11 und 20 Pro-
zent (vgl. Tabelle 3). Die wachsende Diffusion von Video-Streamingdiensten, bei denen seri-
elle Fiktion besonders im Fokus steht, trägt zu einer steigenden Erwartungshaltung bei, die 
dort verbreiteten Nutzungsmuster des „binge-watching“11 auch auf anderen Plattformen, ge-
rade auch den Sendermediatheken, ermöglicht zu bekommen.  

                                      
 
10 Vgl. Birgit van Eimeren / Andreas Egger (in Druck): Digitale Plattformen und die Bedeutung von TV-
Markenführung (AT). Media Perspektiven 1/2016. 
11 Vgl. z. B. eine Repräsentativstudie des Marktforschungsinstituts Harris Interactive im Auftrag von Netflix unter 
Nutzern von Videostreaming-Nutzern, welche die Bedeutung von „binge-watching“ klar aufzeigt. Netflix (2013):  
Netflix Declares Binge Watching is the New Normal. Study Finds 73% of TV Streamers Feel Good About It. 
(https://pr.netflix.com/WebClient/getNewsSummary.do?newsId=496). 

Tabelle 3 Videonutzung im Internet 2015 nach Genres
Onlinenutzer: 14+ Jahre vs. 14-29 Jahre, "zumindest gelegentlich"  in %

Gesamt 14-29 Jahre Gesamt 14-29 Jahre

28 48 21 45
17 22 11 22
9 20 6 11
6 13 5 13
1 2 - -
1 1 - -
1 2 1 -
- 1 -

Basis: Deutschsprachige Onlinenutzer ab 14 Jahren (n=1 432).

Quelle: ARD/ZDF-Onlinestudie 2015.

Spielfilme / Fernsehfilme Serien / Soaps

- Online-Angebote von Printmedien
- Portale von Internet-/ E-Mail-Providern
- soziale Netzwerke
- Sonstiges

zumindest gelegentlich genutzt, davon …
- Webseiten/Mediatheken Rundfunksender
- Videoportale
- Video-Streamingdienste
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DasErste.de reagiert auf diese Bedürfnislage mit der in diesem Telemedienkonzept be-
schriebenen Angleichung der Verweildauern. Es will damit sicherstellen, dass die Beitrags-
zahler das bestmögliche Angebot erhalten, wertvolle fiktionale Inhalte zu nutzen, für die zu-
mal auch die Rechte für die on-demand-Nutzung vorliegen. 
 
 

IV. Qualitativer Beitrag zum publizistischen Wettbewerb 
 
Im folgenden Kapitel wird gemäß der Vorgaben in § 11f Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 RfStV der quali-
tative Beitrag dargelegt, den das Angebot DasErste.de mit der im vorliegenden Telemedien-
konzept beschriebenen Angleichung der Verweildauern für fiktionale Formatkategorien an 
das ARD-Verweildauerkonzept leistet. Dabei ist zu berücksichtigen, dass DasErste.de kein 
neues inhaltliches Angebot und auch keine neuartigen Aufbereitungs- oder Verbreitungsfor-
men zur Prüfung vorlegt. Vielmehr sollen die Inhalte einzelner fiktionaler Formatkategorien 
den Rundfunkbeitragszahlern für den etwas längeren Zeitraum zum zeitsouveränen Abruf 
bereitgestellt werden, der ihnen von anderen Angeboten des ARD-Verbunds, darunter der 
gemeinschaftlichen ARD-Mediathek, bereits seit dem Jahr 2010 ermöglicht wird. Insofern 
ergibt sich für die Betrachtung der publizistischen Wettbewerbssituation keine Veränderung 
zu den im genehmigten Telemedienkonzept für DasErste.de von 2010 getroffenen Angaben 
zum Konkurrenzumfeld. Zu den marktlichen Auswirkungen holt der Rundfunkrat gemäß § 11f 
Abs. 5 RfStV ein Gutachten ein, zu dem der Intendant des Bayerischen Rundfunks, wie im 
Genehmigungsverfahren vorgesehen, Stellung nehmen wird (vgl. Ziffer II Abs. 6 ARD-Drei-
Stufen-Test-Verfahren). 
 
Zur Bestimmung des qualitativen Beitrags seiner Telemedienangebote zum publizistischen 
Wettbewerb hat DasErste.de in Abstimmung mit den Landesrundfunkanstalten der ARD un-
ter unabhängiger wissenschaftlicher Begleitung12 publizistische Qualitätskriterien definiert.13  
Diese wurden unterteilt in publizistisch-professionelle Kriterien, die durch die Angleichung 
der Verweildauern an das ARD-Verweildauerkonzept keine Veränderung erfahren, und inter-
net-spezifische Kriterien – in diesem Fall insbesondere das Kriterium der Nutzerfreundlich-
keit.  
 
 
Publizistisch-professionelle Qualitätskriterien 

Das inhaltliche Spektrum des auf DasErste.de bereitgestellten fiktionalen Angebots bleibt 
durch das vorgelegte Telemedienkonzept unberührt. Es zeichnet sich im Wettbewerbsumfeld 
durch hohe Professionalität in der redaktionellen und produktionstechnischen Umsetzung 
aus. Über die verschiedenen fiktionalen Angebotskategorien hinweg werden in den Forma-
ten und Einzelstücken gesellschaftliche Entwicklungen reflektiert. Damit liefert DasErste.de 
                                      
 
12 Christoph Neuberger (2011): Definition und Messung publizistischer Qualität im Internet. Herausforderungen 
des Drei-Stufen-Tests. Berlin: Vistas.  
13 Vgl. Telemedienkonzept DasErste.de (Juni 2010), S. 57f.  
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in Ergänzung zu informativen Formaten auch im Unterhaltungsbereich einen wichtigen quali-
tativen Beitrag zur Meinungsbildung.14  
 
Nutzerfreundlichkeit in Bezug auf den zeitsouveränen Abruf von Inhalten 

Mit der Angleichung der Verweildauern in den fiktionalen Angebotskategorien liefert DasErs-
te.de einen wichtigen qualitativen Beitrag zu der von den Nutzern erwarteten Flexibilisierung 
der Nutzungsmöglichkeiten fiktionaler Inhalte. Es erhöht damit die Zugangschancen zu den 
publizistisch relevanten Eigenproduktionen der ARD, die den Beitragszahlern in den meisten 
der in der Angebotsbeschreibung dargelegten Kategorien für einen längeren Zeitraum kos-
tenfrei im Rahmen der Erfüllung des öffentlichen Auftrags zur selbstbestimmten Nutzung 
bereitgestellt werden können. Dies ist auch deshalb im Sinne des Publikums, als damit mög-
liche Fälle unterschiedlicher Verweildauerfristen für ein und denselben Inhalt in verschiede-
nen öffentlich-rechtlichen Mediatheken, die bei den Nutzern Irritationen auslösen, zukünftig 
vermieden werden können. Identische Inhalte sollen auf allen ARD-Plattformen einheitlich 
lange zur Verfügung stehen.   
 
 
Publizistischer Beitrag der Verweildauerangleichung nach Formatkategorien 

 
Tägliche Unterhaltungsserien 
 
Tägliche Serien ohne feststehendes Ende erzählen ihre Geschichten parallel in mehreren 
Handlungssträngen und verfügen in der Regel über ein großes Inventar von Charakteren. 
Meist sind die „storylines“ längerfristig angelegt und so ineinander verwoben, dass die Ge-
schichten prinzipiell unendlich fortgesponnen werden können und die Handlungsstränge auf-
einander aufbauen. Das Publikum täglicher Serien zeichnet sich durch eine hohe Bindung an 
das Format und hohe emotionale Nähe zu den Protagonisten aus. Diese starke Identifikation 
mit Personen bzw. Charakteren aus dem Fernsehen ist in der Medienpsychologie unter dem 
Fachbegriff der parasozialen Interaktion bekannt und ist als ausgeprägtes Phänomen bei der 
Nutzung fiktionaler Formate belegt. Eine direkte Substituierbarkeit des Formats ist für die 
Nutzer nicht gegeben.  
 
Mit einer maximalen Verweildauer von drei Monaten für einzelne Folgen wird den Zuschau-
ern ermöglicht, auch über längere Zeiträume verpasste Folgen nachzuholen bzw. eine grö-
ßere Zahl an Folgen am Stück zu sehen und dennoch die komplexen Erzählstränge nachzu-
vollziehen. Auch ein Neueinstieg in die Serie wird so erleichtert. Praktische Bestätigung er-
fährt diese Annahme durch zahlreiche Nutzerkommentare, die in den sozialen Netzwerken, 
bei DasErste.de und der Zuschauerredaktion eingehen: Viele Zuschauer wünschen sich – 

                                      
 
14 Vgl. Melanie Langbauer / Sabine Ripel (2015): Der öffentlich-rechtliche Rundfunk – ein Auslaufmodell? Kriti-
sche Anmerkungen zum Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats beim BMF. MultiMedia und Recht (18), 
9/2015, S. 574. Wolfgang Hoffmann-Riem (2000): Regulierung der dualen Rundfunkordnung. Grundfragen. Ba-
den-Baden: Nomos, S. 223. 
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insbesondere nach der Ferienzeit – dass sie verpasste Folgen über mehrere Wochen nach-
holen können. Dies trägt in hohem Maße zur Nutzerbindung bei.  
 
 
Wöchentliche Unterhaltungsserien und sonstige nicht-tägliche Unterhaltungsserien (lt. Ab-
schnitt II. 2. TMK) 
 
Bei den in Frage stehenden Serien handelt es sich um eine Abfolge filmischer Stücke, die 
üblicherweise zur selben Zeit an einem festen Wochentag über einen gewissen definierten 
Zeitraum hinweg mit einer vorab festgelegten Folgenzahl ausgestrahlt werden. Zumeist sind 
dies Serien mit feststehendem Ende, die ihre Geschichten in einzelnen, (meist) in sich abge-
schlossenen Episoden pro Folge erzählen. Die Charaktere und persönlichen Beziehungen 
der Protagonisten werden, wie auch die Geschichten, über die einzelnen Folgen einer Staffel 
hinweg weiterentwickelt. Im Ersten werden in der Regel 13 Folgen zu einer Staffel zusam-
mengefasst, zum Teil auch weniger – die Serie „Weissensee“ bestand z. B. aus bisher 3 
Staffeln mit jeweils sechs Folgen.  
 
Bei den staffelproduzierten Serien im Ersten handelt es sich in erster Linie um hochwertig 
produzierte Hochglanzserien – wie z. B. „Um Himmels Willen“, „Mord mit Aussicht“ oder „Hu-
bert und Staller“ – die das Bild des Ersten beim Publikum über Jahrzehnte hinweg geprägt 
haben. Die Qualität der Besetzung und der Motivreichtum dieser Serien sind einzigartig und 
auch deswegen mehrfach mit Preisen ausgezeichnet worden. Viele Zuschauer verbindet 
eine hohe Identifikation mit diesen Serien und sie schätzen die besondere Machart. Ähnli-
ches gilt aber auch für Unterhaltungsserien, die besonders geeignet sind, den politischen 
und gesellschaftlichen Diskurs zu fördern, wie etwa die preisgekrönte Serie „Weissensee“. 
 
Mit einer maximalen Verweildauer von sechs Monaten nach Ausstrahlung der jeweiligen Fol-
ge eröffnet Das Erste dem Nutzer bei klassischen Staffelproduktionen die Möglichkeit, zu 
einem späteren Zeitpunkt der linearen Ausstrahlung (bzw. auch noch nach deren Ende) in 
die Serie einzusteigen, da verlässlich alle vorherigen Folgen auch tatsächlich abrufbar sind. 
Dies ist nach der bisherigen Regelung des Telemedienkonzepts nicht der Fall. Insbesondere 
werden damit relative neue Nutzungsmuster, wie das sogenannte „binge-watching“ im fiktio-
nalen Bereich, d. h. die Nutzung mehrerer Folgen am Stück, ermöglicht. Mit der Angleichung 
der Verweildauern an das allgemeine ARD-Verweildauerkonzept will DasErste.de diesem 
Phänomen und dem stetigen Wandel der Mediennutzung Rechnung tragen.   
 
(Hochglanz-) Serien des Ersten stehen i.d.R. nur auf den ARD-eigenen Abrufplattformen zur 
Verfügung und sind darüber hinaus allenfalls kostenpflichtig über DVD oder verschiedene 
Streaming- oder Download-Plattformen abzurufen. Insofern stellt dieses Angebot einen rele-
vanten Beitrag zum publizistischen Wettbewerb dar. 
 
 
Reihen 
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Eine Reihe ist eine Zusammenfassung von in sich abgeschlossenen Einzelstücken unter 
einem bestimmten Thema, Topos, Genre, einer Hauptfigur oder Marke. Bei den Reihen im 
Ersten Deutschen Fernsehen handelt es sich in der Regel um Reihen ohne feststehendes 
Ende. Durch eine maximale Verweildauer von sechs Monaten erhält der Nutzer die Möglich-
keit des Rückgriffs auf eine oder ggf. mehrere frühere Folgen, was zu einem tieferen Ver-
ständnis der Handlung sowie der gesellschaftlichen Zusammenhänge, die den erzähleri-
schen Rahmen einer bestimmten Reihe bilden, erforderlich ist. Dies gilt in hohem Maße für 
die hochwertig produzierten fortlaufenden (fiktionale) Reihen des Ersten, bei denen zwischen 
den einzelnen Ausstrahlungsterminen in der Regel längere Zeiträume liegen wie zum Bei-
spiel Donna Leon, Mankells Wallander, Kommissar Dupin, Zorn.  
 
 

V. Finanzieller Aufwand 
 
Es fällt kein zusätzlicher finanzieller Aufwand an: Die Formate werden ohnehin für die On-
linenutzung konfektioniert und sind dann lediglich länger auf DasErste.de verfügbar.  
Die Verweildauern für die in Frage kommenden Formate werden nur dort verlängert, wo die 
Rechtesituation dies zulässt. Es werden zu diesem Zweck keine zusätzlichen oder nachträg-
lichen on-demand-Rechte erworben. In der Regel verfügen die ARD-
Landesrundfunkanstalten oder die Degeto als Auftrags- oder Koproduzenten über die ent-
sprechenden on-demand-Rechte für eine längere Verweildauer. Bislang konnte DasErste.de 
dies wegen der derzeit geltenden kürzeren Verweildauer in Einzelfällen nicht voll ausnutzen. 
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2220.4-K

Orden und kirchliche Vereinigungen  
mit der Eigenschaft einer Körperschaft  

des öffentlichen Rechts

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 2. Juni 2017, Az. X.6-BK5181.2-3.57 698

1Durch den am 2. Mai 2017 erfolgten Vollzug des Dekrets 
der Kongregation für die Institute des geweihten Lebens 
und die Gesellschaften des apostolischen Lebens vom 
3. März 2017 wurde das Kloster der Schwestern von der 
Heimsuchung Mariä zu Beuerberg, das die Eigenschaft 
einer Körperschaft des öffentlichen Rechts besaß, kir-
chenrechtlich aufgelöst. 2Damit endete auch der Status 
des Klosters als Körperschaft des öffentlichen Rechts nach 
staatlichem Recht. 3Das Vermögen des Klosters wurde auf 
die Erzdiözese von München und Freising übertragen.

Herbert P ü l s  
Ministerialdirektor

2245-K

Richtlinien für die Förderung von Verbänden  
der Heimat- und Brauchpflege

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 2. Juni 2017, Az. XI.6-K5251/11/11

1Das Bayerische Staatsministerium für Bildung und Kul-
tus, Wissenschaft und Kunst gewährt nach Maßgabe die-
ser Richtlinien und der allgemeinen haushaltsrechtlichen 
Bestimmungen (insbesondere Art. 23 und 44 der Baye-
rischen Haushaltsordnung (BayHO) einschließlich der 
Verwaltungsvorschriften (VV) zu Art. 23 und 44 BayHO, 
Art. 43, 48, 49 und 49a BayVwVfG und die Allgemeinen 
Nebenbestimmungen zur Projektförderung (ANBest-P)) 
Zuwendungen für Aktivitäten des Bundes der Bayerischen 
Gebirgsschützen-Kompanien sowie des Landesverbandes 
Bayerischer Bergmanns-, Knappen- und Hüttenmänni-
scher Vereine. 2Die Förderung erfolgt ohne Rechts anspruch 
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

1. Zweck der Zuwendung 

Die staatliche Förderung soll den Bund der Baye-
rischen Gebirgsschützen-Kompanien sowie den Lan-
desverband Bayerischer Bergmanns-, Knappen- und 
Hüttenmännischer Vereine in die Lage versetzen, 
ihre heimat- und brauchpflegerischen Aktivitäten 
insbesondere im Bereich der Jugendarbeit durch-
zuführen.

2. Gegenstand der Förderung

2.1 1Gefördert werden können Maßnahmen, die der Aus- 
und Fortbildung ehrenamtlicher Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter im Bereich der Heimat- und Brauch-
pflege dienen. 2Der Schwerpunkt soll dabei auf der 
Jugendbildung liegen. 3Die Inhalte der förderfähi-

gen Maßnahmen müssen geeignet sein, die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in einem umfassenden 
und allgemeinen Sinne auf ihre satzungsgemäßen 
Aufgaben in der Jugendarbeit und Brauchpflege 
vor zubereiten und weiterzubilden. 4Den Verantwort-
lichen in den betroffenen Verbänden und ihren Un-
tergliederungen werden dabei Lernfelder angeboten, 
in denen die notwendigen Fähigkeiten und Kennt-
nisse für ihre jeweiligen Aufgaben vermittelt werden.

2.2 Gefördert werden können außerdem nach näherer 
Maßgabe der Anlage:

2.2.1 besondere Projekte im Bereich der Heimat- und 
Brauchpflege, auch zur Erhaltung entsprechender 
Handwerksberufe,

2.2.2 die Nachwuchsarbeit in den Verbänden,

2.2.3 die Beteiligung an internationalen Begegnungen 
und Austauschmaßnahmen mit brauch- und heimat-
pflegerischer Programmatik,

2.2.4 Maßnahmen, die dem Denkmalschutz und dem 
Landschaftsschutz dienen.

2.3 Eine Förderung ist nicht möglich für:

2.3.1 berufsqualifizierende Aus- und Fortbildungen, 

2.3.2 Erholungsmaßnahmen und Unterhaltungsveranstal-
tungen, Kundgebungen, laufende vereins- und ver-
bandstypische Arbeiten der örtlich tätigen Vereine 
mit ihren Kinder-, Jugend- und Aktivengruppen, 

2.3.3 Baumaßnahmen (ausgenommen die in Nr. 7 der 
 Anlage genannten Projekte),

2.3.4 Gau- und Bezirksfeste, mit hauptsächlich geselligen 
Charakter,

2.3.5 Maßnahmen, die aus sonstigen staatlichen Förder-
programmen gefördert werden.

3. Zuwendungsempfänger
1Die Förderung wird dem Bund der Bayerischen 
Gebirgsschützen-Kompanien sowie dem Landes-
verband Bayerischer Bergmanns-, Knappen- und 
Hüttenmännischer Vereine gewährt. 2Sie können 
die Mittel, soweit sie nicht für eigene Maßnahmen 
eingesetzt werden, an ihre Untergliederungen ge-
mäß der Vorgaben der VV Nr.12.5 zu Art. 44 BayHO 
weiterbewilligen (Gauverbände, Kompanien, Sach-
gebiete, Vereine,  Einrichtungen bzw. Stiftungen in 
der Trägerschaft des Verbands), die sie nach Maß-
gabe dieser Richtlinien verwenden können.

4. Zuwendungsvoraussetzungen
1Gefördert werden können nur Maßnahmen mit 
überörtlicher Bedeutung. 2Hiervon ist auszugehen, 
wenn dem Verband für die zu fördernden Projekte 
(vgl. Nr. 2) zuwendungsfähige Kosten von mindes-
tens 2.000,-- € entstehen. 3Eine Förderung setzt wei-
ter voraus, dass eigene Einnahmen (z. B. Beiträge, 
Spenden, Veranstaltungseinnahmen) und sonstige 
Finanzierungsmöglichkeiten (z. B. Zuwendungen der 
Gemeinden, Landkreise und Bezirke) nicht ausrei-
chend zur Verfügung stehen.

5. Art und Umfang der Zuwendung

5.1 Art der Zuwendung 

Die Förderung wird den Verbänden als Projektförde-
rung im Wege der Festbetragsfinanzierung gewährt.
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die Zielsetzung und die angestrebte Zielerreichung 
der geplanten Maßnahme kurz zu beschreiben. 5Die 
Anträge sind vom vertretungsberechtigten Vorstand 
der antragstellenden Untergliederung im Original zu 
unterschreiben.

7.2.2 1Im Bewilligungsschreiben ist darauf hinzuweisen, 
dass die Mittel vom Bayerischen Staatsministerium 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst be-
reitgestellt werden. 2Es ist sicherzustellen, dass die 
Mittel gemäß diesen Richtlinien verwendet werden.

7.3 Verwendungsnachweis

7.3.1 1Die Frist zur Vorlage des Verwendungsnachweises 
wird im Bewilligungsbescheid bestimmt. 2Der Ver-
wendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht 
und einem zahlenmäßigen Nachweis. 3Die Verbän-
de reichen dem Bayerischen Staatsministerium für 
Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst einen 
Gesamtverwendungsnachweis ein, in dem die ein-
zelnen geförderten Maßnahmen nach Aufgaben-
schwerpunkten und Maßnahmegruppen getrennt 
ausgewiesen sind.

7.3.2 Prüfbehörde für den Verwendungsnachweis ist das 
Bayerische Staatsministerium für Bildung und Kul-
tus, Wissenschaft und Kunst.

7.3.3 Die Untergliederungen, an die staatliche Fördermit-
tel weiterbewilligt werden, haben gegenüber ihrem 
Verband einen Nachweis über die ordnungsgemäße 
Verwendung zu erbringen.

7.3.4 Antrags- und Bewilligungsunterlagen sowie Belege 
sind fünf Jahre aufzubewahren.

7.3.5 Das Bayerische Staatsministerium für Bildung und 
Kultus, Wissenschaft und Kunst und der Bayerische 
Oberste Rechnungshof (Art. 91 BayHO) sind berech-
tigt, die Verwendung der Mittel jederzeit zu prüfen.

7.3.6 Die Fördermittel sind zurückzuzahlen, soweit ein 
Zuwendungsbescheid nach Verwaltungsverfah-
rensrecht  (Art. 43, 48, 49, 49a des Bayerischen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG), (BayRS 
2010-1-I), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 
22. Mai 2015 (GVBl. S. 154) geändert worden ist, 
oder anderen Rechtsvorschriften unwirksam oder mit 
Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen 
oder widerrufen wird.

8. Ausführungsbestimmungen

8.1 Die Verbände sind berechtigt, im Rahmen dieser 
Richtlinien verbandsspezifische Regelungen zu tref-
fen.

8.2 In begründeten Einzelfällen können nach vorheriger 
Zustimmung des Bayerischen Staatsministeriums 
Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst Aus-
nahmen zugelassen werden.

9. Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 2017 in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 
2020 außer Kraft.

Dr. Peter Mü l le r  
Ministerialdirektor

5.2 Zuwendungsfähige Ausgaben 
1Zuwendungsfähig sind die im Zusammenhang mit  
Nr. 2.1 anfallenden Ausgaben sowie Ausgaben, die 
im unmittelbaren Zusammenhang mit der Durchfüh-
rung der unter Nr. 2.2 genannten und in der  Anlage 
näher definierten Projekte anfallen. 2Ebenfalls zu-
wendungsfähig sind die dem Verband im Zusam-
menhang mit dem Vollzug der Richtlinien entste-
henden Verwaltungs- und Organisationsausgaben 
(allgemeiner Verwaltungsaufwand).

5.3 Höhe der Förderung

5.3.1 1Für den allgemeinen Verwaltungsaufwand nach 
Nr. 5.2 Satz 2 können die Verbände bis zu 10 v. H. 
der jährlichen Zuwendung einsetzen. 2Dabei wird 
vorausgesetzt, dass mindestens 50 v. H. der anfallen-
den Ausgaben als Eigenleistung erbracht werden.

5.3.2 1Die Zuwendung kann bis zu 50 v. H. der zuwen-
dungsfähigen Ausgaben betragen, darf die Höhe des 
tatsächlichen Finanzierungsbedarfes jedoch nicht 
überschreiten. 2Im Einzelnen können

– bei Bildungsmaßnahmen und Wettbewerben 
 (Anlage Nr. 10) bis zu 50 v. H. des tatsächlichen 
Finanzierungsbedarfes,

– bei Projekten zur geschichtlichen Aufarbeitung 
und zu Dokumentationszwecken (Anlage Nr. 1 
und 2) bis zu 50 v. H. der zuwendungsfähigen 
Ausgaben für die konzeptionelle Arbeit und bis 
zu 25 v. H. für die Drucklegung,

– bei Austauschmaßnahmen (Anlage Nr. 5) bis 
zu 15,-- € pro Tag und Person, höchstens jedoch  
150,-- € pro Person bzw. 2.500,-- € für die Gesamt-
maßnahme, 

als Zuwendung gewährt werden.

6. Verbot der Doppelförderung 

Eine gleichzeitige Förderung aus anderen staat-
lichen Förderansätzen (Mehrfachförderung) ist 
grundsätzlich ausgeschlossen.

7. Verfahren

7.1 Antrag
1Die Verbände legen dem Bayerischen Staatsminis-
terium für Bildung und Kultus, Wissenschaft und 
Kunst einen Gesamtantrag bis zum 31. Dezember 
des jeweiligen Vorjahres vor. 2Die Zustimmung 
zum vorzeitigen Maßnahmebeginn wird allgemein 
erteilt. 3Die Verbände erhalten einen schriftlichen 
Bewilligungsbescheid.

7.2 Weiterbewilligung

7.2.1 1Die Weiterbewilligung im Sinne des VV Nr.12.5 
zu Art. 44 BayHO von Fördermitteln an Unterglie-
derungen erfolgt mit schriftlichem Bewilligungs-
schreiben aufgrund eines schriftlich beim jeweiligen 
Verband zu stellenden Antrags. 2Die Anträge sollen 
für Bildungsmaßnahmen und Projekte getrennt ein-
gereicht werden. 3Den Anträgen sind neben dem 
Formblatt mit der Bezeichnung der Maßnahme eine 
Aufstellung der geplanten Ausgaben und Einnah-
men beizufügen. 4Außerdem sind die Zielgruppe, 
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Anlage 

Projekte der Heimat- und Brauchpflege 

Anlage zu den Richtlinien für die Förderung von  
Verbänden der Heimat- und Brauchpflege 

 Geschichtliche Aufarbeitung in Form von Konzepterarbeitung und Erstellung von  1.

Gauchroniken, Festschriften, Brauchtumsbüchern, Fachbüchern, 

Fachzeitschriften, Musik- und Liederheften, Musik- und Singspielen, 

Theaterstücken usw. 

 Video-, Film- und CD-Aufnahmen zu Dokumentationszwecken (nicht für 2.

gewerbliche Zwecke) 

 Speziell brauchtumsbezogene Beiträge im Rahmen von Jugendveranstaltungen 3.

(Jugendtage) 

 Überörtlich bedeutende Bildungsveranstaltungen für Plattler, Volkstanz, 4.

Laienspiel, Volksmusik und Volkslied sowie mit spezifischen Inhalten der 

Gebirgsschützen 

 Austauschmaßnahmen mit ausländischen Vereinen/Organisationen der Heimat- 5.

und Brauchpflege mit brauch- und heimatpflegerischer Programmatik 

 Heimat- und Brauchausstellungen 6.

 Errichtung und Renovierung von Wegdenkmälern (Gedenksteine, Marterln, 7.

Wegkreuze, alte Grabsteine, Kapellen u. dgl.) und sonstige heimatpflegerische 

Maßnahmen, die dem Denkmalschutz und dem Landschaftsschutz dienen 

 Projekte und Informationsveranstaltungen, die der Erhaltung von alten 8.

Handwerksberufen dienen ( Schneider-, Näh- und Stickereiarbeiten, 

Instrumentenbau, Restauratoren, Glasbläser, Zimmerer u. dgl.)  

 Preise zur Würdigung herausragenden ehrenamtlichen Einsatzes in der Heimat- 9.

und Brauchpflege (keine Geldpreise) 

 Wettbewerbe in der Brauch- und Heimatpflege 10.

 Speziell beim Bund der Bayerischen Gebirgsschützen-Kompanien: Historische 11.

Armbrust-, Vorderlader-, Bundes- und Alpenregionsschießen 
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§ 3 

Ausbildungsdauer,  

abweichende Ausbildungsabschnitte
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���������������������
��������������������
������������������������������� �
�������£�
�����-
jahres enden. 3�������������
���������������������������
��
����������������������������������
����������������
�����������������¤���������������������������������
������������
��������������������������
������
�����

1. ����
�����
����¥�����
��� 

2. ���� 	��������� ����� ���� ����
������ ���� ����������
����
��������¢������
�����������
�������������������
und

3. ������
���������
������¥������
����������

5����������������������������������������
���������
-
������������������������������������
���������
�����-

������������
��������������
��������������

1. ���� ���
������ ��������������� � ���� ������ �
���� �
��
drei Monate ist, und

2. ��������
���������������������������������
��������-
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����	����������

�����������������������������������������������-

����������������
�����
������������������

6�������� ���
������������
������������������-
��������������������������
��

��������������������������
�
��������������������-

���������������������������������������������������-

�����������������������������������
����������������-

����������������������������������������������������
��
���������������������������������������������������
���
����������������������

���� 1�����������������������������������������-
�����������
��������������������������
����������-

���
����� ������ ������������� ���� �

�������� ����
����
wurden. 2�����������������������������

��� �������������������������������������

��� �����
�������������������������������
��������
����������������������������
����������������
ist oder

��� �����
� ����� ��������������� ���� ��������-


���������
��������������������������������
Schuljahres ausgetreten ist oder

��� ���������������������������������������
���������
-
���������������������������������
���������
�����-

������������
���������������������
���������
����
���� ����������� ���� ���� ��������� �
�� �����������
�����������������������������������
����������������
�������
�����������������
��������������
������

3���� ��������������� ����� ��� ������������ �����
��

���
�������������������	����������������
��������������-

lassen.

§ 5 

Zweijährige Fachschulen

����1�����������������������������������
���������
������

��� �������
��������������
������������������
����������
�������������������������������������������������
������������������������
������������������

��� ����������
��������������������
��������

��� ����������������
�������������������������
��������
�����
����������������������
�������������������

2������
��������������������
�����������������������
	�����������������������������������������
������

��� �������
�����������������
������������������
����

������������ �����
����������� ��� ������  ���
���-

��
���������������������������������������������
��������������
����������������������������������-

���������������

��� �������
�����������
����� ���� �����
���� ����������
������������ ���� �������������� ������������ ����
��������
������������������������������������-

�������������������� ���� ����� �������� ������
������
����������������������������������������������

��� ����������������������������������������������

3�������������������
�������
���
�����������������
������
��������������
������������������
�����������
�������-

��

�����������
���
���
�������������������
������������
����������
������������������������������������
�������-

�����������������������������
������
��������������

���� 1���� ����
����������������� ����� ��� �������

���
�����������������������������������������������-

migen. 2���������������� �������������������
�����
���
���� ������������� ��� ��������� ��� ��� ������������
��������������������������

����1�������������������������������������������-

��������������� ����

���� ������� ����� ��������� ������
��������������� ������
���� ��� ���� ������� ����
�����
�����������������2������������������������

������
��������������������������������������������������
�������������������
�������������������������������-

������� �������� 3�������������� ���� ��������� �������
������ ���� �
������� ��������������� ����������� ��� ����
�����������
��
�����������������
�����������������������
�������������������������
��
�����������������������
���������������������������������
���������
�������

���� 1���� ��������������� ���������� ����� ���� �

��
����������������������������
������������ �������������-

��������������
������������������������������������-
gangsnoten. 2�������������������������������������������
�����������������������������������
�������������3�������-

�������������� ���

�� ���� ����
��� ����� ����
�����������-

������ ����� ��� �������

��� ���� ���� �����������������-

��
� ��� ���� ��������������� ��� �����
���� ���� �

��� 
������������������ 5�������������������������������-

�������
���������������������������

§ 6 

����������������������������������� 

���������������������������

���� 1���������������������������
�� �������
�����-

������������������������

��� ���������
���������
�����
����

��� �����������
��������������������
�����������
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190 �����������������������������������
����	����������

��� ����� �������
������ ����������� ������������
������
�����������������
�����

��� ����� ����������� ������������ ������
������ ��-

��������������

��� ������������
�����������������
��������������
�������������
���������������� ����
�����������
�������������������������������������
��������-

���������������

��� ���������������������������������������������-
�������������
������

��� ����� �������
������ ����
����� ��� ���� ���
��-
���������������
������

��� ���� ����������
����� �������� ���� ���� �������������
�������

2���� ��������������� ���� ������������� ���� �

��������
�������
���������������������������������
����������
���������������
������������������������������������
����������������������	�����������������������������������
�����������������������

���� ���� �������� ��� ���� ��������
�� ���� ���
�����-

������������
���������������

��� �������
��������� ����
�������������
����
��������-
nen gleichwertigen Bildungsstand,

��� �������������������
���������� �������������	�����
�������������������������

��� ���� ����������
����� �������� ���� ���� �������������
������

����1������������������������������������ �������-

�������������� ����

���� ������� �������������� ������
 ��������������� �������
���� ��� ���� ������� ����
�����
������������������� 2���� ������������� �����
�������
������������������� ������������������������
��
������
����������� �������� ����� ��� ���� ����������������
�����
���������
�������

����1�������� �����������������
�������� �������������
�������������� ��������������������2����������������� ��-
���������������������
���������
���������������������
����������������������������������������������� ���
��������� ����
�����������������������
���������
�����-

������������
������������������	��������������
���������

§ 7 

Probezeit

����1��������������
��
��������������������2Die Pro-

������� ����� ���� ��
������ ������������������������ ���


����������������������
��������������� 3Als wichtiger 

��������
�� ����������������	�������������� 
�����������-
�����������������������������������������������������������

���� 1������������� ��������������������������������-
�������������������������������������������
���������
��������
��������������������������������������������
������������������
�������������
������������2Dies ist in 

��������
�������

��

��� ��������������������������������������������������
�������������������	�������������������������������
��������	������������
����������������������������

��� ������ ��������� �
������� ���� �������� �����������
wahrscheinlich machen. 

3��������������������������	�������
�������
�������-
����������� �¡���� ���� ��������� ���� ��������� ���� ����
���
������������������������������������������

�������
�������������
����������������
��������¢
���������-

renz.

���� 1�������������
�����������������
�����������-

����������������������������������������������������
����
�������
������������������£����������������������������-

legen. 2����������������������������������
����
������
3 ��� ������ ����
�� ���� ����
����� ���� ���� ����
��� �����
�������������� ����� ���� ������ ���� ����
�������� ����
die erzielten Leistungen. ���������������������������������
����
��
���������������
������������������
����������-


�����������������
������������������������������������
������������
���������

��������������������������������������������
��-
��
������¤���������������¥����������������������� ����������
3 erneut Anwendung.

Teil 3

Schulbetrieb

§ 8

Einrichtung von Klassen  

und anderen Unterrichtsgruppen

�����������
� ��������
����������������
��� ���������
¢
��������������������������������������������������������

��� ����������������

�
���¢
���������������������
������

��� ���������

�
���¢
���������������������
���������

��� ����������
�����������

�
���¢
���������������������
��
���

����������
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����	����������

���� 1	���� �������� �������� ������������� ����
������������������� ������������ ���� ����
�� ����� ����-

��������� ���������������������������

��� ����-


������ ���� ���������������� �������������� ����� ����
���
��������
������������������������� ��������������
��������������������������������������
���������������-

������������������ ������
��������� 2Bestehen an einem 

����������������
������������������
������������
�������
���� ��� ��������� ����� �� ����� ��� ���������� �����
��
werden. 3Die Schulleitungen der Schulen entscheiden 

�������������������������
�����������
����������������
���������
��������
����������

������� ����������������
������������������������

§ 9 

Ferien

1���������������������������������������������
-
����������������������������2�������������
����������������

§ 10 

Höchstausbildungsdauer

1���� �����������
����������� �������� ����� ������
������
��������������������
�����
���������������2����
������������������������������
��������������
����

��
���������
���������� �����
���� ��������������������
���
���������
����������������������������������
�����������
����� ���� ������ 	������������� ���� ��������� ���������
������������������������������3���������������
�����-

������ ��
�� ����� ����� �
�� �������������� ����� ����������
��������������
������������
��������������������
������
�����������
��������������������������������

§ 11 

Stundentafeln

����1�����������������������������������
�����������
Anlagen 2 bis 5 zugrunde zu legen. 2Das Staatsminis-

������������������
������������������������������-
��������������������������������
����������� ���������-


�����������
������������������������
��������������������
������������� ���������������� ��� ���� ��������
�� ����
���
���������������� ����� ���������� ������ ����
�������
hinaus, genehmigen. 3������� ������������ ������� ����
���������������������������
���������������������� ���
�����
���� ������������������� ��� ������� ���� ������-
���������������������������
�����

���� ���� ������������ ���� ����
�����������������
����������������������������
�������������������
������-
��������������������
�������������������������
��������-
legt werden. 

������������
����������������
�����������������-

�������� ����
��� ���������� ����� ������ ����������� ���
����� ��
������������������������������������������

�-
������������� ����
��

����������������������� ��
�����
������ ����� �������������������� �������������� ���� ��-
����������������
���
��������������������
���������������
�����������������������������������������������������
Stelle.

���� ��� �������� ���� ���
�������������� ������� ���
����
�����������������������������������������������
��
������������������
�������
���������
����������

���� 1���������� ��������
�������������� ������������
��������
����������� �������������������������������
��-

chern. 2����������
���� ����������� ��������������������
���������������� ����
�� ���� ����������� ���� ����
���-
����������������������������������������������������-

ginn anzuzeigen. 

�¡���������������������������������������������-

����������
���������������������������������¢

��� ��� ������������� ��������
��� ��� �������� ���� ���
-
�������������� �������������� ��� ���������������
��
������
������������
������������������������������-

lich drei,

��� ���������������
���������
������������������������
��������
���������
�����������������
��������������-

�����������������������������£����������
�����-

���������������������������������

§ 12 

Unterrichtszeit, Einrichtung  

und Besuch bestimmter Unterrichtsfächer

����1����������
������������������������������������
������ ���� ��� �������� �����
�� �������� 2Der Besuch 

���������
������ ������������� ��������
������� ��������
��������������������

�������������������������-

chen werden.

��������������������£����������
�������������������
������������
�� �������
����������������������������-

����
���������
�����������������
�����
�¢

���  ������������������¡��������������������������-

sen sind vorzusehen.

��� ��������������������������
��������
�����������-

�������������������������������������������

��� ��� ������
������ ����������� ���� ����������� ��������
��
������ �
�� ���� ����
�������� ���� ����
���� ���-

��������������
�����

���������������
���������������
��

������ ������
���������������� �
����������� ���-
�
������
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192 �����������������������������������
����	����������

��� ����������������������� ��������������6.00 Uhr und 

�����������������
��� �����������22.00 Uhr.

5. ����������������

�������������� �
��������������-

������������������������������������

6. ���
�������� ���� ���
��� ������ ����� ��������-

������� ����������� �������� �
��� ��� 
�������� ����
�������

�����������������������������������������-
�����������������������������������

Teil 4

Leistungen, Zeugnisse

Kapitel 1

Leistungsnachweise

§ 13 

Leistungsnachweise

�������������������������������
����������������-
���������������������������
������������������������-

�����������������������������������������������
������
���
��������������������������������������������

���� 1�������� ���������������
�������� �������������
�������������� �

��������� ���� ����������������� � -

������ ������
���������������� ����� ���
��������� ���
��������������������������������
������ �������������-

�����������������2�����������������

�����������������-

�������������� �����������������
���������������������
������������� ��� ���������� 3��� ���������������� � ������
�����������
�����������������������������������������-

����������������������������������������������������-

�����������������
�����������������������������������
������������������������������

����

����1���������������
���������
��������������������
���� ��������
�� ���� ���
�����������������
��� ����� ���
���
������������������������������������������������-

������������������2�������������������� ���������������-

�������������������������� ��� ��������� ���������������
�������
���������������������������������������������
3��� ���
����� ����� ���� ������������ ������������������
�������� ������� ������ ����� ���
��������� ����� ������-
��������������������������������
������������������������
�������������������

����1�������

�����������������������������������-

������������ ����� ����� ���� ����������
��� ��� �� ����
��������������������������������
�����������
��������
���������� ������������������� ����� ����������
���
����������������������������������
������2������ ��������

�����������
������������������������
����� ���������-

��������������������������

§ 14 

Schulaufgaben, Kurzarbeiten  

und praktische Leistungsnachweise

���� 1���
��������� ���� ������������� ����� ��� ����
��������
���������
��������������������������������-


�� ���� ���
�����������������
��� ����� ����������� ����-

���������������������� �� ������������������ ������
�������������2�����������������������������������������
������ �������
���� ��������������� �������������������
����������������������������������������������������-

����������������

�������������
�����������������������

�����������

�������������������������������������
�����������������������
��������������������������������
-
�������
 ���������������������������������������������
�������������������������������������������������
�������������������������������������������

§ 15 

Facharbeit an der Fachschule  

����������������������� 

1��� ���� ��������
�� ���� ���
���������������� ���� ���

������� ���
����� ����� ����������� ��� ����� �������� ����
�������
����� ��� ������ ��� ���� ���
����� ���� ����
���
������ �
������������������

���������������-

�����������������������2�������

���������������������
�����������������

§ 16

Korrektur und Besprechung

������
������������������������������������������-
���� ��������
���� ��������� ���� ���� ���
�������� ����
���
���������������������������������������������-

chen.

§ 17 

Bewertung der Leistungen

����1���������������
���������
��������������������
������������
���������
�����������������
����������������
�����������������������
����������������� ��������������
�����������������������2����������������������������-

�����������������������������������������������������-

���������������
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193�����������������������������������
����	����������

���� ��
����������� ������
���
���� �������

��� 	���-

���������� ���� ���
�������� ������  ����� ���� ����
���������������������������

��������	���������������
�����������������
���������
��������
��

1. ������������������������
����������������� ��-

�����������������������������������

2. eine Leistung verweigert oder 

3. ������ ��� �� ������������ ����� � ���������� ����
�������������������������������������������

����	��������������������������������� �������-

��������
������������ ���� ����
����� ���� ���� ����
�����
���������
���������������������������������������

�����
��������
����������� ������������

������������������
���������������

���� 1���� ������������������� ����� ������ ������ ����-
 ������ ������������������������������������ �������
��� ���� ������������ �����
������������������������ 
����������� ��������
����� ������ 2���� ����
���������-

������� ������������������
������������

§ 18 

Nachholung von Leistungsnachweisen

���� 1���� ������ ���� ��������� ������������������
�������������������������
���������������������
��������
	����������� 2��������������� ���� �������� ���������-

�����������������������������������
�����������������
�� ���� ������������	���������� ���������������������-

nachweise angesetzt werden.

����1���������	�����������������������������������
-
������������������� ����������������
������������ �������
����������������������������������������������������-

������������������������
����������������������������
-
�������������� ��� �����2���������
������������ �������
�������������� �������������������������������������-
���� ����� ��������������� ����
����� ���� ��� �������
������������������������������������������
���������
��������
�����������������������������
��������� ������

����1������������������� �������������������������-

��
��������
��
������������������2���������������������-

�������� ���� ���� ������������� ����� ���� ����
����� ����
��������
�������������������������������� ������-

�������

���� 1	����� ���� ����
����� ���� ���� ����
��� ��� ����
���������������������� ��� �������������
�������������
�� ��� ��������������
������������������������������-

den. 2��������
�� ����������
��������������
����
������
��������������
�������

§ 19 

Bildung der Jahresfortgangsnoten  

sowie der Noten des Zwischenzeugnisses

����1����������
����������������������������������
������
�
��������� �� ���� �����
���� �������
�����������
�-
��������������������

����� ������������������������-
������������
�����������������������������������������
��������� ������������������������������������������
-
����� ������������� 2���� 	��� ���� �������������������
�
��������������������

����1���������������
���������
��������������������
���� ��������
�� ���� ���
�����������������
��� ���
�� ����
�������
���������������������������������
��������
�������
����
������	���������������� ��������������������������
���� ���� ��� �� ����������� ���
��� �����
�� ��������� 2Die 

	��� ���������������������������
���������������������
����
��������������

��� ���� �������
������ ¡�������� �������� ���� ��� �� ���-

��������������������������� �����������������������
�����
������������
�����������������
����

��� ����	��������������� �� ������������

��� ���� 	���� ���� ���� ��� �������� �������������������
und

��� �����������
�������������
����������������������������-

��������������� ������������
���������������������-
���������������������������
������������
���������
��������
�����

3���������
���������������������������
������������������-

���������������������
����������������������������������
wird. 

��������������
���������	�����������������������-

������
�����������������������������������

Kapitel 2

Vorrücken, Notenausgleich und Wiederholen

§ 20 

Vorrücken, Notenausgleich 

���� 1���� �����
���� ���� ���� ������������� ����� ����
����� �����
����
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194 �����������������������������������
����	����������

��� ������������������������
������������������ �������
���������������
 ����������������

��� ���������������
��������
���������� �������������-

����������������������������

2������������������������
�����������������������-

�������������������������������	�������������������-
�������������������	��������������3������������������
���������������������������������������������������
������	������
�����

���� 1	�������
����� ����� ����
�������� ���� ����-


������������������������������������������������
�-

�������������������������������
�����������������-

������
������

��� �������������������������������������������������
����	�����������������

��� ��������������	�������������������	�����������������
����	�������������������������������

2�������� ���� ����������� ���� ������
������ ����  �����-
�����������
��� ������ ������ ������� ���� ������ ����-

�
�����������������
��������������3���������
�����������
����
����������������
���

��� ���� ���� 	��� �� ���� ������
� ���� 	��� �� ��� ����-

������������������
���������������������������
�����
�����
������

��� ���� ���� ����
����� �������� ���� ����������
� ������
��������������������
������������

��� ���������
�������������������������������������-
����������������������������

��� ���� ���� ���
� ���� ����
�� ����������
���� ������ �����-
chen.

������������������������������������������������-

��
�
����������������������������
�������������

§ 21 

Verbot des Wiederholens

���� ���� �������
��� ���������� �������� �� �������
����������������������������������������
�����������
����������������	���������������������������
��������������
�������������������������������

Kapitel 3

Zeugnisse

§ 22 

Zwischen- und Jahreszeugnisse, Fachschulreife

���� 1����� ���� �����
���� ������������������ ��� 
���-

����������������������������������
��
����������������-

zeugnisse und am letzten Unterrichtstag des Schuljahres 

������������������������

�������������������������-

������� ���������������� ������� ���� ������� ��������
2��������������
��
���������������
����������������������
�������������

������������������������������������

��
�����������������������������������

�������������������
��� �� �������� 3��� ���� ��������
�� ��� ���
����������-

 ������
�� ������� ������ ���������������� ��������

���
���������������������������������
������������������
��������
�������

�������������������������
��������-

gestellt.

���� 1��� �������������� ����� ���� ������������� �����
���� ��������� ���������� 2���� ����� ����
����� ���� ����
����
��� ��� ������ ����� ������ �������������� ���������-

���������� ��������� ���� ���� �������������� �������
-
������� ������ ��� 	������������ ���� ��� ������ ������-

 ������ ���
���������������������

��������	��������
���� ����������������������������
�������������������
������������������3��������������������������������
���������������������������������������������������-

�������������������

���� 1�������������������������������
�������-

����������������¡������������������������������������
entscheidet die Schulleitung. 2���������

�������	������-
�������� ���� ���� ���������� ��� 	�������
����� ���-
�������������������������������� ��
���������
��-

������������

����1������������
��������������
����������������-


����������������������������
����������������������
��
������
���������� ��������������������������������
������
����
����������¢��
������������������������
����������
�����
����������������2������������������������������������

§ 23 

Bescheinigung  

über die Dauer des Schulbesuchs 

���
������ ����
�������� ���� ����
��� �������� ����
Schuljahres die Schule oder werden sie entlassen, so er-

��
����������������������������������������������������
��������
���������������������������������
��������
����
��������������������������������
����������������

Teil 5

Prüfungen, Abschlüsse
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����	����������

Kapitel 1 

Allgemeines

§ 24 

Prüfungsausschuss

���� 1����
������ ���� �������������������� ����� ����
������ ���� ���� ��� 
������� ����
����� ����������� ��� ����
����������� �����������
�����������������������
������
���
�����������������������������������
�� �������
��-
���������������
��� ���� ������ ���� ���� ��� ���� ������� -

����������������������
���������2Das vorsitzende Mitglied 

������������������������������������������� ��������
������������������ �������������������������� ����������
�������������������������������3���������������
�����-

����� ���� ���������������
���� ���� ��������������������
��������
�������������� ������������������������������-

���� �
�� �������� ����
������ ��� ���� ������������������
��������
�����������
����������������������������������
������������������������������

�����������������������
����

��� ����� ���� ��������
����� ���� �����������

�� ���� ����
����������� �������� ���� ���� ����
������� ���� ���-

������������������������������������������������
���������������
�������������
����������������
������
��������������������
�������������

��� ����������������������� ��������������������������
stellen und

��� ��
������ ������������
����������� ������ ������
����
�������������������������������

���� 1���� ������������������ ������������ ���� �����-

cher Mehrheit und in Anwesenheit von mindestens zwei 

Dritteln der Mitglieder. 2Bei Stimmengleichheit entscheidet 

die Stimme des vorsitzenden Mitglieds. 3Stimmenthaltung 

������������
 ������ ������������������������
�����������-

����������������� ��������������� ����� ���� �����
����
�����������������������
����������������������������
�����������������
���������������������

�������-

������������������������������������
�����������������
�������������

���� 1�������������������������������� ����������-

heit von mindestens zwei Mitgliedern. 2��� �������� ��
��
��������������������

���� 1������������������������������� �����������
�����
���������
�������������������
�����������������
�����-

� ���� ���� ������ ����������
������ �� �
�� ������������
����
���������������������������������

����2Dieses hat 

�
��������� ��
����������������

1. Das vorsitzende Mitg
���������������������������-

���������������������������������������
��������
���� ����
���� � ������ ���� ����
������� �����������
����������������������������������
��������������-

����������������������������������������

��� ��� ����� �������������� ���� ��������������������
�������������������������
�������������������������-

�������������� ������

3���������������������������������������������������
�������	���������������������������
��������������������

�������������������
��������������
������������-

��������������������� ��������������������� �������
��������� �������� ����� ���� ����� ��� ���� ��� ���������
������������ �� ��������������������¡����������������-

���
����������� �������������� ������� ���� ����
���-
�������������������
����������������������
�����������

§ 25 

Festsetzung der Jahresfortgangsnoten

����1�������������������
������������������������-

������������������������
������������� ��������������-

�������������������������

�������
��������������������
� �����������2���������������������
�����������������-


�����������������
����������������������
��� 3�����������-

�������������������� �������������
��������
����� ¢����
�����������������

������������
������������������
������������������-

�����
����� �
����� ����� ������������������ ��� ��
¢������������������ ���������������������������� ������-

������������������

§ 26

Niederschrift

1��������
��������������������������������������	��-

����������� ��� ���������� 2���� ��������������������������
���� ���������������� ���������� ���� ������������ ���-
�
������ �����������
�����
��������������������������������-

rer. 3����	�����������������������������������������
����
������������������������������������������������������-
zeichnet. �����	������������������ ���������������� �����-

������ ���� ���� ��� ����������
����� ���� ����������
���
������������
����� ��������������������
����������
������
���������������

�����������������������������������-

�������������
����	����������
���
���������������������
������������������� 
���

§ 27

Hilfsmittel
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����	����������

�������������������������
���������
�������
����-
������������
����������������
������������������������
��

§ 28

Unterschleif

����1����������������������
�����������������
�����-

��
���������
�����������������������������������������
� �������
�������������������������������	���������������
2Als Versuch gilt auch die Bereithaltung nichtzugelasse-

������
�������
� ������������ ������������� 3������ �����
���������� ������� ����� ���� ����
������ ��� ��������
Vorteil unternommen werden.

����1��������������

��������������������
����������-

��������������
������2���������������������������������-
���������
���������������������������

��������������������������������������������������

§ 29 

Verhinderung der Teilnahme

���� 1������������������
����� ���� ��������
��� �����
�������������������	����������
����������������������
������������������������������������������2Dies gilt auch 

���������

�������������

���������
���������������������
�������������������������
������������������������-

���� ���� ���� ������������  ���������������� ����� ���
�������������������������������������������
���������-

���������
���������

����1���������������
�����������
����������������-


�������������������
����������������
��������������-
���������������������
��������������
������������������
���
��������������

���������������������
��������������
nachzuweisen. 2��������������
���������������

§ 30 

Nachholung der Abschlussprüfung

1����
����������������
�������������������
������-

����� ��� �

��� ���� �����
���� �������� ���
��� ������ ���
������ ������ ��� ������������� �������� ������ ���
�������
������� ������� ���� �����
����������� ���� ���� ������
����
������ �����������
�� ���� ������������ ���� ����
-
����������������������
����2��������
�����������������
�������������������������������

�����

�������������
������
�������������� 
�������������	����������������������-


���������������������������������
��������3������������
������������������������������������������
��������

������������������
���������
��������

§ 31 

Zusätzliche Regelungen  

für Schüler staatlich genehmigter Ersatzschulen 

���� ���� �����
����������� ��� ����
�������� ����
����
���� ��� �����
���� ������������ ����������
��� ���� ���
��������������������
��������������������������
����-

��������������������������������������������������-


����� ���� ���������� ��������
�� ���� ���� ����������
�����
�������������������������������
�������

���� 1��� ���� ������������������ �

� ���� ������ ���-

������������������������� ��������������
�� �����������-
���� ��
���� ��������� ���� ������������������� ���� ��-

�������� ����
��� ���� ���������� ��������� ���� ������
������

�����������������������
��������
��������������
ist. 2���������������

�����������
����������������
���
���� ����������
�� ��������� ����� ���� ���� ��������� ����
����������������� ���� ���� ���� ����
������ ����������
����� ���������� ���� ������������ ����
����� ���� ���-

����������������������������

Kapitel 2

Zweijährige Fachschulen

Abschnitt 1

Abschlussprüfung für Schüler  

öffentlicher und staatlich anerkannter Fachschulen

§ 32 

Schriftliche und praktische Prüfung

���� 1������� ���� �����������
�� ���� ��
���� �� ������
���
�������������������������������������������
���������
�����������

������������������
���������������������-

������� ������������������������������ ��������������-

����
���
�����������������������������������2Aus den in 

���������������
�� �������
� �����

��������������������
���
�� ���� ����

������� ��� ������� ���� ����
������� �����
������������������
�������������������������������������
�������������������
����������������
������������
����
��������� 3���� ���� ����
����������������� ������ �� ���
���������������������������������
�������������������-

��������������

���������
����������

����������������-
nehmen mit diesem. 

���� 1������� ���� �����������
�� ������
���� �� ���
-
������������� ���� 
���� ���� ����

������� ���� ����� ����
�����������
������� ����� �����
����� �������
���������-

����������������������
��������������������������2Aus 

������������������
�����������
����������������
������
�����������������
�����
������������������������������
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197�����������������������������������
����	����������

���������
����������� �������������� ����
��
��������
������������
�������������� �������������������������
aus. 

���� 1���� ����������������� ���� ���� �����
������-

����� ���

�� ���� ������������������� ���� ����� ����������
��������������������������������2���������������������
���������������
������������������� ��������
������������
������������������������������������ 3�����������������
���� ��� ��������� ���������� ���� ��������� ����������
�������������

�����������
�����������
���������������
������������

�����������
��������������������������
��������������-
dert werden. 

§ 33

Mündliche Prüfung

���� 1����
�������� ���� ����
��� ������� ����� ����
�������
�������������� ���� ��� ����������������
���� ����
��������������������������������������������
������
�������������������������

����������
��������������
unterziehen

��� ��� �������������� �������
�������������������� �����
���� 	���� ���� �������
������ �������� ���� ���� ���-

������������ �� ������ ����� ���� ����� 	����������
�������������� ���� ���������������� ���� ��������-

������������ ���� ���
�������� 	��� �
�� ���������
�������������� ���

��� ��� ����� ��������� ��������������� ���� 
�������
����
��������������������������������������������-
�������������������������������������

2���� ���� ������������������ ����������
����� ���������
���� ���������� �������������� � ����� ���������������
������ 

������������� �������������
��������������������
-

��������
���������������

��������
����������������
���������������������
�-
�����������������������������������������������������
��� �����������

�������������������������������������
�������
������������������������
� ���������������-

�������������������	�������������������������������
	���� ���� �������
������ �������� ������ ���
 ��� �����������
����������������������������������������������������
���������������������������������
������������������

����1�������������������������

�������������������-

���������������������
���������������
��������������
vorliegen. 2������ ������ ����� ���������
����������� ������
����������
������
����������������������������
�-
��������������������������

��������������
����������������
����������
�����
��� ���� ���
������ �������� ����������� ���� ������������

�����������������������������
������� ���������������
��-

�������������������������
�����������������������-

�������

���� 1���� ���
����� �������� ���� ����� �����
���������
2�������������������������������������������������������
�������3������������������

���������������������������-

tragen.

§ 34 

Bewertung der Prüfungsleistungen

����1�����������
�����������������������������������
��
������������
�����������������������������������������
���� ���� ���������������
���� ���� ��������������������
��������2������������������������������������������
	���������������������
��������������������������
���������������������������������������������������
3����������������������������������������������������
������������������������

�����������������������������
���������������������-

��������������������������������� �����������������

§ 35 

Festsetzung des Prüfungsergebnisses

����1	���������
�����������
����������������������
���� ������������������ ���� ���������� ������ 2��� � -

�������������������������������
�����������������������
���� ��������� ���� ���� ������������������ ���� ����
������������������
���3����������
������������������-

���� �
������	��������������
����������������������������
	��� ���� ���
������ �������� ��������� ����� ���������-
�����������������������������������
������������ 5Bei 

�����������������������������������������
����� ������
���� �������
������ ���� ���� ������������ �������� ���� ���-

�������������������
��������������������������	�������
���
���������������������������������������� ���������
���������� �����������������������������6���� �������
���� ������ ����������� ���������
����������� ������� ��
��
�����������������������
������������

����1�������������������������������������������-

��������������� ����� ���� ��������� ���� �����
������-

������2���������
����������������������������������������
���������������������
���������������������������
���-

����������������
������������������
����������������
��������������������������������������������������
�������� ����������� ������ ���� ��������� �� �����
��
wurde. 3����������� �������������������������������
-
������������
�����������������������������������������
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����	����������

§ 36 

Abschlusszeugnis

����1���������
����������������
��

1. ������������������������������
�����������
 ������
���������������������������
�����������
�����������
������������������������������

2. ���� ������������������� ���� ������� ���� ��� ������
�������������
 �����������
�����������

3. ����������������������

��� �����������

������������	���������������������-

���
����������

5. ����������������������
���������������	�����������
���������������������������������
�����������-

mens und 

6. ������ ��� ���� �����������
�� ���� �
���
������� ����
�������
���������������������������������������

2������ ��������������������� ����� �� ������� �� ���� ��
����������������������������������������������	�����������
���

�������������������������������������	������3In den 

��

��������������������������������������������������
�����������������������������������������������������-

��
����������������������������������������������
�������� ������ 	���� ��� ���� �������������� ���� �������
Schuljahres ausgewiesen werden. ����������
�������-

��������������������������������������������������
������� ������������� 5	����� ���� �����
�����������
����
���� ���� �����������
������������ ���� �����������
-
���������������������������������������������������-

��������������������
�������6���������������������
��� ������������������ ���������������� ������� ���-
�����������������������������������
���������������
	��������������������������������������������
����-

tionsrahmens enthalten.

���� 1���� ������������������ ����� ���� ���� ������
����	�����������������������	����������������������
����������������������������������������������������
��
���������������
��������������������	���������������-

zimalstellen errechnet. 2�
�� ������������������ ����
-
���������������
���������������������������
�����������
	���

1. ����������  ����������������������������� 
����1,50,

2. �����  � ����������������������������� 
von 1,5������2,50,

3. ��������������� ����������������������������� 
von 2,5������3,50,

��� �������������� ����������������������������� 
���������������

���� �����������
������������ ���� �����������
���-

���� ���� ����� ���� �����
����������� ���� ���
�� ��-

�������� ������ ����
���� ���� �������������� ���� ����
����������� ��� 
�����������
 �������������������������
�����
����������� ����� ���������� ����� ���� ���
�
���
���
������ ��� ���������
����������� ���� ��������������
�����
�� �� ���������
���������������������� �������� ��
�����������������������
��������
������������������
nicht. 

������������������
�����������������������������-

����������������������
����������������������������

����������

���������������
������������������������
�������������������������������������

§ 37 

Nachprüfung

����1�������������������
�����������������
������-

������������������������������������������
����������
����� �����������
������������ ���� �����������
�������
���� ���������
����������� ������ ���������� ������ ����
��������� �����
������ ��������������� �
�� 	��������
�-

������� ����	��������
��� ������ ���� �����
��� ������� ��-

������������������
���������������������

��������������
	����������� ������������� 2���� 	����������� ����� ��-

��
������ ���� ��� ���������� ����� ��������  ����
�� �����
���
�������������������
���������
��������������������-
��������������������������������
����������������������
�����������������������������

���� 1����	����������� �������� ���� ����������� ������
���
��������������������
�����2���������
�������������
�������������������3�����������	����������������
����	����
��
�����
��������������

���� 1���� ���� ������������� ���� 	����������� ��
����
����������������������¡���������������2�����������������
	������������������ ���� ������ ����������� ���� �������-

������ �����
����������� ����� ���

�� ���� �����������-

schuss. 

���� 1���� 	����������� ���� ������ ���������
������-

����� ������������������� �������������������	������-

�������������
�������������������
���������
���������2In 

���������
����������� ������� ���� 	���� ���� 	������-

��������������������������������	������������¡��������
����� �� ������������ 3���������
����������� ���� ����
���������������������¢����������������������������
���¡����������������������

���� ���� 	������������� ���� 	����������� ����
�� ����
�����������
��������� ���� ���� �����������
������� ���e 

��������������������������
�
������
�������
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Abschnitt 2

Abschlussprüfung für andere Bewerber

§ 38 

Allgemeines

1�����������������������������������������������-


�����������������������������������������
��������-

���
������ ������������
���������������������
���������
�������������� ������������� ���������
������ ���� ���
����������������
�� ������������������ ��������������
�  ���
������ ���� �����
���� ������������ ��������
�� ��-

gelassen werden. 2�
��������������������������������
��������� ���
�� ����������� �����������
������ �����������
���������������������
������ ������������������

������-


�������������
����������  ���
���������������
��������-
����������������
�������������������������������������
Bayern war. 3��������
�� ���������������������������� �
��������������
�������� ���������������������������
������� ���������������������
����������������������������
���� 
���������������������������������

§ 39 

Prüfungsgegenstände

���� ��� ��������
����  ��� ���� ��
���� �� ������ ���
-
������ ���������������������������������������������-
���� 
��������� ����
������������������������

��� �����
��������� �
������������������������� ����
���-

�������������������
����������������
��������  ���
�-
��������������
������������������������
����

��� ������������� �
������� ������ ���������������������-
 �������������������������� ���������	���������
����
�����������������������������������������������

���� 1�����������
����  ���������
���������
������ �-

������������������������������������������������  
-
����������� �
�������� ����
������������������������

��� ��������� �������������� ���������������� �
������
��
���� �� ���������� ��� ���� ������� �����
����
�������� ��� �����
�� ������������ �� ����� �����
�����
����������������
������������ �������������
����
����������������
���������������������������
�����
��������

��� ����

��������� ��������������
������ �������������-

��������������� �
�������� ����������	���������
����
�����������������������������������������������

2�����������������
������ �����������
�����������������
������������
����������������� ��������
�������������
��-

 ����������
�������������������������

����1������� ������������������������ �
������� ��-

����������������	�����������������������	����������������
���������������������������� �����������������
����������
������� ��������� �����2�������������������������������
������� �� � ����� �
������������� ��� ������� ���� �������
����
��������� �������������������� �
��������� ���������
���
��������	����
���������
���������

������������
��������� �����������������������������
��� �������������������������������	��������������������
����
������������
�����������������������������������
vorgezogen wird. 

����1��������
�� ���������������������������������
���������������������������������������
����������-

������� ������������ �
���������������������
������������
���������
���������������� ��������������������������
�� ������������������������ ����������������������	-

�����������������������������������������
�����������
������������������2Voraussetzung ist, dass 

��� ���� ��������� �� ���� �����
������ ������
���

��  ���
����������������
������������������
�������

��� ���� ����������� ���������� ��� ���� �������� ������
���������
������ ���� ����������������������������
������������������
�������
�������������������

��� ���� ����������������� ������ ����� �
�� ���� ����� ��
����������������
������ ������������

����������

3����������
����� ��������
���������������

��������� ����-

�������
����������������������������������
���������� ���
�������������������	�����������������������	�����

���� 1��� �����
���� ������������ ������������� ����-

����
������������������
���� ���������� ���������������-

����������������������������
���������������������������
vorgezogen werden. 2���������
���������������

§ 40 

Zulassung

����1������������������������������������ �������
��
����������������������������������������������������
������������
����������������������������������� ������-

gelegt werden soll. 2����� ���� ��
������������ ����� �
����
entschieden. 

������������������������� ������

��� ����������
�� ������������������������
������������
�������������������
�����
�����
�������
���������

��� ����	������������������������� ���¡������
����� ���
���
���������������� ��
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��� ��������
������������������������

���������������
��
��������������������������������������������-

�����������������
����� ����
�������������������
���������������������
����������������

��� ��������
�����������������������������������������-

��������� ���� ���� ��������� ��� ���� �����
���� ��-

���������������������

��� �����������

�� ����� ���
������� ��
���� ����������-

����������������������������������������
��

���� 1������
������� ����� �������������������������
����������������������������������
������������������-
������������������������������������������
���������
���
�������������� ��������������
����� 2������
������� ����
������������������������������������������������������
	�������������� ������	���������������������������������
 ����
���������������������
��������
������������
hat.

������������
������������������������������������
���������������������������������
��������������
����-

��������������������
�����������������������������-

���������������
���������������
������������

���� ���� �������������� ���� ��������� ������ �����
 ������������������������������
�����������������������
����������������
���������
�������������
�������������-

weisen. 

§ 41 

Festsetzung des Prüfungsergebnisses

���� 1���� ������������ �������� ����� ������
���
����
�������� �������������������������������������� 2Bei der 

��
������������������������
������	��������������
������
����������������������	�����������
�����������������-

������3�����������������
�������������������� ��������	���
�����������
������������������������������������� ������
��������������
����������������

���� �������������� ���� ���������� ��
���� ����  �-

���
�������������������������������������
�������� �-

����������������������������������

����1����������������������������������������������
��������������������������������������������
���������-

������
������������
�����2��������������������������������
��������� ��
�� ���� �������� �
�� ������ ����������� ��� ����
�����������������������
�������������������������������-

���������������������������������������������

����������������
�������������������������������-

��������� ���� ����  ����
���������� ���������� �������
���
������� ����� ���� ��� ���� �������� ��������� ���
�����
��������������� ��� ���� �������� �����
�� ����������� ����
	����������������������
���������

Kapitel 3 

�����������������������������������

Abschnitt 1

Abschlussprüfung  

für Schüler öffentlicher und staatlich  

anerkannter Fachschulen 

§ 42 

Schriftliche Prüfung

1���� �������
����� �������� ���������� ����� ���� ���� ��-

����������������������������������

��� ���������� ���
�������� ���� �����
����� ����-
����������������������������

��� ��������������������������������������������������-

ten.

2����  �������� ���

�� ���� ��� ������������������ �����-
�����������
������������������

§ 43 

Praktische Prüfung

���� 1���� ���������� �������� ���� ����
����� ��� �����
������� ���� ���
����������¡����� ����������������� �¢��
����������������� 2£���������������������������������
�������������������������������� ����������������
�������������������������������

���������� 3��������
�-

����������������
��������������������
������ ������
������
�����

��������������������������������������������-

������

����1���� �����������

�������������������������2Sie 

��������������������������������������������������-

���������������������
���3�����������������������������
�������
���� �������� ��� ���� ����
�������� ���� ����
���
���� ���� ������� ���� ����������� �������� 
������ ���-

���������������������£������������������������������
�������������������

����������������������������������
�������� ����� ���� ����������� ����
���� ���� �����������
�����������������
�������������������� �������������-

wesend. 

§ 44 

Mündliche Prüfung

���� ���� ����
����� �������� ���������� ����� ���� ����
���������������������������������������������������-
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201�����������������������������������
����	����������

���
����������������������

��������
����������������
����������������� ������ �-

������������� ���� ���� ������������ ����
���� ���� ���-

 ���������������� ���� ��� ������ ��� ����  �����
������
��������������������� �����

�����������
��������� ����
unterziehen

1. ��� ��������������� ����� �
��������� ���������� �����
����	������������� �
��������� ������������������-

 ������������������� �������������������������� -
 ������� ���� ��� ���������������� ���� ���
��������
	����
������������� �����������������

2. ��� ������ ��������� �

��������� ����  ����������-
������������ �������� 
�����������
�����������������
������������������������� ���������������������-

��������������������������������������������������
�������������������
��������� ���������

��������
����������������
����������������������-


��������� ����������������������������������������-

���� ���������� ���� ��

�� ���� ��������������� ��� ������
������ ���� ����� ���� �����
� ���� ��� ����������������
����������	�������������� ����������������	��������
����� �
��������� �������������
����������������������������
����� ���� ��� �������������� �������� ��� ����� ���� ���-
������������������������������
����������� ������

����1������� �����������������

�� ����������������-

���������� ����������
�����������������
��������� ����
vorliegen. 2������ ������������������
�����������������-
�����������������������
��������� ����������������
 

��������������
����������������
����������
������
�����������
��������� ���������������������������-

������������������������������������������������������
�����
������������������
����������������������������
������
��� ��������������������

���� 1���� ����
�������� ���� ����
��� ������� �����
��
������������������������������������
������������� ���
2������� �����

��������
�������������
�����������������
�����������������������������������������
����������-
nuten dauern.

§ 45 

Bewertung der Prüfungsleistungen

���� 1���� ����� �
������ ��� ������ ������ ������� ��-

���
�� ��� ����� ����
������� ���� ��� ����������������
���������������������������������
����������� �������-

�������������������2�������������������������������-

���� ����� ���� 	��� ��� ������������ ����
���� ���� ���
����������������������������� �����������������������-

 ��� ������������3Die Bewertungen sind zu unterzeichnen, 

�����������������������������������

������������������������������
��������������������-
��������� ��������������������������������������

§ 46 

Festsetzung des Prüfungsergebnisses

����1	��������
������������
��������� ������������
���� ��� �������������� ���� �����������  ����� 2��� ��-

������������������������������
������ ����������������
���� ���������� ���� ���� ������ ����������� ���� ����
��� ���������������
���3����������
������������ ��������
���
������	������������ �
��������� �������� ���������	���
���� ����
������ ��� ���� ��� ����� ����� ������ �������-

��������������� ��������������
������������5Bei einem 

������������� ��� ���� ����� ��� ���� ����
� ��� �������� ����
����� �
�������������� ��������������� ����������� ����-

�������������
����������������������������  �������
������� �������������������������������������������
������
����������������
�����������������
�����������
gerecht wird. 6��������������������������������������-

���
������ ���� ������� ��
�� ���� ������ ����������� �
��
����������

����1� �����������������������������������������-

 �������������� ����� ���� ��������� ���� ����
������-

 �����2��������
������ ������������������������������

��� ����������������������� �
��������������������������
����
������ ������������
�������������������
��
��

��� ���������������������������
�������������
��������
�����������
����

��� ����������������������� ������������������������

��� ���������������������� �����������������������

erzielt wurde. 3������ �������������������� ������������
-
������������
������������������������������������������

§ 47 

Abschlusszeugnis

����1��������
����������������
�

��� ������������������������������
�����������
��������
����� ���� ������� ���� ����
������ ���� ���������
�����������������������

��� ���� ������ ������������ ���� �������� ���� ��� ������
 ������������
������������
������������

��� ������� ������������������

��� ���������������������
���������������	�������� ��

KWMBl. Nr. 8/2017 197



202 �����������������������������������
����	����������

���������������������������������
�����������-

mens. 

2���������
����������� ������ � ������� ��������-
� �������������������������������������3	������� �
�����
���������������
�������������������
��� ��������
���� �����������
��� ��� ����� �������� ����� ���� ����-
�������������������������������� �����
������� �Die 

��������  ���� �� �  � ������ ��������� � ��������-

�������� ������� ������������ ���� �����������

�� ����
��������� ���� �����
������ ��� ������ 	���������� ����
�����������������������������
����������� �������-
halten.

���� 1���� ������������ ����� ����� ���� ���� ��  ��
����	�����������������������	�������������������������
������������������������������������
�����������������
�
���� ��������������� 	���� ���� ����� ���� �
���

��� ��-
rechnet. 2�
�������������� ���������
���������������
-
��� �����������������������
��� �������	���

1. ����������  � ��������������������� ����� 
����1,50,

2. �����  � � ��������������������� ����� 
von 1,5������2,50,

3. ��������������� � ��������������������� ����� 
von 2,5������3,50,

��� �������������� � ��������������������� ����� 
von 3,5���������0.

���� �����������
��� �������� ���� �����������
���-

 ���� ���� ����� ���� �����
����������� ���� ���
�� ��-

�������� ������� ����
���� ���� ��������������� ���� ����
����������� � � 
�����������
��������������������������
�����
������������ ����� �� ������� ����� ���� ���
�
���
���
��� �� ��� ���������
����������� ���� ��������������
�����
��� �� ���������
������������� �������� �������� ��
��������������������� �
��������
������������������
nicht. 

���� ����� ���������
����������� ���� ����� ���� ���-

����������� �� �������� �� �����
����� ���� �����������-

schuss. 

����������

�� ������������
������������������������
�������������������������������  ����

Abschnitt 2

Abschlussprüfung für andere Bewerber

§ 48

Allgemeines

1�������������������������������������������������
��������
�����������
�������������������
�������������
��������
������������������������������������������-

���
������������������������������
�����������������
�������������  ����������
���������������
������������-

���� ��������
�� ���� ���
���������������� ����
������
werden. 2�
�����������������������������������������
���
������������������ �����
����������� ���������������-

���
�������������������������

������
�������������
���
������������
���������������
������������������������
��
���� ���
���������������� ��� ������� ����� 3���� ����
���-
��������������������������������������������
��������-

���������������� ��������� �� ���� �������� �����������
��������������������
������������������ ������ �����
-
�������������������������  �������

§ 49 

Prüfungsgegenstände

������������������������������������������
���-

�����������
����������������������¡

��� �����
�����������
����������������������� ���
������
��������
����������������������
����������������-


�������������
���������������
��������������������-

schulen,

��� ���������������
�������������������������������������-

�����¡���������������������¢������������������

��� ��������������������������������������������������¡�
���������������������¢����������

����1�������������������������

��������������������
�������	���������������
���������������������������������
2���� �����
������������������������ ������� ������ ��-

���� ���� �

�� �����������
��� �������� ���� �����������
-
nehmer gleich sein. 

§ 50 

Zulassung

����1��������������������������������������������
��
�����������������������������������������������
�����
���������������������������������������
������������

��
2�����������
�������������������
�����������������

���� 1����
��������������������������������������
������������������������������������� ��������������-

 �����������������
���������
�����������������������¢�
�����������

�����������������������������������������
	����� ����������������������������������
���������
��-
�������������� ��� ������� �������� ������� 2Dem Antrag 

���������������¡�
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����	����������

��� ����	��������� ����� �� ������� ������� �� ����������
�
����������
���������������� �����

��� �������
���������������������� �

���������������
��
�������������������������������������������-

������������������������
������ ��������������
�����-

�������������������������

���� 1������
������� ����� �������������������������
����������������������������������
������������� ����-
����������������������������
�������������������������
	�������������������������
�����2������
�����������������-
sagen, wenn 

��� ���� ����������� ���� ���� ��������� ���� 	���������
�������������������	��������������������

��� ���� ����������� ���� ���� ��������� ����� ���� ��-

���
������ ���������������
������ 
��������-

gen hat oder

��� ���������� ��
������� ���� ���� ����������� ���� ����
��������� �
�� �����������  ��� ����� ���������� ��� ����
���
���������������������������
�������

������������
�� ���������������������������������
�����������������������������������
�����������������
�������
��������������������������������������������-


���������������
�������������

���� ���� �������������� ���� ��������� ������ �����
��������������� ���������� ����
�����������������������
��� ������������
���������
�������������
�������������-

weisen. 

§ 51 

Festsetzung des Prüfungsergebnisses

���� ���� ������������ �������� ����� ������
���
����
������������������ ���������������������������

���� �������������� ���� ���������� ��
���� ���� ��-

���
������ �������������������������������
������ ���-

����������������������������������

����1����������������������������������������������
��� ������������������ ���� ����������������
���������-

 �����
������������
�����2��������������������������������
���������� ��
�� ���� ��� ���� �
�� ������ ����������� ��� ����
���������������������� 
�������������������������������-

���������������������������������������������

Kapitel 4

��������������������������������������� 

Abschnitt 1

Abschlussprüfung  

für Schüler öffentlicher und staatlich  

anerkannter Fachschulen 

§ 52 

Prüfungsverfahren

1�������������
������ ��������������
�������������-

����
 ����
�������������������������������� 
������������
�������� ��������� ����� 2���� �����
������ ���� �������
���������
����������������
���������������
�� ������
-
������������������
������

§ 53 

Schriftliche Prüfung

���� ����� �
����� ��� ���� ���� ����
����� ��� ����� 
�������������
������������������
���������� �����
�����������������������������  �����������������������
Minuten. 

§ 54

Praktische Prüfung

���� ����������������
������ ���� ���� ����
����� ���
������������ �������
����������������������������������
���������������������

§ 55 

Mündliche Prüfung

���� ����
����� ��� ���� ���� ����
����� ��� ����� 
�������� ���� �������
����� ���� ������������� 
��� ���������������������

Abschnitt 2

Abschlussprüfung für andere Bewerber

§ 56 

Allgemeines

1�������������� ���� ���������� ���� ������� ����-

����
��  ��� ���
�����������������
 �� ���������� ����
��� ���� ���������� ��������
��  ��� ���
����������������
���� ��������
��  ��� ���
�����������������
 �� ���� ��-
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����	����������

���
�������������������
���������������������
���������
�������������� ������������� ���������
����������� ���
������ ���������
������������������������������������
������
���������������
������������������������
������-

lassen werden. 2�
����������������������������������-

����������
�����������������������
���������������������
�����������������
�������������������������

�����
�����
�������
���������������
���������������
������������-

���� ��� ����� ��������
�� ���� ���
���������������� ����
��������
�� �������
�����������������
��� ���������������
3�������
��������������������������������� ���������
�����
������������������������������������������������
einsetzen. ���� ��
���� ���� ��� ��� ���� ���� ������ �����
-
����������������������������������

§ 57 

Prüfungsgegenstände

������������������������������������������
���-

�����������
�����������������������

��� �����
�����������
���������������������������
������
��������
���������������������
���������������-


�������������
���������������
��������������������-

schulen,

��� ���������������
�������������������������������������-

��������������������������������������

����1�������������������������	������������ �����-

��������������� �����

��� 2���������������������� �����
�������
��������������������������	�������������������-
���������������������������������������� 3��� 
����������
����������������������

§ 58 

Zulassung

����1��������������������������������������������
��
����������������������������������������������
�����
���������������������������������������
������������

��
2�����������
�������������������
�����������������

���� 1����
��������������������������������������
��������������

��� ���� ���� ��������������� ���� ���� ��������� ��� ����
��������
�� ���� ���
�����������������
��� ����� �� ��
�����������

�������

��� �������������������������������������
��������������
���
�����������������
����������������

2����������������������������

1. ����	���������������������������������������������-
��
�����������
�������������������

2. ��������
������������������������

���������������
��
��������������������������������������������-

������������������������
���������������������
�����-

������������
�����������������

3. ��������
������������������ ����������������������-

��������� ���� ���� ��������� ��� ���� �����
���� ��-

������ ����������������
��������������������������
�����������������������

��� �������
�����������������������������������������������
�������
�����������������
�������������
����������-

�
�������������������

3������	���������������	�������������
����������������-

���������������������������������������������������-

����
�����������
�������������������
������������

����1������
�������������� �������������

1. ���� ����������� ���� ���� ��������� ���� 	���������
������������������	��������������������������

2. ���� ����������� ���� ���� ��������� ����� ���� ��-

���
����������������������
��������
��������-

gen hat oder

3. ����������  �
������� ���� ���� ����������� ���� ����
��������� �
�� ����������� ���� ����� ���������� ��� ����
���
�����������������
��������������
�������

2�������������
��������������������������������������
�������������

§ 59 

Festsetzung des Prüfungsergebnisses

�������
����������������

Teil 6

Fachschulbeirat

§ 60 

Fachschulbeirat

1�������
������� ��������� ���������������
��������
Beirat einrichten und in diesen geeignete Vertreter aus 

¡������������������

���������������� 2Der Beirat hat die 

��������� ���� ����������� ���� ���
�� ���¡���������� ����
���������
�������������

����
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Teil 7

Schlussvorschriften

§ 61 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

������������������������������������������������������

����������
�������� ����
���������������������������

1. ���� ��������
������� ������ ��� ���������������
1985�����
�����555, 662��������2236-6-1�����������
��
�������������������������������������
��2016 

����
�����193�������������������������

2. ���� ��������
������� ���
���������������� 
�������
��� ��� ��� �
�� 1985� ����
�� ��� 271,  

������2236-6-1�������������
�����������������������-
������� ������ �
��2016� ����
�����193�� ���������
worden ist.

�������������������������

Bayerisches Staatsministerium 

für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

���������������������
�������������������

Bayerisches Staatsministerium  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig S p a e n l e 
Staatsminister 
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Auf Grund des Art. 26 Abs. 1 des Bayerischen Ge-
setzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 
(BayEUG) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
31. Mai 2000 (GVBl. S. 414, 632, BayRS 2230-1-1-K), das 
zuletzt durch Gesetz vom 24. Mai 2017 (GVBl. S. 106) 
geändert worden ist, verordnet das Bayerische Staats-
ministerium für Bildung und Kultus, Wissenschaft und 
Kunst:

§ 1

Die Schulerrichtungsverordnung (SchErrichtV) vom 
14. März 2008 (GVBl. S. 96, BayRS 2230-1-1-5-K), die zu-
letzt durch Verordnung vom 13. Juni 2016 (GVBl. S. 112)  
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 3 werden die Abs. 2 bis 4 durch folgenden Abs. 2 
ersetzt:

„(2) Es treten außer Kraft

1. mit Ablauf des 31. Juli 2018 Anlage 3 Teil 3 
Nr. 5.1, 6.1, 7.1, Anlage 6 Nr. 4.4, Anlage 7 
Nr. 2.6,

2. mit Ablauf des 31. Juli 2022 Anlage 3 Teil 3 
Nr. 7.2.“

2. Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach Nr. 1.2 wird folgende Nr. 1.3 eingefügt:

„Lfd. Nr. Bezeichnung der Schule

1.3 Staatliche Realschule Au in der Haller-
tau“.

b) Die bisherigen Nrn. 1.3 bis 1.65 werden die 
Nrn. 1.4 bis 1.66.

c) In Nr. 2.15 werden die Wörter „für Knaben“ ge-
strichen.

d) Nach Nr. 3.21 wird folgende Nr. 3.22 eingefügt:

„Lfd. Nr. Bezeichnung der Schule

3.22 Staatliche Realschule Waldmünchen“.

e) Die bisherigen Nrn. 3.22 bis 3.24 werden die 
Nrn. 3.23 bis 3.25.

f) In Nr. 7.11 werden die Wörter „für Knaben“ ge-
strichen.

3. Anlage 2 wird wie folgt geändert:

a) Nach Nr. 1.44 wird folgende Nr. 1.45 eingefügt:

„Lfd. Nr. Bezeichnung und ggf. Name der Schule 

1.45 Gymnasium Ismaning“.

b) Die bisherigen Nrn. 1.45 bis 1.112 werden die 
Nrn. 1.46 bis 1.113.

4. Anlage 3 wird wie folgt geändert:

a) Teil 1 wird wie folgt geändert:

aa) In den Nrn. 5.1, 5.2 und 5.3 wird in Spalte 3 
jeweils nach dem Wort „Ansbach“ das Wort 
„-Triesdorf“ eingefügt.

bb) In Nr. 7.11 Spalte 3 werden die Wörter 
„Staatliche Berufsschule Kaufbeuren“ einge-
fügt.

b) In Teil 2 wird der Nr. 1 folgende Nr. 1.8 angefügt:

„Lfd. Nr. Bezeichnung der Schule 

1.8 Staatliche Berufsfachschule für Kran-
�������������� ��� ��������� ���� ���-
wig-Maximilians-Universität München 
(Klinikum der Universität München)“.

5. Anlage 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 4.12 Spalte 3 werden die Wörter „Markt-
redwitz-Wunsiedel“ durch die Wörter „für Pro-
duktdesign und Prüftechnik Selb“ ersetzt.

b) In Nr. 5.1 Spalte 3 wird nach dem Wort „Ans-
bach“ das Wort „-Triesdorf“ eingefügt.

6. In Anlage 6 Nr. 5.6 Spalte 2 wird vor dem Wort „Fach-
oberschule“ das Wort „Staatliche“ eingefügt.

2230-1-1-5-K

Verordnung  

zur Änderung der  

Schulerrichtungsverordnung 

vom 14. Juni 2017
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7. In Anlage 7 werden im Satz nach Nr. 7.10 nach dem 
Wort „Nürnberg“ die Wörter „und der Staatlichen Be-
rufsoberschule Landshut“ eingefügt.

8. Anlage 8 wird wie folgt gefasst:

„Anlage 8

Staatliche Fachakademien

Lfd. Nr. Bezeichnung der Schule Anmerkung

1. Regierungsbezirk Oberbayern

1.1 Staatliche Fachakademie für Sozialpäd-
agogik Freising

Organisatorisch verbunden mit der Staatlichen Berufs-
schule Freising und der Staatlichen Berufsfachschule für 
��������������������

1.2 Staatliche Fachakademie für Ernährung 
und Versorgungsmanagement Mies-
bach

����������������������������������
�����	���������

1.3 Staatliche Fachakademie für Sozialpäd-
agogik Miesbach

����������������������������������
�����	����������

1.4 Staatliche Fachakademie für Sozialpäd-
agogik Neuburg a.d.Donau

����������������������������������
�����	����������

a.d.Donau

1.5 Staatliche Fachakademie für Sozialpäd-
agogik Starnberg

Organisatorisch verbunden mit der Staatlichen Berufs-
schule Starnberg und der Staatlichen Berufsfachschule 
�������������������������

1.6 Staatliche Fachakademie für Sozialpäd-
agogik Traunstein

����� ���� ����������� ���������� ����
�����	�� �����-
stein

2. Regierungsbezirk Oberpfalz

2.1

2.2

Staatliche Fachakademie für Sozialpäd-
agogik Regensburg

Staatliche Fachakademie für Überset-
zen und Dolmetschen Weiden i.d.OPf.

����������������������������������
�����	��������-
burger Land

��������������� ����������	��� ��	������������������-
chen Schulzentrum Weiden i.d.OPf. und befristet bis 
31. Juli 2019

2.3 Staatliche Fachakademie für Sozialpäd-
agogik Neustadt a.d.Waldnaab

��������������� ����������	��� ��	������������������-
chen Schulzentrum Neustadt a.d.Waldnaab

3. Regierungsbezirk Schwaben

3.1 Staatliche Fachakademie für Sozialpäd-
agogik Kaufbeuren

Organisatorisch verbunden mit der Staatlichen Berufs-
schule Kaufbeuren und den Staatlichen Berufsfachschu-
����������������������������������������������������-
beuren“.

9. In Anlage 10 Nr. 1.1 Spalte 2 wird Spiegelstrich 3 wie 
folgt gefasst:

„– Staatliche Berufsfachschule zur sonderpädagogi-
schen Förderung für Fachpraktiker der Bürokom-
munikation, Förderschwerpunkt körperliche und 
motorische Entwicklung, der Landesschule für Kör-
perbehinderte München“.

10. Anlage 11 wird wie folgt geändert:
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a) Der Nr. 1.4 Spalte 3 werden ein Komma und die 
Wörter „Staatliche Berufsfachschule für Kran-
��������������������������������������
���-
lians-Universität-München (Klinikum München)“ 
angefügt.

b) Der Nr. 1.9 Spalte 3 werden ein Komma und die 
Wörter „Staatliche Fachakademie für Sozialpä-
dagogik Traunstein“ angefügt.

c) Der Nr. 3.5 Spalte 3 werden ein Komma und die 
Wörter „Staatliche Fachakademie für Sozialpä-
dagogik Regensburg“ angefügt.

d) In Nr. 4.8 Spalte 3 werden die Wörter „Staatliche 
Fachschule (Technikerschule) für Steintechnik 
Wunsiedel,“ gestrichen.

e) Der Nr. 4.10 Spalte 3 werden ein Komma und die 
Wörter „Staatliche Fachschule für Steintechnik 
und Gestaltung Wunsiedel“ angefügt.

f) In Nr. 5.1 Spalte 2 wird nach dem Wort „Ans-
bach“ das Wort „-Triesdorf“ eingefügt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2017 in Kraft. 

München, den 14. Juni 2017

Bayerisches Staatsministerium  

für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig S p a e n l e , Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig S p a e n l e 
Staatsminister 
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Auf Grund des Art. 7 Abs. 1 und 2, des Art. 7a  
Abs. 1 bis 5, des Art. 32 Abs. 7, des Art. 32a Abs. 2, 
des Art. 36 Abs. 3, des Art. 52 Abs. 1 bis 3, des Art. 53  
Abs. 1 und 7, des Art. 89 Abs. 1 und des Art. 122  
Abs. 1 des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und 
Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 414, 632, BayRS  
2230-1-1-K), das zuletzt durch Gesetz vom 24. Mai 2017 
(GVBl. S. 106) geändert worden ist, verordnet das Baye-
rische Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wissen-
schaft und Kunst:

§ 1

Änderung der Grundschulordnung

Die Grundschulordnung (GrSO) vom 11. September 
2008 (GVBl. S. 684, BayRS 2232-2-K), die zuletzt durch 
§ 2 der Verordnung vom 1. Juli 2016 (GVBl. S. 193) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen.

2. In § 1 Satz 2 wird die Angabe „Art. 93 BayEUG“ durch 
die Wörter „Art. 93 des Bayerischen Gesetzes über 
das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG)“ 
ersetzt.

3. In § 2 Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe „Art. 37a 
BayEUG“ durch die Angabe „Art. 5 Abs. 3 des Baye-
rischen Integrationsgesetzes“ ersetzt.

4. In § 5 Abs. 6 Satz 4 wird das Wort „Nach“ durch das 
Wort „Zum“ ersetzt.

5. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Jahrgangstufen“ 
durch das Wort „Jahrgangsstufen“ ersetzt.

b) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefügt:

„(2) Am letzten Unterrichtstag der zweiten 
vollen Unterrichtswoche des Monats Januar er-
halten die Schülerinnen und Schüler der Jahr-
gangsstufe 4 eine Zwischeninformation zum 
Leistungsstand, die die Jahresfortgangsnoten in 
allen Fächern und – soweit erforderlich – einen 
Hinweis gemäß § 15 Abs. 6 Satz 3 enthält.“

c) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3 und es werden 
die folgenden Sätze 3 und 4 angefügt: 

„3Das Übertrittszeugnis muss dem vom Staats-
ministerium herausgegebenen Muster entspre-
chen und ersetzt das Zwischenzeugnis. 4Ord-
nungsmaßnahmen werden im Übertrittszeugnis 
nur aus besonderem Anlass aufgeführt.“

d) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4 und die  
Angabe „§ 15 Abs. 1 Satz 2“ wird durch die  
Angabe „§ 15 Abs. 2 Satz 2“ und die Angabe  
„§ 15 Abs. 4 Satz 3“ wird durch die Angabe „§ 15 
Abs. 6 Satz 3“ ersetzt.

e) Die bisherigen Abs. 4 und 5 werden die Abs. 5 
und 6.

6. § 7 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Der Wortlaut wird Satz 1.

b) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

„2In Schulverbünden gilt dies für die Verbundko-
ordinatorin oder den Verbundkoordinator ent-
sprechend.“ 

7. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)  In Satz 1 werden die Wörter „können Über-
gangsklassen eingerichtet werden“ durch 
die Wörter „kann das Staatliche Schulamt 
Übergangsklassen einrichten“ ersetzt.

bb)  Satz 2 wird aufgehoben.

cc)  Die bisherigen Sätze 3 bis 5 werden die Sät-
ze 2 bis 4.

b) In Abs. 2 Satz 1 werden das Wort „können“ und 
das Wort „müssen“ gestrichen und wird nach 
dem Wort „Schulamt“ das Wort „andere“ einge-
fügt.

8. In § 10 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 2 
wird jeweils das Wort „Jahrgangstufe“ durch das Wort 
„Jahrgangsstufe“ ersetzt.

2232-2-K , 2232-3-K

Verordnung  

zur Änderung  

der Grundschulordnung und der Mittelschulordnung

vom 14. Juni 2017
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9. § 13 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 15 Abs. 1 
Satz 1“ durch die Angabe „§ 15 Abs. 2 Satz 1“ 
ersetzt.

b) In Abs. 5 werden die Wörter „nächst höheren“ 
durch das Wort „nächsthöheren“ ersetzt.

 
10. § 15 wird wie folgt geändert:

a) Dem Abs. 1 wird folgender Abs. 1 vorangestellt:

„(1) 1Die Zwischenzeugnisse werden am 
letzten Unterrichtstag der zweiten vollen Unter-
richtswoche im Februar (Ende des ersten Schul-
halbjahres) ausgestellt. 2Die Jahreszeugnisse 
werden am letzten Unterrichtstag des Schuljah-
res ausgestellt. 3Schülerinnen und Schüler, die 
während des Schuljahres die Schule verlassen, 
erhalten ein Zwischenzeugnis. 4Die Zeugnisse 
müssen den vom Staatsministerium herausge-
gebenen Mustern entsprechen. 5Die Zeugnisse 
sind nach Überprüfung der Kenntnisnahme der 
Erziehungsberechtigten den Schülerinnen und 
Schülern zurückzugeben.“

b) Der bisherige Abs. 1 wird Abs. 2 und wird wie 
folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „zu den indivi-
duellen Lernfortschritten“ durch die Wörter 
„zur individuellen Lernentwicklung“ ersetzt.

bb) Die Sätze 2 bis 4 werden wie folgt gefasst:

„2Die Jahreszeugnisse in den Jahrgangsstu-
fen 2 bis 4 sowie die Zwischenzeugnisse in 
der Jahrgangsstufe 3 enthalten Noten in den 
��������������� ��������� ��� ����������
-
lung im jeweiligen Fach, eine Bewertung 
des Sozialverhaltens sowie des Lern- und 
Arbeitsverhaltens nach den Stufen

1. sehr gut,

2. gut,

3. befriedigend,

4. nicht befriedigend,

wobei diese Bewertungen zusätzlich zu 
erläutern sind, und Bemerkungen gemäß  
Art. 52 Abs. 3 Satz 3 BayEUG. 3Im Fach 
Englisch wird die individuelle Leistungsent-
wicklung beschrieben und keine Note erteilt. 
4Die Teilnahme an Arbeitsgemeinschaften 
und am Förderunterricht wird ebenso gewür-

digt wie freiwillige Tätigkeiten für die Schul-
gemeinschaft; Ordnungsmaßnahmen wer-
den nur aus besonderem Anlass aufgeführt.“

c) Der bisherige Abs. 2 wird aufgehoben.

d) Die Abs. 4 bis 7 werden aufgehoben.

e) Der bisherige Abs. 8 wird Abs. 4.

f) Die bisherigen Abs. 9 und 10 werden durch die 
folgenden Abs. 5 und 6 ersetzt:

„(5) 1Der Bericht nach Abs. 2, die Zeugnis-
noten, die Aussagen zur Lernentwicklung im je-
weiligen Fach und die Bewertung des Sozialver-
haltens sowie des Lern- und Arbeitsverhaltens 
werden von der Klassenleiterin oder vom Klas-
senleiter im Einvernehmen mit den in der Klasse 
unterrichtenden Lehrkräften festgesetzt; die Be-
wertungen in den einzelnen Fächern erfolgen auf 
Grund der Einzelnoten für schriftliche, mündliche 
und praktische Leistungsnachweise in pädago-
gischer Verantwortung. 2Wurden in einem Fach 
keine hinreichenden Leistungsnachweise er-
bracht, ersetzt eine Bemerkung die Zeugnisnote.

(6) 1In den Jahreszeugnissen der Regel-
klassen in den Jahrgangsstufen 3 und 4 wird 
vermerkt, ob die Schülerin oder der Schüler in 
die nächsthöhere Klasse vorrückt. 2In das Jah-
reszeugnis der Jahrgangsstufen 1 und 2 wird ein 
Vermerk nur aufgenommen, wenn die Schülerin 
oder der Schüler nicht vorrückt; dieser Vermerk 
ist schriftlich zu begründen. 3Lassen es die Leis-
tungen der Schülerin oder des Schülers im ers-
ten Schulhalbjahr fraglich erscheinen, ob ihr oder 
ihm am Ende des Schuljahres die Erlaubnis zum 
Vorrücken erteilt werden kann, wird die Gefähr-
dung im Zwischenzeugnis angegeben.“

g) Der bisherige Abs. 11 wird Abs. 7.

11. In Anlage 2 wird den Bestimmungen zur Stundentafel 
folgende Nr. 4 angefügt:

„4. Das Staatliche Schulamt kann bei Übergangs-
klassen in besonderen Aufnahmeeinrichtungen 
nach § 30a des Asylgesetzes insbesondere ent-
sprechend der Zusammensetzung der Schüle-
rinnen und Schüler einer Klasse hinsichtlich der 
Fächer und der Stundenanteile von der Stunden-
tafel abweichen.“

§ 2

Änderung der Mittelschulordnung
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Die Mittelschulordnung (MSO) vom 4. März 2013 
(GVBl. S. 116, BayRS 2232-3-K), die zuletzt durch § 3 
der Verordnung vom 1. Juli 2016 (GVBl. S. 193) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen.

2. In § 1 Satz 3 werden die Wörter „gelten Sätze 1 und 
2“ durch die Wörter „gilt Satz 2“ ersetzt.

3. In § 5 Abs. 6 Satz 4 wird das Wort „Nach“ durch das 
Wort „Zum“ ersetzt.

4. In § 7 Abs. 4 Satz 1 wird das Wort „wenn“ durch das 
Wort „nachdem“ ersetzt.

5. In der Überschrift des § 8 werden nach dem Wort 
„die“ die Wörter „oder innerhalb der“ eingefügt. 

6. § 9 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 3 Satz 4 werden die Wörter „nach  
Art. 32a Abs. 3 und 4 BayEUG“ gestrichen 
����������� ����������� ������������������ ����

Berufs orientierung“ durch die Wörter „berufsori-
��������������������������������
��	��

b) In Abs. 5 Satz 1 werden nach dem Wort „be-
zeichnet“ die Wörter „und vom Staatlichen Schul-
amt gebildet“ eingefügt.

7. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „können Über-
gangsklassen eingerichtet werden“ durch 
die Wörter „kann das Staatliche Schulamt 
Übergangsklassen einrichten“ ersetzt.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

cc) Die bisherigen Sätze 3 bis 5 werden die Sät-
ze 2 bis 4.

b) In Abs. 2 Satz 1 werden das Wort „können“ und 
das Wort „müssen“ gestrichen und wird nach 
dem Wort „Schulamt“ das Wort „andere“ einge-
fügt.

8. § 15 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Bei Schülerinnen und Schülern mit nichtdeutscher 
Muttersprache können in den ersten beiden Jahren 
des Schulbesuchs in der Bundesrepublik Deutsch-
land unzureichende Leistungen im Fach Deutsch bei 
der Entscheidung über das Vorrücken unberücksich-
tigt bleiben.“ 

9. § 18 wird wie folgt geändert:

a) Dem Abs. 1 wird folgender Abs. 1 vorangestellt:

„(1) 1Die Zwischenzeugnisse werden am 
letzten Unterrichtstag der zweiten vollen Unter-
richtswoche im Februar (Ende des ersten Schul-
halbjahres) ausgestellt. 2Die Jahreszeugnisse 
und Abschlusszeugnisse werden am letzten Un-
terrichtstag des Schuljahres ausgestellt, soweit 
nicht für Schülerinnen und Schüler in Abschluss-
klassen durch Bekanntmachung ein anderer Tag 
festgelegt ist. 3Schülerinnen und Schüler, die 
während des Schuljahres die Schule verlassen, 
erhalten ein Zwischenzeugnis, das als Abgangs-
zeugnis zu kennzeichnen ist. 4Bei der Entlas-
sung als Ordnungsmaßnahme erhält die Schü-
lerin oder der Schüler anstelle eines Zeugnisses 
eine Bescheinigung über die Dauer des Schulbe-
suchs während des laufenden Schuljahres. 5Die 
Zeugnisse müssen den vom Staatsministerium 
herausgegebenen Mustern entsprechen. 6Die 
Zwischen- und Jahreszeugnisse sind nach Über-
prüfung der Kenntnisnahme der Erziehungsbe-
rechtigten den Schülerinnen und Schülern zu-
rückzugeben; dies gilt nicht für Jahreszeugnisse 
nach Abs. 8.“

b) Der bisherige Abs. 1 wird Abs. 2 und wird wie 
folgt geändert:

aa) Satz 1 wird durch die folgenden Sätze 1 und 
2 ersetzt:

„1Die Zwischen- und Jahreszeugnisse ent-
�����������������������������������������-
�������������� ��

����� 	��� �����������-
lung in den Fächern Deutsch oder Deutsch 
als Zweitsprache, Mathematik, Englisch und 
��������
��������������������������������

– sofern in dieser Jahrgangsstufe der neue 
Lehrplan bereits eingeführt wurde – sowie 
Bemerkungen gemäß Art. 52 Abs. 3 Satz 3 
BayEUG. 2Die Entscheidung über Aussagen 
zur Lernentwicklung in den übrigen Fächern 
trifft die Lehrerkonferenz im Einvernehmen 
mit dem Schulforum vor Unterrichtsbeginn 
des Schuljahres.“

bb) Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden die Sät-
ze 3 bis 5.

cc) Es werden die folgenden Sätze 6 und 7 an-
gefügt.

„6In Jahreszeugnissen und Abschlusszeug-
nissen soll die Tätigkeit in der Schülermit-
verantwortung und bei sonstigen freiwilligen  
Tätigkeiten für die Schulgemeinschaft ver-
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merkt werden. 7Ordnungsmaßnahmen wer-
den in Abschlusszeugnissen und Jahres-
zeugnissen nach Abs. 8 nicht, in anderen 
Jahreszeugnissen nur aus besonderem An-
lass aufgeführt.“

c) Die bisherigen Abs. 2 bis 5 werden aufgehoben.

d) Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 3.

e) Die bisherigen Abs. 7 bis 10 werden aufgehoben.

f) Der bisherige Abs. 11 wird Abs. 4 und in Satz 1 
werden das Wort „Mittelschulzeugnis“ durch die 
Wörter „Zeugnis der Mittelschule“ und das Wort 
„Mittelschulzeugnissen“ durch die Wörter „Zeug-
nissen der Mittelschule“ ersetzt.

g) Der bisherige Abs. 12 wird Abs. 5.

h) Die bisherigen Abs. 13 und 14 werden durch die 
folgenden Abs. 6 bis 10 ersetzt:

‚(6) 1Die Zeugnisnoten, die Aussagen zur 
Lernentwicklung im jeweiligen Fach und die Be-
wertung des Sozialverhaltens sowie des Lern- 
und Arbeitsverhaltens werden von der Klassen-
leiterin oder vom Klassenleiter im Einvernehmen 
mit den in der Klasse unterrichtenden Lehrkräf-
ten festgesetzt; die Bewertungen in den einzel-
nen Fächern erfolgen auf Grund der Einzelnoten 
für schriftliche, mündliche und praktische Leis-
tungsnachweise in pädagogischer Verantwor-
tung. 2Wurden in einem Fach keine hinreichen-
den Leistungsnachweise erbracht, wird anstelle 
einer Zeugnisnote eine Bemerkung aufgenom-
men. 3Gleiches gilt für Schülerinnen und Schüler, 
die Förderunterricht Englisch nach § 9 Abs. 10 
erhalten haben.

(7) 1In den Jahreszeugnissen der Regelklas-
sen in den Jahrgangsstufen 5 bis 8 und in den 
Jahreszeugnissen der Mittlere-Reife-Klassen in 
den Jahrgangsstufen 7 bis 9 wird vermerkt, ob 
die Schülerin oder der Schüler in die nächsthö-
here Klasse vorrückt. 2Lassen es die Leistun-
gen der Schülerin oder des Schülers im ersten 
Schulhalbjahr fraglich erscheinen, ob am Ende 
des Schuljahres die Erlaubnis zum Vorrücken 
erteilt werden kann, wird die Gefährdung im Zwi-
schenzeugnis angegeben; in den Jahrgangsstu-
fen 9 und 10 werden die Erziehungsberechtigten 
durch ein gesondertes Schreiben benachrichtigt, 
dass der erfolgreiche Abschluss gefährdet ist.

(8) 1Schülerinnen und Schüler, die mit Er-
�������������������������������������������������

Abschluss der Mittelschule nicht erreicht haben, 
erhalten ein Jahreszeugnis mit folgendem Ver-

merk: „Sie/Er ist zum Besuch der Berufsschule 
oder einer sie ersetzenden schulischen Einrich-
���������������
������������������	����������������-
schule besucht wird.“ 2Schülerinnen und Schüler, 
die die Jahrgangsstufe 10 ohne Erfolg besucht 
haben, erhalten ein Jahreszeugnis. 3Abs. 2 gilt 
entsprechend. 4Art. 30a Abs. 5 Satz 5 BayEUG 
bleibt unberührt.

(9) 1Das Zwischenzeugnis kann in der Jahr-
gangsstufe 5 durch ein dokumentiertes Lern-
entwicklungsgespräch ersetzt werden, an dem 
die Klassenleiterin oder der Klassenleiter, die 
Schülerin oder der Schüler, mindestens ein Er-
ziehungsberechtigter und nach Bedarf weitere 
Personen teilnehmen. 2Die Entscheidung trifft 
die Lehrerkonferenz im Einvernehmen mit dem 
Schulforum vor Unterrichtsbeginn des Schuljah-
res. 3Wenn im Einzelfall Erziehungsberechtigte 
kein dokumentiertes Lernentwicklungsgespräch 
führen möchten, wird ein Zwischenzeugnis aus-
gestellt.

(10) 1Das Zwischenzeugnis kann in den 
Jahrgangsstufen 6 bis 9 abweichend von  
Abs. 1 Satz 1 im Rahmen eines Lernentwick-
lungsgesprächs ausgehändigt werden, an dem 
die Klassenleiterin oder der Klassenleiter, die 
Schülerin oder der Schüler, mindestens ein Er-
ziehungsberechtigter und nach Bedarf weitere 
Personen teilnehmen und das zeitnah vor oder 
nach dem in Abs. 1 Satz 1 genannten Termin 
������������ 2Ein dokumentiertes Lernentwick-
lungsgespräch nach Abs. 9 ist in den Jahrgangs-
stufen 6 bis 9 nur möglich, wenn Schülerinnen 
und Schüler auf Grund ihres sonderpädagogi-
schen Förderbedarfs oder ihrer noch unzurei-
chenden Kenntnisse der deutschen Sprache kei-
ne Noten im Zwischenzeugnis erhalten würden. 
3Abs. 9 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.‘

10. § 22 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 Nr. 4 werden die Wörter „aus Arbeit-
Wirtschaft-Technik“ gestrichen.

b) In Satz 3 Halbsatz 1 werden die Wörter „aus dem 
Bereich Arbeit-Wirtschaft-Technik, Geschichte/
Sozialkunde/Erdkunde und Physik/Chemie/Bio-
logie“ durch die Wörter „im jeweiligen Fächerver-
bund nach Satz 1 Nr. 3“ ersetzt.

11. § 23 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 Halbsatz 2 werden die Wör-
ter „und Kunst werden auch mündliche, im Fach 
Sport auch schriftliche Leistungen verlangt,“ 
durch die Wörter „ , Kunst und Sport werden 
auch mündliche oder schriftliche Leistungen ver-
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langt,“ ersetzt. 

b) In Abs. 8 werden die Wörter „mehrere Schüle-
rinnen und Schüler zusammengefasst“ durch die 
Wörter „Einzel- oder Gruppenprüfungen durch-
geführt“ ersetzt.

12. In § 25 Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 werden die Wörter „der 
besonderen Leistungsfeststellung“ durch die Wörter 
„im schriftlichen und mündlichen Teil der besonderen 
Leistungsfeststellung je“ ersetzt.

13. § 28 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 5 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 5.

c) Der bisherige Abs. 7 wird Abs. 6 und die Angabe 
„Abs. 6 Satz 2“ wird durch die Angabe „Abs. 5 
Satz 2“ ersetzt.

d) Der bisherige Abs. 8 wird Abs. 7. 

14. In § 29 Abs. 7 werden die Wörter „mehrere Schülerin-
nen und Schüler zusammengefasst“ durch die Wör-
ter „Einzel- oder Gruppenprüfungen durchgeführt“ 
ersetzt.

15. In § 33 Abs. 3 Satz 4 Halbsatz 1 wird das Wort „min-
destens“ gestrichen.

16. § 34 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 2 werden die Wörter „mit Englisch als ers-
ter Fremdsprache“ gestrichen.

b) In Nr. 3 wird die Angabe „§ 28 Abs. 6“ durch die 
Angabe „§ 28 Abs. 5“ ersetzt.

17. Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a) ���������������������� ���������������
���������

folgt geändert:

aa) Unter der Zeile „Englisch“ werden folgende 
Zeilen eingefügt:

Fächer Jgst. 5 Jgst. 6 Jgst. 7 Jgst. 8 Jgst. 9 Jgst. 10

���������������

Wirtschaft und Beruf 1 - - - - -

Natur und Technik 2 - - - - -

Geschichte/Politik/Geographie 2 - - - - -

.“

„
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bb) In der Zeile „Arbeit-Wirtschaft-Technik“ wird 
in der Spalte „Jgst. 5“ die Angabe „1“ durch 
die Angabe „-“ ersetzt.

cc) In den Zeilen „Physik/Chemie/Biologie“ und 
„Geschichte/Sozialkunde/Erdkunde“ wird in 
der Spalte „Jgst. 5“ jeweils die Angabe „2“ 
durch die Angabe „-“ ersetzt.

dd) In der Zeile „Wirtschaft“ wird das Wort „Wirt-
schaft“ durch die Wörter „Wirtschaft und 
Kommunikation oder Wirtschaft“ ersetzt.

ee) In der Zeile „Soziales“ wird das Wort „Sozia-
les“ durch die Wörter „Ernährung und Sozia-
les oder Soziales“ ersetzt.

b) Die Bestimmungen zur Stundentafel Nr. I werden 
wie folgt geändert:

aa)  Nr. 2.2 Satz 3 wird aufgehoben.

bb)  In Nr. 4.2 werden die Wörter „Wirtschaft und 
Soziales“ durch die Wörter „Wirtschaft und 
Kommunikation oder Wirtschaft und Ernäh-
rung und Soziales oder Soziales“ ersetzt.

cc)  Nach Nr. 4.4 wird folgende Nr. 4.5 eingefügt:

„4.5.

In der Jahrgangsstufe 5 oder 6 oder in bei-
den Jahrgangsstufen wird Tastschreiben 
fachunabhängig oder fächerübergreifend 
���������������������������

dd)  In Nr. 5.2 werden die Wörter „Arbeitslehre, 
Technik, Wirtschaft und Soziales“ durch die 
Wörter „Wirtschaft und Beruf oder Arbeit-
Wirtschaft-Technik, Technik, Wirtschaft und 
Kommunikation oder Wirtschaft und Ernäh-
rung und Soziales oder Soziales“ ersetzt.

ee)  Es wird folgende Nr. 8 angefügt:

„8. Besondere Klassen der Jahrgangsstufe 9

Die Schulen können in den besonderen 
Klassen der Jahrgangsstufe 9 für Schülerin-
nen und Schüler, die auf der Grundlage des 
Art. 38 BayEUG die Jahrgangsstufe 9 wie-
derholen, von der Stundentafel abweichen, 
soweit dies der Praxisanteil dieser Klassen 
erfordert.“

18. Anlage 2 wird wie folgt geändert:

a) ��������������
�	���� ����������������������	���

folgt geändert:

aa) In der Zeile „Arbeit-Wirtschaft-Technik“ wer-

den die Wörter „Arbeit-Wirtschaft-Technik“ 

durch die Wörter „Wirtschaft und Beruf oder 

Arbeit-Wirtschaft-Technik“ ersetzt.

bb) In der Zeile „Physik/Chemie/Biologie/Erd-

kunde/Geschichte/Sozialkunde“ werden die 

Wörter „Physik/Chemie/Biologie/Erdkunde/

Geschichte/Sozialkunde“ durch die Wör-

ter „Natur und Technik, Geschichte/Politik/

Geographie oder Physik/Chemie/Biologie/

Erdkunde/Geschichte/Sozialkunde“ ersetzt.

b) Die Bestimmungen zur Stundentafel werden wie 

folgt geändert:

aa) In Nr. 2 werden nach dem Wort „und“ die 

Wörter „Natur und Technik, Geschichte/Po-

litik/Geographie oder“ eingefügt.

bb) Es wird folgende Nr. 4 angefügt:

„4. Das Staatliche Schulamt kann bei Über-

gangsklassen in besonderen Aufnah-

meeinrichtungen nach § 30a des Asyl-

gesetzes insbesondere entsprechend 

der Zusammensetzung der Schülerin-

nen und Schüler einer Klasse hinsicht-

lich der Fächer und der Stundenanteile 

von der Stundentafel abweichen.“

§ 3

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. August 2017 in Kraft.

(2) § 4 Abs. 3 der Verordnung zur Änderung der 

Volksschulordnung, der Realschulordnung und der Gym-

nasialschulordnung vom 6. Juli 2009 (GVBl. S. 308, 

346, BayRS 2232-2-K), die durch § 7 des Gesetzes vom 

23. Juli 2010 (GVBl. S. 334) geändert worden ist, die-

ses geändert durch § 5 Abs. 3 Nr. 5 des Gesetzes vom 

22. Dezember 2015 (GVBl. S. 477), tritt mit Ablauf des 

31. Juli 2017 außer Kraft.

München, den 14. Juni 2017

Bayerisches Staatsministerium  

für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig S p a e n l e , Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig S p a e n l e 
Staatsminister 
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II. Bekanntmachungen des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

2230.1.3-K

Durchführung der Pilotphase der  
„Mittelstufe Plus“

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 12. Juni 2017, Az. V.9-BS5640.0/67/8

An den nachfolgend in Nr. 3 genannten Gymnasien ist auf 
der Grundlage von Art. 81 ff. des Bayerischen Gesetzes 
über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) die 
Durchführung der Pilotphase der „Mittelstufe Plus“ mög-
lich. Hierfür gilt Folgendes:

1. Ziel

Ziel ist es, drei weitere Jahrgangskohorten an den 
Pilot schulen in die Mittelstufe Plus aufzunehmen 
und so einen nahtlosen Anschluss an das voraussicht-
lich mit den Jahrgangsstufen 5 und 6 im Schuljahr 
2018/19  aufwachsende neue bayerische Gymnasium zu  
schaffen.

2. Allgemeines
1Das Konzept „Mittelstufe Plus“ sieht für die Pilot-
phase vor, dass Schülerinnen und Schüler, bei denen 
eine Verlängerung der gymnasialen Lernzeit pädago-
gisch sinnvoll erscheint, die Jahrgangsstufen 8 bis 10 
in  einem eigenen Klassenverband statt in drei in vier 
 Jahren durchlaufen können. 2Dabei wird nach Jahr-
gangsstufe 9 – bei insgesamt gleichem Stoffumfang 
– ein Zusatzjahr („Jahrgangsstufe 9+“) eingeschoben. 
3Die Schülerinnen und Schüler der Mittelstufe Plus 
werden gegenüber dem Regelzug zeitlich entlastet, 
indem

– einzelne (Neben-)Fächer aus der Stundentafel der 
Jahrgangsstufen 8, 9 und 10 in das Zusatzjahr (9+) 
verlagert werden,

– eine Konzentration auf die übrigen (Kern-)Fächer 
erfolgt,

– die Fächer- und Stundenzahl pro Jahrgangsstufe 
 reduziert sowie

– der Stoff in Kernfächern (v. a. Deutsch, Mathematik,  
Fremdsprache) über mehrere Jahrgangsstufen 
 hinweg gedehnt wird.

4Die Klassenbildung erfolgt im Rahmen des regulären 
Budgets. 5Bei der Entscheidung, wie viele der zu bilden-
den Klassen eines Jahrgangs als „Plusklassen“ geführt 
werden, ist zu berücksichtigen, welche Lösungen für 
Wiederholer des der Mittelstufe Plus vorangehenden 
Jahrgangs in den einzelnen Ausbildungsrichtungen 
und Sprachenfolgen der Schule angeboten werden 
können.
6Der Pilotphase liegt als Basis das grundständige 
 Modell des achtjährigen Gymnasiums zugrunde. 7Der 
stoffliche Umfang bleibt auf acht Jahre ausgerichtet.
8Über die Stundentafel entscheidet die Schule nach 
folgenden Maßgaben:
9In den Jahrgangsstufen 8, 9 und 9+ umfasst die 
Stundentafel verpflichtend jeweils insgesamt 30 Wo-

chenstunden, in der Jahrgangsstufe 10 insgesamt 
32   Wochenstunden Fachunterricht. 10In jeder Jahr-
gangsstufe werden zudem zwei Wochenstunden 
Förder unterricht angeboten. 11In der Summe der Jahr-
gangsstufen 8 bis 10 wird in jedem Fach Unterricht 
mindestens im Umfang der Summe der Stunden der 
Stundentafel der Jahrgangsstufen 8 bis 10 der  Anlage 1 
zur GSO entsprechend der Ausbildungsrichtung an-
geboten.

3. Teilnehmende Schulen

Ab Schuljahr 2017/18 wird der Besuch der „Mittelstufe 
Plus“ an folgenden staatlichen Gymnasien ermöglicht:

– Georg-Wilhelm-Steller-Gymnasium Bad Windsheim
– Christoph-Jacob-Treu-Gymnasium Lauf
– Hardenberg-Gymnasium Fürth
– Gymnasium Höchstadt a. d. Aisch
– Pirckheimer-Gymnasium Nürnberg
– Robert-Koch-Gymnasium Deggendorf
– Karl-von-Closen-Gymnasium Eggenfelden
– Gymnasium Leopoldinum Passau
– Gymnasium Pfarrkirchen
– Tassilo-Gymnasium Simbach a. Inn
– Karlsgymnasium Bad Reichenhall
– Gymnasium Berchtesgaden
– Rottmayr-Gymnasium Laufen
– Gymnasium Miesbach
– Annette-Kolb-Gymnasium Traunstein
– Gymnasium Geretsried
– Katharinen-Gymnasium Ingolstadt
– Descartes-Gymnasium Neuburg
– Gymnasium Puchheim
– E.T.A. Hoffmann-Gymnasium Bamberg
– Gymnasium Christian-Ernestinum Bayreuth
– Gymnasium Burgkunstadt
– Gymnasium Fränkische Schweiz Ebermannstadt
– Schiller-Gymnasium Hof
– Frankenwald-Gymnasium Kronach
– Caspar-Vischer-Gymnasium Kulmbach
– Gymnasium Neustadt a. d. Waldnaab
– Regental-Gymnasium Nittenau
– Ortenburg-Gymnasium Oberviechtach
– Gymnasium Parsberg
– Albrecht-Altdorfer-Gymnasium Regensburg
– Carl-Friedrich-Gauß-Gymnasium Schwandorf
– Stiftland-Gymnasium Tirschenreuth
– Gymnasium bei St. Anna Augsburg
– Johann-Michael-Sailer-Gymnasium Dillingen
– Gymnasium Hohenschwangau
– Carl-von-Linde-Gymnasium Kempten
– Simpert-Kraemer-Gymnasium Krumbach
– Gertrud-von-le-Fort-Gymnasium Oberstdorf
– Spessart-Gymnasium Alzenau
– Friedrich-Dessauer-Gymnasium Aschaffenburg
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– Julius-Echter-Gymnasium Elsenfeld
– Frobenius-Gymnasium Hammelburg
– Johannes-Butzbach-Gymnasium Miltenberg
– Röntgen-Gymnasium Würzburg

4. Teilnahme

Die Mittelstufe Plus richtet sich an Schülerinnen und 
Schüler, bei denen eine Verlängerung der Lernzeit 
 pädagogisch sinnvoll erscheint.

5. Durchführung

Für die Projektleitung und -begleitung vor Ort erhält 
jede Schule vier Anrechnungsstunden.

6. Inkrafttreten, Außerkrafttreten
1Diese Bekanntmachung tritt am 1. August 2017 in 
Kraft. 2Sie tritt mit Ablauf des 31. Juli 2021 außer Kraft.

Herbert P ü l s 
Ministerialdirektor

2230.1.1.1.1.4-K

Aufhebung der Bekanntmachung über die  
Zulassung von Lernmitteln an Berufsschulen und 

Berufsfachschulen gemäß § 2 Abs. 3 der  
Verordnung über die Zulassung von Lernmitteln

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 16. Juni 2017, Az. VI.7-BS1320-3.11 547

1. Die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministe-
riums für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 
über die Zulassung von Lernmitteln an Berufsschulen 
und Berufsfachschulen gemäß § 2 Abs. 3 der Verord-
nung über die Zulassung von Lernmitteln vom 23. Juni 
1998 (KWMBl. I 1998 S. 307) wird aufgehoben.

2. Diese Bekanntmachung tritt am 1. August 2017 in 
Kraft.

Herbert P ü l s 
Ministerialdirektor

2240-K

Änderung der Amtlichen Leihverkehrsliste 
über die Zulassung zum Deutschen Leihverkehr

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 26. Juni 2017, Az. XI.1-K3135.3/7/13

1. Gemäß Nr. 2 der Ordnung des Leihverkehrs in der Bun-
desrepublik Deutschland (Leihverkehrsordnung, LVO), 
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministe riums 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst vom 1. Dezem-
ber 2003 (KWMBl. I S. 538), wird die nach stehende 
 Bibliothek in die Liste der zum Deutschen Leihverkehr 
zugelassenen Bibliotheken und Bücherei en in Bayern 
aufgenommen:

Ort Bezeichnung der 
Bibliothek/Bücherei

Sigel

Wolnzach Marktbücherei Wolnzach 
Preysingstraße 13 
85283 Wolnzach

1450

2. Die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministe-
riums für Wissenschaft, Forschung und Kunst über die 
Amtliche Leihverkehrsliste über die Zulassung zum 
Deutschen Leihverkehr vom 16. April 2007 (KWMBl. I 
S. 162, ber. S. 222), die zuletzt durch Bekanntmachung 
vom 27. April 2017 (KWMBl. S. 91) geändert worden 
ist, wird mit Wirkung vom 1. Juli 2017 entsprechend 
 geändert.

3. Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 
2017 in Kraft.

Dr. Peter Mü l l e r 
Ministerialdirektor
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Auf Folgendes wird hingewiesen:

1 .1 Das Zeugnis ist in der Länge variabel, umfasst aber 
stets zwei Seiten (Vorder- und Rückseite) . Schriftart 
und Schriftgröße sind nicht zu verändern . Auf sinnvol-
len Seitenumbruch ist zu achten, insbesondere sollen 
Fachbezeichnung, Note und zugehörige Bemerkung 
eines Faches nicht durch den Seitenumbruch vonein-
ander getrennt werden .

1 .2 Bei den betreffenden Fächern sind in den dort vor-
gesehenen Textfeldern nach Maßgabe der MSO Aus-
sagen zur Kompetenzentwicklung der Schülerin oder 
des Schülers zu treffen . Die Textfelder sind zunächst 
einzeilig und erweitern sich entsprechend der Text-
länge . Wird ein optionales Feld nicht ausgefüllt, bleibt 
der entsprechende Bereich frei . Dadurch kann der Sei-
tenumbruch variieren . Die Kennzeichnung von nicht 
beschriebenen Textfeldern und die Kennzeichnung am 
Ende eines Textes durch „/“ sind nicht erforderlich. 

1 .3 Beim Fach Religionslehre ist in Klammern anzugeben, 
in welchem Bekenntnis der Unterricht erteilt wurde .

1 .4 Deutsch als Zweitsprache tritt mit den entsprechen-
den Teilbereichen an die Stelle des Faches Deutsch bei 
Teilnahme am Deutschförderkurs oder beim  Besuch 
einer Deutschförderklasse oder einer Übergangs-
klasse . Gleiches gilt, wenn Schülerinnen und Schüler 
in Regelklassen bedarfsgerecht nach den Grundsätzen 
des Lehrplans Deutsch als Zweitsprache unterrichtet 
werden . Tritt das Fach Deutsch als Zweitsprache an die 
Stelle des Faches Deutsch, so ist bei der Fachbezeich-
nung „Deutsch als Zweitsprache“ auszuwählen .

1 .5 In den Zeugnissen der Schülerinnen und Schüler, bei 
denen Noten durch allgemeine Bewertungen ersetzt 
werden, ist „i . L .“ als Abkürzung für individuelle Leis-
tungsbewertung einzutragen .

2 . Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1 . Au-
gust 2017 in Kraft . 

Herbert P ü l s  
Ministerialdirektor

Anlagenverzeichnis

Anlage 1:  Zwischenzeugnis für die Jahrgangsstufen  
5 und 6

Anlage 2:  Jahreszeugnis für die Jahrgangsstufen 5 und 6

2232 .2-K

Neunte Änderung der Bekanntmachung  
über den Vollzug der Volksschulordnung;  

hier: Formulare

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 13. Juli 2017, Az. III.4-5S7422-4b.68 278

1 . Die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministe-
riums für Unterricht und Kultus vom 25 . November 2004 
(KWMBl . I S . 431), die zuletzt durch Bekanntmachung 
vom 5 . Juni 2014 (KWMBl . S . 87) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

In den Anlagen 6 und 7 werden jeweils die Wörter 
„Jahrgangsstufen 5 und“ durch das Wort „Jahrgangs-
stufe“ ersetzt . 

2 . Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1 . August 
2017 in Kraft . 

Herbert P ü l s  
Ministerialdirektor

2232 .3-K

Vollzug der Schulordnung  
für die Mittelschulen in Bayern  

hier: Zeugnismuster

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst 

vom 14. Juli 2017, Az. III.4-5S7422-4b.76 139

1 . Die nach der Schulordnung für die Mittelschulen in 
Bayern (Mittelschulordnung – MSO) vom 4. März 2013 
(GVBl . S .  116, BayRS 2232-3-K), die zuletzt durch 
§ 2 der Verordnung vom 14 . Juni 2017 (GVBl . S . 305) 
 geändert worden ist, zu erteilenden Zeugnisse sind 
in der Jahrgangsstufe 5 nach den in der Anlage bei-
gefügten Mustern im Format DIN A 4 auszustellen, 
von denen aus drucktechnischen Gründen geringfügig 
abgewichen werden kann . 

II. Bekanntmachungen des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst
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Anlage 1 Zwischenzeugnis für die Jahrgangsstufen 5 und 6 
 

 
(Amtliche Bezeichnung der Schule) 

Schuljahr _________  Jahrgangsstufe ___ 

ZWISCHENZEUGNIS 
für 

 

   
 

      
 

Pflichtfächer 
_____________1) --- 

      
 

Deutsch --- 

      
 

Mathematik --- 

      
 

Englisch --- 

      
 

Wirtschaft und Beruf --- 

      
 

Natur und Technik --- 

      
 

Geschichte/Politik/Geographie --- 

      
 

Werken und Gestalten --- 

      
 

Sport --- 

      
 

Musik --- 

      
 

Kunst  --- 
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2. Seite des Zwischenzeugnisses (Jahrgangsstufe __) für ___________________________ 

Notenstufen:  1 = sehr gut, 2 = gut, 3 = befriedigend, 4 = ausreichend, 5 = mangelhaft, 6 = ungenügend 
1) Religionslehre (__); für Schüler/Schülerinnen, die nicht am Religionsunterricht teilnehmen, Ethik 

 
 
 
 
 

      
 
 
 
 

___________________________________________ 

Ort, Datum  

   

   
Schulleiter/Schulleiterin   Klassenleiter/Klassenleiterin 

Kenntnis genommen: 
 

 

Ort, Datum  Unterschrift des/der Erziehungsberechtigten 
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Anlage 2 Jahreszeugnis für die Jahrgangsstufen 5 und 6 
 
 

(Amtliche Bezeichnung der Schule) 
Schuljahr _______  Jahrgangsstufe ___ 

JAHRESZEUGNIS 
für 

 

 geboren am ___________________  
 

      
 

Pflichtfächer 
______________ 1) ----- 

      
 

Deutsch ----- 

      
 

Mathematik ----- 

      
 

Englisch ----- 

      
 

Wirtschaft und Beruf ----- 

      
 

Natur und Technik ----- 

      
 

Geschichte/Politik/Geographie ----- 

      
 

Werken und Gestalten ----- 

      
 

Sport ----- 

      
 

Musik ----- 

      
 

Kunst  ----- 
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2. Seite des Jahreszeugnisses (Jahrgangsstufe __) für ______________________________ 

Notenstufen:  1 = sehr gut, 2 = gut, 3 = befriedigend, 4 = ausreichend, 5 = mangelhaft, 6 = ungenügend 
1) Religionslehre (__); für Schüler/Schülerinnen, die nicht am Religionsunterricht teilnehmen, Ethik 

 
 
 
 
 

      
 
 
 
 

Der Schüler/Die Schülerin rückt ___________ in die nächste Jahrgangsstufe vor. 

________________________________________ 

Ort, Datum 

   

   
Schulleiter/Schulleiter  (S) Klassenleiter/Klassenleiterin  

Kenntnis genommen: 
 

 

Ort, Datum  Unterschrift des/der Erziehungsberechtigten 
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2210 .1 .3-K

Änderung der Bekanntmachung  
über die Verleihung  

Bayerischer Kunstförderpreise  
(Kunstförderpreise)

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 14. Juli 2017, Az. XI.5-K1221.0-12a.34 501

1 . Die Bekanntmachung über die Verleihung Bayeri-
scher Kunstförderpreise vom 11 . Mai 2004 (KWMBl . 
I S.  103), die zuletzt durch Bekanntmachung vom  
6 . Februar 2015 (KWMBl . S . 18) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1 .1 In Nr . 5 .1 .5 werden die Wörter „ein Vertreter einer 
staatlichen Kunstsammlung .“ durch die Wörter „zwei 
Vertreter von staatlichen Kunstsammlungen .“ ersetzt .

1 .2 In Nrn . 5 .1 .3, 5 .2 .2 und 5 .4 .1 wird jeweils das Wort 
„zwei“ durch die Wörter „bis zu zwei“ ersetzt .

2 . Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1 . Au-
gust 2017 in Kraft .

Dr . Peter Mü l le r  
Ministerialdirektor

2230 .1 .1 .1-K

Änderung der Bekanntmachung   
„Archivierungsvereinbarung zwischen dem  

Bayerischen Staatsministerium  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst  

und der  
Generaldirektion der  

Staatlichen Archive Bayerns“

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 2. August 2017, Az. II.1-BS4310.1/11/22

1 . Die Anlage der Bekanntmachung des Bayerischen 
Staatsministeriums für Bildung und Kultus, Wissen-
schaft und Kunst „Archivierungsvereinbarung zwi-
schen dem Bayerischen Staatsministerium für Bildung 
und Kultus, Wissenschaft und Kunst und der Generaldi-
rektion der Staatlichen Archive Bayerns“ vom 14 . April 
2016 (KWMBl . S . 92) wird wie folgt geändert:

Die bisherige Anlage 2 (Musterarchivierungsvertrag) 
der Anlage wird durch die neue Anlage 2 (Archivie-
rungsvertrag (Muster)) ersetzt .

2 . Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 2 . August 
2017 in Kraft .

Herbert P ü l s  
Ministerialdirektor
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Anlage 2: Archivierungsvertrag (Muster) 

Archivierungsvertrag 

zwischen dem 

Freistaat Bayern, 
vertreten durch das Bayerische Staatsministerium für Bildung und Kultus, 

Wissenschaft und Kunst, dieses 

zum einen vertreten durch die Generaldirektion der Staatlichen Archive Bayerns, 
diese vertreten durch das Staatsarchiv [Ort], 

zum anderen vertreten durch die/das [Name der Schule], 

– Freistaat – 

und der/dem 

Stadt/Markt/Gemeinde [Ort], 
vertreten durch den Oberbürgermeister/ersten Bürgermeister, 

– Gemeinde – 

Die Parteien schließen folgenden Archivierungsvertrag: 

§ 1 
Allgemeines 

(1) Gegenstand des Archivierungsvertrags sind Unterlagen (Art. 2 Abs. 1 des Bayerischen 
Archivgesetzes – BayArchivG), die bei der/dem staatlichen [Name der Schule] (im Folgen-
den: Schule) mit Sitz in der Gemeinde erwachsen sind. 

(2) Die Parteien stimmen darin überein, dass im Sinne von Art. 2 Abs. 2 BayArchivG archiv-
würdige Unterlagen der in Absatz 1 bezeichneten Art nicht in einem staatlichen Archiv, son-
dern im Archiv der Gemeinde archiviert werden sollen. Sie begründen hinsichtlich dieser Un-
terlagen nach Maßgabe des Archivierungsvertrages ein unentgeltliches öffentlich-rechtliches 
Archivierungsverhältnis. Kosten, die bei der Gemeinde im Zusammenhang mit der Archivie-
rung der in Absatz 1 bezeichneten Unterlagen anfallen, werden vom Freistaat nicht ersetzt. 

(3) Für die Unterlagen gelten die Vorschriften des Bayerischen Archivgesetzes. Die dem 
staatlichen Archiv durch das Bayerische Archivgesetz zugeordneten Rechte und Pflichten 
werden durch die Gemeinde wahrgenommen, soweit der Archivierungsvertrag dies bestimmt. 
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Anlage 2: Archivierungsvertrag (Muster) 

Archivierungsvertrag 

zwischen dem 

Freistaat Bayern, 
vertreten durch das Bayerische Staatsministerium für Bildung und Kultus, 

Wissenschaft und Kunst, dieses 

zum einen vertreten durch die Generaldirektion der Staatlichen Archive Bayerns, 
diese vertreten durch das Staatsarchiv [Ort], 

zum anderen vertreten durch die/das [Name der Schule], 

– Freistaat – 

und der/dem 

Stadt/Markt/Gemeinde [Ort], 
vertreten durch den Oberbürgermeister/ersten Bürgermeister, 

– Gemeinde – 

Die Parteien schließen folgenden Archivierungsvertrag: 

§ 1 
Allgemeines 

(1) Gegenstand des Archivierungsvertrags sind Unterlagen (Art. 2 Abs. 1 des Bayerischen 
Archivgesetzes – BayArchivG), die bei der/dem staatlichen [Name der Schule] (im Folgen-
den: Schule) mit Sitz in der Gemeinde erwachsen sind. 

(2) Die Parteien stimmen darin überein, dass im Sinne von Art. 2 Abs. 2 BayArchivG archiv-
würdige Unterlagen der in Absatz 1 bezeichneten Art nicht in einem staatlichen Archiv, son-
dern im Archiv der Gemeinde archiviert werden sollen. Sie begründen hinsichtlich dieser Un-
terlagen nach Maßgabe des Archivierungsvertrages ein unentgeltliches öffentlich-rechtliches 
Archivierungsverhältnis. Kosten, die bei der Gemeinde im Zusammenhang mit der Archivie-
rung der in Absatz 1 bezeichneten Unterlagen anfallen, werden vom Freistaat nicht ersetzt. 

(3) Für die Unterlagen gelten die Vorschriften des Bayerischen Archivgesetzes. Die dem 
staatlichen Archiv durch das Bayerische Archivgesetz zugeordneten Rechte und Pflichten 
werden durch die Gemeinde wahrgenommen, soweit der Archivierungsvertrag dies bestimmt. 

§ 2 
Anbietung, Übernahme 

(1) Die Schule bietet dem Staatsarchiv [Ort] (im Folgenden: Staatsarchiv) die zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben nicht mehr benötigten Unterlagen unter Mitteilung eines Aussonderungsver-
zeichnisses und – soweit bereits erteilt – eines Einvernehmens nach Absatz 2 an. Die Anbie-
tung richtet sich im Übrigen nach Art. 6 BayArchivG. 

(2) Das Staatsarchiv ist berechtigt, Unterlagen, die es im Einvernehmen mit der Gemeinde als 
aus örtlicher Sicht archivwürdig bestimmt, zur Archivierung bei der Gemeinde zu überneh-
men. Die Übernahme richtet sich im Übrigen nach Art. 7 BayArchivG. Die Pflicht nach Art. 7 
Abs. 2 BayArchivG trifft auch die Gemeinde.  

(3) Die Schule übergibt die nach Absatz 2 Satz 1 übernommenen archivwürdigen Unterlagen 
unmittelbar an die Gemeinde. Die Parteien stimmen darin überein, dass die Gemeinde kein 
Eigentum an den übergebenen Unterlagen erwirbt. Hinsichtlich der Übergabe wird eine Nie-
derschrift aufgenommen, der ein Abgabeverzeichnis beizugeben ist. Das Staatsarchiv und die 
Gemeinde erhalten je eine Ausfertigung. 

(4) Die übergebenen Unterlagen dürfen mit den Beständen des Archivs der Gemeinde sowie 
mit anderen Unterlagen nicht vermischt werden.  

§ 3 
Verwaltung und Sicherung 

(1) Für die Verwaltung und Sicherung der übergebenen Unterlagen gilt Art. 9 BayArchivG 
mit folgenden Maßgaben: 

1. Die Verpflichtung nach Art. 9 Abs. 1 Satz 1 BayArchivG trifft die Gemeinde. 

2. Die Befugnisse nach Art. 9 Abs. 1 Satz 2 BayArchivG stehen der Gemeinde zu. Ausge-
nommen ist das Verfügungsrecht über die übergebenen Unterlagen sowie das Recht, über 
eine Vernichtung von übergebenen Unterlagen zu entscheiden. Diese Rechte verbleiben 
beim Freistaat. 

3. Nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des Staatsarchivs sind zulässig 

a) Maßnahmen nach Art. 9 Abs. 1 Satz 4 und nach Art. 9 Abs. 2 BayArchivG; 

b) die Digitalisierung übergebener Unterlagen, die elektronische Bereitstellung von Digita-
lisaten übergebener Unterlagen sowie von Findmitteln, insbesondere durch das Anbie-
ten von Datenträgern oder das Einstellen im Internet; 

c) die Beauftragung Dritter mit der Vorbereitung oder Durchführung von Maßnahmen der 
in Buchstabe b genannten Arten. 

(2) Die Gemeinde übergibt dem Staatsarchiv unaufgefordert und unentgeltlich Kopien der 
von ihr oder in ihrem Auftrag hergestellten Findmittel. 

(3) Das Staatsarchiv kann sich vom ordnungsgemäßen Zustand der übergebenen Unterlagen 
jederzeit durch Besichtigung überzeugen. Die Gemeinde hat den Beauftragten des Staatsar-
chivs zu diesem Zweck freien Zugang zu den Räumlichkeiten zu gewähren, in denen die 
übergebenen Unterlagen aufbewahrt werden. Die Gemeinde hat dem Staatsarchiv ferner Ein-
sicht in alle Unterlagen zu gewähren, welche die Verwaltung, Sicherung und Benützung der 
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übergebenen Unterlagen betreffen sowie auf Anforderung sämtliche einschlägigen Findmittel 
vorzulegen. 

§ 4 
Benützung 

Für die Benützung der übergebenen Unterlagen gilt Art. 10 BayArchivG mit folgenden Maß-
gaben: 

1. An die Stelle des staatlichen Archivs tritt die Gemeinde. 

2. An die Stelle der Benützungsordnung tritt die Archivsatzung der Gemeinde. Das Staatsar-
chiv berät die Gemeinde beim Erlass einer Archivsatzung oder bei der Anpassung einer be-
reits erlassenen Archivsatzung im Hinblick auf die Durchführung dieses Vertrags. 

3. Gebühren und Auslagen stehen der Gemeinde zu. 

4. Die dienstlich veranlasste Benützung durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Schule 
sowie der bayerischen Archivverwaltung ist gebührenfrei. Aufwendungen, die der Ge-
meinde im Zusammenhang mit einer solchen Benützung entstehen (z. B. für Lichtbildauf-
nahmen, Siegelabgüsse, Versand und Verpackung), werden der Gemeinde durch den Frei-
staat erstattet. 

5. Über eine Verkürzung oder Verlängerung von Schutzfristen (Art. 10 Abs. 4 BayArchivG) 
entscheidet das zuständige Hauptorgan der Gemeinde. 

§ 5 
Schutzrechte 

Die Schutzrechte nach Art. 11 BayArchivG werden durch diesen Archivierungsvertrag nicht 
berührt. Entscheidungen nach Art. 11 Abs. 4 Satz 1 BayArchivG bleiben dem Staatsarchiv 
vorbehalten. 

§ 6 
Rückgabe 

(1) Erfüllt die Gemeinde im Zusammenhang mit der Archivierung Verpflichtungen nicht oder 
nicht vollständig, die ihr durch Gesetz auferlegt sind oder die sie durch den Archivierungsver-
trag übernommen hat, so kann der Freistaat die Rückgabe der übergebenen Unterlagen ver-
langen. 

(2) Die Gemeinde kann, sofern ein wichtiger Grund vorliegt, die Rücknahme der übergebenen 
Unterlagen durch den Freistaat verlangen. Das Rückgabeverlangen ist schriftlich gegen Emp-
fangsbekenntnis gegenüber dem Staatsarchiv zu erklären. 

(3) Im Falle der Rückgabe übergibt die Gemeinde dem Freistaat auch die von ihr oder in ih-
rem Auftrag hergestellten Reproduktionen, Findmittel, Filme und Digitalisate. 

(4) Im Falle der Rückgabe kann der Freistaat das Archiv neu ordnen, verzeichnen, nachbewer-
ten und es ganz oder in Teilen nachkassieren. Ein Ersatz der für die Gemeinde im Zuge der 
Archivierung sowie durch die Rückgabe entstandenen oder entstehenden Kosten ist ausge-
schlossen. 
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übergebenen Unterlagen betreffen sowie auf Anforderung sämtliche einschlägigen Findmittel 
vorzulegen. 

§ 4 
Benützung 

Für die Benützung der übergebenen Unterlagen gilt Art. 10 BayArchivG mit folgenden Maß-
gaben: 

1. An die Stelle des staatlichen Archivs tritt die Gemeinde. 

2. An die Stelle der Benützungsordnung tritt die Archivsatzung der Gemeinde. Das Staatsar-
chiv berät die Gemeinde beim Erlass einer Archivsatzung oder bei der Anpassung einer be-
reits erlassenen Archivsatzung im Hinblick auf die Durchführung dieses Vertrags. 

3. Gebühren und Auslagen stehen der Gemeinde zu. 

4. Die dienstlich veranlasste Benützung durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Schule 
sowie der bayerischen Archivverwaltung ist gebührenfrei. Aufwendungen, die der Ge-
meinde im Zusammenhang mit einer solchen Benützung entstehen (z. B. für Lichtbildauf-
nahmen, Siegelabgüsse, Versand und Verpackung), werden der Gemeinde durch den Frei-
staat erstattet. 

5. Über eine Verkürzung oder Verlängerung von Schutzfristen (Art. 10 Abs. 4 BayArchivG) 
entscheidet das zuständige Hauptorgan der Gemeinde. 

§ 5 
Schutzrechte 

Die Schutzrechte nach Art. 11 BayArchivG werden durch diesen Archivierungsvertrag nicht 
berührt. Entscheidungen nach Art. 11 Abs. 4 Satz 1 BayArchivG bleiben dem Staatsarchiv 
vorbehalten. 

§ 6 
Rückgabe 

(1) Erfüllt die Gemeinde im Zusammenhang mit der Archivierung Verpflichtungen nicht oder 
nicht vollständig, die ihr durch Gesetz auferlegt sind oder die sie durch den Archivierungsver-
trag übernommen hat, so kann der Freistaat die Rückgabe der übergebenen Unterlagen ver-
langen. 

(2) Die Gemeinde kann, sofern ein wichtiger Grund vorliegt, die Rücknahme der übergebenen 
Unterlagen durch den Freistaat verlangen. Das Rückgabeverlangen ist schriftlich gegen Emp-
fangsbekenntnis gegenüber dem Staatsarchiv zu erklären. 

(3) Im Falle der Rückgabe übergibt die Gemeinde dem Freistaat auch die von ihr oder in ih-
rem Auftrag hergestellten Reproduktionen, Findmittel, Filme und Digitalisate. 

(4) Im Falle der Rückgabe kann der Freistaat das Archiv neu ordnen, verzeichnen, nachbewer-
ten und es ganz oder in Teilen nachkassieren. Ein Ersatz der für die Gemeinde im Zuge der 
Archivierung sowie durch die Rückgabe entstandenen oder entstehenden Kosten ist ausge-
schlossen. 

§ 7 
Haftung 

(1) Die Gemeinde hat nur für diejenige Sorgfalt einzustehen, welche sie in eigenen Angele-
genheiten anzuwenden pflegt. 

(2) Im Fall von § 6 Abs. 2 des Archivierungsvertrags beschränkt sich die Haftung der Ge-
meinde nach Ablauf von sechs Monaten ab Zugang des Rücknahmeverlangens abweichend 
von Absatz 1 auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 

§ 8 
Nutzungs- und Verwertungsrechte nach dem Urheberrechtsgesetz 

Der Freistaat überträgt der Gemeinde für die Dauer der Archivierung inhaltlich und räumlich 
unbegrenzt alle bei ihm liegenden Nutzungs- und Verwertungsrechte nach dem Urheber-
rechtsgesetz sowohl für derzeitige als auch für derzeit noch unbekannte Nutzungsarten. Er 
räumt der Gemeinde zugleich das Recht ein, diese Nutzungs- und Verwertungsrechte im 
Rahmen des Archivierungsvertrags sowie im archivgesetzlich zulässigen Umfang auf Dritte 
zu übertragen. 

[Ort, Datum, Unterschriften der vertretungsberechtigten Personen, 
jeweils mit Angabe von Name und Amtsbezeichnung in Druckschrift] 
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– ggf. Führung durch das Maximilianeum
– Einladung zu einem Mittagsimbiss

Anmeldung

Schulen richten ihre formlose schriftliche Anmeldung 
(EMail, Fax, Brief) bitte an:

  Bayerischer Landtag – Landtagsamt  
Referat P III: Öffentlichkeitsarbeit, Besucherdienst  
Pädagogische Betreuung  
Maximilianeum  
81627 München  
Tel.: 0 89/41 26 – 23 36 oder 22 34  
Fax: 0 89/41 26 – 17 67  
EMail: paed .betreuung@bayern .landtag .de

Die schriftliche Anmeldung soll folgende Angaben ent-
halten:

– Schuladresse mit Telefon/Faxnummer,  
EMailAdresse

– Name der verantwortlichen Lehrkraft 
– Klassenstufe und Schülerzahl
– ggf. Angaben zum gewünschten Zeitraum des 

Landtagsbesuchs
1Eine Schülergruppe soll die jeweilige Klassenstärke 
aus pädagogischen und organisatorischen Gründen 
nicht überschreiten; die maximale Teilnehmerzahl 
liegt im Regelfall bei 35 Personen . 2Bei kleineren 
Klassen oder Kursen ist eine Zusammenlegung mit 
Parallelklassen/kursen möglich. 
3Eine frühzeitige Anmeldung wird empfohlen. 4Das 
Landtagsamt teilt bei Berücksichtigung der Meldung 
der Schule den endgültigen Termin mit . 5Hat eine Schu-
le einen Besuchstermin erhalten, kann sie im laufenden 
und im darauf folgenden Schuljahr von der pädagogi-
schen Betreuung nicht mehr berücksichtigt werden .
6Es wird darauf hingewiesen, dass es nicht möglich ist, 
innerhalb eines Schuljahres eine Einladung zu einem 
Landtagsbesuch im Rahmen der pädagogischen Betreu-
ung und zu einer Teilnahme am Programm „Lernort 
Staatsregierung“ zu erhalten . 7Diese Einschränkung 
soll es erlauben, möglichst viele Bewerber zumindest 
einmal zum Zuge kommen zu lassen .
8Hinweise zur Bezuschussung der Fahrtkosten und wei-
tere Informationen sind dem Merkblatt für den  Besuch 
einer Schulklasse im Bayerischen Landtag zu ent-
nehmen (https://www.bayern.landtag.de/infoservice/ 
angebote-fuer-schulen) .

2 . Angebot eines Planspiels für Schulklassen -  
„Der Landtag sind wir!“
1Im Schuljahr 2017/18 bietet die „Pädagogische Betreu-
ung im Bayerischen Landtag“ erneut ein Planspiel für 
Schulklassen unter dem Titel „Der Landtag sind wir!“ 
an . 2Im Rahmen dieses ca . viereinhalbstündigen Plan-
spiels schlüpfen die jugendlichen Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer in die Rolle der Abgeordneten und 
lernen am Beispiel eines konkreten Gesetzgebungs-
verfahrens Arbeitsweise und Funktion der Gremien 
des Bayerischen Landtags kennen . 3Das Planspiel wur-
de in Zusammenarbeit mit dem Landtagsamt von der 
Forschungsgruppe Jugend und Europa des Centrums 
für angewandte Politikforschung (C.A.P.) in München 
entwickelt .
4Das Angebot richtet sich an die Klassenstufen 8 bis 12, 
darunter bevorzugt an diejenigen Jahrgangsstufen, in 

2230 .1 .1 .1 .1 .3-K

Angebote der „Pädagogischen Betreuung  
im Bayerischen Landtag“

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 10. August 2017, Az. LZ 3-B3061.0/8

1 . Besuche von Schülergruppen im Bayerischen Landtag
1Der Bayerische Landtag leistet mit der pädagogischen 
Betreuung von Schulklassen einen wichtigen Beitrag 
im Rahmen der politischen Bildung . 2In Ergänzung 
zum Sozialkundeunterricht erhalten Schülerinnen und 
Schüler der verschiedenen Schularten unter Anleitung 
von Fachkräften einen lebendigen Eindruck von der 
Praxis parlamentarischer Arbeit . 3Ziel des Landtags-
besuchs von Schulklassen ist es, bei jungen Menschen 
ein vertieftes Verständnis für die Erscheinungsformen 
und Spielregeln der modernen Demokratie zu fördern .

Teilnehmerkreis
1An dem Programm der pädagogischen Betreuung 
können Klassen und Kurse aller Schularten teilneh-
men, deren Lehrpläne die Bayerische Verfassung und 
das parlamentarische Regierungssystem behandeln 
(z . B . ab der 8 . Jahrgangsstufe Mittelschule bzw . ab der 
10. Jahrgangsstufe Realschule/Gymnasium/Berufliche 
Schulen etc .) . 2Für Klassen aus Förderzentren und für 
Übergangs- bzw . Berufsintegrationsklassen kann das 
Programm speziell abgestimmt werden .
3Zusätzlich bietet der Bayerische Landtag auch für Stu-
dienseminare einen Besuchstermin an, um sie mit den 
Aufgaben des Landtags und aktuellen Themen des Lan-
desparlamentarismus vertraut zu machen .

Vorbereitung und Durchführung
1Die Vorbereitung des Landtagsbesuchs erfolgt an den 
Schulen . 2Zu diesem Zweck erhalten die Lehrkräf-
te der eingeladenen Klassen vom Landtagsamt auf 
 Anforderung geeignete Unterrichtsmaterialien, welche 
auch auf der Internetseite des Bayerischen Landtags 
(http://www.bayern.landtag.de) unter dem Menüpunkt 
„InfoService – Angebote für Schulen“ abgerufen wer-
den können . 3In seinem Internetauftritt informiert der 
Landtag zudem über Arbeitsweise und Aufgaben des 
bayerischen Parlaments und veröffentlicht aktuelle Sit-
zungspläne,  Tagesordnungen und die Biographien der 
Abgeordneten .
4Die Erfahrung zeigt, dass die Vor und Nachberei-
tung an der Schule Grundlage für einen gewinnbrin-
genden Landtagsbesuch ist . 5Die Schülerinnen und 
Schüler  erhalten im Maximilianeum zum Abschluss 
des  Besuchs eine Informationsmappe, die ein breites 
Spektrum an Themen (z . B . Mitwirkung in der Demo-
kratie, Stellung der Abgeordneten, Organisation und 
Aufgaben des Parlaments, Bayern in Deutschland und 
Europa) aufgreift. 6Sie wird durch ein Lehrerbegleitheft 
mit  Arbeitsanregungen und Arbeitsblättern ergänzt .

Programmablauf
– Einführung in Aufbau und Arbeitsweise des 

 Parlaments
– Besuch einer Plenar oder Ausschusssitzung
– Gespräch mit Abgeordneten der Fraktionen
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denen das politische System in Bayern und das baye-
rische Parlament Gegenstand des Sozialkundeunter-
richts sind (z . B . an die 8 . Jahrgangsstufe der Mittel-
schule oder an die 10 . Jahrgangsstufe in Realschule und 
Gymnasium) . 5Für Klassen aus Förderzentren und für 
Übergangs- bzw . Berufsintegrationsklassen kann das 
Planspiel speziell abgestimmt werden .
6Teilnehmen kann eine Schule mit mehreren Schulklas-
sen aus einer Jahrgangsstufe (d . h . in der Regel mit etwa 
65 Schülerinnen und Schülern; im Ausnahmefall auch 
mit größeren Gruppen) . 7Schulen, die im Rahmen des 
Besuchsprogramms der „Pädagogischen Betreuung im 
Bayerischen Landtag“ (s. o.) für das Schuljahr 2017/18 
eine Einladung erhalten haben, können für das Plan-
spiel nicht berücksichtigt werden . 8Diese Einschrän-
kung verfolgt das Ziel einer möglichst gerechten Ver-
teilung des pädagogischen Angebots des Bayerischen 
Landtags auf alle Schulen und Regionen des Freistaates .
9In der Regel wird das Planspiel an den Schulen vor 
Ort durchgeführt . 10Dazu sind entsprechende Räum-
lichkeiten erforderlich (v . a . ein größerer Tagungsraum 
für die „Plenarversammlung“) . 11Nach der erfolgrei-
chen Bewerbung einer Schule beim Landtagsamt wird 
in Absprache von C.A.P. und Schule ein Termin für 
die Durchführung festgelegt . 12Dabei werden auch die 
notwendigen organisatorischen Rahmenbedingungen 
geklärt . 13Das Planspiel selbst wird vor Ort von entspre-
chend geschulten Honorarkräften des C.A.P. geleitet. 
14Kosten für die Schule entstehen nicht . 15Eine organi-
satorische Unterstützung seitens der Lehrkräfte wird 
allerdings vorausgesetzt .
16Für die Durchführung des Planspiels im Maximili-
aneum selbst stehen nur wenige Termine im Jahr zur 
Verfügung . 17Die Auswahl für die Teilnahme nimmt 
die „Pädagogische Betreuung im Bayerischen Landtag“ 
vor . 18Wesentliche Auswahlkriterien sind – neben den 
oben dargelegten Einschränkungen – der Zeitpunkt der 
 Anmeldung, eine gleichmäßigere Verteilung der Termi-
ne auf die Schularten und die angemessene Berücksich-
tigung aller bayerischen Regierungsbezirke .

Anmeldung

Schulen richten ihre formlose schriftliche Anmeldung 
(EMail, Fax, Brief) bitte an:

  Bayerischer Landtag - Landtagsamt  
Referat P III: Öffentlichkeitsarbeit, Besucherdienst  
Pädagogische Betreuung  
Maximilianeum  
81627 München  
Tel.: 0 89/41 26  23 36 oder 22 34  
Fax: 0 89/41 26  17 67  
EMail: paed .betreuung@bayern .landtag .de

Die schriftliche Anmeldung soll folgende Angaben ent-
halten:

– Schuladresse mit Telefon/FaxNummer,  
EMailAdresse 

– Name der verantwortlichen Lehrkraft, die auch als 
Ansprechpartner fungiert

– Klassenstufe und Schülerzahl

– Angaben zum gewünschten Zeitraum, in dem das 
Planspiel durchgeführt werden soll

– ggf. den Hinweis auf das Interesse der Schule, an 
einem Planspiel im Maximilianeum teilzunehmen

Zusätzliche Informationen
1Bei der Forschungsgruppe Jugend und Europa des 
Centrums für angewandte Politikforschung (C.A.P.)  
(Tel.: 0 89/21 80  13 45) können im Vorfeld einer ge-
planten Anmeldung weitere Informationen eingeholt 
werden . 2Hinweise sind zudem dem Merkblatt zum 
Planspiel „Der Landtag sind wir!“ zu entnehmen  
(https://www.bayern.landtag.de/infoservice/angebote
fuer-schulen) .

3 . Inkrafttreten, Außerkrafttreten
1Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1 . Sep-
tember 2017 in Kraft und mit Ablauf des 31 . August 
2018 außer Kraft . 2Die Bekanntmachung „Pädagogische 
 Betreuung von Schulklassen im Bayerischen Landtag“ 
vom 17 . August 2016 (KWMBI . S . 209, StAnz . Nr . 41) tritt 
mit Ablauf des 31 . August 2017 außer Kraft .

Herbert P ü l s  
Ministerialdirektor

2230 .1 .1 .1 .1 .3-K

Informationstag „Lernort Staatsregierung“

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministerium  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 10. August 2017, Az. LZ 3-B3061.0/8

1Auf Beschluss der Bayerischen Staatsregierung wird das 
Programm „Lernort Staatsregierung“ durch die Bayeri-
sche Landeszentrale fortgeführt . 2Im Rahmen verstärkter 
Bemühungen um die politische Bildung der Jugend wer-
den die schon seit vielen Jahren mit großem Erfolg durch-
geführten Besuche von Schulklassen in den Bayerischen 
Staatsministerien und in der Bayerischen Staatskanzlei 
auch in Zukunft angeboten .
3Der Informationstag „Lernort Staatsregierung“ will über 
Aufgaben und Arbeitsweisen der Bayerischen Staatsregie-
rung (Exekutive) informieren. 4Die Jugendlichen sollen 
„vor Ort“ einen Einblick bekommen, wo Politik gemacht 
wird und wie der politische Entscheidungsprozess abläuft. 
5In Gesprächen mit leitenden Beamten und nach Möglich-
keit mit Mitgliedern des bayerischen Kabinetts wird ein 
Beitrag geleistet, das Interesse am Staat und an staatlichem 
Handeln zu fördern.

Teilnehmerkreis:
1An dem Programm können die 9 . und 10 . Klassen der 
Mittelschulen (ggf . auch Förderschulen), die 10 . Klassen 
der Realschulen, Wirtschaftsschulen und Gymnasien so-
wie auch Kurse aus den 11 . und 12 . Jahrgangsstufen der 
Gymnasien teilnehmen .
2Es können sich auch interessierte Klassen der Fach und 
Berufsoberschulen sowie anderer beruflicher Schulen für 
einen Besuch bei der Bayerischen Staatsregierung bewer-
ben .
3Grundsätzlich kann sich jede Schule in jedem Schuljahr 
für einen Termin bewerben . 
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Die Meldung der Schule soll folgende Angaben enthalten:

–  Schuladresse mit Telefon und Faxnummer
–  teilnehmende Klasse/Gruppe (Schülerzahl) und verant-

wortliche Lehrkraft
–  ggf. gewünschter/auszuschließender Zeitraum des 

 Besuchs in München und ggf . bevorzugtes Ressort .
1Jede Schule kann grundsätzlich pro Schuljahr nur eine 
Gruppe mit maximal 33 Schülern melden . 2Erwünscht sind 
auch klassenübergreifende Gruppen von interessierten 
Schülerinnen und Schülern aus einer Jahrgangsstufe, oder 
z . B . Wahlkurse Politik und Zeitgeschichte o . ä ., falls dies 
schulintern genehmigt wird und organisiert werden kann .
3Wir weisen darauf hin, dass es grundsätzlich nicht mög-
lich ist, innerhalb eines Schuljahres eine Einladung sowohl 
zu einer Teilnahme am Programm „Lernort Staatsregie-
rung“ als auch zu einem Landtagsbesuch im Rahmen der 
Pädagogischen Betreuung zu erhalten . 4Diese Einschrän-
kung dient dazu, möglichst viele Bewerber zumindest 
einmal pro Schuljahr bei einem der Angebote zum Zuge 
kommen zu lassen .
5Nach der Anmeldung bei der Landeszentrale wird  diese 
– bei Berücksichtigung der Schule – das Ressort, den 
endgültigen Termin und alle weiteren Verfahrensschritte 
 mitteilen .

Inkrafttreten, Außerkrafttreten:
1Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1 . Septem-
ber 2017 in Kraft und mit Ablauf des 31 . August 2018  außer 
Kraft . 2Die Bekanntmachung Informationstag „Lernort 
Staatsregierung“ vom 17 . August 2016 (KWMBI . S . 207, 
StAnz . Nr . 41) tritt mit Ablauf des 31 . August 2017 außer 
Kraft .

Herbert P ü l s  
Ministerialdirektor

2230 .1 .3-K

Schulversuch „Digitale Schule 2020“

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 11. August 2017, Az. IV.11-BS4641-6a.84 639

Mit Beginn des Schuljahres 2017/18 bis Ende des Schul-
jahres 2019/20 führt die Stiftung Bildungspakt Bayern 
auf der Grundlage der Art . 81 bis 83 des Bayerischen 
Gesetzes über das Erziehungs und Unterrichtswesen 
den Schulversuch „Digitale Schule 2020“ nach der Maß-
gabe der nachfolgenden Regelungen durch:

1 . Inhalte und Ziele
1Im Rahmen des Schulversuchs werden Konzepte und 
Umsetzungsstrategien für die systematische Integra-
tion digitaler Medien in Lehr- und Lernprozesse sowie 
administrative Prozesse erarbeitet . 2An diesem Schul-
entwicklungsprozess ist die ganze Schulgemeinschaft 
beteiligt .
3Angestrebt werden eine Modellwirkung für Verän-
derungsprozesse im Kontext der Digitalisierung an 
anderen Schulen sowie die Gewinnung von Steue-
rungswissen zur Unterstützung der Digitalisierung an 
bayerischen Schulen .

Vorbereitung und Durchführung:
1Der Informationstag findet in der Landeshauptstadt Mün-
chen, dem Sitz der Bayerischen Staatsregierung, statt .
2Die inhaltliche Vorbereitung der eintägigen Informa-
tionsfahrt wird an den Schulen durchgeführt; verbindliche 
Richtschnur bilden dabei die Lehrplanvorgaben für den 
Bereich der politischen Bildung . 3Eine gründliche Vor-
bereitung der teilnehmenden Schülerinnen und Schüler 
ist Voraussetzung für die Teilnahme . 4Die eingeladenen 
Gruppen erhalten von der Bayerischen Landeszentrale für 
politische Bildungsarbeit Hinweise und ggf. Materialien 
zur Vorbereitung . 5Die Informationstage selbst werden von 
der Bayerischen Landeszentrale für politische Bildungs-
arbeit organisatorisch betreut und inhaltlich gestaltet . 6Die 
Kosten für die Verpflegung trägt die Landeszentrale, zu 
den Fahrtkosten wird ein Zuschuss gezahlt . 7Anträge auf 
Fahrtkostenzuschuss sind bei Terminen im ersten Schul-
halbjahr bis zum Ende des Schuljahres, bei Terminen im 
zweiten Schulhalbjahr bis zum Ende des Kalenderjahres 
einzureichen .

Zeitlicher Ablauf des Informationstages:

–  9.45 Uhr Ankunft an einem Staatsministerium oder an 
der Staatskanzlei

–  ca. 13.00 Uhr Mittagessen

–  ca. 16.00 Uhr Ende der Veranstaltung

Vorgesehenes Programm:

–  Vorstellung der Aufgaben und des Aufbaus des jewei
ligen Ministeriums bzw . der Bayerischen Staatskanzlei 
durch einen Beamten des Hauses

–  Vortrag und Gespräch über einen Aufgabenschwerpunkt 
des Ressorts nach vorhergehender Absprache hinsicht-
lich der Wünsche und Interessen der Schülerinnen und 
Schüler - ggf . Rundgang durch das Gebäude

–  Nach Möglichkeit Gespräch mit der Staatsministerin, 
dem Staatsminister, dem Staatssekretär oder deren Per-
sönlichen Referenten

–  Aufarbeitung der am Vormittag erhaltenen Informatio-
nen; Abschlussdiskussion

–  Besichtigung der Bayerischen Staatskanzlei
1Seit dem Schuljahr 2015/16 sind auch Besuche von Schü-
lergruppen am zweiten Dienstsitz des Staatsministeriums 
der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat in 
Nürnberg möglich .
2Dieses Angebot richtet sich ausschließlich an Schüler-
gruppen aus dem nordbayerischen Raum .

Anmeldung:

Zur Teilnahme an den Informationstagen können Schulen 
ab sofort ihre formlose schriftliche Anmeldung richten an 
die 

Bayerische Landeszentrale für politische Bildungsarbeit 
Praterinsel 2
80538 München
Fax : 0 89 / 21 86 – 21 80
EMail: Sabine .Lauterbach@stmbw .bayern .de 

Weitere Informationen im Internet:  
http://www.blz.bayern.de

unter: Veranstaltungen  „Lernort Staatsregierung“
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4Konkret sind v. a. folgende Entwicklungsaufgaben 
 umzusetzen:

– Erarbeitung von Konzepten und konkreten Umset-
zungsstrategien für die systematische Integration di-
gitaler Medien in allen Fächern und Jahrgangsstufen 
unter dem Aspekt der Steigerung der Unterrichtsqua-
lität;

– Ausloten des Mehrwerts digitalgestützter Vorgehens-
weisen für personalisiertes und kollaboratives Lernen 
und zum Ausbau der Selbststeuerungskompetenz;

– Aufbau von Medienkompetenz bei Schülern zur ver-
antwortungsbewussten, auch kreativen Mediennut-
zung und zur Vorbereitung auf die Arbeitswelt;

– Erweiterung der Aufgaben und Prüfungskultur durch 
digitale Formate und Integration relevanter Anforde-
rungen, wie z . B . Informationskompetenz;

– Förderung der Kompetenzentwicklung von Lehrkräf-
ten beim Einsatz digitaler Medien;

– Weiterentwicklung des digitalen Informations und 
Kommunikationsmanagements im Bereich der Ver-
waltung und des Wissensmanagements;

– Ausarbeitung und Implementierung einer zu den 
 pädagogischen Ansprüchen passenden IT-Architek-
tur .

2 . Durchführung

Der Schulversuch wird von der Stiftung Bildungspakt 
Bayern durchgeführt und von einem wissenschaftlichen 
Beirat sowie von einem Projektbeirat beraten .

3 . Laufzeit

Der Schulversuch beginnt mit dem Schuljahr 2017/18 
und endet mit Ablauf des Schuljahres 2019/20.

4 . Modellschulen

Folgende Schulen haben sich erfolgreich beworben und 
nehmen am Schulversuch teil:

Schule Adresse Schulnr. Reg.-bez.

1 Grundschule  
Offenstetten

Schulstraße 9  
93326 Abensberg

3674 Ndb

2 Grundschule  
Buchloe

Adolf-Müller-
Straße 7  
86807 Buchloe

8817 Schw .

3 Mittelschule 
Ebern

Gymnasium-
straße 8  
96106 Ebern

7730 Ofr

4 Mittelschule 
Neunburg 
vorm Wald

Katzdorfer  
Straße 18  
92431 Neunburg 
vorm Wald

4843 Opf

5 Realschule 
am Europa
kanal II 
Erlangen

Schallershofer 
Straße 18  
91056 Erlangen

0686 Mfr

6 Realschule 
Schöllnach

Schulstraße 21  
94508 Schöllnach

0693 Ndb

7 Gymnasium  
Ottobrunn

Karl-Stieler-
Straße 1  
85521 Ottobrunn

0250 Obb

8 Gymnasium  
Casimiria-
num Coburg

Gymnasiums-
gasse 2  
96450 Coburg

0054 Ofr

Mit der Teilnahme am Schulversuch verpflichten sich 
die Modellschulen neben der zielgerichteten Bearbei-
tung der Entwicklungsaufgaben zur regelmäßigen Teil-
nahme an Arbeitstagungen sowie zur Mitarbeit an der 
Multiplikation und Evaluation der Ergebnisse.

5 . Netzwerk im Schulversuch
1Die Arbeit der Modellschulen soll durch die Zusam-
menarbeit mit Netzwerkschulen unterstützt werden . 
2Durch gemeinsame Konzeptentwicklung, Erfah-
rungsaustausch und Wissenstransfers soll die Qualität 
der  Arbeit mit digitalen Medien an allen beteiligten 
Schulen weiter gesteigert werden . 3Der Schwerpunkt 
der Arbeit liegt auf der Unterrichtsentwicklung . 4Des-
halb sind insbesondere folgende Erwartungen an die 
Netzwerkarbeit geknüpft:
– Beteiligung an der Entwicklung und Erprobung von 

Konzepten und konkreten Umsetzungsstrategien für 
die Nutzung digitaler Medien in Arbeits-, Lehr- und 
Lernprozessen;

– Intensivierung eines Schulentwicklungsprozesses hin 
zur „Digitalen Schule“

– Mitarbeit bei der Multiplikation und Evaluation der 
Ergebnisse

6 . Netzwerkschulen

Folgende Schulen sind aufgrund ihrer Bewerbung für 
den Schulversuch als Netzwerkschulen ausgewählt 
worden:

Schule Adresse Schulnr. Reg.-bez.
1 Grundschule 

München,
Gänseliesel- 
straße 33  
81739 München

2178 Obb

2 Grundschule 
Stockdorf

Zugspitzstraße 17  
82131 Stockdorf

2895 Obb

3 Grund- und 
Mittelschule 
Sonnefeld

Schützenstraße 14  
6242 Sonnefeld

5664/ 
5700

4 Wilhelm-
Conrad
Röntgen-
Mittelschule 
Weilheim

Röntgenstraße 3  
82362 Weilheim

2993 Obb

5 Mittelschule 
Schwarzach

Schulstraße 6 
und 8  
82362 Weilheim

3926 Ndb

6 Karl-Dehm-
Mittelschule 
Schwabach

Gutenberg- 
straße  22  
91126 Schwabach

6691 Mfr

7 Realschule 
Poing

Seerosenstraße 13  
85586 Poing

0527 Obb

8 Realschule 
Gauting

Birkenstraße 1  
82131 Gauting

0476 Obb

9 Realschule 
Arnstorf

Eggenfeldener 
Straße 43,  
94424 Arnstorf

0652 Ndb

10 Gymnasium 
Pfarrkirchen

Arnstorfer  
Straße 9  
84347 Pfarr-
kirchen

0257 Ndb

11 Gymnasium 
Veitshöch-
heim

Günterslebener 
Straße 45  
97209 Veits-
höchheim

0969 Ufr

12 Gymnasium 
Königsbrunn

Alter Postweg 3  
86343 Königs-
brunn

0137 Schw
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2230 .1 .3-K

Schulversuch zweijährige  
Integrationsmaßnahmen an  

Beruflichen Schulen für  
berufsschulpflichtige Asylbewerber  

und Flüchtlinge – einjährige Erweiterung der 
Pflegehelferausbildung an Berufsfachschulen für 

Pflegehelferberufe für Asylbewerber und  
Flüchtlingen an Berufsfachschulen –  

einjährige Erweiterung der  
Heilerziehungspflegehelferausbildung an  

Fachschulen für Heilerziehungspflegehilfe für 
Asylbewerber und Flüchtlinge

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 17. August 2017, Az. VI.8-BS9400.10-7a.68 058 

1Mit Beginn des Schuljahres 2017/2018 können in Form 
eines Schulversuchs an Berufsfachschulen, Wirtschafts-
schulen, Fachschulen für Heilerziehungspflegehilfe, 
Fachschulen für Heilerziehungspflege, Fachakademien 
für Sozialpädagogik, Fachakademien für Heilpädagogik 
und Beruflichen Oberschulen zweijährige integrative 
schulische Maßnahmen für Asylbewerber und Flücht-
linge (Personen gemäß Art . 35 Abs . 1 Satz 2 Nrn . 1 bis 
3 des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs und 
Unterrichtswesen – BayEUG in der jeweils geltenden 
Fassung) zum Spracherwerb, zum Erwerb der Kompe-
tenzen für eine erfolgreiche Berufsausbildung und einer 
gelingenden  Integration sowie zur Hinführung an das 
Bildungsangebot der Berufsfachschulen, der vorgenann-
ten Fachschulen und Fachakademien, der zweijährigen 
Wirtschaftsschulen bzw. der Beruflichen Oberschulen als 
eigenständiges  Angebot der jeweiligen Schulart durch-
geführt werden . 2Mit Beginn des Schuljahres 2017/2018 
können Asylbewerber und Flüchtlinge, welche bereits ei-
nen Abschluss der Mittelschule oder einen entsprechenden 
Abschluss nach § 20 Mittelschulordnung (MSO) erworben 
haben und den Beruf Heilerziehungspflegehelferin/Heil-
erziehungspflegehelfer anstreben, einen Pflegehelferberuf 
(Pflegefachhelferin/Pflegefachhelfer (Altenpflege), Pfle-
gefachhelferin/Pflegefachhelfer (Krankenpflege), Sozi-
albetreuerin und Pflegefachhelferin/Sozialbetreuer und 
Pflegefachhelfer) anstreben, jedoch noch nicht über die 
erforderliche Sprachkompetenz verfügen, direkt in das 
zweite Schuljahr der vorgenannten Maßnahme an einer 
einschlägigen Berufsfachschule oder Fachschule eintreten 
und dort neben einer weiteren Sprachförderung gezielt auf 
die Anforderungen der Heilerziehungspflege bzw. eines 
Pflegehelferberufs vorbereitet werden. 3Soweit Maßnah-
men nach dieser  Bekanntmachung ohne Kooperationen 
mit Maßnahmeträgern durchgeführt werden, dürfen in die 
Klassen auch Personen aufgenommen werden, die ohne 
Asylsuchende oder Flüchtlinge zu sein, erhebliche Defizi-
te in der Beherrschung der deutschen Sprache aufweisen 
4Die folgenden Ausführungen gelten entsprechend für die-
sen Personenkreis . 5Grundlage für den Schulversuch sind 
Art. 81 ff BayEUG.

1 . Ziele und Inhalte des Schulversuchs

1 .1 Mit dem Schulversuch wird eine zweijährige integ-
rative schulische Maßnahme an Berufsfachschulen, 
Wirtschaftsschulen, Fachschulen für Heilerziehungs-

Mit der Teilnahme am Schulversuch verpflichten sich 
die Netzwerkschulen neben der zielgerichteten Bear-
beitung der Entwicklungsaufgaben zur regelmäßigen 
Teilnahme an Arbeitstagungen sowie zur Mitarbeit an 
der Multiplikation und Evaluation der Ergebnisse.

7 . Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1 . August 
2017 in Kraft und mit Ablauf des 31 . Juli 2020 außer 
Kraft .

Herbert P ü l s  
Ministerialdirektor

2230 .1 .1 .1 .1 .3-K

Gesamtkonzept für die Politische Bildung  
an bayerischen Schulen

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 16. August 2017, Az. X.10-BS4400.18-6a.85 372

1 . 1Das „Gesamtkonzept für die Politische Bildung an 
 bayerischen Schulen“, bei dem es sich um eine ver-
bindliche Vorgabe für alle Schulen in Bayern handelt, 
ist online unter www.km.bayern.de/gesamtkonzept
politische-bildung .de veröffentlicht .
2Die Bayerische Verfassung verpflichtet dazu, die Schü-
lerinnen und Schüler „im Geiste der Demokratie, in 
der Liebe zur bayerischen Heimat und zum deutschen 
Volk und im Sinne der Völkerversöhnung zu erziehen“ 
(Art . 131 Abs . 3) . 3Aktuell wird besonders deutlich, wie 
grundlegend es ist, dass alle Lehrkräfte an allen Schu-
len in Bayern Politische Bildung in Schule und Unter-
richt umsetzen . 4Sie müssen dies tun als überzeugte und 
überzeugende Botschafter der freiheitlichen demokra-
tischen Grundordnung auf der Basis des Grundgesetzes, 
der Bayerischen Verfassung und der weiteren maßgeb-
lichen rechtlichen Bestimmungen .
5Das „Gesamtkonzept für die Politische Bildung an 
bayerischen Schulen“ konkretisiert das schulart- und 
fächerübergreifende Bildungs und Erziehungsziel 
 „Politische Bildung“ . 6Es gibt allen Schulleiterinnen 
und Schulleitern sowie den Lehrkräften aller Schul-
arten und aller Fächer den verbindlichen Rahmen für 
die Umsetzung der Politischen Bildung an den Schulen 
in  Bayern vor . 7Es fasst wichtige Grundsätze zusam-
men und unterstützt ihre Arbeit mit Hinweisen auf die 
 gesamte Bandbreite der nachhaltigen Gestaltung Poli-
tischer Bildung im Schulbereich .
8Die Lehrkräfte sind über das Gesamtkonzept zu infor-
mieren . 

2 . Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 12 . Sep-
tember 2017 in Kraft . 

Herbert P ü l s  
Ministerialdirektor
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pflegehilfe, Fachschulen für Heilerziehungspflege, 
Fachakademien für Sozialpädagogik, Fachakade-
mien für Heilpädagogik bzw. Beruflichen Ober-
schulen erprobt, die bei erfolgreicher Teilnahme zum 
 Abschluss der Mittelschule führt und darüber hinaus 
dem Ziel dient, die Schülerinnen und Schüler auf die 
Anforderungen weiterführender Schulen oder einer 
Berufsausbildung vorzubereiten . 

1 .2 1Mit der einjährigen Maßnahme an Berufsfachschu-
len für Pflegehelferberufe wird eine erweiterte Pfle-
gehelferausbildung für Personen erprobt, welche zwar 
über einen Abschluss der Mittelschule, jedoch nicht 
über ausreichende Sprachkompetenz zum direkten 
Einstieg in die einjährige Pflegehelferausbildung 
verfügen . 2Neben der für die Pflegehelferausbildung 
erwünschten Sprachkompetenz wird Allgemeinwis-
sen und einschlägiges Fachwissen vermittelt . 3Die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer werden befähigt, 
im Anschluss eine einjährige Pflegehelferausbildung 
zu absolvieren . 

1 .3 1Mit der einjährigen Maßnahme an Fachschulen 
für Heilerziehungspflegehilfe wird eine erweiterte 
Heilerziehungspflegehilfeausbildung für Personen 
erprobt, welche zwar über einen Abschluss der Mittel-
schule, jedoch nicht über ausreichende Sprachkompe-
tenz und berufliche Praxis zum direkten Einstieg in 
die einjährige Heilerziehungspflegehilfeausbildung 
verfügen . 2Neben der für die Heilerziehungspfle-
gehilfeausbildung erwünschten Sprachkompetenz 
wird Allgemeinwissen und einschlägiges Fachwis-
sen vermittelt . 3Die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer werden befähigt, im Anschluss an die einjährige 
Maßnahme ein Jahr im Bereich der Behindertenhilfe 
tätig zu sein und anschließend eine einjährige Heil-
erziehungspflegehilfeausbildung zu absolvieren.

1 .4 Die Maßnahmen können als vollzeitschulisches 
 Angebot (Modell 1) oder in kooperativer Form mit 
einem Maßnahmeträger (Modell 2) durchgeführt 
werden .

2 . Anzuwendende Vorschriften

Soweit im Folgenden keine abweichenden Regelun-
gen getroffen werden, sind in der jeweils geltenden 
Fassung anzuwenden:
– das BayEUG,
– das Bayerische Schulfinanzierungsgesetz  

(BaySchFG),
– das Gesetz über die Kostenfreiheit des Schulwegs 

(SchKFrG) und
– die Schulordnung der jeweils besuchten Schulart.

3 . Stundentafel
1Dem Unterricht sind die als Anlage beigefügte 
Stundentafeln zugrunde zu legen . 2Die einjährige 
Maßnahme an Berufsfachschulen für Pflegehelfer
berufe erfolgt dabei nach der Stundentafel des zwei-
ten Schuljahres . 3Im Einzelnen:

3 .1 Zweijährige Maßnahme
1Im ersten Jahr stehen die intensive Sprachförde-
rung, grundlegende allgemeinbildende und berufs-
orientierende bzw . berufsvorbereitende Inhalte und 
Lerngebiete zur gesellschaftlichen Integration und 
Wertevermittlung im Vordergrund . 2Das zweite Jahr 

dient neben der fortgeführten allgemein- und berufs-
sprachlichen Ausbildung verstärkt der Berufsvor-
bereitung bzw . dem Übertritt oder der Vorbereitung 
des Übertritts in eine weitere Schule – möglichst der 
Schulart, an welcher die Schülerin/der Schüler den 
Schulversuch absolviert hat . 3Zudem können die 
Jugendlichen im Rahmen des Unterrichts auf all-
gemeinbildende Abschlüsse vorbereitet werden (v. a. 
externe Prüfung zum qualifizierenden Abschluss der 
Mittelschule) . 

3.2 Einjährige Maßnahme an Berufsfachschulen für Pfle-
gehelferberufe

1Neben einer intensiven Sprachförderung beinhaltet 
der Unterricht grundlegende allgemeinbildende In-
halte und Inhalte zur gesellschaftlichen Integration 
und Wertevermittlung sowie eine intensive Berufs-
vorbereitung auf einen Pflegehelferberuf. 2Zudem 
können die Schülerinnen und Schüler im Rahmen 
des Unterrichts auf allgemeinbildende Abschlüsse 
vorbereitet werden (v. a. externe Prüfung zum Erwerb 
des qualifizierenden Abschlusses der Mittelschule).

3.3 Einjährige Maßnahme an Fachschulen für Heilerzie-
hungspflegehilfe

1Neben einer intensiven Sprachförderung beinhal-
tet der Unterricht grundlegende allgemeinbildende 
 Inhalte und Inhalte zur gesellschaftlichen Integration 
und Wertevermittlung sowie eine intensive Berufs-
vorbereitung auf den Heilerziehungspflegehelfer
beruf . 2Zudem können die Schülerinnen und Schüler 
im Rahmen des Unterrichts auf allgemeinbildende 
Abschlüsse vorbereitet werden (v . a . externe Prüfung 
zum Erwerb des qualifizierenden Abschlusses der 
Mittelschule) .

4 . Leistungsnachweise, Vorrücken, Ausschluss vom 
Schulbesuch

1Für die Leistungsnachweise gilt § 12 der Berufs-
schulordnung (BSO) in der jeweils geltenden Fas-
sung entsprechend .2Zum Schuljahresende des ers-
ten Schuljahres der zweijährigen Maßnahme erhalten 
die Schülerinnen und Schüler eine Rückmeldung zu 
ihren schulischen Leistungen und ihrer Entwick-
lung . 3Dies erfolgt durch eine allgemeine Bewer-
tung  (Bescheinigung), die auch eine Empfehlung 
zu sinnvollen (schulischen) Anschlussmöglichkeiten 
umfasst . 4Diese Bescheinigung schließt nicht die 
 Berechtigung des erfolgreichen Abschlusses der Mit-
telschule gemäß § 15 Abs . 3 Satz 1 BSO i . V . m . § 20 
Satz 1 Nr. 3 MSO mit ein. 5Die Teilnahme an exter-
nen schulischen Prüfungen steht den Schülerinnen 
und Schülern jedoch offen (z . B . externe Prüfung zum 
Erwerb des Abschlusses der Mittelschule). 6Schüle-
rinnen und Schüler, die die vorgenannte Bescheini-
gung erhalten haben, rücken in das zweite Schuljahr 
der zweijährigen Maßnahme vor . 7Schülerinnen und 
Schüler, deren Leistungen nicht erwarten lassen, dass 
sie das Ziel des Schulversuchs erreichen, können – 
 soweit ihre Berufsschulpflicht erfüllt ist – vom weite-
ren Schulbesuch ausgeschlossen werden . 8Die Ent-
scheidung trifft die Schulleiterin/der Schulleiter unter 
Berücksichtigung der Leistungen der Schülerin/des 
Schülers und der Möglichkeit der Wiederholung eines 
Schuljahres .
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 gemäß den Vorgaben des Staatsministeriums für Bil-
dung und Kultus, Wissenschaft und Kunst verfügen . 

7 .2 Modell 2 Kooperative Form mit einem Maßnahme-
träger
1Betreffend die Lehrkräfte der Schule gilt das zu 
 Modell 1 Gesagte entsprechend . 2Die Schulen 
 arbeiten zudem mit einem Kooperationspartner 
(Maßnahmeträger) zusammen . 3Die vom Maßnah-
meträger eingesetzten Lehrkräfte müssen über ein-
schlägige Qualifikationen gemäß den Vorgaben des 
Staatsministeriums für Bildung und Kultus, Wissen-
schaft und Kunst verfügen .

8 . Evaluation
1Der Schulversuch wird durch das Staatsinstitut für 
Schulqualität und Bildungsforschung evaluiert . 2Die 
teilnehmenden Schulen verpflichten sich, an der 
Evaluation mitzuwirken und die dazu erforderlichen 
Auskünfte zu geben .

9 . Laufzeit des Schulversuchs
1Der Schulversuch beginnt mit dem Schuljahr 
2017/2018. 2Während der Laufzeit des Schulversuchs 
können Schülerinnen und Schüler jährlich in die vor-
genannten Schulen aufgenommen werden, letztmalig 
zum Schuljahr 2019/2020.

10 . Teilnehmende Schulen

Es können staatliche, kommunale und private Schu-
len gemäß den folgenden Vorgaben teilnehmen:

10 .1 Staatliche Schulen

Die teilnehmenden staatlichen Schulen werden von 
der Koordinatorin/ dem Koordinator für die Berufsin-
tegration der jeweils örtlich zuständigen Regierung 
bestimmt – betreffend die Beruflichen Oberschulen 
im Benehmen mit dem örtlich zuständigen Ministe-
rialbeauftragten .

10 .2 Kommunale Schulen

Kommunale Schulen stellen bei Interesse bis spä-
testens 1 . April bzw . 1 . Oktober eines jeden Jahres 
einen Antrag bei der Koordinatorin/dem Koordinator 
für  Berufsintegration der örtlich zuständigen Regie-
rung, die/der entsprechend den Maßgaben des Staats-
ministeriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft 
und Kunst über den Antrag entscheidet .

10 .3 Private Schulen
1Private Schulen stellen bei Interesse bis spätestens 
1. April bzw. 1. Oktober eines jeden Jahres einen 
Antrag bei der Koordinatorin/dem Koordinator für 
Berufsintegration der örtlich zuständigen Regie-
rung . 2Dem Antrag ist ein Konzept beizufügen, das 
insbesondere die für den Unterricht vorgesehenen 
Räumlichkeiten und die Ausstattung sowie das vor-
gesehene Lehrpersonal und dessen Qualifikation 
enthält . 3Näheres wird durch Schreiben des Staats-
ministeriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft 
und Kunst festgelegt . 4Die Koordinatorin/der Koor-
dinator für Berufsintegration der örtlich zuständigen 
Regierung entscheidet nach Prüfung des Konzeptes 
entsprechend den Maßgaben des Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst über 
den Antrag . Teilnehmende private Schulen unterlie-
gen der Evaluation gemäß Nr. 8. 5Die Teilnahme 

5 . Erwerb des Abschlusses der Mittelschule im Rah-
men der zweijährigen Maßnahme
1Beim erfolgreichen Besuch des zweiten Schuljahres 
der zweijährigen Maßnahme kann die Berech tigung 
des erfolgreichen Abschlusses der Mittelschule 
 gemäß § 15 Abs . 3 Satz 1 BSO i . V . m . § 20 Satz 1 Nr . 3 
MSO erworben werden, bei Vorliegen der Maßgaben 
des § 26 Abs . 5 Satz 1 Nr . 4 der Wirtschaftsschulord-
nung (WSO) wird auch die Berechtigung zum Eintritt 
in die zweijährige Wirtschaftsschule erworben . 2Dar-
über hinaus findet keine Abschlussprüfung statt. 3Die 
Schülerinnen und Schüler können im Übrigen an der 
externen Prüfung zum Erwerb des qualifizierenden 
Abschlusses der Mittelschule oder zum Erwerb des 
mittleren Schulabschlusses teilnehmen .

6 . Schülerinnen und Schüler
1Die Aufnahme von Schülerinnen und Schülern 
 erfolgt jeweils zum Schuljahresbeginn am 1 . August 
eines jeden Schuljahres oder zu Beginn des zweiten 
Schulhalbjahres, spätestens jedoch bis zum 15 . Ok-
tober bzw . 15 . März des jeweiligen Schuljahres . 2Die 
zweijährige Maßnahme steht berufsschulpflichtigen 
Asylbewerberinnen/Asylbewerbern und Flüchtlin-
gen zwischen dem 16 . und 21 . Lebensjahr (Stichtag 
ist der 1 . August des jeweiligen Schuljahres) sowie 
in begründeten Ausnahmefällen bis zum 25 . Le-
bensjahr offen, die aufgrund mangelnder Kenntnis 
der deutschen Sprache dem Unterricht in regulären 
Klassen nicht folgen können . 3Es wird mit Blick auf 
die gewünschte Integration empfohlen, dass jünge-
re Personen aus der vorgenannten Alterskohorte die 
Maßnahme an einer Wirtschaftsschule oder einer Be-
rufsfachschule absolvieren und entsprechend beraten 
werden . 4Die einjährige Maßnahme an Berufsfach-
schulen für Pflegehelferberufe und an Fachschulen 
für Heilerziehungspflegehilfe steht Asylbewerberin-
nen/Asylbewerbern und Flüchtlingen offen, die be-
reits einen Abschluss der Mittelschule oder einen ent-
sprechenden Abschluss gemäß § 20 MSO erworben 
haben, jedoch aufgrund mangelnder Kenntnis der 
deutschen Sprache nicht in reguläre Klassen der Be-
rufsfachschulen für Pflegehelferberufe oder der Fach-
schulen für Heilerziehungspflegehilfe aufgenommen 
werden können . 5Über die Aufnahme von Schülerin-
nen und Schülern entscheidet die Schulleiterin oder 
der Schulleiter mit Blick auf die Anforderungen der 
Maßnahme . 6Im Regelfall soll sich die Schulleite-
rin oder der Schulleiter dabei an den Voraussetzun-
gen für die Aufnahme in Berufsintegrationsklassen 
(zweijährige Maßnahme) bzw. an Pflegehelferschu-
len/Heilerziehungspflegehelferschulen (einjährige 
Maßnahme) orientieren . 7Zur Bildung einer Klasse 
sind mindestens 13 Schülerinnen und Schüler zu 
 Unterrichtsbeginn des jeweiligen Schuljahres erfor-
derlich; auf Grund der besonderen Anforderungen 
sollte die Klassengröße die Zahl von 20 Schülerin-
nen und Schüler nicht überschreiten . 8Abweichungen 
können auf Antrag der Schule von der Koordinato-
rin/dem Koordinator für Berufsintegration der örtlich 
 zuständigen Regierung zugelassen werden . 

7 . Lehrkräfte

7 .1 Modell 1 Vollzeitschulisches Angebot

Der Unterricht wird von Lehrkräften der Schule 
 erteilt, die über eine einschlägige Qualifikation 
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kommunaler und privater Schulen steht unter dem 
Vorbehalt, dass entsprechende Mittel zur Verfügung 
stehen .

11 . Inkrafttreten, Außerkrafttreten
1Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1 . Au-
gust 2017 in Kraft und mit Ablauf des 31 . Juli 2021 au-
ßer Kraft . 2Die Bekanntmachung des Staatsministe-
riums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und 
Kunst „Schulversuch zweijährige Integrationsmaß-
nahmen an Berufsfachschulen, Wirtschaftsschulen 
und beruflichen Oberschulen für berufsschulpflich-
tige Asylbewerber und Flüchtlinge – einjährige 
 Erweiterung der Pflegehelferausbildung an Berufs-
fachschulen für Pflegehelferberufe für Asylbewerber 
und Flüchtlingen an Berufsfachschulen“ vom 13 . Ja-
nuar 2016 (KWMBl . S . 50) tritt mit Ablauf des 31 . Juli 
2017 außer Kraft .

Stefan Gr a f  
Ministerialdirigent
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Anlage 
 
Stundentafeln 
 
Schuljahr 1 
 

 Unterrichtsstunden  Unterrichtsstunden 
(Teilungsstunden) 

Unterricht   

Bereich 1 10  

Bereich 2  10  

zur freien Verteilung auf die Bereiche 7  

Summe  27 + 10 

17 Unterrichtsstunden durch die Schule 
 
20 Unterrichtsstunden  
durch die Schule (Modell 1) oder  
durch einen Maßnahmeträger (Modell 2) 
   

  

 
Bereich 1 (Spracherwerb Deutsch; vgl. Lehrplan für die Berufsschule und 
Berufsfachschule, Unterrichtsfach: Deutsch, Basislehrplan)  
Bereich 2 (Bildungssystem und Berufswelt; Mathematik; Ethisches Handeln und 
Kommunikation; Sozialkunde; Ergänzender Lernbereich: Alphabetisierung; vgl. Lehrplan 
für die Berufsintegrations- und Sprachintensivklassen, 1. und 2. Schuljahr)  
 
Schuljahr 2 
 

 Unterrichtsstunden  Unterrichtsstunden 
(Teilungsstunden) 

Unterricht   

Bereich 1 6  

Bereich 2 6  

zur freien Verteilung auf die Bereiche 6  

Ausbildung entsprechend dem Profilbereich der jeweiligen 
Schulart * 

19  

Summe 37 + 4 

 22 Unterrichtsstunden durch die Schule 
 
* 19 Unterrichtsstunden  
vermittelt durch die Schule (Modell 1) oder 
einen Maßnahmeträger (Modell 2) 
 

  

 
Bereich 1 (Spracherwerb Deutsch; vgl. Lehrplan für die Berufsschule und Berufsfachschule, 
Unterrichtsfach: Deutsch, Basislehrplan)  
Bereich 2 (Bildungssystem und Berufswelt; Mathematik; Ethisches Handeln und Kommunikation; 
Sozialkunde; vgl. Lehrplan für die Berufsintegrations- und Sprachintensivklassen, 1. und 2. Schuljahr) 
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Anlage 
 
Stundentafeln 
 
Schuljahr 1 
 

 Unterrichtsstunden  Unterrichtsstunden 
(Teilungsstunden) 

Unterricht   

Bereich 1 10  

Bereich 2  10  

zur freien Verteilung auf die Bereiche 7  

Summe  27 + 10 

17 Unterrichtsstunden durch die Schule 
 
20 Unterrichtsstunden  
durch die Schule (Modell 1) oder  
durch einen Maßnahmeträger (Modell 2) 
   

  

 
Bereich 1 (Spracherwerb Deutsch; vgl. Lehrplan für die Berufsschule und 
Berufsfachschule, Unterrichtsfach: Deutsch, Basislehrplan)  
Bereich 2 (Bildungssystem und Berufswelt; Mathematik; Ethisches Handeln und 
Kommunikation; Sozialkunde; Ergänzender Lernbereich: Alphabetisierung; vgl. Lehrplan 
für die Berufsintegrations- und Sprachintensivklassen, 1. und 2. Schuljahr)  
 
Schuljahr 2 
 

 Unterrichtsstunden  Unterrichtsstunden 
(Teilungsstunden) 

Unterricht   

Bereich 1 6  

Bereich 2 6  

zur freien Verteilung auf die Bereiche 6  

Ausbildung entsprechend dem Profilbereich der jeweiligen 
Schulart * 

19  

Summe 37 + 4 

 22 Unterrichtsstunden durch die Schule 
 
* 19 Unterrichtsstunden  
vermittelt durch die Schule (Modell 1) oder 
einen Maßnahmeträger (Modell 2) 
 

  

 
Bereich 1 (Spracherwerb Deutsch; vgl. Lehrplan für die Berufsschule und Berufsfachschule, 
Unterrichtsfach: Deutsch, Basislehrplan)  
Bereich 2 (Bildungssystem und Berufswelt; Mathematik; Ethisches Handeln und Kommunikation; 
Sozialkunde; vgl. Lehrplan für die Berufsintegrations- und Sprachintensivklassen, 1. und 2. Schuljahr) 
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I. Rechtsvorschriften 381Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 12/2017

Auf Grund des Art. 3 Abs. 2 Satz 2 des Schulweg-
kostenfreiheitsgesetzes (SchKfrG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 452, 
BayRS 2230-5-1-K), das zuletzt durch § 1 Nr. 241 der 
Verordnung vom 22. Juli 2014 (GVBl. S. 286) geändert 
worden ist, verordnet das Bayerische Staatsministerium 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst:

§ 1 

Die Schülerbeförderungsverordnung (SchBefV) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 8. September 
1994 (GVBl. S. 953, BayRS 2230-5-1-1-K), die zuletzt 
durch § 1 der Verordnung vom 1. Juli 2016 (GVBl. S. 193) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Satz 1 Nr. 2 und 4 werden jeweils die Wörter 
„(ohne Berufsfachschulen in Teilzeitform)“ durch die 
Wörter „– ohne Berufsfachschulen in Teilzeitform –“ 
ersetzt.

2. § 2 Abs. 1a wird wie folgt geändert:

a) In Satz 3 werden die Wörter „des Art. 21 Abs. 2 
und des“ durch die Wörter „der Art. 30a Abs. 4 
und“ ersetzt.

b) In Satz 4 wird die Angabe „Art. 32a Abs. 9 Satz 1“ 
durch die Angabe „Art. 32a Abs. 6 Satz 1“ ersetzt.

3. In § 3 Abs. 2 Satz 2 werden die Wörter „(Schulbus, 
privates Kraftfahrzeug, Taxi oder Mietwagen)“ durch 

2230-5-1-1-K

Verordnung 
zur Änderung der 

Schülerbeförderungsverordnung

vom 14. Juni 2017

die Wörter „ , z. B. Schulbus, privates Kraftfahrzeug, 
Taxi oder Mietwagen,“ ersetzt.

4. In § 4 Satzteil vor Nr. 1 werden die Wörter „Gesetzes 
über die Kostenfreiheit des Schulwegs“ durch die An-
gabe „Schulwegkostenfreiheitsgesetzes (SchKfrG)“ 
ersetzt.

5. In § 5 Satz 1 Halbsatz 1 werden die Wörter „des Ge-
setzes über die Kostenfreiheit des Schulwegs“ durch 
die Angabe „SchKfrG“ ersetzt.

6. In § 7 wird die Angabe „420 €“ durch die Angabe 
„440 €“ ersetzt.

§ 2

(1) Diese Verordnung tritt am 1. August 2017 in Kraft.

(2) Mit Ablauf des 31. Juli 2017 tritt § 2 Abs. 2 der 
Verordnung zur Änderung der Schülerbeförderungsver-
ordnung vom 9. Mai 2008 (GVBl. S. 295, BayRS 2230-5-
1-1-UK) außer Kraft. 

München, den 14. Juni 2017

Bayerisches Staatsministerium 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig S p a e n l e , Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig S p a e n l e 
Staatsminister 

vom 14. Juni 2017 (GVBl. S. 381)
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Auf Grund des Art. 13 Satz 3, des Art. 44 Abs. 2 Satz 1 
und des Art. 89 Abs. 1 des Bayerischen Gesetzes über 
das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl. 
S. 414, 632, BayRS 2230-1-1-K), das zuletzt durch § 3 
des Gesetzes vom 12. Juli 2017 (GVBl. S. 362) geändert 
worden ist, verordnet das Bayerische Staatsministerium 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst:

§ 1

Die Berufsfachschulordnung Musik (BFSO Musik) 
vom 30. September 2008 (GVBl. S. 806, BayRS 2236-4-
1-3-K), die zuletzt durch § 11 der Verordnung vom 1. Juli 
2016 (GVBl. S. 193) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen.

gestrichen.

3. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „in zweijähri-
gem Vollzeitunterricht“ gestrichen.

b) Es wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) 1Die Ausbildung dauert in Vollzeitform 
zwei Jahre. 2Sie kann in drei- bis höchstens fünf-
jähriger Teilzeitform durchgeführt werden.“

4. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)  Die Satznummerierung in Satz 1 wird 
gestrichen.

bbb)  In Nr. 1 wird das Komma durch das 
Wort „und“ ersetzt.

ccc) Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

,2.  im Abschlusszeugnis einer Berufs-
fachschule für Musik das Gesamt-

ergebnis „gut“ und jeweils die Note 
„gut“ 

a) im instrumentalen oder vokalen 
Hauptfach, 

b) im Hauptfach Chorleitung/En-
sembleleitung und 

c) -
thodik des Hauptfachinstru-
ments oder des Gesangs in 
Grundzügen 

erhalten hat; in der Fachrichtung 
Musical ist abweichend von Halb-
satz 1 Buchst. a, b und c jeweils die 
Note „gut“ in allen Hauptfächern er-
forderlich.‘

ddd) Nr. 3 wird aufgehoben.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

b) Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa) Der Wortlaut wird Satz 1.

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Satz 1 gilt nicht für die Fachrichtung Mu-
sical.“

5. § 11 wird wie folgt gefasst:

„§ 11

Unterrichtsform

Der Unterricht in den musikalischen Fächern so-
wie im Fach Musik- und Bewegungserziehung wird 

Gruppenunterricht – in der Regel 3 bis 6 Schülerin-
nen und Schüler – und Kursunterricht – ab 7 Schüle-
rinnen und Schülern – erteilt.“

6. In § 12 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „Hauptfach-
instrument/Gesang“ durch die Wörter „Hauptfachins-
trument oder Gesang“ ersetzt.

2236-4-1-3-K

Verordnung 
zur Änderung der 

Berufsfachschulordnung Musik

vom 4. August 2017vom 4. August 2017 (GVBl. S. 307)
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7. § 28 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 werden die Wörter „ , beim erfolgrei-
chen Abschluss des Hauptfachs Gesang zusätz-
lich zum Chorleiter bzw. zur Chorleiterin“ gestri-
chen.

b) In Abs. 3 wird das Wort „C-Prüfung“ durch das 
Wort „C-Kirchenmusik-Prüfung“ ersetzt.

8. § 29 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Dem jeweiligen Prüfungsausschuss oder 
Unterausschuss in den Fächern der C-Kirchen-
musik-Prüfung – Orgelliteraturspiel, Liturgisches 
Orgelspiel, katholisch: Gregorianischer Choral 
und Deutscher Liturgiegesang oder evangelisch: 
Hymnologie sowie Liturgik, kirchenmusikalische 
Normen und Glaubenslehre – gehört auch eine 
Vertreterin oder ein Vertreter der jeweiligen Kir-
chenbehörde als stimmberechtigtes Mitglied an.“

b) In Abs. 3 Satz 2 wird das Wort „Kirchenmusikprü-
fung” durch das Wort „C-Kirchenmusik-Prüfung” 
ersetzt.

9. § 35 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „C-Prüfung“ durch 
das Wort „C-Kirchenmusik-Prüfung“ ersetzt.

b) Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „instrumenta-
len / vokalen Hauptfachs“ durch die Wörter 
„instrumentalen oder vokalen Hauptfachs“ 
ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „Kirchenmusikprü-
fung C“ durch das Wort „C-Kirchenmusik-
Prüfung“ ersetzt.

10. In § 40 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „Bedient 
sich eine Schülerin oder ein Schüler unerlaubter Hil-
fe oder macht sie oder er den Versuch dazu (Unter-
schleif), so“ durch die Wörter „Bei Unterschleif oder 
versuchtem Unterschleif“ ersetzt.

11. In § 41 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Fachrichtung(en)“ 
durch die Wörter „Fachrichtung oder Fachrichtungen“ 
ersetzt.

12. In § 65 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „(Dirigentin-
nen und Dirigenten)“ gestrichen und nach den Wör-
tern ‚„Kinder- und Jugendchorleiterin“,‘ die Wörter 
‚„Pop- und Gospelchorleiter“/„Pop- und Gospelchor-
leiterin“,‘ eingefügt.

13. § 66 wird wie folgt geändert:

-
ten“ gestrichen.

b) In Abs. 1 wird die Absatzbezeichnung „(1)“ ge-
strichen.

c) Abs. 2 wird aufgehoben.

14. Die Anlagen 1 bis 3b erhalten die aus dem Anhang 
zu dieser Verordnung ersichtliche Fassung.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. September 2017 in Kraft. 

München, den 4. August 2017

Bayerisches Staatsministerium für 
Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig S p a e n l e , Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig S p a e n l e 
Staatsminister 
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Anhang zu § 1 Nr. 14 
 

Anlage 1 
(zu § 9 Abs. 1 Satz 1) 

 
Stundentafeln der Berufsfachschule für Musik 

 

 

 
 

I. Fachrichtung Klassik Wöchentliche Unterrichtsstunden im 
ersten 

Schuljahr 
zweiten 

Schuljahr 
pädagogischen 

Aufbaujahr 
1. Pflichtfächer    
1.1 Hauptfächer    
 Hauptfachinstrument oder Gesang (E) 2 2 2 
 Chorleitung/Ensembleleitung (G/K) 3 3 - 
1.2 Musikalische Pflichtfächer    
 Pflichtfachinstrument (E/G) 1 1 1 
 Partiturspiel (G) - 1 - 
 Unterrichtspraktisches Klavierspiel (G) - - 1 
 Gehörbildung (G) 2 2 2 

 Singen, Stimmbildung und Sprecherziehung (E/G) 
für Schüler mit Hauptfach Gesang freiwillig  

1 1 1 

 Chorsingen (K) 2 2 2 

 Ensemblespiel (instrumental, auch Begleitung) oder 
Ensemblesingen (G/K) 

2 2 2 

 Allgemeine Musiklehre (K/Kl) 1 - - 
 Musikgeschichte und Literatur (K/Kl) 3 3 - 
 Instrumentenkunde und Akustik (K/Kl) 1 - - 
 Harmonielehre, Tonsatz (G) 2 2 - 
 Formenlehre, Werkanalyse (K/Kl) 1 1 - 
 Arrangement (G) - - 2 
 Musikpädagogik (Kl) - - 2 

 Unterrichtsmethodik des Hauptfachinstruments oder des 
Gesangs in Grundzügen (G/K) 

- 1 - 

 

Pädagogisch-künstlerisches Seminar (G/K) 
a) Schwerpunktmodul 

Methodik/Didaktik, Unterrichtspraxis 
b) Profilmodul 

Schulspezifisches Profilfach * 

 
- 
 
- 

 
- 
 
- 

 
3 
 
2 

 Zwischensumme I 21 21 20 

 
Überwachte Übezeit  
(gruppenweise Überwachung des Übens im Hauptfach/ 
Pflichtfachinstrument durch Fachlehrer) 

1 1 - 

 Zwischensumme II 22 22 20 
1.3 Allgemeinbildende Fächer     
 Religionslehre (Kl) 1 1 - 
 Deutsch (Kl) 2 2 - 
 Sozialkunde (Kl) 2 2 - 
 Musik- und Bewegungserziehung (K) 2 2 - 
2. Wahlfächer    
 Wahlfachunterricht (Instrument/Gesang) (E/G) 1/2 1/2 1/2 
 Rock/Pop/Jazz (G/K) 1 1 - 
 Computer und musikalische Gestaltung (G/K) 1 1 - 
 Musikproduktion/tontechnische Medien (E/G) 2 2 - 
 Schulspezifisches Wahlfach (E/G/K) 2 2 2 
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II. Fachrichtung Kirchenmusik 
(mit Klassikausbildung) 

Wöchentliche Unterrichtsstunden im 
ersten  

Schuljahr 
zweiten 

Schuljahr 
1. Pflichtfächer   
1.1 Hauptfächer   
 Orgelliteraturspiel (E) 2 2 
 Liturgisches Orgelspiel (E/G) 1 1 
 Gregorianischer Choral (Kl) / Deutscher Liturgiegesang (kath.) 

oder Hymnologie (evang.) (K) 
1 1 

 Chorleitung/Ensembleleitung (G/K) 3 3 
 Liturgik, kirchenmusikalische Normen und Glaubenslehre (Kl) 1 1 
1.2 Musikalische Pflichtfächer   
 Klavier (E) 1 1 
 Partiturspiel (G) - 1 
 Gehörbildung (G) 2 2 
 Singen, Stimmbildung und Sprecherziehung (E/G) 1 1 
 Chorsingen (K) 2 2 
 Ensemblespiel (instrumental, auch Begleitung) oder 

Ensemblesingen (G/K) 
2 2 

 Allgemeine Musiklehre (K/Kl) 1 - 
 Musikgeschichte und Literatur (K/Kl) 3 3 
 Instrumentenkunde und Akustik (K/Kl) 1 - 
 Harmonielehre, Tonsatz (G) 2 2 
 Formenlehre, Werkanalyse (K/Kl) 1 1 

 Orgelkunde (K) 1 - 
 Melodieinstrument (evang. Kirchenmusik) (E) 1 1 
 Unterrichtsmethodik des Hauptfachinstruments in Grundzügen 

(G/K) 
- 1 

 Zwischensumme  26 25 
1.3 Allgemeinbildende Fächer   
 Religionslehre (Kl) 1 1 
 Deutsch (Kl) 2 2 
 Sozialkunde (Kl) 2 2 
 Musik- und Bewegungserziehung (K) 2 2 
2. Wahlfächer   
 Wahlfachunterricht (Instrument/Gesang) (E/G) 1/2 1/2 
 Rock/Pop/Jazz (G/K) 1 1 
 Computer und musikalische Gestaltung (G/K) 1 1 
 Musikproduktion/tontechnische Medien (E/G) 2 2 
 Schulspezifisches Wahlfach (E/G/K) 2 2 
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III. Fachrichtung Rock, Pop, Jazz Wöchentliche Unterrichtsstunden im 
ersten 

Schuljahr 
zweiten 

Schuljahr 
pädagogischen 

Aufbaujahr 
1. Pflichtfächer    
1.1 Hauptfächer    
 Hauptfachinstrument oder Gesang (E) 2 2 2 
 Chorleitung/Ensembleleitung (G/K) 3 3 - 
1.2 Musikalische Pflichtfächer    
 Pflichtfachinstrument (E/G) 1 1 1 
 Recording-Arranging, Composing (G) 2 2 2 
 Unterrichtspraktisches Klavierspiel (G) - - 1 
 Gehörbildung (G), Rhythm. Gehörbildung (G/K) 2 2 2 
 Singen, Stimmbildung und Sprecherziehung (E/G) 1 1 1 
 Chorsingen (K) 2 2 2 
 Ensemblespiel/Band (G/K) 2 2 2 
 Allgemeine Musiklehre (K/Kl) 1 - - 
 Musikgeschichte und Literatur (K/Kl) 3 3 - 
 Instrumentenkunde und Akustik (K/Kl) 1 - - 
 Harmonielehre, Tonsatz (G) 2 2 - 
 Formenlehre, Werkanalyse (K/Kl) - 1 - 
 Musikpädagogik (Kl) - - 2 
 Unterrichtsmethodik des Hauptfachinstruments in 

Grundzügen (G/K) 
- 1 - 

 Pädagogisch-künstlerisches Seminar (G/K) 
a) Schwerpunktmodul 

Methodik/Didaktik, Unterrichtspraxis 
b) Profilmodul 

Schulspezifisches Profilfach * 

 
- 
 
- 

 
- 
 
- 

 
3 
 
2 

 Zwischensumme I 22 22 20 
 Überwachte Übezeit  

(gruppenweise Überwachung des Übens im Haupt-
Pflichtfachinstrument durch Fachlehrer) 

1 1 - 

 Zwischensumme II 23 23 20 
1.3 Allgemeinbildende Fächer    
 Percussion (G/K) 2 2 - 
 Religionslehre (Kl) 1 1 - 
 Deutsch (Kl) 2 2 - 
 Sozialkunde (Kl) 2 2 - 
2. Wahlfächer    
 Wahlfachunterricht (Instrument/Gesang) (E/G) 1/2 1/2 1/2 
 Musik und Business (G/K) - 1 - 
 Musikproduktion/tontechnische Medien (E/G) 2 2 2 
 Schulspezifisches Wahlfach (E/G/K) 2 2 2 
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IV. Fachrichtung Musical Wöchentliche Unterrichtsstunden im 
ersten 

Schuljahr 
zweiten 

Schuljahr 
pädagogischen 

Aufbaujahr 
1. Pflichtfächer    
1.1 Hauptfächer    
 Gesang (E) 

Tanz 
Tanztraining, -technik, Step (K) 
Tanz-Ensemble (K) 
Choreographie, Audition-Training (K) 
Tanzmethodik, Unterrichtsaufbau und Gestaltung (G) 

Schauspiel 
Grundlagen Schauspiel, Improvisation (K) 
Improvisations- und Schauspieltraining (K) 
Schauspiel (E/G) 

Chorleitung/Ensembleleitung (G/K) 

2 
 

2 
 

2 
 

 4 
1 
- 
- 
 
3 
1 
- 
3 

4 
1 
1 
- 
 
1 
1 
1 
3 

1 
- 
- 
2 
 
1 
1 
1 
- 

1.2 Musikalische Pflichtfächer    
 Pflichtfachinstrument (E/G) 1 1 1 
 Unterrichtspraktisches Klavierspiel (G) - - 1 
 Gehörbildung (G) 1 1 1 
 Rhythmische Gehörbildung (G/K) 1 1 1 
 Chorsingen (K) 2 2 2 
 Songinterpretation, Ensemblesingen (G) 3 3 3 
 Allgemeine Musiklehre (K/Kl) 1 - - 
 Geschichte des Musicals (K/Kl) - 1 - 
 Musikgeschichte und Literatur (K/Kl) 

Instrumentenkunde und Akustik (K/Kl) 
Harmonielehre, Tonsatz (G) 
Formenlehre, Werkanalyse (K/Kl) 
Arrangement 
Jazz-Harmonik (G) 
Musikpädagogik (Kl) 
Pädagogisch-künstlerisches Seminar (G/K) 

a) Schwerpunktmodul 
Methodik/Didaktik, Unterrichtspraxis 

b) Profilmodul 
Schulspezifisches Profilfach * 

3 
1 
2 
1 
- 
- 
- 
 
- 
 
- 
 

3 
- 
2 
1 
- 
1 
- 
 
- 
 
- 
 

- 
- 
- 
- 
2 
- 
2 
 
3 
 
2 
 

 Zwischensumme 30 30 26 
1.3 Allgemeinbildende Fächer (Kl)    
 Religionslehre 1 1 - 
 Deutsch 2 2 - 
 Sozialkunde 2 2 - 
2. Wahlfächer    
 Wahlfachunterricht (Instrument/Gesang) (E/G) 1/2 1/2 - 
 Musik und Business (G/K) 

Rock/Pop/Jazz (G/K) 
- 
2 

1 
2 

- 
- 

 Computer und musikalische Gestaltung (G/K) 2 2 - 
 Musikproduktion/tontechnische Medien (E/G) 2 2 - 
 Schulspezifisches Wahlfach (E/G/K) 2 2 2 
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V. Fachrichtung Volksmusik Wöchentliche Unterrichtsstunden im 
ersten 

Schuljahr 
zweiten 

Schuljahr 
pädagogischen 

Aufbaujahr 
1. Pflichtfächer    
1.1 Hauptfächer    
 Hauptfachinstrument oder Gesang (E) 2 2 2 
 Chorleitung/Ensembleleitung (G/K) 3 3 - 
 bei Hauptfach Gesang zusätzlich Chorleitung (G/K) - - 2 
1.2 Musikalische Pflichtfächer    
 1. Pflichtfachinstrument Klavier (E/G) 1 1 1 
 2. Pflichtfachinstrument (E/G) 1 1 - 
 Geschichte der Volksmusik (K/KL) 1 1 - 
 Grundlagen musikalischer Volkskunde (K/KL) 1 1 - 
 Ensemblespiel Volksmusik (G/K) 2 2 - 
 Partiturspiel (G) - 1 - 
 Unterrichtspraktisches Klavierspiel (G) - - 1 
 Gehörbildung (G) 2 2 2 
 Singen, Stimmbildung und Sprecherziehung (E/G) 1 1 1 
 Chorsingen (K) 2 2 2 
 Allgemeine Musiklehre (K/Kl) 1 - - 
 Musikgeschichte und Literatur (K/Kl) 3 3 - 
 Instrumentenkunde und Akustik (K/Kl) 1 - - 
 Harmonielehre, Tonsatz (G) 2 2 - 
 Formenlehre, Werkanalyse (K/Kl) 1 1 - 
 Arrangement (G) - - 2 
 Musikpädagogik (Kl) - - 2 
 Unterrichtsmethodik des Hauptfachinstruments oder des 

Gesangs in Grundzügen (G/K) 
- 1 - 

 Pädagogisch-künstlerisches Seminar (G/K) 
a) Schwerpunktmodul 

Methodik/Didaktik, Unterrichtspraxis 
b) Profilmodul 

Schulspezifisches Profilfach * 

 
- 
 
- 

 
- 
 
- 

 
3 
 
2 

 Zwischensumme  24 24 20 
1.3 Allgemeinbildende Fächer     
 Religionslehre (Kl) 1 1 - 
 Deutsch (Kl) 2 2 - 
 Sozialkunde (Kl) 2 2 - 
 Musik- und Bewegungserziehung (K) 2 2 - 
2. Wahlfächer    
 Wahlfachunterricht (Instrument/Gesang) (E/G) 1/2 1/2 1/2 
 Rock/Pop/Jazz (G/K) 1 1 - 
 Computer und musikalische Gestaltung (G/K) 1 1 - 
 Musikproduktion/tontechnische Medien (E/G) 2 2 - 
 Schulspezifisches Wahlfach (E/G/K) 2 2 2 
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VI. Stundentafel für das künstlerische Aufbaujahr 
(ohne Fachrichtung Musical) 

mit Abschluss einer 
Berufsfachschule 
für Musik 

ohne Abschluss 
einer 
Berufsfachschule für 
Musik 

1.  Pflichtfächer   
1.1  Hauptfächer   
  Hauptfachinstrument oder Gesang (E) 2 2 
  Chorleitung/Ensembleleitung (G/K) - 3 
1.2  Musikalische Pflichtfächer   
  Pflichtfachinstrument (E/G) 1 1 
  Recording-Arranging, Composing (G) 

 Fachrichtung Rock/Pop/Jazz 
2 2 

  Unterrichtspraktisches Klavierspiel (G) 1 1 
  Gehörbildung (G) 3 3 
  Singen, Stimmbildung und Sprecherziehung  (E/G) 1 1 
  Chorsingen (K) 2 2 
  Ensemblespiel (instrumental, auch Begleitung) oder 

 Ensemblesingen (G/K), 
2 2 

  Harmonielehre, Tonsatz (G/K) - 2 
  Arrangement (G/K) Fachrichtung Klassik und Volksmusik 2 - 
  Künstlerisch-wissenschaftliches Seminar (G/K) 

a) Schwerpunktmodul 
Musiktheorie, Musikpraxis, Musikwissenschaft 

b) Profilmodul 
Schulspezifisches Profilfach * oder 
Musikpädagogik 

 
4 
 
2 

 
4 
 
2 

  Zwischensumme  20 23/25 
2.  Wahlfächer   
  Wahlfachunterricht (Instrument/Gesang) (E/G) 1/2 1/2 
  Rock/Pop/Jazz (G/K) 2 2 
  Computer und musikalische Gestaltung (G/K) 2 2 
  Schulspezifisches Wahlfach (G/K) 2 2 
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* Schulspezifische Profilfächer können folgende Fächer sein: 

1. Geschichte/Literatur und Ensemblespiel im Hauptfachinstrument/Gesang 
2. Ensembleleitung/Chorleitung 
3. Musizieren in der Ganztagsbetreuung 
4. Klassenmusizieren 
5. Geragogisches Musizieren 
6. Inklusives Musizieren 
7. Interkulturelles Musizieren 
8. Musizieren in der Kindertagesstätte (Kita) 
9. Therapeutisches Musizieren 

 
 

Erläuterung: E = Einzelunterricht 
 G = Gruppenunterricht (3 bis 6 Personen) 
 K = Kursunterricht (größere Teilnehmerzahl) 

Kl  =  Klassenunterricht 

  

VII. Stundentafel für das künstlerische Aufbaujahr 
Fachrichtung Musical  

1. Pflichtfächer  
1.1 Hauptfächer  
 Gesang (E) 

Tanz  
Tanztraining, -technik, Step (K) 
Tänzerische Stilrichtungen (G) 

Schauspiel 
Grundlagen Schauspiel, Improvisation (K) 
Improvisations- und Schauspieltraining (K) 
Schauspiel (E/G) 

2 
 
1 
2 
 
1 
1 
1 

1.2 Musikalische Pflichtfächer  
 Pflichtfachinstrument (E/G) 1 
 Gehörbildung (G) 1 
 Rhythmische Gehörbildung (G/K) 1 
 Chorsingen (K) 2 
 Songinterpretation, Ensemblesingen (G) 3 
 Arrangement (G/K) 

Künstlerisch-wissenschaftliches Seminar (G/K) 
a) Schwerpunktmodul 

Musiktheorie, Musikpraxis, Musikwissenschaft 
b) Profilmodul 

Schulspezifisches Profilfach * 
oder Musikpädagogik 

2 
 
4 
 
2 

 

 Zwischensumme  24 
2. Wahlfächer  
 Schulspezifisches Wahlfach (E/G/K) 2 
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Anlage 2 
(zu § 32 Abs. 2 Satz 1) 

 
Prüfungspflichtige Fächer und Form der Abschlussprüfung 

der zweijährigen Ausbildung 
 

 
  

 Alle Fachrichtungen  
1. Hauptfächer   

 Hauptfachinstrument oder Gesang, 
in der Fachrichtung Musical: alle Hauptfächer 

p 

 Chorleitung/Ensembleleitung p 

2. Pflichtfächer   

 Pflichtfachinstrument p 

 Gehörbildung s+p 

 Musikgeschichte und Literatur s 

 Harmonielehre, Tonsatz s+p 

 Unterrichtsmethodik des Hauptfachinstruments oder des Gesangs in 
Grundzügen 

s 

 In der Fachrichtung Kirchenmusik zusätzlich   

 Liturgisches Orgelspiel p 

 Gregorianischer Choral/Deutscher Liturgiegesang oder Hymnologie s+p 

 Liturgik s 

 In der Fachrichtung Musical zusätzlich   

 Geschichte des Musicals s 

 In der Fachrichtung Volksmusik zusätzlich  

 2. Pflichtfachinstrument p 
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Anlage 3a 
(zu § 32 Abs. 5) 

Prüfungspflichtige Fächer und Form der pädagogischen Zusatzprüfung 

Anlage 3b 
(zu § 32 Abs. 5) 

Prüfungspflichtige Fächer und Form der künstlerischen Zusatzprüfung 

s = schriftlich, p = praktisch 

1. Hauptfach

Hauptfachinstrument oder Gesang,  
in der Fachrichtung Musical: alle Hauptfächer 

p 

2. Pflichtfächer

 Pflichtfachinstrument p 

Recording-Arranging, Composing - Fachrichtung Rock/Pop/Jazz s+p 

 Unterrichtspraktisches Klavierspiel p 

 Gehörbildung s+p 

Arrangement - Fachrichtung Klassik, Musical, Volksmusik s+p 

 Musikpädagogik s 

 Schwerpunktmodul s+p 

 Profilmodul s+p 

mit 
Abschluss 
BFSM 

ohne 
Abschluss 
BFSM 

1. Hauptfächer

Hauptfachinstrument oder Gesang, in der Fachrichtung Musical:  
alle Hauptfächer 

p p

Chorleitung/Ensembleleitung - p

2. Musikalische Pflichtfächer -  -  

Pflichtfachinstrument p p

Recording-Arranging, Composing - Fachrichtung Rock/Pop/Jazz s+p - 

Unterrichtspraktisches Klavierspiel p p 

Gehörbildung s+p s+p

Harmonielehre, Tonsatz - s+p 

Arrangement - Fachrichtung Klassik, Musical, Volksmusik s+p - 

Schwerpunktmodul s+p s+p

Profilmodul s+p s+p
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II. Bekanntmachungen des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

2230.1.3-K

Änderung der Bekanntmachung 
zum „Schulversuch 

der Landeshauptstadt München 
 zur Erprobung einer erweiterten Schulleitung“; 

hier: Verlängerung

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 7. August 2017, Az. II.5-5S4641-6a.77 879

1. Die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsminis-
teriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und 
Kunst vom 21. Februar 2014 (KWMBl. S. 58) zum 
Schulversuch der Landeshauptstadt München zur 
Erprobung einer erweiterten Schulleitung wird wie 
folgt geändert: 

1.1 Nr. 2 wird wie folgt ersetzt:  

 „Dauer des Schulversuchs

 Der zunächst auf eine Projektlaufzeit von drei 
 Schuljahren angelegte Schulversuch wird bis zum 
31. Juli 2019 verlängert.“ 

1.2 Nr. 7 wird wie folgt geändert:

1.2.1 Der Überschrift wird das Wort „, Außerkraft treten“ 
angefügt.

1.2.2 Nach den Wörtern „in Kraft“ werden die Wörter „und 
mit Ablauf des 31. Juli 2019 außer Kraft“ eingefügt.

2. Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 
1. August 2017 in Kraft. 

Herbert P ü l s 
Ministerialdirektor
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2230.1.3-K

Schulversuch Bilinguale Grundschule Französisch

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 1. September 2017, Az. III.1-BS4646-4b.61 821

1Mit Beginn des Schuljahres 2017/2018 führt das 
 Bayerische Staatsministerium für Bildung und Kultus, 
Wissenschaft und Kunst in Kooperation mit der Stiftung 
Bildungspakt Bayern auf der Grundlage der Art. 81 bis 
83 des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und 
 Unterrichtswesen den Schulversuch Bilinguale Grund-
schule Französisch durch. 2Der Schulversuch wird nach 
Maßgabe der nachfolgenden Regelungen durchgeführt:

1. Ziele und Inhalte
1Im Schulversuch Bilinguale Grundschule Französisch 
soll ein bilinguales Angebot entwickelt werden, in 
dem interessierte Grundschülerinnen und Grund-
schüler neben der deutschen Sprache auch Sprach-
kompetenz im Französischen erwerben. 
2Die Modellschulen bauen dazu systematisch und 
nachhaltig ein Schulprofil Bilinguale Grundschule 
Französisch auf. 3Profilbildende Maßnahmen bezie-
hen sich auf

– die Förderung der Sprachkompetenz der Schüle-
rinnen und Schüler im Französischen, 

– die Ausgestaltung des Schullebens,

– die Personalentwicklung und

– die Vernetzung mit externen Partnern. 

4Der Schulversuch soll Erkenntnisse hinsichtlich des 
Kompetenzerwerbs der Schülerinnen und Schüler 
im Französischen erbringen. 5Darüber hinaus sollen 
 Erfahrungen gewonnen werden, wie die Schulent-
wicklung an jeder Schule eine erfolgreiche Einfüh-
rung bilingualer Angebote unterstützen kann. 

2. Umsetzungsvarianten

Der Erwerb von Sprachkompetenz im Französischen 
durch die Schülerinnen und Schüler erfolgt im Rah-
men folgender Varianten, die an den Modellschulen 
einzeln oder in Kombination realisiert werden:

2.1 Französisch als Arbeitsgemeinschaft (Variante 1)

Im Rahmen dieser Variante erhalten die Schülerin-
nen und Schüler mehrere Stunden Französisch pro 
Woche in Form einer Arbeitsgemeinschaft, in der 
kind- und altersgemäße Inhalte mit dem Ziel des 
Erwerbs von Sprachkompetenz und interkultureller 
Kompetenz vermittelt werden. 

2.2 Französisch als Angebot im Ganztag (Variante 2)
1Das Französisch-Angebot für die Schülerinnen 
und Schüler ist in Variante 2 in ein gebundenes 
oder  offenes Ganztagsschulkonzept (GGTS, OGTS, 
OGTS-Kombimodell) integriert. 2Im Rahmen des 
Ganztagsangebots erhalten die Schülerinnen und 
Schüler mehrere Wochenstunden Französisch.
3Die Entscheidung über die Einrichtung einer weite-
ren Variante Bilingualer Sachfachunterricht Deutsch/
Französisch erfolgt zu gegebener Zeit.

3. Organisation und Rahmenbedingungen

3.1 Variante 1 – Französisch als Arbeitsgemeinschaft 
1Die freiwillige Arbeitsgemeinschaft kann als jahr-
gangsreine oder jahrgangsgemischte Gruppe gebildet 
werden. 2Ein kontinuierlicher Aufbau ab Jahrgangs-
stufe 1 bietet sich je nach konkreter Umsetzung an, ist 
aber nicht zwingend erforderlich. 3Bei entsprechen-
der Nachfrage können im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden zeitlichen Ressourcen mehrere Arbeits-
gemeinschaften Französisch angeboten werden.

3.2 Variante 2 – Französisch als Angebot im Ganztag
1Die Schülerinnen und Schüler erhalten mehrere 
Stunden Französisch pro Woche im Rahmen des 
Ganztagsprogramms. 2In der offenen Ganztagsschule 
(inkl. Kombimodell) ist es möglich, jahrgangsreine 
oder jahrgangsgemischte Gruppen zu bilden. 3Ein 
sukzessiver Aufbau des Französischangebots ab Jahr-
gangsstufe 1 bietet sich sowohl im offenen als auch 
im gebundenen Ganztag je nach konkreter Umset-
zung an, ist aber nicht zwingend erforderlich. 4Bei 
entsprechender Nachfrage können im Rahmen der 
verfügbaren Ressourcen mehrere Zusatzangebote 
Französisch eingerichtet werden.

3.3 Nachweis der Sprachkompetenz
1Die zur Erteilung des Französisch-Angebots ein-
gesetzten Lehrkräfte bzw. externen Honorarkräfte 
erbringen den Nachweis französischer Sprachkennt-
nisse mindestens auf Sprachkompetenzniveau C1 des 
Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für 
Sprachen. 2Die Lehrkräfte werden vor Beginn ihrer 
Tätigkeit auf ihre Aufgaben vorbereitet und im wei-
teren Verlauf des Schulversuchs im Rahmen auch 
mehrtägiger Fortbildungen begleitet. 

3.4 Anrechnungsstunden/Schulbudget
1Jede am Schulversuch in den Varianten 1 und 2 
mitarbeitende Modellschule erhält für die zu leis-
tende Entwicklungsarbeit für die Dauer des Schul-
versuchs eine Anrechnungsstunde sowie von der 
Stiftung  Bildungspakt Bayern einen Fortbildungs- 
und Vernetzungsetat. 2Für die Einrichtung von 
 Arbeitsgemeinschaften bzw. Zusatzangeboten erhal-
ten die  Schulen zusätzliche Budgetstunden, in dem 
im Schuljahr 2017/2018 eingerichteten Rahmen. 

4. Laufzeit

Der Schulversuch beginnt mit dem Schuljahr 
2017/2018 und endet mit Ablauf des Schuljahres 
2020/2021.

5. Modellschulen

Folgende Schulen nehmen am Schulversuch teil:

Schule Adresse Reg.bez.

1 Grundschule Iffeldorf Hofmark 5, 
82393 Iffeldorf

Obb

2 Grundschule München 
an der Weißenseestraße

Weißenseestraße 45, 
81539 München

Obb

3 Grundschule München 
am Winthirplatz

Winthirplatz 6, 
80639 München

Obb
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Schule Adresse Reg.bez.

4 Grundschule Nürnberg 
Insel Schütt 

Hintere Insel 
Schütt 5, 
90403 Nürnberg

Mfr

5 Grundschule Fürth 
Frauenstraße

Frauenstraße 15, 
90763 Fürth

Mfr

6 Pestalozzi-Grundschule 
Erlangen

Pestalozzistraße 1, 
91052 Erlangen

Mfr

7 Loschge-Grundschule 
Erlangen

Loschgestraße 10, 
91054 Erlangen

Mfr

8 Grundschule Thüngen Frühlingstraße 2, 
97289 Thüngen

Ufr

9 Sankt-Ulrich- 
Grundschule 
Schwabmünchen

Museumstraße 16, 
86830 Schwabmünchen

Schw

10 Elias-Holl-Grundschule 
Augsburg

Obere Jakober- 
mauer 18, 
86152 Augsburg

Schw

6. Wissenschaftliche Begleitung und Evaluation
1Die wissenschaftliche Begleitung und Evaluation 
des Schulversuchs erfolgt durch Prof. Dr. Thorsten 
Piske, Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-
Nürnberg. 2Die Modellschulen sind verpflichtet, an 
der Evaluation teilzunehmen.

7. Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 
1. August 2017 in Kraft und mit Ablauf des 31. Juli 
2021 außer Kraft. 

Elfriede O h r n b e r g e r 
Ministerialdirigentin

https://www.verkuendung.bayern.de
mailto:poststelle@stmbw.bayern.de
mailto:druckerei.betrieb@jva-ll.bayern.de
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382 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 12/2017

Auf Grund des Art. 26 Abs. 1 des Bayerischen Leh-
rerbildungsgesetzes (BayLBG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 12. Dezember 1995 (GVBl. 1996  
S. 16, 40, BayRS 2238-1-K), das zuletzt durch Gesetz 
vom 26. April 2016 (GVBl. S. 74) geändert worden ist, 
in Verbindung mit Art. 22 Abs. 6 Halbsatz 2 und Art. 67 
Satz 1 Nr. 3 des Leistungslaufbahngesetzes (LlbG) vom 
5. August 2010 (GVBl. S.  410, 571, BayRS 2030-1-4-F), 
das zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 13. Dezember 
2016 (GVBl. S. 354) geändert worden ist, verordnet das 
Bayerische Staatsministerium für Bildung und Kultus, 
Wissenschaft und Kunst im Einvernehmen mit dem Bay-
erischen Staatsministerium der Finanzen, für Landesent-
wicklung und Heimat und mit Zustimmung des Bayeri-
schen Landespersonalausschusses:

§ 1

Die Zulassungs- und Ausbildungsordnung für das 
������������������������������������ ���
���	�������
der Bekanntmachung vom 29. September 1992 (GVBl. 
S. 487, BayRS 2038-3-4-7-1-K), die zuletzt durch § 1 
Nr. 120 der Verordnung vom 22. Juli 2014 (GVBl. S. 286) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Nach der Angabe zu § 5 wird folgende Angabe 
eingefügt:

„§ 5a Experimentierklausel“.

b) Der Angabe zu § 26 wird das Wort „ , Außerkraft-
treten“ angefügt.

2. Nach § 5 wird folgender § 5a eingefügt:

„§ 5a 

Experimentierklausel

2038-3-4-7-1-K

Verordnung 
zur Änderung der 

������������������������������������������������
�������	�����������

vom 19. Juni 2017

1Das Staatsministerium kann Absolventen eines 
Bachelorstudiengangs in den Fachgebieten Metall-
technik, Maschinenbau, Fahrzeugtechnik, Elektro- 
und Informationstechnik oder vergleichbarer Studien-
�������
�����������������������������
��������������
Bildung an einer Hochschule im Geltungsbereich des 
Bayerischen Hochschulgesetzes absolvieren, zum 
Vorbereitungsdienst zulassen, sofern sie sich min-
destens im zweiten Semester dieses Masterstudien-
������ ����
���� 2Die Zweite Staatsprüfung für das 
���������������������������������������
����������
der Lehramtsprüfungsordnung II abzulegen. 3Auf der 
Grundlage dieser Vorschrift erlassene Rechtsakte 
��
������������������������������������������	�����
eines Außerkrafttretens dieser Vorschrift unberührt.“

3. § 26 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift wird das Wort „ , Außerkrafttre-
ten“ angefügt.

b) Der Wortlaut wird Satz 1.

c) Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2§ 5a tritt am 8. September 2020 außer Kraft.“

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. September 2017 in Kraft.

München, den 19. Juni 2017

Bayerisches Staatsministerium 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig S p a e n l e ,  Staatsminister

Vom 19. Juni 2017 (GVBl. S. 382)

Bayerisches Staatsministerium  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig Spaen le 
Staatsminister 

I. Rechtsvorschriften
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Auf Grund des Art. 44 Abs. 2 Satz 1, des Art. 45 
Abs. 2 Satz 1 und 4, des Art. 46 Abs. 4 Satz 3, des Art. 49 
Abs. 1 Satz 2 und 3, des Art. 52 Abs. 4 und 5 Satz 5, des 
Art. 53 Abs. 4 Satz 2 und Abs. 6 Satz 1, des Art. 54 Abs. 3 
Satz 1, des Art. 55 Abs. 1 Nr. 6, des Art. 56 Abs. 2 Nr. 2, 
des Art. 89 Abs. 1, des Art. 100 Abs. 2 und des Art. 122 
Abs. 1 des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- 
������������������������������������������
�������-
	����������
� ���� ���� ���� ����� ������ ��� �����  ����
����������������������������������������������������
���� ���� ����� ����� ������ ��� � ��� 
�������� ������� �����
verordnet das Bayerische Staatsministerium für Bildung 
und Kultus, Wissenschaft und Kunst:

Inhaltsübersicht

Teil 1

Allgemeines

���� �����
��������

Teil 2

Aufnahme und Wechsel

���� ���������
���� ����������
�����
���� �������������������	���������������	�����
���� ������������������������������
�� � ��������������������������������
���� ��
���
���������
���� ���������
���� ���������������������������������
��������
��������
���-

sationsform

Teil 3

Schulbetrieb

����� ������������������������������
������
����� ���������������
������
����� �������������
����� �������	����������������


Teil 4

Leistungen, Zeugnisse 

Kapitel 1

Leistungsnachweise

����� �������
����������
����� ��������
����
��� � �����������
����� �������
����� ������
���������
�����������
����� ��������
������������
�����������
����� ���������
������������
�����������
����� ������������
�����������������������

Kapitel 2

Vorrücken und Wiederholen

����� �����������
����������������	��
����� ������	������������
����� ���������
������������������	�����
����� �����������������������

Kapitel 3

Zeugnisse

��� � ���
����������������
��
���������������������

Teil 5

Prüfungen 

Kapitel 1

Abschlussprüfungen für Schüler öffentlicher und staatlich  
����	�����������������������������

����� ������������
�����
����� ������
������������������
�	���������
����� �������������
����� ����������������
��������������

����� ��������������������������������

����� ��������������������	����������������������

����� �������������������������

����� ��������
�����������
��������
����������������
����� ����������
�����������
������������������
��������
��� � �����������
����������������������������

����� �����������


Kapitel 2

Allgemeine Hochschulreife

2236-7-1-K

����������������������������������������� 
– Fachoberschulen und Berufsoberschulen 

�
	�����������������������������������
������

vom 28. August 2017Vom 28. August 2017 (GVBl. S. 451)
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����� ����������������������������
����	�
����� ������
������	
��

Kapitel 3

Abschlussprüfungen für andere Bewerber 

����� �
����
��
����� ���	
���������������
������	
������	�����
����� ���������
����������	
��� �
�������
���������������

weitere Regelungen
����� ��
��������������
�����	���������������������������-

ter Ersatzschulen 

Teil 6 

Schlussbestimmungen

������ ��������������
��
������ ������
��������������������
�����
���
����������-

akademieordnung
����� �����	���������
������	��������

�������� ��
������	�������������
������������
��
Anlage 2  Stundentafel im Ausbildungsabschnitt 3/2 des 

DBFH-Bildungsgangs
�������� ���
��
	������������
���������� ����������
��-

����������
��
�������� �������������������
������������
��
Anlage 5 Fachabitur im DBFH-Bildungsgang

Teil 1

Allgemeines

§ 1 

Geltungsbereich

������������
�����
��������	��������		������������-
oberschulen und Berufsoberschulen sowie für die staat-
lich anerkannten Fachoberschulen und Berufsoberschu-
len mit dem Charakter einer öffentlichen Schule. 

���� ���� ��������
���� ����� ������ ��
�����
��� ���
Rahmen der Art. 90, 92 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 5 Satz 1 
und 2 sowie Art. 93 des Bayerischen Gesetzes über das 
������
��� �
������������������� ���������� 	��������-
lich anerkannte Ersatzschulen gilt sie darüber hinaus im 
Rahmen des Art. 100 Abs. 2 BayEUG.

Teil 2 

Aufnahme und Wechsel

§ 2 

Verfahren

����1����
	��������	������
���������
������������
�
������� ���� ��
��������� 2Zum Anmeldetermin sind bei 
der Schule einzureichen 

����������������������������
�������������
���������-
ginal oder, soweit diese nachvollziehbar nicht vorlie-
gen, in beglaubigter Abschrift,

2.  ein lückenloser Lebenslauf, 

3.  ein amtliches Führungszeugnis, falls in dem Schul-
������ ���� ���� ������������� ��
����
�� ����
�-
geht, keine öffentliche oder staatlich anerkannte 
Schule besucht wurde.

3Ein amtlicher Lichtbildausweis ist vorzulegen. 4Die Schu-
le kann im Einzelfall weitere Nachweise zum schulischen 

������
����������������	��������5Können die Unterla-
gen nicht schon bei der Anmeldung vorgelegt werden, so 
sind sie unverzüglich nachzureichen.

����1Die Aufnahme ist dadurch aufschiebend bedingt, 
dass die Bewerberinnen und Bewerber am ersten Unter-
richtstag am Unterricht teilnehmen oder spätestens am 
dritten Unterrichtstag gegenüber der Schule nachweisen, 
dass sie aus zwingenden Gründen an der Teilnahme ver-
hindert waren. 2Eine nachträgliche Aufnahme kann nur bei 
Vorliegen eines wichtigen Grundes und längstens binnen 
sechs Wochen nach Unterrichtsbeginn gewährt werden, 
in Ausnahmefällen kann die Aufnahme in die Vorklasse 
��������������������������
����
�����������	�������3Die 
nachträgliche Aufnahme in die Fachoberschule setzt vo-
raus, dass dadurch die fachpraktische Ausbildung nicht 
wesentlich verkürzt wird und ein geeigneter Ausbildungs-
platz zur Verfügung steht. 

���� ���
������	������ ������� ���� ��������������
	-
tragten innerhalb der ersten zehn Unterrichtstage Bewer-
���������
�����������������������
������������
-
len zuweisen.

§ 3 

Ausschlussgründe

����1����
	����������������
�����������
��������
�
versagen, wenn die Bewerberin oder der Bewerber

1. die allgemeine Hochschulreife erworben hat,

2. die deutsche Sprache in Wort und Schrift nicht so be-
herrscht, dass dem Unterricht gefolgt werden kann,

��� ��������
��������������������
��������������������
���� �������������� ������
�����
�����
��� ��� ����
erreichen kann,

��� ������������
������������
�������������������-
strebte Jahrgangsstufe besucht hat oder
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5. zweimal eine Prüfung zum Erwerb der Fachhoch-
schulreife oder der fachgebundenen Fachhochschul-
reife oder bei Bewerbung an der Berufsoberschule 
zusätzlich der fachgebundenen Hochschulreife nicht 
bestanden hat.

2Bei Bewerberinnen und Bewerbern mit abgeschlossener 
����������������� ������� ����������������� ���� ���-
fungsversuche im Sinne der Nrn. 4 und 5, die vor dem 
Erwerb des Berufsabschlusses liegen, nicht berücksich-
tigt. 3Die Ministerialbeauftragten können unter den Vor-
�����
	������ ���� �� ��� ���� ������������ �������������
��������������������	��������

��������������������
�������������������

1.  in die Jahrgangsstufe 11 der Fachoberschule, wer 
auf Dauer gehindert ist, an der fachpraktischen Aus-
bildung teilzunehmen, 

2. in die Jahrgangsstufe 11 oder 12 der Fachoberschu-
le, wer die nicht fachgebundene Fachhochschulreife 
erworben hat, 

3.  in die Jahrgangsstufe 12 der Berufsoberschule, wer 
eine seiner Berufsausbildung entsprechende fachge-
bundene Hochschulreife oder die Fachhochschulrei-
��� ���� ����������� ����������� ��� ������� ���������
hat,

4.  in die Jahrgangsstufe 13, wer eine fachgebundene 
Hochschulreife der betreffenden Ausbildungsrichtung 
erworben hat,

5.  in die Vorklasse, wer einen mittleren Schulabschluss 
erworben hat und die Vorklasse zuvor bereits länger 
als sechs schulische Unterrichtswochen besucht hat, 
������� ��� ���� ��������	��
�  ����� ���������� �����-
������������������������
	������������������������
wurde. 

§ 4 

Aufnahme in den Vorkurs und die Vorklasse

����1����������������� �������������������������-
reitet in den Fächern Deutsch, Englisch und Mathema-

� �����������������	���
�������������������������������
��

��������������������
�����
�������������������������
in dem sie den mittleren Schulabschluss erwerben, auf 
den Übertritt vor. 2Er beginnt frühestens nach den Weih-
nachtsferien. 3Das Anmeldeverfahren legt die Schule fest. 
4Die Aufnahme setzt eine Stellungnahme der besuchten 
Schule zum individuellen Leistungspotential und ein Be-
ratungsgespräch mit der Schülerin oder dem Schüler vo-
raus. 

���� 1���� ���	������� ���� ���� ����������� �� ����
der Berufsoberschule dienen zur Auffrischung oder Er-

gänzung von Kenntnissen und Fertigkeiten, die in den 
Fächern Deutsch, Englisch und Mathematik durch den 
mittleren Schulabschluss vermittelt werden. 2Aufgenom-
men werden kann auch, wer spätestens bei Abschluss 
������ �����������������
	���������������������������
��
3Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend.

���� ���� ��������
���� ��
�������
� ����� �����
����-
���������������������������������������� ����������
dieser oder die Vorklasse bereits einmal besucht wurde. 

���� 1Die Vorklasse bereitet insbesondere Bewerbe-
rinnen und Bewerber, die einen mittleren Schulabschluss 
nach Art. 25 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 5 BayEUG erworben 
haben, auf den Schulbesuch vor. 2Voraussetzung für die 
Aufnahme in die Vorklasse der Fachoberschule ist ein 
��
������������

��������������������
	��������������
ein pädagogisches Gutachten der in der Jahrgangsstu-
fe 10 besuchten Schule zu den Gründen, die trotz grund-
sätzlich höherer Leistungsfähigkeit ein besseres als das 
erzielte Ergebnis verhindert haben. 3Der Aufnahme geht 
�������������������
��������������������� 4Für Bewer-
berinnen und Bewerber, die zum Zeitpunkt der Anmel-
dung nicht länger als 48 Monate ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt erstmals in dem Gebiet eines Mitgliedstaats der 
Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaats des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
oder der Schweiz begründet haben, in dem Deutsch 
Amtssprache ist, können unabhängig vom Vorliegen der 
Voraussetzungen nach Satz 1 eigene Vorklassen gebildet 
werden. 

���� 1In die Vorklasse der Berufsoberschule kann 
auch aufgenommen werden, wer eine Berufsausbildung 
��������������� ������ ��������

���������������������
erworben hat, wenn in einer Aufnahmeprüfung in den 
Fächern Deutsch, Englisch und Mathematik ein Ergebnis 
��
�����������������������	���
������� 2Die Prüfungsauf-
gaben stellen die Ministerialbeauftragten. 3�� �������� ��
Satz 1 gilt entsprechend.

§ 5 

Aufnahme in die Fachoberschule 

����1Die Aufnahme in die Jahrgangsstufe 11 der Fach-
oberschule setzt einen mittleren Schulabschluss sowie 
������������������������������2In die Jahrgangsstufe 12 
kann nur aufgenommen werden, wer die Erlaubnis zum 
Vorrücken in der entsprechenden Ausbildungsrichtung 
erhalten hat. 

����1In die Ausbildungsrichtung Gestaltung kann nur 
aufgenommen werden, wer in einer Aufnahmeprüfung, 
die bei Unterrichtsbeginn höchstens 18 Monate zurück-
liegt, seine bildnerisch-praktischen Fähigkeiten nach-
weist. 2�������������������������
���
���������� ��
� ��
eine Arbeit nach der sichtbaren Wirklichkeit und aus der 
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Vorstellung anzufertigen. 3���� ����������������� ���� �����
Aufgabe beträgt 120 Minuten. 4Die Arbeiten werden von 
zwei von der Schulleitung bestimmten Lehrkräften be-
�������� �
����� ��	�� ���� ������� ����������� ��	��� ���������
entscheidet die Schulleitung oder eine vorab bestimmte 
dritte Lehrkraft. 5������������������������������	�����

�� ������������� ����������	������������������-
gen Vollzeitunterricht des Ausbildungsabschnitts 3/2 des 
������������� �������������������� ������������� ���-
��� ���������������� ���� ��	���	��	��������� ������
����������� � ������ ����� ����������� ���������	����-
prüfung und den erfolgreichen Besuch der Berufsschule 
voraus.

�� � 1In die Jahrgangsstufe 13 kann aufgenommen 
werden, wer die Fachhochschulreife an einer öffentlichen 
oder staatlich anerkannten Fachoberschule der entspre-
chenden Ausbildungsrichtung mit einer Durchschnittsno-
te von 3,0 oder besser erworben hat. 2Die oder der Mi-
nisterialbeauftragte kann in begründeten Ausnahmefällen 
�����������������������������������������������������
gestatten.

§ 6 

Aufnahme in die Berufsoberschule 

�� ��������������������������������������������-
rufsoberschule setzt voraus

1.  einen mittleren Schulabschluss, 

2.  �����������	���������������	����������������������

3.  ��������������	�������

�� �1����������	�����������������

1.  eine abgeschlossene Berufsausbildung in einem 
staatlich anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Re-
gelausbildungsdauer von mindestens zwei Jahren,

2.  eine abgeschlossene schulische Berufsausbildung 
von mindestens zwei Jahren mit staatlicher Ab-
schlussprüfung,

3.  ����� ����������� �������������������� ���� ���� ���
���� �������� ����� �������� ������������������ ��	��
dem Leistungslaufbahngesetz oder

4.  ���������������������������������	�������������

2���� �������������������� ��	�� ����� �� ���� �� �������
entsprechende Prüfungen nach dem Laufbahnrecht des 
Bundes oder eines anderen Landes sowie entsprechen-
de Zugangsvoraussetzung zum öffentlichen Dienst eines 
anderen Mitglied- oder Vertragsstaats im Sinne des Art. 

�� ����� �� ����� �� ���� �������	���� ������������������-
feststellungsgesetzes gleichgestellt. 3���� ������	����
����������������������������������������������������
-
rigen im Sinne des Art. 20 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2, 3 oder 
Nr. 8 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes  
��������� ����	��

�� ����������������	���������������	�����������	���
�����������������������������	����������	����������������
zusätzlich vorausgesetzt:

1. ����� ����	������� ������	��� ���������� ���� �����-
tens einem Jahr in Vollzeit oder entsprechender Dau-
er in Teilzeit,

2. eine einschlägige fachpraktische Ausbildung an der 
��	������	��������������������������������������
�������������������������������������������������

3. ein einschlägiges betreutes Berufspraktikum von 
mindestens sechs Monaten in Vollzeit, das an die 
fachpraktische Ausbildung der Fachoberschule an-
gelehnt ist und dem die aufnehmende Schule vorher 
zugestimmt hat.

�� �¡��������������������������������������������
die Voraussetzungen nach den Abs. 1 bis 3 erfüllt und

1.  eine nicht nur fachgebundene Fachhochschulreife 
oder

2.  die Vorrückungserlaubnis in die Jahrgangsstufe 13 

erworben hat.

§ 7

Eignungsnachweis

�� � 1���� ���� ������������� ���� ������	���� ¢���-
schule ist geeignet, wer 

1.  die Erlaubnis zum Vorrücken in die Jahrgangsstu-
fe 11 des Gymnasiums hat,

2.  einen Notendurchschnitt von 3,5 oder besser in den 
Fächern Deutsch, Englisch oder Ersatzfremdspra-
che und Mathematik im Zeugnis über den mittleren 
Schulabschluss aufweist,

3.  den Vorkurs der Berufsoberschule oder eine Vorklas-
se erfolgreich besucht hat oder

4.  eine Eignungsprüfung nach Abs. 3 erfolgreich abge-
legt hat.

2Dem Vorkurs gleichgestellt ist der Besuch des entspre-
	�������£�����������������������	����������	����¢���-
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schule Erlangen eingerichteten Lehrgangs zur Vorberei-
tung auf die Fachabiturprüfung.

����1Die Voraussetzungen des Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und 
4 sind erfüllt, wenn

1. in sämtlichen Fächern mindestens die Note 4 erzielt 
wurde oder

2. die Note 5 in höchstens einem Fach ausgeglichen 
wird durch

��� ���������������������� ��� �������������������
oder

�� ��������������������������
������������	������

2Zum Ausgleich der Note 5 in einem der Fächer Deutsch, 
Englisch oder Mathematik können nur Fächer aus dieser 
Fächergruppe herangezogen werden. 

����1Eine Eignungsprüfung in den Fächern Deutsch, 
Englisch und Mathematik kann ablegen, wer im Kalen-
��������
��������������������������������������������
hat und

1.  im Zeugnis über den mittleren Schulabschluss in ei-
nem der Fächer Deutsch, Englisch oder Ersatzfremd-
sprache und Mathematik keine Note vorweisen kann 
oder 

�������������������������������	��������������
��-
ben hat. 

2Die Prüfungen werden von der aufnehmenden Schule 
abgenommen. 3����������� �����������������������

§ 8 

Probezeit 

����1Die Probezeit endet 

1. in der Jahrgangsstufe 11 der Fachoberschule und 
in der Jahrgangsstufe 12/1 der Teilzeitform der Be-
rufsoberschule am letzten Unterrichtstag der zweiten 
������������������
��������������������������������
 ���������������

2. im Übrigen am 15. Dezember.

2Keiner Probezeit unterliegt, wer

1.  den Vorkurs oder den Ausbildungsabschnitt 3/2 des 
DBFH-Bildungsgangs besucht oder 

2.  unmittelbar vor der Aufnahme in einem Vorkurs nach 
����������������������������������������������������
eine schlechtere Jahresnote als 3 erzielt hat. 

3Unter den Voraussetzungen von Satz 2 Nr. 2 erstreckt 
sich die Probezeit an der Fachoberschule nur auf die 
fachpraktische Ausbildung. 4�� ������ ��  ���� �� ����� ���-
sprechend.

����1Die Probezeit kann bei Vorliegen eines wichtigen 
Grundes um bis zu drei Monate verlängert werden, im 
���������������� ���������������������������������������
�������  ��������������� 2Als wichtiger Grund gilt insbe-
sondere der Nachweis einer längerfristigen Erkrankung, 
die die Leistungsfähigkeit beeinträchtigt.

����1Die Probezeit ist nicht bestanden, wenn bei einer 
Gesamtwürdigung der Leistungen der Schülerin oder des 
Schülers nicht damit gerechnet werden kann, dass sie 
��������������������� ���������������������2Dies ist in der 
Regel der Fall, wenn am Ende der Probezeit

�����������������������������������������������������
Nr. 2 entsprechen und

2.  keine Umstände vorliegen, die bessere Leistungen 
wahrscheinlich machen.

3In der Jahrgangsstufe 11 der Fachoberschule gilt zusätz-
lich, dass die Probezeit 

1.  in der Regel nicht bestanden ist, wenn die Leistun-
gen in der fachpraktischen Ausbildung nicht entspre-
�������������������������������������������
��-
tet wurden, und 

2.  vorzeitig für nicht bestanden erklärt werden kann, 
wenn feststeht, dass ein Bestehen nicht mehr mög-
lich ist.

4Über das Bestehen und die Verlängerung der Probe-
zeit entscheidet in allen Fällen die Schulleitung auf der 
Grundlage einer Empfehlung der Klassenkonferenz.

����1Wurde die Probezeit nicht bestanden, so ist dies 
���� ����������������������� ��� �����	�������  ��������-
nen und Schülern diesen selbst, unverzüglich schriftlich 
�������������������������������������������������2Mit 
der Bekanntgabe endet das Schulverhältnis. 3Auf Antrag 
erhält die Schülerin oder der Schüler eine Bescheinigung 
über die Dauer des Schulbesuchs und die erzielten Leis-
tungen. 4���� ���� ��������� ���� ���� ������  ������������
hinaus verlängert worden, erhält sie oder er im Zwischen-
zeugnis einen Vermerk über die Verlängerung.

��������������������������������������� �������-
�	������� ������������������������������ ���������������
erneut Anwendung.

§ 9 

Übertritt, Wechsel der Ausbildungsrichtung  
�����������������������
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������������������������������������
��������������
�������	���������
��������������������������������
insbesondere bei Wohnsitzwechsel, zulässig.
 

����1Der Übertritt aus einer staatlich nicht anerkann-
ten Schule in eine höhere als die Eingangsstufe einer 
��������������������������������������	����������
��-
schule setzt zusätzlich voraus, dass die Schülerin oder 
der Schüler

���������������������������������������� ����������
Schüler einer öffentlichen oder staatlich anerkannten 
	����������
����������������

2.  in einer Aufnahmeprüfung nachgewiesen hat, dass 
der Kenntnisstand den Anforderungen der aufneh-
menden Schule entspricht.

2Für den Übertritt in die Fachoberschule muss die 
Schülerin oder der Schüler ferner eine fachpraktische 
Ausbildung, die der an öffentlichen Fachoberschulen 
����������� �����������������������������
��� 
������
Gleichwertigkeit entscheiden die Ministerialbeauftragten. 
3� �������
������������	������
������������������
�����
bis 3 entsprechend.

����	�� ������
������� ��������� �������������� ��-
erkannten Schule in die Jahrgangsstufe 13 einer öffentli-
�������������������������������	����������
���������
���������� ��������������� �������������������������
einer zweiten Fremdsprache zum Erwerb der allgemei-
nen Hochschulreife belegen, wenn sie darin 

�������������� �� ������� ���� ���� ��������������
��������������������������������
�����������������-
richtet wurden und 

2.  in einer Aufnahmeprüfung mindestens 4 Punkte er-
zielt haben. 

����� ��������������� ����������������������
�����
�����������������
�������������������������

���� 1Der Wechsel der Ausbildungsrichtung ist nur 
während der ersten sechs Wochen nach Unterrichtsbe-
ginn in der Jahrgangsstufe 11 der Fachoberschule und 
�����������������������������������������������
�����
Satz 3 zulässig. 2�����
�����������������������

�����������������������������������������������-
chende Jahrgangsstufe der Teilzeitform oder umgekehrt 
���������������������������������������

Teil 3

Schulbetrieb

§ 10

Klassen und andere Unterrichtsgruppen

���� 1Die Zahl der Schülerinnen und Schüler in einer 
Klasse darf zu Beginn des Unterrichts

1.  bei zwei parallelen Klassen im Durchschnitt nicht we-
niger als 16,

2.  bei mehr als zwei parallelen Klassen im Durchschnitt 
nicht weniger als 21

betragen. 2Die Ministerialbeauftragten können Ausnah-
men zulassen, soweit keine zusätzlichen Kosten entste-
hen. 

���� 1����� �����
�� �������� 	����������� ����
Staatsministeriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft 
���� ������ ����������������� ����������� ��� �������
nach pädagogischem Ermessen und nach den personel-
len, sächlichen und organisatorischen Gegebenheiten 
über 

1.  die Teilung von Klassen in Gruppen und 

2.  die Einrichtung von 

�� Förderunterricht,


� Unterricht in der zweiten Fremdsprache zum 
�����
� ���� ����������� �������������� ������
Anlage 1 Nr. 2, 

�� ��������������������������������������������
Nr. 3 und 

�� Unterricht in Wahlfächern. 

2Die erstmalige Einrichtung von Wahlfächern ist unter An-
gabe von Fachbezeichnung, Inhalt und Zeitumfang den 
��������
������������ ���� �����������
����� ������-
gen. 

���� 1Fachoberschule und Berufsoberschule wirken 
beim Seminarfach und bezüglich der Unterrichtsangebo-
����������
������������������	�������
�
��������������
2Bei der Klassenbildung können Schulen verschiedener 
���������� �������������� ��� �������������� �������
für einen reibungslosen Schulwechsel und stellen das 
Einvernehmen mit den Aufwandsträgern her. 3Berufs-
schule und Fachoberschule wirken beim DBFH-Bildungs-
gang zusammen, insbesondere bei Leistungen, die aus 
der Berufsschule in das Zeugnis der Fachhochschulreife 
übernommen werden.

§ 11

Höchstausbildungsdauer 
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����1Die Höchstausbildungsdauer beträgt

1. an der Fachoberschule vier Jahre, bei Besuch der 
Jahrgangsstufe 13 fünf Jahre,

2. an der Berufsoberschule vier Jahre.

2Wenn zuvor die Vorklasse besucht wurde, erhöht sich 
die Höchstausbildungsdauer nach Satz 1 um ein Jahr.

����1Für die Berechnung der Ausbildungsdauer zäh-
len alle an öffentlichen oder staatlich anerkannten Beruf-
������������������� ���������������������
� �����	����
sie durch Austritt nach Ablauf der ersten sechs Unter-
richtswochen, nicht bestandene Probezeit oder Krankheit 
verkürzt waren. 2Nicht angerechnet wird der Besuch des 
Vorkurses. 3Die Höchstausbildungsdauer gilt auch dann 
als überschritten, wenn feststeht, dass der Abschluss der 
Schule nicht mehr innerhalb der Höchstausbildungsdauer 
erreicht werden kann. 

�����������������������������������������������-
������������������������ ������������������������

§ 12 

Stundentafeln 

����1Dem Unterricht sind die Stundentafeln nach Anla-
ge 1, für den DBFH-Bildungsgang die Stundentafeln nach 
Anlage 2 zugrunde zu legen. 2Das Staatsministerium 
kann bei Vorliegen besonderer Umstände Abweichungen 
����������������������������������������������������-
migung der Ministerialbeauftragten kann der Unterricht in 
������������������������������������	����������������-
���������������������	�������3Keiner Genehmigung be-
dürfen die organisatorisch bedingte Verblockung des Un-
terrichts in einzelnen Unterrichtsfächern im Rahmen der 
���������������������������������������	�����������
begrenzte Abweichungen von den Stundentafeln in Jahr-
gangsstufe 11 der Fachoberschule oder in der Vorklasse 
zur Förderung einzelner Klassen in bestimmten Fächern. 

���� 1��� ���� �������������� ��� 	���� ���� ���������-
��������� ���� ��	����� ���� ���� �������������� ����������
Förderunterricht im Umfang von mindestens einer Jah-
���	���������������������������������������������-
cken und der Vertiefung von Kompetenzen. 2In der Jahr-
gangsstufe 12 wählen die Schülerinnen und Schüler aus 
��������������������������������������������������
Buchst. b und c an der Fachoberschule zwei Fächer, an 
der Berufsoberschule ein Fach aus. 3In der Jahrgangsstu-
fe 13 wählen die Schülerinnen und Schüler aus dem An-
����������������������������������������������������
b und c ein Fach aus. 4����	��������������������������
in allen Jahrgangsstufen zusätzlich belegt werden, soweit 
nicht schulorganisatorische Gründe entgegenstehen.

����1�������������������������������������������
������������������������������������������������������
wöchentlichen Unterrichtsstunden nach den Stundenta-
feln in den Anlagen 1 und 2 um nicht mehr als drei Un-
terrichtsstunden überschreiten. 2����	����������������-
����������������������������������������������������

����1Für Schülerinnen und Schüler, die an zuvor be-
suchten Schulen höchstens zwei Jahre Unterricht im 
Fach Englisch hatten, kann zur Vermeidung einer unbilli-
gen Härte im Einzelfall genehmigt werden, dass Englisch 
durch eine andere Fremdsprache ersetzt wird. 2Die Ent-
���������� ��������������� ���� �������� ���������� �����
die Leistungsnachweise sowie über eine eventuelle Be-
freiung vom Englischunterricht trifft die oder der Ministe-
���������������������������������������������������� -
ern. 3Satz 1 gilt nicht für den Vorkurs und die Vorklasse. 

����1An der Berufsoberschule kann die Ausbildung in 
hälftiger Teilzeit durchlaufen werden. 2In diesem Fall ver-
����������������� ��	������������������������� 3Werden 
in der Teilzeitform die Unterrichtsstunden eines Fachs 
���� �	��� ����������� ������
� ��� ��� ���� ������� ����� ���
�������������������������������� ���������������������-
�������� ��	����� ���� ������� ����������� 4Die Unterrichts-
������������������������	������������������	�������
Schule in eigener Verantwortung entsprechend verteilt.

§ 13 

Fachpraktische Ausbildung

���� 1Die fachpraktische Ausbildung der Fachober-
schule gliedert sich in die Bereiche

1. fachpraktische Anleitung an der Schule, Dokumenta-
����������������


2. fachpraktische Vertiefung an der Schule und

3. ��������������������������������������������������
Einrichtung oder Schulwerkstätte.

2In der Regel erfolgen die fachpraktischen Tätigkeiten ge-
�����������������������������������������������������
den ganzen Tag. 3�����������������������������������
�������������
��
���
��������������������������������-
gesetzes sind zu beachten. 4Die Blocklänge soll höchs-
tens fünf Wochen betragen.

����1Die drei Bereiche der fachpraktischen Ausbildung 
������������	����������������������� ��	����� ������
�� ������� �� ��	���
� 	����� ���� ���� ���������� ������
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 ein Beitrag des Praktikumsbetriebes 
�����������������������	����������������	�����������-
tenstufe vergeben wird. 2Falls ein Bereich mit 0 Punkten 
bewertet wird, ist die fachpraktische Ausbildung nicht be-
standen und wird insgesamt mit 0 Punkten bewertet. 3Bei 
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�����������������������������������������������������-

�����������	��������������������������
����������������
	������������������
���������������������
�����������-
�����������	���������������

 ��1Bei einer Häufung von versäumten Praktikums-
������������������������������
�������������������������
����������������������������������������������	���������
an die Jahrgangsstufe 11 zur Verfügung. 2Im Einzelfall 
kann die Lehrerkonferenz die Entscheidung über das Vor-
rücken und die Erteilung des Jahreszeugnisses bis zum 
���� ���� ���� ������������������ ���� ������ ������������
aussetzen. 3Wurden mehr als fünf Praktikumstage ohne 
ausreichende Entschuldigung versäumt, ist die fachprak-
tische Ausbildung nicht bestanden. 

 ����������������������������������������������������
auf Dauer gehindert ist, an der fachpraktischen Ausbil-
dung der gewählten Ausbildungsrichtung teilzunehmen, 
wird das Schulverhältnis beendet.

 ��1Wird einer Schülerin oder einem Schüler wegen 
���������������������������	�������	������������������
�� ��� 	���� �� �������� ���� ����������� ���� ����������-
schen Ausbildung verweigert, besteht kein Anspruch, an 
einer anderen Stelle ausgebildet zu werden. 2Kann die 
fachpraktische Ausbildung nicht fortgesetzt werden, kann 
das Schulverhältnis beendet werden. 3Unabhängig davon 
�������������������������������������
������

Teil 4

Leistungen, Zeugnisse 

Kapitel 1

Leistungsnachweise

§ 14 

Leistungsnachweise 

 �� 1Leistungsnachweise sind Schulaufgaben, das 
Fachreferat, die Leistungen im Seminar, sonstige Leis-
tungsnachweise und praktische Leistungen. 2Die Leis-
���������
����� ����� ���������� ������������ ����� ����
�����������������������

 �� 1��� �������������������������������������� ��� ��-
�����������������������������������������������An-
lage 3 sowohl schriftliche als auch mündliche Leistungen 
zu erheben, insgesamt 

1.  mindestens zwei, wenn Kurzarbeiten geschrieben 
werden, 

2.  mindestens drei, wenn Stegreifaufgaben geschrie-
ben werden. 

2Von Schülerinnen oder Schülern versäumte Stegreifauf-
gaben können durch mündliche Leistungen oder durch 
�����������������������������	�������������������
��-
den. 3Eine Kurzarbeit kann durch eine andere gleichwer-
tige individuelle Leistung ersetzt werden, die der Art nach 
für alle Schülerinnen und Schüler einer Klasse gleich sein 
�����������������������������������������������������4Die 
Entscheidung über die Art der Leistungsnachweise wird 
durch die Klassenkonferenz getroffen und den Schülerin-
nen und Schülern rechtzeitig mitgeteilt. 5In einer Klasse 
���������������������������������������������
��������-
arbeiten oder Stegreifaufgaben gestellt werden. 6In den 
������	����������������������������������������������
���� ������������� ������������������ ��
��� ������� ���-
nen schriftliche und mündliche Leistungen ganz oder teil-
weise durch praktische Leistungen ersetzt werden. 7Über 
Leistungsnachweise im Förderunterricht entscheidet die 
Lehrkraft nach pädagogischem Ermessen. 

 ���������������������������������������������������
Rücksprache mit der Lehrkraft und der Fachbetreuerin 
oder dem Fachbetreuer einen schriftlichen Leistungs-
nachweis für ungültig erklären und die Anfertigung eines 
neuen anordnen, wenn die Anforderungen nicht ange-
messen waren oder der Lehrstoff nicht genügend vorbe-
reitet war. 

 �� �������������� ������� ���������� ���� ����� ��-
chen, Stegreifaufgaben und Kurzarbeiten innerhalb von 
zwei Wochen und Seminararbeiten spätestens bis vier 
Wochen vor Beginn der schriftlichen Abschlussprüfung 
zurückgegeben und mit den Schülerinnen und Schülern 
besprochen werden. 

 ���������������¡������������
��������������������-
lerinnen und Schülern auf Antrag mit nach Hause gege-
ben werden und sind innerhalb einer Woche unverändert 
an die Schule zurückzugeben. 

§ 15 

Schulaufgaben 

1Schulaufgaben werden spätestens eine Woche vor-
her angekündigt. 2An einem Tag darf nicht mehr als eine 
Schulaufgabe, in einer Woche sollen nicht mehr als zwei 
Schulaufgaben abgehalten werden. 3Für die Nachholung 
von Leistungsnachweisen sind Ausnahmen von Satz 2 
zulässig. 

§ 16 

Fachreferat

1In der Jahrgangsstufe 12 halten die Schülerinnen 
���� �������� ���� ������������ ��� ������ ������	������ ��
�������������������� �������� ����� ���������������� 2Im 
DBFH-Bildungsgang wird das Fachreferat frühestens im 
Ausbildungsabschnitt 2 gehalten.
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§ 17

Seminar

���� 1Nach der Fachabiturprüfung in Jahrgangsstu-
fe 12 sowie in Jahrgangsstufe 13 ist das wissenschafts-
propädeutische Seminar zu belegen, eine Seminararbeit 
zu fertigen und zu präsentieren. 2Auf Antrag können auch 
Bewerberinnen und Bewerber am Seminarteil der Jahr-
gangsstufe 12 teilnehmen, welche die Voraussetzungen 
����������������������������������
		�����������������-
gangsstufe 13 aufgenommen werden. 3Seminare können 
����		�����������	�������������������������������������
���	�������������� ���� ��� ���  ���	�� ���
��� ������
und gegebenenfalls auch fächerübergreifend angeboten 
werden. 4Das Nähere legt das Staatsministerium geson-
dert fest.

����1Die individuellen Leistungen im Seminar, die Se-
minararbeit und die Präsentation der Seminararbeit mit 
��������������������	�����������������������������
bewertet. 2Aus dem Durchschnitt der Bewertungen nach 
 ����������������������������
����� ������������	���
dabei zählen die Seminararbeit zweifach, die übrigen Tei-
	������	�����������3��������������	���������������4Soweit 
eine der in Satz 1 genannten Leistungen mit 0 Punkten 
bewertet wird, ist das Seminar nicht bestanden und wird 
insgesamt mit 0 Punkten bewertet. 5Dem Punktwert wird 
������������������ ��������������������������

���� 1Wiederholt die Schülerin oder der Schüler die 
Jahrgangsstufe 13, bleibt das Gesamtergebnis des Se-
minars auf Antrag erhalten, wenn beim vorangehenden 
�����������		��������������������������� ����������	��
mindestens 4 Punkte erzielt wurden. 2Wird das Seminar 
erneut durchlaufen, kann sich die Schülerin oder der 
Schüler für eines der beiden Gesamtergebnisse entschei-
den. 

§ 18 

Sonstige Leistungsnachweise 

����1Stegreifaufgaben werden nicht angekündigt. 2Sie 
beschränken sich auf den Inhalt der vorangegangenen 
���� ����������������� ������	���	���� ��� ���������-
nisse des Fachs. 3Die Bearbeitungszeit soll nicht mehr 
als 20 Minuten betragen. 4Wurden die vorangegangenen 
Unterrichtsstunden versäumt, so entscheidet die Lehr-
kraft, ob der Schülerin oder dem Schüler die Bearbeitung 
zugemutet werden kann. 

���� 1Kurzarbeiten werden mindestens eine Woche 
vorher angekündigt und erstrecken sich auf den Inhalt 
von höchstens zehn unmittelbar vorangegangenen Un-
���������������������	���	��������������������������
Fachs. 2Die Bearbeitungszeit soll nicht mehr als 30 Minu-
ten betragen. 

���� 1Als mündliche Leistungsnachweise gelten bei-
spielsweise Rechenschaftsablagen, Unterrichtsbeiträge 
und Referate. 2Als andere individuelle Leistungen gelten 
�������	�����������	������������������������������-
ten.

����1An Tagen, an denen die Klasse eine Schulaufga-
be schreibt, werden Stegreifaufgaben und Kurzarbeiten 
nicht abgehalten. 2Satz 1 gilt nicht für die Nachholung von 
Leistungsnachweisen. 

§ 19 

Bewertung von Leistungsnachweisen 

���� 1Die Leistungsbewertung wird durch Noten und 
durch ein Punktesystem vorgenommen. 2Das Punktesys-
������
��������������������������������������	��������-
denz nach folgendem Schlüssel: 

1. 13 bis 15 Punkte sehr gut,

2. 10 bis 12 Punkte gut,

3. 7 bis 9 Punkte befriedigend,

4. 4 bis 6 Punkte ausreichend,

5. 1 bis 3 Punkte mangelhaft,

6. 0 Punkte ungenügend.

����1Erläuterungen und Schlussbemerkungen können 
auf den Arbeiten angebracht werden. 2Bei Schulaufgaben 
���������������������������	��������������������-
���	��������������	�������������������� ���������-
ten muss dies geschehen. 

����1Bei der Bewertung einer schriftlichen Arbeit wird 
��������������������
������������2Bei schriftlichen Ar-
������� ����� �������� ������ ����  ��������������� �����
Ausdrucksmängel zu kennzeichnen und angemessen zu 
bewerten. 

��������������������������������	�������������-
gekündigter Leistungsnachweis versäumt, eine Leistung 
verweigert oder die Seminararbeit nicht termingerecht ab-
gegeben, werden 0 Punkte erteilt.

�����������������������������������������������	����
entsprechend. 

���� 1Sind in einem Fach die Bewertungen mehrerer 
Einzelleistungen zu einem Ergebnis zusammenzufas-
sen, wird ausgehend von den Bewertungen nach Punk-
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ten unter Beachtung der Gewichtungsregelungen dieser 
Schulordnung ein Durchschnittswert berechnet. 2Zwi-
schenergebnisse werden nicht gerundet. 3���� ����������
Endergebnis wird auf einen ganzzahligen Punktwert ge-
rundet, wobei Nachkommastellen unter n,50 abgerundet 
und Nachkommastellen ab n,50 aufgerundet werden. 
4Werte unter 1,00 sind stets auf 0 Punkte abzurunden.

§ 20 

Nachholung von Leistungsnachweisen 

���� 1Wer einen angekündigten Leistungsnachweis 
mit ausreichender Entschuldigung versäumt, erhält einen 
Nachtermin. 2Werden mehrere angekündigte Leistungs-
����������������������������
����������	�����
����-
	�����������
�����������������������
�������������-
rere Leistungsnachweise angesetzt werden. 

����1Wird der Nachtermin mit ausreichender Entschul-
digung versäumt, wird 

1.  entweder ein weiterer Nachtermin oder 

2.  eine schriftliche oder praktische Ersatzprüfung ange-
setzt, die sich über den gesamten bis dahin behan-
	��
��� ��
������
��
���� 	��� ��������������� ���
��-
cken kann. 

2Eine mündliche oder schriftliche Ersatzprüfung kann 
auch angesetzt werden, wenn in einem Fach keine hin-
reichenden unangekündigten Leistungsnachweise vor-
������������
������	����������
���������
�����������	�
bewertet werden, ist die mündliche Form zu wählen. 
3Kann im Einzelfall ein Nachtermin oder eine Ersatzprü-
���� ���
� ��� �����
��� ������������� ������
 
� ���	����
���	�	��������������������������
������	�������������
dem Vorliegen der entsprechenden Leistungen endgültig 
festgesetzt. 4��
 ������
�����
�����������������������	�����
eine Abschlussprüfung abgelegt wird.

����1���������
 �����������������	���������������-
��������������������
�

��	���� 2Der Termin der Ersatz-
prüfung ist den Schülerinnen und Schülern sowie den 
Erziehungsberechtigten spätestens eine Woche vorher 
mitzuteilen. 

§ 21 

Halbjahresergebnisse und Jahresnoten

����1�����	�����
������
���������	���������
����������
������ ��	�������������������	�������
��������������
ohne Schulaufgaben und Fachreferat ein Durchschnitts-
wert berechnet. 2Dabei werden die einzelnen Leistungs-
nachweise entsprechend ihrem Umfang und Schwie-
������
����	� ������
�
�� ��������������� ������� 	�����

����
������	�����������������	������������������	���
�
�	����������������
������
���������������
��
�����
erbracht haben, im entsprechenden Fach angemessen 
berücksichtigt werden. 3Der ermittelte Durchschnittswert 
sowie die Bewertungen der einzelnen Schulaufgaben, die 
�����
������	�����������	���������������������
��������
����������	�������

����	������������������������ ��-
weils gleiches Gewicht. 4�������������������������	����
einen ganzzahligen Punktwert gerundet. 5���������������
�
entsprechend. 6Liegen in einem Fach keine hinreichen-
den Leistungsnachweise vor, ohne dass dies die Schü-
lerin oder der Schüler zu vertreten hätte, bleibt das Fach 
unberücksichtigt. 7����
������	������������������������
im Seminar und in der zweiten Fremdsprache nach Be-
ginn der schriftlichen Fachabiturprüfung erbracht werden, 
���	���	��������������������� ��������
��8Die Leis-

����������������
����	�������������������������������
festgesetzt.

����1����������	����������	�
����������������-
bildungsabschnitt 3/2 Anwendung. 2Für den Förderunter-
����
����	���������������������������
����
 
�

���� 1���� ��	��� ��
������
������ ���	�  �� ��	�� 	���
Vorkurses, der Vorklasse, der Jahrgangsstufe 11 sowie, 
soweit keine Prüfung erfolgreich abgelegt wurde, der 
Jahrgangsstufen 12 und 13 die Jahrespunktzahl ermit-

��
����	������	�������������������������������������
��
 � �� 	��� ���������

� ��������
� �	� ������ �� ���
Abs. 6 gerundet wird. 2Gleiches gilt für die fachpraktische 
�����	��� �� ������� 	��� �������������������� ������
�� �������� �� ��
 � ��� 3���� ���������
 ���� ���	� ������
��������������
 ���	�����������
�� ����	��
�

Kapitel 2

Vorrücken und Wiederholen

§ 22 

Entscheidung über das Vorrücken 

�������	�������������
�������������������������

1.  in der fachpraktischen Ausbildung in der Summe bei-
	��������������������������������������� ����
 �
�� ���	��
���� ��� ���
��� 	����� ��� ������� ��������
weniger als 4 Punkte und

2.  ���	������������
 ��������������������������
 ��

��� in allen Fächern mindestens 4 Punkte,

��� in einem Fach 1 bis 3 Punkte, in allen weiteren 
�������������������	��
���������
���	����	���
Summe aller Punktzahlen mindestens das Fünf-
fache der Anzahl der Fächer, 
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��� in zwei Fächern 1 bis 3 Punkte, in allen weite-
����������������������������������������������
der Summe aller Punktzahlen mindestens das 
Sechsfache der Anzahl der Fächer oder

��� in einem Fach 0 Punkte, in allen weiteren Fä-
������ �������� ����������� �� ������ ���� ��� ����
Summe aller Punktzahlen mindestens das 
Sechsfache der Anzahl der Fächer

erreicht hat.


	������������������������������������������

1.  an der Fachoberschule, wer die Fachhochschulreife 
mit einer Durchschnittsnote von 3,0 oder besser er-
worben hat,

2.  an der Berufsoberschule, wer in den Jahrespunkt-
���������������	��� �����������������������������
���� ����������������� �������� ����������� �� ������
erzielt hat oder wer die Fachhochschulreife erworben 
hat.


��� ������������� ���� ��������� ���� ��� � �����������
���������� �������� ��������������� ���� ������� �����-
trächtigung ohne eigenes Verschulden wegen Leistungs-
minderungen die Voraussetzungen zum Vorrücken nicht 
���������������������������������������� ���������	��
nicht gestattet wurde, gelten nicht als Wiederholer.

§ 23 

Vorrücken auf Probe 

1���� �� ������ �������  ��� ���� ��� ����� ���� ����
kann von der Lehrerkonferenz in besonderen Fällen um 
höchstens zwei Monate verlängert werden. 2Wird das 
Vorrücken auf Probe nach Art. 53 Abs. 6 Satz 2 BayEUG 
gestattet, wird in das Jahreszeugnis folgende Bemer-
kung aufgenommen: „Die Erlaubnis zum Vorrücken in 
die Jahrgangsstufe... hat er/sie auf Probe erhalten.“ 3Es 
��������������������������������� ���������������	�����
���� ����� ��� ����� ���� ���������� ����� ���� ��������  ���
Nichtbestehen zurückverwiesen wird. 4Zurückverwiesene 
Schülerinnen und Schüler gelten nicht als Wiederholer.

§ 24 

Freiwilliges Wiederholen, Rücktritt 


�������������������������������������������������-
mal die Jahrgangsstufe 11 oder die Jahrgangsstufe 12 
der Berufsoberschule freiwillig wiederholen. 


	������������������������������������������������-
gangsstufen freiwillig wiederholen, aber dabei das Ziel 

der Jahrgangsstufe nicht erreichen, erhalten anstelle des 
Jahreszeugnisses eine Bestätigung über das freiwillige 
Wiederholen und die dabei gezeigten Leistungen mit der 
Bemerkung, dass das Vorrücken auf Grund des früheren 
Jahreszeugnisses gestattet wird. 


���1Auf Antrag entscheidet die Schulleitung bis spä-
���������������� ���������������������� ����������-
lichkeit des einmaligen Rücktritts in die Jahrgangsstu-
fe 11 der Fachoberschule oder in die Jahrgangsstufe 12 
der Berufsoberschule. 2Schülerinnen und Schüler, die in-
nerhalb der ersten sechs schulischen Unterrichtswochen 
��������������������� ������������� �������������� �����-
nem Schulbesuch in der höheren Jahrgangsstufe nicht 
als Wiederholer. 3Unter der Voraussetzung, dass die Vor-
klasse zuvor noch nicht länger als sechs Unterrichtswo-
chen besucht wurde, gilt Satz 1 für einen Rücktritt in die 
Vorklasse aus der Jahrgangsstufe 11 der Fachoberschule 
oder aus der Jahrgangsstufe 12 der Berufsoberschule bis 
������������������������ ������������� �������������-
chend. 4Erfolgt der Rücktritt zum Ende der Probezeit, holt 
die Schulleitung eine Empfehlung der Klassenkonferenz 
ein. 5Für einen Rücktritt in den Vorkurs gilt Satz 3 ent-
����������� ������������������������������������������
der Rücktritt auch dann gestattet werden, wenn der Vor-
kurs zuvor länger als sechs Wochen besucht wurde. 6Bei 
einem Rücktritt erfolgt die Leistungsbewertung auf der 
Grundlage der ab dem Zeitpunkt des Rücktritts anfallen-
den Leistungsnachweise.

§ 25 

Verbot des Wiederholens 


������������������������������������ �����������
oder wegen Überschreitung der Höchstausbildungsdauer 
nicht zulässig, wird dies im Jahreszeugnis vermerkt. 


	��1Die Vorklasse darf nur wiederholt werden, wenn 
kein mittlerer Schulabschluss vorliegt. 2Der Vorkurs darf 
nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes wiederholt 
werden. 

Kapitel 3 

Zeugnisse

§ 26 

Zeugnisse, Bescheinigung über den Schulbesuch


��� 1Über die erzielten Leistungen werden am Ende 
������������������� ��������������������������������
�������� ��������������� ���� ������������ �������������-
se ausgestellt. 2In der Teilzeitform der Berufsoberschu-
le werden Zwischenzeugnisse am letzten Unterrichtstag 
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der Jahrgangsstufen 12/1 und 13/1 ausgestellt. 3Im Vor-
kurs der Berufsoberschule wird kein Zwischenzeugnis 
ausgestellt. 4Über den Besuch des Vorkurses der Fach-
oberschule und die erzielten Leistungen wird eine Be-
scheinigung ausgestellt. 5Das Zwischenzeugnis enthält 
���� ��������������������� ������ �� �����
� �� �	���� ���
�����������������������������������������������������-
tischen Ausbildung. 6������������������������������������
Fach 

1. ��������������������������������������
���������-
�������������������������������������

2. ���� ���������������� ���� �������	��� ������ �� ��
Abs. 3 und

3. ��� �������������  	�� ���� ����������� ���������������
das Gesamtergebnis der fachpraktischen Ausbil-
dung, des Fachreferats oder des Seminars.

7Das Thema der Seminararbeit ist zumindest in Kurzform 
auszuweisen.

�� 1Im Jahreszeugnis wird die Entscheidung über 
das Vorrücken vermerkt. 2Bemerkungen nach Art. 52 Abs. 
3 Satz 3 BayEUG werden in die Zeugnisse nicht aufge-
nommen. 3Über besondere Leistungen in der Schule und 
der fachpraktischen Ausbildung kann die Schule ein Zer-
����������������
�

��� ������ ������������� ���� �������� ������ �� ��
���
� �� �������� �������� ���� ����������������������
ganz oder teilweise von der Teilnahme am Unterricht be-
freit oder mussten sie auf Grund schulärztlichen Zeug-
nisses keine Leistungsnachweise erbringen, so erhalten 
sie anstelle einer Bewertung eine entsprechende Bemer-
kung. 

���1Das Zeugnis wird von der Klassenkonferenz fest-
gesetzt. 2Wenn das vorsitzende Mitglied der Klassenkon-
ferenz oder ein Drittel ihrer Mitglieder dies beantragt oder 
die Schulleitung dies aus besonderen Gründen für erfor-
derlich hält, entscheidet die Lehrerkonferenz. 

��� 1���� ��������������� ������������� ���� ���������
bestätigt ein Erziehungsberechtigter durch Unterschrift, 
dass er vom Zwischenzeugnis Kenntnis genommen hat. 
2Das unterschriebene Zeugnis ist der Klassenleiterin oder 
dem Klassenleiter zur Einsicht vorzulegen. 3Wenn es die 
����������� ��� ������� �������������� ��������� �����������
lassen, ob das Ziel der Jahrgangsstufe erreicht wird, wird 
die Gefährdung in einem gesonderten Schreiben mitge-
���������������������������������������������������������
Art. 53 Abs. 3 BayEUG oder wegen Überschreitens der 
Höchstausbildungsdauer nicht mehr wiederholt werden 
darf, wird darauf besonders hingewiesen.

��� 1Verlassen Schülerinnen oder Schüler wäh-
����� ���� ������������ 	���� �������� ���� �����������-

abschnitts 3/2 des DBFH-Bildungsgangs die Schule, 
erhalten sie eine Bescheinigung über die Dauer des 
Schulbesuchs und gegebenenfalls der fachpraktischen 
Ausbildung. 2������ ���� ��������� �������������� �������
als sechs schulische Unterrichtswochen besucht, werden 
auf Antrag ergänzend zum letzten Zeugnis die darin er-
zielten Leistungen bescheinigt.

Teil 5 

Prüfungen 

Kapitel 1 

Abschlussprüfungen für Schüler  
öffentlicher und staatlich anerkannter  

����������������������

§ 27 

Abschlusszeugnisse 

���1Das Abschlusszeugnis der Fachoberschule und 
das Zeugnis der Fachhochschulreife der Berufsoberschu-
le enthalten

1. ����� ���� ���������������������� ������ �� ��� ��� ��-
achtenden Leistungen sowie 

2. ���� ������ ����� ���� ��������� ���������������������
��������������
��������
�

2Das Abschlusszeugnis enthält weiterhin die Gesamt-
����������� �	���� ���� ��������������	��� ������ ���
� �
�
3���������������������������������������������������������
eingebracht wurden, werden besonders gekennzeichnet. 
4�������
���������������������������
�5Liegen in den Fäl-
���� ���� �� �����
� �� ����� �� ������ ���������������������
���������������������������������	���������������������-
����������� 	����	������������������������������������-
ten Besuchs dieser Jahrgangsstufe eingebracht werden.

�� 1Wurden die notwendigen Kenntnisse in einer 
�����������������������������������
���������������-
wiesen, wird statt eines Zeugnisses der fachgebundenen 
Hochschulreife ein Zeugnis der allgemeinen Hochschul-
reife ausgestellt, das gegebenenfalls eine abweichende 
Durchschnittsnote für die fachgebundene Hochschulreife 
zusätzlich ausweist. 2������������������������������
Abs. 2 Satz 2 erbracht, wird ein Zeugnis ausgestellt, das 
in Verbindung mit dem Zeugnis der fachgebundenen 
Hochschulreife als Nachweis der allgemeinen Hochschul-
reife dient. 

���1Die Durchschnittsnote wird auf der Grundlage der 
������������������������������
�������������������-
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���������������������Anlage 4 oder Anlage 5������������
��������������������������
�	����
�����������������-
sichtigt. 2Die Durchschnittsnote wird auf eine Stelle nach 
dem Komma errechnet. 3Es wird nicht gerundet.

����	����������������	�����������������������������-
prüfung ohne Erfolg unterzogen haben, erhalten ein Jah-
reszeugnis, das die Ergebnisse ohne Einbeziehung der 
Abschlussprüfung, eine Bemerkung über die erfolglose 
Teilnahme an der Abschlussprüfung und einen Hinweis 
��������� ��� �������������������� ����������  ������  �
Satz 1 BayEUG noch einmal wiederholt werden darf oder 
nicht. 

� �� ���� �������������������� ���� ����� ���� ���-
����������� ���������� �� ����������� ���� �����������-
schuss. 

§ 28 

Prüfungsausschuss, Prüfungskommission 

����1Mitglieder des Prüfungsausschusses für die Ver-
gabe der Fachhochschulreife oder der fachgebundenen 
Hochschulreife und der allgemeinen Hochschulreife sind 
neben dem vorsitzenden Mitglied

1.  der Stellvertreter der Schulleiterin oder des Schullei-
ters, 

2.  die Klassenleiterinnen und Klassenleiter 

��� ��������������������
���������������������������
und

��� �����������������������������������������������

3.  bis zu drei weitere Lehrkräfte, welche vom vorsitzen-
den Mitglied berufen werden. 

2Soweit dies zur Durchführung der Prüfung erforderlich 
ist, kann das vorsitzende Mitglied mit Zustimmung der 
oder des Ministerialbeauftragten auch Lehrkräfte anderer 
Schulen in den Prüfungsausschuss oder die Prüfungs-
kommissionen berufen oder zur Bewertung schriftlicher 
und praktischer Prüfungsarbeiten heranziehen.

�
���������������������������

1.  bildet für die mündliche Prüfung Prüfungskommissi-
������������������������������������������������-
weils eines der Mitglieder zum vorsitzenden Mitglied,

2.  kann in die Prüfungsvorgänge eingreifen und Fragen 
stellen,

3.  erledigt Prüfungsangelegenheiten, soweit diese 
Schulordnung nichts anderes bestimmt. 

���� 1Der Prüfungsausschuss entscheidet mit einfa-

cher Mehrheit und in Anwesenheit von mindestens zwei 
Dritteln der Mitglieder. 2Bei Stimmengleichheit entschei-
det die Stimme des vorsitzenden Mitglieds. 3Stimmenthal-
tung ist nicht zulässig. 4Ist das vorsitzende Mitglied der 
Auffassung, dass ein Beschluss gegen Rechts- oder Ver-
��������������������� ���������� ����� ��� ���� ����������
beanstanden, den Vollzug aussetzen und die Entschei-
dung der oder des Ministerialbeauftragten herbeiführen. 

���� 1Die Prüfungskommissionen entscheiden in An-
wesenheit von mindestens zwei Mitgliedern. 2Im Übrigen 
gilt Abs. 3 entsprechend. 

� �� 1����	�������������������������� �����������������
oder staatlich anerkannte Schule eine Ministerialkommis-
särin oder einen Ministerialkommissär als vorsitzendes 
Mitglied des Prüfungsausschusses bestellen. 2Das vorsit-
zende Mitglied kann

�������� ��������������������� ������ ���� ���������� ����
von den Schülerinnen und Schülern während des 
	����������������������������������������������������
������������������� ��������������� ���� ����������-
schen Ausbildung und der schriftlichen und prakti-
schen Prüfungsarbeiten überprüfen und 

2. nach Anhörung des Prüfungsausschusses die Be-
wertung der schriftlichen und praktischen Prüfungs-
arbeiten ändern.

3Änderungen der Bewertung werden auf der Arbeit und 
in der Niederschrift über die Abschlussprüfung vermerkt. 
4Eine Genehmigung des oder der Ministerialbeauftragten 
nach Abs. 1 Satz 2 ist nicht erforderlich. 

�����������������������������������������������-
fungsausschusses oder der Prüfungskommission nach 
den Art. 20 und 21 BayVwVfG in Betracht, so ist dies spä-
testens bis zum Unterrichtsbeginn des der Prüfung vor-
ausgehenden Jahres der oder dem Ministerialbeauftrag-
ten zu melden, die oder der eine Sonderregelung trifft.

§ 29 

Niederschrift 

1Über Verlauf und Ergebnis der Prüfung ist eine Nie-
derschrift zu fertigen. 2Für den Prüfungsausschuss und 
die Prüfungskommissionen bestimmen die vorsitzenden 
����������� ��� ���� ��������� ���� 	��������������� 3Die Nie-
derschrift wird von dem vorsitzenden Mitglied und der 
Schriftführerin oder dem Schriftführer unterzeichnet. 4Der 
Niederschrift wird ein Verzeichnis beigegeben, das die 
����������	�������������������	������������������������-
����������������������������������������������������������
mündlichen und praktischen Prüfungen erzielten Punkt-
������� ��������������� ���� ������������������� ���� ����
Gesamtergebnisse enthält und angibt, ob die Abschluss-
prüfung bestanden wurde.
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§ 30 

Fachabiturprüfung, Abiturprüfung 

����1Der Fachabiturprüfung haben sich die Schülerin-
nen und Schüler der Jahrgangsstufe 12 der Fachober-
schule und des Ausbildungsabschnitts 3/2 des DBFH-
Bildungsgangs zu unterziehen. 2Die Schülerinnen und 
Schüler der Jahrgangsstufe 12 der Berufsoberschule 
können daran teilnehmen, sofern sie spätestens bis zum 
1. März ihre Teilnahme an der Prüfung schriftlich erklären. 

���� ������������������ ����� ��
� 	��� �
����������
und Schüler der Jahrgangsstufe 13 zu unterziehen. 

§ 31 

Teilnahme an der Abschlussprüfung 

���������������	������
������������������	�������-
������������� 	��� �������������������� 	��� ������	���
�
�����������������

���� 1Eine Teilnahme an der schriftlichen und prakti-
schen Abschlussprüfung ist ausgeschlossen, wenn

1.  ��������	�	������������������������
� ����������
����������������������������������������������

2.  auf Grund der bisher erbrachten Leistungen der an-
gestrebte Schulabschluss nicht mehr erreicht werden 
kann oder

3.  ��������������������
����������������������
������
ohne ausreichende Entschuldigung versäumt wur-
den.

2�
���������� ��	� �
������ 	��� ������ ����� �� ���� 	���
Prüfungsteilnahme ausgeschlossen sind und die Jahr-
gangsstufe nicht mehr wiederholen dürfen, können auf 
Empfehlung der Klassenkonferenz aus der Schule ent-
lassen werden. 

����1Für Schülerinnen und Schüler, die die Jahrgangs-
stufe 12 der Fachoberschule oder die Jahrgangsstufe 13 
länger als sechs Wochen besucht haben und ausgetre-
ten sind, ohne an der Abschlussprüfung teilgenommen zu 
haben, gilt die Abschlussprüfung als abgelegt und nicht 
bestanden. 2Gleiches gilt bei Ausschluss von der Prüfung 
�������������

§ 32 

Schriftliche und praktische Abschlussprüfung 

���� 1Die schriftliche Abschlussprüfung erstreckt sich 
auf den gesamten Unterrichtsstoff der Fächer Deutsch, 

������
���	�����������������	����������
����	�����-
���������������	������
��������������������� 2Im Pro-
����
���	���������	������
����������������������� 	���
Prüfung theoretische und praktische Anteile.

����1Die Aufgaben werden vom Staatsministerium er-
stellt. 2Bei mehreren zur Wahl gestellten Aufgaben trifft 
das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses im 
Benehmen mit den fachlich zuständigen Lehrkräften am 
Prüfungstag die Auswahl. 3Bei Parallelklassen können 
verschiedene Aufgaben gewählt werden. 

§ 33 

Mündliche Abschlussprüfung 

���� 1��� ��
� ������
� ��	��� ����� ������
���	��
mündliche Prüfung statt. 2��	���
���������	���	����
�-
ler kann sich auf schriftlichen Antrag, der dem vorsitzen-
den Mitglied des Prüfungsausschusses bis zu einem von 
ihm festgelegten Termin zugehen muss, in höchstens 
zwei weiteren Fächern der schriftlichen oder praktischen 
Prüfung einer mündlichen Prüfung unterziehen. 3Die Er-
gebnisse der schriftlichen Prüfung sind den Schülerinnen 
und Schülern mindestens einen Tag vor diesem Termin 
bekannt zu geben.

���������������	����	������
��������������
������
mit Erfolg abgelegt werden kann, so wird von mündlichen 
Prüfungen abgesehen. 

���� 1�������	��
������������	��� �����
�������
�
����������������������������������
�������������������
in den anderen Fächern als Einzelprüfung. 2Sie erstreckt 
sich auf den gesamten Unterrichtsstoff des Fachs. 3Die 
������������� ����� ���� ��	��� ��
� ��� 	��� �������������� 
20 Minuten betragen, in der Gruppenprüfung fünf Minuten 
������������

§ 34 

Bewertung der Prüfungsleistungen, Unterschleif 

���� 1Die schriftlichen und praktischen Prüfungsar-
����������	������������������������������������	���	���
vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses bestimmt. 
2Kommt eine Einigung nicht zustande, wird die Bewer-
tung der Prüfungsleistung vom vorsitzenden Mitglied oder 
von einem durch dieses bestimmten Prüfer festgesetzt. 
3�������������������	������������
��������	�����
����
�����
����	����������
���������	�������������������
sowie bei Abweichungen sind sie kurz zu begründen. 4Die 
Leistungen in der mündlichen Prüfung bewertet die zu-
ständige Prüfungskommission.

���� 1Bedienen sich Schülerinnen und Schüler uner-
�������� ������ �	��� ��
��� ���� 	��� �����
� 	���� ���-
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������������� ����� ����������� ���� �� ��
���� ��������	� 2Als 
Versuch gilt auch die Bereithaltung nicht zugelassener 
Hilfsmittel nach Beginn der Prüfung. 3Ebenso kann ver-
fahren werden, wenn die Handlungen zu fremdem Vorteil 
unternommen werden. 4In schweren Fällen ist die Prü-
fung als nicht bestanden zu erklären. 5Ein bereits ausge-
gebenes unrichtiges Abschlusszeugnis ist einzuziehen.

����������������������������������������	����������
der Prüfungsausschuss.

§ 35 

Festsetzung des Prüfungs- und  
Abschlussergebnisses

�������������������������������������������������
der Prüfungsausschuss spätestens zu dem vom Staats-
ministerium festgelegten Zeugnistermin die Prüfungs-
ergebnisse und die Gesamtergebnisse sowie das Ab-
schlussergebnis fest und entscheidet über das Bestehen 
der Abschlussprüfung. 

���� ���� ��
������ ���� ������������������� ������
Fachs ergibt sich aus dem Durchschnitt der zweifachen 
Punktzahl der schriftlichen oder praktischen Prüfung und 
der einfachen Punktzahl der mündlichen Prüfung, der ge-
���� ������	����������������	

���� 1���� ������ ����� ��������������� ���� �������
��-
schen Ausbildung wird ein Gesamtergebnis gebildet, 
������ ���� ��
�������� ���� ���������	� �� ���� �� �����-
�����������������������������������������������������
Durchschnittswert verrechnet werden. 2Dabei zählen die 
�������������� ��������������������� �������� �������	�
3Das Prüfungsergebnis zählt bei der Fachabiturprüfung 
���������������������������������������������������
Abs. 5 Satz 2 dreifach, sonst zweifach. 4 ������	��������
entsprechend. 5������
����������������� ������	���
Satz 2 eine Note zugeordnet. 6Abweichend von Satz 1 
wird das Gesamtergebnis für die nicht einbringungsfähi-
����������������������������������������������������
��������������������������������������������������������-
���� ����������� ��
������ ���� ���� ���� �������� ������
 �������	������������	

���� 1Die Schülerinnen und Schüler erklären spätes-
tens am letzten Unterrichtstag vor Beginn der Abschluss-
��������� ������� ��������������������� ��� ���� ������-
ergebnisse sowie in das Abschlussergebnis eingehen 
sollen. 2������� ������� ������ ����� ���������������������
�����  � ��� ������������ ����������	� 3��� ������� ����� ����-
����������� ����� ���� ���� ������������������� �������
-
sichtigt bleiben. 4Nicht eingebracht werden können 
��������������������� ���� ���� ����� ������ ���� ����
�����������������������������������������������������
sind.

����1Bei der Fachabiturprüfung an der Fachoberschu-
le gehen in das Abschlussergebnis ein:

�	������ ��������������� ������������������ ������
Abs. 2,

�	������ ��������������������� ��� ���� �������
��������
Ausbildung,

3.  das Ergebnis des Fachreferats und

�	����� �������� ��������������������� ���� ���� �������-
ren 11/2, 12/1 und 12/2 sowie in Fächern, die mit der 
Jahrgangsstufe 11 enden, zusätzlich aus dem Halb-
���������	

2Für Schülerinnen und Schüler, die

�	� ������ �����	���������������������

�	� 
����� ��������������������� ���� ��������������� ���
vorweisen können oder

�	� ������ �������	����������������������

gilt Abs. 6. 3In den Fällen von Satz 2 Nr. 1 und 2 wird in 
das Zeugnis der Fachhochschulreife eine Bemerkung ge-
���� �������	���������������������	

���� ���� ���� ������������������ ��� ���� ����������-
schule gehen in das Abschlussergebnis ein:

�	����������������������������������������������	���

2.  das Ergebnis des Fachreferats und

�	�����������������������������������������������������
12/1 und 12/2.

����1Bei der Abiturprüfung gehen in das Abschlusser-
gebnis ein:

�	����������������������������������������������	���

2.  die verdoppelte Punktzahl des Seminars und 

�	�����������������������������������������������������
13/1 und 13/2, darunter, wenn die allgemeine Hoch-
���������������� �������	������������	����������	���
����
����� ������� ������ ������ ���������������������
�����������������������������������������������������
Fremdsprache.

2������� ������������� �������	������������	������������
�������������������������������������������������������
diese zusätzlich eingebracht. 3������������� �������	���
Satz 1 Nr. 3 wird die verdoppelte Punktzahl zusätzlich 
eingebracht. 
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����������������������������������
	������������
�����	������������	���������	���� �������������
Nr. 3 gelten:

1.  ������������ ���� ���������������	�������������-
richts sowie für die Fächer Betriebswirtschaftslehre 
mit Rechnungswesen, Volkswirtschaftslehre und In-
formatik die Ergebnisse, die sich aus dem auf eine 
������������������������� � ���������� ��� �������-
gen Fach in den Ausbildungsabschnitten 2 und 3/1 
erbrachten Leistungen ergeben,

2.  ���� ����� ��� ���� �� ���
�	�������	 ������ 3/2 
���� ���	���������	���� ������ �� ���� ��	��� ����
���	���������	��������� ����������������
���-
ge 2 mit sechs oder mehr Wochenstunden unterrich-
tet werden, zweifach eingebracht werden können.

����1Die Prüfung ist bestanden, wenn 

1. höchstens zwei Prüfungsergebnisse und höchstens 
zwei Gesamtergebnisse mit weniger als 4 Punkten 
erzielt werden und

2. die Punktesumme aus den eingebrachten Ergebnis-
sen 

��� bei genau einem Gesamtergebnis mit weniger 
als 4 Punkten 

���� ������
	����������������������������-
te,

		�� ������ 
	�� �� ����� �� ���� �� ���������
140 Punkte und

  �� im Übrigen mindestens 130 Punkte und 

	�� bei zwei Gesamtergebnissen mit weniger als 
4 Punkten 

�����������
	����������������������������-
te,

		��������� 
	�� �� ����� �� ���� �� ���������
168 Punkte,

  �� im Übrigen mindestens 156 Punkte

beträgt. 

2Im Rahmen von Satz 1 Nr. 1 zählen Ergebnisse mit  
0 Punkten zweifach. 3Bei der Abiturprüfung dürfen in kei-
nem Prüfungsergebnis 0 Punkte vorliegen.

§ 36 

Verhinderung der Teilnahme und Nachholung 

���� 1Wird eine Prüfung versäumt, werden 0 Punkte 
erteilt, es sei denn, das Versäumnis ist nicht zu vertreten. 
2Dies gilt auch in den Fällen der freiwilligen mündlichen 
Prüfung, es sei denn, dem vorsitzenden Mitglied des Prü-
fungsausschusses oder der zuständigen Prüfungskom-
mission geht vor dem angesetzten Prüfungstermin eine 
schriftliche Rücktrittserklärung zu.

��������������� ��������������� ����������������
Schülers, denen zufolge die Leistung nicht gewertet wer-
den soll, können nach Beginn der Prüfung in der Regel 
nicht geltend gemacht werden.

����1Schülerinnen und Schüler, die an der Abschluss-
prüfung in allen oder einzelnen Fächern infolge eines von 
ihnen nicht zu vertretenden Grundes nicht teilnehmen 
konnten, können die Abschlussprüfung oder die nicht ab-
gelegten Teile der Prüfung mit Genehmigung der Minis-
terialbeauftragten nachholen. 2Die schriftlichen und prak-
tischen Aufgaben stellt das Staatsministerium. 3Die oder 
der Ministerialbeauftragte legt den Nachtermin und die 
� ������������������������������� ����������������������
������ ��������� ����	������� ����������������� ����-
de mündliche Prüfung im Fach Englisch als Gruppen- 
oder Einzelprüfung durchgeführt wird. 4Der Nachtermin 
muss spätestens sechs Monate nach dem Zeugnistermin 
�����������
	�����	�� �������������

§ 37 

Wiederholung 

���� 1Auf Antrag kann Schülerinnen und Schülern 
�������� ���� ���� ������ �� ������������ ������ ���� �	��-
schulen, die die Abschlussprüfung bei erstmaliger Able-
gung bestanden haben, durch die Schulleitung gestat-
tet werden, die Abschlussprüfung einmal zum nächsten 
Prüfungstermin zu wiederholen. 2Zu diesem Zweck kann 
auch die Wiederholung der Jahrgangsstufe 12 oder 13 
der Fachoberschule oder der Jahrgangsstufe 13 der 
Berufsoberschule gestattet werden, wenn dadurch die 
Höchstausbildungsdauer nicht überschritten wird. 3Für 
�����
	����������������������������������	���������
dazu die Jahrgangsstufe 12 der Fachoberschule oder Be-
rufsoberschule durchlaufen können. 

���� �������������� ������ 
���� ��� 
	�� �� ����� ��
BayEUG erteilen die Ministerialbeauftragten. 

Kapitel 2 

Allgemeine Hochschulreife 

§ 38 

Erwerb der allgemeinen Hochschulreife 
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���� ���� ����������� �������������� ����� 
��� 	���-
lerinnen und Schülern der Jahrgangsstufe 13 oder von 
Bewerberinnen und Bewerbern mit der fachgebundenen 
Hochschulreife erworben werden.

����1Der Nachweis der notwendigen Kenntnisse in ei-
ner zweiten Fremdsprache zum Erwerb der allgemeinen 
Hochschulreife kann erbracht werden durch mindestens 
die Jahrespunktzahl 4

1.  ������������������������������������������������-
terrichts in einer zweiten Fremdsprache zum Erwerb 
der allgemeinen Hochschulreife, der im Umfang von 
����������������������������������������������
Stundentafel erteilt wurde, 

2.  �������������������������� �������������������-
sen mindestens der Niveaustufe B 1 des Gemeinsa-
men Europäischen Referenzrahmens für Sprachen, 
oder

3. in der Ergänzungsprüfung in einer zweiten Fremd-
�������������	������������

2Soweit keine Leistungen nach Satz 1 nachgewiesen 
werden können, kann der Nachweis auch erbracht wer-
den durch mindestens die Note 4

1.  im Zeugnis über den mittleren Schulabschluss einer 
öffentlichen oder staatlich anerkannten Schule in ei-
ner zweiten oder weiteren Fremdsprache mit mindes-
�����
����������
����������� �����������������

2.   ���� ��� � ������ ������������ ���������� ���� ����-
����� ��
���� ��� ������� ���  ��������� ��������
oder 

3.  in einem vom Staatsministerium als gleichwertig an-
erkannten Zeugnis, sofern kein Nachweis nach Nr. 1 
oder Nr. 2 vorliegt.

§ 39

Ergänzungsprüfung

����1������������������������������ �����	������
Nr. 3 wird zugelassen, wer 

1. �����������������������������������������������-
��������������� ��� ���  ����������� �����������
besucht oder vorher erfolgreich besucht hat,

2.  ���������������� �������������� ������������������
� ������������������������������������������
und 

3.  gleichzeitig die Abschlussprüfung zum Erwerb der 
������ �������� �������������� ��� ��� ����������

� �������� � ����� ���� 
���� ���������� � �������
hat.

2Wer im Unterricht in einer zweiten Fremdsprache we-
niger als 4 Punkte erreicht hat, kann nur einmal an der 
Ergänzungsprüfung teilnehmen. 3Wer in der Ergänzungs-
prüfung weniger als 4 Punkte erreicht hat, kann sie ein-
mal wiederholen. 

������������������ ����������� �������������	���-
len, an denen die Ergänzungsprüfung abgenommen wird, 
und weisen die Bewerberinnen und Bewerber diesen 
Schulen zu. 

����� ���
�������������� ���
�������������������
� �������� ��������� �������������������������-
������� ���������� �������������� ��� ��������� ��� ���
zweiten Fremdsprache gastweise gestattet werden.
 

���� 1Die Ergänzungsprüfung umfasst einen schriftli-
chen und einen mündlichen Teil. 2Für das Prüfungsergeb-
��������������� �������������������������������������
������ �����	�����������������

����1Wer die notwendigen Kenntnisse in einer zweiten 
Fremdsprache nachweist, aber die gleichzeitig abgeleg-
te Abschlussprüfung zum Erwerb der fachgebundenen 
Hochschulreife nicht besteht, erhält erst ein Zeugnis, 
wenn die Abschlussprüfung zum Erwerb der fachgebun-
denen Hochschulreife zu einem späteren Termin erfolg-
reich abgelegt wird. 2Bis dahin wird eine Bescheinigung 
über die erbrachten Leistungen ausgestellt. 

����1������������������� �����������������������������
gelten entsprechend. 2Eine Ministerialkommissärin oder 
���������������������������������������������������-
gänzungsprüfung bestellt werden. 

Kapitel 3

Abschlussprüfungen für andere Bewerber

§ 40 

Zulassung 

�������� ��������������� �����������������-
�������� ���������������������������
��������� �-
suchten Schule die Abschlussprüfung nicht ablegen kön-
nen, können als andere Bewerberinnen und Bewerber 
zum Erwerb der Fachhochschulreife, der fachgebunde-
nen oder der allgemeinen Hochschulreife zur Abschluss-
��������������������������������������� ����������-
gelassen werden. 

����1Die Zulassung ist spätestens bis zum 1. März un-
ter Angabe der Ausbildungsrichtung bei der Schule zu be-
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antragen, an der die Prüfung abgelegt werden soll. 2Über 
die Zulassung wird schriftlich entschieden. 3Dem Antrag 
������������������������������������������
��	���������
und 2 beizufügen: 

1. das Abschluss- oder Austrittszeugnis der zuletzt 
besuchten öffentlichen oder staatlich anerkannten 

�������������������������������������������������

2. eine Erklärung, aus der hervorgeht, wie sich die Be-
werberin oder der Bewerber in den einzelnen Fä-
chern vorbereitet und welche Lehrbücher sie oder 
er dabei benutzt hat, oder die Vorlage der Teilnah-
���������������������������
����������������������
����������� ��������� ��������������� ���������� 	���
Vorbereitung auf die Fachabiturprüfung und

3. ���� ������������� ����������  ���� ���� ������ �� ��
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b gewählte Prüfungsfach 
���� �������� �������� �� ������������ ������ �� ��
Abs. 5.

4����������
��	��������������������������

����1�������������������	��������������������-
darf es zusätzlich für die Zulassung

1. an einer Fachoberschule des Nachweises einer be-
����������������������������������������������������
einschlägigen fachpraktischen Ausbildung, die an 
einer öffentlichen oder staatlich anerkannten Fach-
oberschule durchlaufen wurde und den Vorausset-
	������������������������������������������
��	���
��� ���������������������������������� ����������� � ��
Bewerberinnen und Bewerber, die mindestens die 
Jahrgangsstufe 12 eines öffentlichen oder staatlich 
������������ ������������� ����������� ����� ���-
destens die Jahrgangsstufe 11 eines öffentlichen 
����� ���������� ������������ ������������� �������-
ums besuchen oder durchlaufen haben,

2. an einer Berufsoberschule des Nachweises der not-
��������� ���� ��������������� ����������� ������-
����������������������������

2Für die Zulassung zur Abiturprüfung an der Fachober-
schule ist zusätzlich die Fachhochschulreife durch ein 
Zeugnis einer öffentlichen oder staatlich anerkannten 
Fachoberschule der entsprechenden Ausbildungsrich-
tung mit einer Durchschnittsnote von 3,0 oder besser 
nachzuweisen. 

���1Die Zulassung zur Abiturprüfung ist zu versagen, 
wenn die Bewerberin oder der Bewerber 

1. die Nachweise nach den Abs. 2 und 3 nicht erbringt, 

2. eine allgemeine Hochschulreife oder eine ihrer oder 
seiner Berufsausbildung entsprechende fachgebun-

dene Hochschulreife erworben hat, es sei denn, die 
�� ����������������������������������������������
Abs. 1 Satz 1 wiederholt werden,

3. sich zweimal ohne Erfolg einer Prüfung zum Erwerb 
der Fachhochschulreife, der fachgebundenen Fach-
hochschulreife oder der fachgebundenen Hochschul-
reife unterzogen hat oder

�� ��� ������������� 
��������� ������� ���� ������ ������-
sche Unterrichtswochen Schülerin oder Schüler einer 
������������� ����� ���������� ������������ �����������
����������������

2Die Zulassung zur Fachabiturprüfung ist zusätzlich zu 
versagen, wenn die Bewerberin oder der Bewerber 

1. eine nicht nur fachgebundene Fachhochschulreife 
erworben hat, es sei denn, die Prüfung soll in ent-
������������������������������������
��	������-
derholt werden, 

2. die Jahrgangsstufe 12 oder 13 der Fachoberschule 
oder die Jahrgangsstufe 13 der Berufsoberschule be-
reits zweimal ohne Erfolg besucht hat.

3����������
��	���������������������

���� ���� ������������������������ ������� ����������-
�������������������������������������������������������
�����������	��������������������������������������-
rinnen und Bewerber die Schule unzumutbar belasten 
würde. 

§ 41 

Prüfungsgegenstände und Prüfungsverfahren 

���������� ����� � �����������������������������-
������� ������ ������	������ ���� ���� ���������� ����� � ��
Schülerinnen und Schüler statt. 

����1Die Bewerberinnen und Bewerber haben folgen-
de Prüfungsleistungen zu erbringen:

1.  dieselben Prüfungsleistungen wie die Schülerinnen 
����
�� ����������������������������������������-
len und

2. weitere mündliche Prüfungen

��� ����������������������� ���������������������-
richtung, in der Ausbildungsrichtung Gesundheit 
im Fach Biologie, 

��� ���������������������� ����������������������-
����� ���� ������������������������������� ������
����������������� ���� ���� ����� 
����� ������ ���
Betracht kommen,
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��� ������������������� ���������������
�	��
�� �
�
�	�� �	�	����	
������������������	��������
��-
stufe 12 und

��� ���� ����������� ���������	�������	��������
�	�
�
���
��	���	�	����	
������������������	������-
gangsstufe 13. 

2Wird im Rahmen der Abiturprüfung die Ergänzungsprü-
fung in der zweiten Fremdsprache abgelegt, ersetzt sie 
in der Ausbildungsrichtung Internationale Wirtschaft die 
Prüfung nach Satz 1 Nr. 2 Buchst. a, in den anderen Aus-
bildungsrichtungen auf Antrag der Bewerberin oder des 
Bewerbers die Prüfung nach Satz 1 Nr. 2 Buchst. b. 3Für 
die fachgebundene Hochschulreife wird im Rahmen der 
Prüfungsleistungen nach Satz 2 nur der mündliche Prü-
fungsteil herangezogen.

���������
�����
����	���
�

1.  für die Fachabiturprüfung die Lehrpläne der Jahr-
gangsstufen 11 und 12 der Fachoberschule, im Pro-
���������
����	���	�����
��	��������
������	�� �

2.  für die Abiturprüfung die Lehrpläne der Jahrgangs-
stufe 13. 

���� 1Für Bewerberinnen und Bewerber, die nicht 
Schülerinnen oder Schüler staatlich genehmigter Beruf-
����	�� ��	������	
� ��
�� 	������� ��	� ��
�����	� �����
��
im Fach Englisch als Einzelprüfung. 2Auf Anordnung 
des Prüfungsausschusses sowie in höchstens drei Fä-
chern auf schriftlichen Antrag der Bewerberin oder des 
Bewerbers, der dem vorsitzenden Mitglied des Prüfungs-
ausschusses bis zu einem von ihm festgesetzten Termin 
��	�	
�������
�	
��
�����	�
���	��������������	�-
lich schriftlich oder mündlich geprüft wurden, zusätzliche 
�����
�	
��
��	���	�	�����
�	�	
������
��������������3Die 
Prüfungszeit für eine mündliche Prüfung soll in einem 
Fach 

1. nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 20 Minuten, 

2. im Übrigen 30 Minuten 

betragen. 4Die Bearbeitungszeit für eine schriftliche Prü-
��
��
�������� ���	������������������ �����������
��	
�
betragen. 5Bei den Prüfungen nach Satz 3 soll auch auf 
ein Lerngebiet eingegangen werden, mit dem sich die ge-
nehmigte Schule oder die andere Bewerberin oder der 
andere Bewerber, die oder der keiner Schule angehört, 
besonders gründlich beschäftigt hat. 6Mindestens die 
Hälfte der Prüfungszeit muss den anderen Lernbereichen 
des Lehrplans vorbehalten bleiben.

���� 1�
���
����	
����������
����������������	�
��	��
�	�	����	
� ��������
��������
�� ��

	
� ����� �	�	��	-
rinnen und Bewerber freiwillig einer mündlichen Prüfung 
unterziehen. 2Abs. 4 Satz 2, 3, 5 und 6 gilt entsprechend. 

������	���� ����������	��	
�	
����	��	
���

§ 42 

Festsetzung des Prüfungs- und  
Abschlussergebnisses, weitere Regelungen

���� 1�
��	
�����	�
�
�������������� �������������
����� ��	� ��
������ �	�� �����
��	��	�
���	�� �	����
���������� �	�����	���������	��	��	�	
������
������	�������
dass schriftliche und mündliche Prüfung gleich gewichtet 
werden. 2�����	����	��	�
����	����������������	������
����� ��������	������ ���� �	�� �����
��	��	�
���� 3In das 
Abschlussergebnis gehen die Punktzahlen der Prüfungs-
fächer 

��� 
�������������� ��������������
���	�����	���
��

 �� 
�������������� ����������� ��
��	�����	�

Gewichtung ein.

� ��1Die Prüfung ist bestanden, wenn 

1. in höchstens zwei Prüfungsergebnissen und in 
höchstens zwei Gesamtergebnissen weniger als  
4 Punkte erzielt werden und

2. die Punktesumme aus den eingebrachten Ergebnis-
sen 

��� �	�� 	�
	�� �	����	��	�
��� ���� �	
��	�� ���� 
4 Punkten mindestens 100 Punkte und

��� �	�� �	�� �	����	��	�
���	
� ���� �	
��	�� ���� 
4 Punkten mindestens 120 Punkte

beträgt.

2���������������� ��
���������	
����	��	
��

����1�� ������� ��������
��������������	
����	��	
���
2Wenn eine fachpraktische Ausbildung Voraussetzung 
für die Zulassung zur Fachabiturprüfung ist, wird in das 
Zeugnis der Fachhochschulreife die Bemerkung aufge-
nommen: „Die fachpraktische Ausbildung im Gesamtum-
��
��	�
	������	
����������	������	�	������	���������-
laufen.“

�����	�	��	��

	
��
���	�	��	��
����������������
Satz 1 Nr. 1 Halbsatz 2 erhalten anstelle des Zeugnisses 
der Fachhochschulreife eine Bescheinigung über die be-
standene Fachabiturprüfung nach dem vom Staatsminis-
terium herausgegebenen Muster.

���� 1Bewerberinnen und Bewerber, welche die Ab-
schlussprüfung nicht bestanden haben, erhalten auf 
Wunsch eine Bescheinigung hierüber. 2Auf Antrag ent-
scheidet der Prüfungsausschuss darüber, ob die nicht 
bestandene Fachabiturprüfung als bestandene Aufnah-
�	�����
��
������������� ����������� ��	�	��	���	��	
�
kann. 
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���� 1Treten Bewerberinnen oder Bewerber, die zum 
Zeitpunkt der Anmeldung zur Prüfung nicht Schülerinnen 
����� �������� ������ ���������� ���������� ���
	������
�������
�������������������������������
�������������
Fach zurück, gilt die Prüfung als nicht abgelegt. 2Bei ei-
nem Rücktritt nach diesem Zeitpunkt gilt die Prüfung als 
abgelegt und nicht bestanden, es sei denn, der Rücktritt 
erfolgt aus Gründen, die die Bewerberinnen oder Bewer-
ber nicht zu vertreten haben.

§ 43

Zusätzliche Regelungen für Schüler  
staatlich genehmigter Ersatzschulen 

���� 1Staatlich genehmigte Ersatzschulen sollen An-
träge mehrerer Bewerberinnen und Bewerber, die dort 
gemeinsam unterrichtet werden, gesammelt bei der prü-
fenden öffentlichen Schule einreichen. 2Die Anmeldung 
kann nicht zurückgezogen werden. 3Wird die Prüfung 
ohne ausreichende Entschuldigung nicht angetreten, gilt 
sie als abgelegt und nicht bestanden.
 

���� 1Die Abschlussprüfung ist in den Räumen der 
staatlich genehmigten Ersatzschule abzunehmen, wenn 
diese dafür geeignet sind und die Belange der prüfen-
den Schule es zulassen. 2Das vorsitzende Mitglied des 
Prüfungsausschusses soll Lehrkräfte der Ersatzschule 
���������
��������������
���
�����������������������
mitwirken lassen. 

���� 1In den Prüfungsausschuss soll eine Lehrkraft 
der Ersatzschule mit voller Lehrbefähigung für den Un-
��������� ��� ���
	������ �������
���� ���
���� ��������
2Diese und weitere Lehrkräfte mit voller Lehrbefähigung 
��������������� ����������������
��������
	������
�������
���� �������� ������� ������������� 
��� ��������
der Ersatzschule betroffen sind, bei der Korrektur der 
Prüfungsarbeiten sowie bei den mündlichen Prüfungen 
als Mitglied der zuständigen Prüfungskommission nach 
Anweisung des vorsitzenden Mitglieds des Prüfungsaus-
schusses mitwirken.

����������������
������������������
����������������
vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses. 2Auf An-
trag der prüfenden Schule kann der oder die Ministerial-
���
�������������������������������������������������
Satz 1 Nr. 2 die mündliche Prüfung durch eine schriftliche 
Prüfung ersetzen. 3������������������������������������

Teil 6 

Schlussbestimmungen

§ 43a 

Übergangsregelung

Für Schülerinnen und Schüler, die sich 

1. ������
������2017/18 in der Jahrgangsstufe 12, aus-
genommen Jahrgangsstufe 12/1 der Teilzeitform der 
���
���������
���� ��� ���
������ 2017/18 oder im 
���
������2018/19 in der Jahrgangsstufe 13, 

2. ������
������2017/18 in Ausbildungsabschnitt 3 des 
DBFH-Bildungsgangs oder 

3. ������
������2019/20 in der Jahrgangsstufe 13/2 der 
��������������������
���������
������������

sind die Regelungen des Teils 5 mit Ausnahme des  
����
��������������������������������������������������
����������
������
���������
�����
���������������
�����

����������������������������������������������
in der am 12. September 2017 geltenden Fassung weiter 
anzuwenden. 

§ 43b

Änderung der Bayerischen Schulordnung  
und der Fachakademieordnung

���� ���� ����������� ���
�����
�� ���������� ���� 
��� �
��� ����� ������� ��� ���� ���� ������ ��������������
wird wie folgt geändert:

1. ���������������������������������

��� Die Angabe „31. Juli 2018“ wird durch die Anga-
be „31. Juli 2019“ ersetzt.

��� Nach der Angabe „Buchst. a“ wird die Angabe 
„und d bis f“ eingefügt.

2. �����������������������������������������
���2018“ 
durch die Angabe „31. Juli 2019“ ersetzt.

���� ���� ����������������
�� ������� ���� ��� ����
�����������������������������������������������������
geändert:

1. In Anlage 3 Nr. 8.2 Satz 2 Halbsatz 2 wird die Angabe 
�������
�����¡��
��������¢�������������������������

�������¡���������

2. In Anlage 9 wird in der letzten Zeile der Tabelle die 
Angabe „Abs. 3“ durch die Angabe „Abs. 4“ ersetzt.

§ 44 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

���� ������ �������
�� ������ ��� ���� ���������� �����
in Kraft. 
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������������������������������
��	����
������������-
���
�� ���� ��
������
������
������ �������� ����
������������		����������� 	��	���������������������
��������������
������	���
���
�
�������������������	���
�������������������
����
�������������
��
�����

München, den 28. August 2017

Bayerisches Staatsministerium 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig S p a e n l e , Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig Spaen le 
Staatsminister 
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Anlage 1 
(zu § 12) 

Stundentafel an der Beruflichen Oberschule 
 
1. Pflichtfächer  
1.1 Allgemeinbildende Fächer an der Fachoberschule 
 

Jahrgangsstufe Vorkurs Vorklasse 11 12 13 

 halbjährig     

Religionslehre1  1  2 1 

Deutsch 2 8 2  4 5 

Englisch 2 8 2 4 5 

Geschichte   2   

Sozialkunde    2  

Geschichte/Sozialkunde  2   2 

Mathematik 2 8 3 4 5 

Sport2    2  

Summe allgemeinbildende Fächer 6 27 9 18 18 

Summe Profilbereich (Buchst. c) - 6 7 12 10 

Wahlpflichtbereich -  13 44 44, 5 

Summe gesamt 6 33 17 34 32 

 bei Wahl der zweiten Fremdsprache zum Erwerb der allgemeinen 
Hochschulreife 

36 34 

Fachpraktische Ausbildung - - 19-206, 7  - - 
 

1.2 Allgemeinbildende Fächer an der Berufsoberschule 
 

Jahrgangsstufe Vorkurs Vorklasse 12 13 

 ganzjährig halbjährig    

Religionslehre1   1 1 1 

Deutsch 2 4 8 5 5 

Englisch 2 4 8 5 5 

Geschichte/Sozialkunde   2 3 2 

Mathematik 2 4 8 5 5 

Summe allgemeinbildende Fächer 6 12 27 19 18 

Summe Profilbereich (Buchst. c) - - 6 13 10 

Wahlpflichtbereich - - - 24 44, 5 

Summe gesamt 6 12 33 34 32 

bei Wahl der zweiten Fremdsprache zum Erwerb der allgemeinen Hochschulreife 36 34 
 
1 im Falle des Art. 47 Abs. 1 BayEUG: Ethik 

2  nicht einbringungsfähig (§ 35 Abs. 4) 
3  Förderunterricht 
4 Wegen des geringen Umfangs kann ein weiteres Wahlfach hinzugewählt werden. 
5  Davon 2 Wochenstunden gestaltet als Seminar (§ 17), die im Falle von § 17 Abs. 3 entfallen. 
6  hiervon eine Wochenstunde fachpraktische Anleitung und eine Wochenstunde fachpraktische Vertiefung gemäß Lehrplan 
7  Zeitstunden oder entsprechende Blöcke 
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2. Wahlpflichtfach zweite Fremdsprache zum Erwerb der allgemeinen Hochschulreife - vierstündig - 
 
1Als zweite Fremdsprachen zum Erwerb der allgemeinen Hochschulreife können in allen Ausbildungsrichtungen – in 
der Ausbildungsrichtung Internationale Wirtschaft als dritte Fremdsprache – die Fächer Latein, Französisch, 
Italienisch, Spanisch und Russisch mit jeweils vier Wochenstunden in den Jahrgangsstufen 12 und 13 eingerichtet 
werden. 2Zwei der vier Wochenstunden werden im Rahmen des Wahlpflichtunterrichts erteilt. 3In den Unterricht kann 
nur aufgenommen werden, wer in der entsprechenden Fremdsprache noch nicht über Kenntnisse auf der 
Niveaustufe B1 gemäß dem Europäischen Referenzrahmen für Sprachen verfügt. 4Der Unterricht wird in der 
Jahrgangsstufe 12 nach der Fachabiturprüfung in vollem Umfang weitergeführt (§ 21 Abs. 1 Satz 7). 
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3. Wahlpflichtfächer - zweistündig - 
3.1 Profilvertiefende Wahlpflichtfächer 
 

Fach 
einbringungs-

fähig 
Jahre17 profilvertiefend für die Ausbildungsrichtung 

Informatik ja 2 
Technik und Internationale Wirtschaft;  
sonst profilerweiternd;  
nicht in Jahrgangsstufe 12 Wirtschaft und Verwaltung 

Biotechnologie ja 2 Agrarwirtschaft, Bio- und Umwelttechnologie  

Wirtschaft Aktuell ja 2 
Wirtschaft und Verwaltung  
und Internationale Wirtschaft 

Sozialpsychologie ja 2 Sozialwesen, profilerweiternd für Gesundheit  

Experimentelles 
Gestalten 

ja 2 Gestaltung 

Spektrum der 
Gesundheit  

ja 2 Gesundheit, profilerweiternd für Sozialwesen 

 
3.2 Profilerweiternde Wahlpflichtfächer 
 

Fach 
einbringungs-

fähig 
Jahre17 Anmerkungen 

Französisch 
(fortgeführt) 

ja 2 nicht parallel zu Pflicht- oder Wahlpflichtunterricht in der 
gleichen Sprache 

Spanisch (fortgeführt) ja 2 

Mathematik Additum  ja 2 in Jahrgangsstufe 12 nur für Nichttechnik wählbar 

Physik Additum (ABU) ja 2 nur in ABU nur in Jahrgangsstufe 13 wählbar 

Aspekte der Physik  ja 2 nicht in Technik und ABU 

Aspekte der Chemie ja 2 
nicht in Technik, ABU, Gesundheit, in Sozialwesen nur in 
Jahrgangsstufe 13 wählbar 

Sport nein 2 nicht in Jahrgangsstufe 12 der FOS 

English Book Club ja 1   

Internationale Politik ja 1 besonders geeignet für bilingualen Unterricht 

Aspekte der Biologie  ja 1 nicht in ABU, Sozialwesen und Gesundheit 

Informatik ja 2 nicht in Jahrgangsstufe 12 Wirtschaft und Verwaltung 

Wirtschaft und Recht ja 1 
nicht in Wirtschaft und Verwaltung,  
Internationale Wirtschaft und Sozialwesen 

Aspekte der 
Psychologie  

ja 1 nicht in Sozialwesen 

Soziologie ja 1 nicht in Sozialwesen 

Gesundheitswirtschaft 
und Recht 

ja 1 nur in Gesundheit 

Studier- und 
Arbeitstechniken 

nein 1 nur in Jahrgangsstufe 12 

Kunst nein 1 

Musik nein 1   

International Business 
Studies 

ja 1 nicht in Internationale Wirtschaft 

Szenisches Gestalten nein 1 
Projektarbeit, deren Umfang mindestens 2 Wochenstunden 
entspricht  

 

17 Eintrag „1" in Spalte „Jahre": entweder in Jahrgangsstufe 12 oder in Jahrgangsstufe 13 wählbar;  
Eintrag „2" in Spalte „Jahre": aufsteigend in den Jahrgangsstufen 12 und 13 wählbar  
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Anlage 2 
(zu § 12) 

Stundentafel im Ausbildungsabschnitt 3/2 des DBFH-Bildungsgangs 
 
1. Technische Ausbildungsberufe 
 

Geschichte 2 

Deutsch 6 

Englisch 6 

Mathematik 6 

Mathematik Additum 2 

Physik
1
 7 

Chemie 3 

Informatik 1 

Summe 33 

 

2. Kaufmännische Ausbildungsberufe 
 

Geschichte 2 

Deutsch 6 

Englisch 6 

Mathematik 6 

Naturwissenschaften 2 

Betriebswirtschaftslehre mit Rechnungswesen
1
 5 

Volkswirtschaftslehre 3 

Informatik 3 

Summe 33 

 
 
1 Profilfach 1 (§ 32 Abs. 1 Satz 1)
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Anlage 4 
(zu § 27) 

Abschlüsse an der Beruflichen Oberschule 
 
1. Fachabitur an der Fachoberschule 
ohne Sonderfälle gemäß § 35 Abs. 5 Satz 2 
 
1.1 Gesamtergebnisse 
 

Fach 

 H
a
lb

ja
h
re

se
rg

e
b
n

is
se

 n
a
ch

 
P

u
n
kt

e
n
 (

g
le

ic
h
g
e

w
ic

h
tig

) 

P
rü

fu
n
g
 n

a
ch

 P
u
n
kt

e
n
 

G
e

w
ic

h
tu

n
g

sf
a

kt
o
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e
sa

m
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rg
e

b
n

is
 im

 F
a
ch

 a
ls

 P
u
n
kt

za
h

l g
e
ru

n
d
e
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g
e
m

ä
ß

 §
 1

9
 A

b
s.

 6
 

G
e
sa

m
te

rg
e

b
n

is
 im

 F
a
ch

 a
ls

 N
o
te

 g
e
m

ä
ß

 §
 3

5
 A

b
s.

 3
 

  11/1 11/2 12/1 12/2   

Religionslehre/Ethik     x x   

Deutsch   x x x 3 

Englisch   x x x 3 

Geschichte x x       

Sozialkunde     x x   

Mathematik   x x x 3 

Sport     x x   

Profilfach 1   x x x 3 

Profilfach 2   x3 x x   

Profilfach 3           

   falls nur in Jahrgangsstufe 111 x x       

   falls nur in Jahrgangsstufe 12     x x   

   falls in Jahrgangsstufen 11 und 12   x x x   

Profilfach 4    (x)4 x x   

Wahlpflichtfach 1     x x   

Wahlpflichtfach 2     x x   

gegebenenfalls Wahlpflichtfach 32   x x  

Fachreferat     x   

fachpraktische Ausbildung x x       
 

1 zu Medien vergleiche Fußnote 4 
2  gemäß § 12 Abs. 2 Satz 4 

3  entfällt in der Ausbildungsrichtung Gesundheit 
4 Halbjahresergebnis 11/2 

- aus dem Fach Chemie in der Ausbildungsrichtung Gesundheit 
- aus dem Fach Medien in der Ausbildungsrichtung Gestaltung 
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1.2 Abschlussergebnis und Ermittlung der Durchschnittsnote 
 

einzubringende Leistungen 
Höchst-

punktzahl 
Voraussetzungen für das Bestehen 

(zusammen zu erfüllen) 

4 Prüfungen, je dreifach 180 
höchstens 2 Prüfungsergebnisse mit  
0 bis 3 Punkten, wobei Ergebnisse mit  
0 Punkten doppelt gezählt werden 

fachpraktische Ausbildung 30 Jahrgangsstufe 11 bestanden 

Fachreferat 15 

In einbringungsfähigen Fächern: 
 

a) sämtliche Gesamtergebnisse (GE) 
mindestens „ausreichend“ oder 

 
b) höchstens 2 GE mit weniger als 4 

Punkten, wobei Ergebnisse mit 0 
Punkten doppelt gezählt werden und 
nachfolgende Summenbedingung  

 
(§ 35 Abs. 9) 

25 weitere Halbjahresergebnisse gemäß Nr. 1.1, 
darunter keine Halbjahresergebnisse aus gemäß 
Anlage 1 nicht einbringungsfähigen Fächern.  
 
Aus jedem einbringungsfähigen Fach kann 
höchstens ein Halbjahresergebnis 
unberücksichtigt bleiben. 

375 

Summe 600 

mindestens 200 Punkte bei einem GE mit 
weniger als 4 Punkten 
mindestens 240 Punkte bei zwei GE mit 
weniger als 4 Punkten 
 

 
1. Berechnung der Durchschnittsnote 

M = höchstens erreichbare Punktesumme 
E = in den eingebrachten Ergebnissen tatsächlich erreichte Punktsumme 
S = Durchschnittsnote S 
S = 17/3 - 5*E/M 

 
2. Rundung 

Schnitte unter 1 werden auf 1,0 aufgerundet. 
Ansonsten wird die Durchschnittsnote ohne Rundung auf eine Nachkommastelle berechnet. 
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2. Fachabitur an der Berufsoberschule und Sonderfälle gemäß § 35 Abs. 5 Satz 2 
2.1 Gesamtergebnisse 
 

Fach 
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12/1 12/2   

Religionslehre/Ethik x x   

Deutsch x x 2 

Englisch x x 2 

Geschichte/Sozialkunde x x   

Mathematik x x 2 

Profilfach 1 x x 2 

Profilfach 2 x x   

Profilfach 3 x x   

Profilfach 4 x x   

Wahlpflichtfach 1 x x   

gegebenenfalls Wahlpflichtfach 21 x x  

Fachreferat x   

 

1 gemäß § 12 Abs. 2 Satz 4 
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2.2 Abschlussergebnis und Ermittlung der Durchschnittsnote 
 

einzubringende Ergebnisse 
Höchst-

punktzahl 
Voraussetzungen für das Bestehen (zusammen 

zu erfüllen) 

4 Prüfungen, je zweifach 120 
höchstens 2 Prüfungsergebnisse mit  
0 bis 3 Punkten, wobei Ergebnisse mit  
0 Punkten doppelt gezählt werden 

Fachreferat 15 

In einbringungsfähigen Fächern: 
 

a) sämtliche Gesamtergebnisse (GE) 
mindestens „ausreichend“ oder 
 

b) höchstens 2 GE mit weniger als 4 Punkten, 
wobei Ergebnisse mit 0 Punkten doppelt 
gezählt werden und nachfolgende 
Summenbedingung  

 
(§ 35 Abs. 9) 

17 weitere Halbjahresergebnisse gemäß 
Nr. 2.1, darunter keine 
Halbjahresergebnisse aus gemäß Anlage 1 
nicht einbringungsfähigen Fächern. 
 
Aus jedem einbringungsfähigen Fach kann 
höchstens ein Halbjahresergebnis 
unberücksichtigt bleiben. 

255 

Summe 390 

mindestens 130 Punkte bei einem GE mit 
weniger als 4 Punkten 
mindestens 156 Punkte bei zwei GE mit weniger 
als 4 Punkten 

 
1. Berechnung der Durchschnittsnote 

M = höchstens erreichbare Punktesumme 
E = in den eingebrachten Ergebnissen tatsächlich erreichte Punktsumme 
S = Durchschnittsnote S 
S = 17/3 - 5*E/M 

 
2. Rundung 

Schnitte unter 1 werden auf 1,0 aufgerundet. 
Ansonsten wird die Durchschnittsnote ohne Rundung auf eine Nachkommastelle berechnet. 
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3. Abitur an der Beruflichen Oberschule  
3.1 Gesamtergebnisse 
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  13/1 13/2   

Religionslehre/Ethik x x   

Deutsch x x 2 

Englisch x x 2 

Geschichte/Sozialkunde x x   

Mathematik x x 2 

Profilfach 1 x x 2 

Profilfach 2 x x   

Profilfach 3 x x   

Wahlpflichtfach x x   

gegebenenfalls Wahlpflichtfach 21 x x  

Seminarfach xx   

 

1  gemäß § 12 Abs. 2 Satz 4 
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3.2 Abschlussergebnis und Ermittlung der Durchschnittsnote 
 

einzubringende Leistungen Höchstpunktzahl 
Voraussetzungen für das Bestehen 

(zusammen zu erfüllen) 

4 Prüfungen, je zweifach 120 
höchstens 2 Prüfungsergebnisse  
mit 1 bis 3 Punkten,  
kein Prüfungsergebnis mit 0 Punkten 

Seminarfach, zweifach 30 
In einbringungsfähigen Fächern: 
 

a) sämtliche Gesamtergebnisse (GE) 
mindestens „ausreichend“ oder 

 
b) höchstens 2 GE mit weniger als 

4 Punkten, wobei Ergebnisse mit 
0 Punkten doppelt gezählt werden und 
nachfolgende Summenbedingung  

 
(§ 35 Abs. 9) 
Für die Zuerkennung der allgemeinen 
Hochschulreife über den Unterricht sind beide 
Halbjahresergebnisse aus der zweiten 
Fremdsprache einzubringen. 

16 weitere Halbjahresergebnisse gemäß 
Nr. 3.1, darunter keine 
Halbjahresergebnisse aus gemäß 
Anlage 1 nicht einbringungsfähigen 
Fächern. 
 
Aus jedem einbringungsfähigen Fach 
kann höchstens ein Halbjahres-ergebnis 
unberücksichtigt bleiben. 

240 

Summe 390 

mindestens 130 Punkte bei einem GE mit 
weniger als 4 Punkten 
mindestens 156 Punkte bei zwei GE mit 
weniger als 4 Punkten 

 

Nachweis der Kenntnisse in der zweiten Fremdsprache: 
Bei Nachweis nach Wahlpflichtunterricht aus der Jahrgangsstufe 12 (§ 38 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2) gehen die beiden 
Halbjahresergebnisse zusätzlich in das Abschlusszeugnis ein. Bei Nachweis durch die Ergänzungsprüfung (§ 38 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3) geht die erzielte Punktzahl mit zweifacher Gewichtung zusätzlich in das Abschlussergebnis ein. 

Die Summe der höchstens erreichbaren 
Punkte beträgt in diesen Fällen 

Voraussetzungen für das Bestehen 

420 

mindestens 140 Punkte bei einem GE 
mit weniger als 4 Punkten 

mindestens 168 Punkte bei zwei GE 
mit weniger als 4 Punkten 

 
1. Berechnung der Durchschnittsnote 

M = höchstens erreichbare Punktesumme 
E = in den eingebrachten Ergebnissen tatsächlich erreichte Punktsumme 
S = Durchschnittsnote S 
S = 17/3 - 5*E/M 

 
2. Rundung 

Schnitte unter 1 werden auf 1,0 aufgerundet. 
Ansonsten wird die Durchschnittsnote ohne Rundung auf eine Nachkommastelle berechnet. 
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4. Abschlussprüfung für andere Bewerber 
4.1 Gesamtergebnisse 
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Deutsch 1 3 

Englisch 2 3 

Mathematik 3 3 

Profilfach 1 4 3 

Sozialkunde (Fachabitur) oder 
Geschichte/Sozialkunde (Abitur) 

5 2 

Profilfach 2 6 2 

Profilfach 3 7 2 

frei gewähltes Fach 1 8 2 

 

1 Auswahlmöglichkeiten  
1. für das Fachabitur:  

a) Religionslehre/Ethik,  
b) Geschichte oder  
c) Profilfach 4 

2. für das Abitur:  
a) Religionslehre/Ethik oder  
b) zweite Fremdsprache: Falls die zweite Fremdsprache gewählt wird, wird sie für die allgemeine Hochschulreife schriftlich und 

mündlich in Form der Ergänzungsprüfung geprüft. Wird die allgemeine Hochschulreife nicht erreicht, so wird für die 
fachgebundene Hochschulreife allein das Ergebnis der mündlichen Prüfung herangezogen. 
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4.2 Abschlussergebnis und Ermittlung der Durchschnittsnote 
 

einzubringende Leistungen Höchstpunktzahl Voraussetzungen für das Bestehen 

4 Prüfungen, je dreifach  
Prüfungsfächer 1 bis 4 

180 

Prüfungsergebnis = Gesamtergebnis 
(GE) 
mindestens „ausreichend“ in allen 8 
Fächern 
 
oder 
 
Fachabitur: 
- höchstens 2 GE mit 0 bis 3 Punkten, 

wobei Ergebnisse mit 0 Punkten doppelt 
gezählt werden; 
 
 
 

Abitur: 
- höchstens zwei GE mit 1 bis 3 Punkten,  
- kein Prüfungsergebnis der 

Prüfungsfächer 1 bis 4 mit 0 Punkten 
und nachfolgende Summenbedingung 
 

 

4 Prüfungen, je zweifach  
Prüfungsfächer 5 bis 8 

120 

Summe 300 

mindestens 100 Punkte bei einem GE mit 
weniger als 4 Punkten 
mindestens 120 Punkte bei zwei GE mit 
weniger als 4 Punkten 

 

Nachweis der Kenntnisse in der zweiten Fremdsprache: 
Bei Nachweis durch die Ergänzungsprüfung außerhalb der acht Prüfungsfächer gemäß Nr. 4.1 geht die erzielte 
Punktzahl mit zweifacher Gewichtung zusätzlich in das Abschlussergebnis ein. 

Die Summe der höchstens 
erreichbaren Punkte beträgt in 

diesem Fall 
Voraussetzungen für das Bestehen 

330 

mindestens 110 Punkte bei einem GE  
mit weniger als 4 Punkten 

mindestens 132 Punkte bei zwei GE  
mit weniger als 4 Punkten 

 
Die allgemeine Hochschulreife wird zuerkannt, wenn die fachgebundene Hochschulreife erreicht wurde und in der 

zweiten Fremdsprache mindestens die Note „ausreichend“ vorliegt. 
 
1. Berechnung der Durchschnittsnote 

M = höchstens erreichbare Punktesumme 
E = in den eingebrachten Ergebnissen tatsächlich erreichte Punktsumme 
S = Durchschnittsnote S 
S = 17/3 - 5*E/M 

 
2. Rundung 

Schnitte unter 1 werden auf 1,0 aufgerundet. 
Ansonsten wird die Durchschnittsnote ohne Rundung auf eine Nachkommastelle berechnet. 
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Anlage 5 
(zu § 27) 

Fachabitur im DBFH-Bildungsgang 
 

1. Gesamtergebnisse 
1.1 Technische Ausbildungsberufe 
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  2+3/1 3/2   

Religionslehre/Ethik 1     

Sozialkunde 1     

Geschichte 1 1   

Deutsch 1 2 2 

Englisch 1 2 2 

Mathematik 1 2 2 

Mathematik Additum   1   

Physik 1 2 2 

Chemie 1 1   

Informatik   1   

Fachreferat 1   

 
1.2 Kaufmännische Ausbildungsberufe 
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  2+3/1 3/2   

Religionslehre/Ethik 1     

Sozialkunde 1     

Geschichte 1 1   

Deutsch 1 2 2 

Englisch 1 2 2 

Mathematik 1 2 2 

Naturwissenschaften 1 1   

BwR 1 1 2 

Volkswirtschaftslehre 1 1   

Informatik 1 1   

Fachreferat 1   
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2. Abschlussergebnis und Ermittlung der Durchschnittsnote 
 

einzubringende Leistungen Höchstpunktzahl 
Voraussetzungen für das Bestehen 

(zusammen zu erfüllen) 

4 Prüfungen, je zweifach 120 
höchstens 2 Prüfungsergebnisse mit  
0 bis 3 Punkten, wobei Ergebnisse mit  
0 Punkten doppelt gezählt werden 

Fachreferat 15 
In einbringungsfähigen Fächern: 
 

a) sämtliche Gesamtergebnisse (GE) 
mindestens „ausreichend“ oder 
 

b) höchstens 2 GE mit weniger als 4 
Punkten, wobei Ergebnisse mit 0 
Punkten doppelt gezählt werden und 
nachfolgende Summenbedingung  

 
(§ 35 Abs. 9) 
 

17 weitere zu beachtende Leistungen 
gemäß Nr.  1.  
Aus jedem anderen Fach kann 
höchstens ein Halbjahresergebnis 
unberücksichtigt bleiben. 

255 

Summe 390 

mindestens 130 Punkte bei einem GE mit 
weniger als 4 Punkten 
mindestens 156 Punkte bei zwei GE mit 
weniger als 4 Punkten 
 

 
1. Berechnung der Durchschnittsnote 

M = höchstens erreichbare Punktesumme 
E = in den eingebrachten Ergebnissen tatsächlich erreichte Punktsumme 
S = Durchschnittsnote S 
S = 17/3 - 5*E/M 

 
2. Rundung 

Schnitte unter 1 werden auf 1,0 aufgerundet. 
Ansonsten wird die Durchschnittsnote ohne Rundung auf eine Nachkommastelle berechnet. 
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Hinweis

In der Überschrift der Verordnung zur Änderung der 
 Berufsfachschulordnung Musik vom 4. August 2017 
(KWMBl. S. 307) lautet die richtige Fundstelle (GVBl. 
S. 429).
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2230.1.3-K

Aufhebung der Bekanntmachung

„Schulversuch einjährige Integrations-Vorklasse  
an der Beruflichen Oberschule für  

aus dem Ausland zugezogene Jugendliche und  
Erwachsene mit nichtdeutscher Muttersprache“

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 8. September 2017, Az. VI.7-BS9400.10-7a.96 664

1. Die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsminis-
teriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und 
Kunst über den Schulversuch einjährige Integrations-
Vorklasse an der Beruflichen Oberschule für aus dem 
Ausland zugezogene Jugendliche und Erwachsene 
mit nichtdeutscher Muttersprache vom 30. März 2016 
(KWMBl. S. 84) wird aufgehoben.

2. Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 13. Sep-
tember 2017 in Kraft.

Herbert P ü l s  
Ministerialdirektor

II. Bekanntmachungen des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst
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2. 1Diese Bekanntmachung tritt am 1. Februar 2018 in 
Kraft. 
2Mit Ablauf des 31. Januar 2018 treten außer Kraft
– die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsminis-

teriums für Unterricht und Kultus „Vollzug der Fach-
schulordnung Heilerziehungspflege; hier: Zeugnis-
muster“ vom 6. Juli 2005 (KWMBl. I S. 226), geändert 
durch Bekanntmachung vom 21. Juni 2011 (KWMBl. 
S. 134),

– die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsminis-
teriums für Unterricht und Kultus „Vollzug der 
 Schulordnung für die Fachakademien für Musik; hier: 
Zeugnisformulare“ vom 16. Februar 1998 (KWMBl. I 
S. 80),

– die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministe-
riums für Unterricht und Kultus „Vollzug der Schul-
ordnung für die Fachakademien für Fremdsprachen-
berufe in Bayern; hier: Zeugnismuster“ vom 22. Juli 
2010 (KWMBl. S. 237),

– die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsminis-
teriums für Unterricht und Kultus „Vollzug der Fach-
akademieordnung Sozialpädagogik; hier: Formulare 
für das Sozialpädagogische Seminar“ vom 21. Sep-
tember 2007 (KWMBl. I S. 417), berichtigt durch 
 Bekanntmachung vom 26. Juli 2011 (KWMBl. S. 139),

– die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministe-
riums für Unterricht und Kultus „Vollzug der Schul-
ordnung für die Fachakademien für Ernährungs- und 
Versorgungsmanagement; hier: Formulare“ vom 
15. Februar 2005 (KWMBl. I S. 108), zuletzt geändert 
durch Bekanntmachung vom 14. April 2015 (KWMBl. 
S. 74).

3Für Studierende an der Fachakademie für Sozial-
pädagogik, die die Ausbildung vor dem 1. August 
2017 begonnen haben, gilt die Bekanntmachung des 
 Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kul-
tus „Vollzug der Fachakademieordnung Sozialpädago-
gik; hier: Formulare“ vom 16. Dezember 2004  (KWMBl. 
I 2005 S. 54), geändert durch Bekannt machung vom 
18. April 2011 (KWMBl. S. 89), bis zum Ablauf des 
31. Juli 2031.

Herbert P ü l s  
Ministerialdirektor

2236.6.2-K, 2236.9.2-K

Vollzug der Fachschulordnung  
und der Fachakademieordnung;  

hier: Zeugnismuster, Urkundenmuster 

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 26. September 2017, Az. VI.8-BS9600-7a.82 114

1. 1Die nach der Fachschulordnung und der Fachaka-
demieordnung zu erteilenden Zeugnisse und Urkunden 
sind nach den in der Anlage beigefügten Mustern im 
Format DIN A 4 auszustellen.
2Das Staatsministerium kann Abweichungen zulassen, 
wenn die Zeugnisse mithilfe automatischer Einrichtun-
gen erstellt oder ausgefüllt werden.
3Die Anmerkungen zu den Zeugnisvordrucken sind 
nicht Bestandteil der amtlichen Formulare.
4In die Zeugnisse sind Name und Vorname sowie ggf. 
weitere Vornamen einzutragen.
5Die Verwendung des kleinen Staatswappens im 
 Abschlusszeugnis ist gestattet

– staatlichen Schulen

– kommunalen Schulen, wenn der Träger das kleine 
Staatswappen führt,

– staatlich anerkannten Ersatzschulen, denen die ört-
lich zuständige Regierung dies genehmigt hat.

6Die Verwendung kommunaler Wappen ist kommunalen 
Schulen gestattet, wenn der Träger der Verwendung des 
Wappens im Zeugnis zustimmt.
7Aus Sicherheitsgründen sind folgende Zeugnisse mit 
einem herkömmlichen Präge- oder Farbdrucksiegel 
und nicht mit einem digitalisierten Siegel zu versehen, 
 wobei blaue Farbe zu verwenden ist:

a) Abschlusszeugnis,

b) die im Fall des Nichtbestehens der Abschlussprüfung 
zu vergebenden Jahreszeugnisse und

c) Bescheinigungen über die Dauer des Schulbesuchs.
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Anlage 1 

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachschule, Schulort) 

 

ZWISCHENZEUGNIS 
 

Frau/Herr....................................................................................................................................................................,
(Vorname und Familienname) 

 
geboren am ............................................ in ..................................................., besucht im Schuljahr ........................ 
 
das ......... Schuljahr

1
.  

 
Die Leistungen in den einzelnen Fächern wurden wie folgt beurteilt:

2
 

 
Leistungen in den Pflichtfächern
 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Wahlpflichtfächern

3
 

 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Zusatzfächern für den Erwerb der Fachhochschulreife

3
 

 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Wahlfächern

3
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……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Bemerkungen

3,4
 

 
……………………………………………………………………………………………………………………………………
……………………………………………………………………………………………………………………………………
……………………………………………………………………………………………………………………………………
…………………………………………………………………………………………………………………………………… 
 
 
 
....................................................................................... 
(Ort, Datum) 
 
 
.......................................................................    ....................................................................... 
Schulleiterin/Schulleiter

5
       Klassenleiterin/Klassenleiter 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Diesem Zeugnis liegt die Schulordnung für die Fachschulen (Fachschulordnung – FSO) in der jeweils gültigen Fassung zugrunde.  

 
 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Notenstufen: sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend, mangelhaft, ungenügend 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
1 
Ggf. „in Teilzeit“ ergänzen. 

2 
Die Fächer sind in der Reihenfolge der Stundentafel aufzunehmen. 

3 
Ggf. streichen.  

4 
Ggf. ist ein Vermerk über die Verlängerung der Probezeit aufzunehmen (vgl. § 7 Abs. 3 Satz 4 FSO). 

5 
Die eigenhändige Unterschrift kann durch „gez. <Name der Schulleiterin/des Schulleiters und Amtsbezeichnung>“ ersetzt werden. 
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Anlage 2  

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachschule, Schulort) 

 

JAHRESZEUGNIS 
 

Frau/Herr....................................................................................................................................................................,
(Vorname und Familienname) 

 
geboren am ............................................ in ..................................................., besuchte im Schuljahr ...................... 
 
das ......... Schuljahr

1
.  

 
Die Leistungen in den einzelnen Fächern wurden wie folgt beurteilt:

2
 

 
Leistungen in den Pflichtfächern
 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Wahlpflichtfächern

3
 

 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Zusatzfächern für den Erwerb der Fachhochschulreife

3
 

 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Wahlfächern

3
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……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Bemerkungen 
 
……………………………………………………………………………………………………………………………………
……………………………………………………………………………………………………………………………………
……………………………………………………………………………………………………………………………………
…………………………………………………………………………………………………………………………………… 
Die Erlaubnis zum Vorrücken in das zweite Schuljahr hat sie/er ……………… erhalten.

4
 

 
Ihr/Ihm wird die Fachschulreife verliehen.

5
 

 
 

………………..…, den ………………………………….. 
 

(Siegel)  
 
       …………………………………………………………….... 
       Schulleiterin/Schulleiter

6
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Diesem Zeugnis liegt die Schulordnung für die Fachschulen (Fachschulordnung – FSO) in der jeweils gültigen Fassung zugrunde.  

 
 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Notenstufen: sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend, mangelhaft, ungenügend 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
1 
Ggf. „in Teilzeit“ ergänzen. 

2 
Die Fächer sind in der Reihenfolge der Stundentafel aufzunehmen. 

3 
Ggf. streichen.  

4 
Dieser Satz wird im Jahreszeugnis des zweiten Schuljahres durch die Bemerkung ersetzt: „Frau/Herr ……… hat sich der staatlichen 
Abschlussprüfung ohne Erfolg unterzogen. Sie/Er darf die Prüfung gemäß Art. 54 Abs. 5 Satz 1 BayEUG noch einmal/nicht mehr 
wiederholen.“  

5 
Ggf. streichen. Die Fachschulreife wird zuerkannt, wenn die Schülerin/der Schüler in das letzte Schuljahr, bei Teilzeitunterricht in das 
vorletzte Schuljahr vorrücken darf. 

6 
Die eigenhändige Unterschrift kann durch „gez. <Name der Schulleiterin/des Schulleiters und Amtsbezeichnung>“ ersetzt werden. 
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Anlage 3.1 

 
 
 
 
 
 
 
 

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachschule, Schulort) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ABSCHLUSSZEUGNIS 
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............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachschule, Schulort) 

 

ABSCHLUSSZEUGNIS 
 

Frau/Herr....................................................................................................................................................................,
(Vorname und Familienname) 

 
geboren am ............................................ in ..................................................., hat im Schuljahr ............................... 
 
an der oben genannten Fachschule [als andere Bewerberin/anderer Bewerber]

1
 die staatliche Abschlussprüfung 

mit der Prüfungsgesamtnote 
 

  =  

 
bestanden. 
 
 
Frau/Herr ...................................................................................... hat als Ausbildungsschwerpunkt  
...................................................................................... gewählt.

1
 

 
Frau/Herr ...................................................................................... ist berechtigt, die Berufsbezeichnung 
 
..................................................................................................................................................................................... 
..................................................................................................................................................................................... 
 
zu führen. 
 
Die Berufsbezeichnung des Abschlusszeugnisses entspricht der Berufsbezeichnung …………………… aus der 
Rahmenvereinbarung über Fachschulen (Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 07.11.2002 in der jeweils 
gültigen Fassung).

2 

 
Der Abschluss der Fachschule entspricht der Rahmenvereinbarung über Fachschulen (Beschluss der 
Kultusministerkonferenz vom 07.11.2002 in der jeweils gültigen Fassung) und wird von allen Ländern in der 
Bundesrepublik Deutschland anerkannt. 
 
Der Abschluss ist in Verbindung mit der Urkunde über die staatliche Anerkennung des Berufsabschlusses im 
Deutschen und Europäischen Qualifikationsrahmen dem Niveau 6 zugeordnet. 
 
Diesem Zeugnis liegt die Schulordnung für die Fachschulen (Fachschulordnung – FSO) in der jeweils gültigen 
Fassung zugrunde. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Prüfungsgesamtnote:  1,00 - 1,50 = sehr gut 

1,51 - 2,50 = gut 
2,51 - 3,50 = befriedigend 
3,51 - 4,50 = ausreichend 

 
__________________________________________________________________________________________________________ 
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Die Leistungen in den einzelnen Fächern wurden wie folgt beurteilt:
3
 

 
 
Leistungen in den Pflichtfächern 
 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Wahlpflichtfächern

1
 

 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Zusatzfächern für den Erwerb der Fachhochschulreife

1
 

 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Wahlfächern

1
 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
 
 
 
 
*) Abschlussprüfungsfach  
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………………..…, den ………………………………….. 
 
 

(Siegel)  
 
 
 ……………………………....       …………………………….... 

Schulleiterin/Schulleiter        Vorsitzendes Mitglied des 
          Prüfungsausschusses

4
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Notenstufen: sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend, mangelhaft, ungenügend 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
1 
Ggf. streichen. 

2 
Ggf. streichen; nur aufnehmen, wenn die bayerische Berufsbezeichnung von der Rahmenvereinbarung abweicht. 

3 
Die Fächer sind in der Reihenfolge der Stundentafel aufzunehmen. Fächer der Abschlussprüfung sind mit *) zu kennzeichnen. 

4 
Nur wenn das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses nicht die Schulleiterin/der Schulleiter ist. 
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Anlage 3.2 

 
 
 
 
 
 
 
 

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachschule, Schulort) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ABSCHLUSSZEUGNIS 
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............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachschule, Schulort) 

 

ABSCHLUSSZEUGNIS 
 

Frau/Herr....................................................................................................................................................................,
(Vorname und Familienname) 

 
geboren am ............................................ in ..................................................., hat im Schuljahr ............................... 
 
an der oben genannten Fachschule für Heilerziehungspflegehilfe [als andere Bewerberin/anderer Bewerber]

1
 die 

staatliche Abschlussprüfung mit der Prüfungsgesamtnote 
 

  =  

 
bestanden. 
 
 
Frau/Herr ...................................................................................... ist berechtigt, die Berufsbezeichnung 
 

„Staatlich anerkannte Heilerziehungspflegehelferin“/ 
„Staatlich anerkannter Heilerziehungspflegehelfer“2 

 
zu führen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Diesem Zeugnis liegt die Schulordnung für die Fachschulen (Fachschulordnung – FSO) in der jeweils gültigen Fassung zugrunde. 

 
 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Prüfungsgesamtnote:  1,00 - 1,50 = sehr gut 

1,51 - 2,50 = gut 
2,51 - 3,50 = befriedigend 
3,51 - 4,50 = ausreichend 

 
__________________________________________________________________________________________________________ 
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Die Leistungen in den einzelnen Fächern wurden wie folgt beurteilt:
3
 

 
Leistungen in den Pflichtfächern 
 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Wahlfächern

1
 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

………………..…, den ………………………………….. 
 
 

(Siegel)  
 
 
 ……………………………....       …………………………….... 

Schulleiterin/Schulleiter        Vorsitzendes Mitglied des 
          Prüfungsausschusses

4 

 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Notenstufen: sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend, mangelhaft, ungenügend 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
*) Abschlussprüfungsfach  
 
1 
Ggf. streichen. 

2 
Nichtzutreffendes streichen. 

3 
Die Fächer sind in der Reihenfolge der Stundentafel aufzunehmen. Fächer der Abschlussprüfung sind mit *) zu kennzeichnen. 

4 
Nur wenn das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses nicht die Schulleiterin/der Schulleiter ist. 
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Anlage 3.3 

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachschule, Schulort) 

 

ABSCHLUSSZEUGNIS 
 

Frau/Herr....................................................................................................................................................................,
(Vorname und Familienname) 

 
geboren am ............................................ in ..................................................., hat im Schuljahr ............................... 
 
an der oben genannten Fachschule für Heilerziehungspflege die staatliche Abschlussprüfung in der 
Heilerziehungspflegehilfe mit der Prüfungsgesamtnote 
 

  =  

 
bestanden. 
 
Frau/Herr ...................................................................................... ist berechtigt, die Berufsbezeichnung 
 

„Staatlich anerkannte Heilerziehungspflegehelferin“/ 
„Staatlich anerkannter Heilerziehungspflegehelfer“1 

 
zu führen. 

 
Die Leistungen in den Prüfungsfächern wurden wie folgt beurteilt: 
 

Pädagogik, Heilpädagogik und Psychologie  

  
Praxis der Heilerziehungspflege  

  
Praxis- und Methodenlehre mit Kommunikation  

 
 
Dieses Zeugnis gilt nur in Verbindung mit dem Jahreszeugnis des ersten Schuljahres der oben genannten 
Fachschule für Heilerziehungspflege.  
 
 
Diesem Zeugnis liegt die Schulordnung für die Fachschulen (Fachschulordnung – FSO) in der jeweils gültigen 
Fassung zugrunde. 
 

 
………………..…, den ………………………………….. 
 
 

(Siegel)  
 
 
 ……………………………....       …………………………….... 

Schulleiterin/Schulleiter        Vorsitzendes Mitglied des 
          Prüfungsausschusses

2
 

__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Notenstufen: sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend, mangelhaft, ungenügend 
 
Prüfungsgesamtnote:  1,00 - 1,50 = sehr gut 

1,51 - 2,50 = gut 
2,51 - 3,50 = befriedigend 
3,51 - 4,50 = ausreichend 

__________________________________________________________________________________________________________ 
 

1 
Nichtzutreffendes streichen.  

2 
Nur wenn das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses nicht die Schulleiterin/der Schulleiter ist.
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Anlage 4.1 

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachschule, Schulort) 

 
 
 
 
 

URKUNDE 
 
 
 
 
 

Frau/Herr....................................................................................................................................................................,
(Vorname und Familienname) 

 
geboren am .......................................... in ....................................................., ist berechtigt, die Berufsbezeichnung 
 
 
 
 
 
..................................................................................................................................................................................... 
..................................................................................................................................................................................... 
 
 
 
 
 
zu führen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Abschluss ist im Deutschen und Europäischen Qualifikationsrahmen dem Niveau 6 zugeordnet. 
 
 
 
 
 
 
 

 
………………..…, den ………………………………….. 
 
 

(Siegel)  
 
 
 ……………………………....       …………………………….... 

Schulleiterin/Schulleiter        Vorsitzendes Mitglied des 
          Prüfungsausschusses

1
 

__________________________________________________________________________________________________________ 
 
1 
Nur wenn das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses nicht die Schulleiterin/der Schulleiter ist. 
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Anlage 4.2 

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachschule, Schulort) 

 
 
 
 
 

URKUNDE 
 
 
 
 
 

Frau/Herr....................................................................................................................................................................,
(Vorname und Familienname) 

 
geboren am .......................................... in ....................................................., ist berechtigt, die Berufsbezeichnung 
 
 
 
 
 

„Staatlich anerkannte Heilerziehungspflegehelferin“/ 
„Staatlich anerkannter Heilerziehungspflegehelfer“1 

 
 
 
 
 
zu führen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
………………..…, den ………………………………….. 
 
 

(Siegel)  
 
 
 ……………………………....       …………………………….... 

Schulleiterin/Schulleiter        Vorsitzendes Mitglied des 
          Prüfungsausschusses

2
 

__________________________________________________________________________________________________________ 
 
1 
Nichtzutreffendes streichen. 

2 
Nur wenn das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses nicht die Schulleiterin/der Schulleiter ist.
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Anlage 5 

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 

ZWISCHENZEUGNIS 
 

Frau/Herr....................................................................................................................................................................,
(Vorname und Familienname) 

 
geboren am ............................................ in ..................................................., besucht im Schuljahr ........................ 
 
das ......... Studienjahr

1
.  

 
Die Leistungen in den einzelnen Fächern wurden wie folgt beurteilt:

2 

 
Leistungen in den Pflichtfächern
 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Wahlpflichtfächern

3
 

 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Ergänzungsfächern

3
 

 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Zusatzfächern

3
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……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Wahlfächern

3
 

 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Bemerkungen

4 

 
……………………………………………………………………………………………………………………………………
……………………………………………………………………………………………………………………………………
……………………………………………………………………………………………………………………………………
…………………………………………………………………………………………………………………………………… 
 
 
 
....................................................................................... 
(Ort, Datum) 
 
 
.......................................................................    ....................................................................... 
Schulleiterin/Schulleiter

5
       Klassenleiterin/Klassenleiter 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Diesem Zeugnis liegt die Schulordnung für die Fachakademien (Fachakademieordnung – FakO) in der jeweils gültigen Fassung zugrunde.  

 
 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Notenstufen: sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend, mangelhaft, ungenügend 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
1 
Ggf. „in Teilzeit“ ergänzen. 

2 
Die Fächer sind in der Reihenfolge der Stundentafel aufzunehmen. 

3 
Ggf. streichen.  

4 
Ggf. ist ein Vermerk über die Verlängerung der Probezeit aufzunehmen (vgl. § 9 Abs. 3 Satz 4 FakO). 

5 
Die eigenhändige Unterschrift kann durch „gez. <Name der Schulleiterin/des Schulleiters und Amtsbezeichnung>“ ersetzt werden. 

 



KWMBl. Nr. 11/2017380

Anlage 6.1 

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 

JAHRESZEUGNIS 
 

Frau/Herr....................................................................................................................................................................,
(Vorname und Familienname) 

 
geboren am ............................................ in ..................................................., besuchte im Schuljahr ...................... 
 
das ......... Studienjahr

1
.  

 
Die Leistungen in den einzelnen Fächern wurden wie folgt beurteilt:

2 

 
Leistungen in den Pflichtfächern
 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Wahlpflichtfächern

3
 

 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Ergänzungsfächern

3
 

 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Zusatzfächern

3
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……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Wahlfächern

3
 

 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Bemerkungen 
 
……………………………………………………………………………………………………………………………………
……………………………………………………………………………………………………………………………………
……………………………………………………………………………………………………………………………………
…………………………………………………………………………………………………………………………………… 
Die Erlaubnis zum Vorrücken in das zweite Studienjahr hat sie/er ……………… erhalten.

4 

 
 
 
 

………………..…, den ………………………………….. 
 

(Siegel)  
 
       …………………………………………………………….... 
       Schulleiterin/Schulleiter

5 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Diesem Zeugnis liegt die Schulordnung für die Fachakademien (Fachakademieordnung – FakO) in der jeweils gültigen Fassung zugrunde.  

 
 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Notenstufen: sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend, mangelhaft, ungenügend 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
1 
Ggf. „in Teilzeit“ ergänzen. 

2 
Die Fächer sind in der Reihenfolge der Stundentafel aufzunehmen. 

3 
Ggf. streichen.  

4 
Dieser Satz wird im Jahreszeugnis des zweiten Studienjahrs durch die Bemerkung ersetzt: „Frau/Herr ……… hat sich der staatlichen 
Abschlussprüfung ohne Erfolg unterzogen. Sie/Er darf die Prüfung gemäß Art. 54 Abs. 5 Satz 1 BayEUG noch einmal/nicht mehr 
wiederholen.“  

5 
Die eigenhändige Unterschrift kann durch „gez. <Name der Schulleiterin/des Schulleiters und Amtsbezeichnung>“ ersetzt werden. 

 



KWMBl. Nr. 11/2017382

Anlage 6.2 

 

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 

JAHRESZEUGNIS 
 

Frau/Herr....................................................................................................................................................................,

(Vorname und Familienname) 

geboren am ............................................ in ..................................................., besuchte im Schuljahr ......................  

das …. Studienjahr der oben bezeichneten Fachakademie und erzielte beim Studium in der/den Ersten 

Fremdsprache/n ……………………. und …………………….  mit dem/den Fachgebiet/en …………………….  und 

……………………. und in der Zweiten Fremdsprache ……………………. 
1 
folgende Leistungen:  

 
Leistungen in den Pflichtfächern und Wahlpflichtfächern 
 

Erste Fremdsprache ………………..….  ………………..…
1 

 (1. Erste Fremdsprache)  (2. Erste Fremdsprache) 

Allgemeiner Sprachkurs    

    
Gemeinsprachliche Übersetzung in die Fremdsprache    

    
Gemeinsprachliche Übersetzung aus der Fremdsprache    

    
Mündliche Sprachbeherrschung und Gesprächsdolmetschen

2 
   

    
Korrespondenz (zweisprachig)

3 
   

    
Stegreifübersetzung    

    
Landeskundlicher Aufsatz und Textproduktion

4 
   

    
Einführung in die Technik des Dolmetschens

5 
   

    
Verhandlungsdolmetschen

6 
   

- mit dem Fachgebiet …………………………………………………….
 

   

    
- mit dem Fachgebiet

1
 ..………………………………………………….

 
   

    
Vortragsdolmetschen

7 
   

- mit dem Fachgebiet …………………………………………………….
 

   

    
- mit dem Fachgebiet

1
 ..………………………………………………….

 
   

    
Simultandolmetschen

7 
   

    
Fachgebiet/e

1 
………………..….  ………………..…. 

    
Fachkunde und Fachterminologie (deutsch)

3 
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Übungen zur Fachkunde und Fachterminologie (zweisprachig)
8 

   

    
Fachübersetzung in die Erste Fremdsprache

4 
   

    
Fachübersetzung aus der Ersten Fremdsprache

8 
   

    
Zweite Fremdsprache (Stufe …)

 
………………..….   

    
Allgemeiner Sprachkurs

 
   

    
Gemeinsprachliche Übersetzungen aus der und in die Zweite 
Fremdsprache

4    

    
Korrespondenz (zweisprachig)

9 
   

    
Aufbaukurs 1 (Wahlpflichtfach)

10 
   

    
Aufbaukurs 2 (Wahlpflichtfach)

10 
   

    
Allgemeine Veranstaltungen

 
   

    
Deutsch

 
   

    
Landeskunde Deutschlands

3 
   

 ………………..….  ………………..…
1 

 (1. Erste Fremdsprache)  (2. Erste Fremdsprache) 

Landeskunde, Zeitgeschichte und aktuelle Probleme des 
Sprachraums der Ersten Fremdsprache (fremdsprachig)

11    

    
Gerichts- und Behördenterminologie

12 
   

    
Textverarbeitung

13 
   

    
EDV-gestützte Terminologiearbeit und computergestütztes 
Übersetzen

4    

 
 
 
Leistungen in den Wahlfächern

14 

 

……………………………………………………………………………………………………. 
 

  
…………………………………………………………………………………………………….
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Bemerkungen 
 
……………………………………………………………………………………………………………………………………
……………………………………………………………………………………………………………………………………
……………………………………………………………………………………………………………………………………
…………………………………………………………………………………………………………………………………… 
Die Erlaubnis zum Vorrücken in das ….. Studienjahr hat Frau/Herr …………… nicht

14
 /auf Probe

14
 erhalten.

14 

Die/Der Studierende darf gemäß Art. 53 Abs. 3 BayEUG das …..Studienjahr nicht wiederholen.
14,15 

 
 
 

………………..…, den ………………………………….. 
 

(Siegel)  
 
       …………………………………………………………….... 
       Schulleiterin/Schulleiter 
 
 
 
 
Diesem Zeugnis liegt die Schulordnung für die Fachakademien (Fachakademieordnung – FakO) in der jeweils gültigen Fassung zugrunde.  

 
 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Notenstufen: sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend, mangelhaft, ungenügend 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
1 

Nichtzutreffendes entfällt; entsprechend § 2 Abs. 1 Nr. 7 FakO werden ggf. weitere Erste Fremdsprachen und/oder Fachgebiete gemäß Nr. 
5.2 der KMK-Richtlinie zur Durchführung und Anerkennung von Prüfungen für Übersetzer/Übersetzerinnen, Dolmetscher/Dolmetscherinnen 
etc. aufgenommen. 

2  
Nur im Zeugnis des ersten Studienjahrs aufzunehmen. 

3   
Nur im Zeugnis des ersten oder zweiten Studienjahrs aufzunehmen.  

4 
Entfällt im Zeugnis des ersten Studienjahrs. 

5 
Nur bei Übersetzer- und Dolmetscherausbildung im Zeugnis des ersten oder zweiten Studienjahrs aufzunehmen. 

6
  Nur bei Übersetzer- und Dolmetscherausbildung im Zeugnis des zweiten und dritten Studienjahrs aufzunehmen. 

7
  Nur bei Dolmetscherausbildung im Zeugnis des dritten Studienjahrs aufzunehmen. 

8
  Entfällt ggf. im Zeugnis des ersten Studienjahrs. 

9
  Nur im Zeugnis des dritten Studienjahrs aufzunehmen. 

10
 Nur im Zeugnis des zweiten und/oder dritten Studienjahrs aufzunehmen. 

11
 Nur im Zeugnis des ersten oder zweiten und dritten Studienjahrs aufzunehmen. 

12
 Nur im Zeugnis des zweiten Studienjahrs aufzunehmen. 

13
 Nur im Zeugnis des ersten und/oder zweiten Studienjahrs aufzunehmen. 

14
 Nichtzutreffendes entfällt. 

15 
Bei Nichtbestehen der Abschlussprüfung ist folgende Bemerkung aufzunehmen: „Frau/Herr …. hat an der Abschlussprüfung erfolglos 
teilgenommen. Sie/Er darf die Prüfung gemäß Art. 54 Abs. 5 Satz 1 BayEUG noch einmal/nicht mehr wiederholen." 
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Anlage 6.3 

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 

JAHRESZEUGNIS 
 

Frau/Herr....................................................................................................................................................................,
(Vorname und Familienname) 

 
geboren am ............................................ in ..................................................., besuchte im Schuljahr ...................... 
 
das ......... Studienjahr

1
.  

 
Die Leistungen in den einzelnen Fächern wurden wie folgt beurteilt:

2 

 
Leistungen in den Pflichtfächern
 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Wahlpflichtfächern

3
 

 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Zusatzfächern

3
 

 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Wahlfächern

3
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……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Bemerkungen 
 
……………………………………………………………………………………………………………………………………
……………………………………………………………………………………………………………………………………
……………………………………………………………………………………………………………………………………
…………………………………………………………………………………………………………………………………… 
Frau/Herr ………………………………………… hat den ersten Prüfungsabschnitt bestanden und die Zulassung 
zum Berufspraktikum erhalten. Frau/Herr ………………………………………… hat sich dem ersten 
Prüfungsabschnitt ohne Erfolg unterzogen. Sie/Er darf den ersten Prüfungsabschnitt gemäß Art. 54 Abs. 5 Satz 1 
BayEUG noch einmal/nicht mehr wiederholen.

4 

 
 
 
 

………………..…, den ………………………………….. 
 

(Siegel)    
 
       …………………………………………………………….... 
       Schulleiterin/Schulleiter 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Diesem Zeugnis liegt die Schulordnung für die Fachakademien (Fachakademieordnung – FakO) in der jeweils gültigen Fassung zugrunde.  

 
 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Notenstufen: sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend, mangelhaft, ungenügend 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
1 
Ggf. „in Teilzeit“ ergänzen. 

2 
Die Fächer sind in der Reihenfolge der Stundentafel aufzunehmen. 

3 
Ggf. streichen.  

4 
Nichtzutreffendes streichen. 
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Anlage 6.4 

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 

JAHRESZEUGNIS 
 

Frau/Herr....................................................................................................................................................................,
(Vorname und Familienname) 

 
geboren am ......................................... in .............................................., unterzog sind im Schuljahr ......................  
 
als andere Bewerberin/anderer Bewerber dem ersten Prüfungsabschnitt. 
 
Die Leistungen in den einzelnen Fächern wurden wie folgt beurteilt:

1 

 
Leistungen in den Pflichtfächern 
 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Wahlpflichtfächern

2
 

 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Zusatzfächern

2
 

 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Wahlfächern

2
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……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Bemerkungen 
 
……………………………………………………………………………………………………………………………………
……………………………………………………………………………………………………………………………………
……………………………………………………………………………………………………………………………………
…………………………………………………………………………………………………………………………………… 
Frau/Herr ………………………………………… hat den ersten Prüfungsabschnitt bestanden und die Zulassung 
zum Berufspraktikum erhalten. Frau/Herr ………………………………………… hat sich dem ersten 
Prüfungsabschnitt ohne Erfolg unterzogen. Sie/Er darf den ersten Prüfungsabschnitt gemäß Art. 54 Abs. 5 Satz 1 
BayEUG noch einmal/nicht mehr wiederholen.

3 

 
 
 
 

………………..…, den ………………………………….. 
 

(Siegel)  
 
       …………………………………………………………….... 
       Schulleiterin/Schulleiter 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Diesem Zeugnis liegt die Schulordnung für die Fachakademien (Fachakademieordnung – FakO) in der jeweils gültigen Fassung zugrunde.  

 
 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Notenstufen: sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend, mangelhaft, ungenügend 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
1 
Hier sind die Pflichtfächer in der Reihenfolge der Stundentafel aufzunehmen. 

2 
Ggf. streichen.  

3 
Nichtzutreffendes streichen. 
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Anlage 7.1 

 
 
 
 
 
 
 
 

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ABSCHLUSSZEUGNIS 
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............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 

ABSCHLUSSZEUGNIS 
 

Frau/Herr....................................................................................................................................................................,
(Vorname und Familienname) 

 
geboren am ............................................ in ..................................................., hat im Schuljahr ...................... 
 
an der oben genannten Fachakademie [als andere Bewerberin/anderer Bewerber]

1 
die staatliche 

Abschlussprüfung mit der Prüfungsgesamtnote 
 

  =  

 
bestanden. 
 
 
Frau/Herr ...................................................................................... hat als Ausbildungsschwerpunkt  
...................................................................................... gewählt.

1
 

 
Frau/Herr ...................................................................................... ist berechtigt, die Berufsbezeichnung 
 
..................................................................................................................................................................................... 
..................................................................................................................................................................................... 
 
zu führen. 
 
 
 
Diesem Zeugnis liegt die Schulordnung für die Fachakademien (Fachakademieordnung – FakO) in der jeweils 
gültigen Fassung zugrunde. 
 
 
Der Abschluss der Fachakademie entspricht der Rahmenvereinbarung über Fachschulen (Beschluss der 
Kultusministerkonferenz vom 07.11.2002 in der jeweils gültigen Fassung) und wird von allen Ländern in der 
Bundesrepublik Deutschland anerkannt. 
 
 
Der Abschluss ist in Verbindung mit der Urkunde über die staatliche Anerkennung des Berufsabschlusses im 
Deutschen und Europäischen Qualifikationsrahmen dem Niveau 6 zugeordnet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Prüfungsgesamtnote:  1,00 - 1,50 = sehr gut 

1,51 - 2,50 = gut 
2,51 - 3,50 = befriedigend 
3,51 - 4,50 = ausreichend 

__________________________________________________________________________________________________________ 
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Die Leistungen in den einzelnen Fächern wurden wie folgt beurteilt:
2 

 
Leistungen in den Pflichtfächern

 

 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Wahlpflichtfächern

1
 

 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Ergänzungsfächern

1
 

 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Zusatzfächern

1
 

 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Wahlfächern

1
 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  
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………………..…, den ………………………………….. 
 
 

(Siegel)  
 
 
 ……………………………....       …………………………….... 

Schulleiterin/Schulleiter        Vorsitzendes Mitglied des 
          Prüfungsausschusses

3
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Notenstufen: sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend, mangelhaft, ungenügend 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
1 
Ggf. streichen. 

2 
Die Fächer sind in der Reihenfolge der Stundentafel aufzunehmen. 

3 
Nur wenn das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses nicht die Schulleiterin/der Schulleiter ist. 
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Anlage 7.2 

 
 
 
 
 
 
 
 

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ABSCHLUSSZEUGNIS 
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............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 

ABSCHLUSSZEUGNIS 
 

Frau/Herr....................................................................................................................................................................,
(Vorname und Familienname) 

 
geboren am ............................................ in ..................................................., hat im Schuljahr .............................. 
 
an der oben genannten Fachakademie die staatliche Abschlussprüfung mit der Prüfungsgesamtnote 
 

  =  

 
bestanden. 
 
Den ersten Abschnitt der Abschlussprüfung hat Frau/Herr ...................................................................................... 
im Schuljahr ...................... nach Besuch der Fachakademie/als andere Bewerberin/als anderer Bewerber

1
 

abgelegt. 
 
Frau/Herr ...................................................................................... ist berechtigt, die Berufsbezeichnung 
 

„Staatlich anerkannte Erzieherin“/ 
„Staatlich anerkannter Erzieher“1 

 
zu führen. 
 
 
 
Diesem Zeugnis liegt die Schulordnung für die Fachakademien (Fachakademieordnung – FakO) in der jeweils 
gültigen Fassung zugrunde. 
 
 
Der Abschluss der Fachakademie entspricht der Rahmenvereinbarung über Fachschulen (Beschluss der 
Kultusministerkonferenz vom 07.11.2002 in der jeweils gültigen Fassung) und wird von allen Ländern in der 
Bundesrepublik Deutschland anerkannt. 
 
 
Der Abschluss ist in Verbindung mit der Urkunde über die staatliche Anerkennung des Berufsabschlusses im 
Deutschen und Europäischen Qualifikationsrahmen dem Niveau 6 zugeordnet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Prüfungsgesamtnote:  1,00 - 1,50 = sehr gut 

1,51 - 2,50 = gut 
2,51 - 3,50 = befriedigend 
3,51 - 4,50 = ausreichend 

__________________________________________________________________________________________________________ 
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Die Leistungen in den einzelnen Fächern wurden wie folgt beurteilt:
2 

 
Leistungen in den Pflichtfächern 
 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Übungen 
 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen im Zusatzfach

3
 

 

Mathematik  

 
Leistungen in den Wahlfächern

3
 

 

……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen im zweiten Prüfungsabschnitt 
 

Berufspraktikum   Praktische Prüfung  

     
Colloquium  
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………………..…, den ………………………………….. 
 

(Siegel)  
 
 ……………………………....       …………………………….... 

Schulleiterin/Schulleiter        Vorsitzendes Mitglied des 
          Prüfungsausschusses

4 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Notenstufen: sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend, mangelhaft, ungenügend 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
1 
Nichtzutreffendes streichen. 

2 
Die Fächer sind in der Reihenfolge der Stundentafel aufzunehmen. 

3 
Ggf. streichen. 

4 
Nur wenn das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses nicht die Schulleiterin/der Schulleiter ist.
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Anlage 7.3 

 
 
 
 
 
 
 

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ABSCHLUSSZEUGNIS 
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............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 

ABSCHLUSSZEUGNIS 
 

Frau/Herr....................................................................................................................................................................,
(Vorname und Familienname) 

 
geboren am ............................................ in ..................................................., unterzog sich im Schuljahr  

....../...... der Abschlussprüfung in der/den Ersten Fremdsprache/n ........................................... und 

............................................ mit dem/den Fachgebiet/en ............................................ und 

............................................ .
1
 

  

Frau/Herr ...................................................................................... hat die staatliche Abschlussprüfung bestanden 

und ist berechtigt, die Berufsbezeichnung 

 
„Staatlich geprüfte Übersetzerin“/ „Staatlich geprüfter Übersetzer“/  

„Staatlich geprüfte Übersetzerin und Dolmetscherin“/ 
„Staatlich geprüfter Übersetzer und Dolmetscher“

2  

 
zu führen. 
 
 
 
Diesem Zeugnis liegt die Schulordnung für die Fachakademien (Fachakademieordnung – FakO) in der jeweils 
gültigen Fassung zugrunde. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Prüfungsgesamtnote:  1,00 - 1,50 = sehr gut 

1,51 - 2,50 = gut 
2,51 - 3,50 = befriedigend 
3,51 - 4,50 = ausreichend 

__________________________________________________________________________________________________________ 
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Die Leistungen in den einzelnen Fächern wurden wie folgt beurteilt:
 

 
Leistungen in den Pflichtfächern und Wahlpflichtfächern
 

Erste Fremdsprache ………………..….  ………………..
2 

 (1. Erste Fremdsprache)  (2. Erste Fremdsprache) 

Allgemeiner Sprachkurs    

    
Gemeinsprachliche Übersetzung in die Fremdsprache    

    
Gemeinsprachliche Übersetzung aus der Fremdsprache    

    
Mündliche Sprachbeherrschung und Gesprächsdolmetschen

3 
   

    
Korrespondenz (zweisprachig)

3 
   

    
Stegreifübersetzung    

    
Landeskundlicher Aufsatz und Textproduktion

 
   

    
Einführung in die Technik des Dolmetschens

3 
   

    
Verhandlungsdolmetschen

 
   

- mit dem Fachgebiet …………………………………………………….
 

   

    
- mit dem Fachgebiet

2
 ..………………………………………………….

 
   

    
Vortragsdolmetschen

2
    

- mit dem Fachgebiet …………………………………………………….
 

   

    
- mit dem Fachgebiet

2
 ..………………………………………………….

 
   

    
Simultandolmetschen

2 
   

    
Fachgebiet/e

1 
………………..….  ………………..…. 

    
Fachkunde und Fachterminologie (deutsch)

3 
   

    
Übungen zur Fachkunde und Fachterminologie (zweisprachig) 

 
   

    
Fachübersetzung in die Erste Fremdsprache

 
   

    
Fachübersetzung aus der Ersten Fremdsprache

 
   

    
Zweite Fremdsprache

 2, 4
 
 

………………..….   

    
Allgemeiner Sprachkurs    
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Gemeinsprachliche Übersetzungen aus der und in die Zweite 
Fremdsprache

    

    
Korrespondenz (zweisprachig)

 
   

    
Aufbaukurs 1 (Wahlpflichtfach)

3 
   

    
Aufbaukurs 2 (Wahlpflichtfach)

 
   

    
Allgemeine Veranstaltungen

 
   

    
Deutsch

 
   

    
Landeskunde Deutschlands

3 
   

 ………………..….  ………………..…
2 

 (1. Erste Fremdsprache)  (2. Erste Fremdsprache) 

Landeskunde, Zeitgeschichte und aktuelle Probleme des 
Sprachraums der Ersten Fremdsprache (fremdsprachig)

    

    
Gerichts- und Behördenterminologie

3
    

    
Textverarbeitung

3 
   

    
EDV-gestützte Terminologiearbeit und computergestütztes 
Übersetzen

4    

    
Durchschnittsnote (der Jahresfortgangsnoten des 3. Studienjahres 
der Übersetzerausbildung)

    

    
Durchschnittsnote (der Jahresfortgangsnoten der Fächer 
Verhandlungsdolmetschen und Vortragsdolmetschen)

    

 
Leistungen in den Wahlfächern

2 

……………………………………………………………………………………………………. 
 

  
…………………………………………………………………………………………………….

  

 
In der Abschlussprüfung erzielte Frau/Herr …………………….. folgende Leistungen: 
 
Noten der schriftlichen Übersetzerprüfung 

 ………………..….  ……………..…
2 

 (1. Erste Fremdsprache)  (2. Erste Fremdsprache) 

Landeskundlicher Aufsatz    

    
Allgemeine Übersetzung aus dem Deutschen    

    
Fachübersetzung aus dem Deutschen    

    
Allgemeine Übersetzung aus der Fremdsprache

 
   

    
Fachübersetzung aus der Fremdsprache

 
   

    
Durchschnittsnote    
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Noten der mündlichen Übersetzerprüfung  

 ………………..….  ……………..…
2 

 (1. Erste Fremdsprache)  (2. Erste Fremdsprache) 

Landeskundliches Gespräch    

    
Stegreifübersetzung aus der Fremdsprache    

    
Stegreifübersetzung aus dem Deutschen    

    
Sprachliche, fachliche und fachsprachliche Erläuterungen

 
   

    
Durchschnittsnote    

 
 

Noten des Dolmetscherteils der Dolmetscherprüfung
2
 

 ………………..….  ……………..…
2 

 (1. Erste Fremdsprache)  (2. Erste Fremdsprache) 

Wiedergabe eines Vortrags aus der Fremdsprache    

    
Wiedergabe eines Vortrags aus dem Deutschen    

    
Verhandlungsdolmetschen    

    
Durchschnittsnote    

 
 

Prüfungsgesamtnote der     Prüfungsgesamtnote der 
Übersetzerprüfung      Dolmetscherprüfung

2
 

 

……………………………………….
5
   ……………………………………….

5
  

     
………………………………...……

2,5
   …...……………………………...….

2,5
  

 
 

 
………………..…, den ………………………………….. 
 
 

(Siegel)  
 
 

 ……………………………....       …………………………….... 
Schulleiterin/Schulleiter        Vorsitzendes Mitglied des 
          Prüfungsausschusses 
 

__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Notenstufen: sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend, mangelhaft, ungenügend 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 

 
1
 Nichtzutreffendes entfällt; entsprechend § 2 Abs. 1 Nr. 7 FakO werden ggf. weitere Erste Fremdsprachen und/oder Fachgebiete  

  gemäß Nr. 5.2 der KMK-Richtlinien zur Durchführung und Anerkennung von Prüfungen für Übersetzer/Übersetzerinnen,  
  Dolmetscher/Dolmetscherinnen etc. aufgenommen. 
2
 Nichtzutreffendes entfällt. 

3
 Übertrag aus dem Zeugnis eines früheren Studienjahrs. 

4
 Ggf. Übertrag aus dem Zeugnis eines früheren Studienjahrs. 

5 
Jeweils Sprache mit Fachgebiet. 
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Anlage 7.4 

 
 
 
 
 
 
 

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ABSCHLUSSZEUGNIS 
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............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 

ABSCHLUSSZEUGNIS 
 

Frau/Herr....................................................................................................................................................................,
(Vorname und Familienname) 

 
geboren am ............................................ in ..................................................., unterzog sich als andere 

Bewerberin/anderer Bewerber der Abschlussprüfung in der/den Ersten Fremdsprache/n 

........................................... und ............................................ mit dem/den Fachgebiet/en 

............................................ und ............................................ .
1
 

  

Frau/Herr ...................................................................................... hat die staatliche Abschlussprüfung bestanden 

und ist berechtigt, die Berufsbezeichnung 

 
„Staatlich geprüfte Übersetzerin“/ „Staatlich geprüfter Übersetzer“/  

„Staatlich geprüfte Übersetzerin und Dolmetscherin“/ 
„Staatlich geprüfter Übersetzer und Dolmetscher“

2
 

 
zu führen. 
 
 
 
Diesem Zeugnis liegt die Schulordnung für die Fachakademien (Fachakademieordnung – FakO) in der jeweils 
gültigen Fassung zugrunde. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Prüfungsgesamtnote:  1,00 - 1,50 = sehr gut 

1,51 - 2,50 = gut 
2,51 - 3,50 = befriedigend 
3,51 - 4,50 = ausreichend 

__________________________________________________________________________________________________________ 
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In der Abschlussprüfung erzielte Frau/Herr …………………….. folgende Leistungen: 
 
Noten der schriftlichen Übersetzerprüfung 

 ………………..….  ……………..…
2 

 (1. Erste Fremdsprache)  (2. Erste Fremdsprache) 

Landeskundlicher Aufsatz    

    
Allgemeine Übersetzung aus dem Deutschen    

    
Fachübersetzung aus dem Deutschen    

    
Allgemeine Übersetzung aus der Fremdsprache

 
   

    
Fachübersetzung aus der Fremdsprache

 
   

    
Durchschnittsnote    

 
 
Noten der mündlichen Übersetzerprüfung  

 ………………..….  ……………..…
2 

 (1. Erste Fremdsprache)  (2. Erste Fremdsprache) 

Landeskundliches Gespräch    

    
Stegreifübersetzung aus der Fremdsprache    

    
Stegreifübersetzung aus dem Deutschen    

    
Sprachliche, fachliche und fachsprachliche Erläuterungen

 
   

    
Durchschnittsnote    

 
 
Noten des Dolmetscherteils der Dolmetscherprüfung

2
 

 ………………..….  ……………..…
2 

 (1. Erste Fremdsprache)  (2. Erste Fremdsprache) 

Wiedergabe eines Vortrags aus der Fremdsprache    

    
Wiedergabe eines Vortrags aus dem Deutschen    

    
Verhandlungsdolmetschen    

    
Durchschnittsnote    
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Prüfungsgesamtnote der     Prüfungsgesamtnote der 
Übersetzerprüfung      Dolmetscherprüfung

2
 

 

……………………………………….
3
   ……………………………………….

3
  

     
………………………………...……

2,3
   …...……………………………...….

2,3
  

 
 
 
 
 

 
………………..…, den ………………………………….. 
 
 

(Siegel)  
 
 ……………………………....       …………………………….... 

Schulleiterin/Schulleiter        Vorsitzendes Mitglied des 
          Prüfungsausschusses 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Notenstufen: sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend, mangelhaft, ungenügend 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
 
 
1
 Nichtzutreffendes entfällt; entsprechend § 2 Abs. 1 Nr. 7 FakO werden ggf. weitere Erste Fremdsprachen und/oder Fachgebiete  

   gemäß Nr. 5.2 der KMK-Richtlinien zur Durchführung und Anerkennung von Prüfungen für Übersetzer/Übersetzerinnen,  
   Dolmetscher/Dolmetscherinnen etc. aufgenommen. 
2
 Nichtzutreffendes entfällt. 

3
 Jeweils Sprache mit Fachgebiet. 
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Anlage 7.5 

 
 
 
 
 
 
 
 

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ABSCHLUSSZEUGNIS 
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............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 

 
 

ABSCHLUSSZEUGNIS 
 

Frau/Herr....................................................................................................................................................................,
(Vorname und Familienname) 

 
geboren am ............................................ in ..................................................., unterzog sich als Studierende/r des 

Aufbaustudiums der Abschlussprüfung in der Ersten Fremdsprache ........................................... mit dem/den 

Fachgebiet/en ............................................ und ............................................ .
1
 

  

Frau/Herr ...................................................................................... hat die staatliche Abschlussprüfung bestanden 

und ist berechtigt, die Berufsbezeichnung 

 
„Staatlich geprüfte Übersetzerin“/ „Staatlich geprüfter Übersetzer“/  

„Staatlich geprüfte Übersetzerin und Dolmetscherin“/ 
„Staatlich geprüfter Übersetzer und Dolmetscher“

2
 

 
zu führen. 
 
 
 
Diesem Zeugnis liegt die Schulordnung für die Fachakademien (Fachakademieordnung – FakO) in der jeweils 
gültigen Fassung zugrunde. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Prüfungsgesamtnote:  1,00 - 1,50 = sehr gut 

1,51 - 2,50 = gut 
2,51 - 3,50 = befriedigend 
3,51 - 4,50 = ausreichend 

__________________________________________________________________________________________________________ 
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Die Leistungen in den einzelnen Fächern wurden wie folgt beurteilt:
 

 
Leistungen in den Pflichtfächern und Wahlpflichtfächern 
 

Erste Fremdsprache ………………..…. 

  

Allgemeiner Sprachkurs
2
  

  
Gemeinsprachliche Übersetzung in die Fremdsprache

2
  

  
Gemeinsprachliche Übersetzung aus der Fremdsprache

2
  

  
Stegreifübersetzung

2
  

  
Landeskundlicher Aufsatz und Textproduktion

2 
 

  
Verhandlungsdolmetschen

 
 

- mit dem Fachgebiet …………………………………………………….
 

 

  
- mit dem Fachgebiet

2
 ..………………………………………………….

 
 

  
Vortragsdolmetschen

2
  

- mit dem Fachgebiet …………………………………………………….
 

 

  
- mit dem Fachgebiet

2
..………………………………………………….

 
 

  
Simultandolmetschen

2 
 

  
Fachgebiet/e

 
………………..…. 

  
Fachkunde und Fachterminologie (deutsch)

2 
 

  
Übungen zur Fachkunde und Fachterminologie (zweisprachig) 

 
 

  
Fachübersetzung in die Erste Fremdsprache

 
 

  
Fachübersetzung aus der Ersten Fremdsprache

 
 

  
Allgemeine Veranstaltungen  

  
Landeskunde, Zeitgeschichte und aktuelle Probleme des 
Sprachraums der Ersten Fremdsprache (fremdsprachig)

2
 

 

  
 

 
Leistungen in den Wahlfächern

2 

……………………………………………………………………………………………………. 
 

  
…………………………………………………………………………………………………….
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In der Abschlussprüfung erzielte Frau/Herr …………………….. folgende Leistungen: 
 
Noten der schriftlichen Übersetzerprüfung

2
 

 ………………..…. 

  

Landeskundlicher Aufsatz  

  
Allgemeine Übersetzung aus dem Deutschen  

  
Fachübersetzung aus dem Deutschen  

  
Allgemeine Übersetzung aus der Fremdsprache

 
 

  
Fachübersetzung aus der Fremdsprache

 
 

  
Durchschnittsnote  

 
 
Noten der mündlichen Übersetzerprüfung

2  

 ………………..…. 

  

Landeskundliches Gespräch  

  
Stegreifübersetzung aus der Fremdsprache  

  
Stegreifübersetzung aus dem Deutschen  

  
Sprachliche, fachliche und fachsprachliche Erläuterungen

 
 

  
Durchschnittsnote  

 
 
Noten des Dolmetscherteils der Dolmetscherprüfung

2
 

 ………………..…. 

  

Wiedergabe eines Vortrags aus der Fremdsprache  

  
Wiedergabe eines Vortrags aus dem Deutschen  

  
Verhandlungsdolmetschen  

  
Durchschnittsnote  
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Prüfungsgesamtnote der     Prüfungsgesamtnote der 
Übersetzerprüfung      Dolmetscherprüfung

2
 

 

……………………………………….
3
   ……………………………………….

3
  

     
………………………………...……

2,3
   …...……………………………...….

2,3
  

 
 
 
 
 
 

 
………………..…, den ………………………………….. 
 
 

(Siegel)  
 
 ……………………………....       …………………………….... 

Schulleiterin/Schulleiter        Vorsitzendes Mitglied des 
          Prüfungsausschusses 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Notenstufen: sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend, mangelhaft, ungenügend 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 

 
 

 
1
 Nichtzutreffendes entfällt; entsprechend § 2 Abs. 1 Nr. 7 FakO werden ggf. weitere Fachgebiete gemäß Nr. 5.2 der KMK-Richtlinie zur 
Durchführung und Anerkennung von Prüfungen für Übersetzer/Übersetzerinnen, Dolmetscher/Dolmetscherinnen etc. aufgenommen. 

2
 Nichtzutreffendes entfällt. 

3
 Jeweils Sprache mit Fachgebiet.



KWMBl. Nr. 11/2017 411

Anlage 7.6 

 
 
 

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ABSCHLUSSZEUGNIS  
ÜBER DIE DOLMETSCHERPRÜFUNG 
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............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 

 
 

ABSCHLUSSZEUGNIS ÜBER DIE DOLMETSCHERPRÜFUNG 
 

Frau/Herr....................................................................................................................................................................,
(Vorname und Familienname) 

 
geboren am .......................................... in ................................................., besuchte im Schuljahr ..…./…… 

das 3. Studienjahr der oben bezeichneten Fachakademie und absolvierte das Studium in der/den Ersten 

Fremdsprache/n ........................................... und ........................................... mit dem/den Fachgebiet/en 

............................................ und ............................................ .
1 
  

Sie/Er nahm zum Prüfungstermin …………. an der Staatlichen Prüfung für Dolmetscher teil. 

 
 

Frau/Herr ...................................................................................... hat die Staatliche Prüfung für Übersetzer im 

Jahr …………….. bestanden und ist berechtigt, die Berufsbezeichnung 

 
„Staatlich geprüfte Übersetzerin und Dolmetscherin“/ 

„Staatlich geprüfter Übersetzer und Dolmetscher“ 
 
zu führen. 
 
 
 
Diesem Zeugnis liegt die Schulordnung für die Fachakademien (Fachakademieordnung – FakO) in der jeweils 
gültigen Fassung zugrunde. 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Prüfungsgesamtnote:  1,00 - 1,50 = sehr gut 

1,51 - 2,50 = gut 
2,51 - 3,50 = befriedigend 
3,51 - 4,50 = ausreichend 

__________________________________________________________________________________________________________ 
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Die Leistungen in den einzelnen Fächern wurden wie folgt beurteilt: 
 
 
Leistungen in den Pflichtfächern und Wahlpflichtfächern 

 ………………..….  ………………..
2 

 (1. Erste Fremdsprache)  (2. Erste Fremdsprache) 

    
Verhandlungsdolmetschen

 
   

- mit dem Fachgebiet …………………………………………………….
 

   

    
- mit dem Fachgebiet

2
 ..………………………………………………….

 
   

    
Vortragsdolmetschen     

- mit dem Fachgebiet …………………………………………………….
 

   

    
- mit dem Fachgebiet

2
 ..………………………………………………….

 
   

    
Durchschnittsnote    

 
 
In der Abschlussprüfung erzielte Frau/Herr …………………….. folgende Leistungen: 
 
Noten der mündlichen Übersetzerprüfung*  

 ………………..….  ……………..…
2 

 (1. Erste Fremdsprache)  (2. Erste Fremdsprache) 

Landeskundliches Gespräch    

    
Stegreifübersetzung aus der Fremdsprache    

    
Stegreifübersetzung aus dem Deutschen    

    
Sprachliche, fachliche und fachsprachliche Erläuterungen

 
   

    
Durchschnittsnote    

 
 
Noten des Dolmetscherteils der Dolmetscherprüfung  

 ………………..….  ……………..…
2 

 (1. Erste Fremdsprache)  (2. Erste Fremdsprache) 

Wiedergabe eines Vortrags aus der Fremdsprache    

    
Wiedergabe eines Vortrags aus dem Deutschen    

    
Verhandlungsdolmetschen    

    
Durchschnittsnote    
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Prüfungsgesamtnote der Dolmetscherprüfung  
 

……………………………………….  

  
…...……………………………...….  

 
 
 

 
………………..…, den ………………………………….. 
 
 

(Siegel)  
 
 
 ……………………………....       …………………………….... 

   Schulleiterin/Schulleiter       Vorsitzendes Mitglied des 
          Prüfungsausschusses 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Notenstufen: sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend, mangelhaft, ungenügend 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 

 
 
 
* Die Noten wurden aus dem Abschlusszeugnis der Fachakademie von ……. übernommen. 

 
1
 Nichtzutreffendes entfällt; entsprechend § 2 Abs. 1 Nr. 7 FakO werden ggf. weitere Erste Fremdsprachen und/oder  

  Fachgebiete gemäß Nr. 5.2 der KMK-Richtlinien zur Durchführung und Anerkennung von Prüfungen für Übersetzer/Übersetzerinnen,  
  Dolmetscher/Dolmetscherinnen etc. aufgenommen. 
2
 Nichtzutreffendes entfällt.
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Anlage 7.7 

 

 
............................................................................................................................................................. 

(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ABSCHLUSSZEUGNIS  
ÜBER DIE DOLMETSCHERPRÜFUNG 
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............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 

 
 

ABSCHLUSSZEUGNIS ÜBER DIE DOLMETSCHERPRÜFUNG 
 

Frau/Herr....................................................................................................................................................................,
(Vorname und Familienname) 

 
geboren am ............................................ in ..................................................., unterzog sich als andere 

Bewerberin/anderer Bewerber der Staatlichen Prüfung für Dolmetscher in der/den Ersten Fremdsprache/n 

........................................... und ........................................... mit dem/den Fachgebiet/en 

............................................ und .............................................
1
 

 

Frau/Herr ...................................................................................... hat die Staatliche Prüfung für Übersetzer im 

Jahr ……………….. bestanden
3
 und ist berechtigt, die Berufsbezeichnung 

 
„Staatlich geprüfte Übersetzerin und Dolmetscherin“/ 

„Staatlich geprüfter Übersetzer und Dolmetscher“ 
 
zu führen. 
 
 
 
Diesem Zeugnis liegt die Schulordnung für die Fachakademien (Fachakademieordnung – FakO) in der jeweils 
gültigen Fassung zugrunde. 
 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Prüfungsgesamtnote:  1,00 - 1,50 = sehr gut 

1,51 - 2,50 = gut 
2,51 - 3,50 = befriedigend 
3,51 - 4,50 = ausreichend 

__________________________________________________________________________________________________________ 

 
Die Leistungen in den einzelnen Fächern wurden wie folgt beurteilt: 
 
 
Noten der mündlichen Übersetzerprüfung 

 ………………..….  ……………..…
2 

 (1. Erste Fremdsprache)  (2. Erste Fremdsprache) 

Landeskundliches Gespräch    

    
Stegreifübersetzung aus der Fremdsprache    

    
Stegreifübersetzung aus dem Deutschen    

    
Sprachliche, fachliche und fachsprachliche Erläuterungen

 
   

    
Durchschnittsnote    
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Noten des Dolmetscherteils der Dolmetscherprüfung  

 ………………..….  ……………..…
2 

 (1. Erste Fremdsprache)  (2. Erste Fremdsprache) 

Wiedergabe eines Vortrags aus der Fremdsprache    

    
Wiedergabe eines Vortrags aus dem Deutschen    

    
Verhandlungsdolmetschen    

    
Durchschnittsnote    

 
 
Prüfungsgesamtnote der Dolmetscherprüfung 
 

……………………………………….  

  
…...……………………………...….  

 
 
 

 
………………..…, den ………………………………….. 

 
 

(Siegel)  
 
 
 ……………………………....       …………………………….... 

Schulleiterin/Schulleiter        Vorsitzendes Mitglied des 
          Prüfungsausschusses

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Notenstufen: sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend, mangelhaft, ungenügend 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 

 
 
 

1
 Nichtzutreffendes entfällt; entsprechend § 2 Abs. 1 Satz 7 FakO werden ggf. weitere Erste Fremdsprachen und/oder Fachgebiete gemäß Nr. 
5.2 der KMK-Richtlinien zur Durchführung und Anerkennung von Prüfungen für Übersetzer/Übersetzerinnen, Dolmetscher/Dolmetscherinnen 
etc. aufgenommen.  

2
 Nichtzutreffendes entfällt. 

3
 Wurde die Bewerberin/der Bewerber aufgrund einer der Staatlichen Prüfung für Übersetzer als gleichwertig anerkannten Prüfung 
zugelassen, treten an die Stelle der Worte „die Staatliche Prüfung für Übersetzer im Jahr …..… bestanden“ die Worte „die vom 
Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst mit Bescheid vom ………. Az.: ……….. der Staatlichen Prüfung für 
Übersetzer als gleichwertig anerkannte ……………….. am ………………….. bestanden“.
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Anlage 7.8 

 

 
 
 
 
 
 
 
 

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ABSCHLUSSZEUGNIS 
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............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 

ABSCHLUSSZEUGNIS 
 

Frau/Herr....................................................................................................................................................................,
(Vorname und Familienname) 

 
geboren am ............................................ in ..................................................., hat im Schuljahr ............................... 
 
an der oben genannten Fachakademie die staatliche Abschlussprüfung mit der Prüfungsgesamtnote 
 

  =  

 
bestanden. 
 
Den ersten Abschnitt der Abschlussprüfung hat Frau/Herr ...................................................................................... 
im Schuljahr ...................... nach Besuch der Fachakademie/als andere Bewerberin/als anderer Bewerber

1
 

abgelegt. 
 
 
Frau/Herr ...................................................................................... ist berechtigt, die Berufsbezeichnung 
 

Staatlich geprüfte Betriebswirtin für Ernährungs- und Versorgungsmanagement“/ 
„Staatlich geprüfter Betriebswirt für Ernährungs- und Versorgungsmanagement“1 

 
zu führen. 
 
 
 
Diesem Zeugnis liegt die Schulordnung für die Fachakademien (Fachakademieordnung – FakO) in der jeweils 
gültigen Fassung zugrunde. 
 
 
Die beruflichen sowie berufs- und arbeitspädagogischen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten im Sinn des 
§ 30 des Berufsbildungsgesetzes sind nachgewiesen.

1 

 
 
Der Abschluss der Fachakademie entspricht der Rahmenvereinbarung über Fachschulen (Beschluss der 
Kultusministerkonferenz vom 07.11.2002 in der jeweils gültigen Fassung) und wird von allen Ländern in der 
Bundesrepublik Deutschland anerkannt. 
 
 
Der Abschluss ist in Verbindung mit der Urkunde über die staatliche Anerkennung des Berufsabschlusses im 
Deutschen und Europäischen Qualifikationsrahmen dem Niveau 6 zugeordnet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Prüfungsgesamtnote:  1,00 - 1,50 = sehr gut 

1,51 - 2,50 = gut 
2,51 - 3,50 = befriedigend 
3,51 - 4,50 = ausreichend 

__________________________________________________________________________________________________________ 
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Die Leistungen in den einzelnen Fächern wurden wie folgt beurteilt:
2 

 
Leistungen in den Pflichtfächern

3 

 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Wahlpflichtfächern

4
 

 

……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

     
……………………………………….   ……………………………………….  

 
Leistungen in den Zusatzfächern

4
 

 

Englisch   Mathematik  

 
Leistung im zweiten Prüfungsabschnitt 
 

Berufspraktikum  

 
 

 
………………..…, den ………………………………….. 
 
 

(Siegel)  
 
 ……………………………....       …………………………….... 

Schulleiterin/Schulleiter        Vorsitzendes Mitglied des 
          Prüfungsausschusses

5
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__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Notenstufen: sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend, mangelhaft, ungenügend 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
1 
Nichtzutreffendes streichen. 

2 
Die Fächer sind in der Reihenfolge der Stundentafel aufzunehmen. 

3 
Hier ist auch das Fach „Projektmanagement“ gemäß § 84 Abs. 1 FakO aufzunehmen. 

4 
Ggf. streichen. 

5 
Nur wenn das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses nicht die Schulleiterin/der Schulleiter ist. 
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Anlage 8.1 

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 
 
 
 
 

URKUNDE 
 
 
 
 
 

Frau/Herr....................................................................................................................................................................,
(Vorname und Familienname) 

 
geboren am .......................................... in ....................................................., ist berechtigt, die Berufsbezeichnung 
 
 
 
 
 
..................................................................................................................................................................................... 
..................................................................................................................................................................................... 
 
 
 
 
 
zu führen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Abschluss ist im Deutschen und Europäischen Qualifikationsrahmen dem Niveau 6 zugeordnet. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
………………..…, den ………………………………….. 
 
 

(Siegel)  
 
 ……………………………....       …………………………….... 

Schulleiterin/Schulleiter       Vorsitzendes Mitglied des 
          Prüfungsausschusses

1
 

__________________________________________________________________________________________________________ 
 
1 
Nur wenn das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses nicht die Schulleiterin/der Schulleiter ist.



KWMBl. Nr. 11/2017 423

Anlage 8.2 

 

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 
 
 

URKUNDE 
 
 
 
 

Frau/Herr ............................................................................................................................................................, 

geboren am ...................................... in ................................................., studierte an der Fachakademie für 

Übersetzen und Dolmetschen der/des …………………………… und legte dort am ……………….. die Staatliche 

Prüfung für Übersetzer/Übersetzer und Dolmetscher
1
 nach der Schulordnung für die Fachakademien in Bayern in 

……………… mit dem Fachgebiet
2
 …………. mit Erfolg ab. 

 
 
Sie/Er ist berechtigt, die Berufsbezeichnung 
 
 
 

„Staatlich geprüfte Übersetzerin“/ 
„Staatlich geprüfter Übersetzer“/ 

„Staatlich geprüfte Übersetzerin und Dolmetscherin“/ 
„Staatlich geprüfter Übersetzer und Dolmetscher“1 

 
 
 
 
 
zu führen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
………………..…, den ………………………………….. 
 
 

(Siegel)  
 
 
 ……………………………....       …………………………….... 

Schulleiterin/Schulleiter        Vorsitzendes Mitglied des 
          Prüfungsausschusses 

__________________________________________________________________________________________________________ 
 
1
 Nichtzutreffendes entfällt. 

2
 Ggf. „mit den Fachgebieten“.  
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Anlage 8.3 

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 
 
 
 
 

URKUNDE 
 
 
 
 
 

Frau/Herr ..................................................................................................................................................................., 

geboren am ...................................... in ................................................., legte an der Fachakademie für 

Übersetzen und Dolmetschen der/des …………………………… am ……………….. die Staatliche Prüfung für 

Übersetzer/Übersetzer und Dolmetscher
1
 nach der Schulordnung für die Fachakademien in Bayern in 

……………… mit dem Fachgebiet
2
 …………. mit Erfolg ab. 

 
 
Sie/Er ist berechtigt, die Berufsbezeichnung 
 
 
 

„Staatlich geprüfte Übersetzerin“/ 
„Staatlich geprüfter Übersetzer“/ 

„Staatlich geprüfte Übersetzerin und Dolmetscherin“/ 
„Staatlich geprüfter Übersetzer und Dolmetscher“1 

 
 
 
 
 
zu führen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
………………..…, den ………………………………….. 
 
 

(Siegel)  
 
 
 ……………………………....       …………………………….... 

Schulleiterin/Schulleiter        Vorsitzendes Mitglied des 
          Prüfungsausschusses 

__________________________________________________________________________________________________________ 
 
1
 Nichtzutreffendes entfällt. 

2
 Ggf. „mit den Fachgebieten“. 
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Anlage 9 

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 

ZWISCHENZEUGNIS 
 

Frau/Herr....................................................................................................................................................................,
(Vorname und Familienname) 

 
geboren am ............................................ in ..................................................., besucht im Schuljahr ........................ 
 
das ......... Jahr des Sozialpädagogischen Seminars der oben genannten Fachakademie.  
 
Die Leistungen in den einzelnen Fächern wurden wie folgt beurteilt: 
 
Leistungen in den Pflichtfächern
 

Pädagogik und Psychologie  

  
Deutsch und Kommunikation  

  
Englisch

1 
 

  
Recht und Verwaltung  

  
Musische Gestaltung und Bewegungserziehung  

  
Naturwissenschaft und Gesundheit  

  
Religionspädagogik und ethische Erziehung  

  
Praxis- und Methodenlehre mit Säuglingsbetreuung  

  
Sozialpädagogische Praxis  

 
Bemerkungen

2 

……………………………………………………………………………………………………………………………………
…………………………………………………………………………………………………………………………………… 
 
 
....................................................................................... 
(Ort, Datum) 
 
 
.......................................................................    ....................................................................... 
Schulleiterin/Schulleiter

3
       Klassenleiterin/Klassenleiter 

 
Diesem Zeugnis liegt die Schulordnung für die Fachakademien (Fachakademieordnung – FakO) in der jeweils gültigen Fassung zugrunde.  

 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Notenstufen: sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend, mangelhaft, ungenügend 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
1 
Ggf. streichen.  

2 
Ggf. ist ein Vermerk über die Verlängerung der Probezeit aufzunehmen (vgl. Anlage 3 Nr. 4 Satz 1 i. V. m. § 9 Abs. 3 Satz 4 FakO). 

3 
Die eigenhändige Unterschrift kann durch „gez. <Name der Schulleiterin/des Schulleiters und Amtsbezeichnung>“ ersetzt werden. 
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Anlage 10 

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 

JAHRESZEUGNIS 
 

Frau/Herr....................................................................................................................................................................,
(Vorname und Familienname) 

 
geboren am ............................................ in ..................................................., besuchte im Schuljahr ...................... 
 
das ......... Jahr des Sozialpädagogischen Seminars der oben genannten Fachakademie. 
 
Die Leistungen in den einzelnen Fächern wurden wie folgt beurteilt:

 

 
Leistungen in den Pflichtfächern
 

Pädagogik und Psychologie  

  
Deutsch und Kommunikation  

  
Englisch

1 
 

  
Recht und Verwaltung  

  
Musische Gestaltung und Bewegungserziehung  

  
Naturwissenschaft und Gesundheit  

  
Religionspädagogik und ethische Erziehung  

  
Praxis- und Methodenlehre mit Säuglingsbetreuung  

  
Sozialpädagogische Praxis  

 
Bemerkungen 
……………………………………………………………………………………………………………………………………
…………………………………………………………………………………………………………………………………… 
Die Erlaubnis zum Vorrücken in das zweite Jahr des Sozialpädagogischen Seminars hat sie/er ……..… erhalten.

1 

 
 
 

………………..…, den ………………………………….. 
 

(Siegel)  
 
       …………………………………………………………….... 
       Schulleiterin/Schulleiter

2 

 
Diesem Zeugnis liegt die Schulordnung für die Fachakademien (Fachakademieordnung – FakO) in der jeweils gültigen Fassung zugrunde.  
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Notenstufen: sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend, mangelhaft, ungenügend 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
1 
Dieser Satz wird im Jahreszeugnis des zweiten Jahres durch die Bemerkung ersetzt: „Frau/Herr ……… hat sich der staatlichen 
Abschlussprüfung der Kinderpflege ohne Erfolg unterzogen. Sie/Er darf die Prüfung gemäß Art. 54 Abs. 5 Satz 1 BayEUG noch einmal/nicht 
mehr wiederholen.“  

2 
Die eigenhändige Unterschrift kann durch „gez. <Name der Schulleiterin/des Schulleiters und Amtsbezeichnung>“ ersetzt werden.  
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Anlage 11.1 

 

 
 
 
 
 
 
 
 

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ABSCHLUSSZEUGNIS 
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............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 

ABSCHLUSSZEUGNIS 
 

Frau/Herr....................................................................................................................................................................,
(Vorname und Familienname) 

 
geboren am ...................................... in ................................................., unterzog sich im Schuljahr ...................... 
 
als Erzieherpraktikantin/Erzieherpraktikant im einjährigen/zweijährigen

1
 Sozialpädagogischen Seminar der oben 

genannten Fachakademie nach Anlage 3 Nr. 10 der Schulordnung für die Fachakademien der staatlichen 
Abschlussprüfung in der Kinderpflege. 
 
Sie/Er hat die staatliche Abschlussprüfung mit der Prüfungsgesamtnote

 

 

  =  

 
bestanden. 
 
 
Frau/Herr ...................................................................................... ist berechtigt, die Berufsbezeichnung 
 

„Staatlich geprüfte Kinderpflegerin“/ 
„Staatlich geprüfter Kinderpfleger“1 

 
zu führen. 
 
 
Diesem Zeugnis liegt die Schulordnung für die Fachakademien (Fachakademieordnung – FakO) in der jeweils 
gültigen Fassung zugrunde. 
 
 
Der Abschluss ist in Verbindung mit der Urkunde über die staatliche Anerkennung des Berufsabschlusses im 
Deutschen und Europäischen Qualifikationsrahmen dem Niveau 4 zugeordnet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Prüfungsgesamtnote:  1,00 - 1,50 = sehr gut 

1,51 - 2,50 = gut 
2,51 - 3,50 = befriedigend 
3,51 - 4,50 = ausreichend 

__________________________________________________________________________________________________________ 
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Die Leistungen in den einzelnen Fächern wurden wie folgt beurteilt:
 

 
Leistungen in den Pflichtfächern

 

 

Pädagogik und Psychologie  

  
Deutsch und Kommunikation  

  
Englisch 

 

  
Recht und Verwaltung  

  
Musische Gestaltung und Bewegungserziehung  

  
Naturwissenschaft und Gesundheit  

  
Religionspädagogik und ethische Erziehung  

  
Praxis- und Methodenlehre mit Säuglingsbetreuung  

  
Sozialpädagogische Praxis  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
………………..…, den ………………………………….. 
 
 

(Siegel)  
 
 
 ……………………………....       …………………………….... 

Schulleiterin/Schulleiter        Vorsitzendes Mitglied des 
          Prüfungsausschusses

2
 

 
 
 
 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Notenstufen: sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend, mangelhaft, ungenügend 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
1 
Nichtzutreffendes streichen. 

2 
Nur wenn das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses nicht die Schulleiterin/der Schulleiter ist. 

 



KWMBl. Nr. 11/2017430

Anlage 11.2 

 
 
 
 
 
 
 
 

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ABSCHLUSSZEUGNIS 
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............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 

ABSCHLUSSZEUGNIS 
 

Frau/Herr....................................................................................................................................................................,
(Vorname und Familienname) 

 
geboren am ............................................................................... in ..........................................................................., 
 
unterzog sich im Schuljahr/in den Schuljahren

1
 ...................... als andere Bewerberin/anderer Bewerber im 

einjährigen/zweijährigen
1
 Sozialpädagogischen Seminar der oben genannten Fachakademie nach Anlage 3 

Nr. 10 der Schulordnung für die Fachakademien (Fachakademieordnung – FakO) der staatlichen 
Abschlussprüfung in der Kinderpflege. 
 
Sie/Er hat die staatliche Abschlussprüfung mit der Prüfungsgesamtnote

 

 

  =  

 
bestanden. 
 
 
Frau/Herr ...................................................................................... ist berechtigt, die Berufsbezeichnung 
 

„Staatlich geprüfte Kinderpflegerin“/ 
„Staatlich geprüfter Kinderpfleger“1 

 
zu führen. 
 
 
Diesem Zeugnis liegt die Schulordnung für die Fachakademien (Fachakademieordnung – FakO) in der jeweils 
gültigen Fassung zugrunde. 
 
 
Der Abschluss ist in Verbindung mit der Urkunde über die staatliche Anerkennung des Berufsabschlusses im 
Deutschen und Europäischen Qualifikationsrahmen dem Niveau 4 zugeordnet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Prüfungsgesamtnote:  1,00 - 1,50 = sehr gut 

1,51 - 2,50 = gut 
2,51 - 3,50 = befriedigend 
3,51 - 4,50 = ausreichend 

__________________________________________________________________________________________________________ 
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Die Leistungen in den einzelnen Fächern wurden wie folgt beurteilt:
 

 
Leistungen in den Pflichtfächern

 

 

Pädagogik und Psychologie  

  
Deutsch und Kommunikation  

  
Religionslehre und Religionspädagogik

2 
 

  
Rechtskunde  

  
Praxis- und Methodenlehre und Medienerziehung  

  
Sport- und Bewegungserziehung  

  
Werkerziehung und Gestaltung/ 
Musik und Musikerziehung

3  

  
Ökologie und Gesundheit/ 
Mathematisch-naturwissenschaftliche Erziehung

3  

  
Sozialpädagogische Praxis  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

………………..…, den ………………………………….. 
 

(Siegel)  
 
       …………………………………………………………….... 

      Vorsitzendes Mitglied des Prüfungsausschusses 
 
 
 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
Notenstufen: sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend, mangelhaft, ungenügend 
 
__________________________________________________________________________________________________________ 
 
1 
Nichtzutreffendes streichen. 

2 
Oder ggf. „Ethik und ethische Erziehung“ (siehe Anlage 10.9 Satz 2 FakO i. V. m. § 72 Abs. 2 Satz 3 BFSO und  § 37 BFSO).

  

3 
Nach Wahl der Teilnehmerin/des Teilnehmers. Nichtzutreffendes streichen. 
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Anlage 12.1 

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 
 
 
 
 

URKUNDE 
 
 
 
 
 
 

Frau/Herr....................................................................................................................................................................,
(Vorname und Familienname) 

 
geboren am .......................................... in ....................................................., hat im Schuljahr .............................. 
im Sozialpädagogischen Seminar der oben genannten Fachakademie nach Anlage 3 Nr. 10 der Schulordnung für 
Fachakademien (Fachakademieordnung – FakO) die staatliche Abschlussprüfung in der Kinderpflege bestanden.  
 
Sie/Er ist berechtigt, die Berufsbezeichnung 
 
 
 

„Staatlich geprüfte Kinderpflegerin“/ 
„Staatlich geprüfter Kinderpfleger“1 

 
 
 
 
 
zu führen. 
 
 
 
 
 
Der Abschluss ist in Verbindung mit der Urkunde über die staatliche Anerkennung des Berufsabschlusses im 
Deutschen und Europäischen Qualifikationsrahmen dem Niveau 4 zugeordnet. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
………………..…, den ………………………………….. 
 
 

(Siegel)  
 
 
 ……………………………....       …………………………….... 

Schulleiterin/Schulleiter        Vorsitzendes Mitglied des 
          Prüfungsausschusses

2
 

__________________________________________________________________________________________________________ 
 
1 
Nichtzutreffendes streichen. 

2 
Nur wenn das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses nicht die Schulleiterin/der Schulleiter ist.
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Anlage 12.2 

 

............................................................................................................................................................. 
(Amtliche Bezeichnung der Fachakademie, Schulort) 

 
 
 
 
 

URKUNDE 
 
 
 
 
 

Frau/Herr....................................................................................................................................................................,
(Vorname und Familienname) 

 
geboren am .......................................... in ....................................................., ist berechtigt, die Berufsbezeichnung 
 
 
 
 
 

„Staatlich geprüfte Kinderpflegerin“/ 
„Staatlich geprüfter Kinderpfleger“1 

 
 
 
 
 
zu führen. 
 
 
 
 
 
Der Abschluss ist in Verbindung mit der Urkunde über die staatliche Anerkennung des Berufsabschlusses im 
Deutschen und Europäischen Qualifikationsrahmen dem Niveau 4 zugeordnet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
………………..…, den ………………………………….. 

 
 

(Siegel)  
 
 
 ……………………………....       …………………………….... 

Schulleiterin/Schulleiter        Vorsitzendes Mitglied des 
          Prüfungsausschusses

2
 

__________________________________________________________________________________________________________ 
 
1 
Nichtzutreffendes streichen. 

2 
Nur wenn das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses nicht die Schulleiterin/der Schulleiter ist. 
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II. Bekanntmachungen des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

2032 .3-K

Änderung der Bekanntmachung 
„Prüfervergütungen für die Abnahme von  
Abschlussprüfungen für andere Bewerber,  
von weiteren schulischen Prüfungen und  
von besonderen Leistungsfeststellungen“

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 13. Oktober 2017, Az. II.1-BP5012.4/2/4

1 . Die Bekanntmachung „Prüfervergütungen für die 
Abnahme von Abschlussprüfungen für andere Bewer-
ber, von weiteren schulischen Prüfungen und von 
besonderen Leistungsfeststellungen“ vom 26 . Juni 
2002 (KWMBl . I S . 235, ber . S . 356), die zuletzt durch 
 Bekanntmachung vom 15 . April 2015 (KWMBl . S . 62) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1 .1 Nr . 10 erhält folgende Fassung: 

„10 . Zuständig ist das Bayerische Landesamt für 
Schule .“

1 .2 Die bisherige Nr . 10 wird Nr . 11 .

2 . Diese Bekanntmachung tritt im Bereich der Mittel-
schulen, Förderschulen, Realschulen und beruflichen 
Schulen einschließlich Beruflicher Oberschulen am 
1. Januar 2018 und im Bereich der Gymnasien, Kollegs 
und Studienkollegs am 1 . Januar 2019 in Kraft .

Herbert P ü l s 
Ministerialdirektor

2032 .3-K

Änderung der Bekanntmachung 
„Prüfervergütungen für die Abnahme von  

Feststellungsprüfungen und  
Schulabschlussprüfungen in besonderen  
Fremdsprachen an staatlichen Schulen“

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 13. Oktober 2017, Az. II.1-BP5012.4/2/2

1 . Die Bekanntmachung „Prüfervergütungen für die 
Abnahme von Feststellungsprüfungen und Schulab-
schlussprüfungen in besonderen Fremdsprachen an 
staatlichen Schulen“ vom 10 . März 2003  (KWMBl . I 
S . 190), die zuletzt durch Bekanntmachung vom 
16 . September 2016 (KWMBl . S . 220) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

Abschnitt C erhält folgende Fassung: 

„Abschnitt C

Zuständig ist das Bayerische Landesamt für Schule .“

2 . Diese Bekanntmachung tritt im Bereich der Mittel-
schulen, Förderschulen, Realschulen und beruflichen 
Schulen einschließlich Beruflicher Oberschulen am 
1. Januar 2018 und im Bereich der Gymnasien und 
Kollegs am 1 . Januar 2019 in Kraft .

Herbert P ü l s 
Ministerialdirektor
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I. Rechtsvorschriften498 �����������������������������������
����	����������

��������������������������������������������������
������������������������������������������������������

� ������������

������������� ���������� ��� ���� ��
��
���������
�����������������������������������
�����������
����� ��� ���� ��������� ��� ���� ��
�� ����� ����
�� ��� �����
�����������������������������������������������������
����������������
�����������
����������������������������
������������������������������������������������������
�������������������������������

§ 1

Die Verordnung über Zuständigkeiten zum Vollzug 
���� ������������ ���������
� ������������

����������
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Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über Zuständigkeiten zum Vollzug des 
���������������������������������������������������

vom 27. September 2017
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§ 2
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Bayerisches Staatsministerium 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

�������������¡�������
�������������������

vom 27. September 2017 (GVBl. S. 498)

Bayerisches Staatsministerium  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig S p a e n l e 
Staatsminister 
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Auf Grund des Art. 45 Abs. 2 Satz 4 und des Art. 89 
Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 und 12 des Bayerischen Gesetzes 
über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 
(GVBl. S. 414, 632, BayRS 2230-1-1-K), das zuletzt durch 
§ 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2017 (GVBl. S. 362) ge-Gesetzes vom 12. Juli 2017 (GVBl. S. 362) ge- 362) ge-) ge-
ändert worden ist, verordnet das Bayerische Staatsminis-
terium für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst:

§ 1

Änderung der Berufsfachschulordnung

Die Berufsfachschulordnung (BFSO) vom 11. März 
2015 (GVBl. S. 30, BayRS 2236-4-1-9-K), die zuletzt 
durch § 16 der Verordnung vom 1. Juli 2016 (GVBl. S. 193) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen.

2. In § 49 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Jahrgangstufe“ 
durch das Wort „Jahrgangsstufe“ ersetzt.

3. § 71 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) Satz 4 wird wie folgt gefasst:

„4Bewerberinnen und Bewerber mit einer ande-
ren Muttersprache als Deutsch müssen außer-
dem nachweisen, dass sie über hinreichende 
Deutschkenntnisse in Wort und Schrift mindes-
tens auf dem Niveau B2 des gemeinsamen eu-
ropäischen Referenzrahmens für Sprache verfü-
gen.“ 

b) Nach Satz 4 wird folgender Satz 5 eingefügt:

,5Der vorgenannte Nachweis ist zu führen durch

1. das Abschlusszeugnis einer öffentlichen 
oder staatlich anerkannten Schule – auf 
dem Niveau der Haupt- oder Mittelschule 
oder höher – mit mindestens der Note „aus- – mit mindestens der Note „aus- mit mindestens der Note „aus-

reichend“ im Fach Deutsch oder Deutsch als 
Zweitsprache,

2. eine vom Staatsministerium allgemein oder 
im Einzelfall als gleichwertig anerkannte 
Prüfung oder

3. einen zentralen Deutschtest entsprechend 
den Vorgaben des Staatsministeriums.‘

c) Der bisherige Satz 5 wird Satz 6.

4. § 78 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „ , Außer-
krafttreten, Übergangsregelung“ gestrichen.

b) In Abs. 1 wird die Absatzbezeichnung „(1)“ ge-
strichen und die Sätze 3 und 4 werden aufgeho-
ben.

c) Die Abs. 2 bis 4 werden aufgehoben.

§ 2

Änderung der Fachschulordnung

Die Fachschulordnung (FSO) vom 15. Mai 2017 
(GVBl. S. 186, BayRS 2236-6-1-1-K) wird wie folgt ge- 186, BayRS 2236-6-1-1-K) wird wie folgt ge-, BayRS 2236-6-1-1-K) wird wie folgt ge-
ändert:

1. § 39 Abs. 6 wird wie folgt geändert:

a) Die Satznummerierung in Satz 1 wird gestrichen.

b) Satz 2 wird aufgehoben.

2. In § 41 Abs. 1 Satz 4 werden die Wörter „und 6  
Satz 2“ gestrichen.

3. Die Anlage 2 Nr. 1.21 erhält die aus dem Anhang zu 
dieser Verordnung ersichtliche Fassung.

2236-4-1-9-K , 2236-6-1-1-K 

Verordnung 
zur Änderung der 

Berufsfachschulordnung 
und der Fachschulordnung

vom 23. Oktober 2017vom 23. Oktober 2017 (GVBl. S. 512)
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§ 3

Inkrafttreten

1Diese Verordnung tritt am 1. August 2018 in Kraft. 
2Abweichend von Satz 1 tritt § 2 Nr. 3 mit Wirkung vom 
1. September 2017 in Kraft.

München, den 23. Oktober 2017

Bayerisches Staatsministerium 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig S p a e n l e , Staatsminister
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Anhang zu § 2 Nr. 3

1.21 Fachrichtung Papiertechnik

+ 21
Wochen- 
stunden

�����������
fächer4

Bayerisches Staatsministerium  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig S p a e n l e 
Staatsminister 
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Projektarbeit – 3 

Technisches Englisch – 2 

Berufs- und Arbeitspädagogik – 3 
 

1
 Das Fach ist in die Ergänzungsprüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife einzubringen. 

2 In dem Fach ist die schriftliche Ergänzungsprüfung abzulegen. Das Fach kann abgewählt werden. Die Gesamtzahl der 
Wochenstunden verringert sich dann auf 32.  

3 Mögliche Abschlussprüfungsfächer, von denen vier ausgewählt werden müssen. Die Summe der Wochenstunden für die vier 
gewählten Abschlussprüfungsfächer beträgt mindestens zehn. 
Neben den in der Stundentafel aufgeführten möglichen Abschlussprüfungsfächern können die Fächer Technologie und 
Maschinenkunde, Papierverarbeitungstechnik, Drucktechniken und Arbeitsorganisation im Fall der Nachholung der 
Abschlussprüfung gemäß § 30 oder bei Wiederholung der Abschlussprüfung in einzelnen Fächern gemäß § 37 von 
Schülerinnen und Schülern, die die Ausbildung vor dem 1. August 2016 begonnen haben, letztmalig im Schuljahr 2017/2018 
gewählt werden.  

4 Die Schülerinnen und Schüler wählen Fächer im vorgeschriebenen Umfang spätestens zum Ende des 1. Schuljahres aus den 
von der Schule angebotenen Wahlpflichtfächern. 

�
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Technische Chemie
3
 � 2 

Kunststoffchemie
3
 � 2 

Marketing � 2 

Faltschachtelentwicklung � 3 

Verpackungsgestaltung � 1 

Verpackungsdruck und -veredelung II
3
 � 4 

Papier- und Pappenverarbeitung
3
 � 3 

Spezielle Papierherstellung
3
 � 3 

Spezielle Papier- und Pappenprüfung
3
 � 2 

Verpackungsprüfung
3
 � 2 

Qualitätsmanagement
3
 � 3 

Datenbankgestützte Prozesse
3
 � 3 

Datenverarbeitung � 2 

Auftragsmanagement � 2 

Arbeitssicherheit � 2 
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II. Bekanntmachungen des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

2030.8-K

Integrationsvereinbarung nach § 83 SGB IX 
für die staatlichen Gymnasien, Realschulen und 

Beruflichen Oberschulen

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 10. November 2017, Az. II.6-BP4001.2/19

Eine Integrationsvereinbarung enthält gemäß § 83 SGB IX 
(ab 01.01.2018: § 166 SGB IX) Regelungen im Zusammen-
hang mit der Eingliederung schwerbehinderter Menschen 
in die Betriebe und Dienststellen.

In der Anlage wird die am 25. Oktober 2017 unterzeich-
nete „Integrationsvereinbarung nach § 166 SGB IX für die 
staatlichen Gymnasien, Realschulen und Beruflichen Ober-
schulen“ gemäß Ziffer IV Abs. 1 Satz 2 dieser Vereinbarung 
in aktualisierter Fassung bekannt gemacht.

1Diese Bekanntmachung tritt am 1. Januar 2018 in Kraft. 
2Die Bekanntmachung vom 29. September 2015 (KWMBl. 
S. 194) tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2017 außer Kraft.

Herbert P ü l s 
Ministerialdirektor
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Anlage 

 

 

Inklusionsvereinbarung nach § 166 SGB IX 
für die staatlichen Gymnasien, Realschulen  

und Beruflichen Oberschulen 

 

 

Die Bayerische Staatsregierung hat durch Ministerratsbeschluss vom 25.09.2001 die 
Förderung der beruflichen Inklusion behinderter Menschen zu einem zentralen Anliegen ihrer 
Behindertenpolitik gemacht. 

Nach Artikel 3 Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland darf 
niemand wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. Artikel 118 a der Verfassung des 
Freistaates Bayern verstärkt dieses Benachteiligungsverbot. 

Menschen mit Behinderung sind in besonderem Maße auf den Schutz und die Solidarität der 
Gesellschaft angewiesen. Ihre Eingliederung in Arbeit und Ausbildung ist wesentlicher 
Ausdruck und gleichzeitig Voraussetzung für eine gleichberechtigte Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben. 

Es entspricht dem Selbstverständnis der Dienststellen- und Schulleitungen, 
schwerbehinderte Menschen dauerhaft zu beschäftigen. 

Die dauerhafte berufliche Inklusion behinderter Menschen ist nur durch eine 
partnerschaftliche Zusammenarbeit aller Beteiligten möglich. Die Vorgesetzten begegnen 
den schwerbehinderten Menschen im Rahmen der gesetzlichen und verwaltungsmäßigen 
Möglichkeiten mit Rücksicht und Wohlwollen. 

Die Dienststellen- und Schulleitungen suchen die Zusammenarbeit mit den jeweils 
zuständigen Partnern, wie Schwerbehindertenvertretung, Personalvertretung und 
Integrationsamt. 

Die Schwerbehindertenvertretung leistet ihren Beitrag zur Umsetzung dieser Vereinbarung 
und zur Bewältigung schulischer Fragestellungen. Hierbei wird sie von der 
Personalvertretung unterstützt. 

Für die Umsetzung dieser Vereinbarung sind in erster Linie die Dienststellenleitungen, die 
Schulleitungen und die Inklusionsbeauftragten, bis Ende 2017 noch als „Beauftragte des 
Arbeitgebers“ bezeichnet, zuständig. Die Dienststellen- und Schulleitungen gewährleisten in 
ihrem Bereich, dass alle Beschäftigte, die Entscheidungen mit Auswirkungen auf 
schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber sowie Beschäftigte treffen, sich mit den 
Bestimmungen des Sozialgesetzbuches IX, der Bekanntmachung des Bayerischen 
Staatsministeriums der Finanzen vom 19. November 2012 über die Inklusion behinderter 
Angehöriger des Öffentlichen Dienstes in Bayern in der jeweils gültigen Fassung 
(„Teilhaberichtlinien“, zugänglich u.a. auf der Homepage des Staatsministeriums für 
Unterricht und Kultus unter „Lehrer > Dienst- und Beschäftigungsverhältnis“ oder unter 
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http://www.stmf.bayern.de/oeffentlicher dienst/schwerbehinderte/) und allen zu deren 
Gunsten erlassenen Verordnungen, Tarifverträgen, Dienstvereinbarungen und 
Verwaltungsanordnungen vertraut machen und diese umsetzen. Die Vertrauenspersonen 
der schwerbehinderten Menschen und die Hauptvertrauensperson der schwerbehinderten 
Menschen im Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft 
und Kunst bieten Informationen und Unterstützung zum Schwerbehindertenrecht. Gleiches 
gilt für die Personalvertretung. 

Um diesen Zielen und der besonderen sozialpolitischen Verantwortung eines öffentlichen 
Arbeitgebers Rechnung zu tragen, schließen das Bayerische Staatsministerium für Bildung 
und Kultus, Wissenschaft und Kunst, der Hauptpersonalrat beim Bayerischen 
Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst und die 
Hauptschwerbehindertenvertretung für den Geschäftsbereich des Bayerischen 
Staatsministeriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst folgende 
Inklusionsvereinbarung ab: 

 

 

I. Leitlinien zur Beschäftigung schwerbehinderter Menschen im schulischen 

    Bereich 

 

Schwerbehinderte Menschen haben auf Grund zahlreicher Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften im öffentlichen Dienst eine besondere Rechtsstellung. Vor allem das 
Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen, 
das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz, das Behindertengleichstellungsgesetz, das 
Sozialgesetzbuch - Neuntes Buch – (SGB IX), das Bayerische Beamtengesetz, § 8 der 
Lehrerdienstordnung, das Bayerische Personalvertretungsgesetz (insbesondere Art. 69 
Abs. 1 Buchst. d) BayPVG), der Tarifvertrag für den Öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) 
und die Teilhaberichtlinien gewährleisten diesen Schutz. 

 

1. Personenkreis 

Diese Vereinbarung gilt für schwerbehinderte Menschen im Sinne des § 2 Abs. 2 SGB IX 
und für gleichgestellte Menschen im Sinne von § 2 Abs.3 SGB IX. Die den 
schwerbehinderten Menschen zustehenden Rechte gelten auch für die Gleichgestellten, 
sofern diese nicht ausdrücklich ausgenommen sind (Zusatzurlaub, Ermäßigungsstunden, 
Ruhestandsversetzung). 

Beschäftigte, über deren Antrag auf Anerkennung als Schwerbehinderte noch nicht 
entschieden ist, sollen möglichst wie Schwerbehinderte behandelt werden. 

 

2. Einstellung von schwerbehinderten Menschen auf Grundlage des TV-L 

Sobald in einer Dienststelle oder Schule Stellen neu zu besetzen sind, ist die zuständige 

http://www.stmf.bayern.de/oeffentlicher dienst/schwerbehinderte/
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Schwerbehindertenvertretung frühzeitig und umfassend zu informieren. 

Wenn eine Stelle für die Besetzung mit schwerbehinderten Menschen geeignet ist, so ist 
dies in einer Ausschreibung zu vermerken; es ist dabei auch darauf hinzuweisen, dass 
schwerbehinderte Bewerber bei ansonsten im Wesentlichen gleicher Eignung bevorzugt 
berücksichtigt werden. 

Beim Einstellungsverfahren sind die Vorgaben der Teilhaberichtlinien, Ziff. 4, zu beachten. 
Die Teilnahme der Schwerbehindertenvertretung unterbleibt, wenn die schwerbehinderte 
Bewerberin oder der schwerbehinderte Bewerber dies ablehnt; sie sind über diese 
Möglichkeit in neutraler Form zu informieren. 

Soweit Schulleiter gem. Ziff. 1.4 der Zuständigkeitsregelungen für den Arbeitnehmerbereich 
im Geschäftsbereich des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus (ZustAN-
KM) für die Auswahl der einzustellenden Verwaltungsangestellten, der sonstigen 
Arbeitnehmer zuständig sind, ist die einstellende Regierung über die Bewerbungen 
Schwerbehinderter zu informieren. 

 

3. Einstellung von Beamten 

Bei der Einstellung von Beamten gelten die besonderen Bestimmungen des 
Leistungslaufbahngesetzes. Auf Ziff. 4.6 der Teilhaberichtlinien (Besonderheiten bei der 
Besetzung von Beamtenstellen) wird hingewiesen. 

 

4. Beschäftigung und Art der Tätigkeit 

Schwerbehinderte Menschen erfüllen ihre Dienstpflichten wie jeder andere Beschäftigte. 
Schwerbehinderte Menschen haben gegenüber ihrem Arbeitgeber Anspruch auf 

 Beschäftigung, bei der sie ihre Fähigkeiten und Kenntnisse möglichst voll verwerten und 
weiterentwickeln können. 

 Dies gilt nicht, soweit die Erfüllung dieses Anspruchs für die Dienststelle nicht zumutbar 
ist oder mit unverhältnismäßigen Aufwendungen verbunden wäre oder soweit 
beamtenrechtliche Vorschriften entgegenstehen. 

 bevorzugte Berücksichtigung bei Maßnahmen der Weiterbildung zur Förderung ihres 
beruflichen Fortkommens, 

 behindertengerechte Einrichtung und Unterhaltung der Arbeitsstätten, 

 Ausstattung ihres Arbeitsplatzes mit den erforderlichen technischen Arbeitshilfen. 

Anträge auf Teilzeitbeschäftigung schwerbehinderter Beschäftigter sollen vorrangig 
berücksichtigt werden; teilzeitbeschäftigten schwerbehinderten  

Menschen soll auf Wunsch ein bevorzugtes Rückkehrrecht zur Vollbeschäftigung ermöglicht 
werden. Auf § 164 Abs. 5 SGB IX wird verwiesen. 

Eine Wiedereingliederung nach längerer Erkrankung ist Schwerbehinderten auf ihr 
Verlangen gegebenenfalls wiederholt zu genehmigen. 
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5. Berufliche Förderung und dienstliche Beurteilung 

Die Schwerbehindertenvertretung ist frühzeitig vor Erstellung der dienstlichen Beurteilung 
über das Anstehen der dienstlichen Beurteilung und über das dem Beurteilenden bekannte 
Ausmaß der Behinderung zu informieren; dies gilt nicht, wenn schwerbehinderte 
Beschäftigte auf Befragen die Beteiligung ablehnen. 

Die Schwerbehindertenvertretung kann Beurteilende ihrerseits über Wesen und Ausmaß der 
Behinderung unterrichten.  

Bei der Vergabe von Leistungsprämien oder Leistungszulagen sind schwerbehinderte 
Beschäftigte angemessen zu berücksichtigen. Ihrer Leistung ist die Bewertung zuzuordnen, 
als wenn ihre Arbeits- und Leistungsfähigkeit nicht durch die Behinderung gemindert wäre. 
Die Schwerbehindertenvertretung ist über die Vergabe von Leistungsprämien zu informieren. 

 

6. Prävention  

Bei Eintreten von personen-, verhaltens- oder betriebsbedingten Schwierigkeiten im Dienst- 
oder Arbeitsverhältnis, die zur Gefährdung dieses Verhältnisses führen können, schaltet die 
Dienststellenleitung möglichst frühzeitig die Schwerbehindertenvertretung und die 
Personalvertretung sowie das Integrationsamt ein, um präventive Maßnahmen im Sinne des 
§ 167 Abs. 1 SGB IX zu ergreifen.  

Die Hinweise zum Betrieblichen Eingliederungsmanagement nach § 167 Abs. 2 SGB IX sind 
zu beachten. 

 

7. Benachteiligungsverbot  

Schwerbehinderte Beschäftigte dürfen bei einer Vereinbarung oder einer Maßnahme nicht 
wegen ihrer Behinderung benachteiligt werden. 

 

8. Zusammenarbeit 

Es entspricht der Zielsetzung des SGB IX, dass die Dienststellenleitung, die 
Schwerbehindertenvertretung, der Inklusionsbeauftragte und die Personalvertretung eng 
zusammenarbeiten und sich bei der Erfüllung ihrer Aufgaben gegenseitig unterstützen (vgl. 
§ 182 SGB IX). 

 

9. Schwerbehindertenvertretung 

Die Schwerbehindertenvertretung vertritt die Interessen der in der Dienststelle beschäftigten 
schwerbehinderten Menschen. Um ihr einen laufenden Überblick über den zu betreuenden 
Personenkreis zu gewähren, sind ihr zeitnah Zu- und Abgänge von schwerbehinderten 
Menschen sowie Änderungen im Grad der Behinderung mitzuteilen. 

Die Schwerbehindertenvertretung ist in allen Angelegenheiten, die einen einzelnen 
schwerbehinderten Menschen oder die schwerbehinderten Menschen als Gruppe 
berühren, unverzüglich und umfassend zu unterrichten, vor einer Entscheidung zu 
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hören und über die getroffene Entscheidung unverzüglich zu informieren (§ 178 Abs. 2 
Satz 1 SGB IX).  

Weitere Rechte und Pflichten der Schwerbehindertenvertretung sind vor allem im SGB IX 
und in den Teilhaberichtlinien niedergelegt. 

Ist eine erforderliche Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung unterblieben, ist der 
Vollzug der Maßnahme zunächst auszusetzen und die Beteiligung innerhalb von sieben 
Tagen nach der Entscheidung nachzuholen; sodann ist endgültig zu entscheiden  (§ 178 
Abs. 2 Satz 2 SGB IX).  

 

 

II. Maßnahmen zur schulischen Inklusion 

  

1. Mehrarbeit 

Bei schwerbehinderten Beschäftigten sind die Anordnung und die Genehmigung von 
Mehrarbeit nur mit deren Einverständnis zulässig.  

Mehrarbeit im Schuldienst als Lehrkraft liegt vor, wenn über die Unterrichtsverpflichtung 
hinaus im Rahmen der Lehrbefähigung an der eigenen oder an einer anderen Schule der 
gleichen Schulart oder im Rahmen des Hausunterrichts Unterricht erteilt wird. Es muss sich 
dabei um Pflicht- oder Wahlpflichtunterricht handeln, der anderenfalls nach Ausschöpfung 
aller anderen Möglichkeiten ausfallen müsste. Bei Lehrkräften, deren Unterrichtspflichtzeit 
ermäßigt wurde oder die Anrechnungsstunden erhalten, liegt Mehrarbeit vor, wenn die 
herabgesetzte Unterrichtszeit überschritten wird. 

Der Ausgleich für ausgefallene Unterrichtsstunden darf bei schwerbehinderten Lehrkräften 
nur zeitnah im Rahmen der regelmäßigen, herabgesetzten Unterrichtszeit angeordnet 
werden. 

 

2. Pausenaufsicht 

Zur Pausenaufsicht werden schwerbehinderte Beschäftigte nur mit ihrem Einverständnis 
eingeteilt. 

 

3. Schulfahrten - Schullandheimaufenthalte - Wandertage - Unterrichtsgänge 

Schwerbehinderte Beschäftigte werden nur mit ihrem Einverständnis als Leitung oder 
Begleitperson eingesetzt. 

 

4. Sportfeste - Schulfeste - schulische Veranstaltungen 

Bei Sportfesten, Schulfesten und anderen schulischen Veranstaltungen sind die berechtigten 
Belange der schwerbehinderten Beschäftigten zu berücksichtigen. 
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5. Unterrichtsverteilung - Klassenleitung - Stundenplan - Aufsichtsführung 

Die Unterrichtspflichtzeit der Lehrkräfte verringert sich ab Vorlage des 
Schwerbehindertenausweises je nach Grad der Behinderung um 2 bis 4 Unterrichtsstunden. 
Dies gilt nicht für Gleichgestellte. 

Auf die besondere Stellung der schwerbehinderten Lehrkräfte ist bei der 
Unterrichtsverteilung, Klassenleitung, Stundenplangestaltung und Aufsichtsführung 
Rücksicht zu nehmen. 

Im Rahmen der Schuljahresvorbereitung bittet die Schulleitung die schwerbehinderte 
Lehrkraft rechtzeitig vor Erstellen des Einsatz- bzw. Stundenplanes um Mitteilung eventueller 
durch die Schwerbehinderung bedingter besonderer Belange. Bei Bedarf bietet die 
Schulleitung ergänzend ein Gespräch über die Arbeitsbedingungen an. Die 
Schwerbehindertenvertretung kann auf Wunsch der schwerbehinderten Lehrkraft an einem 
solchen Gespräch teilnehmen. 

Teilzeitbeschäftigten Schwerbehinderten soll auf Wunsch - soweit ein ordnungsgemäßer 
Schulbetrieb es zulässt - mindestens ein unterrichtsfreier Tag ermöglicht werden. 

 

6. Versetzungen - Abordnungen - Umsetzungen 

Für schwerbehinderte Beschäftigte ist es in der Regel schwieriger als für Nichtbehinderte, 
sich auf einen anderen Arbeitsplatz umzustellen. Sie sollen daher grundsätzlich nur versetzt, 
abgeordnet oder umgesetzt werden, wenn ihnen dabei mindestens gleichwertige 
Arbeitsbedingungen oder berufliche Entwicklungsmöglichkeiten angeboten werden können. 
Betroffene schwerbehinderte Beschäftigte und die zuständige Schwerbehindertenvertretung 
müssen frühzeitig vorher gehört werden. 

Soweit schwerbehinderte Beschäftigte selbst einen begründeten Antrag auf Versetzung, 
Abordnung oder Umsetzung stellen, soll dem entsprochen werden. Die 
Schwerbehindertenvertretung ist nach § 178 Abs. 2 SGB IX zu beteiligen. 

 

 

III. Verfahren zur Verständigung 

 

Kann zwischen der Dienststellenleitung oder Schulleitung und der schwerbehinderten 
Person über die Rahmenbedingungen eines behindertengerechten Arbeitsplatzes keine 
Einigung erzielt werden, muss auf Wunsch eines Beteiligten die 
Schwerbehindertenvertretung und/oder die Personalvertretung hinzugezogen werden. 

Die Dienststellenleitung oder Schulleitung und die Schwerbehindertenvertretung und/oder 
Personalvertretung arbeiten in der Frage der Teilhabe schwerbehinderter Menschen im 
Arbeitsleben in der Dienststelle eng zusammen und bemühen sich um eine einvernehmliche 
Lösung.   

 



KWMBl.  Nr. 13/2017 453

§ 178 Abs. 2 SGB IX bleibt unberührt (vgl. dazu oben Ziff. II 9). 

 

 

IV. Bekanntgabe 

 

Diese Inklusionsvereinbarung wird im Amtsblatt des Staatsministeriums für Bildung und 
Kultus, Wissenschaft und Kunst veröffentlicht. Die Veröffentlichung wird alle zwei Jahre 
wiederholt. 

Die Inklusionsvereinbarung wird außerdem im Internetauftritt des Bayerischen 
Staatsministeriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst eingestellt. 

 

 

V. Inkrafttreten 

 

Diese Vereinbarung trat mit Wirkung vom 1. November 2013 in Kraft und wurde mit Wirkung 
zum 1. Januar 2018 aktualisiert. 

Sie gilt zunächst für zwei Jahre. Nach Ablauf von zwei Jahren verlängert sie sich jeweils um 
ein weiteres Jahr, es sei denn, sie wird fristgerecht gekündigt. 

 

 

Die Kündigungsfrist beträgt sechs Monate zum Kalenderhalbjahr.  

Bis zum Abschluss einer neuen Inklusionsvereinbarung gilt diese Vereinbarung fort. 

 
 
 
München, den 25. Oktober 2017 
 
Bayer. Staatsministerium   Hauptpersonalrat:  Hauptschwer- 
für Bildung und Kultus,       behinderten- 
Wissenschaft und Kunst:       vertretung: 
 
 
Dr. Ludwig Spaenle  Rolf Habermann   Birgit Kowolik 
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526 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 20/2017

Auf Grund des Art. 122 Abs. 1 und 2 Satz 2 des Bay-
erischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichts-
wesen (BayEUG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 414, 632, BayRS 2230-1-1-K), 
das zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2017 
(GVBl. S. 362) geändert worden ist, verordnet das Baye-
rische Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wissen-
schaft und Kunst:

§ 1

Die Sing- und Musikschulverordnung vom  
17. August 1984 (GVBl. S. 290, BayRS 2237-4-K), die 
durch § 1 Nr. 80 des Gesetzes vom 7. August 2003 
(GVBl. S. 497) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1. In der Überschrift wird nach den Wörtern „Sing- und 
Musikschulverordnung“ die Angabe „– SiMuV“ einge-
fügt.

2. In § 1 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Bezeichnungsberechtigung“.

3. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgende Überschrift eingefügt:

„Unterrichtsangebot an Musikschulen“.

b) Abs. 1 Nr. 1 und 2 wird wie folgt gefasst:

„1.   Musikalische Grundfächer:
  Musikalische Früherziehung, Musikalische 

Grundausbildung, 

2.  Instrumentalunterricht aus jedem der Berei-
che

��� ���������������������������

b) Blas- und Schlaginstrumente,

c) Tasteninstrumente,“.

4. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgende Überschrift eingefügt:

„Unterrichtsangebot an Singschulen“.

b) Die Nrn. 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

„1.  Musikalische Grundfächer: 
 Musikalische Früherziehung, Musikalische 

Grundausbildung,

2.  Vokalunterricht in Singklassen,“.

5. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgende Überschrift eingefügt:

„Leitung und Lehrkräfte“.

b) In Abs. 1 werden die Wörter „Musikschule/Sing-
schule“ durch die Wörter „Musikschule oder 
Singschule“ ersetzt.

c) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden die Wörter „bei Musikschu-
len/Singschulen“ gestrichen und die Wör-
ter „die Diplommusiklehrerprüfung oder die 
staatliche Prüfung“ durch die Wörter „einen 
Hochschulabschluss in einem künstlerisch-
pädagogischen Studiengang oder die staat-
liche Prüfung als Musiklehrer oder Sing-
schullehrer“ ersetzt.

bb) Satz 3 wird aufgehoben.

cc) Der bisherige Satz 4 wird Satz 3 und wird 
wie folgt gefasst:

„3Als ausreichende Befähigung gilt auch

1. die erfolgreich abgeschlossene musika-
lische Ausbildung im Rahmen der Lehr-
amtsprüfungsordnung I,

2.  ein erfolgreicher Abschluss als hauptbe-
���������
���������	���

3.  ein erfolgreicher Abschluss als Instru-
mentalist oder Sänger in einem künst-
lerischen Hochschulstudiengang, nach 
künstlerischer Staatsprüfung oder 
künstlerischer Reifeprüfung, soweit eine 

2237-4-K

Verordnung 
zur Änderung der 

Sing- und Musikschulverordnung

vom 31. Oktober 2017

I. Rechtsvorschriften

Vom 31. Oktober 2017 (GVBl. S. 526)
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pädagogische Befähigung anderweitig 
nachgewiesen wird.“

dd) Der bisherige Satz 5 wird Satz 4 und die 
Wörter „bodenständiger Volksmusik“ wer-
den durch die Wörter „in volksmusikalischen 
und popularmusikalischen Fächern, die vom 
Staatsministerium für Bildung und Kultus, 
Wissenschaft und Kunst (Staatsministerium) 
im Benehmen mit dem Verband Bayerischer 
Sing- und Musikschulen festgelegt werden,“ 
ersetzt.

ee) Der bisherige Satz 6 wird Satz 5 und die 
Wörter „Sätze 1 bis 5“ werden durch die 
Wörter „Sätze 1 bis 4“ ersetzt.

d) Nach Abs. 2 wird folgender Abs. 3 eingefügt:

„(3) 1Kann ein Bedarf der bayerischen Mu-
sikschulen oder Singschulen an Lehrkräften über 
einen längeren Zeitraum in einem bestimmten 
Fach nicht durch Personen, die über einen Nach-
weis nach Abs. 2 Satz 2 und 3 verfügen, gedeckt 
werden oder liegt ein persönlicher Härtefall vor, 
kann der Nachweis der musikpädagogischen Be-
fähigung durch Eignung und ausreichende Be-
rufserfahrung als Musiker oder Musiklehrer ge-
führt werden. 2Diese Befähigung wird auf Antrag 
der Musikschule oder Singschule und im Falle ei-
nes persönlichen Härtefalls auch auf Antrag des 
Musikers oder Musiklehrers durch das Staatsmi-
nisterium festgestellt, das hierzu eine staatliche 
Hochschule und bei Volksmusikinstrumenten 
auch den Bayerischen Musiklehrerverband um 
fachliche Stellungnahme bitten kann. 3Die Hoch-
schule oder der Bayerische Musiklehrerverband 
kann die Berufserfahrung und die Eignung des 
Bewerbers im Hinblick auf instrumentale Befähi-
gung, musiktheoretische Grundkenntnisse und 
pädagogische Befähigung in geeigneter Weise 
überprüfen. 4Das Staatsministerium legt die Fä-
cher im Sinne von Satz 1 im Benehmen mit dem 
Verband Bayerischer Sing- und Musikschulen 
fest und stellt das Vorliegen eines persönlichen 
Härtefalls fest.“

e) Die bisherigen Abs. 3 und 4 werden die Abs. 4 
und 5.

6. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgende Überschrift eingefügt:

„Betrieb und Unterrichtsentgelte“.

b) In Abs. 1 werden die Wörter „Musikschule/Sing-

schule“ durch die Wörter „Musikschule oder 
Singschule“ ersetzt.

7. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgende Überschrift eingefügt:

„Musikschulen und Singschulen im Aufbau“.

b) Im Wortlaut werden die Wörter „Musikschulen/
Singschulen“ durch die Wörter „Musikschulen 
oder Singschulen“ ersetzt.

8. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgende Überschrift eingefügt:

„Untersagung der Bezeichnungsführung“.

b) In Satz 1 werden die Wörter „Musikschule/Sing-
schule“ durch die Wörter „Musikschule oder 
Singschule“ ersetzt.

9. Nach § 7 wird folgender § 7a eingefügt:

„§ 7a

Übergangsvorschrift

Für Anträge auf eine staatliche Anerkennung als 
Musiklehrer ist § 67 der Fachakademieordnung Mu-
sik in der am 31. Dezember 2017 geltenden Fassung 
weiter anzuwenden, wenn der Antrag bis zum Ablauf 
des 31. Dezember 2018 beim Staatsministerium, bei 
einer bayerischen Hochschule für Musik oder beim 
Landesverband bayerischer Tonkünstler gestellt 
wird.“

10. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgende Überschrift eingefügt:

„Inkrafttreten, Außerkrafttreten“.

b) Es wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) § 7a tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2019 außer Kraft.“

§ 2

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2018 in 
Kraft.

(2) Die Fachakademieordnung Musik (FakO Musik) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. November 
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1990 (GVBl. 1991 S. 2, BayRS 2236-9-1-1-K), die zuletzt 
durch § 7a Abs. 19 der Verordnung vom 11. September 
2015 (GVBl. S. 349) geändert worden ist, tritt mit Ablauf 
des 31. Dezember 2017 außer Kraft.

München, den 31. Oktober 2017 

Bayerisches Staatsministerium 

für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig S p a e n l e , Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig Spaen le 
Staatsminister 
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4. Zuwendungsvoraussetzungen 
1Gefördert werden können nur Veranstaltungen nach 
Nr. 2.1 mit überregionaler Bedeutung. 2Überregio-
nale Bedeutung haben in der Regel landkreisüber-
greifende Maßnahmen und Veranstaltungen, wobei 
kreisfreie Städte als Landkreise gelten. 3Eine För-
derung setzt weiter voraus, dass eigene Einnahmen 
(z. B. Beiträge, Spenden, Konzerteinnahmen) und 
weitere Finanzierungsmöglichkeiten (z. B. Zuwen-
dungen der Gemeinden, Landkreise oder Bezirke) 
nicht ausreichen oder nicht verfügbar sind. 

5. Art und Umfang der Zuwendung  

5.1 Art der Zuwendung 

Die Zuwendung wird als Projektförderung im Wege 
der Festbetragsfinanzierung für je ein Haushaltsjahr 
gewährt.

5.2 Zuwendungsfähige Ausgaben 
1Zuwendungsfähig sind die im Rahmen von Fort- und 
Weiterbildungsveranstaltungen anfallenden Dozen-
ten- und Organisationsausgaben sowie Ausgaben, die 
im Zusammenhang mit der Beschaffung von Schu-
lungsmaterial anfallen. 2Ebenfalls zuwendungsfähig 
sind die dem Verband anfallenden Verwaltungs- und 
Organisationsausgaben, die im Zusammenhang mit 
dem Vollzug der Richtlinien anfallen. 3Nicht zuwen-
dungsfähig sind Ausgaben für Präsidiumssitzungen, 
Vorstandswahlen und weitere gleichgelagerte ver-
bandsspezifische Aufgaben.

5.3 Höhe der Förderung 

5.3.1 1Die Höhe der Förderung beträgt für Maßnahmen 
im Sinne der Nr. 2.1 Satz 1 bis zu 100 v. H. eines ent-
standenen Finanzierungsbedarfes. 2Die Höhe der 
Förderung für Fort- und Weiterbildungsangebote der 
Verbände für Vereins- und Verbandsverantwortliche 
nach Nr. 2.1 Satz 2 beträgt bis zu 50 v. H. der zuwen-
dungsfähigen Ausgaben. 3Hierbei können insbeson-
dere auch die in unmittelbarem Zusammenhang mit 
der einzelnen Aktivität entstehenden Ausgaben wie 
Werbekosten, GEMA-Gebühren etc. berücksichtigt 
werden.

5.3.2 1Die Höhe der Förderung beträgt bei der Beschaf-
fung von Instrumenten, die für das gemeinsame 
Musizieren erforderlich sind, bis zu 20 v. H. der An-
schaffungsausgaben, höchstens jedoch 850,– € für ein 
Instrument. 2Die Laienmusikverbände können hier-
bei nach eigenem Ermessen Schwerpunkte setzen, 
gegebenenfalls auch die Förderung auf bestimmte 
Instrumente beschränken.

5.3.3 Die Höhe der Förderung zur Beschaffung von Noten, 
die zur Innovation des Musiziergutes bestimmt sind, 
beträgt bis zu 50 v. H. der Ausgaben.

5.4 1Für die allgemeinen Verwaltungsausgaben der Ver-
bände können bis zu 15 v. H. der jährlichen Zuwen-
dung verwendet werden. 2Dabei wird vorausgesetzt, 
dass mindestens 50 v. H. der angefallenen Ausgaben 
als Eigenleistung erbracht werden.

2245-K

Richtlinien zum Vollzug  
des Bayerischen Musikplans  
im Bereich der Laienmusik 

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst 

vom 13. November 2017, Az. XI.6-K1620.0/2/102

1Das Bayerische Staatsministerium für Bildung und Kul-
tus, Wissenschaft und Kunst gewährt nach Maßgabe 
dieser Richtlinien und der allgemeinen haushaltsrecht-
lichen Bestimmungen (insbesondere Art. 23 und 44 der  
Bayerischen Haushaltsordnung (BayHO) einschließlich der 
Verwaltungsvorschriften (VV) zu Art. 23 und 44 BayHO, 
Art. 43, 48, 49 und 49a BayVwVfG und die Allgemeinen 
Nebenbestimmungen zur Projektförderung (ANBest-P)) 
Zuwendungen für Aktivitäten im Bereich der Laienmusik-
verbände. 2Die Förderung erfolgt ohne Rechtsanspruch im 
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

1. Zweck der Zuwendung 

Die Förderung soll die Laienmusikverbände in die 
Lage versetzen, ihre musisch-kulturellen Aktivi täten 
durchzuführen und besonders die musikalische Kin-
der- und Jugendarbeit sowie die Seniorenarbeit zu 
verstärken.

2. Gegenstand der Förderung

2.1 1Gefördert werden können musikalische Fort- und 
Weiterbildungsveranstaltungen sowie musika-
lische Veranstaltungen, Konzerte, Wertungssingen 
und Wertungsspiele. 2Ferner sind Fort- und Weiter-
bildungsangebote der Verbände für Vereins- und 
Verbandsverantwortliche zu Rechts- und Verwal-
tungsfragen förderfähig, die für eine rechtssichere 
Durchführung von musikalisch-kulturellen Veran-
staltungen erforderlich sind. 3Die Anschaffung von 
Instrumenten sowie Noten kann ebenfalls gefördert 
werden. 

2.2 1Nicht gefördert werden Präsidiumssitzungen, 
 Ehrungsabende, Vorstandswahlen sowie die in die-
sem Zusammenhang anfallenden Reisekosten für das 
Präsidium bzw. die Vorstandschaft. 2Mitgliedsbei-
träge an Dritte, Versicherungsbeiträge sowie Zin-
saufwendungen sind ebenfalls nicht förderfähig.

2.3 Bau- und Einrichtungsmaßnahmen können aus Mit-
teln der Laienmusik nicht gefördert werden. 

3. Zuwendungsempfänger
1Die Förderung wird den im Bayerischen Musikrat 
e. V. zusammengeschlossenen Einzelverbänden der 
Laienmusik gewährt. 2Der jeweilige Laienmusik-
verband kann die Mittel, soweit sie nicht für eigene 
Verwaltungs- und Organisationsausgaben eingesetzt 
werden, für Maßnahmen nach Maßgabe dieser Richt-
linien an seine Mitgliedsvereine weiterbewilligen. 

II. Bekanntmachungen des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst
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Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen 
oder widerrufen wird.

8. Ausführungsbestimmungen

8.1 Die Verbände sind berechtigt, im Rahmen dieser 
Richtlinien verbandsspezifische Regelungen zu tref-
fen.

8.2 In begründeten Einzelfällen können nach vorheriger 
Zustimmung durch das Bayerische Staatsministe-
rium für Bildung und Kultus, Wissenschaft und 
Kunst Ausnahmen zugelassen werden.

9. Inkrafttreten, Geltungsdauer, Außerkrafttreten
1Diese Richtlinien treten am 1. Januar 2018 in Kraft. 
2Sie sind befristet bis 31. Dezember 2021. 3Die 
 Bekanntmachung des Bayerischen Staatsminis-
teriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst vom 
12. August 2016 (KWMBl. Nr. 12/2016 S. 222) tritt 
gleichzeitig außer Kraft.

Dr. Peter Mü l le r  
Ministerialdirektor

2230.1.1.1.1.0-K

Antragstellung auf Einrichtung einer  
erweiterten Schulleitung im Schuljahr 2018/19

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

vom 23. November 2017, Az. II-BS4244.0/9/3

1Eingebettet in das Gesamtprojekt Eigenverantwortliche 
Schule wurde zum Schuljahr 2013/14 für staatliche Schu-
len die Möglichkeit geschaffen, auf Antrag eine erweiter-
te Schulleitung nach Art. 57a BayEUG einzurichten. 2Der 
pädagogische Führungs- und Gestaltungsauftrag leitet 
sich aus den Erfahrungen der Modellversuche MODUS F 
und Profil 21 sowie aus den bis zum Schuljahr 2017/18 an 
insgesamt 273 staatlichen Schulen eingerichteten erwei-
terten Leitungsmodellen ab. 3Die erweiterte Schulleitung 
soll durch Übernahme von Führungs- und Personalverant-
wortung in einem situativ-partizipativen Verständnis von 
Führung die berufliche Entwicklung der ihr zugeordneten 
Lehrkräfte unterstützen, durch die gemeinsame Reflexion 
schul- bzw. fachbezogener Qualitätsziele die Abstimmung 
in pädagogischen Teams verbessern und einen Beitrag 
zur Profilschärfung der Schule leisten. 4Die Kernauf-
gaben ihrer Mitglieder bestehen darin, die schulinterne 
Kommunikation zu intensivieren, den ihnen zugeordne-
ten Lehrkräften professionelle Rückmeldung zu geben, 
mit diesen Mitarbeitergespräche zu führen, individuelle 
Entwicklungsziele zu vereinbaren und die Umsetzung zu 
begleiten. 5Durch die Reduktion der Führungsspannen auf 
1 zu 14 verbessert sich die Führungssituation an Schulen 
mit erweiterter Schulleitung deutlich. 
6In einer sechsten Antragsrunde zum Schuljahr 2018/19 
können weitere staatliche Schulen die Einrichtung einer 
erweiterten Schulleitung beantragen. 7Gemäß § 1 Abs. 2 
der Verordnung zur Einrichtung einer erweiterten Schul-
leitung (ErwSchLV) sind die im Rahmen der im Staathaus-
halt verfügbaren Stellen und Mittel antragsberechtigten 
Schulen durch Bekanntmachung festzulegen.

5.5 Bagatellförderungen an Laienmusikverbände, die 
 einen Wert von 3.000,– € unterschreiten, unterblei-
ben.

6. Mehrfachförderung 
Eine Zuwendung kann nicht ausgereicht wer-
den, soweit bereits für Maßnahmen oder Projek-
te  Zuwendungen des Freistaats Bayern aufgrund 
 anderer Rechtsvorschriften ausgereicht werden (Ver-
bot der Doppelförderung).

7. Verfahren

7.1 Antrag

7.1.1 1Die Laienmusikverbände legen dem Staatsministe-
rium für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst 
die Anträge bis spätestens 31. Dezember des Vor-
jahres auf dem entsprechenden Formblatt vor. 2Der 
 Antrag ist vom vertretungsberechtigten Vorstand des 
Antrag stellenden Verbandes zu unterzeichnen. 

7.2 Bewilligung 

7.2.1 1Über die Zuwendung erhält der Laienmusikver-
band vom Staatsministerium für Bildung und Kultus, 
Wissenschaft und Kunst einen schriftlichen Bewil-
ligungsbescheid. 2Die Zustimmung zum vorzeitigen 
Maßnahmebeginn gilt mit dem Antragseingang als 
erteilt.

7.2.2 1Die Verbände haben bei der Weitergabe der staat-
lichen Mittel darauf hinzuweisen, dass diese Mittel 
vom Bayerischen Staatsministerium für Bildung und 
Kultus, Wissenschaft und Kunst zur Verfügung ge-
stellt werden, und die Vorgaben der VV Nr. 13 zu 
Art. 44 BayHO zu beachten. 2Staatliche Zuwendun-
gen dürfen nur an gemeinnützige Vereine weiter-
bewilligt werden. 3Zur Weiterbewilligung ist ein 
schriftlicher Antrag erforderlich. 

7.3 Verwendungsnachweis

7.3.1 1Die Frist zur Vorlage des Verwendungsnachweises 
wird im Bewilligungsbescheid bestimmt. 2Der Ver-
wendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht 
und einem zahlenmäßigen Nachweis. 3Der Laienmu-
sikverband reicht beim Bayerischen Staatsministe-
rium für Bildung und Kultus, Wissenschaft und 
Kunst einen Gesamtverwendungsnachweis ein, in 
dem die einzelnen Förderbereiche getrennt nach-
zuweisen sind. 4Die Mitgliedsvereine, an die staat-
liche Fördermittel weiterbewilligt werden, haben 
 gegenüber dem Laienmusikverband einen Nachweis 
über die ordnungsgemäße Verwendung zu erbringen.

7.3.2 Antrags- und Bewilligungsunterlagen sowie Belege 
sind fünf Jahre aufzubewahren.

7.3.3 Das Bayerische Staatsministerium für Bildung und 
Kultus, Wissenschaft und Kunst und der Bayerische 
Oberste Rechnungshof (Art. 91 BayHO) sind berech-
tigt, die Verwendung der Mittel jederzeit zu prüfen.

7.3.4 Die Fördermittel sind zurückzuzahlen, soweit ein 
Zuwendungsbescheid nach Verwaltungsverfah-
rensrecht (Art. 43, 48, 49, 49a des Bayerischen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) ver-
öffentlicht in der Bayerischen Rechtssammlung  
(BayRS 2010-1-I), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes 
vom 22. Mai 2015 (GVBl. S. 154) geändert worden ist) 
oder anderen Rechtsvorschriften unwirksam oder mit 
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1. Grundlage für die Umsetzung der erweiterten Schul-
leitung
1Gesetzliche Grundlage für die Einrichtung einer 
 erweiterten Schulleitung bildet Art. 57a BayEUG, 
 deren Aufgaben durch § 28 LDO (Lehrerdienstord-
nung) sowie schulartbezogene Funktionenkataloge 
konkretisiert werden. 2Auf dieser Grundlage ent-
wickeln die Schulen passgenaue Leitungsmodelle 
und integrieren die erweiterte Schulleitung über 
 einen  Geschäftsverteilungsplan in ihre Organisa-
tionsstruktur. 3Für die Erfüllung der Aufgaben im 
Bereich der Personalführung und Qualitätssicherung 
werden jedem Mitglied in der erweiterten Schullei-
tung gemäß § 1 Abs. 1 Satz 3 ErwSchLV jeweils zwei 
Lehrer wochenstunden als Leitungszeit zugewiesen. 
4Durch Anpassung der Bekanntmachung zur Durch-
führung des Mitarbeitergesprächs an den staatlichen 
Schulen vom 16. Mai 2014 ging die Zuständigkeit für 
das Mitarbeiter gespräch von der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter auf die Mitglieder in der erweiterten 
Schulleitung über,  sofern diese an der Schule ein-
gerichtet ist. 5Des Weiteren wurde die Mitwirkungs-
rolle der Mitglieder der erweiterten Schulleitung als 
unmittelbare Vorgesetzte bei der dienstlichen Beurtei-
lung durch Änderung der „Richtlinien für die dienst-
liche Beurteilung und die Leistungsfeststellung der 
staatlichen Lehrkräfte  sowie der Schulleiterinnen und 
Schulleiter an Schulen in Bayern“ vom 15. Juli 2015 
näher bestimmt und der Führungs- und Personalver-
antwortung der erweiterten Schulleitung bei unver-
änderter Gesamtverantwortung der Schulleiterin bzw. 
des Schulleiters Rechnung getragen.

2. Antragstellung für das Schuljahr 2018/19

2.1 Antragsverfahren
1Die staatlichen Schulen mit Antragsberechtigung 
zum Schuljahr 2018/19 ergeben sich nach § 1 Abs. 1 
Satz 1 ErwSchLV aus den im Staatshaushalt bereitge-
stellten Stellen und Mitteln. 2Im Rahmen der verfüg-
baren Kontingente werden je Schulart neben den ehe-
maligen Teilnehmern der Schulversuche  MODUS F 
und Profil 21 in absteigender Reihung die nach Lehrer-
zahl jeweils größten Schulen ausgewählt. 3Alle nicht 
unter Nr. 3 genannten staatlichen Gymnasien und 
 Realschulen mit mindestens 16 staatlichen Lehrkräften 
können einen Antrag über das Wartelisten-Verfahren 
stellen (§ 3 ErwSchLV). 4Diese Anträge können, in 
absteigender Reihenfolge nach der Lehrerzahl, nur 
dann bewilligt werden, wenn Kapazitäten wegen nicht 
 gestellter oder nicht bewilligter Anträge der unter Nr. 3 
benannten Schulen verbleiben. 5Für ihre Planungen 
können diese Schulen die aus den Amtlichen Schul-
daten des Schuljahres 2016/17 ermittelte maximale 
Anzahl an Funktionsstellen in der erweiterten Schul-
leitung bei der jeweils zuständigen Schulaufsichts-
behörde erfragen.

6Die weiteren grundlegenden Regelungen zur Antrag-
stellung aus der Bekanntmachung vom 11. November 
2013 (KWMBl. S. 359), insbesondere in Bezug auf die 
Aufforderung zur Einbindung des Personalrats, die 
Empfehlung zur Erörterung in der Lehrerkonferenz 
sowie die verbindliche Vorlage eines schulbezogenen 
Umsetzungskonzepts, behalten für die Antragstellung 
zum Schuljahr 2018/19 ihre Gültigkeit.

2.2 Antragstellung und Antragstermin
1Antragstermin für die Einrichtung zum Schuljahr 
2018/19 ist der 31. Januar 2018. 2Dazu richtet die 
Schulleiterin bzw. der Schulleiter einen Antrag über 
das beiliegende Formular (Anlage) auf dem Postweg 
an das Bayerische Staatsministerium für Bildung und 
Kultus, Wissenschaft und Kunst, Salvator straße 2, 
80333 München (Entscheidung nach Datum des Post-
stempels). 3Vorab elektronisch übersandte Anträge 
können die erforderliche Schriftform nicht ersetzen. 
4Das Staatsministerium prüft die eingegangenen An-
träge und teilt die Entscheidung über eine Bewilligung 
bis zum 31. März 2018 mit.
5Zu früheren Antragsrunden eingereichte Anträge ver-
lieren ihre Gültigkeit, so dass zum Schuljahr 2018/19 
erneut ein Antrag zu stellen ist. 6Ein vormals vor-
gelegtes Konzept ist ggf. anzupassen und dem  Antrag 
beizufügen. 7Auch die Erklärung über die erneute Ein-
bindung des örtlichen Personalrats im Rahmen der 
vertrauensvollen Zusammenarbeit bzw. die Erörterung 
der Antragstellung in der Lehrerkonferenz ist durch 
die Schulleiterin bzw. den Schulleiter im Antragsfor-
mular (Anlage) abzugeben.

3. Schulen mit Antragsberechtigung zum Schuljahr 
2018/19
1Gemäß § 1 Abs. 1 Satz 2 ErwSchLV sind für die 
 Ermittlung der Antragsberechtigungen sowie der mög-
lichen Funktionsstellenzahl der Schulen im Wartelis-
ten-Verfahren die „Amtlichen Schuldaten“ des Schul-
jahres 2016/17 maßgeblich. 2In die Personenzählung 
fließen sämtliche zum Erhebungsstichtag an der Schu-
le eingesetzten staatlichen Lehrkräfte unabhängig 
vom Beschäftigungsumfang ein. 3Entscheidend sind 
ein Dienst- bzw. Arbeitsverhältnis mit dem Freistaat 
Bayern sowie der eigenverantwortliche Einsatz im Un-
terricht bzw. die Gewährung von Anrechnungsstun-
den an der Schule. 4Nichtstaatliche Lehrkräfte sowie 
pädagogisches Personal gemäß Art. 60 BayEUG gehen 
nicht in die Zählung ein. 5Für die Bestimmung der 
maximalen Anzahl der Mitglieder in der erweiterten 
Schulleitung wird die in § 1 Abs. 1 Satz 3 ErwSchLV 
festgelegte Führungsspanne von 1 zu 14 zugrunde 
gelegt.
6Auf Grundlage der für die Einrichtung einer erwei-
terten Schulleitung im Staatshaushalt für 2018/19 
verfügbaren Stellen und Mittel wird an folgende 24 
staat liche Schulen eine Antragsberechtigung zum 
Schuljahr 2018/19 vergeben:
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3.2 Gymnasium

Schul- 
nummer

Schule MODUS  
F

max. 
Anzahl der 
Mitglieder 

der erwSL 2)

0015 Karl-Theodor-von-
Dalberg-Gymnasium 
Aschaffenburg 

8

0035 E.T.A. Hoffmann-
Gymnasium  
Bamberg 

8

0040 Graf-Münster- 
Gymnasium  
Bayreuth 

x 8

0092 Hardenberg- 
Gymnasium Fürth 

8

0111 Regiomontanus-
Gymnasium Haßfurt 

8

0147 Hans-Leinberger-
Gymnasium  
Landshut 

8

0190 Pestalozzi- 
Gymnasium  
München 

8

0273 Ignaz-Günther- 
Gymnasium  
Rosenheim 

8

0363 Gymnasium  
Waldkraiburg 

x 5

0959 Carl-Orff- 
Gymnasium  
Unterschleißheim 

8

0971 Gymnasium  
Kirchheim  
b. München 

8

0986 Korbinian-Aigner-
Gymnasium Erding 

8

3.3 Berufliche Schulen
1Aufgrund eines hohen Antragsvolumens wurden die 
für das Schuljahr 2018/19 vorgesehenen Kontingente 
um ein Jahr vorgezogen und die erweiterte Schullei-
tung bereits zum Schuljahr 2017/18 an 14 beruflichen 
Schulen eingerichtet (Doppelrunde 2017/18). 2Die be-
ruflichen Schulen setzen daher zum Schuljahr 2018/19 
beim Ausbau der erweiterten Schulleitung aus.

4. Inkrafttreten, Außerkrafttreten
1Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom  
23. November 2017 in Kraft.
2Die Bekanntmachung des Bayerischen Staatministe-
riums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst 
zur Antragsstellung auf Einrichtung einer erweiterten 
Schulleitung im Schulleiter 2017/18 vom 28. November 
2016 (KWMBl. S. 311) wird mit Ablauf des 22. Novem-
ber 2017 aufgehoben.

Herbert P ü l s  
Ministerialdirektor

3.1 Realschule

Schul- 
nummer

Schule MODUS  
F

max. 
Anzahl der 
Mitglieder 

der erwSL 1)

0415 Bertolt-Brecht- 
Realschule  
Staatl. Realschule 
Augsburg I

4

0422 Staatliche Realschule  
Bad Kissingen 

4

0429 Johannes-Kepler-
Realschule  
Staatliche Realschule 
Bayreuth II

5

0466 Staatliche Realschule  
Freyung 

4

0509 Realschule  
an der Salzstraße  
Staatliche  
Realschule Kempten

5

0530 Staatliche Realschule  
Lindenberg i. Allgäu 

5

0536 Staatliche Realschule 
Marktoberdorf 

4

0583 Staatliche Realschule 
Neutraubling 

5

0613 Albert-Schweitzer-
Realschule  
Staatl. Realschule 
Regensburg II

4

0649 Staatliche Realschule 
Trostberg 

4

0672 Staatliche Realschule 
Bessenbach 

4

0737 Joseph-von- 
Fraunhofer-Schule  
Staatl. Realschule 
München II

4

1)   In der Zahl der Mitglieder der erweiterten Schulleitung sind die 
Funktionen „ständige Vertretung der Schulleiterin/des Schul-
leiters“ und „weitere Stellvertreterin/weiterer Stellvertreter und 
ständige Mitarbeiterin/ständiger Mitarbeiter in der Schulleitung 
an Realschulen mit mehr als 540 Schülerinnern und Schülern“ 
enthalten.

2)   Die Zahl der Mitglieder der erweiterten Schulleitung versteht sich 
einschließlich der ständigen Vertreterin/des ständigen Vertreters 
der Schulleiterin/des Schulleiters sowie der bereits bestellten Mit-
arbeiter der Schulleitung. Die Anzahl der Lehrkräfte in beförde-
rungsrelevanten Funktionen darf sich an der Schule durch die 
Einrichtung der erweiterten Schulleitung nicht erhöhen.
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Anlage 
 

ANTRAG AUF EINRICHTUNG EINER ERWEITERTEN SCHULLEITUNG  
ZUM SCHULJAHR 2018/19 

 
 

 
An das  
Bayerische Staatsministerium für  
Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst 
Salvatorstraße 2 
80333 München 
 
 
 
 
 

1. DATEN DER ANTRAGSTELLENDEN SCHULE 
 
 

Schulnummer ..…………….……. .  A                   .                                   

Name der Schule ……………….. .  A                                                           .  

Straße ……………………………. .  A                                                           .              

PLZ Ort …………………………... .  A                                                           .                   

vertreten durch Schulleiter/in ….. .  A                                                           .                  

Schulart:   Realschule  Gymnasium   berufliche Schule 

    Schulen des Zweiten Bildungswegs  Schule besonderer Art                                                                

Teilnahme an MODUS F/Profil 21 (mit Einführung einer mittleren Führungsebene): 

       ja     nein 

 
 
2. ANTRAG 

Auf Grundlage von Art. 57a Abs. 1 Satz 1 BayEUG stellt die unterzeichnende 
Schulleiterin/der unterzeichnende Schulleiter den Antrag auf Einrichtung einer 
erweiterten Schulleitung gemäß Art. 57a BayEUG im Schuljahr 2018/19. 
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ANTRAG AUF EINRICHTUNG EINER ERWEITERTEN SCHULLEITUNG  
ZUM SCHULJAHR 2017/18 

3. ERKLÄRUNG DER SCHULLEITERIN/DES SCHULLEITERS 

Die unterzeichnende Schulleiterin/Der unterzeichnende Schulleiter gibt über die 

Einbindung der Personalvertretung/des Kollegiums im Vorfeld zur Antragstellung 

folgende Erklärungen ab: 

1.) Wurde der örtliche Personalrat an der Schule über die geplante Antragstellung 

auf Einrichtung einer erweiterten Schulleitung zum Schuljahr 2018/19 informiert 

und in die Entscheidung über die Antragstellung eingebunden (vgl. Nr. 2.3 der 

KMBek vom 11. November 2013 (KWMBl S. 359) zur Antragstellung im Schuljahr 

2013/14)? 

 Ja, und zwar am ____________________________________________________ 

   Nein 

2.) Wurde die Lehrerkonferenz über die geplante Antragstellung auf Einrichtung 

einer erweiterten Schulleitung zum Schuljahr 2018/19 informiert und die Frage in 

der Lehrerkonferenz erörtert? (vgl. Nr. 2.3 der KMBek vom 11. November 2013 

(KWMBl S. 359) zur Antragstellung im Schuljahr 2013/14)? 

 Ja, und zwar am ____________________________________________________ 

  Nein 

4. ANTRAGSUNTERLAGEN 

Diesem Antrag auf Einrichtung einer erweiterten Schulleitung ist ein 

schulbezogenes Konzept zur Umsetzung der erweiterten Schulleitung an der 

antragstellenden Schule beigefügt (entfällt ggf. bei erneuter Antragstellung). 

5. UNTERZEICHNUNG 

Mit Antragsunterzeichnung werden die Angaben unter Nr. 3 bestätigt. Der Antrag ist 

einschließlich der Anlage gemäß Nr. 4 bis spätestens zum 31. Januar 2018 (Datum 

des Poststempels) auf dem Postweg an die bezeichnete Adresse im Bayerischen 

Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst zu übermitteln. 
 

 
 
 
 
______________________   ____________________________________ 
           Ort, Datum    Unterschrift der Schulleiterin/des Schulleiters  
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